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Erste    Sitzung. 

Mittwoch,  den  16.  Mai,  Voiinittags  9  Uhr. 

Vorsitzender  Bfirgermeistor  Dr.  T.  Erhardt  (MüDchen)  eröffnet 
die  gemeinschaftliche  Versammlung  des  ^Deatschen  Vereins  für  öfient- 
liche  Gesundheitspflege*'  und  des  „Vereins  für  Gesundheitstechnik"  und 
ertheilt  zunächst  das  Wort  Herrn 

Bfirgermeister  Duncker  (Berlin): 

„Hochgeehrte  Herren!  Den  für  die  öffentliche  Gesundheitspflege  zu 
Terwerthenden  Fortschritten  der  Wissenschaft  und  Technik  luit  lebhaftem 
Interesse  zu  folgen,  hat  wohl  kein  deutsches  Gemeinwesen  ein  dringenderes 
Bedürfniss,  als  unsere,  zu  einer  Einwohnerschaft  yon  jetzt  schon  über  Eine 
Million  gelangte  Stadt.  Die  Gemeindebehörden  haben  es  daher  mit  Freude 
begrüsst,  als  die  Kunde  zu  ihnen  gelangte,  dass  die  beiden  Vereine,  deren 
Mitglieder  ich  heute  hier  vereinigt  sehe,  Berlin  zu  ihrem  diesjährigen  Ver- 
sammlungsorte zu  wählen  beschlossen  hatten.  Indem  ich  Ihnen  Namens 
der  Stadt  für  diesen  Beschluss  danke  und  Sie  an  dieser  Stelle  herzlich 
begrüsse,  darf  ich  wohl  den  Hoffnungen  Ausdruck  geben,  die  sich  speciell  ' 
für  uns  an  dies  Ereigniss  knüpfen.  Von  Ihr^r  sachverständigen  Beurthei- 
lung  dessen,  was  wir  bisher  auf  dem  Gebiete  der  öffentlichen  Gesundheits- 
pflege geleistet  haben,  von  Ihren  Berathungen  erwai-ten  wir  Aufklärung 
über  die  Wege,  die  wir  weiter  zu  gehen  haben,  um  das  Stückchen  Erde,  das 
unsere  enggeschaarte  Bevölkerung  besetzt  hält,  immer  mehr  und  mehr  zu 
einer,  deren  leibliche  und  geistige  Wohlfahrt  fördernden  Culturstätte  zu 
gestalten. 

„Die  Anschauung,  welche  die  Ausstellung  der  Hygiene  unseren  Bürgern 
bietet,  die  Belehrung,  welche  über  die  Resultate  der  wissenschaftlichen 
Forschung  und  der  technischen  Erfahrung  vorzugsweise  durch  die  Thätig- 
keit  dieser  Vereine  in  immer  weitere  Kreise  dringt,  werden  uns  die  Erfül- 
lung der  Aufgaben,  die  noch  zu  lösen  bleiben,  so  hoffe  ich,  erleichtern. 
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„Die  höchsten  Ziele  auf  dem  Gebiete  der  öfFentlichen  Gesundheitspflege 
sind  nicht  ohne  grosse  Geldmittel  zu  erreichen.  Es  wird  uns  an  diesen  um 
so  weniger  fehlen,  je  allgemeiner  die  Ueberzeugung  wird,  dass  das  in  öffent- 
lichen Einrichtungen  für  die  Gesundheitspflege  angelegte  Capital  sich  in  der 
Wohlfahrt,  in  der  Arbeitstüchtigkeit  der  Bevölkerung  mit  Wucherzinsen 
rentirt. 

„Mit  diesen  Hoffnungen,  meine  Herren,  heisse  ich  Sie  nochmals  herz- 
lich willkommen  und  bitte  Sie  zugleich,  als  eine  bescheidene  Festgabe  unserer 
Stadt  den  Hygienischen  Führer  durch  Berlin^),  der  in  unserem 
Auftrage  verfasst  worden  ist,  entgegenzunehmen.  Die  Exemplare  desselben, 
nebst  dem  Specialkatalog  über  unsere  Ausstellung,  werden  Ihnen  noch  im 
Laufe  dieses  Tages  zugehen. 

„Noch  einmal,  meine  Herren,  willkommen!  Auf  dem  Terrain,  welches 
uns  manch'  schwere  Sorge  bereitet  hat,  auf  den  Feldern,  um  die  wir  manch' 
harten  Kampf  gekämpft,  auf  den  Rieselgütern,  hoffe  ich  Sie  morgen  wieder 
zu  sehen." 

Geh.  Medicinalrath  Prof.  Dr.  Hil^SCh^  Vorsitzender  der  Gesell- 
schaft für  öffentliche  Gesundheitspflege  zu  Berlin : 

„Sehr  geehrte  Herren!  Von  der  Gesellschaft  für  Gesundheitspflege  in 
Berlin,  welche  sich  durch  die  gleichen  Bestrebungen  und  durch  die  gleichen 
Mittel  zur  Erreichung  der  angestrebten  Ziele  mit  dem  Deutschen  Verein  für 
öffentliche  Gesundheitspflege  aufs  Innigste  verknüpft  und  eins  fühlt,  ist  mir 
als  dem  zeitigen  Vorsitzenden  derselben  der  ehrenvolle  Auftrag  geworden, 
den  Verein  bei  seinem  diesjährigen  Zusammentreten  zu  begrüssen,  ihn  der 
lebliaft^stcnThcilnahme  der  Gesellschaft  an  seinen  diesjährigen  Berathungen 
zu  versiebern  und  ihm  den  Dank  und  die  Anerkennung  auszuprechen  für  die 
grossen  Verdienste,  die  er  sich  um  die  Förderung  dieses  hochwichtigen 
Zweiges  der  allgemeinen  Verwaltung  erworben  hat,  Verdienste,  meine 
Herreu,  nicht  bloss  ausgesprochen  in  dem  Umstände,  dass  der  Verein  den 
Bcrufsclassen  der  Gesellschaft,  welchen  die  Aufgabe  anheimfallt,  sich  für  die 
einzelnen  Fragen  der  Gesundheitspflege  zu  interessiren  und  an  der  Durch- 
führung derselben  thätig  zu  betheiligen,  Gelegenheit  geboten  hat,  in  gemein- 
samen Berathungen  die  wichtigsten  Fragen  auf  diesem  Gebiete  zu  erörtern 
und  Aufklärung  über  dieselben  zu  verschaffen,  sondern  auch  und  vornehm- 
lich ausgesprochen  in  dem  Umstände,  dass  es  dem  Vereine  gelungen  ist, 
das  Interesse  für  die  öffentliche  Gesundheitspflege  in  die  weitesten  Kreise 
zu  tragen. 

„  Meine  Herren,  der  Vorstand  des  Vereins  hat  auf  die  diesjährige  Tages- 
ordnung einen  Gegenstand  gestellt,  welcher  auch  die  Aufmerksamkeit  und 
Thätigkeit  der  Gesellschaft  für  Gesundheitspflege  in  Berlin  in  ihren  Be- 
rathungen während  der  letzten  Monate  auf  das  Lebhafteste  in  Anspruch 
genommen  hat,  ich  meine  die  Frage  nach  der  Städtcreinigung  und  nach  der 


^)  Hygienischer  Führer  durch  Berlin.  Im  Auftrage  der  städtischen  Behörden 
als  Fcstschrilt  für  die  Versjiminlung  des  Deutschen  Vereins  für  Gesundheitspflege  und  des 
Vereins  für  Gesundheitstechnik,  Berlin  16.  bis  20.  Mai  1883,  herausgegeben  von  Dr.  Paul 
Bürner.  303  Seiten  mit  43  Illustrutioneu,  zwei  Situationsplänen  und  einer  Tafel  Abbil- 
dungen zur  Berliner  Cunalisation,  bowle  einem  Plane  von  Berlin. 
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Verwendung  der  städtischen  Unreinigkeiten.  Sie  werden  daraus 
ermessen,  meine  Herren,  dass  die  Gesellschaft  mit  desto  grösserem  Interesse 
auf  die  Verhandlungen  hlickt,  welche  an  dieser  Stelle  über  diesen  Gegen- 
stand werden  gepflogen  werden,  um  so  mehr,  als  das  Referat  von  einem 
Manne  übernommen  worden  ist,  der  gerade  auf  diesem  Gebiete  der  Gesund- 
heitspflege sich  für  das  Wohl  Berlins  anbestritten  ein  ansserordentlich 
grosses  Verdienst  erworben  hat  und  den  die  Gesellschaft  für  Gesundheits- 
pflege in  Berlin  zu  ihrem  Ehrenmitgliede  zählt. 

„Die  Gesellschaft  hat  es  sich  nicht  versagen  können,  von  dem  steno- 
graphischen Berichte  über  ihre  letzten  Sitzungen,  in  welchen  die  Frage 
nach  der  Städtereinigung,  Berieselung  u.  s.  w.  discutirt  worden  ist,  Abzüge 
in  einer  grösseren  Zahl  von  Exemplaren  anfertigen  zu  lassen,  und  sie  hat 
mich  beauftragt ,  Ihnen  diese  Abzüge  0  zu  übergeben  mit  der  Bitte ,  den- 
selben Ihre  Beachtung  zu  schenken. 

„Meine  Herren,  an  den  Ausdruck  der  Ueberzeugung,  dass  auch  Ihre 
diesjährigen  Berathungen  über  die  wichtigen  Fragen  der  Gcsundhcitspilege, 
welche  auf  die  Tagesordnung  gestellt  sind,  ein  neues  Licht  vorbreiten  wer- 
den, knüpfe  ich  den  Wunsch,  dass  das  Resultat  Ihrer  Berathungen  an  allen 
denjenigen  Stellen,  welchen  die  Aufgabe  zufällt,  die  Gesetze  einer  rationellen 
Gesundheitspflege  durchzuführen,  die  gerechte  Würdigung  finden  möge.** 

Vorsitzender  Burgermelstor  Dr.  T.  Erhardt  (München): 

„Ich  danke  Namens  der  Versammlung  für  die  warmen  Worte  der 
Begrüssung  und  für  die  uns  so  freundlich  gebotenen  Gaben.  Die  Stadt 
Berlin  ist  mit  ganzer  Kraft  eingetreten  in  die  Werke  zur  Verbesserung 
der  öffentlichen  Gesundheitspflege,  und  die  hygienische  Ausstellung,  die 
nach  einem  beklagenswerthen  Ereignisse  aus  der  Asche  schöner  als  vorher 
wiedererstanden,  ist  ein  erneuter  Beweis  der  Energie  und  Strebsamkeit 
der  Hauptstadt  des  Reiches  überhaupt  und  auf  dem  Gebiete  der  öfientlichen 
Gesundheitspflege  insbesondere.  Ich  bitte  die  verehrten  Herren,  den  Dank 
der  Versammlung  entgegen  zu  nehmen.** 

Nach  einigen  geschäftlichen  Mittheilungen  des  ständigen  Secretärs, 
Sanitätsrath  Dr.  Spiess  (Frankfurt  a.  M.)  vrird  die  erste  gemeinschaftliche 
Sitzung  beider  Vereine  geschlossen  und  die  Mitglieder  des  Vereins  für 
Gesundheitstechnik  begeben  sich  in  das  Versammlungslocal  für  ihre  beson- 
deren Sitzungen. 


10  Minuten  Pause. 


*)  Die  Verhandlungen  der  Deutschen  Gesellschaft  für  öffentliche  Gesundheitspflege  zu 
Berlin  über  Canalisation  und  Berieselung  in  den  Sitzungen  am  29.  Januar, 
26.  Februar,  19.  März  und  23.  April  1883.  Mit  einem  Anhange:  Berieht'  des  Kaiserlichen 
Gesundheitsamtes  und  des  Herrn  Professor  Dr.  Tiemann  zu  Berlin.  Festgabe  für  die  zur 
X.  Versammlung  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  anwesenden  Mit- 
glieder desselben,     99  Seiten  und  2  Tabellen. 
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4  Bericht  des  Ausschusses  über  die  zehnte  Versammlung 

Der  Vorsitzende  Bfirgermeister  Dr.  V.  Erliardt  (München) 
eröffnet  die  erste  Sitzung  des  Deutschen  Vereins  f&r  öffentliche  Gesund- 
heitspflego. 

Der  ständige  Secretär  Sanitätsratll  Dr.  Spiess  (Frankfurt  a.  M.) 
verliest  zunächst  den 

Reohensohaftsberioht 

des 

Ausschusses  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege für  die  Zeit  von  September  1881  bis  Mai  1883. 

Nach  Schluss  der  Wiener  Versammlung  trat  der  Ausschuss,  bestehend 
aus  den  Herren 

Bürgermeister  Dr.  v.  Erhardt,  Vorsitzender, 

Geh.  Sanitätsrath  Dr.  Mär  kl  in, 

Statthaltereirath  Dr.  y.  Karajan,' 

Stadtrath  Marggraff, 

Ingenieur  Rietschel  und 

dem  ständigen  Secretär  Dr.  Spiess 

(das  siebente  Mitglied,  Herr  Geh.  Rath  Dr.  Varrentrapp,  war  nicht  in 
Wien  anwesend)  zu  einer  Sitzung  zusammen  und  beschloss: 

1.  den  Bericht  über  die  Wiener  Versammlung  in  der  bisherigen  Weise 
zu  veröffentlichen  und  den  Mitgliedern  zuzustellen; 

2.  die  nächste  Ausschusssitznng  im  Januar  1882  in  Frankfurt  a.  M. 
abzuhalten ; 

3.  die  Jahresversammlung  1882  in  Berlin  abzuhalten,  wieder  in  Ge- 
meinschaft mit  dem  Verein  für  Gesundheitstechnik; 

4.  zu  der  Ausstellung  auf  dem  Gebiete  der  Hygiene  und  des  Rettungs- 
wesens in  Berlin  500  Mark  zum  Garantiefond  zu  zeichnen. 


Am  24.  September  1881  überreichte  der  ständige  Secretär  Namens 
des  Ausschusses  Herrn  Geh.  Rath  Dr.  Varrentrapp  bei  dessen  50  jährigem 
Doctorjubiläum  die  demselben  vom  Verein  gewidmete  Adresse. 


Am  21.  Januar  1882  trat  der  Ausschuss  vollzählig  zu  einer  Sitzung 
in  Frankfurt  a.  M.  zusammen  und  fasste  u.  A.  folgende  Beschlüsse: 

1.  wurde  zur  Klarstellung  der  einschlägigen  Verhältnisse  ein  Pro- 
gramm für  die  Referenten  aufgestellt,  das  den  betreffenden  Herren 
Referenten  stets  zugestellt  werden  soll,  und  in  welchem  der  Aus- 
schuss seine  Wünsche  betreffend  Aufstellung  von  Thesen,  Dauer  der 
Referate,  Ueberlassung  des  Referates  für  den  officielleu  Bericht  etc. 
formulirte; 

2.  der  Vorsitzende  Bürgermeister  Dr.  v.  Erhardt  wurde  gebeten, 
dem  Herzog  Carl  in  Bayern,  Kgl.  Hoheit,  in  einer  zu  erbittenden 
Audienz  den  Dank  des  Ausschusses  und  des  ganzen  Vereins  für 
XJebernahme  des  Ehrenpräsidiums  auf  der  Wiener  Versammlung 
nochmals  auszusprechen ; 
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3.  dem  Wunsche  des  Vereins  für  Gesnndheitstechnik ,  die  gerne i u- 
schaftliohe  Sitzung  in  Zukunft  am  ersten  Tage,  und  nicht  wie 
hisher  am  dritten  Tage  abzuhalten,  wurde  aus  äusseren  Zweck- 
mässigkeitsgründen nicht  beizutreten  beschlossen; 

4.  als  Ort  für  die  nächste  Versammlung  war  Berlin  schon  früher 
bestimmt  worden;  in  Betreff  der  Zeit  wurde  auf  Wunsch  der  Ber- 
liner Mitglieder  des  Ausschusses  beschlossen,  von  dem  bisherigen 
Termin  im  Herbst  für  dieses  Jahr  abzugehen,  da  zu  dieser  Zeit 
jegliche  Betheiligung  der  Berliner  Universität  unmöglich  sei  und 
es  zunächst  den  beiden  Berliner  Ausschussmitgliedern  zu  überlassen, 
in  Berlin  mit  den  betreffenden  Persönlichkeiten  wegen  des  passend- 
sten Zeitpunktes  für  die  Versammlung  Rücksprache  au  nehmen. 

In  Betreff  der  Themata  wurde  beschlossen  an  jedem  der  drei  Ver- 
sammlungstage nur  einen  Gegenstand  zu  behandeln,  damit  genügend  Zeit 
zu  eingehender  Discussion  bliebe. 

In  Betreff  der  Referenten  wurde  beschlossen,  zunächst  zu  versuchen, 
die  Herren  Geh.  Rath  Prof.  Virchow  und  Prof.  A.  W.  Hofmann  für  Ueber- 
nahme  eines  Referates  zu  gewinnen,  von  denen  Letzterer  leider  verhindert 
ist,  Ersterer  hingegen  auf  das  Bereitwilligste  dem  Wunsche  des  Ausschusses 
entsprach.  Auch  die  übrigen  um  Uebernahme  eines  Referates  gebetenen 
Herren  sagten  bereitwilligst  zu,  die  Herren  Wolffhügel  und  Tiemanu 
erst,  nachdem  der  Vorsitzende  der  auf  der  Düsseldorfer  Versammlung 
erwählten  „Commission  zur  Bestimmung  der  zulässigen  Grenz werthe  bei 
Verunreinigungen  von  Trink-  und  Gebrauchswasser^,  Herr  Prof.  Franz 
Hof  mann  erklärt  hatte,  das  Ergebniss  jener  Commissionsberathuugen  sei 
ein  negatives  gewesen. 

So  war  die  Berliner  Versammlung  seitens  des  Ausschusses  vollkommen 
vorbereitet,  als  die  furchtbare  Katastrophe  des  12«  Mai  eintrat  und  mit 
ihr  der  Hauptgrund,  der  gerade  für  dieses  Jahr  bei  der  Wahl  von  Berlin 
als  Ort  der  Versammlung  maassgebend  gewesen  war,  wegüel. 

Unmittelbar  nach  dem  Brande  kam  die  Mehrzahl  der  Ausschnssmit- 
glieder  in  Berlin  zusammen  und  beschloss  unter  unbedingter  Zustimmung 
der  nicht  anwesenden  Ausschussmitglieder,  die  Versammlung  im  Jahre  1882 
ganz  ausfallen  zu  lassen  und  erst  1883  in  Verbindung  mit  der  neu  erstan- 
denen Austeilung  in  Berlin  abzuhalten. 


Da  die  Berliner  Versammlung  vollständig  vorbereitet  war,  die  Herren 
Referenten  sämmtlich  ihre  Zusage  in  freundlichster  Weise  aufrecht  erhielten 
nnd  ikuch  sonst  Wichtiges  nicht  vorlag,  konnte  die  Ausschusssitzuug  im 
Winter  1883  ausfallen  und  der  Ausschuss  beschloss  nur  mittelst  Circular: 

1.  von  einer  Erhebung  des  Mitgliedsbeitrags  für  1883  bei  den- 
jenigen Mitgliedern,  die  einen  Beitrag  für  1882  gezahlt  hatten,  ab- 
zusehen ; 

2.  den  ständigen  Secretär  zu  beauftragen,  in  Berlin  mit  den  beiden 
dortigen  Ausschussmitgliedern  betreffs  des  Zeitpunktes  für  die 
diesjährige  Versammlung  zu  berathen. 


6  Bericht  des  Ausschusses  über  die  zehnte  Versammlung 

Diese  Berathung  fand  Mitte  Januar  d.  J.  statt  und  ihr  Resultat  war 
nach  sehr  eingehenden  Erwägungen  aller  einschlägigen  Gesichtspunkte, 
dass  der  Ausschuss  beschloss,  die  Pfingstwoche  zu  wählen,  da  in  ihr 
den  Mitgliedern  sämmtlicher  Hochschulen  die  Möglichkeit  gegeben  sei, 
zur  Versammlung  nach  Berlin  zu  kommen;  diesem  Beschluss  stimmte  auch 
der  Vorstand  des  Vereins  für  Gesundheitstechnik  zu. 


Die  Tagesordnung  für  die  Berliner  Versammlung   wurde  hiernach 
in  folgender  Weise  festgesetzt: 

Tagesordnung: 

Mittwoch  y  den  16.  Mai. 

9  Uhr:  Erste  Sitzung  im  grossen  Saale  des  Architektenvereinshauses. 

I.  Ueber  die  hygienische  Beurtheiinng  der  BesehalTeuheit  des  Trink- 
und  Notzwassers. 

Referenten:    Reg.-Rath  Dr.  Wolffhügel  (Berlin). 
Professor  Dr.  F.  Tiemanu  (Berlin). 

2  Uhr:  Besichtigung  der  Ausstellung. 
6  U  h  r  :  Festessen  daselbst. 

Donnerstag,  den  17.  Mai. 

9  Uhr:  Zweite  Sitzung  im  Archi tekien verein shause. 

II.  Ueber  die  Yerwendong  der  städtischen  Unreinigkeiten. 

Referent:   Geh.  Med.-Rath  Prof.  Dr.  Virchow  (Berlin). 

3  Uhr:  Excursion  nach  den  städtischen  Rieselfeldern. 

Freitag  9  den  18.  Mai. 

8  bis  12  Uhr  :  Gemeinsame  Besichtigung  einiger  hygienisch  interessanter  Objecte. 
1  Uhr:   Dritte   Sitzung   im   Architektenvereinshause   (in   Gemeinschaft   mit 
dem  Verein  für  Gesundheitstechnik). 

III.  Ueber  künstliche  Beleuchtung. 

HelVrcnlcn:   Dr.  Ferdinand  Fischer  (Hannover). 

Prof.  Dr.  med.  u.  phil.  Hermann  Colin  (Breslau). 
Ingenieur  Herzberg  (Berlin). 

Sonnabend  9  den  19.  Mai. 

Besichtigungen  hygienisch  interessanter  Objecte  nach  genauem  Programm. 


Was  die  Rechnungsablage  betrifft,  so  legt  der  Ausschuss  heute 
zunächst  nur  diejenige  für  das  Jahr  1881  vor,  da  die  beiden  1882  und 
1883,  für  die  nur  einmal  Beitrag  erhoben  ist,  gemeinschaftlich  zur  Ver- 
rechnung kommen  werden  ^).     Es  betrugen  1881 : 

Cassensaldo  von  1880 1843*36  Mark 

1108  Mitgliederbeiträge    ....    6648*00       „ 

mithin  zusammen  Einnahmen 8491*36  Mark 

dagegen  an  Ausgaben 6025*74       „ 

bleibt  ein  Cassensaldo  für  1882  von    .    .    .    2465*62  Mark 


')  Die  Kpecielle  RechuungsstcUung  wurde  zur  Einsicht  aufgelegt. 
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Die  Mitgliederzahl  des  Vereins  hetrag  zu  Ende  des  Jahres  1881: 
1108.  Von  diesen  sind  seit  jener  Zeit  aasgetreten  119,  davon  29  durch  Tod. 

Aus  dieser  grossen  Zahl  sei  nur  dreier  specieller  gedacht,  die  sich 
in  hervorragender  Weise  um  den  Verein  verdient  gemacht  haben :  Herr 
Dr.  Lievin  in  Danzig,  der  auf  der  Danziger  Versammlung  die  Mitglieder 
mit  seinen  localstatistischen  Arbeiten  bekannt  machte;  Herr  Oberbürger- 
meister Gobbin,  der  auf  der  Münchener  Versammlung  ein  treffliches  Refe- 
rat über  öffentliche  Schlachthäuser  gab  und  der  in  der  Blüthe  der  Jahre 
plötzlich  dahingeraffte  Herr  Ingenieur  Robertson  in  Hamburg,  dessen 
hochinteressanter  Voi-trag  über  Badeanstalten  auf  der  Stuttgarter  Versamm- 
lung ihm  ein  dauerndes  Andenken  in  unserem  Vereine  sichert: 

Neu  eingetreten  sind  bis  heute  223  Mitglieder,  so  dass  der  Verein 
zur  Zeit  ^)  1212  Mitglieder  zählte  von  denen  487  hier  anwesend  sind. 


Auf  Vorschlag  des  Vorsitzenden  erwählt  hierauf  die  Versammlung  durch 
Acclamation  Seine  Excellenz  den  Wirklichen  Geheimen  Rath 
Hobrecht,  Staatsminister  a.  D.,  zum  Vorsitzenden  für  die  diesjährige 
Versammlung. 

Excellenz  Uobreeht: 

„Meine  Herren!  Ich  habe  bis  vor  wenigen  Augenblicken  mit  Bestimmt- 
beit  auf  einen  anderen  Vorschlag  gerechnet,  und  würde  Ihnen  diesen 
anderen  Vorschlag  auch  in  diesem  Augenblicke  noch  machen,  wenn  er  einen 
Erfolg  haben  könnte.  Mir  schien  es  eigentlich  ganz  selbBtverständlich,  dass 
wir  den  Oberbürgermeister  der  Stadt,  die  uns  so  gastlich  aufnimmt,  den 
Chef  dieses  grossen  Gemeinwesens,  welches  sich  unseren  Bestrebungen  immer 
in  so  hohem  Grade  forderlich  gezeigt  und  eben  noch  einen  Beweis  seiner 
lebhaften  Theilnahme  gegeben  hat,  ersuchen  müssten,  den  Vorsitz  in  dieser 
Versammlung  zu  übernehmen.  Zu  meinem  grossen  Bedauern  habe  ich 
erfahren,  dass  Herr  v.  Forckenbeck  nicht  in  Berlin  anwesend  sein  kann, 
und  unter  diesen  Umständen  will  ich  die  mir  zugedachte  Ehre  nicht  ab- 
lehnen, muss  aber  von  vornherein  um  Ihre  Nachsicht  bitten,  wenn  einige  -> 
Verpflichtungen,  welche  mich  gerade  in  diesen  Tagen  unabweisbar  in  An- 
spruch nehmen,  mich  vorübergebend  verhindern  sollten,  anwesend  zu  sein, 
so  dass  ich  die  Herren  Stellvertreter  ersuchen  musste,  meinen  Platz  einzu- 
nehmen. 

„Ich  denke  die  Gesinnungen  der  Versammlung  wohl  richtig  zu  treffen, 
wenn  ich  vor  allen  Dingen  dem  geehrten  Herrn,  der  eben  diesen  Platz  ver- 
lassen hat,  Herrn  Bürgermeister  Dr.  v.  Erhardt,  in  Ihrem  aller  Namen 
Dank  sage  für  seine  umsichtige,  hingebende,  erfolgreiche  Leitung  der  Ge- 
schäfte, und  wenn  ich  Sie  bitte,  sich  zur  Bekräftigung  dieses  Ausspruches 
von  Ihren  Plätzen  zu  erheben. 

(Die  Versammlung  erhebt  sich). 


^)  Die  Zahlen  »ind  die  am  Schlüsse  der  Versammlung  feKtget>tcllten.     Siehe  Mitglieder- 
rerzeirhniss  am  Schlüsse  des  Berichtes. 


8       Zehnte  Versammlung  d.  D.  Vereins  f.  öfi.  Gsndpflg.  zu  Berlin. 

„In  Gemässheit  der  weiteren  Vorschläge  des  Ausschasses  herufe  ich  Herrn 
SanitÄtsrath  Dr.  Graf  (Elberfeld)  zum  ersten,  Herrn  Prof.  Fischer  (Han- 
nover) zum  zweiten  Stellvertreter  des  Vorsitzenden,  und  zu  Schriftfahrern 
die  Herren  Sanit&tsrath  Dr.  Spiess  (Frankfurt  a.  M.)  und  Dr.  Guttstadt 
(Berlin)." 

„Wir  können  jetzt  zur  Tagesordnung  übergehen  und  ersuche  ich  Herrn 
Wolffhügel  um  seinen  Vortrag 


lieber  die  hygienisclie  Beurtlieiluiig  der 
Bescliaffeiilieit  des  Trink-  und  Nutz- 
wassers. 


Referent  Reglerangsrath  Dr.  Wolifhiigel  (Berlin): 

„Meine  Herren!  Unser  Verein  hat  schon  in  den  Jahren  1874  und 
1876,  in  seiner  zweiten  und  vierten  Versammlung  zu  Danzig  und  zu  Düssel- 
dorf, sich  mit  der  Wasserversorgung  der  Städte  hefasst.  Nachdem  in 
Danzig  der  Gegenstand  nur  zum  Theil  und  zwar  die  Frage  „Quellwasser- 
oder Fluss  Wasserversorgung*^  allein  erörtert  worden  war,  hatte  der  Ausschuss 
denselhen,  unter  Wiederaufnahme  dieses  speciellen  Themas,  in  seinem  ganzen 
Umfange  für  die  Düsseldorfer  Versammlung  auf  die  Tagesordnung  gehracht, 
um  die  vom  hygienischen  und  technischen  Standpunkte  aus  gestellten  An- 
forderungen zu  prüfen  und  dieselben,  soweit  wie  erforderlich  und  thunlich, 
zu  begrenzen. 

„Die  Wasserversorgung  unserer  Städte,  wie  dieselbe  von  der  Gesund- 
heitslehre heutzutage  befürwortet  wird,  ist  dadurch  ausgezeichnet,  dass  sie 
dem  Bedarf  einer  grossen  Anzahl  von  Familien,  einer  ganzen  Gemeinde, 
durch  Alllage  von  gemeinsamen  Wasserwerken,  welche  Trink-  und  Nutz- 
wasser in  gleicher  Güte  liefern,  Genüge  zu  leisten  sucht.  Sie  ist  nicht 
allein  auf  die  Beschaffung  eines  gesunden  Trinkwassers  gerichtet,  vielmehr 
zielt  sie,  in  der  Absicht,  den  Wasserverbrauch  im  Interesse  der  Reinhaltung 
am  Körper  und  in  der  Umgebung  über  das  Maass  des  eigentlichen  Lebens- 
bedürfnisses zu  steigern ,  auch  darauf  ab ,  den  Bewohnern  das  Wasser  in 
reichlicher  Menge  und  in  bequemster  Weise  ins  Haus  und  in  die  einzelnen 
Stockwerke  zu  führen. 

„Der  Verein  hat  in  Düsseldorf  ^)  das  Verlangen  nach  allgemeinen 
Wasserleitungen  sowie  nach  einer  einheitlichen  Zuführung  von  Brauch- 
und  Trinkwasser  in  sämmtliche  Wohnungen  des  Ortes  für  berechtigt  erachtet 
und  sich  weiterhin  zu  der  Auffassung  bekannt,  dass  bei  der  Entscheidung 
über  Bezugsart  und  Bezugsquelle  nicht  die  Qualität  allein  maassgebond  sein 
dürfe. 


^)  Siehe  Deutsclie  Vierteljahrsschritlt   für   öffentliche  Gesandheitsptlege ,    1877,   Bd.  IX, 
S.  80. 
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„Die  bezüglichen  Thesen  lauten: 

1.  Die  zwiefache  Aufgabe  der  öffentlichen  Gesundheitspflege,  Rein- 
haltung der  menschlichen  Wohnplätze  und  Versorgung  derselben  mit 
gesundem  Trinkwasser,  ist  namentlich  für  Städte,  nur  mittelst  allge- 
meiner Wasserleitungen  zu  lösen. 

2.  Eine  einheitliche  Zufuhrung  von  Brauch-  und  Tnnk- 
wasser  ist  einer  Trennung  beider  vorzuziehen. 

3.  Was  die  Qualität  anbetrifft,  so  können  Grenzwerthe  für  die 
erlaubte  und  unschädliche  Menge  fremder  Bestandtheile  im  Wasser 
zur  Zeit  nicht  aufgestellt  werden.  Die  Hauptsache  ist,  dass  durch  die 
Art  der  Anlage  eine  Verunreinigung  namentlich  durch  animalische 
und  excrementielle  Stoffe,  sowie  durch  häusliche  Abfallstoffe  aus- 
geschlossen ist. 

Der  Härtegrad  soll  ein  solcher  sein,  dass  das  Wasser  ohne  wirth- 
schaftlichen  Nachtheil  zu  allen  häuslichen  und  gewerblichen  Zwecken 
verwendet  werden  kann. 

4.  Die  disponible  Quantität  soll  unter  Berücksichtigung  der 
voraussichtlichen  Bevölkerungszunahme  und  des  wachsenden  Consums 

,  des  Einzelnen  eine  solche  sein,  dass  entweder  durch  Vergrösserung 
des  Werkes  oder  durch  Eröffnung  neuer  Bezugsquellen  zu  jeder  Jahres- 
zeit und  auf  Jahre  hinaus  allen  Ansprüchen  mit  grösster  Sicherheit 
genügt  werden  kann. 

5.  Quellwasser,  Grundwasser,  filtrirtes  Flusswasser 
vermögen  die  gestellte  Aufgabe  zu  erfüllen;  welche  Art  von  Wasser- 
versorgung im  einzelnen  Falle  den  Vorzug  verdient,  hängt  von  den 
örtlichen  Verhältnissen  ab. 

Unter  sonst  gleichen  Qualitäts-  und  Quantitätsverhältnissen  ist  dem 
Wasser  der  Vorzug  zu  geben,  welches 

a)  durch  die  Sicherheit  und  Einfachheit  der  Anlage  die  grösste 
Garantie  für  den  ungestörten  Bezug  bietet, 

b)  den  geringsten  Aufwand  an  Anlage-  und  'capitalisirten 
Betriebskosten  erheischt. 

6.  Das  Wasser  ist  unter  solchem  Druck  zur  Abgabe  zu  bringen, 
dass  es  in  sämmtlichen  Wohnräumen  des  Ortes  aus  Rohrleitungen  ent- 
nommen werden  kann,  wobei  auf  künftige  Stadterweiterung  dienöthigo 
Rücksicht  genommen  werden  muss. 

7.  Die  Abgabe  des  Wassers  soll  eine  constante,  nicht  auf  ein- 
zelne Tageszeiten  beschränkte  sein. 

8.  Da  erfahr ungsgemäss  die  Qualität  des  Wassers  einem  Wechsel 
unterworfen  sein  kann,  so  ist  es  dringend  erwünscht,  dass  regelmässige, 
etwa  monatliche  Wasseruntersuchungen   vorgenommen  werden. 

Vom  Verein  ist  eine  Commission  niederzusetzen,  welche  anzu- 
geben hat,  auf  welche  Stoffe  diese  Untersuchungen  auszudehnen  und 
welche  einheitlichen  Untersuchungsmethoden  zur  Anwendung  zu  brin- 
gen sind;  diese  Commission  wird  auch  mit  der  Aufstellung  vonGrenz- 
wcrthen  sich  zu  befassen  haben. 

„Viele  von  Ihnen  erinnern  sich  noch  der  sehr  anregenden  Darlegungen 
unserer  beiden  Referenten  und  der  lebhaften  Discussion,  aus  welchen  die 
soeben  verlesenen  Schlusssätze  des  Vereins  hervorgegangen  sind.  Wohl 
waren  in  der  Versammlung  gegen  diese  Resolutionen  hinsichtlich  der  Form 
ihrer  Abfassung  Bedenken  geäussert  worden,  jedoch  kann  denselben  ihrem 
Inhalte  nach,  selbst  noch  derzeit,  also  nach  sieben  Jahren,  die  Anerkennung 
nicht  versagt  worden,  dass  sie  die  wesentlichsten  Richtpunkte  fCLr  Anlage 
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and  Betrieb  städtischer  Versorgangen  ganz  im  Sinne  des  heatigen,  nament- 
lich durch  die  Arbeiten  v.  Pettenkofer's  erreichten  Standes  der  Gesnnd- 
heitslebre  festgestellt  haben. 

„Wenngleich  die  Wasserfrage  am  3.  Juli  1876  mit  der  ihrer  Wichtig- 
keit entsprechenden  vollen  Hingabe  seitens  der  Versammlaug  behandelt 
worden  war,  darf  es  nicht  unmotivirt  erscheinen,  dass  der  Gegenstand,  be- 
ziehungsweise ein  Theil  desselben,  neuerdings  zur  Berathung  gestellt  ist; 
denn  es  kam  damals  nicht  nur  im  Vortrage  der  Referenten  und  in  der 
Discussion,  sondern  auch  in  den  Schlusssätzen  zum  Ausdruck,  dass  der  Ver- 
ein noch  ein  dringendes  Bedürfniss  f&hlt,  die  Grundlagen  zur  hygienischen 
Beurtheilung  des  Trink-  und  Nutzwassers  durch  Sachverständige  prUfen 
zu  lassen. 

„  Ich  darf  es  Ihnen  nicht  verhehlen ,  dass  der  Correferent ,  Herr  Prof. 
Tiemann,  und  ich  den  ehrenden  Auftrag,  Ihnen  über  den  Gegenstand  der 
heutigen  Tagesordnung  Vortrag  zu  halten,  nichi  ohne  die  Besorgniss  über- 
nommen haben,  dass  das  Thema  einerseits  einer  gemeinverständlichen  Darstel- 
lung schwer  zugänglich  ist,  und  andererseits  für  eine  erschöpfende  Behandlung 
viel  mehr  Zeit  beansprucht,  als  unser  gestrenger  Ausschuss  dem  Referenten 
und  Gorreferenten  in  §.  2  des  Programms  zugebilligt  hat.  Nichtsdesto- 
weniger hoffen  wir,  der  an  uns  gestellten  Anforderung  gerecht  werden  zu 
können,  wenn  Sie  uns  zugestehen  wollen,  dass  wir  mit  Rücksiebt  auf  die 
gegebenen  Verhältnisse  unseren  Bericht  unter  Beschränkung  auf  die  wesent- 
lichsten Gesichtspunkte  in  einem  engeren  Rahmen  halten,  als  derselbe  sonst 
in  einem  ausschliesslichen  Kreise  von  Fachgenossen  verlangt  werden  könnte. 

„Unsere  Berichterstattang  wird  die  zu  Düsseldorf  bereits  erledigten 
Punkte  der  Wasser^ersorgungsfrage  nicht  weiter  berühren  und  dement- 
sprechend auch  nicht  erörtern,  ob  und  inwieweit  Unterschiede  in  den  An- 
sprüchen an  die  Beschaffenheit  des  Trinkwassers  und  des  Brauchwassers 
zulässig  sind.  — 

„Die  Aufforderung,  ein  Wasser  zu  untersuchen,  kann 
aus  mancherlei  Veranlassung  an  uns  ergehen:  Bald  ist  von  der 
öffentlichen  Gesundheitspflege  die  Frage  zur  Entscheidung  vorgelegt,  welches 
von  mehreren  zur  Auswahl  gestellten  Wässern  sich  zum  Zweck  der  all- 
gemeinen Versorgung  am  besten  eignet,  bald  wird  ein  Urtheil  über  einen 
Brunnen  verlangt,  dessen  Wasser  im  Verdacht  steht,  krankmachende  Stoffe 
zu  enthalten,  und  soll  die  Untersuchung  zeigen,  ob  ein  Bedürfniss  vorliegt, 
denselben  polizeilich  zu  sperren,  bald  sind  im  Dienste  der  epidemiologischen 
Forschung  laufende  Beobachtungen  über  die  wechselnde  Zusammensetzung 
des  Wassers  verschiedener  Brunnen  eines  Ortes  anzustellen  u.  dgl.  m. 

„Zwar  laufen  in  Mehrzahl  die  hygienischen  Untersuchungsaufgaben, 
sei  es  direct  oder  indirect,  auf  den  Nachweis  von  gesundheitsschädlichen 
Stoffen  im  Wasser  hinaus,  trotzdem  ändern  sich  je  nach  der  Fragestellung 
mehr  oder  weniger  die  Gesichtspunkte  für  die  Wahl  der  Methode  und  die 
kritische  Behandlung  des  Ergebnisses. 

„Es  unterscheiden  sich  die  einzelnen  Aufgaben  übrigens  auch  in  Hin- 
sicht der  Tragweite  des  aus  ihrer  Lösung  sich  ergebenden  Bescheides.  Wo 
im  Interesse  der  Wasserversorgung  nur  eine  Prüfung  vorzunehmen   ist,   in 
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welcher  es  sich  vorweg  am  eine  Aaswahl  anter  den  za  Gebote  stehenden 
Bezugsquellen  handelt,  genügt  der  Analytiker  seiner  Pflicht,  wenn  er  die 
Qualität  des  Wassers  nach  dem  Grade  der  Reinheit  bemisst,  zudem  auch 
Rücksichten  der  Appetitlicbkeit  und  die  Bedürfnisse  des  Haushaltes  und  der 
Gewerbe  der  Wahl  diese  Richtung  geben.  Sobald  aber  ein  bestimmtes 
Urtheil  über  die  Zuträglichkeit  erfordert,  z.  B.  im  Falle  eines  Verdachtes 
die  Feststellung  der  Schädlichkeit  oder  Unschädlichkeit  verlangt  wird,  wächst 
die  Verantwortlichkeit,  da  die  Entscheidung  einerseits  einer  Fahr- 
lässigkeit vorbeugen  soll  und  andererseits  der  Erkenntniss  der 
Wahrheit,  welche  wir  im  Dienste  der  ätiologischen  Forschung 
anstreben,  doch  nicht  zuwider  sein  darf. 

„Bei  der  Feststellung  der  Qualification  eines  Wassers  drängen  die  ört- 
lichen Verhältnisse  zu  einer  Mässigung  der  Ansprüche,  wo  Wasservorräthe, 
welche  in  jeder  Hinsicht  dem  Versorgungsprogramm  nach  Beschaffenheit 
und  Menge  entsprechen,  von  der  Natur  nicht  zu  Gebot  gestellt  sind.  In 
diesem,  häufig  vorliegenden  Falle  wird  man  nach  Maassgabe  der  Werthig- 
keit  der  einzelnen  Bedingungen  auf  die  eine  oder  andere  Verzicht  leisten 
müssen,  —  mit  anderen  Worten,  unter  den  Uebeln  das  geringere  wählen. 
Es  ist  zu  unterscheiden  zwischen  Eigenschaften,  die  unbedingt  erforderlich, 
und  solchen,  die  nur  erwünscht  sind.  So  würde  z.  B.  die  Nichterfüllung  der 
Forderung  einer  gleichmässigen ,  erfrischenden  Temperatur  geringer  anzu- 
schlagen sein,  als  der  Nachweis  von  Beimengungen  bedenklicher  Art. 

„Um  über  die  Zuträglichkeit  eines  Trink-  und  Nutzwassers  zu  ent- 
scheiden, genügt  es  nicht,  dass  man  in  der  Untersuchungstechnik  bewandert 
ist  und  die  Mängel  der  Verfahren  kennt.  Vielmehr  müssen  wir  bei  der 
hygienischen  Diagnose  uns  darüber  klar  sein,  wo  für  unser  Urtheil  über 
die  sanitäre  Bedeutung  der  äusseren  Eigenschafben  und  der  Bestandtheile 
des  Wassers  das  positive  Wissen  aufhört  und  das  Gebiet  der  Speculation 
beginnt,  wir  müssen  unbedingt  mit  den  Schranken  vertraut  sein,  über  welche 
hinaus  die  heutigen  Untersuchungsmittel  noch  nicht  reichen. 

„Ich  will  versuchen,  in  Kurzem  die  Bedeutung  der  Ansprüche  einzeln 
zu  erörtern  und  darzuthun,  was  man  aus  den  Ergebnissen  der  hygienischen 
Untersuchung  für  die  Beurtheilung  der  Beschaffenheit  eines  Wassers  ent- 
nehmen kann. 

„Wenn  die  Gesundheitspflege  die  Gemeinden  dazu  drängt,  sich  mit 
einem  appetitlichen  und  schmackhaften  Wasser  zu  versorgen,  will  sie  durch 
Lieferung  eines  billigen  und  dem  Körper  zuträglichen  Nahrungs-  und  Ge- 
nussmittels die  Ernährung  und  Arbeitskraft  der  Einwohner  fördern  und 
deren  Gesundheit  schützen;  sie  wirkt  präventiv  nicht  nur,  indem  sie  Gefah- 
ren vorzubeugen  sucht,  welche  der  Bevölkerung  aus  dem  Genuss  und  Ge- 
brauch eines  schlechten  Wassers  drohen ,  sondern  auch  dadurch ,  dass  sie 
dem  Missbrauch  mit  alkoholigen  Getränken  und  anderen  Genussmitteln, 
welchem  übrigens  eben  sowohl  aus  wirthschaftlichen  wie  aus  sanitären 
Rücksichten  Einhalt  zu  gebieten  ist,  mittelst  der  Beschaffung  eines  besseren 
Trinkwassers  den  beliebtesten  Entschuldigungsgrund  entzieht. 

„Wir  werden  dementsprechend  den  Wunsch  als  durchaus  gerechtfertigt 
anerkennen,  dass  das  zur  Versorgung  bestimmte  Wasser  geruchlos 
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sei  und  weder  fade  noch  vorherrschend  nach  irgend  einem  Be- 
standtheile  schmecke,  dass  es  klar  und  farblos  sei  und  eine  er- 
frischende Temperatur  habe,  die  während  der  verschiedenen 
Jahreszeiten  sich  innerhalb  enger  Grenzen  hält. 

„Die  Forderung  einer  gleichmässigen  Temperatur  verdient  auch  aus 
dem  Grunde  eine  Beachtung,  dass  das  Verlangen  nach  Erfrischung  durch 
das  Wasser  oft  mächtiger  ist,  als  alle  Warnung  vor  Gefahr  für  die  Gesund- 
heit. So  ist  es  in  Städten,  welche  der  Bevölkerung  zwischen  einem  Lei- 
tungswasser, das  zwar  rein,  aber  im  Sommer  zu  warm  und  im  Winter  zu 
kalt  ist,  und  einem  verdächtigen  aber  gleichmässig  frischen  Brunnenwasser 
noch  die  Wahl  lassen,  eine  alte,  stets  wiederkehrende  Erfahrung,  dass  man 
das  letztere,  namentlich  in  der  heissen  Jahreszeit  allgemein  bevorzugt. 

„Nicht  überall  sind  aber  die  Gemeinden  in  der  glücklichen  Lage,  in 
ihrer  Umgebung  Bezugsquellen  zu  finden,  welche  den  Bedingungen  hin- 
sichtlich des  äusseren  Eindrucks  vollkommen  entsprechen  und  zugleich  er- 
giebig genug  sind,  um  den  vollen  Bedarf  der  Bevölkerung  zu  decken.  Für 
diese  Fälle  hat  die  Technik  in  der  künstlichen  Filtration  und  Wärmereguli- 
rung  Mittel  bereit  gestellt,  mit  deren  Hülfe  man  das  Wasser  genussfahig 
und  brauchbar  zu  machen  hat.  Freilich  können  diese  Verfahren  dem  Wasser 
die  gewünschte  Beschaffenheit  nicht  in  dem  Maasse,  wie  die  Natur  dem 
guten  Qaellwasser,  geben,  aber  dies  ist  auch  zur  Erzielung  eines  guten 
Gesundheitszustandes  nicht  unbedingt  nöthig,  wie  zu  unserer  Beruhigung 
die  Erfahrung  von  Städten  lehrt,  welche  mit  Flusswasser  durch  regelrecht 
angelegte  und  betriebene  Wasserwerke  versorgt  sind. 

„Wenn  wir  aber  gegenüber  den  äusseren  Eigenschaften  eine 
Toleranz  üben  wollen,  so  darf  es'  nur  von  Fall  zu  Fall  geschehen, 
da  bei  Entscheidung  der  Zulässigkeit  zu  erwägen  ist,  ob  die  verlangte 
Nachgiebigkeit  in  den  Bedingungen  des  Wohlgeschmacks  und  appetitlichen 
Aussehens  uns  nicht  in  Conflict  mit  den  Bedingungen  der  Zuträglichkeit 
bringt,  und  ob  überhaupt  dieselbe  durch  die  örtlichen  Verhältnisse  dringend 
geboten  ist.  Es  muss  daher  durch  die  weitere  Untersuchung  zunächst  die 
Ursache  ermittelt  werden,  welche  dem  mangelhaften  Zustand  des  Wassers 
zu  Grunde  liegt. 

^Beispielsweise  kann  eine  Trübung,  welche  im  Wasser  erst  nach  der 
Entnahme  aufgetreten  ist,  entweder  durch  mineralische  Körper  oder  durch 
Mikroorganismen  hervorgerufen  sein.  Im  einen  Falle  sind  die  Carbonate 
von  Calcium,  Magnesium  oder  Eisen  durch  Entweichen  der  halbgebundenen 
Kohlensäure  abgeschieden  worden,  im  anderen  haben  sich  beim  Stehen  in 
Zimmer  wärme  Vegetationen  aus  den  im  Wasser  enthaltenen  oder  auch 
erst  nachträglich  aus  der  Luft  hineingelangten  Keimen  entwickelt.  Es  be- 
darf keiner  besonderen  Erörterung,  dass  hier  der  gleichen  Erscheinung  je 
nach  der  Ursache  ihrer  Entstehung  eine  verschiedene  sanitäre  Bedeutung 
zukommt. 

„In  ätiologischen  Fragen  kann  nie  der  Befund,  dass  das  Wasser  den 
in  Hinsicht  der  äusseren  Eigenschaften  gestellten  Ansprüchen  nicht  genügt, 
als  ein  Beweis  für  die  Gesundheitsschädlichkeit  gelten.  Eben  so  wenig  ist 
man  auf  der  anderen  Seite  berechtigt ,  einem  Wasser  von  tadellosem  änsse- 
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ren  Eindruck  ohne  nähere  Prüfung  auf  die  gelösten  und  die  mikroskopi- 
sehen  Bestandtheile  das  Zeugniss  zu  geben,  dass  es  ein  gutes  Trink-  und 
Nutzwasser  sei. 

9 Der  Wohlgeschmack  eines  Wassers  kann  sogar  irreleiten,  so  dass  wir 
einem  verunreinigten  Wasser  den  Vorzug  vor  dem  reinen  geben.  Durch 
unser  Geschmacksorgan  werden  salzige  Beimengungen  nur  bei  einer  Con- 
centration  erkannt,  welche  bereits  eine  starke  Verunreinigung  anzeigt,  z.  B. 
Kochsalz  bei  etwa  1000  mg  im  Liter.  Unterhalb  dieser  Grenze  der  Wahr- 
nehmbarkeit machen  manche  Salze,  namentlich  die  Nitrate  und  Chloride,  das 
Wasser  schmackhafter  (recent  und  yollmundig). 

^Eigentlich  haben  wir  dahin  auch  den  Eohlensäuregehalt  des  Wassers 
zu  rechnen,  welcher,  insoweit  er  nicht  atmosphärischen  oder  vulkanischen 
Ursprungs  ist,  aus  der  Oxydation  von  kohlenstoffhaltiger  organischer  Sub- 
stanz, sonach  aus  Fäulnissprocessen  im  Boden  hervorgeht.  Freie  Kohlen- 
säure im  Wasser  wirkt  entschieden  geschmacksverbessernd,  ist  aber  keine 
unerlässliche  Bedingung  der  Güte,  denn  manche  tadellos  schmeckende 
Wässer  enthalten  die  Kohlensäure  nur  im  gebundenen  Zustande  und  sind 
dadurch  keineswegs  minder  verdaulich  als  andere. 

yVon  allen  Bedingungen  die  wichtigste  ist  die  Forderung, 
dass  das  Wasser  frei  sei  von  Körpern,  welche  beim  Genuss 
und  Gebrauch  toxisch  oder  infectiös  wirken  oder  den  Orga- 
nismus sonst  mit  einer  Störung  bedrohen. 

„Auf  Grund  von  Mittheilungen  aus  der  ärztlichen  Praxis  wird,  wenn 
auch  nicht  durchweg  unbestrittener  Weise,  angenommen,  dass  das  Wasser  mit- 
unter zum  Träger  der  Ursache  oder  Uülfsursache  von  VerdauuDgsstörüngen, 
Durchföllen,  Darmulcerationen,  Dysenterie,  Cholera,  Abdominaltyphus,  Con- 
cretionen  der  Hamorgane,  Kropf  und  Cretinismus,  Entozoen,  Malariakrank- 
heiten u.  s.  w.  werde. 

^Unter  diesen  Krankheiten,  deren  Entstehung  man  dem  Genüsse  oder 
Gebrauche  eines  schlechten  Wassers  —  sei  es  mit  Recht  oder  Unrecht  — 
zuschreibt,  sind  aber  vor  der  Hand  eigentlich  nur  wenige,  bei  welchen  die 
£rkenntniss  der  Aetiologie  dem  Analytiker  schon  eine  bestimmte  Richtung 
für  das  Aufsuchen  des  Krankheitserregers  selbst  oder  eines  Bestandtheiles, 
dessen  Einverleibung  den  Organismus  für  die  Entfaltung  der  Wirkung  auf- 
genommener Infectionsstoffe  empfänglich  machen  könnte,  vorgezeichnet  hat; 
denn  mit  Ausnahme  der  bisweilen  im  Wasser  als  zufällige  Beimengungen 
aus  Leitungsröhren  und  Industrieabfällen  beobachteten  mineralischen  Gifte 
und  der  Eier  oder  Jugendzustände  von  Entozoen,  sowie  der  unter  die 
salinischen  Abführmittel  gerechneten  Körper  sind  doch  die  ätiologischen 
Beziehungen  des  Wassers  noch  so  wenig  geklärt,  dass  man  höchstens  in 
-vermuthender  Weise  einen  oder  den  anderen  Bestandtheil  desselben  für  die 
Entstehung  von  Krankheiten  verantwortlich  machen  darf. 

„Da  die  Pathologie  die  im  Wasser  möglicherweise  vor- 
handenen gesundheitsschädlichen  Stoffe  nur  zum  geringsten 
Theil  uns  so  bezeichnet  hat,  dass  der  Untersuchung  ein  Ziel- 
punkt gegeben  ist,  sind  wir  darauf  angewiesen,  eine  Gewähr 
für  die  Zuträglichkeit  in  der  Reinheit  des  Wassers  zu  suchen, 
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indem  wir  nach  Möglichkeit  verunreinigende  Bei men gangen ,  inshesondere 
aher  die  Auswurfstoffe  und  sonstigen  Ahfalle  des  Haushaltes  ausschliessen, 
da  mit  diesen,  wie  man  vermuthet,  die  Erreger  der  Infectionskrankheiten 
zum  Wasser,  beziehungsweise  ^m  Boden  gelangen,  den  es  auslaugt. 

„Das  Wasser,  wie  es  für  den  Versorgungszweck  den  Vorräthen  der 
Natur  in  der  Atmosphäre,  auf  der  Erdoberfläche  oder  im  Schoosse  der  Erde 
entnommen  wird,  ist,  selbst  wenn  es  der  schönsten  Quelle  entstammt,  kein 
im  Sinne  der  Chemie  reines  Wasser,  das  aus  der  Verbindung  von  Wasser- 
stoff und  Sauerstoff  besteht  und  von  anderen  Bestaudtheilen  frei  ist.  Die 
Wasserversorgung  muss  den  Begriff  der  Reinheit  weiter 
fassen  als  die  Chemie. 

^Erde  und  Atmosphäre,  sowie  die  auf  oder  in  ihnen  befindlichen  leben- 
den und  leblosen  Körper,  vollziehen  ohne  Unterbrechung  einen  Austausch 
ihres  Wassers,  welches  sich  so  im  Haushalte  der  Natur,  zum  Theil  unter 
Veränderung  des  Aggregatzustandes,  in  einem  fortwährenden  Kreislauf 
bewegt.  Diese  Wanderungen  und  Wandlungen  sind  in  hygienischer  Bezie- 
hung von  grosser  Bedeutung,  indem  das  Wasser  auf  seinen  Wegen  vielfach 
Gelegenheit  findet,  Verunreinigungen  mit  fortzuschwemmen  oder  in  Lösung 
aufzunehmen,  andererseits  aber  auch  Reinigungsprocesse  durchläuft,  welche 
es  in  einen  genussfähigen  und  brauchbaren  Zustand  zurückführen. 

„Die  BedinguDgen  zum  Austausch  von  Bestandtheilen  zwischen  dem 
Wasser  und  der  Luft  oder  dem  Boden  unterliegen  sowohl  nach  Ort  als  auch 
nach  Zeit  grossen  Schwankungen;  dementsprechend  zeigt  die  Zusam- 
mensetzung des  Wassers  von  verschiedener  Herkunft  und 
Bezugsart  erhebliche  Unterschiede  und  lässt  die  Beschaf- 
fenheit selbst  ein  und  desselben  Wassers  mehr  oder  weniger 
wesentliche  zeitliche  Aenderungen  erkennen. 

„An  und  für  sich  müssten  die  atmosphärischen  Niederschläge,  weil  das 
Meteorwasser  naturgemäss  einen  geringeren  Salzgehalt  als  das  Fluss-  und 
Grundwasser  hat,  auf  die  Salze  der  letzteren  verdünnend  wirken,  wenn  es 
nicht  auf  seinen  Wegen  zu  denselben  mancherlei  Gelegenheit  fönde,  sich 
mit  Bestandtheilen  zu  beladen.  Je  nach  der  Reinlichkeit  der  Erdoberfläche 
und  der  Bodenschichten«  durch  die  es  versickert,  je  nach  der  physikalischen 
Beschaffenheit  derselben  und  der  Länge  des  Weges,  den  es  zurücklegen 
muss,  wird  der  Effect  des  Regens  in  Hinsicht  der  Zusammensetzung  des 
Wassers  ein  anderer  sein. 

„Die  Zunahme  des  Salzgehaltes  in  Folge  von  atmosphärischen  Nieder- 
schlägen zeigt  demnach  an,  dass  die  Bedingungen  zur  Läuterung  der 
Speisungszuflüsse  nicht  in  ausreichendem Maasse  erfüllt  sind;  dagegen  kann 
es  einer  Bezugsquelle  zur  Empfehlung  gereichen ,  wenn  der  chemische  Be- 
stand ihres  Wassers  überhaupt  nur  innerhalb  enger  Grenzen  schwankt. 

„Der  Boden  verleiht  aber  auch,  unabhängig  vom  Grade  der  Reinheit, 
je  nach  seiner  Natur  dem  Wasser  ein  anderes  Gepräge,  so  dass  selbst  die 
reinsten  Wässer  ans  verschiedenen  Bodenarten  eine  ungleiche  Zusammen- 
setzung darbieten.  Aufs  deutlichste  geht  dies  aus  den  in  Tabelle  I  mit« 
getheilten  Typen  des  Quellwassers  aus  verschiedenen  Gebirgsformationen 
Deutschlands  hervor,  welche  wir  den  Analysen  von  Rcichardt  verdanken. 


lieber  die  hygienische  Beurtheilung  des  Trink-  u.  Nutzwassers.    15 
Tabelle    I. 
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HÜm  Ihnen  ein  Bild  ron  den  Unterschieden  im  chemischen  Bestände 
je  nach  Bessugsart  und  Juhreszeit  zu  gehen,  sind  in  Tabelle  11,  gleichfalls 
nach  Beohachtangen  von  Reichardt,  nnd  zwar  aus  den  Jahren  1872  und 
1873,  die  Variationen  der  Rttckgtandsro engen  (Milligramm  im  Liter)  dea 
Wassers  aas  einer  Qnelle  unweit  Jena,  ans  einem  Pumpbrunnen  in  der  Stadt 
and  aus  der  Saale  angegeben. 
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„Wir  finden  hier  den  offenen  Wasserlaäf  weniger  reich  an  festen  Be- 
standtheilen  als  das  im  Schoosse  der  Erde  befindliche  Wasser.  Dagegen 
zeigt  derselbe  in  seiner  Zusammensetzung  eine  grössere  -Abhängigkeit  von 
den  Witterungseinflüssen.  Dies  tritt  noch  mehr  hervor,  wenn  man  die 
nicht  gelösten  Stoffe  in  der  Rückstandsbestimmung  mitberücksichtigt. 

„Es  ist  eine  häufige  Erscheinung,  dass  das  künstlich  erschlossene 
Grundwasser  des  Brunnens,  wie  hier,  mehr  verunreinigt  ist  und  eine  grössere 
Veränderlichkeit  im  chemischen  Bestände  erkennen  lässt,  als  das  natürlich 
zu  Tage  tretende  Wasser  der  Quelle.  Aber  der  bessere  Zustand  des  Quell- 
wassers rührt  vorwiegend  doch  nur  daher,  dass  man  die  Brunnen  aus  Be- 
quemlichkeitsrücksichten nicht  ausserhalb  des  Wirkungsbereiches  der  Be- 
Wohnung  des  Bodens  berstellt,  sondern  innerhalb  der  bebauten  Grundstücke 
gräbt,  ohne  für  den  Schutz  gegen  unmittelbare  Zuflüsse  von  Jauche  genü- 
gend Sorge  zu  tragen  oder  der  Nachbarschaft  von  Versitz-,  Dünger-  und 
Abortgruben  aus  dem  Wege  zu  gehen. 

„Im  Ergebniss  der  chemischen  Analyse  kommt  eine  Verunreinigung 
des  Wassers  dadurch  zum  Ausdruck,  dass  entweder  nur  die  gewöhnlich 
vorhandenen  Bestandtheile  vermehrt  oder  auch  andere  Stofi'e  im  Wasser 
nachweisbar  sind,  welche  im  Vergleich  zum  Befund  am  reinen  Wasser  als 
eine  fremdartige  Erscheinung  gelten  müssen.  Es  liegt  daher  bei  der  hygie- 
nischen Beurtheilung  des  Wassers  —  gleichgültig,  ob  es  sich  um  die  Wahl 
einer  neuen  Bezugsquelle  oder  um  die  Begründung  des  gegen  einen  Brunnen 
vorliegenden  Verdachtes  handelt  —  das  Bedürfniss  vor,  dass  man  für  jeden 
einzelnen  Fall  weiss  oder  ermittelt,  wie  das  Wasser,  wenn  es  nicht  verunrei- 
nigt worden  wäre,  beschaffen  sein  könnte. 

„Diese  normale  Zusammensetzung  lässt  sich  nur  in  der  Weise  fest- 
stellen, dass  man  ein  Wasser  von  der  gleichen  Bezugs-  und  Bodenart  analy- 
sirt,  das  von  der  Verunreinigung  mit  Abfallen  und  Schmutzwässem  des 
Haushalts  nachweislich  noch  verschont  geblieben  ist. 

„Dabei  hat  man  allerdings  wohl  zu  beachten,  dass  nicht  immer  die 
c^ogn ostischen  Bedingungen  für  die  Beschaffenheit  des  Wassers  innerhalb 
der  gegebenen  Formatiousart  so  gleichmässig  sind,  dass  die  Zusammen- 
setzung der  Wässer  selbst  in  einem  eng  begrenzten  Terrainabschnitt  nicht 
auch  ohne  Beeinflussung  durch  verunreinigende  Beimengungen  mitunter  ein 
wechselndes  Bild  darbieten  könnte,  was  selbstverständlich  unsere  Entschei- 
dung wesentlich  erschwert. 

„Falls  sich  ein  normales  Wasser  des  Ortes  oder  seiner  nächsten  Um- 
gebung als  Vergleichsobject  nicht  beschaffen  lässt,  müssen  wir  es  als  einen 
Nothbehelf  zugeben,  dass  für  die  Beurtheilung  des  analytischen  Befundes 
das  Ergebniss  von  Analysen  eines  reinen  Wassers  aus  anderen  Gegenden 
als  Maassstab  dient,  welche  ähnliche  Bodenverhältnisse  haben. 

„Manche  Analytiker  haben  sich  in  dieser  Weise  schon  der  Reichardt'- 
schen  Angaben  (Tabelle  I)  bedient,  ohne  zu  berücksichtigen,  dass  sie  darin 
Mittelwerthe  aus  Untersuchungen  von  reinem  Gebirgsquellwasser  vor  sich 
haben.  Wohl  könnten  diese  für  ein  ideales  Ziel  der  Wasser vei*sorgung, 
jedoch  nicht  für  die  gewöhnlichen  Verhältnisse  als  Normalzahlen  gelten. 
Für  dermaassen  hohe  Ansprüche  an  die  Reinheit  des  Wassers  liegt  im  All- 
gemeinen eben   so   wenig  ein  dringendes  Bedürfniss  vor,   als  man   für  die 
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Luft  in  bewohnten  Räumen  den  Koblensäuregehalt  der  Luft  im  Freien  als 
Grenzwei-th  annimmt. 

„Vorerst  gebricht  es  noch  in  Deutschland  an  einer  für 
den  gedachten  Zweck  praktisch  verwerthbaren  Zusammen- 
stellung des  Ergebnisses  von  Analysen  reiner  Wässer,  welche 
nach  einheitlichen  Methoden  ausgeführt  und  sonach  ver- 
gleichbar sind. 

„Meines  Erachtens  würde  es  nicht  nur  im  Interesse  der  Förderung 
unseres  Wissens  geschehen,  sondern  auch  einem  dringenden  Bedürfnisse 
entsprechen,  dass  wir  auf  dem  von  Reichardt  betretenen  Wege  weiter 
arbeiten  und  nach  dem  Beispiele  der  englischen  Commission  zur  Verhütung 
der  Flussverunreinigung  die  Ermittelung  der  Eigenthümlichkeiten  der  Wäs- 
ser, und  nicht  sowohl  des  Grundwassers  sondern  auch  der  anderen  Bezugs- 
quellen der  Vei'sorgung,  möglichst  zahlreichen  Gegenden  unseres  Vaterlandes 
zu  Theil  werden. lassen. 

„Früher  war  es  üblich,  sich  bei  der  Prüfung  und  Begutachtung  des 
Wassers  allgemein  gültiger  Grenzzahlen  zu  bedienen.  So  verlangte 
man  gemäss  der  auf  einem  Brüsseler  Sanitätscougress  (1852)  getroffenen 
Vereinbarung,  dass  das  Trinkwasser  mehr  als  500mg  feste  Bestaniltheile 
(Trockenrückstand)  nicht  enthalten  soll. 

„In  Anbetracht  der  Abweichungen,  welche  schon  die  reinen  Wässer  in 
der  Zusammensetzung  zeigen,  ist  es  nicht  zulässig,  den  normalen  Gehalt  an 
gelösten  Bestandtheilen  in  einheitlichen  Zahlen  ausdrücken  zu  wollen.  Der- 
artige Vergleichswerth  e  können  vielmehr  nur  unter  Berück- 
sichtigung der  örtlichen  und  zeitlichen  Unterschiede  im 
chemischen  Bestände  aufgestellt  werden. 

„Ein  Blick  auf  Reichard t^s  Tabelle  lebrt,  wie  leicht  allgemeine 
Grenzzahlen  uns  irreleiten  können:  Würde  man  sich  z.  B.  an  die  genannte 
Zulässigkeitsgrenze  für  den  Trocken rückstand  überall  halten,  so  könnte  das 
dem  Grenzwerthe  entsprechende  Wasser  im  einen  Falle  ein  verhältniss- 
mässig  reines,  im  anderen  ein  fast  zur  Jauche  gewordenes  sein,  wie  die  Be- 
rechnung der  Differenz  zwischen  Rückstandsmenge  und  Grenzwerth,  d.  i. 
der  zu  duldenden  Veruneinigung,  ergiebt.     (Vergl.  Tabelle  1.) 

„Ein  grosser  Fehler  dieses  Grenzwerthes  liegt  überdies  unverkennbar 
auch  darin,  dass  den  zahlreichen,  in  hygienischer  Beziehung  höchst  ungleich- 
artigen Componenten  der  Rückstand smenge  hier  eine  gemeinsame  Bedeutung 
in  Hinsicht  der  Salubrität  des  Wassers  beigelegt  wird.  Vor  anderen  all- 
gemeinen Grenzzahlen  (z.  B.  für  Chlor  8*0  mg,  für  Salpetersäure  4*0  mg  im 
Liter)  hatte  aber  die  für  die  Rückstandsmenge  angegebene  immerhin  den 
Vorzug,  dass  sie  keine  unbillige  Forderung  enthielt. 

„Der  Einsicht  für  die  Unmöglichkeit,  an  manchen  Orten  die  Kosten 
zar  Beschaffung  eines  besseren  Wassers  aufzubringen,  ist  es  hauptsächlich 
za  verdanken,  dass  man  anfing,  bei  Aufstellung  des  Programms  für  neue 
Versorgungen  und  bei  Beurtheilung  der  bisherigen  Bezugsquellen  den  loca- 
len  Verhältnissen  Rechnung  zu  tragen.  Diese  praktischen  Rücksichten 
fanden  eine  Berechtigung  in  der  Thatsache,  dass  ein  solches  Zugeständniss, 
BO  lange  es  sich  innerhalb  bescheidener  Grenzen  hält,  nicht  zu  Gefahren  für 
die  Gesundheit  führt. 
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„Wohl  ist  es  üher  zehn  Jahre  her,  dass  sich  in  der  Hygiene  die  Ueber- 
zcugang  von  der  Unbrauchbarkeit  solcher  Grenzwerthe  Bahn  gebrochen 
hat.  Trotzdem  darf  ich  dieselben  noch  niclit  als  einen  ganz  und  gar  über- 
wundenen Standpunkt  der  Analytiker  bezeichnen,  von  welchen  mancher 
glaubt,  der  allgemeinen  Yergleichswerthe  nicht  froher  entrathen  zu  können, 
als  neue  zum  wenigsten  in  der  gedachten  Charakteristik  der  normalen  Wäs- 
ser verschiedener  Gegenden  dargeboten  sind. 

„Dieses  Verlangen  nach  Vergleichszahlen  ist  heute  eben  so 
wenig  wie  vor  sieben  Jahren  zu  Düsseldorf  von  der  Hand  zu  weisen.  In- 
dessen müssen  wir  doch  die  Auffassung,  dass  man  sich  von  den  alten  Grenz- 
werthen  nicht  früher  lossagen  könne,  entschieden  verneinen;  denn  der 
einzelne  Analytiker  ist  ja  in  der  Lage,  auf  Grund  seiner  hydrologischen 
Localkenntnisse  sich  selbst  die  Vergleichswerthe  für  die  verschiedenen  Ort- 
schaften seines  Wirkungsbereiches  auszubilden,  wie  dies  in  der  That  an 
manchen  Untersuchungsstellen  bereits  geschehen  ist.  Gerade  dieser 
Selbsthülfe  möchte  ich  vorerst  hier  nur  das  Wort  reden,  da 
meines  Erachtens  allein  aus  ihr  in  erforderlichem  Umfange  die  geeigneten 
Materialien  für  eine  Sammlung  der  analytischen  Werthe  von  guten  Wässern 
der  verschiedensten  Gegenden  hervorgehen  können,  welche  zu  beschaffen 
bisher  weder  dem  Einzelnen  von  uns,  noch  dem  Vereine  möglich  ge* 
wesen  war. 

„Damit  aber  diese,  der  privaten  Thätigkeit  anzuvertrauende  Kenn- 
zeichnung der  normalen  Wässer  zum  Gemeingut  werden  kann,  ist  es  —  ab- 
gesehen von  der  Bereitwilligkeit  der  Analytiker,  bei  der  Sammlung  mitzu- 
wirken —  eine  unerlässliche  Bedingung,  dass  die  Wasseruntersuchung  behufs 
Ermittelung  von  Normalzahlen  nach  gemeinsamen  Gesichtspunkten  erfolge 
oder  doch ,  dass  bei  Mittheilung  der  Ergebnisse  eine  Bemerkung  über  die 
angewandten  Verfahren  beigefügt  würde. 

„Schon  zu  Düsseldorf  hat  unser  Verein  das  Bedürfniss  ausgesprochen, 
dass  man  sich  im  Interesse  der  Vergleichbarkeit  der  Beobach- 
tungsangaben über  die  Wahl  der  analytischen  Methoden  einige. 
Im  Jahre  1881  ist  in  der  englischen  Society  of  xmhlic  anälysfs  eine  solche 
Verständigung  erzielt  worden,  die  sich  nun  bereits  praktisch  bewährt  hat.  Ohne 
den  Bedenken,  welche  der  Vereinbarung  bei  uns  noch  entgegenstehen,  mich 
verschliessen  zu  wollen,  erachte  ich  es  für  sehr  wünschenswerth,  dass  auch  in 
den  Kreisen  der  deutschen  Analytiker  Schritte  in  dieser  Hinsicht  geschehen. 

„Es  wäre  übrigens  ein  grosser  Irrthum,  wenn  man  glauben  wollte, 
daRs  durch  Zusammenstellen  und  Bekanntgeben  solcher  Vergleichswerthe 
die  Schwierigkeiten  sich  beseitigen  lassen,  welche  die  hygienische  Beur- 
theilung  der  Beschaffenheit  eines  Wassers  oft  selbst  dem  Fachmann  verur- 
sacht. Der  Besitz  von  Normalzahlen  d«irf  uns  nicht  neuerdings  in  Ver- 
suchung bringen,  die  Prüfung  und  Begutachtung  des  Wassers  schablonen- 
mässig  und  ohne  Verständniss  für  die  Bedeutung  der  einzelnen  Bestandtheile 
zu  behandeln. 

„Da  die  Ergebnisse  der  verschiedenen  Methoden  beziehungsweise  auch 
ihrer  Modiücationen  mehr  oder  weniger  von  einander  abweichen  können, 
muss  man  zunächst  bei  der  Untersuchung  bestrebt  sein,  unter  den  näm- 
lichen Bedingungen   wie  bei  Ermittelung  der  Vorgloichszahlen  zu  arbeiten. 
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Man  wird  ferner  in  Anbetracht  der  Veränderlichkeit  der  Znsammensetzung 
der  Wässer  nicht  Analysen  aus  verschiedenen  Jahreszeiten  einander  gegen- 
über stellen  und  eben  so  wenig  den  Befund  am  guten  Quellwasser  als  maass- 
gebend  für  Wässer  anderer  Bezugsart  erachten  können. 

„Wenden  wir  uns  nun  zu  den  Bestandtheilen ,  nach  welchen  die  che- 
mische Analyse  fragt: 

„Im  Allgemeinen  sind,  wenn  wir  von  der  Wahmehmbarkeit  kleinster 
Mengen  von  Schwefelwasserstoff  durch  Geruch  und  Geschmack  absehen,  die 
Uutersuchungsmittel  der  Wasseranalyse  bei  weitem  empfindlicher  als  der 
menschliche  Organismus,  indem  dieselben  die  einzelnen  Bestandtheile  noch 
in  einer  Verdünnung  nachweisen,  auf  welche  der  Körper  zumeist  weder  mit 
einer  Störung  des  Wohlbefindens  noch  mit  einem  Eindruck  auf  die  Sinnes- 
organe reagirt. 

„Der  Analytiker  weiss  sich  überdies,  wenn  der  zu  suchende  Bestand- 
theil  nur  in  minimaler  Menge  vorhanden,  damit  zu  helfen,  dass  er  ein 
grösseres  Volum  des  Wassers  durch  Abdampfen  einengt  und  in  dieser 
concentrirten  Lösung  die  Reaction  vornimmt.  Dank  der  Empfindlichkeit 
nnserer  Reagentien  können  auf  die  Weise,  selbst  wenn  man  —  wie  in  den 
üblichen  Verfahren  —  sich  keiner  Uebertreibung  in  Hinsicht  des  einzuengen- 
den Wasserquantums  oder  der  Anordnung  der  analytischen  Methode  schul- 
dig macht,  noch  die  Bestandtheile  des  Wassers  in  äussersten  Spuren  nach- 
gewiesen werden.  Vergegenwärtigen  wir  uns  nun,  dass  es  selbst  für  das 
stärkste  Gift  eine  kleinste  Dosis  beziehungsweise  einen  Grad  der  Verdün- 
nung giebt,  bei  welchem  seine  Wirksamkeit  aufhört,  so  erhellt  mit 
Nothwendigkeit,  dass  bei  der  Beurtheilung  der  Zuträglich- 
keit oder  Schädlichkeit  eines  Wasserbestandtheils  unbedingt 
die  quantitative  Auffassung  der  Verhältnisse  angezeigt  ist. 

„Bei  Entscheidung  der  Zulässigkeit  einer  Bezngs([uelle  zur  Versorgung 
wird  man  freilich  jedes  Wasser,  welches,  wenn  auch  nur  qualitativ  nach- 
weisbar, einen  notorischen  Giftstoff,  z.  B.  Blei,  enthält,  ohne  Rück- 
sicht darauf  ausschliessen ,  ob  die  wirksame  Dosis  in  dem  kleinen  Wasser- 
qaantum,  das  man  trinkt,  erreicht  wird  oder  nicht.  Man  darf  noch  weiter 
gehen,  denn  die  Ausschliessung  ist  nicht  allein  ein  Gebot  der  Vorsicht,  son- 
dern sie  hat  ohnehin  gegenüber  jeder  Verunreinigung,  welche  als  vermeid- 
lich  aufzufassen  ist,  unter  allen  Umständen  einzutreten;  so  ist  z.  B.  die 
Versorgung  mit  einem  Wasser,  das  aus  Leitungsrohren,  Purapcnkolben  und 
dergleichen,  Kupfer  in  Lösung  aufgenommen  hat,  unbedingt  zu  widerrathen, 
obwohl  über  die  Schädlichkeit  dieser  metallischen  Beimengung  die  Gelehr- 
ten noch  nicht  einig  sind. 

„Die  chemische  Analyse  vermag  nur  die  mineralischen  Gifte  im  Wasser 
mit  Sicherheit  aufzufinden,  dagegen  ist  es  ihr  bisher  nicht  gelungen,  den 
Giftstoff  der  putriden  Intoxication  oder  andere  den  Fäulnissgiftcn  ähnliche 
Körper  mit  Hülfe  bestimmter  Reactionen  direct  nachzuweisen.  Gewöhnlich 
ist  dieselbe  hauptsächlich  auf  die  Bestimmung  von  Chlor,  Schwefelsäure, 
Kalk,  Magnesia,  organische  Stoffe,  Schwefelwasserstoff,  Ammoniak,  salpetrige 
Sänre,  Salpetersäure  und  Kohlensäure  gerichtet. 

„Vom  üygieniker  wird  das  Wasser  auf  diese  Bestandtheile  eigentlich 
nicht  desshalb  untersucht,  weil  eine  Vermehrung  derselben  oder  ihrer  che- 

2* 
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roiscben  Verbindungen  Gefahren  für  die  GeBundheit  befürchten  läset,  son- 
dern vorwiegend  nur,  weil  sie  eine  symptomatische  Bedentung  gewonnen 
haben.  In  der  That  können  wir  ans  den  Erfahrungen  der  Physiologie  und 
Pharmakologie  die  Beruhigung  schöpfen,  dass  diese  Körper  —  ja  selbst  die 
Fäulnissproduote  der  organischen  Stoffe  —  nur  bei  hochgradiger  Ver- 
unreinigung des  Wassers  zumeist  erst  jene  Concentration  erreichen,  bei 
welcher  sie  den  Organismus  mit  einer  Störung  bedrohen.  Die  Mehrzahl 
derselben  ist  in  unserer  täglichen  Nahrung  in  weitaus  grösserer  Menge  ver- 
treten als  im  Wasser,  das  wir  trinken,  und  verhält  sich  dabei  durchaus 
indifferent. 

„Grenzwerthe  für  die  zuträgliche  Menge  dieser  Bestandtheile  besitzt 
man  nicht.  Nur  für  den  Kalk-  und  Magnesiagehalt  kennt  man  die 
in  ihrer  summarischen  Bezeichnung  ausgedrückte  Bedingung,  dass  derselbe 
möglichst  18  deutsche  Härtegrade  nicht  überschreiten  soll  und  weder  durch 
l(agnesiasalze  noch  durch  Gyps  wesentlich  bedingt  sein  darf. 

„Unstreitig  ist  diese  Begrenzung  der  Härte  und  der  sie  bedingenden 
Verbindungen,  namentlich  des  Gypsgehaltes ,  eine  im  hauswirthschaftlichen 
und  gewerblichen  Interesse  durchaus  wünschenswei-the  Forderung.  Die 
Erfahrungen  der  ärztlichen  Praxis  drängen  aber  keineswegs  uns  die  Ueber- 
zeugung  auf,  dass  die  Versorgung  mit  einem  härteren,  aber  sonst  guten 
Trinkwasser  unbedingt  zu  sanitären  Missständen  führen  müsste;  ebenso 
wäre  OS  ungerechtfertigt  zu  behaupten,  dass  die  arzneiartigen  Wirkungen, 
die  man  von  der  Magnesia  und  ihren  Salzen  nach  Anleitung  der  Materia 
medica  zu  erwarten  hat,  bei  einer  massigen  Ueberschreitung  der  genannten 
Vorschrift  schon  eintreten  werden.  Für  eine  Beurtheilung  der  Schädlich- 
keit des  im  Wasser  enthaltenen  Gypses  giebt  uns  weder  die  Toxikologie 
Boch  die  Pharmakologie  geeignete  Anhaltspunkte. 

„Nichtsdestoweniger  ist  die  Beschränkung  des  Kalk-  und  Magnesia- 
gehaltcs  auch  seitens  der  Gesundheitspflege  nach  Möglichkeit  aufrecht  zu 
halten,  weil  eine  Steigerung  der  Härte  über  18^  häufig  durch  Verunreini- 
gung des  Wassers  beziehungsweise  des  Bodens  bedingt  ist. 

„Wenn  wir  den  erwähnten  Bestandtheilen  des  Wassers 
eine  symptomatische  Bedeutung  zuerkennen,  so  geschieht  dies 
auf  Grund  von  Hypothesen,  ähnlich  wie  man  die  Menge  dermis 
schädlich  geltenden  organischen  Exhalationsproducte  des  Menschen,  welche 
selbst  mit  der  chemischen  Reaction  noch  nicht  greifbar  sind,  nach  dem 
Kohlensäuregehalte  der  Zimmerluft  bemisst. 

„In  der  Voraussetzung,  dass  die  Krankheitsstoffe,  die  vom  Menschen 
kommen,  in  Begleitung  von  ünrath  aus  seiner  Umgebung  den  Weg  zum 
Wasser  finden,  bestimmt  man  die  Menge  jener  gewöhnlichen  Bestandtheile 
des  Wassers,  welche  erfahrungsgemäss  eine  Vermehrung  erleiden,  wenn  ein 
directer  Zufluss  von  Abwässern  des  menschlichen  Haushaltes  stattfindet 
oder  wenn  der  Boden,  den  das  Wasser  durchsickert,  mit  einer  solchen  Stadt- 
lauge  durchtränkt  ist.  In  diesem  Sinne  gelten  als  Merkmale  der  Verun- 
reinigung mit  animalischen  und  vegetabilischen  Abfallstoffen:  der  Trocken - 
rückstand,  die  organischen  Stoffe,  ferner  Chlor,  Schwefelsäure, 
Kalk  und  Magnesia. 
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„Aber  auf  die  organischen  Stoffe  kann  die  Untersuchung  auch 
im  Glauben  gerichtet  sein,  dass  sie  dem  Wasser  die  Eigenschaft  eines  Nähr- 
bodens zur  Entwickelnng  und  Fortpflanzung  von  pathogenen  Mikroorganis- 
men verleihen.  Ueberdies  beanspruchen  dieselben  Interesse  in  Anbetracht 
der  Befürchtung,  dass  sie  durch  Zersetzungsvorgänge  unter  Mitwirkung 
von  indifferenten  Schizophyten  toxisch  wirkende  Stoffe  bilden. 

„Als  Symptome  der  fauligen  Zersetzung  betrachtet  man  das  Auftreten 
von  Ammoniak,  salpetriger  Säure  und  Schwefelwasserstoff, 
die  Zunahme  des  Gehaltes  an  Salpetersäure  und  Kohlensäure,  die 
Abnahme  des  Sauerstoffs. 

„Endlich  nimmt  man  an,  dass  die  starke  Verunreinigung  des  Bodens 
mit  organischen  Abfüllen  und  die  Durchtränkuug  mit  fäulnissfähigeu 
Stoffen  einen  Ort  in  den  zur  Bildung  eines  Seuchenherdes  geeigneten 
Zustand  versetze  und  dass  mit  dem  fauligen  Zerfall  des  Imprägnirungs- 
materials  eine  zeitliche  Bedingung  des  Auftretens  von  Infectionskrankheiten, 
namentlich  von  Cholera  und  Typhus,  erfüllt  werde.  Dieser  Theorie  zu- 
folge werden  Ammoniak  und  salpetrige  Säure  im  Grundwasser,  sowie  ein 
grösserer  Gehalt  an  organischen  Stoffen  für  Anzeichen  eines  „siechhaften'' 
Zustandes  des  Bodens  gehalten. 

„Da  die  Zeit,  welche  Sie  mir  für  das  Referat  zugebilligt  haben,  bald 
abgelaufen  ist  und  ich  Ihre  Geduld  nicht  zu  lange  in  Anspruch  nehmen 
möchte ,  muss  ich  darauf  verzichten,  vor  Ihnen  die  Fundirung  dieser  Hypo- 
thesen zu  prüfen  und  die  Bedingungen  zu  erörtern,  unter  welchen  die  symp- 
tomatische Bedeutung  der  genannten  Wasserbestandtheile  zutreffen  könnte. 
Gestatten  Sie  mir  aber  doch,  dass  ich  wenigstens  meine,  an  anderem  Orte ') 
in  einer  ausführlich  motivirten  Darlegung  genommene  Stellung  zur  Sache 
Ihnen  zu  erkennen  gebe:  Nach  meiner  Ueberzeugung  ist  nichts 
dagegen  einzuwenden,  wenn  man  diese  Symptome  —  indes- 
sen nicht  ohne  gewisse  Beschränkungen  —  noch  weiterhin 
als  eine  Mahnung  zur  Vorsicht  bei  der  Zulassung  eines  Was- 
sers zur  Versorgung  gelten  lassen  will,  im  Uebrigen  aber 
empfiehlt  es  sich  nicht,  denselben  bei  ätiologischen  Fragen 
eine  Beweiskraft  zuzuerkennen.  In  dieser  Hinsicht  theile  ich  im 
Grossen  und  Ganzen  mit  Flügge  den  Standpunkt,  welchen  derselbe  bereits 
vor  sechs  Jahren  in  seiner  experimentellen  Arbeit  über  die  Bedeutung  von 
Trinkwassernntersuchungen  für  die  Hygiene  kund  gegeben  hat. 

„Vielleicht  bietet  sich  mir  bei  der  Discussion  noch  Gelegenheit,  diese 
Meinung  zu  rechtfertigen;  wenn  nicht,  so  werde  ich  mit  Genehmigung 
unseres  Ausschusses  bei  der  Drucklegung  des  Berichtes  über  die  heutigen 
Verhandlungen  meine  kritischen  Bemerkungen  zu  Ihrer  Kenntniss  bringen  ^). 

„Im  Hinblick  auf  die  heutzutage  mehr  und  mehr  an  thatsächlicher 
Begründung  gewinnende  Lehre  von  der  parasitären  Natur  der  Infections- 
krankheiten,  erscheint  es  wohl  begreiflich,  dass  der  chemische  Theil  der 
Prüfung    des  Wassers    von   der  ihm  vordem   zuerkannten  Bedeutung  ein 


1)  G.  Wolffhügel:  Wasserversorgung,  Leipzig  1882,  bei  F.  C.  W.  Vugel  (v.  Petten- 
kofer's  Handbuch  der  Hygiene  und  der  Gewerbekrankheiten,  2.  Theil,  l.Abthl.,  2.  Hälfte). 
^)  Siehe  den  Nachtrag,  S.  569. 
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gutes  Stück  eingebüsst  hat.  Derselbe  würde  vielleicht  schon  mehr  in  den 
Hintergrund  getreten  sein,  wenn  nicht  die  mikroskopische  Unter- 
suchung des  Wassers  noch  in  ihrer  ersten  Entwicklung  begriffen  wäre. 

^Es  war  zeitgemäss,  dass  die  experimentelle  Hygiene  mit  unbarm- 
herziger Kritik  einem  gedankenlosen  Heranziehen  der  chemischen  Analyse 
zur  Entscheidung  über  die  Zuträglichkeit  des  Wassers  entgegengetreten  ist. 
Aber  ich  muss  doch  allen  Ernstes  davor  warnen,  dass  man  in  der  Begeiste- 
rung für  die  Erfolge  der  mykologischen  Forschung  sich  allzngrossen  Er- 
wartungen hinsichtlich  der  Leistung  des  Mikroskops,  des  Culturversuchs 
und  des  Experimentes  am  Thicre  in  der  Wasseranalyse  hingiebt  und  die 
hülfbereite  Hand  der  Chemie  zurückweist,  welche,  wie  ich  dargelegt  habe, 
in  Ermangelung  eines  Besseren  uns  noch  dienstbar  sein  kann  und  muss. 

„Von  den  bisher  aufgefundenen,  beziehungsweise  anerkannten  pntho- 
genen  Schizophyten  sind  meines  Wissens  noch  keine  im  Trinkwasser  als 
Bestandtheile  nachgewiesen  worden.  Nur  in  Kloaken  flu  ssigkeiten  oder  in 
Bächen,  welche  durch  Einleitung  von  Abfallen  und  Abwässern  aller  Art 
zur  Kloake  herabgewürdigt  sind,  oder  im  Schlamm  aus  solchen  haben  einigo 
Beobachter  pathogen  wirkende  Organismen  ermittelt,  bisweilen  auch  nur, 
ohne  experimentelle  Unterscheidung  zwischen  Intoxication  und  Infection, 
vcrmuthet.  Mit  Sicherheit  ist  allein  von  Gaffky  der  Bacillus  der  Kaninchen- 
septicämie  (Davaine)  im  Wasser  der  Panke  aufgefunden  und  aus  Proben 
desselben  rein  gezHchtet  worden. 

.  „Die  Thatsache,  dass  überhaupt  einmal  im  Wasser,  wenn  auch  in 
einem,  dessen  Verwendung  zum  Trink-  und  Hausgebrauch  sich  durch 
Geruch  und  Aussehen  schon  verbietet,  pathogcne  Schizophyten  gefunden 
worden  sind,  ist  keineswegs  als  ein,  für  die  Beurtheilung  der  im  geniess- 
baren  Wasser  lebenden  Mikroorganismen  gleichgültiges  Moment  zu  erach- 
ten, weil  auch  dieses  die  zur  Erhaltung  der  Wirksamkeit  geeigneten  Bedin- 
gungen trotz  eines  geringereu  Gehaltes  an  Nährmaterial  darbietet.  Dieselbe 
regt  wenigstens  dazu  an,  nach  pathogenen  Formen  oder  Arten  im  Wasser 
zu  suchen. 

„Wie  sehr  aber  diese  Aufgabe  eine  schwierige  ist,  geht  z.  B.  aus  der 
Erforschung  des  Milzbrandes  hervor,  für  welchen  von  Vielen  angenommen 
wird,  dass  das  Virus  durch  Ueberschwemmung  von  Wiesen  und  Weiden 
verbreitet  werden  kann ,  ohne  dass  man  bis  jetzt  im  Stande  gewesen  wäre, 
den  Milzbrandbacillus  oder  seine  Sporen  im  Wasser  aufzufinden. 

„Früher  galt  der  Nachweis  von  Mikroorganismen,  besonders 
von  Schizophyten  (Spaltpilzen),  im  Wasser  als  ein  schlimmes  Zeichen;  man 
erklärte  ein  solches  Wasser  nicht  nur  für  ungeeignet  zum  Trink-  und  Hans- 
gebrauch, sondern  sah  es  auch  in  ätiologischer  Hinsicht  zum  mindesten  als 
verdächtig  an.  Seit  aber  die  mykologische  Forschung  in  untrüglicher 
Weise  gelehrt  hat,  dass  es  selbst  unter  den  Schizophyten  unschuldige  giebt, 
und  seit  die  tägliche  Erfahrung  zeigt,  dass  man  mit  Hülfe  der  verbesserten 
optischen  Instrumente  und  Untersuchungsmethodeh  auch  im  reinen  Quell- 
wasser entwickelungsfahige  ßactericn  oder  Sporen  derselben  findet,  ist  uns 
die  Feststellung  der  Qualität  auf  Grund  des  Ergebnisses  der  mikroskopischen 
Analyse  noch  mehr  erschwert,  besonders  da  die  Pathologie  in  der  Sichtung 
des  Befundes  nach  schädlichen  und  unschädlichen  Lebensformen  und  in  dem 
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AafBachen  morphologischer  und  biologischer  Kennzeichen  für,  dieselben  noch 
in  ihren  Anfangen  liegt. 

„Die  Aufgabe  erweist  sich  um  so  schwieriger,  als  man  die  Schädlich- 
keit nicht  etwa,  wie  die  eines  Giftes,  nach  der  Menge,  in  welcher  die  patho- 
genen  Mikrophyten  sich  vorfinden,  bemessen  und  ein  Wasser,  weil  es  nur  ver- 
einzelte dieser  kleinsten  Organismen  enthält,  für  unbedeDklich  erachten  kann. 
Der  Schwerpunkt  der  Untersuchung  müsste  demgemäss  eigent- 
lich in  der  Entscheidung  liegen,  ob  die  in  einem  Wasser  auf- 
gefundenen niederen  Lebewesen  pathogener  Natur  sind  oder 
nicht. 

„Indessen  ist  die  Pathologie  uns  noch  die  endgültige  Entscheidung  dar- 
über schuldig,  ob  man  sich  den  specifischen  Krankheitskeim  nach  Form 
und  Wirkung  wandelbar  oder  typisch  und  constant  vorzustellen  hat.  Für 
die  Deutung  des  Befundes  der  mykologischen  Untersuchung  des  Wassers 
ist  es  von  einiger  Tragweite,  dass  eine  Klärung  dieser  Streitfrage  in  dem 
einen  oder  anderen  Sinne  erfolgt.  So  lange  es  an  unwiderleglichen  Beweisen 
für  die  Annahme  einer  Gefahr  fehlt,  welche  durch  Umwandlung  von  sonst 
indifferenten  Mikrophyten  in  pathogene  droht,  scheint  es  nicht  angezeigt 
gegenüber  den,  selbst  in  einem  reinen  Quell wasser  nahezu  als  regelmässiger 
Befund  auftretenden  Spaltpilzen  ängstlich  zu  sein,  was  zumal  der  praktischen 
Erfahrung  widersprechen  würde.  Die  Möglichkeit,  dass  die  Pathologie  unter 
den  bisher  als  unschuldig  geltenden  Formen  auch  solche  mit  pathogenem 
Charakter  noch  herausfinden  werde,  lässt  sich  zwar  nicht  leugnen,  indessen 
ist  die  Wahrscheinlichkeit  doch  sehr  gering. 

„Nun  kommen  aber  im  Wasser  auch  Mikroorganismen  vor,  welche  — 
wie  z.  B.  manche  Fäulnisserreger  —  sich  zwar  bei  der  Uehertragung  auf 
den  menschlichen  Organismus  indifferent  verhalten,  indessen  doch  im  Stande 
sind,  im  Wasser  beziehentlich  im  Boden  durch  ihren  Lebensprocess  toxische 
Stoffe  zu  bilden.  Im  Falle  eines  Verdachtes  wird  man  im  Auffinden  solcher 
Mikrophyten  keinen  stricten  Beweis  für  die  fragliche  Schädlichkeit  des 
Wassers  erblicken  können,  weil  für  die  Wirkung  nur  die  Menge  und  Con- 
centration  des  erzeugten  Giftstoffes  entscheidend  ist.  Dagegen  darf  es 
einem  Zweifel  nicht  unterliegen,  dass  man  für  die  Zwecke  der  Versorgung 
anter  allen  Umständen,  und  wenn  schon  aus  anderen  als  sanitären  Rück- 
sichten, einem  Wasser,  das  von  Mikroorganismen  möglichst  frei 
ist,  den  Vorzug  zu  geben  hat. 

„Ein  masseuweises  Auftreten  von  Mikrophyten,  namentlich  von  Spalt- 
pilzen, kennzeichnet  ein  Wasser  als  verunreinigt  und  legt  damit  die  Ver- 
rnuthung  nahe,  dass  unter  den  zahllosen  kleinsten  Lebewesen  auch  pathogene 
Formen  sich  befinden. 

„Solche  organisii-te  Bestandtheile  können  selbst  für  den  Fall,  dass  sie 
offenbar  keinerlei  gesundheitsschädliche  Wirkungen  bedingen,  für  die  Ge- 
meinde, welche  auf  ein  damit  behaftetes  Wasser  angewiesen  ist,  zu  einer 
fatalen  Plage  werden,  was  wir  z.  B.  in  Berlin  während  der  letzten  Jahre 
mit  dem ,  durch  die  eisenhaltigen  Vegetationen  des  Brunnenfadens  (Creuo- 
thrix  polyspora)  verunreinigten  Wasser  der  Tegeler  Leitung  erlebt  haben. 

„Die  morphologische  und  biologische  Untersuchung  der  suspen- 
dirten  Theile  des  Wassers  giebt  bisweilen  durch  Auffinden  der  Spuren 
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von  häuslichen  and  thierischen  Abfallstoffen,  von  Kloakenbestandtheilen  und 
dergleichen  einen  ergänzenden  Bescheid  über  die  Quelle  der  Verunreinigung 
des  Wassers  oder  sie  ertheilt  uns  bemerken swerthe  Winke  bezüglich  der 
Wege,  welche  zum  Theil  das  Wasser  gewandelt  ist. 

„Wie  bekannt,  stellen  die  einzelnen  Gruppen  der  mikroskopischen 
Süsswasserbewohner  ungleiche  Ansprüche  an  die  Natur  ihres  Nährmaterials, 
so  dnss  z.  B.  die  eine  von  anorganischen,  die  andere  vorherrschend  von 
organischen  Stofien  lebt,  die  eine  von  unzersetzten,  die  andere  von  fauligen 
organischen  Bestandtheilen  sich  nährt.  Dementsprechend  gestattet 
das  Vorherrschen  der  einen  oder  anderen  Gruppe  von  niederen 
Lebewesen  einen  Rückschluss  auf  den  Grad  der  Reinheit  und  die 
Zusammensetzung  des  Wassers. 

„F.  Cohn  zufolge  kann  man  die  Brunnenwässer  je  nach  dem  Auftreten 
dieser  Organismen  in  drei  Kategorieen  theilen: 

1.  Wasser,  das  arm  an  organischen  Stoffen  ist, 

2.  Wasser,  das  viele  organische  Reste  in  fester  Form  suspendirt  enthält, 

3.  Wasser,  das  organische  Stoffe  in  grosser  Quantität  gelöst  enthält. 
„Eine  ähnliche,  auf  biologischen  Erfahrungen  beruhende  Classification 

der  Wässer  in  reine,  verdächtige  und  ungcniessbare  hat  L.  Hirt  in  seiner 
Methode  der  mikroskopischen  Trink wasserantcrsnchung  gegeben. 

„Man  hat  angenommen,  dass  von  den  organischen  Stoffen 
besonders  die  leicht  oxydirbaren  zu  fauliger  Zersetzung, 
zu  „fermentativen  Vorgängen"  neigen.  Neuere  Erfahrungen  be- 
stätigen gewissermaassen  diese  Meinung;  so  ist  bei  Prüfung  des  Wassers 
der  Spree  und  ihrer  Zuflüsse  von  den  Berliner  Rieselgütern  gefunden  wor- 
den, dass  iui  Wasser  die  Anzahl  der  entwickelungsfahigen  Keime  von  Mi- 
krophyten  mit  der  Oxydirbarkeit  annähernd  zu-  oder  abnimmt. 

„Diese  Untersuchungen  sind  im  vergangenen  Winter  auf  Antrag  der 
Ministerialcommission  zur  Beaufsichtigung  der  BeriQselungsanlagen  der  Stadt 
Berlin  im  Kaiserlichen  Gesundheitsamte  unter  Mitwirkung  von  Herrn  Prof. 
Tiemann  ausgeführt  worden;  sie  verdienen  auch  wegen  des  dabei  ange- 
wandten neuen  Verfahrens  der  Cultur  auf  Glasplatten  und  Zählung  der  zur 
Entwickelung  gelangten  Colonien  von  Mikroorganismen  unsere  Beachtung, 
welches  Herr  Geh.  Regierungsrath  Koch  unter  Zugrundelegung  seines  älte- 
ren Verfahrens  der  Cultur  in  Nährgolatine  gemeinsam  mit  Herrn  Prof. 
V.  Rozsahegyi  ausgebildet  hat. 

„Die  mikroskopische  Analyse  liefert  auf  diese  Weise  ge- 
wiss brauchbare  Anhaltspunkte  zur  Qualificiruug  der  Wäs- 
ser im  Dienste  der  Versorgung.  Dagegen  wäre  es  bei  Beob- 
achtungen zur  Ergründung  der  Ursache  von  Krankheiten 
voreilig,  die  morphologischen  oder  biologischen  Merkmale 
vonVerunreinigungen  und  vonFäulniss-  oder  Gälirungsvor- 
gängen  als  untrüglicheKriterien  für  dasVorhandensciu  von 
toxischen  oder  infectiösen  Agentien  im  Wasser  aufzufassen. 

„Von  der  Annahme  ausgehend,  dass  das  Wasser  hauptsächlich  durch 
eine  dirccte  oder  indirecte  Berührung  mit  dem  Menschen  schädliche  Bestand- 
theile  aufnimmt,  kommt  mau  —  unter  gleichzeitiger  Berücksichtigung  des 
günstigen  Einflusses,  den  die  natürlichen  Reiuiguugsvorgänge  auf  die  Quali- 
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tat  ausüben  —  zu  dem  Gedaoken,  dass  die  Herkunft  des  Wassers 
eine  Bürgschaft  für  die  Zuträglichkeit  geben  könne.  Erwägungen 
dieser  Art  lassen  es  bei  der  Wasserversorgung  räthlich  erscheinen,  die 
Bezugsquellen  möglichst  fem  von  den  auf  der  Erdoberfläche  obwaltenden 
verunreinigenden  Einflüssen  dort  zu  suchen,  wo  es  auf  seinen  Wegen  nur 
gewinnen  kann. 

„Bei  der  Versorgung  mit  Grundwasser  hat  man  die  Richtung  und  Ge- 
schwindigkeit der  Strömung  im  unterirdischen  Wasserbecken  als  einen 
wichtigen  Gesichtspunkt  für  das  Aufsuchen  der  Bezugsquelle  zu  beachten. 
Wie  zur  Entnahme  aus  offenen  Wasserläufen  nur  Stellen  sich  eignen,  welche 
weder  einer  directen  Einmündung  von  Schmntzwässern  ausgesetzt  sind 
noch  unter  dem  Einflüsse  einer  in  stromaufwärts  gelegenen  Abschnitten 
geschehenden  Verunreinigung  stehen,  so  ist  der  Grundwasserstrom  oberhalb 
der  zur  Imprägnirung  neigenden  Oertlichkeit  der  Erdoberfläche  zu  er- 
schliessen. 

„Unbedingt  ist  die  Entnahme  des  Wassers  aus  stagnirenden,  teicharti- 
gen Ansammlungen  im  Schoosse  der  Erde  ebensowohl  wie  auf  der  Erd- 
oberfläche nach  Möglichkeit  zu  vermeiden,  weil  in  diesen  die  dem  Boden 
zufliessenden  Verunreinigungen  lange  zurückgehalten  und  gleichsam  auf- 
gespeichert werden. 

„Von  hervorragender  Bedeutung  für  die  Wasserversorgung  ist  schliess- 
lich noch  die  Frage,  ob  eine  nach  fortgesetzter  Beobachtung  als  brauchbar 
erkannte  Bezugsquelle  auch  ihre  Reinheit  für  später^  Zeiten  bewahren  wird. 

„Nicht  die  Analyse,  sondern  die  Beachtung  der  örtlichen  Verhältnisse 
wird  hier  die  Grundlage  für  die  Beurtheilung  ergeben:  Man  sucht  für  die 
Beständigkeit  der  Qualität  darin  eine  Gewähr,  dass  nach  mensch- 
licher Berechnung  die  Bezugsstelle  voraussichtlich  nicht  durch  die  mit  der 
Zeit  zu  erwartende  Ausdehnung  des  Verbraucbsortes ,  durch  Ansiedelung, 
durch  landwirthschaftliche  Bearbeitung  oder  industrielle  Benutzung  des 
Bodens  u.  dergl.  beeinträchtigt  werden  wird. 

„Am  Schlüsse  "meines  Vortrages  angelangt,  habe  ich  zu  den  Ihnen  vor- 
gelegten Thesen  zu  bemerken,  dass  der  Herr  Correferent  und  ich  eine 
Abstimmung  über  dieselben  seitens  der  Versammlung  nicht  wünschen.^ 


Nachtrag. 

„Um  Ihnen  an  einem  geläufigeren  Beispiele  zu  zeigen,  dass  die 
symptomatische  Bedeutung  der  erwähnten  Wasserbestand- 
theile  nur  unter  gewissen  Bedingungen  zutrifft,  erlaube  ich 
mir,  noch  einmal  auf  den  Vergleich  mit  der  Luftuntersuchung  zurückzu- 
kommen. Sie  werden  mir  zugeben,  dass  die  Anwendung  der  Kohlensäure 
als  Maass  für  die  Verunreinigung  der  Zimmerluft  mit  den  fraglichen,  noch 
räthselhaften  organischen  Exhalationsproducten  nur  dann  einen  befriedigen- 
den Aufschluss  verspricht, 

1.  wenn  die  Kohlensäure  leicht  und  richtig  zu  bestimmen  ist, 

2.  wenn  im  Zimmer  sich  ausser  den  Bewohnern  keine  andere  Kohlen- 
säurequelle befindet,  beziehentlich  wenn  die  Wirkung  der  etwa  vor- 
handenen in  Abrechnnng  gebracht  werden  kann. 
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3.  wenn  seitens  des  Organismus  die  Kohlensäureabgabe  einigermaassen 
proportional  mit  der  Ausscheidung  der  organischen  Stoffe  erfolgt, 

4.  wenn  die  Reinigung  der  Zimmerluft,  welche  durch  Ventilation,  Con- 
densation  oder  Absorption  ununterbrochen  vor  sich  geht,  auf  beide, 
aus  dem  Lebensprocess  der  Bewohner  aufgenommenen  Bestandtheile 
sich  erstreckt. 

„Auch  die  Methoden  der  hygienischen  Wasseruutersuchung  müssen 
einfach  genug  sein,  damit  sie  ohne  besonderen  Aufwand  an  Zeit  und  Appa- 
rat ausgeführt  werden  können.  Jede  Vereinfachung  des  Unter- 
suchungsverfahrens schliesst  aber  mehr  oder  weniger  eine  Einbnsse 
an  Exactheit  in  sich,  man  hat  sich  daher  zu  fragen,  ob  bei  Wasseranalysen 
zu  epidemiologischen  und  sanitären  Zwecken  die  Vereinfachung  des  Untor- 
suchungsmodus  forderlicher  ist,  als  das  Streben  nach  extremster  Genauigkeit 
und  Vollständigkeit  der  Analyse. 

„Leider  muss  ich  Ihnen  bekennen,  dass  gewöhnlich  der  Hygieniker 
aus  den  Resultaten  einer  nach  den  besten  Methoden  ausgeführten,  oompleten 
Wasseranalyse  nicht  mehr  und  nicht  weniger  für  die  Lösung  seiner  Fragen 
entnehmen  kann,  als  aus  dem  Ergebniss  des  zur  Zeit  üblichen  Untersuchungs- 
ganges, in  welchem  der  Trockenrückstand  gewichtsanalytisch,  der  Gehalt  an 
Chlor,  Salpetersäure,  Kohlensäure,  Kalk  und  die  durch  organische  Stoffe 
veranlasste  Oxydirbarkeit  maassanalytisch,  sowie  Ammoniak  und  salpetrige 
Säure  colorimetrisch  bestimmt,  oder  die  letzteren,  wie  Schwefelwasserstoff 
und  andere  Bestandtheile,  nur  qualitativ  nachgewiesen  werden. 

„Es  ist  verständlich,  dass  wir  bei  der  Prüfung  aufjene  Bestand- 
theile, welche  uns  die  Verunreinigung  des  Wassers  oder 
Bodens  mit  Stadtlauge  oder  deren  Zersetzungsproducten  an- 
zeigen sollen,  darauf  bedacht  sein  müssen,  dass  dieselben  ebensowohl 
zur  natürlichen  Zusammensetzung  des  reinen  Wassers  gehören  können  und 
dass  Ammoniak,  salpetrige  Säure  und  Schwefelwasserstoff,  wenn  auch  zu- 
meist, so  doch  nicht  unbedingt  aus  einer  Zersetzung  von  organischen  Stoffen 
im  Wasser  oder  Boden  hervorgegangen  sein  werden.  Dabei  darf  man  auf 
eine  geringe  Ueberschrcitung  der  Vergleichszahlen  kein  Gewicht  legen,  weil 
nicht  mit  scharfen  Grenzen  die  Beschaffenheit,  welche  normaler  Weise  dem 
Wasser  zukommt,  zu  ermitteln  ist. 

„Eine  noch  grössere  Vorsicht  im  Urtheil  ist  angezeigt,  wenn  die  Ana- 
lyse des  Wassers  einen  Aufschluss  über  den  Zustand  eines  be- 
stimmten Terrainabschnittes  geben  soll.  Mit  Rücksicht  auf  die 
Mannigfaltigkeit  der  hydrologischen  Verhältnisse  würde  in  jedem  einzelnen 
Falle  zuerst  nachzuweisen  sein,  ob  das  Wasser,  welches  den  Brunnen  speist, 
auch  wirklich  mit  den  fraglichen  Bodenschichten  in  Berührung  gekommen 
war,  oder  ob  die  Speisung  vorwiegend  oder  ausschliesslich  durch  eine  Zn- 
strömung  der  unterirdischen  Drainage  erfolgt,  welche  aus  grosser  Entfernung 
oder  Tiefe  kommt.  Je  nach  dem  Verhältnisse  der  Componenten  des  Grund- 
wassers in  Ilinsicht  ihrer  Menge  und  Beschaffenheit,  je  nach  der  räumlichen 
Entfernung  des  Brunnens  vom  Ursprung  der  Verunreinigung,  je  nach  der 
reinigenden  Wirkung  der  dazwischen  liegenden  Erdschichten,  je  nach  der 
Jahreszeit  u.  s.  w.,  wird  unter  sonst  gleichen  Bedingungen  die  Zusammen- 
setzung  des  Wassers   eine  andere  sein  und  der  chemische  Befund  die  Ver- 
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anreinigting  einer  begrenzten  Localität  mehr  oder  weniger  richtig  anzeigen 
können. 

^Aber  es  kommt  auch  wesentlich  darauf  an,  in  wie  weit  der  verunrei- 
nigte Boden,  von  dessen  Zustand  das  Wasser  ein  Bild  geben  soll,  durch 
seine  chemische  und  physikalische ,  Beschaffenheit  im  Standeist,  das  Im- 
prägnirungsmaterial  zu  einfacheren  chemischen  Verbindungen  zu  verarbei- 
ten oder  auch  nur  die  Bestandtheile  desselben,  sowie  deren  Zerfallsproducte 
gegenüber  dem  Wasser  an  sich  zurückzuhalten. 

„Diese  Bindekraft  des  Bodens  wirkt  aber  auch  auf  die  einzelnen 
Bestandtheile  sehr  ungleichmässig,  so  dass  die  Chloride,  Nitrate  und  anderen 
Salze  das  Wasser  weit  über  die  Grenze  der  Imprägnirung  hinaus  begleiten, 
während  Ammoniak  und  organische  Stoffe  im  Allgemeinen  besser  zurück- 
gehalten werden,  übrigens  im  Falle  einer  Uebersättigung  des  Bodens,  ebenso 
wie  die  anderen  Bestandtheile,  leicht  ins  Grundwasser  übertreten.  Das  Ueber- 
maass  an  Imprägnirungsmaterial  ist  auch  der  Entfaltung  einer  lebhaften 
Oxydation  im  Boden  hinderlich,  so  dass  wir  bei  den  Umsetzungen  eine  über- 
wiegende Bildung  von  Ammoniak  zu  erwarten  haben. 

„Oft  sind  die  Verhältnisse,  welche  die  Zusammensetzung  des  Wassers 
im  Boden  bedingen  und  die  örtlichen  und  zeitlichen  Unterschiede  der- 
selben hervorrufen ,  dermaassen  complicirt  ^),  dass  man  nur  mit  äusserster 
Vorsicht  die  Vermehrung,  beziehentlich  das  Auftreten  gewisser  Bestand- 
theile oder  die  Abnahme  des  Sauerstoffs  im  Grundwasser  —  und  umge- 
kehrt das  Nichtvorhandensein  dieser  Erscheinungen  —  für  Merkmale  des 
Reinlichkeitszustandes  begrenzter  Bodenabschnitte  und  der  in  denselben 
vor  sich  gehenden  fermentativen  Processe  halten  darf. 

„Hinsichtlich  der  symptomatischen  Bedeutung  der  genannten  Anzeichen 
für  eine  Verunreinigung  des  Wassers  mit  Stadtlauge  ist  auch  zu  bedenken, 
dass  man  streng  genommen  nicht  etwa  Alles,  was  vom  Menschen  kommt, 
sondern  doch  wohl  zunächst  nur  die  Provenienzen  der  mit  gewissen  Krank- 
heiten Behafteten  als  verdächtig  oder  gefährlich  zu  bezeichnen  hat. 

„Aber  selbst,  wenn  man  von  der  Voraussetzung  ausgeht,  dass  der 
Mensch  ohne  Unterschied  des  leiblichen  Befindens  in  seinem  Lebensprocess 
Stoffe  erzeugt,  durch  deren  Auftreten  im  Wasser  der  Gesundheit  eine 
Gefahr  droht,  möchte  ich  nicht  rathen,  aus  dem  Gehalte  an  Repräsentanten 
der  Stadtlauge  mit  Bestimmtheit  auf  das  Vorhandensein  der  gedachten 
Schädlichkeit  zu  schliessen,  weil  in  den  häuslichen  Abfallstoffen  kein  gesetz- 
mässiges  Mengenverhältniss  zwischen  den  symptomatischen 
Bestandtheilen  und  den  wirklichen  Auswurfstoffen  besteht. 

„  Man  war  allerdings  früher  gern  bei  der  Hand  den  Gehalt  an  solchen 
Bestandtheilen,  z.  B.  an  Kochsalz,  auf  die  entsprechenden  Mengen  von 
Harn  und  Koth  umzurechnen,  ohne  Rücksicht  darauf,  dass  die  Chloride  in 
den  Abwässern  der  menschlichen  Wohnplätze  nicht  zum  grössten  Theil  excro- 
mentellen  Ursprungs  sind.     Ein  derartiges  Vorgehen  finde  ich  aber  um  so 


^)  Auf  das  in  der  Zusuramensetzung  des  Brunnenwassers  von  Fall  zu  Fall  uns  gestellte 
Problem  hat  in  onrejjemlcr  Weise  Virchow  (1873)  in  dem  Gonfralherichto  über  die  Keini- 
gang  und  Entwässerunsj  von  Berlin  hingewiesen.  Eine  sj^ecielle  exj>erinientelle  Behandlung 
ist  dieser  Frage  erst  von  C.  Flügge  (1877)  in  der  schon  erwähnten  Arbeit  und  nach, diesem 
a.  A.  von  J.  v.  Fodor  (1882)   in  seinem  Werke  „Boden  und  Wasser"  zu  Theil  gewordeo. 
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weniger  zulässig,  als  es  bei  Beurtheilung  des  Wassers  nach  dem  Gehalte  an 
diesen  gelösten  Körpern  wesentlich  ins  Gewicht  fallt,  dassdieLänterungs- 
Vorgänge,  welche  in  der  Natur  ohne  Unterbrechung  statthaben  — 
ich  meine  namentlich  die  Filtration,  Absorption  und  Oxydation  —  nur  ein- 
zelnen Bestandtheilen  zu  Gute  kommen,  so  dass  man  aus  einer  Ver- 
minderung des  einen  nicht  auf  die  Abnahme  des  anderen  rechnen  darf. 
/  „Aus  den  experimentellen  Studien  von  Falk,  Lissauer,  Sojka  u.  A. 
geht  mit  grosser  Wahrscheinlichkeit  hervor,  dass  im  Allgemeinen  der  Boden 
mit  grösserer  Sicherheit  schädliche  Bestandtheile  dem  Wasser  entzieht,  als 
manchen  ihrer  iDdifferenten  Begleiter  in  der  Stadtlauge,  wie  z.  B.  die  Chlo- 
ride. Ein  Grundwasser  kann,  da  der  Boden  die  Chloride  nicht  oder  nur 
in  geringem  Maasse  bindet,  sehr  wohl  den  Läuterun gsprocess  mit  Erfolg 
bestanden  haben,  ohne  dabei  seinen  Chlorgehalt  zu  verlieren. 

„Als  „organische  Stoffe*'  bezeichnet  man  eine  sehr  umfangreiche 
Gruppe  der  verschiedenartigsten  chemischen  Körper,  welche  eine  sehr 
ungleiche  hygienische  Valenz  haben  und  im  Wasser  ein  wechselndes  Bild 
darbieten.  Bisher  war  noch  Niemand  im  Stande,  einen  einzelnen  derselben 
mittelst  Analyse  herauszugreifen  und  der  Gesundheitsschädlichkeit  zu  über- 
führen. Die  für  die  Bestimmung  zumeist  angewandte  Chamäleonprobe 
giebt  nicht  direct  die  Menge  der  organischen  Substanz,  sondern  nur  den 
Verbrauch  an  Kaliumpermanganat  oder  Sauerstofif  zur  Oxydation  von  leicht 
reducirenden  Stoffen  an,  zu  welchen  übrigens  auch  anorganische  Körper, 
wie  Eisenoxydul,  Nitrite  und  Sulüde  gehören. 

„Trotz  des  wiederholt  beobachteten  annähernden  Parallelismus,  welche 
die  Oxydirbarkeit  und  der  Gehalt  an  entwickelungsfähigen  Keimen  von 
Fäulnisserregern  und  anderen  Mikrophyten  zeigen  können,  darf  ich  nicht 
rathen,  dass  man  in  ätiologischen  Fragen  den  organischen  Stoffen  ohne 
Unterschied  eine  hohe  Bedeutung  als  Nährboden  zuerkennt,  bevor  man  die 
hypothetischen  Infectionskeime  selbst  der  Natur  nach  kennt  und  ihre  An- 
sprüche an  die  Beschaffenheit  und  Concentration  des  Nährmaterials  ermittelt 
hat.  Wenn  wir  erwägen,  dass  die  organischen  Stoffe  im  Wasser  ein,  in 
seinen  Bestandtheilen  wechselndes  und  veränderliches  Gemisch  von  mannig- 
faltigen organischen  Verbindungen  mit  verschiedenartigen  Eigenschaften 
sind,  und  dazu  die  biologische  Erfahrung  berücksichtigen,  dass  die  Mikro- 
phyten in  der  Auswahl  ihres  Nährbodens  wählerisch  und  empfindlich  sind, 
muss  es  uns  geradezu  übertrieben  erscheinen,  dass  man  ein  Wasser,  schon 
desshalb,  weil  es  organische  Substanzen  enthält,  als  eine  der  Entwickelung 
und  Vermehrung  von  pathogenen  Organismen  günstige  Nährlösung  bezeich- 
net, ohne  zu  wissen,  ob  die  von  der  Analyse  angezeigten  organischen 
Stoffe  in  der  That  den  Lebensanforderungen  derselben  genügen.  Sonach 
wächst  auch  nicht,  wie  behauptet  wird,  mit  der  Höhe  des  Ge- 
haltes an  organischen  Stoffen  unbedingt  der  Wertli  dos  Wassers 
als  Nährlösung. 

„Auf  der  anderen  Seite  steht  es  fest,  dass  die  Schizophyten  zur  Fristung 
ihrer  Existenz  und  Bewahrung  der  Fortpflanzungsfahigkeit  nur  minimaler 
Mengen  von  organischen  Nährstoffen  bedürfen,  was  schon  daraus  hervor- 
geht, dass  diese  und  andere  niederen  Lebewesen  selbst  im  reinen  Quell- 
wasser noch  im  entwickelungsfähigen  Zustande  gefunden  werden. 
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„Auch  ist  die  Auffassung,  dass  die  faulige  Zersetzung  der  organi" 
sehen  Stoffe  für  die  Entwickelung  und  Fortpflauzung  vou  parasitären 
Krankheitserregern  im  Boden  oder  Wasser  besonders  günstig  sei ,  als  eine 
unerwiesene  zu  bezeichnen.  Wird  doch  die  Fäulnias  nicht  nur  hervor- 
gerufen und  begleitet  von  einem  massenweisen  Auftreten  der  Fäulnissbac- 
terien,  welche  andere  Schizophyten  neben  sich  nicht  aufkommen  und 
gedeihen  lassen,  und  liefert  sie  überdies  als  Endproduote  Körper  wie  Phenol, 
Kresol,  Indol,  Skatol,  welche,  wenn  sie  auch  nicht  die  Lebensfähigkeit  ver- 
nichten ,  doch  der  Vermehrung  der  niederen  Organismen  hinderlich  werden 
können,  wie  Nencki  und  Wem  ich  erkannt  haben. 

n  Unter  den  Producten  des  Zerfalles  der  stickstoffhaltigen  organischen 
Körper,  welchen  nach  hergebrachten  Begriffen,  vielleicht  weil  sie  vor- 
wiegend animalischen  Ursprungs  sind ,  an  und  für  sich  ein  wärmeres 
Interesse  als  denjenigen  der  stickstofffreien  organischen  Verbindungen  zu 
TSeil  wird,  legt  man  besonders  dem  Auftreten  von  Ammoniak  und  sal- 
petriger Säure  eine  hohe  Bedeutung  bei,  indem  sie  als  Symptome  dafür 
angesehen  werden,  dass  der  Zersetzungsvorgang  noch  nicht  zum  Abschluss 
gekommen  ist.  In  der  Salpetersäure  erblickt  man  gewöhnlich  das 
Endproduct  der  Mineralisirung  und  fasst  diese  als  eine  Unschadlich- 
njachuug  auf. 

Indessen  ist  bekannt,  dass  die  Umsetzungen  der  stickstoffhaltigen  orga- 
nischen Substanzen,  welche  im  Boden  unter  Betheiligung  von  Schizophyten 
statthaben,  nicht  lediglich  vom  Ammoniak  zur  Salpetersäure  aufsteigend 
durch  Oxydation,  sondern  auch  von  der  Salpetersäure  zum  Ammoniak  ab- 
steigend durch  Reduction  verlaufen. 

„Auf  den  Gang  der  Nitrification  wirkt  eine  grosse  Reihe  von  Bedin- 
gungen ein,  so  dass  aus  wechselnden  Ursachen,  deren  Klarstellung  wohl 
im  Laboratorium sversuch ,  nicht  aber  unter  den  complicirteren ,  natürlichen 
Verhältnissen  möglich  ist,  es  in  einem  Falle  nur  zur  Salpetersäurebildung 
kommt,  im  anderen  nebenbei  auch  Ammoniak  oder  salpetrige  Säare  auftritt. 
Da  der  chemische  Befund  nicht  sowohl  durch  die  Grösse  und  das  Stadium 
des  Zerfalls,  als  auch  durch  das  Maass,  in  welchem  der  Boden  die  Zor- 
setzungsproducte  an  das  Wasser  übertreten  lässt,  bedingt  ist,  kann  die 
Analyse  über  die  Intensität  und  die  Entwickelungsstufe  der  Zersetzung 
keinen  Aufschluss  erbringen. 

„In  Anbetracht  der  über  die  Bedeutung  des  chemischen  Befundes 
erörterten  Verhältnisse  darf  man  im  Fehlen  von  organischen 
Stoffen,  Ammoniak  und  salpetriger  Säure  noch  keinen  stricten 
Beweis  für  die  Reinheit  des  Bodens  und  dessen  Freisein  von 
fermentativen  Vorgängen  erblicken.  Auf  der  anderen  Seite  ist 
aber  auch  das  Auftreten  dieser  Bestandtheile  im  Grundwasser 
nicht  ohne  Weiteres  als  ein  Zeichen  der  Schädlichkeit  des  Was- 
sers oder  als  ein  Merkmal  der  Disposition  des  Bodens  zu  In- 
fectionskrankheiten  anzusehen. 

„Die  Annahme  einer  ätiologischen  Beziehung  der  Bodenvernnrei- 
nigung  zu  den  Infectionskrankheiten  ist  zum  geringsten  Theil  auf 
Erfahrungen  gestützt,  welche  durch  directe  Bodenuntersuchungen  an  Seuchen- 
herden und  immunen  Orten  gewonnen  sind.     Das  Ergebniss  der  bis  jetzt 
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in  dieser  Richtung  geschehenen  Erhebungen  kann  ebensowohl  gegen  als 
für  dieselben  geltend  gemacht  werden. 

„Häufig  ist  der  prompte  Verlauf  der  Mineralisirung  gerade  durch  Eigen- 
schaften des  Bodens  bediugt,  welche  man  zu  den  Erfordernissen  eines 
Seuchenherdes  rechnet,  wie  die  Durchlässigkeit  für  Luft  und  Wasser,  die 
Wärme  und  die  Durchfeuchtung.  Ammoniak  und  salpetrige  Säure  fehlen 
oft  in  Wässern ,  welche  einem  nachweisbar  sehr  verunreinigten  Boden  ent- 
stammen, und  sind  für  das  Wasser  aus  Brunnen  von  Seucheorten  ebenso- 
wenig ein  regelmässiger,  charakteristischer  Befund,  wie  der  starke  Gehalt 
an  organischen  Stoffen  und  die  Verunreinigung  überhaupt. 

„Was  nun  endlich  die  Vorstellung  betrifft,  dass  gewisse  Bestandtheilo 
des  Trinkwassers,  z.  B.  nach  F  o  d  o  r  die  organischen  Stoffe  und  deren  Fäul- 
nissproducte,  den  menschlichen  Organismus  für  die  Entfaltung  der  Wirkung 
aufgenommener  iDfectionsstoffe  etnpfäDglich  machen  könnten,  so  ist  auch 
dieser  gegenüber  grösste  Zurückhaltung  geboten,  da  man  derzeit  über  die 
Ursachen  der  Verschiedenheit  des  individuellen  Verhaltens  gegen  die  In- 
fectionserreger ,  die  zum  Theil  selbst  in  ihrem  Wesen  nicht  einmal  erkannt 
sind,  noch  so  sehr  im  Unklaren  ist.*' 


Corroferent  Professor  Dr.  Tiemann  (Berlin): 

„Meine  Herren!  Der  Herr  Referent  hat  in  so  eingehender  Weise  alle 
die  Umstände  erörtert,  welche  bei  der  Beurtheilung  der  hygienischen 
Beschaffenheit  des  Wassers  in  Frage  kommen  können ,  dass  nach  dieser 
Richtung  für  mich,  den  Correferenten,  zu  thun  fast  nichts  mehr  übrig  bleibt. 
Ich  bitte  Sie  gleichwohl,  meine  Herren,  Ihre  Aufmerksamkeit  nochmals  auf 
einige  Gegenstände  lenken  zu  dürfen,  deren  Beleuchtung  von  möglichst  ver- 
schiedenen Seiten  mir  für  die  richtige  Beurtheilung  der  durch  den  Vortrag 
des  Herrn  Referenten  angeregten  Fragen  von  Bedeutung  zu  sein  scheint. 
Die  Ausführungen  meines  Freundes  Wolffhügel  zielen  zumal  darauf  ab, 
die .  im  grossen  Publicum  zuweilen  in  übertriebener  Weise  verbreiteten 
Befürchtungen  bezüglich  der  Gesundheitsschädlichkeit  verunreinigter  Wässer 
auf  das  rechte  Maass  zurückzuführen,  um  so  eine  Klärung  der  Ansichten 
über  die  Anforderungen  anzubahnen,  welche  an  Trink-  sowie  Nutzwasser 
und  besonders  an  ein  für  die  Wasserversorgung  grösserer  Gemeinwesen 
geeignetes  Wasser  zu  stellen  sind. 

„Sie  haben  aus  dem  Vortrage  des  Herrn  Referenten  ersehen,  dass  abge- 
sehen von  notorischen  Mineralgiften,  welche  in  seltenen  Ausnahmefallen  in 
natürliche  Wässer  gelangen  und  immer  ohne  Schwierigkeit  darin  nach- 
zuweisen sind,  abgesehen  von  dem  Vorkommen  von  in  jugendlicher  Ent- 
wickelung  begriffenen  Entozoen  und  Eiern  von  Eingeweidewürmern  in 
natürlichen  Wässern,  abgesehen  von  dem  in  einem  einzigen  Falle  beobachte- 
ten Auftreten  des  Bacillus  der  Kaninchen  -  Septicämie  in  einem  verjauchten 
Bache  wir  bislang  weder  durch  die  chemische  Analyse  noch  durch  die 
mikroskopische  Untersuchung  im  Stande  gewesen  sind,  in  verunreinigten 
natürlichen  Wässern  organisirte  oder  nicht  organisirte  Arten  der  Materie 
aufzufinden,  welche  wir  mit  absoluter  Sicherheit,  mit  mathematischer,  über 
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alle  Zweifel  erhabener  Bestimmtheit  der  Gesnndheitsschädlichkeit  zeihen 
können  nnd  als  Ursache  der  Gesundheitsschädlichkeit  eines  Wassers  an- 
sprechen dürfen. 

„Bei  dieser  Sachlage  und  angesichts  der  scharfen  Kritik,  welche  der 
Herr  Referent  mit  vollem  Rechte  an  die  häufig  willkürliche  und  zuweilen 
durchaus  unberechtigte  Interpretation  der  unmittelbaren  Ergebnisse  der 
chemischen  Analyse  und  mikroskopischen  Untersuchung  der  Wässer,  wie  sie 
von  manchen  Seiten  geübt  worden  ist,  gelegt  hat,  verdient  nach  meiner 
Ansicht  die  Frage  nochmals  kurz  erörtert  zu  werden,  ob  und  unter  welchen 
Umstanden  es  wahrscheinlich  ist,  dass  gesundheitsschädliche  Körper  in  die 
natürlichen  Wässer  ausser  in  den  bereits  angefühi-ten  Ausnahmefällen 
gelangen.  Von  vornherein  ist  hierbei  scharf  zu  unterscheiden,  ob  als  Be- 
standtheile  verunreinigter  Wässer  1)  toxisch  wirkende  Stoffe,  d.  h.  giftige 
chemische  Substanzen,  oder  2)  infectiös  wirkende  Arten  der  Materie,  d.  h. 
patbogene  Mikroorganismen,  in  Frage  kommen  können. 

„Der  Herr  Referent  hat  bereits  dargethan,  dass  von  den  Bestand theilen 
der  natürlichen  Wässer  weit  grössere  Mengen  durch  die,  Speisen,  als  durch 
das  Trinkwasser  dem  Körper  zugeführt  werden,  und  dass  von  einer  toxischen 
Wirkung  der  geringen  Mengen  von  Mineralsubstanzen,  welche  wir  mit  dem 
Wasser  geniessen,  nicht  wohl  die  Rede  sein  kann.  Er  hat  dabei  aller- 
dings die  Frage  offen  gelassen,  ob  und  in  welcher  Weise  der  Uebergang  von 
dem  Genuss  eines  an  Mineralstoffen  armen  Wassers  zu  dem  Genuss  eines 
Wassera,  welches  relativ  grössere  Mengen  von  Mineralstoffen  enthält,  den 
menschlichen  Organismus  beeinflusst,  da  diese  Frage  bei  dem  gegenwärtigen 
Stande  unserer  Kenntnisse  nicht  endgültig  zu  entscheiden  ist. 

„Zu  dem  nämlichen  Schlüsse,  dass  unter  den  mineralischen  Bestandtheilon 
der  natürlichen  Wässer  keine  vorhanden  sind ,  denen  man  in  so  kleiner 
Menge,  wie  sie  mit  dem  Wasser  genossen  werden,  eine  toxische  Wirkung 
zuschreiben  darf,  gelangt  man  stets,  selbst  wenn  man  diese  Frage,  wie  mein 
Freund  Preusse  und  ich  dies  vor  einem  Jahre  erst  in  einem  in  dem 
Enlenberg'schen  Handbuche  des  Gesundheitswesens  veröffentlichten  Aufsatz 
gethan  haben,  in  Verbindung  mit  einem  hochgradig  verunreinigten  Wasser 
analysirt. 

„Wenn  man  die  gleiche  Betrachtung  auf  die  organischen  chemischen 
Verbindungen  und  zumal  auf  die  Producto  der  P^äulniss  resp.  Verwesung 
organischer  Materie  ausdehnt,  welche  in  die  natürlichen  Wässer  gelangen, 
so  kommt  man  zu  dem  Resultat,  dass  eine  gesundheitsschädliche  Wirkung 
derjenigen  organischen  Stoffe,  welche  sich  in  einem  nicht  schon  durch  seine 
äusseren  Eigenschaften  als  gefaulte  Bodenlauge  charakterisirten  Wasser 
noch  befinden,  im  Allgemeinen  nicht  wahrscheinlich  ist,  dass  man  diesen 
Fall  aber  nicht  für  völlig  ausgeschlossen  halten  darf.  Das  Stadium  der  bei 
der  Fäulniss  stickstoffhaltiger  organischer  Materie  sich  bildenden  giftigen 
organischen  Verbindungen  hat  schon  seit  einer  Reihe  von  Jahren  eine  Anzahl 
namhafter  Forscher  beschäftigt,  aber  längere  Zeit  ohne  klare  und  völlig 
durchsichtige  Ergebnisse  zu  liefern.  In  neuerer  Zeit  verspricht  besonders 
eine  von  Prof.  Brieger  angestellte  Untersuchung  nach  dieser  Richtung 
weitere  Aufklärung,  da  es  Herrn  Brieger  gelungen  ist,  die  giftige  Wirkung 
der  von  ihm  erhaltenen  Fäulnissproducte  auf  einige  daraus  unschwer   zu 
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isolirende,  gut  charaktcrisirte  chemische  Verbindungen  zurückzuführen. 
Herrn  Briegor's  Versuche  zeigen  aber  auch,  dass  gerade  die  giftigen 
Fäulnissproducte  weuig  stabile  und  durch  Oxydations-,  sowie  Fermentations- 
vorg&nge  leicht  zerstörbare  Körper  sind,  deren  Ucbertritt  in  die  natürlichen 
Wasser  aus  diesem  Grunde  nicht  allzusehr  zu  befürchten  ist.  Bisher  hat 
daher  auch  diese  Untersuchung  nicht  weitere  Stützen  für  die  Annahme 
geliefert,  dass  mit  Fäulnissproducten  beladene  Wässer  durch  die  in  dieselben 
übergegangenen ,  von  Fäulnissprocessen  herrührenden ,  organischen  chemi- 
schen Verbindungen  eine  gesundheitsschädliche  Wirkung  erlangen. 

„Wenn  wir  aber  den  gewöhnlichen  mineralischen  Bestandtheilen  der 
verunreinigten  natürlichen  Wässer  eine  toxische  Wirkung  nicht  zuschreiben 
dürfen,  wenn  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  die  in  die  natürlichen  Wässer 
übergegangenen  organischen  chemischen  Verbindungen  eine  toxische  Wirkung 
ausüben,  eine  nur  sehr  geringe  ist,  und  wenn  von  einer  solchen  Wahrschein- 
lichkeit in  Anbetracht  der  minimalen  Mengen,  welche  von  einzelnen  organi- 
schen chemischen  Verbindungen  in  die  natürlichen  Wässer  gelangen,  über- 
haupt nur  bei  hochgradig  mit  Zersetznngsproducten  organischer  Materie 
beladenen  Wässern  die  Rede  sein  kann ,  dürfen  wir  dann  allgemein  die  im 
Wasser  vorkommenden  Organismen  und  Mikroorganismen  als  gesundheits- 
schädliche ansprechen  ? 

„Gewiss  nicht.  Die  tägliche  Erfahrung  lehrt  uns,  dass  viele  Formen 
der  Mikroorganismen,  wie  die  Fäulnissbacterien ,  zwar  im  Stande  sind,  in 
unbelebter  organischer  Materie  auffallende  Veränderungen  hervorzurufen, 
dass  dieselben  aber  trotzdem  den  lebenden  thierischen  Organismus  nicht 
angreifen.  Ich  brauche  nur  an  das  massenhafte  Auftreten  von  Mikroorga- 
nismen in  dem  Darm  von  Menschen  und  Thieren  zu  erinnern,  um  die 
Richtigkeit  dieses  Ausspruches  darzuthun. 

„Wenn  aber  einerseits  den  Mikroorganismen  eine  allgemeine  gesundheits- 
schädliche Wirkung  nicht  zugeschrieben  werden  darf,  so  ist  doch  anderer- 
seits mit  Sicherheit  nachgewiesen,  dass  gewisse  Mikroorganismen  Krank- 
heitserreger sind.  So  sehr  auch  von  einigen  Seiten  hervorgehoben  wird, 
dass  die  Bacterien  in  Arten  mit  eigenthümlichen  Eigenschaften  nicht  geschie- 
den werden  können,  so  sehr  drängen  doch  die  Erfahrungen  Anderer  dahin, 
dass  die  Erreger  wohl  charakterisirter  Infectionskrankheiten  von  einander 
unterschieden  sein  müssen  und  von  einander  unterschieden  werden  können. 
Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  betrachtet  ist  nicht  jedes  Bacterium,  welches 
in  einem  Wasser  gefunden  wir^d,  als  Krankheitserreger  aufzufassen,  sondern, 
um  es  als  solchen  zu  charakterisiren,  bedarf  es  der  Feststellung  seiner  speci- 
fischen  Eigenschaften.  Aber  an  dieser  Stelle  finden  wir  in  der  Kenntniss 
der  Krankheitserreger  noch  die  grössten  Lücken ,  wir  sind  erst  am  Anfang 
der  Forschung  und  besitzen  zur  Zeit  noch  keine  Mittel,  um  die  soeben 
präcisirte  Aufgabe  in  einfacher  Weise  zu  lösen. 

„Dürfen  wir,  wie  bereits  angedeutet,  hoffen,  dass  die  Zukunft  uns 
weitere  Aufschlüsse  über  die  bei  Fäulnissprocessen  gebildeten  toxischen 
organischen  Verbindungen  bringen  wird,  so  ist  dies  ebenso  und  vielleicht 
in  noch  höhcrem  Grade  bezüglich  der  pathogenen  Mikroorganismen  der 
Fall.  Inzwischen  müssen  wir  uns  allerdings  bescheiden  und  uns  auf  die 
Discussion  der  Frage  beschränken,    ob  und  unter  welchen  Umständen  es 
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wahrscheinlich  ist,    dass    pathogene  Mikroorganismem    durch   das  Wasser 
weiter  verhreitet  werden. 

„Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  die  Mikroorganismen  zu  ihrer 
Entwickelang  eines  geeigneten  Nährbodens  bedürfen.  Die  tagliche  Erfah- 
rung, die  immer  von  Neuem  wiederholten  Culturversuche  lehren  uns,  dass 
die  Mikroorganismen  sich  zumal  auf  organischer  Materie  weiter  entwickeln 
und,  indem  sie  daselbst  vegetiren,  Zersetzungen  mannigfacher  Art  hervor- 
rufen. Die  Mikroorganismen  werden  daher  fast  niemals  allein,  sondern  fast 
immer  gleichzeitig  mit  den  Pcoducten  der  durch  sie  bedingten  Zersetzungen 
organischer  Materie  in  das  Wasser  gelangen,  und  die  Wahrscheinlichkeit, 
dass  sich  Mikroorganismen  und  unter  ihnen  auch  pathogene  Formen  vor- 
finden, ist  daher  bei  denjenigen  Wässern  am  grösstcn,  welche  mit  den 
Product«n  von  Fermentationsvorgängen  beladen  sind.  Die  in  Flässigkeiten 
vorhandenen  Mikroorganismen  gehen  zwar  vielfach  zu  Grunde,  wenn  ihre 
Nährlösungen  allzusehr  mit  Wasser  verdünnt  werden.  Es  ist  aber  auch 
eine  bekannte  Thatsache,  dass  die  Bacterien  unter  Umständen,  wenn  die 
äusseren  Bedingungen  für  ihre  Weiterentwickelung  ungünstig  werden,  unter 
Sporenbildung  in  eine  widerstandsfähigere  Form  übergehen  und  in  dieser 
Gestalt  sich  lange  Zeit  entwickelungsfahig  erhalten. 

„Die  Möglichkeit,  dass  Krankheitsfermente  durch  das  Wasser  weiter 
verbreitet  werden,  und  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  wir  dieselben  in  erster 
Linie  in  den  mit  Fermentationsproducten  beladenen  Wässern  zu  suchen 
haben,  können  daher  nach  meiner  Ansicht  nicht  bestritten  werden. 

„Dass  wir  den  gewöhnlicheren  mineralischen  Bestand- 
theilen  der  natürlichen  Wässer  eine  toxische  Wirkung  nicht 
zuschreiben  dürfen,  dass  eine  toxische  Wirkung  der  selbst 
in  stark  verunreinigten  Wässern  vorhandenen,  organischen 
chemischen  Verbindungen  nur  in  seltenen  Ausnahmefällen 
und  bei  hochgradigster,  recentester  Verunreinigung  in 
Frage  kommen  kann,  dass  pathogene  Mikroorganismen  in 
das  Wasser  gelangen  und  dadurch  weiter  verbreitet  werden 
können,  dass  die  letzteren  zumal  in  den  Wässern  zu  suchen 
sind,  welche  gleichzeitig  Fermentationsproducte  enthalten,  das 
sind,  wie  ich  glaube  an  dieser  Stelle  nochmals  hervorheben  zu  sollen,  die 
einzigen  berechtigten  Schlüsse,  zu  denen  man  bei  der  hygienischen  Prüfung 
der  Wasserfrage  zur  Zeit  gelangen  kann,  so  lange  man  den  sicheren  Boden 
der  vorliegenden  thatsächlichen  Beobachtungen  nicht  verlassen  will ;  das 
sind  nach  meiner  Ansicht  auch  die  einzigen  Schlüsse,  denen  die  Verwaltungs- 
behörden Rechnung  zu  tragen  haben  und  welche  man  selbst  bei  der  kritisch- 
sten Prüfung  der  Detailfragen  zur  Zeit  nicht  aus  den  Augen  verlieren  darf, 
wenn  man  den  Boden  nicht  unter  den  eigenen  Füssen  schwinden  sehen  will. 
Jeder  weitere  Schritt  jedoch  führt  in  das  Gebiet  der  reinen  Speculationcn, 
die  vielleicht  den  Hygieniker  von  Fach  interessiren  können,  aber  keinen 
Anspruch  auf  allgemeinere  Beachtung  haben.  Weitere  Schritte  haben  auch 
oft  genug  zu  dem  orthodoxen  Glauben  an  hypothetische  Gifte,  Miasmen,  Con- 
tagien  etc.  geführt,  die  Niemand  gesehen  hat.  Ein  solcher  Glaube  aber 
kann  dem  nüchternen  Forscher  nur  Verlegenheiten  bereiten,  indem  ihm 
darch  die  noth wendige  Bekämpfung  desselben  eine  additionelle  Arbeitslast 
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auferlegt  wird;  ein  solcher  Glanhe  schadet  auch,  weil  er  im  grossen  Puhlicnm 
Besorgnisse  wach  ruft,  für  welche  alle  thatsächlichen  Unterlagen  fehlen. 

„Liegen  die  Dinge  aber,  wie  ich  sie  zu  schildern  mich  bemüht  habe, 
verliert  dann  die  chemische  Wasseranalyse,  soweit  hygienische  Zwecke  in 
Frage  kommen,  nicht  einen  Theil  der  Bedeutung,  welche  man  ihr  fast  zu 
bereitwillig  und  fast  zu  viel  von  ihr  erwartend  bis  jetzt  zugeschrieben  hat? 
Gewiss  wird  dies  in  der  nächsten  Zukunft  bis  zu  einem  gewissen  Grade  der 
Fall  sein,  denn  die  weitere  Erforschung  der  Krankheitsfermente  liegt  noch 
abseits  von  dem  Gebiete  der  Chemie.  Aber  selbst  wenn  es  gelingen  sollte,  die 
Erreger  einer  grösseren  Anzahl  von  Infectionskrankheiten  genau  zu  charak- 
terisiren  und  zuverlässige  Metboden  zur  Aufßndung  derselben  in  dem  Wasser 
auszubilden,  wird  man  die  Chemie  nicht  entbehren  können.  Bei  der  Schwie- 
rigkeit, gi'osse  Mengen  von  Wasser  auf  einzelne  Mikroorganismen  zu  prüfen, 
wird  die  Chemie  stets  die  nothwendigen  Eclaireurdienste  behufs  Feststellung 
der  Wässer,  bei  denen  eine  genaue  mikroskopische  Durchforschung  angezeigt 
erscheint,  zu  leisten  haben.  Auch  unter  solchen  Umständen  wird  man,  wie 
heute,  die  sicherste  Gewähr  für  die  Unschädlichkeit  eines  Wassers  in  seiner 
Beinheit  zu  suchen  haben  und  sich  an  die  Chemie  adressiren,  um  nach  die- 
ser Richtung  die  gewünschten  Aufschlüsse  zu  erhalten. 

„Bei  der  actualen  Sachlage  leisten  uns  die  bacteriologische  Wissen- 
schaft und  die  Chemie  noch  in  gleicher  Weise  Dienste,  wenn  wir  Anhalts- 
punkte zur  Beurtheilung  der  Frage  erlangen  wollen,  ob  das  Vorhandensein 
gesundheitsschädlicher  Substanzen  in  irgend  einem  Wasser  wahrscheinlich 
ist  oder  nicht.  Wir  können  in  diesem  Augenblicke  noch  nicht  weiter  gehen 
und  müssen  uns,  wie  ich  glaube  genügend  dargethan  zu  haben,  mit  der 
Ermittelung  einer  solchen  Wahrscheinlichkeit  begnügen. 

„Der  Herr  Referent  hat  bereits  hervorgehoben,  dass  der  hygienische 
Begriff  der  Reinheit  des  Wassers  sich  mit  dem  chemischen  Begriff  der  Rein- 
heit des  Wassers  nicht  deckt. 

„Die  Hygiene  verlangt  von  einem  reinen  Wasser,  dass  dasselbe  frei 
oder  fast  frei  sei  von  den  Producten  der  an  oder  in  der  Nähe  der  Erdober- 
fläche erfolgenden  Zersetzung  organischer  Materie.  Diejenigen  Stoffe  aber, 
welche  ein  auf  einen  von  Zersetzungsproducten  organischer  Materie  freien 
Boden  niederfallendes  Wasser  auf  seinem  Wege  durch  eine  von  organischer 
Materie  freie  Gebirgsformation  aufnimmt,  können  im  hygienischen  Sinne 
nicht  als  Verunreinigungen  des  Wassers  aufgefasst  werden. 

„Die  Menge  dieser  Stoffe  wechselt  je  nach  der  Zusammensetzung  der 
betreffenden  Gebirgsformation.  Wir  können  demnach  nicht,  wie  ohne  Weiteres 
erhellt,  allgemein  gültige  Grenzzahlen  aufstellen,  welche  aussagen,  bis  zu 
welcher  Menge  einzelne  Stoffe  in  einem  im  hygienischen  Sinne  reinen 
Wasser  vorkommen.  Die  Aufstellung  derartiger  Zahlen  ist  immer  nur  für 
solche  Wässer  möglich,  welche  derselben  Gegend,  derselben  Formation  und 
der  gleichen  Bezugsart  entstammen.  Zur  Aufstellung  von  Grenzzahlen  in 
dieser  Beschränkung  kann  jeder  Analytiker  ohne  Schwierigkeit  gelangen, 
indem  er  unter  Berücksichtigung  aller  die  Verunreinigung  der  natürlichen 
Wässer  bedingenden  Verhältnisse  mehrere  Wässer  ein  und  derselben  For- 
mation und  Bezugsart  analysirt.  Aus  dem  Vergleich  des  analytischen 
Befundes  mit  solchen  Zahlen   ergeben    sich  in  einfachster  Weise  geeignete 
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Anhaltspunkte  zur  Beurtheilung  des  Grades  der  Reinheit  eines  untersuchten 
Wassers.  Bei  der  Beurtheilung  der  weiteren  Frage,  ob  es  wahrscheinlich 
ist,  dass  in  dem  Wasser  toxische  Verbindungen  oder  pathogene  Fermente 
vorhanden  sind,  muss  man  sich  stets  von  Neuem  daran  erinnern,  dass  von 
den  ersteren  nur  bei  hochgradig  und  recent  verunreinigten  Wässern  di(j 
Rede  sein  kann,  und  dass  die  zweiten  zumal  in  den  Wässern  zu  suchen 
sind,  welche  gleichzeitig  grössere  Mengen  von  anderen  Fäulnissproducten 
enthalten.  Man  darf  ferner  nicht  ausser  Auge  lassen,  dass  durch  eine  aus- 
giebige Bodenfiltration  sowohl  die  Mikroorganismen,  als  auch  gewisse  Pro- 
ducte  der  Fermentationsvorgänge,  wie  organische  Verbindungen,  Nitrite, 
Ammoniak  etc.,  aus  dem  Wasser  entfernt  werden,  dass  aber  andere,  wie 
Nitrate  und  manche  gleichzeitig  mit  Fäulnissproducten  in  die  Wässer  gelan- 
genden Substanzen,  wie  Kochsalz,  Sulfate  u.  s.  f.,  trotz  der  reinigenden  Wir- 
kung einer  ausgiebigen  Bodenfiltration  lange  Zeit  darin  verweilen.  Man 
sollte  demnach  ein  Wasser  nur  dann  auf  Grund  der  chemischen  Analyse 
als  ein  verdächtiges  bezeichnen,  wenn  darin  grössere  Mengen  derjenigen 
Fermentationsproducte  sich  befinden ,  welche ,  wie  organische  Verbin- 
dungen, salpetrige  Säure,  Ammoniak  etc.,  durch  Bodenfiltration  leicht  daraus 
entfernt  werden.  Das  alleinige  Vorhandensein  derjenigen  Stoffe,  welche 
zwar  als  Fäulnissproducte  oder  als  Begleiter  derselben  in  das  Wasser  gelan- 
gen, aber  wie  Salpetersäure,  Kochsalz,  Schwefelsäure  etc.,  trotz  einer  aus- 
giebigen Bodenfiltration  lange  Zeit  darin  verweilen,  begründet  nach  meiner 
Ansicht  in  keiner  Weise  den  Verdacht  der  Gesundheitsschndlichkeit  des 
betreffenden  Wassers.  In  allen  Fällen,  in  denen  es  sich  nicht  um  eine  so 
hochgradige  Verunreinigung  handelt,  dass  auch  an  eine  toxische  Wirkung 
der  in  dem  Wasser  befindlichen  organischen  Verbindungen  gedacht  werden 
kann,  sollte  man  endlich  den  Verdacht  einer  gesundheitsschädlichen  Wirkung 
niemals  aussprechen ,  ohne  das  fragliche  Wasser  nach  dem  vortrefflichen, 
von  R.  Koch  im  kaiserlichen  Gesundheitsamt  ausgebildeten  Verfahren  auf 
entwickelungsfahige  Keime  von  Mikroorganismen  geprüft  zu  haben.  Wässer, 
welche  sich  sehr  reich  an  Mikroorganismen  erweisen,  sollte  man,  wie  ich 
glaube,  selbst  wenn  die  gleichzeitig  ausgeführte  chemische  Untersuchung 
den  Verdacht  der  Schädlichkeit  nicht  weiter  begründet,  erst  nach  einer 
sorgfältigen  Filtration  zum  allgemeinen  Gebrauch  zulassen. 

„Wenn  es  sich  um  eine  nach  dem  heutigen  Stande  unserer  Kenntnisse 
in  gesundheitlicher  Beziehung  beachtenswerthe  Verunreinigung  eines  Wassers 
bandelt,  werden  immer  mehrere  der  früher  erwähnten  Grenzzahlen  stark 
überschritten  sein,  und  es  erscheint  daher  nicht  angezeigt,  irgend  ein  Wasser 
zu  verdammen,  resp.  vom  Gebrauche  auszuschliessen,  weil  dies  bezüglich  einer 
einzigen  Zahl  der  Fall  ist.  Selbst  wenn  ein  Wasser  hervorragende  Mengen 
von  einem  derjenigen  Stoffe  enthält,  welche  durch  Bodenfiltration  leicht 
zurückgehalten  werden,  muss  man  in  sorgsamster  Weise  prüfen,  ob  durch 
diesen  Befund  eine  allgemeine  recente  Verunreinigung  des  fraglichen  Wassers 
mit  Fäulnissproducten  angezeigt  wird  oder  ob  derselbe  nicht  vielmehr  in  der 
Natur  der  in  einem  speciellen  Falle  obwaltenden  Verhältnisse  begründet  ist. 

„Die  aus  Rieselfeldern  austretenden  Drainwässer  enthalten  z.  B.  häufig 
Doch  erhebliche  Mengen  von  dem  durch  Bodenfiltration  im  Allgemeinen  leicht 
zu  eliminirenden  Ammoniak,   obschon  daraus  die  gelösten  organischen  Vcr- 
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nnreinigungen,  sowie  die  aufgeschwemmten  organisirten  und  nnorganisirten 
Substanzen  zum  grössten  Theil  entfernt  sind.  Es  kommt  dies  einfach  daher, 
dasB  durch  die  Spüljaucbe  dem  Boden  von  vornherein  ein  Uebermaass  von 
Ammoniak  zugeführt  wird  und  dass  während  der  im  Boden  erfolgenden  Zer- 
setzung der  organischen  Stoffe  weitere  Ammoniakmengen  sich  bilden,  welche 
der  Boden  nicht  völlig  zu  bewältigen  vermag.  Ammoniak,  sowie  alle  diejenigen 
leicht  nachweisbaren  Körper,  welche  als  Producte  der  Fäulniss  in  ein  Wasser 
gelangen,  sind,  das  muss  immer  von  Neuem  betont  werden,  an  und  für  sich 
keine  Gifte;  man  sucht  diese  Substanzen  in  dem  Wasser  nur  auf,  um  An- 
haltspunkte zur  Beurtheilung  der  Frage  zu  gewinnen,  ob  man  irgend  ein 
Wasser  des  Verdachts  der  Gesnndbeitsscliädlichkeit  zeihen  darf  oder  nicht. 
„Das  ist,  meine  Herren,  der  Standpunkt,  welchen  nach  meiner  Ansicht 
die  Verwaltungsbehörden  zur  Zeit  der  Wasserfrage  gegenüber  einzunehmen 
haben.  Andere  Gesichtspunkte  können  das  Vorgehen  des  Hygienikers  in 
einzelnen  Fällen  bestimmen.  Für  ihn  kann  es  sich  z.  B.  bei  epidemiolo- 
gischen Forschungen  darum  handeln,  zu  ermitteln,  ob  irgend  ein  Wasser 
Zuflüsse  von  bestimmten  Stellen  erhält.  Für  die  Entscheidung  dieser  Frage 
können  geringe  Unterschiede  in  der  Zusammensetzung  verschiedener  Wässer 
von  Wichtigkeit  werden.  Der  llygieuiker  hat,  um  zu  vergleichbaren  Zahlen 
zu  gelangen,  ein  Interesse,  die  Fehler,  so  gering  sie  auch  in  vielen  Fällen 
sein  mögen ,  auszumerzen ,  welche  sich  aus  der  Anwendung  verschieden 
genauer  Methoden  zur  Bestimmung  ein  und  derselben  Substanz  ergeben;  der 
in  unserer  dritten  These  ausgesprochene  Wunsch  findet  in  dem  Gesagten 
seine  Begründung.*' 

Es  lauten  die  von  den  beiden  Herren  Referenten  auf  Ersuchen  des  Aus- 
schusses, aber  atisdrücklich  nicht  zum  Zweck  einer  Abstimmung  aufgestellten 

Thesen : 

1.  In  allgemeingültigen,  ziffernmässigen  Normen  (Grenz werthen)  lässt 
sich  nicht  angeben,  bis  zu  welcher  Menge  Wässer  von  verschiedenen 
Orten  und  Bezugsarten  einzelne  Bestandtheile  enthalten  dürfen,  ohne 
dass  sanitäre  Bedenken  gegen  die  Verwendbarkeit  derselben  als 
Trink-  und  Nutzwasser  zu  erheben  sind. 

2.  Für  die  Beurtheilung  des  Grades  der  Reinheit  ergeben  sich  geeignete 
Anhaltspunkte  durch  Vergleich  des  analytischen  Befundes  mit  der 
Zusammensetzung  von  Wässern  der  nämlichen  Gegend  und  Bezugs- 
art, welche  nachweislich  nicht  verunreinigt  sind. 

3.  Zur  Beschaffung  von  Grundlagen  für  solche  Vergleiche  sind  aus- 
gedehnte Erhebungen  über  die  Zusammensetzung  der  reinen  natür- 
lichen Wässer  unter  Anwendung  einheitlicher  analytischer  Verfahren 
erwünscht. 

Hierauf  wird  die  Discussion  eröffnet  und  es  erhält  zunächst  das  Wort 

Prof«  Dr.  Orth  (Berlin),  der  durch  die  Ausführung  der  beiden  Herren 
Referenten  nach  manchen  Seiten  hin  in  hohem  Grade  befriedigt,  dennoch 
auch  etwas  enttäuscht  sei.     Die  vorliegende  Frage  sei  offenbar  praktisch 
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eine  eminent  wichtige,  und  es  sei  die  Vorsicht,  mit  der  die  beiden  Referenten 
an  das  Thema  herangegangen  seien,  sehr  anerkennenswerth.  £b  sei  richtig, 
dass  auch  für  die  Wasserfrage  die  eingehende  Durchforschung  des  vater- 
ländischen Bodens  in  Beziehung  zur  geognostischen  Formation  von  Wichtig- 
keit sei  und  dass  dadurch  noch  ein  bestimmterer  Aufschi uss  bezüglich  der 
Qualität  des  Wassers  erlangt  werde.  Dabei  müsse  aber  stets  das  Ziel,  der 
Praxis  brauchbare  Unterscheidungsmerkmale  zur  Charakteristik  des  Wassers 
XU  verschaffen,  consequent  im  Auge  behalten  werden.  Wenn  z.  B.  die 
Frage  komme,  ob  eine  Zuckerfabrik  wegen  Verunreinigung  der  Wasserläufe 
geschlossen  werden  solle  oder  nicht,  was  solle  dann  der  Hygieniker  thun, 
wenn  er  nicht  bestimmte  Grenzwerthe  dafür  habe,  bis  zu  welchem  Grade  das 
Wasser  noch  als  hinreichend  rein  zu  bezeichnen  sei?  Desshalb  müsse, 
wenn  auch  die  Bestimmung  solcher  Grenzwerthe  zur  Zeit  noch  nicht  möglich 
sei,  dies  doch  als  bestimmtes  Ziel  hingestellt  werden,  dessen  Erreichung  für 
die  Praxis  hohes  Interesse  habe  und  durch  weitere  Forschungen  zu  er- 
hoffen sei. 

Wenn  Herr  Prof.  Tiemann  darauf  aufmerksam  mache,  dass  Wässer, 
in  denen  Mikroorganismen  vorkommen,  daraufhin  untersucht  werden 
müssten,  wie  weit  solche  als  schädlich  zu  bezeichnen  seien,  so  sei  doch  zu 
bedenken,  wie  schwierig  solche  mikroskopische  Untersuchungen  seien  und 
wie  sehr  die  ganze  Lehre  von  den  Mikroorganismen,  Bacterien  etc.  noch  iq 
den  ersten  Anfangen  ruhe.  Bei  aller  Wichtigkeit  dieser  Seite  der  Frage 
solle  man  desshalb  die  chemische  Seite  doch  nicht  unterschätzen,  da  gerade 
die  chemische  Zusammensetzung  des  Wassers  für  die  Entwickelungsmöglich- 
keit  der  Mikroorganismen  im  Wasser  und  die  daraus  hervorgehenden  Zer- 
setzungsproducte  entscheidend  sei.  Desshalb  seien  Mykologie  und  Chemie 
nicht  als  Rivalen  anzusehen,  sondern  müssen  zusammenwirken. 

Bezüglich  des  Bodens  sei  von  Nägel i  der  Satz  aufgestellt,  dass  die 
Schmutzstoffe  ohne  Schaden  im  Boden  der  Stadt  verbleiben  können  und 
derselbe  habe  dafür  mit  Recht  vielerlei  Angriffe  erfahren.  Hinsichtlich  des 
Wassers  könne  man  ähnlich  zu  der  Schlussfolgerung  gelangen,  dass  es  nicht 
schade,  dem  Wasser  viele  Unreinigkeiten  zuzuführen,  was  in  derselben 
Weise  die  Kritik  herausfordern  würde.  Der  Wunsch,  zu  bestimmten  Grenz- 
werthen  zu  gelangen,  sei  desshalb  ein  hochberechtigter  und  es  sei  zu  hoffen, 
dass  durch  vielseitige  Betheiligung  der  wissenschaftlich  -  hygienischen  Kreise 
es  möglich  werde,  derartige  Grenzwerthe  für  die  Praxis  in  grösserem  Um- 
fange und  in  nicht  zu  langer  Zeit  zu  erhalten. 

Ingenieur  Breyer  (Wien)  theilt  zum  Behuf  der  Befreiung  des 
Wassers  von  Mikroorganismen  ein  neues,  von  ihm  erfundenes  Verfahren 
mit:  £r  habe  nach  einer  Reihe  von  Versuchen  eine  Membran  anorganischer 
Art  hergestellt,  die  aus  zwei  zusammen  0'4  mm  dicken ,  höchst  porösen 
Metallplatten  bestehe.  Zwischen  diesen  beiden  Metallplatten  sehr  stabiler 
und  fester  Art  wepden  durch  ein  eigenthümliches  Verfahren  gleichmässig 
und  diffus  geordnete  Mikrolithe  eingelegt  und  diese  anorganisch  oder  mine- 
ralisch verbunden.  Die  Dicke  dieser  meist  aus  stäbchenförmigen  Mikro- 
lithen  bestehenden  Schichte  betrage  höchstens  0*3  mm,  lasse  sich  aber  bis 
zu  0*01  mm ,  ja  bis  0*005  mm  verringern,  und  ihre  Dichtigkeit  lasse  sich  so 
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forcircn,  dass  sie  einige  hunderUausend  Oeffnungen  per  Quadratmillimeter 
besitze.  Mit  diesem  Apparat  nun  sei  man  im  Stande,  sämmtliche  Bacterien, 
schädliche  wie  unschädliche,  aus  tropfbaren  oder  gasförmigen  Flüssigkeiten 
zu  entfernen.  Die  Herstellung  dieser  „anorganischen  Mikromembrane"  sei  sehr 
einfach  und  wenig  kostspielig,  lasse  sich  im  kleinsten  wie  im  grössten  Maass- 
stab  durchführen  und  verwenden,  und  sei  zu  hoffen,  dass  dieser  Apparat 
ein  technisches  Hülfsmittel  zur  Entfernung  der  Bacterien  aus  Flüssigkeiten 
biete,  wie  es  bisher  in  dieser  Vollkommenheit  noch  nicht  dargestellt 
worden  sei. 

Oberbürgermeister  Euntze  (Planen)  richtet  im  Anschluss  an  die 
Worte  des  Herrn  Prof.  Orth,  im  Sinne  gewiss  aller  praktischen  Verwaltungs- 
beamten die  Bitte  an  das  Reichsgesundheitsamt,  es  möge  möglichst  bald 
und  möglichst  energisch  eine  Lösung  dieser  hochwichtigen  Frage  anstreben. 
Das  heute  mitgetheilte  Resultat  sei  für  die  praktische  Anwendung  doch  nur 
ein  vorwiegend  negatives.  Das  Reichsgesundheitsamt  habe  aber  zur  Bear- 
beitung dieser  Frage  ganz  besonders  Veranlassung,  da  ja  vom  Wohl  und 
Wehe  der  Gemeinden,  die  zunächst  an  dieser  Frage  betheiligt  seien,  in  der 
Hauptsache  auch  das  Wohl  des  Staates  und  des  Reiches  abhänge.  Dieser 
Bitte  wolle  er  dann  aber  noch  eine  zweite  beifügen :  das  Reichsgesundheits- 
amt  möge  bei  seinen  Untersuchungen  nicht  bloss  den  geognostischeu  Ver- 
hältnissen des  Bodens  vorwiegend  seine  Aufmerksamkeit  schenken ,  sondern 
auch  der  vegetabilischen  Boden bedeckung,  welche  au  dieser  Frage  auch 
einen  Antheil,  vielleicht  den  Hauptantheil  habe. 

Hiermit  ist  die  Disoussion  geschlossen. 

Referent  Regierungsrath  Dr.  Wolffhügel  bittet  die  Versamm- 
lung wohl  auseinander  zu  halten,  dass  er  sein  Referat  nur  als  Mitglied  des 
Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  gehalten  habe,  nicht  als 
Mitglied  des  Kaiserlichen  Gesundkeitsamtes. 

Correferent  Prof.  Dr.  Tieiuanu  glaubt,  man  dürfe  von  dem 
Reichsgesuudhüitsamte  nach  dieser  Richtung  nicht  zu  viel  verlangen.  Es 
werde  stets  Sache  des  Gesundheitsamtes  sein ,  die  Resultate  der  wissen- 
schaftlichen Forschung  zu  sammeln  und  auf  ihre  Verwerthbarkeit  für  Ver- 
waltungszwecke zu  prüfen,  aber  es  liege  in  der  Natur  der  Dinge,  dass  eine 
Lösung  so  verwickelter  wissenschaftlicher  Aufgaben ,  wie  sie  die  Wasser- 
frage birgt,  nicht  auf  amtlichem  Wege  herbeigeführt  werden  könne. 


Schluss  der  Sitzung  12  Uhr. 
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Zweite   Sitzung. 

Donnerstag,  den  17.  Mai,  Yorniittags  9  Uhr. 

Vorsitzender  Excellenz  Uobrecht  eröffnet  die  Versammlung  und 
ertheilt  nach  einigen  geschäftlichen  Mittheilungen  Herrn  Geheimen  Rath 
Virchow  das  Wort  zum  Referat  über  den  zweiten  Gegenstand  der  Tages- 
ordnung: 


lieber  Städtereimgung  und  die  Verwendung 
der  städtisclien  Unreinigkeiten. 


Es  lauten  die  von  dem  Herrn  Referenten  auf  Ersuchen  des  Ausschusses, 
aber  ausdrücklich  nicht  zum  Zweck  einer  Abstimmung  aufgestellten 

Thesen: 

1.  Für  Abtrittsröhren  in  Häusern  ist  Wasserspülung  und  Wasserver- 
schluss  erforderlich. 

2.  Jede  längere  Magazinirung  von  Abtrittsstoffen,  sei  es  in  Abtritts- 
oder Senkgruben,  sei  es  in  Kasten  oder  Tonnen,  ist  verwerflich. 

3.  Für  die  Entfernung  der  Stoffe  aus  den  Häusern  kann  je  nach  ört- 
lichen Verhältnissen  die  directe  Abfuhr  in  Tonnen  oder  die  Ab- 
leitung in  geschlossenen  Canälen  gewählt  werden. 

4.  Die  Einführung  von  Abtrittsstoffen  in  öffentliche  Wasserläufe  ist 
unter  allen  Umständen  bedenklich.  Sie  ist  in  Städten  von  100  000 
Einwohnern  und  darüber  überhaupt  nicht,  in  Städten  unter  100  000 
Einwohnern  nur  bei  besonders  günstigen  Stromverhältnissen  und 
auch  dann  nicht  ohne  besondere  Vorrichtungen  für  Desinfection  und 
Sedimenti^ung  zulässig. 

5.  Auch  die  Ableitung  des  Strassen-  und  Hauswassers  grosser  und 
mittlerer  Städte  in  öffentliche  Wasserläufe  ist  nur  nach  erfolgter 
Sedimentirung,  welche  je  nach  Quantität  und  Qualität  der  in  Betracht 
kommenden  Wässer  durch  chemische  Zusätze  zu  begünstigen  ist, 
zu  gestatten. 

6.  Die  landwirthschafbliche  Verwendung  der  Abtrittsstoffe  ist  der 
sanitätspolizeilichen  Aufsicht  unterworfen,  wobei  jedoch  an  die  städti- 
schen Anlagen  keine  höheren  Ansprüche  zu  stellen  sind,  als  sie  auch 
dem  gewöhnlichen  landwirthschaftlichen  Betriebe  gegenüber  geltend 
gemacht  werden 
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Referent  Geh.  Mediciualrath  Prot  Dr.  Virchow  (Berlin): 

„Meine  Herren!  Die  Thesen,  welche  ich  als  Anhalt  für  die  Discussion 
Ihnen  anterhreitet  hahe,  werden  vielleicht  bei  einigen  von  Ihnen  Anstand 
gefunden  haben,  weil  sie  scheinbar  nicht  principiell  genug  sind.  Nach  den 
Decennien  langen  Kämpfen  zwischen  den  verschiedenen  Systemen  der 
Städtereinigung  konnte  vielleicht  erwartet  werden,  dass  wir  hier,  wo  wir 
an  der  Sache  seit  Jahren  praktisch,  und  zwar  im  grössten  Stile,  arbeiten, 
wo  zugleich  vielfach  Gelegenheit  geboten  ist,  die  Verhältnisse  der  übrigen 
preussischon  Städte  eingehender  zu  prüfen ,  in  schärferer  Weise  die  Prin- 
cipien  voranstellen  würden,  welche  nach  der  Meinung  des  Einen  oder  An- 
dern als  maassgebend  in  der  Frage  der  Städtercinigung  betrachtet  werden 
müssen.  Indess,  meine  Herren,  diejenigen  von  Ihnen,  welche  meine  eigene 
Thätigkeit  auf  diesem  Gebiete  verfolgt  haben  —  vielleicht  sind  es  nicht 
mehr  viele,  da  es  schon  so  lange  her  ist,  dass  die  gegenwärtige  Generation 
darüber  zum  Theil  zur  Tagesordnung  übergegangen  ist  —  werden  sich 
erinnern,  dass  ich  von  jeher  einen  vermittelnden  Standpunkt  eingenommen 
habe,  und  dass  ich  immer  der  Meinung  war:  ,Eine8  passt  sich  nicht  für 
Alle';  es  handle  sich  vielmehr  darum,  für  die  verschiedenen  Möglichkeiten, 
welche  sich  darbieten,  die  besonderen  Bedingungen  zu  finden,  unter  denen 
sie  zulässig  seien.  Verschieden  ist  der  Standpunkt  meiner  Meinung  nach, 
den  der  Gesundheitshygieniker  principiell  vertheidigen  muss,  und  der- 
jenige, den  die  städtische  und  staatliche  Behörde  einnehmen  muss,  wenn  e& 
sich  um  den  concreten  Fall  handelt.  Da  kann  nicht  zwischen  einer 
Reihe  -von  Möglichkeiten  transigirt  werden,  sondern  es  handelt  sich  darum, 
einen  bestimmten  Entschluss  zu  fassen,  und  diesen  einen  Entschluss  mit 
Entschiedenheit  durchzuführen.  Anders  liegt  die  Sache,  wenn  man  die 
grosse  Mannigfaltigkeit  der  einzelnen  Verhältnisse  ins  Auge  fasst,  und 
wenn  man  mit  Rücksicht  darauf  sich  fragt,  inwieweit  das,  was  an  der  einen 
Stelle  zulässig  erscheint,  auch  anderswo  zulässig  ist,  inwieweit  das,  was  an 
der  einen  Stelle  vielleicht  allein  möglich  ist,  auch  das  allein  Mögliche  für 
die  sonstigen  Städte  uud  vielleicht  gar  für  das  platte  Land  ist. 

„Es  hat  sich  jedocb,  wie  es  mir  scheint,  im  Laufe  der  praktischen  Er- 
fahrungen, die  wir  gemacht  haben,  nach  einigen  Richtungen  hin  nach  und 
nach  eine  allgemeine  Uebereinstimmung  herausgestellt,  die  ich  mir  erlaubt 
habe  in  den  beiden  ersten  Thesen  zum  Ausdruck  zu  bringen,  nämlich,  dass 
eine  ausgiebige  Reinigung  der  Häuser  ohne  Wasserverschluss  nicht  möglich 
ist  und,  dass  eine  längere  Magazinirung  von  Auswurfstoffen,  also  insbeson- 
dere die  Einrichtungen  von  gewöhnlichen  Abtrittsgruben,  mögen  sie  nun 
cementirt  oder  nicht  cementirt  sein,  an  sich  verwerflich  ist. 

„Was  den  ersten  Satz  anbetrifft,  so  habe  ich  mit  Vergnügen  gesehen, 
dass  selbst  derjenige  Mann,  der  lange  Zeit  hindurch  am  meisten  dieser  For- 
derung widerstrebte,  nämlich  Herr  Capitän  Liernur,  nunmehr  sogar  von 
seinem  eigenen  Koth verschluss  als  von  einer  Art  von  Fabel  spricht.  Ich 
habe  eben  einen  Artikel  der  hiesigen  Zeituug  ,Das  Grundeigenthum*  erhal- 
ten, der  Ihnen  vielleicht  auch  zugegangen  sein  wird,  uud  auf  den  ich  bei 
dieser  Gelegenheit  genöthigt  sein  werde,  einige  Male  zurückzukommen.    Da 
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mir  Herr  Liernur  selbst  diesen  Artikel  übersandt  hat,  so  'darf  ich  wohl 
annehmen,  dass  er  als  ein  authentischer  Ausdruck  seiner  Meinung  gelten 
darf.  Darin  ist  von  dem  Koth verschluss  wie  von  einer  Sage  die  Rede,  die 
irgend  einen  thatsächlichen  Untergrund  nicht  habe.  Dem  gegenüber  will 
ich  doch  bezeugen,  dass  Herr  Liernur  erst  seit  ganz  kurzer  Zeit  diesen 
Standpunkt  einnimmt;  trotzdem  begrüsse  ich  es  mit  grossem  Vergnügen, 
dass  in  seiner  eigenen  Erinnerung  dieser  Zeitpunkt  so  schnell  in  das  Meer 
der  Vergessenheit  versunken  ist,  dass  er  ihm  eine  fast  nur  sagenhafte  Exi- 
stenz zuschreibt.  Es  ist  in  der  That  ein  grosser  Fortschritt,  dass  von  ihm 
anerkannt  wird,  nicht  nur  dass  es  möglich  ist,  sein  System  mit  dem 
Wasserverschluss  und  der  Wasserspülung  zu  vereinigen,  sondern,  dass  man 
allmälig  auch  begreift,  dass  es  nöthig  ist. 

„Diesen  principiellen  Satz  müssen  wir  Alle  zu  Grunde  legen,  weil  von 
dem  Augenblick  an,  wo  man  ihn  anerkennt,  eine  Reihe  von  Consequenzen 
sich  ergiebt,  die  sich  auf  die  weitere  Behandlung  der  Auswurfstoffe  bezie- 
hen. Es  ist  ja  keineswegs  gleichgültig,  ob  wir  nicht  unbeträchtliche  Quan- 
titäten von  Wasser  in  unsere  Abtritte  schütten  und  nachher  mit  zum 
Objecto  der  weiteren  Behandlung  machen,  oder  ob  wir  uns  nur  auf  die 
Beseitigung  der  fäcalen  Substanzen,  vielleicht  sogar,  wie  man  früher  viel- 
fach angestrebt  hat,  noch  mit  einer  Theilung  der  flüssigen  und  festeren 
Bestandtheile ,  einlassen.  Ich  denke,  auch  in  dieser  Beziehung  wird  wohl 
kaum  noch  ein  Widerspruch  laut  werden.  Wer  sich  die  Vorgänge  nicht 
bloss  in  der  Natur  überhaupt,  sondern  in  den  einzelnen  Häusern  ansieht, 
der  kann  wohl  nicht  darüber  in  Zweifel  bleiben,  dass  eine  wirklich  aus- 
reichende Reinlichkeit,  eine  Reinlichkeit,  wie  wir  sie  im  Interesse  der  Ge- 
sundheit der  Menschen  fordern  müssen,  ohne  Spülung  undenkbar  ist. 

„Was  den  anderen  Punkt  in  Betreff  der  Magazinirung  der  Abtrittsstoffe 
anbetrifft,  so  wird  es  da  wohl  etwas  schwieriger  sein,  eine  allgemeine  Gon- 
cordanz  der  Meinungen  herbeizuführen.  Ich  sehe  wenigstens  auch  in  neue- 
ren Publicationen ,  dass  man  sich  von  allerlei  Gementirungen  und  Dich- 
tungen durch  Lehm  und  andere  Stoffe  an  den  Abtrittsgruben  grosse  Dinge 
verspricht.  Dagegen  kann  ich  nur  sagen,  dass  schon  die  früheren  Verhält- 
nisse, wie  wir  sie  hier  in  der  Stadt  gehabt  haben,  und  bei  denen  viele 
Jahre  lang  eine  solche  Sicherung  der  Abtrittsgruben  als  polizeilich  gefor- 
dertes Requisit  festgehalten  wurde,  uns  vollständig  von  der  Unmöglichkeit 
überzeugt  haben ,  irgend  eine  Art  von  Sicherung  zu  finden,  die  jene  Garan- 
tieen  darbietet,  die  wir  vom  Standpunkte  der  öffentlichen  Gesundheitspflege 
aus  fordern  müssen.  Die  sehr  wechselnde  Bedeckung  der  Wände  einer  Abtritts- 
grube, welche  gewisse  Abschnitte  derselben  lauge  Zeit  hindurch  der  unmittel- 
baren Berührung  mit  sehr  differenten  und  in  Zersetzung  begriffenen  Stoffen 
aussetzt,  nach  erfolgter  Entleerung  der  Grube  aber  wieder  der  atmosphärischen 
Luft  Zutritt  zu  den  benetzten  Flächen  gestattet,  bedingt  im  Laufe  verhält- 
nissmässig  weniger  Jahre  so  tiefgreifende  Veränderungen  in  der  Substanz 
der  Mauern,  sowohl  der  Steine  als  der  Mörtelmasse,  wirkt  auch  so  sehr  nach 
aussen  auf  die  Umgebung,  dass  uns  wenigstens  keine  Form  der  Sicherung 
bekannt  geworden  ist,  von  der  wir  mit  Zuversicht  aussagen  könnten,  sie 
sei  genügend,  um  auf  die  Dauer  eine  Garantie  zu  bieten,  dass  der  Unter- 
grund nicht  mit  den  Stoffen  der  Abtritte  unmittelbar  in  Berührung  kommt. 
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„Es  läset  sich  ja,  nachdem  die  Mehrzahl  der  Städte  sich  entschlossen 
hat  oder  sich  wenigstens  entschliesst ,  Wasserleitungen  einzuführen,  nicht 
verkennen,  dass  die  Bedenken,  die  man  früher  hatte,  dadurch  geringer 
geworden  sind.  Die  Verunreinigung  der  Brunnen ,  namentlich  der  Trink- 
hrunnen  der  Höfe  und  der  Strassen,  üher  welche  so  vielfach  geklagt  wurde, 
wird  natürlich  nicht  mehr  eine  so  hohe  Bedeutung  haben,  wenn  man  andere 
Quellen  für  den  Bezug  des  Trinkwassers  hat.  Allein,  meine  Herren,  es 
hiesse  Eulen  nach  Athen  tragen,  wenn  ich  davon  sprechen  wollte,  dass  mit 
der  blossen  Beseitigung  dieses  Punktes  nicht  den  Anforderungen  der  Gesund- 
heitspflege Genüge  geleistet  ist;  wir  müssen  die  Verunreinigung  des  Unter- 
grundes als  solche  schon  als  eine  hinreichend  grosse  Schädlichkeit  betrach- 
ten, als  dass  wir  geneigt  sein  könnten,  irgend  einem  System  das  Wort  zu 
reden,  welches  diese  Forderung  nicht  erfüllt. 

„Es  ist  leider  nicht  zu  verkennen,  dass  sich  eine  sehr  grosse  Schwierig- 
keit ergeben  wird,  wenn  man  daran  denkt,  die  Grundsätze,  welche  wir  hier 
für  die  Städte  aufstellen,  auf  das  platte  Land  zu  übertragen.  Dieselben 
Landwirthe,  die  jetzt  geneigt  sind,  den  Städten  so  grosse  Vorwürfe  zu 
machen  wegen  der  Verunreinigung,  welche  sie  durch  ihre  Berieselung  her- 
beiführen ,  dieselben  Landwirtbe  sind ,  wie  Sie  wissen ,  seit  jeher  gewohnt, 
eine  Summe  von  Schmutz  auf  ihren  Höfen  aufzuhäufen  und  dadurch  Ver- 
unreinigungen des  Bodens  herbeizuführen,  von  denen  wir  in  den  Städten  gar 
keine  Vorstellung  haben.  Man  braucht  nicht  weit  zu  gehen;  die  Beispiele 
liegen  überall  sehr  nahe,  wo  man  unmittelbar  vor  seinem  Schlafzimmer, 
sogar  unmittelbar  vor  seinem  Esszimmer  grosse  Snmpfpfützen  etablirt,  iu 
welche  man  Jahr  aus  Jahr  ein  nicht  bloss  die  flüssigen  Dejectioncn  zahl- 
reicher Thiere  hineinfliessen  lässt,  sondern  in  denen  man  auch  noch  alle  die 
faulenden  vegetabilischen  Substanzen  aufhäuft,  aus  denen  man  Mist  erzeugen 
will.  Wenn  ich  das  Abtrittswesen  auf  dem  Laude  betrachte,  so  muss  ich  aller- 
dings sagen,  es  wäre  recht  sehr  zu  empfehlen,  wenn  sich  die  Landwii*the  der 
Erfahrungen,  welche  man  mit  Erdclosets,  mit  Torfclosets  oder  mit  Aehnlichem 
gemacht  hat,  zuweilen  erinnern  wollten.  Sie  würden  auf  diese  Weise  nicht 
bloss  guten  Dünger  erzeugen  können  und  eine  grosse  Menge  der  besten  Sub- 
stanzen vor  unzeitiger  Zerstörung  bewahren,  sondern  sie  würden  auch  ihre 
und  der  Ihrigen  Gesundheit  besser  schützen.  Wenn  man  einmal  an  die 
Statistik  der  bösen  Krankheiten  geht,  so  hat  auch  die  neueste  Zeit  wieder 
ergeben,  dass  das  platte  Land  in  vielen  derselben  einen  Vorsprung  sogar 
vor  übelberüchtigten  Städten  hat. 

„Was  nun  die  Tonnen  oder  Kästen  anbetrifft,  so  will  ich  nicht  so  sehr 
in  das  Detail  der  einzelnen  Verhältnisse  eingehen ,  indcss  möchte  ich  doch 
hervorheben,  dass  an  vielen  Orten  noch  gegenwärtig  die  Zeit,  innerhalb 
welcher  der  Wechsel  der  Tonnen  stattfindet,  eine  vcrhältnissmässig  lange 
und  die  Möglichkeit  von  Zersetzungen  im  Hause,  die  über  das  zulässige 
Maass  hinausgehen,  nicht  ausgeschlossen  ist.  Daher  habe  ich  diese  Punkte 
noch  besonders  in  These  2  betont. 

„Von  den  folgenden  Thesen  stehen  die  nächsten  drei  in  einem  ge- 
wissen inneren  Zusammenhange  unter  einander.  Ich  habe  es  vermieden, 
an  dieser  Stelle  das  System  Li  er  nur,  so  sehr  es  sich  im  Augenblick  in 
den   Vordergrund   drängt ,    besonders    zu   erwähnen ,    da   es   iu   der   einen 
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oder  anderen  Weise  sich  der  allgemeinen  Betrachtang  anschliesst,  die 
hier  gegeben  ist.  Ich  will  in  dieser  Beziehung  nur  bemerken,  dass  wenn 
Uerr  Li  er  nur  sein  System  unter  dem  Namen  des  Differenzirungssystems 
wie  eine  neue  Erfindung  darstellt,  dies  wohl  ein  Irrthum  ist,  insofern  als 
nach  seiner  jetzigen  Auffassung  —  die  frühere  war  ja  ganz  verschieden 
davon  —  in  der  That  eigentlich  nichts  geschehen  soll,  als  dass  das,  was  wir 
von  jeher  hatten,  gewissermaassen  in  eine  praktisch,  mehr  brauchbare  Form 
übersetzt  wird.  Herr  Liernur  will  einerseits  die  Fäcalstoffe  und  den 
Urin,  andererseits  die  gewöhu,lichen  Haus-  und  Strassenwässer  in  besonde- 
ren Leitungen  abführen.  Nun,  das  hat  man  eigentlich  immer  gethan,  das 
ist  von  jeher  Gebrauch  gewesen.  Man  Hess  eben  das  Hauswasser,  das 
Fabrikwasser,  das  Wasser  aus  den  Schlächtereien,  das  Wasser  der  Strassen 
in  die  Rinnsteine,  oder  wo  man  unterirdische  Canäle  hätte,  in  diese  gehen, 
während  man  mit  den  Abtrittsstoffen,  wie  wir  wohl  kurz  sagen  können, 
anders  verfuhr.  Also  die  Differenzirung  machte  man  immer,  wenigstens  in  der 
Regel  Hess  man  nicht  alles  in  die  Rinnsteine  laufen,  sondern  hatte  noch  be- 
sondere Einrichtungen,  wo  man  die  Fäcalstoffe  unterbrachte.  Dieses  herkömm- 
liche Verhältniss,  was  dahin  führte,  dass  man  die  letzteren  Stoffe,  wenn  man 
überhaupt  so  reinlich  war,  endlich  auf  dem  Wege  der  Abfuhr  beseitigte,  hat 
Herr  Liernur  weiter  ausgebildet,  indem  er  die  Beseitigung  der  Abtrittsstoffe 
zum  Gegenstand  der  pneumatischen  Entleerung  machte.  Er  schloss  die  Röhren 
zur  Entleerung  der  Fäcalstoffe  ab  —  er  erfand  damals  den  Koth  verschluss  — 
und  brachte  sie  in  ein  zusammenhängendes  System ,  das  mit  einem  Yacuum 
in  Verbindung  gebracht  wurde;  so  entleerte  er  die  Stoffe  auf  eine  zweck- 
mässigere  und  schnellere  Weise,  als  es  bis  dahin  möglich  gewesen  war.  Indcss 
die  Grundidee  ist  doch  der  alte  Gedanke,  wonach  man  im  Wesentlichen  die 
Abflüsse  der  Häuser  und  der  Strassen  als  wenigstens  relativ  unschädlich 
betrachtete  und  sie  ohne  Weiteres  den  öffentlichen  Wasserläufen  überlieferte. 

„Die  Frage,  welche  bei  dem  System  Liernur  in  Betracht  kommt,  ist 
in  der  That  an  sich  der  Abfuhrfrage  so  nahe  verwandt,  dass  wir  Alle 
gewohnt  waren,  das  Liernur'sche  System  als  eine  neue  Art  der  Abfuhr  zu 
betrachten,  wo  man  nicht  mit  Pferden  und  Tonnen  operirte,  sondern  statt 
dessen  das  Yacuum  anwandte  und  die  Stoffe  sich  selüst  nach  gewissen 
Sammelplätzen  bewegen  Hess. 

„Die  Schwemmcanalisation  steht  sämmtlichen  bisherigen  Einrichtungen 
als  eine  geschlossene  Einheit  gegenüber,  wenigstens  wenn  man  dem  Gedan- 
ken nicht  Platz  giebt,  dass  es  zulässig  sei,  einen  wesentlichen  Antheil  dieser 
Abwässer  unverändert  den  Öffentlichen  Flussläufen  zu  übergeben.  Darüber 
schwankt  im  Augenblick  noch  die  Waage.  In  der  vollen  Entwickelung 
des  Systems  der  Schwemmcanäle  setzt  sich  alles  folgerichtig  aneinander. 
Das  System  löst  eben  den  Gegensatz  der  verschiedenen  unreinen  Stoffe  ein- 
fach auf,  indem  es  eine  einzige  unreine  Flüssigkeit  herstellt,  die  es  auf 
gleichmässige  Weise  behandelt.  Nun  liegt  es  wohl  auf  der  Hand,  dass 
gerade  dieser  Gegensatz  an  einzelnen  Orten  und  nach  den  einzelnen  localen 
Verhältnissen  sehr  verschieden  beurtheilt  werden  kann.  Es  giebt  kleinere 
Städte,  die  an  sehr  wasserreichen  und  zugleich  sehr  schnell  strömendtsn 
Flüssen  liegen ,  manche  auch  an  solchen ,  die  unterhalb  auf  einer  grösseren 
Strecke  keine  bewohnten  Ufer  haben,  und  bei  denen  irgend  eine  besondere 
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Gefahr  der  Yeranreinigung  der  Ufer  nicht  existirt  Dass  man  in  einem  sol- 
chen Orte  sehr  geneigt  ist,  diejenigen  Unreinigkeiten,  welche  nicht  unmittel- 
bar zu  den  Fäcalien  gehören,  den  Flüssen  anzuveiiranen  und  sie  einfach 
fortschwimmen  zu  lassen,  ist  begreiflich.  Es  geschieht  das  in  der  That  in 
so  vielen  Orten  und  es  ist  so  lange  exercirt  worden,  dass  über  die  Neigung 
der  Menschen,  diesen  Weg  einzuschlagen,  um  so  weniger  ein  Zweifel  sein 
kann,  als  es  zugleich  derjenige  ist,  der  zunächst  gar  nichts  kostet.  Die 
Gemeinde,  welche  diesen  Weg  benutzt,  hat  davon  nichts  zu  leiden,  weder 
finanziell  noch  sonst.  Anders  liegt  es,  wenn  wir  die  Verhältnisse  nehmen, 
wie  sie  vielleicht  in  der  Mehrzahl  der  Städte  sich  finden,  wo  wir  entweder 
einen  Fluss  haben,  der  keine  so  starke  Wassermasse  führt  oder  der  kein  so 
starkes  GeföUe  hat,  oder  einen  solchen,  der  schon  oberhalb  von  einer  Reihe 
von  Städten  allerlei  Unreinigkeiten  empfangen  hat,  und  wo  es  sich  darum 
handeln  würde,  ihm  noch  neue  zuzuführen,  —  genug,  Verhältnisse,  wie  sie 
in  mehr  bebauten  und  von  dichten  Volksmassen  eingenommenen  Theileu 
von  Deutschland  ungemein  häufig  sind.  Hier  tritt  das  Bedenken,  irgend 
eine  Art  von  unreinem  Wasser  in  grossen  Quantitäten  in  die  öffentlichen 
Wasserläufe  einzuleiten,  in  den  Vordergrund. 

„Nun  möchte  ich  zunächst  hervorheben,  dass  wohl  von  der  Mehrzahl 
derer,  welche  sich  nicht  anhaltend  mit  diesen  Zuständen  beschäftigen,  der 
Grad  der  Unreinigkeit  des  gewöhnlichen  Haus-  und  Strassenwassers  unter- 
schätzt wird.  Man  stellt  sich  vor,  als  seien  das  eigentlich  lauter  unschäd- 
liche Dinge  und  als  sei  in  diesem  Wasser  gemeinhin  nichts  weiter  ent- 
halten, als  allerlei  Schlamm,  der  zum  grösseren  Theil  mineralischer  Natur 
sei  und  sich  dann  irgendwo  absetze,  so  dass  es  nur  darauf  ankomme,  ihm 
die  Zeit  zur  Sedimentirung  zu  gewähren.  Das  ist  dieselbe  sonderbare  Vor- 
stellung, die  wir  auch  nicht  selten  bei  unseren  medicinischen  CoUegen  an- 
treffen, wenn  man  von  Staub  redet.  Unter  Staub  verstehen  sie  auch 
wesentlich  nichts  weiter,  als  eine  Art  von  fein  vertheilten,  mineralischen 
Bestandtheilen ,  welche  in  die  Luft  geworfen  werden.  Tyndall  hat,  wie 
Sie  sich  erinnern,  vor  nicht  langer  Zeit  jenes  bekannte  Bild,  das  wir  so 
häufig  in  unseren  Zimmern  von  selbst  entstehen  sehen,  wenn  die  Sonne 
durch  einen  schmalen  Spalt  oder  ein  Loch  ins  Zimmer  hineinscheint  und 
alle  die  kleinen  Stäubchen  erhellt,  welche  im  Zimmer  vorhanden  sind  — 
Tyndall  hat  dieses  Bild  benutzt,  um  den  Menschen  vorzuführen,  wie 
unrein  die  von  ihnen  geathmete  Luft  sei.  Nun  fragt  es  sich:  Was  ist 
denn  das  Wesentliche  dieser  Unreinigkeit  in  der  I-.uft?  Es  ist  organi- 
scher Natur ;  es  sind  die  feinsten  Bruchstücke  aller  der  verschiedenen  orga- 
nischen Dinge,  welche  wir  um  und  an  uns  haben.  Da  sehen  wir  die  Frag- 
mente unserer  Röcke,  unserer  Hemden,  unserer  wollenen  Jacken,  unserer 
Strümpfe,  unserer  abgelaufenen  Sohlen  u.  s.  w.,  alles  das,  was  im  Laufe  des 
Tages  in  mehr  oder  weniger  grosser  Ausdehnung  abgenutzt  wird,  umher- 
flattern. Wir  brauchen  uns  nur  die  Strümpfe  oder  ein  Hemd  auszuziehen,  so 
sehen  wir  in  dem  Sonnenstrahl,  wie  sich  mit  einem  Male  eine  Wolke  von 
solchen  Partikelchen  erhebt,  die  selbst  bei  der  grossten  Reinlichkeit  schon 
im  Laufe  der  kürzesten  Zeit  sich  von  nnseren  Kleidern  ablöst.  Wenn  man 
eine  grosse  Stadt  nur  in  Bezug  auf  den  Verbrauch  an  diesen  Stoffen  in 
Betracht  zieht,  wie  viel  Stiefel,  wie  viel  Schuhe,  wie  viel  Kleidungsstücke  im 
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Laufe  eines  Jahres  da  heruntergerieben  werden,  so  wird  man  sich  auch  eine 
ungefähre  Vorstellnng  von  der  Quantität  der  organischen  Stoffe  machen 
können,  die  bloss  aus  dieser  Quelle  in  den  Staub  übergehen  und  die  nach- 
her der  Regen  mit  einem  Male  zusammenschwemmt  und  in  grossen  Quanti- 
täten abführt. 

„Es  verhält  sich  damit  ähnlich,  wie  mit  den  Fäcalstoffen,  wo  ein 
Bestandtheil ,  der  eigentlich  an  sich  mit  ihnen  gar  nichts  zu  thun  hat, 
sich  doch  für  die  praktische  Verwendung  mit  in  den  Vordergrund  drängt, 
nämlich  das  Papier.  In  der  Mehrzahl  der  Schriften,  welche  über  diesen 
Gegenstand  handeln,  beschäftigt  man  sich  damit  kaum,  und  doch,  wenn 
Jemand  eine  Rechnung  aufmacht,  welche  unglaubliche  Quantität  von 
Papier  täglich  in  einer  grossen  Stadt  in  die  Abtritte  wandert,  zumal  da 
unsere  Bevölkerung  immer  noch  nicht  an  Sparsamkeit  in  dieser  Rich- 
tung gewöhnt  ist  und  es  manche  Leute  giebt,  die  z.  B.  einen  grossen  Folio- 
bogen einer  Zeitung  für  jeden  einzelnen  Act  verwenden,  so  wird  er  sich 
leicht  eine  Vorstellung  davon  machen  können,  was  im  Laufe  eines  Tages 
nur  an  aufgeweichtem  und  zerriebenem  Papier  aus  der  Stadt  hinausbeför- 
dert werden  muss.  Wenn  Sie  heute  auf  die  Rieselfelder  kommen ,  so  wer- 
den Sie  vielleicht  an  vielen  Stellen  jener  berühmten  Haut  begegnen,  die  aus 
allerlei  faserigen  Bestandtheilen  besteht.  Ein  grosser  Theil  dieser  Fasern 
repräsentirt  eben  die  gelesenen  und  ungelesenen  Zeitungen,  welche  auf  diese 
Weise  ihren  Weg  auf  das  Feld  gefunden  haben;  die  Haut,  welche  da  ent- 
steht, ist  zum  grössten  Theil  eine  vegetabilische,  die  nur  sehr  massige  Zu- 
mengungen  von  thierischen  Bestandtheilen  hat.  Diese  böse  Haut,  welche 
das  weitere  Rieseln  so  leicht  hindert,  welche  die  Poren  der  Oberfläche 
zudeckt  und  es  namentlich  so  sehr  erschwert,  grosse  Filtereinrichtungen 
zu  gebrauchen,  ist  ein  blosses  Nebenproduct,  welches  an  sich  mit  den  Fäcal- 
stoffen das  Allerwenigste  zu  thun  hat. 

„Ich  führe  diese  beiden  Beispiele  nur  an,  um  in  der  Betrachtung  das- 
jenige nicht  verschwinden  zu  lassen,  was  in  der  That  in  bebauten  Städten 
und  in  grossen  Bevölkerungen  ganz  colossale  Procenttheile  in  die  Auswurf- 
stoffe mit  hineinbringt.  Ich  brauche  wohl  nicht  besonders  hervorzuheben, 
was  sonst  noch  alles  Böses  in  die  Abwässer  gelangt.  Wenn  Sie  hier  z.  B. 
unsere  Strassen  betrachten,  so  werden  Sie  sehen,  wie  trotz  aller  Rein- 
lichkeit ,  deren  wir  uns  im  Allgemeinen  erfreuen ,  doch  fort  und  fort  die 
Strassen  sich  mit  Pferdedünger  bedecken.  Der  erste  Regen,  welcher  kommt, 
spült  diese  ganze  Masse  fort  oder  laugt  sie  wenigstens  aus,  und  es  ist 
unmöglich,  die  Reinlichkeit  so  weit  zu  steigern,  dass  nicht  in  nassen  Zeiten, 
wo  manchmal  jeden  Tag  Regen  fällt,  wo  es  immerfort  feucht  ist,  grosse 
Massen  von  Auslaugungsproducten ,  und  zwar  der  allerschlimnisten,  auf 
diesem  Wege  fortgehen.  Es  mag  ferner  sehr  unerheblich  erscheinen,  was 
aus  einer  Küche  an  gewöhnlichem  Spülwasser  entleert  wird.  Wenn  man  das 
aus  einem  Hause  sammelt,  so  ist  es  keine  grosse  Menge,  aber,  meine  Herren, 
wenn  sich  das  nach  Hunderttausenden  berechnet,  wenn  jede  einzelne  Küche 
ihr  Contingent  sendet,  so  ist  das  eine  andere  Sache.  Wenn  Sie  in  Betracht 
ziehen,  wie  doch  alles  Mögliche  mit  in  die  Canäle  gelangt,  wenn  auch 
Siebe  und  Filter  dazwischen  geschoben  werden,  so  werden  Sie  sich  bald 
überzeugen,  dass  selbst  der  gewöhnliche  flüssige  Küchenabfall,  der  in  das 
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Wasser  gelangt,  schon  eine  sehr  erhebliche  Qnelle  der  Verunreinigung  dar- 
stellt. Er  enthält  die  nicht  verbrauchten  Theile  dei;  flüssigen  Speisen,  die 
auf  den  Tellern  bleibenden  Uebcrreste  von  Saucen  und  anderen  Dingen, 
verdorbene  Ueste  der  Speisekammer  u.  s.  w.  Dazu  kommen  die  verschiede- 
nen Wasch  Wässer;  das  Wasser,  welches  die  Menschen  für  die  Reinigung 
ihres  Körpers  brauchen ;  dann  das  viel  schlimmere  Wasser,  welches  be- 
nutzt wurde,  um  die  Wäsche  zu  reinigen,  wo  dann  namentlich  alle  die 
verschiedenen  Stoffe  hinzukommen,  welche  von  Siechen  und  Kranken  her- 
stammen;  endlich  die  ungeheure  Quantität  von  Seife,  die  mit  fortgeht,  — 
alles  das  giebt  Materialien  für  componirte  Zersetzung,  von  denen  ich  früher 
schon  ausgeführt  habe,  man  könne  sie  nicht  schlimmer  bilden.  Es  ist  ja 
eine  bekannte  Thatsache:  wenn  wir  ein  Gemisch  von  Fett,  von  eiweiss- 
haltigen  und  von  gummi-  und  kleisterhaltigen  Substanzen  durcheinander- 
rühren, so  erhalten  wir  das  beste  Material  für  alle  möglichen  Arten  von 
Zersetzung,  welches  wir  nur  herstellen  können.  Es  ist  dasjenige,  welches 
die  reichsten  und  schlimmsten  Zersetzungsproducte  liefert,  welches  zu- 
gleich den  Nährboden  für  eine  Masse  von  Organismen  darstellt,  eine  Art 
Dünger,  der  mit  der  grössten  Schnelligkeit  von  parasitären  Keimen  in 
Benutzung  gezogen  werden  kann.  Man  hat  behauptet,  dass  die  Zersetzungs- 
producte, welche  die  Seife  liefert,  eigentlich  nichts  Besonderes  zu  bedeuten 
hätten.  Ja,  diese  Zersetzungsproducte  würden  vielleicht  wenig  zu  sagen 
haben,  wenn  wir  ganz  reine  Seife  in  reinem  Wasser  vertheilteu;  aber  in 
dieser  Verbindung,  mit  allen  diesen  anderen  organischen  Stoffen,  nament- 
lich mit  den  Albuminaten  und  Kohlehydraten,  die  sonst  noch  vorhanden 
sind,  ist  das  Fett  eines  der  besten  Begünstigungsmittel  für  Zersetzungen. 
Ein  grosser  Theil  der  Kohlenwasserstoffe,  die  sich  in  den  Zersetzungspro- 
ducten  nachweisen  lassen,  stammt  eben  wesentlich  aus  dieser  Quelle  her. 

„Ich  habe  daher  niemals  der  Meinung  zustimmen  können,  dass  das 
Wasser,  welches  aus  unseren  Häusern  und  Strassen  abfliesst,  auch  wenn 
wir  die  eigentlichen  Fäcalien  und  den  Ilarn  gänzlich  davon  trennen  könn- 
ten, ein  unschädliches  Wasser  sei,  und  dass  man  berechtigt  sei,  es  in  grossen 
Quantitäten  den  öffentlichen  Stroraläufen  zuzuführen. 

„Was  die  öffentlichen  Stromläufe  betrifft,  so  möchte  ich  besonders 
hervorheben,  dass  man,  wie  mir  scheint,  einen  Gesichtspunkt  nur  zu 
oft  vernachlässigt,  nämlich  den,  dass  manches,  was  in  jedem  einzelnen 
Augenblicke  als  ein  geringes  üebel  erscheint,  ein  sehr  grosses  Uebel  wer- 
den knnn,  wenn  es  sich  summirt.  Wenn  wir  unsere  Flüsse  zu  den  regel- 
mässigen Abfnhrbetten  für  grosse  Quantitäten  von  Unreinigkeiten  machen, 
so  können  wir  uns  auch  nicht  darüber  wundern,  wenn  sich  im  Laufe  der 
Zeit  in  immer  grösserem  Maasse  in  diesen  Flüssen  die  allerschlimmstcn 
Absätze  bilden,  und  wenn  allmälig  von  da  aus  die  Ufcrgebieto  in  weiter 
Ausdehnung  verunreinigt  werden.  Es  ist  nicht  bloss  die  momentane  Ün- 
reinigkeit  und  die  momentane  Zersetzung,  die  ich  besorge,  sondern  es 
ist  die  fortschreitende  Ansammlung  von  zersetzungsfähigen  Stoffen,  die  sich 
nach  und  nach  in  so  grossen  Quantitäten  zusammcnlagern ,  dass  wir  die 
Zustände,  die  in  einem  solchen  Fluss  entstehen,  einigermaasscn  vergleichen 
können  mit  jenen  alten  Abtrittagruben ,  wie  wir  sie  in  manchen  Städten, 
in  Basel,  in  Köln,  zum  Schrecken  Aller  in  der  neueren  Zeit  haben  kennen 
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lernen  müssen.  Derartige  Absätze  haben  die  Eigenthumlichkeit,  dass  wäh- 
rend der  kälteren  Jahreszeit  eine  geringere  Zersetzung,  stattfindet,  dafür 
aber  auch  grössere  Massen  niedergeschlagen  werden,  während  in  der  wärme- 
ren Jahreszeit  die  Zersetzung  beginnt.  Dann  brodeln  die  Zersetz ungsgase 
aas  der  Tiefe  hervor,  reissen  allerlei  Dinge  mit  in  die  Höhe,  welche  vor- 
her am  Boden  lagen  und  bedingen  dadurch  jene  scheusslichen  Zustände, 
die  wir  zuerst  durch  die  Schilderung  der  englichen  Hiver  PoUiäion  Commission 
erfuhren  und  nachher  mit  eigenen  Augen  haben  wahrnehmen  können. 

„Es  ist  begreiflich,  dass  es  für  diese  Art  von  Unreinigkeiten  keinen 
scharfen  analytischen  Ausdruck  giebt.  Man  müsste  eine  sehr  grosse  Masse 
von  Einzeluntersnchungcn  das  ganze  Jahr  hindurch  machen,  um  aus  dem 
Mittel  endlich  einen  solchen  Ausdruck  zu  finden.  Es  ist  ja  selbstverständ- 
lich, dass  an  einem  trockenen  Tage,  wo  z.  B.  die  StraRsen  sehr  wenig  zur 
Bildung  dieser  Abwasser  beitragen,  ganz  andere  Verhältnisse  bestehen,  als 
an  einem  regnerischen  Tage,  und  dass  bei  einem  plötzlichen  und  grossen 
Gewitterregen  ganz  andere  Einschwemmungen  stattfinden,  als  bei  einem 
gewöhnlichen  einfachen  sanften  Landregen.  Auch  ich  bin  nicht  in  der 
Lage,  einen  analytischen  Ausdruck  für  diese  Zusammensetzung  zu  geben, 
und  wenn  man  uns  vorwirft,  dass  wir  einen  solchen  nicht  besitzen,  so  kann 
ich  nur  sagen:  es  sind  in  der  That  soviel  Aufgaben  in  dieser  Richtung  zu 
lösen,  dass  bei  dem  Mangel  an  analytischem  Personal,  an  dem  wir  noch  alle 
leiden,  diese  Fragen  nicht  haben  beantwortet  werden  können.  Wenn  die 
Regierungen  einmal  stärker  darauf  dringen  werden,  dass  die  entsprechen- 
den Institutionen  in  den  einzelnen  Städten  geschaffen  werden,  wenn  nament- 
lich die  localen  Beobachtungsstationen  in  grösserer  Zahl  gehäuft  werden, 
80  werden  wir  auch  nach  dieser  Richtung  hin  wahrscheinlich  bestimmte 
Anknüpfungspunkte  erhalten.  Allein,  meine  Herren,  ich  denke,  einigermaassen 
kann  man  sich  doch  ein  Bild  von  dem  machen,  was  in  den  Haus-  und  Strassen- 
canftlen  geschaffen  wird;  wem  jedoch  dieses  Bild  noch  nicht  genügt,  der 
braucht  sich  nur  au  irgend  einer  Stelle,  wo  ein  Strassenstrom  sich  in  den 
gemeinsamen  Sammelcanal  ergiesst,  die  Beschaffenheit  dieses  Stromes  anzu- 
sehen ,  um  einigermaassen  sich  bewusst  zu  werden ,  in  welchem  Zustande 
der  Verunreinigung  sich  ein  solches  Wasser  befindet.  Daher  bin  ich  der 
Meinung,  die  Sie  in  These  5  ausgedrückt  finden,  dass  die  Ableitung  des 
Strassen-  und  Hauswassers  grösserer  und  mittlerer  Städte  in  öfi*entliche 
Wasserläufe  nur  nach  erfolgter  Sediraentirung,  welche  je  nach  Quantität 
und  Qualität  der  in  Betracht  kommenden  Wässer  durch  chemische  Zusätze 
EU  begünstigen  ist,  gestattet  werden  darf. 

„Ich  will  anerkennen,  dass  diese  These  etwas  Theoretisches  an  sich  hat. 
Meines  Wissens  hat  man  bisher  noch  nirgend  den  Versuch  gemacht,  die 
Abwässer  der  Häuser  und  der  Strassen  einer  grösseren  Stadt  so  zu  behan- 
deln, und  irgend  eine  thatsächliche  Unterlage  zu  gewinnen,  um  zu  beurthei- 
len,  wie  weit  die  bekannten  Methoden  der  Sedimeutirung  und  der  chemi- 
schen Klärung  ausreichen,  um  reines  Wasser  herzustellen.  Indess,  meine  ich, 
kann  man  zugestehen,  dass,  wenn  in  der  Hauptsache  die  Fäcalstoffe,  der 
Urin  und  die  sonstigen  menschlichen  Dejcctioncn  auf  einem  anderen  Wege 
entfernt  werden ,  allerdings  Substanzen  von  geringerer  Verdächtigkeit 
übrig  bleiben,   die  man  auch  von  einem   milderen  Standpunkte  aus  beur- 
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theilen  mag,  so  lange  nicht  positive  Erfahrungen  ungünstiger  Art  vorliegen. 
Vorläufig  halte  ich  mich  in  meinem  Gewissen  für  vollkommen  beruhigt., 
wenn  diese  Sedimentimng  und  Klärung  geschieht,  vorbehalten  natürlich, 
dass,  falls  sich  bei  einer  solchen  praktischen  Uebung  neue  Uebeletände 
herausstellen,  auch  andere  Anforderungen  gestellt  werden.  Aber  ich  meine, 
}xn  Augenblicke,  wo  wir  uns  hier  gar  nicht  auf  einem  praktischen  Boden 
bewegen,  wo  wir  keine  unmittelbar  entscheidenden  Erfahrungen  haben,  wo 
wir  nur  mit  einer  Reihe  von  Grundsätzen  rechnen  können ,  die  wir  uns, 
vielleicht  etwas  willkürlich,  zusammenstellen,  werden  wir  nicht  umhin  können, 
dieser  Art  von  Abwässern  eine  mildere  Betrachtung  angedeihen  zu  lassen, 
und  darnach  unsere  Anforderungen  zu  stellen. 

„Anders  dagegen  liegt  es  allerdings  mit  den  Abtrittsstofien ,  und  in 
dieser  Beziehung  will  ich  nicht  leugnen ,  dass  die  von  mir  unter  4. 
aufgestellte  These  auch  nach  meiner  Auffassung  bis  an  die  Grenze  des 
Möglichen  geht,  vielleicht  sogar  etwas  darüber  hinaus.  Ich  habe  zu 
allen  Zeiten  die  Verunreinigung  der  Flüsse  durch  die  Fäcalstoffe  für  ein 
ungemein  grosses  Uebel  angesehen  und  habe  es  nicht  begriffen,  wie  an 
vielen  Orten  die  wichtigsten  Unternehmungen  begonnen  werden  konnten, 
ohne  dass  man  sich  über  diesen  Punkt  vollkommen  klar  geworden  war. 
Die  Erfahrungen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Selbstreinigung  der  Flüsse 
gemacht  worden  sind  und  auf  die  man  sich  vielfach  als  mildernd  bezogen 
hat,  sind  vielfach  übertrieben  worden.  Wir  haben  beim  Studium  der 
Abflusswässer  von  unseren  Rieselfeldern  uns  überzeugt,  in  verhältniss- 
mässig  wie  kurzer  Zeit  analytich  nachweisbare  Verbesserungen  in  dem 
Zustande  des  Wassers  eintreten,  aber  wir  wissen  auch,  wie  weit  und  wie 
lange  die  direct  eingeführten  Unreinigkeiten  in  den  Flüssen  fortgehen. 
Wir  hier  in  Berlin,  die  wir  das  Wasser  der  Spree  und  der  Havel  im  Zusam- 
menhang verfolgt  haben,  und  die  wir  wissen,  dass  in  früherer  Zeit  die 
stärksten  Verunreinigungen  des  Wassers  bis  weit  über  Spandau,  also  bei 
Charlottenburg  und  Spandau  vorüber,  fortbestanden,  wir  werden  uns  doch 
sagen  müssen,  dass  wenn  unsere  langsam  fliessende  Spree,  die  soviel  Sedi- 
mente macht,  und  die  noch  vor  Kurzem  grosse  jährliche  Ausgaben  erforderte, 
um  das,  was  man  in  sie  hineingeworfen  hatte,  wieder  durch  Baggern  zu 
entfernen,  wenn  diese  schon  ihre  Producte  soweit  fördert,  was  müssen  dann 
die  schnell  fliessenden  Ströme  thun,  die  in  verhältnissmässig  kurzer  Zeit 
die  noch  unzersetzten  Stoffe  weit  nach  unten  bringen  ? 

„Die  Frage  der  Wasserversorgung  der  Städte,  die  sich  mit  einer 
gewissen  zwingenden  Gewalt  überall  geltend  macht,  wird  ja  vielleicht 
hie  und  da  in  der  Weise,  wie  die  Alten  es  gethan  haben,  durch  Herstellung 
von  Leitungen  des  Wassers  aus  weiter  Ferne  gelöst  werden  können ;  indess, 
meine  Herren,  in  unserem  Klima,  bei  unseren  Winterverhältnissen ,  werden 
wir  wohl  im  Allgemeinen  auf  diese  sehr  weit  gehenden  Wasserleitungen, 
die  bis  ins  Gebirge  hineinführen,  verzichten  müssen,  wir  werden  irgend 
welche  näher  liegenden  Wasserquellen  gebrauchen.  Wir  sehen  auch  in  der 
That,  dass  die  Flusswässer  sich  in  vieler  Beziehung  sehr  gut  dazu  eignen, 
und  dass  die  Filtereinrichtung,  die  wir  besitzen,  das  Menschenmögliche 
leistet.  Aber,  meine  Herren,  wenn  mehr  und  mehr  das  Flusswasser  zur 
Versorgung  der  Städte  benutzt  wird,  so  haben   wir  doch  auch  die  Pflicht 
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und  Schuldigkeit,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Flusswässer  soviel  wie  möglich 
geschützt  werden;  sie,  die  so  schon  durch  die  Umgebung  und  Umwohnung 
der  Ufer  in  hoheufi  Maasse  gefährdet  sind ,  sie  dürfen  doch  nicht  selbst 
zum  Gregenstand  der  AbfuhrbenutzuDg  für  die  grossen  und  mittleren  Städte 
gemacht  werden!  Daher  habe  ich  den  Vorschlag  gemacht ,  wenigstens 
ungefähr  eine  Grenze  zu  setzen,  wo  man  ein  Ende  machen  muss,  und  ich 
habe  dafür  im  Anhalt  an  die  praktischen  Bewohnungsvcrhältnisse  unserer 
Städte  die  Zahl  von  100  000  Einwohnern  genommen. 

„Es  hat  sich,  wie  ich  zur  Erläuterung  bemerken  will,  im  Laufe  der 
letzten  Jahre  eine  zunehmende  Opposition  bei  den  Städten  gezeigt,  der 
Rechnung  zu  tragen  auch  unsere  Staatsregierung  sich  nicht  hat  enthalten 
können,  die  strengeren  Forderungen  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  anzu- 
erkennen. Soviel  theoretische  Freunde  wir  für  unsere  principielleu  For- 
derungen haben,  auf  soviel  Opposition  stossen  wir  jedesmal,  sobald  es  sich 
darum  handelt,  die  praktische  Anwendung  derselben  zu  machen.  Auch  die 
potenten  Städte  wollen  nicht  praktisch  den  Gedanken  anerkennen ,  dass 
sie  ihre  Flüsse  von  den  Fäcalstoffen  rein  halten  müssen,  und,  wie  gesagt, 
unsere  Staatsregierung  hat  sich  trotz  des  principielleu  Standpunktes,  den 
sie,  soviel  ich  weiss,  auch  heute  noch  einnimmt,  doch  schliesslich  veranlasst 
gesehen ,  locale  Concessionen  zu  machen ,  die  wesentlich  keinen  anderen 
Grund  hatten,  als  einen  finanziellen.  Die  Städte  erklären :  wir  können  das 
absolut  nicht  ausführen,  unsere  Finanzen  reichen  dazu  nicht  aus,  wir 
stecken  schon  so  sehr  in  der  Schuldenlast,  dass,  wenn  wir  das  auch  noch 
ausfuhren  sollen,  wir  zu  Grunde  gehen  müssten.  Diese  Art  von  Transactionen 
wird  in  der  Welt  immer  stattfinden.  Wie  der  Einzelne  sich  auch  mit 
seinen  Gesundheitsbestrebungen  einigermaassen  nach  seinem  Geldbeutel  rich- 
ten mnss  und  trotz  aller  Principien  schliesslich  nicht  mehr  machen  kann,  als 
ihm  seine  Mittel  gestatten,  so  werden  wir  auch  anerkennen  müssen,  dass  es 
gewisse  Grenzen  giebt,  wo  nothwendigerweise  die  Rücksicht  auf  die  äusseren 
Verhältnisse  uns  zwingt,  Concessionen  zu  machen.  Das  halte  ich  nicht  für 
einen  Fehler.  Aber  ich  glaube,  es  sollte  ein  wenig  mehr  anerkannt  werden, 
dass  wir  uns  da  auf  einem  ungemein  schwierigen  und  finanziell  sehr  com- 
plicirten  Gebiete  bewegen,  und  man  sollte  sich  viel  mehr  damit  beschäf- 
tigen, für  die  verschiedenen  Möglichkeiten,  welche  der  locale  Fall  nahe 
legt,  die  besonderen  Bedingungen  festzustellen,  die  man  in  diesem  Falle 
stellen  muss,  statt  dass  wir  uns  jetzt  meistentheils  in  einer  Art  von  princi- 
piellem  Gegensatz  von  Systemen  und  generellen  Anschauungen  bewegen, 
die  doch  nicht  in  jedem  einzelnen  Falle  werden  zur  Ausführung  gebracht 
werden  können. 

„Ich  will  hier  nicht  auf  specielle  Fälle  exemplificiren;  sollte  sich  durch 
die  DiscuBsion  die  Noth wendigkeit  herausstellen,  so  würde  ich  sehr  gern 
bereit  sein,  auch  auf  solche  Einzelheiten  einzugehen.  Ich  möchte  nur  das 
noch  besonders  betonen,  dass  selbst  da,  wo  die  scheinbar  günstigsten  Ver- 
hältnisse vorliegen,  z.  B.  wo  Städte  unmittelbar  am  Meere  liegen,  und  wo 
die  Einleitung  der  Dejectionen  in  das  Meer  hinein  anscheinend  die  aller- 
leichteste  und  bequemste  Form  ist,  sich  doch  mehr  und  mehr  die  Nothwen- 
digkeit  herausstellt,  eine  andere  Form  der  Reinigung  zu  suchen.  Wir  sehen 
eine  der  Eüstenstädte   nach   der  anderen   sich  entschliessen ,    von   diesem 
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Bcbeiubar  so  natürlichen  System  zurückzugehen  und  andere  Methoden  der 
Reinigung  zu  versuchen.  Ich  komme  eben  aus  Italien,  wo  ich  nicht  wenig 
erstaunt  war,  zu  erfahren,  dass  selbst  die  Municipalitä  von  Neapel  sich  ent« 
schlössen  hat,  die  in  der  That  unerträglichen  Zustände,  welche  in  der  Bucht 
von  Neapel  durch  solche  Einleitungen  entstanden  sind,  dadurch  zu  beseitigen, 
dass  sie  die  Effluvien  der  Stadt  nach  Campanien  leitet.  Ich  denke,  die  grösse- 
ren Städte,  welche  noch  jetzt  der  Meinung  sind,  dass  man  ganz  beliebig  in 
öffcntlicbe  WasBcrläufe  einleiten,  dass  man  ohne  Weiteres  den  Flüssen  alles 
Mögliche  anvertrauen  kann,  werden  sich  bei  näherer  Prüfung  der  Verhält- 
nisse durch  eigene  Wahrnehmung  —  und  an  Gelegenheit  dazu  fehlt  es  ja 
nicht  —  hinreichend  überzeugen  können,  wie  nöthig  es  ist,  in  dieser  Bezie- 
hung eine  gewisse  Beschränkung  eintreten  zu  lassen.  Weiter  zu  gehen  und 
etwa  ein  System  von  Bedingungen  vorzuschlagen,  unter  denen  man  in  ein- 
zelnen Fällen  eine  solche  Einleitung  gestatten  kann,  dazu  habe  ich  mich 
allerdings  nicht  für  berechtigt  erachtet,  da  es  eine  ungemein  complicirte 
Sache  sein  würde,  wenn  man  im  Voraus  diese  Bedingungen  genau  fixiren 
wollte.  Ich  habe  Gelegenheit  gehabt,  in  unserer  wissenschaftlichen  Depu- 
tation für  das  Medicinalwesen  diese  Verhältnisse  für  die  Mehrzahl  der 
grossen  preussischen  Städte  im  Detail  zu  prüfen,  aber  ich  weiss  auch  von 
diesen  Erfahrungen  her,  wie  ausserordentlich  schwer  es  ist,  für  die  sehr 
verschiedenartigen  localen  Verhältnisse  allgemeine  Normen  aufzustellen. 
Wir  sind  oft  genug  in  der  Lage  gewesen,  die  einzelne  Stadt  darauf 
hinzuweisen,  dass  das,  was  für  eine  andere  zulässig  war,  für  sie  eben  nicht 
zulässig  sei;  dies  aber  Alles  so  zu  formuliren,  dass  z.  B.  darauf  hin  ein  Reichs- 
gesetz gegeben  werden  könnte,  das  würde  ich  bei  dem  augenblicklichen 
Stand  der  Erfahrungen  für  kaum  ausführbar  erachten.  Aus  diesem  Grunde 
bin  ich  der  Meinung,  dass  es  allerdings  sehr  nützlich  ist,  wenn  wir  gewisser- 
maassen  probirend  und  tastend  vorwärts  gehen,  und  wenn  auch  die  Staats- 
regierung vorläufig  noch  mit  wohlwollender  Aufmerksamkeit  diesen  Dingen 
folgt,  aber  nicht  sofort  durch  eine  vielleicht  verfrühte  Gesetzgebung  ganz 
bestimmte  einheitliche  Normen  aufzustellen  sucht. 

„Was  nun  endlich  den  letzten  Punkt  anbetrifft,  nämlich  die  landwirth- 
schaftliche  Verwendung  der  Abtrittsproducte ,  so  lag  es  hier  sehr  nahe, 
eine  Aeusserung  darüber  zu  tliun,  in  welcher  Weise  diese  Verwendung 
stattfinden  solle.  Ich  habe  das  vermieden,  nicht  weil  ich  darüber  nicht 
etwa  eine  eigene  Meinuug  hätte,  sondern  weil  dies  eigentlich  keine  Aufgabe 
unseres  Vereins  ist.  Es  ist  freilich  sehr  schwer,  die  beiden  Gesichtspunkte, 
die  hier  zusammentreffen,  nämlich  den  landwirthschaftlichen  und  den  hygie- 
nischen, auseinander  zu  halten,  und,  wie  mir  scheint,  ist  man  von  beiden 
Seiten  her  nicht  zurückhaltend  genug;  man  respectirt  die  Grenzen  nicht 
genügend.  Statt  darüber  zu  discutiren,  wie  man  am  besten  die  Auswurf- 
stoffe verwendet,  also,  bestimmter  gesagt,  wie  man  am  besten  rieselt,  wenn 
man  eine  Schwemmcanalisatian  hat,  oder  wie  man  am  besten  Poudrette 
macht,  wenn  man  eine  pneumatische  Entfernung  der  Stoffe  vorzieht,  discu- 
tiren namentlich  die  Landwirthe  viel  mehr  über  die  allgemeinen  Fragen. 
Da  wo  man  rieselt,  sagen  sie:  das  Rieseln  taugt  nichts,  Ihr  müsst  etwas 
Anderes  machen,  und  da,  wo  man  nicht  rieselt,  verlangen  sie  womöglich, 
man  solle  rieseln. 
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„Diese  Widersprüche  sind  überall  vorhanden.  Wir  können  hier, 
glaube  ich,  nur  dasselbe  thun,  was  wir  auch  bei  den  anderen  Punkten  thun 
müssen,  nämlich,  dass  wir  feststellen:  wie  weit  soll  die  sanitätspolizeiliche 
Beaufsichtigung  der  Verwendung  der  Abfallsstoffe  gehen?  Ob  der  Einzelne 
dabei  finanziell  zweckmässig  oder  unzweckmässig  operiH,  ob  er  gute  oder 
schlechte  Ernten,  hohe  oder  niedrige  Preise  erzielt,  das  kann  doch  unmög- 
lich eine  Aufgabe  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  sein;  das  sind  Aufgaben, 
welche  andere  Instanzen  lösen  müssen,  als  die  hygienischen. 

„Sie  werden  heute  noch  Gelegenheit  haben,  einen  Theil  der  praktischen 
Leistungen  zu  sehen,  welche  diese  Gemeinde  im  Grossen  mit  der  Rieselung 
erzielt  hat.  Ich  darf  in  dieser  Beziehung  wohl  hervorheben,  dass  das, 
was  Sie  hier  sehen  können,  grösser  ist,  als  es  überhaupt  irgend  wo  in  der 
Welt  zu  sehen  ist,  weder  dass  irgend  eine  Stadt  in  dieser  Vollständigkeit 
ihren  eigenen  Boden  zum  Gegenstand  der  sorgfaltigsten  Canalisation  gemacht 
hat,  noch  dass  in  so  grosser  Ausdehnung  jemals  der  Versuch  gemacht 
worden  ist,  zu  rieseln.  Die  meisten  anderen  Grossstädte,  welche  in  Parallele 
gestellt  werden  können ,  befinden  sich ,  wie  Ihnen  ja  Allen  bekannt  ist, 
entweder  noch  in  den  Vorstudien  oder  sie  sind  sogar  noch  nicht  einmal 
bis  zu  den  Vorstudien  gekommen;  manche  haben  noch  gar  nicht  angefangen, 
der  Frage  überhaupt  ernsthaft  ins  Gesiebt  zu  sehen. 

„Wir  sind  ein  ganzes  Ende  voraus,  und  wenn  das  sonderbarerweise 
bei  den  neueren  Discussionen ,  z.  B.  in  Paris,  beinahe  völlig  verschwiegen 
wird,  so  müssen  wir  uns  in  dieser  Beziehung  mit  Herrn  Li  er  nur  trösten, 
der  dabei  auch  gänzlich  verschwindet,  obwohl  die  officielle  Pariser  Com- 
mission  in  der  Hauptsache  eigentlich  nichts  Anderes  empfohlen  hat,  als  sein 
System,  freilich  ohne  ihn  zu  nennen. 

„Wir  sind  ja  eben  eine  dunkle  Nation  im  Sinne  unserer  westlichen 
Nachbaren,  und  wir  müssen  uns  in  unserer  Verborgenheit  so  lange  zu 
erhalten  suchen,  bis  man  uns  wieder  einmal  sehen  will.  Aber  ich  denke, 
Sie  werden,  wenn  Sie  draussen  auf  unseren  Feldern  gewesen  sind,  anerkennen, 
dass  wir  uns  sehen  lassen  können,  und  dass  das,  was  da  gemacht  ist,  wenn 
auch  nicht  das  Beste,  doch  wenigstens  ein  relativ  Gutes  ist. 

„Wenn  Sie  aber  diese  mehr  landwirthschaftliche  Seite  ins  Auge  fassen, 
dann,  meine  Herren,  möchte  ich  darauf  hinweisen,  dass  sie  am  wenigsten 
im  Augenblick  soweit  geführt  ist,  um  eine  strenge  finanzielle  Betrachtung 
zuzulassen.  Auch  wir  befinden  uns  wesentlich  im  Stadium  des  Experiments. 
Das  ist  kein  Vorwurf;  wir  konnten  gar  nichts  Anderes  thun,  da  niemals 
im  gprossen  Style  eine  solche  Verwendung  von  Auswurfstoffen  versucht  worden 
ist.  Das,  was  etwa  im  Laboratoriumsversuch  oder  auf  einem  kleinen  Ver- 
suchsfelde gelingt,  ist  nicht  einfach  im  Grossen  ausführbar,  z.  ß.  desshalb 
nicht,  weil  uns  die  Käufer  fehlen,  denen  wir  die  Producte  verkaufen  könnten, 
die  wir  erzeugen.  Wir  würden  die  vorzüglichsten  Resultate  erzielen  können, 
wenn  wir  in  der  Lage  wären,  unser  Wasser  nur  zum  Grasbau  zu  verwenden. 
Ich  hoffe,  Sie  werden  sich  davon  überzeugen,  dass  das  eine  so  vollständige 
und  ausgezeichnete  Ausnutzung  ist,  dass  gar  nichts  zu  wünschen  übrig 
bleibt,  aber  wir  sind  schon  jetzt  an  der  Grenze  angelangt,  wo  wir  nicht 
mehr  Käufer  für  unser  Gras  haben;  obwohl  die  ganze  Umgegend  die  Be- 
stellnng  von  Futterkräutern   eingestellt  hat  und   bei  uns  kauft,  so  produ- 

4* 


52     Zehnte  Versammlung  d.  D.  Vereins  f.  öflf.  Gsndpflg.  zu  Berlin. 

ciren  wir  do.ch  jetzt  schon  zu  viel,  wir  sind  an  der  Grenze  der  Ueberpro- 
duction  angelangt,  und  all  unser  schöner  Wuchs,  alle  diese  prächtige 
Vegetation  hilft  uns  finanziell  nichts,  wenn  wir  sie  nicht  verkaufen  können. 

„So  entstehen  ganz  neue  Probleme.  In  kleinen  Verhältnissen  wird 
man  mit  der  grössteu  Leichtigkeit  eine  der  Methoden  anwenden  können, 
die  wir  neben  einander  anwenden  müssen,  aber  auch  die  verschiedenen 
Methoden,  die  wir  neben  einander  anwenden,  sind  vorläufig  noch  nicht 
ausreichend,  um  uns  die  Sicherheit  zu  gewähren,  dass  wir  zu  allen  Zeiten 
unsere  Producte  mit  Vortheil  verkaufen  können.  Daher  handelt  es  sich 
hier  wesentlich  um  einen  allmälig  fortschreitenden  Versuch,  wie  wir  am 
besten  verkäufliche  Producte  erzielen  können i  nicht  theoretisch  ver- 
käufliche, nicht  solche,  die  einen  calculatorischen  Werth  haben,  sondern 
solche,  die  wir  wirklich  gegen  Baar  vergeben  können.  Das  ist  die  grosse 
Schwierigkeit.  Unser  Kohl  geht  gegenwärtig  schon  sehr  weit,  wir  ver- 
sorgen eine  Reihe  von  Nachbarstädten;  wir  machen  den  Magdeburgern 
Sauerkohl ,  wir  liefern  nach  Dresden  in  grossen  Quantitäten ,  aber ,  meine 
Herren,  das  hilft  uns  nicht  genügend,  wii*  könnten  soviel  Kohl  machen,  dass 
wir  ihn  bis  nach  Frankfurt  am  Main  liefern  könnten.  £s  wird  sich  also  für 
uns  darum  handeln,  Methoden  der  Benutzung  zu  finden,  bei  denen  wir  im 
Stande  sind,  die  grösste  Production  herzustellen,  ohne  dass  wir  genöthigt 
sind,  allzuweit  herum  zu  suchen,  um  einen  Markt  dafür  zu  finden. 

„Bei  Schwierigkeiten  dieser  Art,  wie  ich  sie  seit  vielen  Jahren  als  Mit- 
glied der  betrefifenden  Verwaltungsdeputatiou  verfolgt  habe,  sind  mir  zwei 
Hauptmotive  entgegen  getreten.  Das  eine  ist  die  relativ  passive  Haltung« 
welche  gerade  in  dieser  Beziehung  die  deutschen  Regierungen  eingenommen 
haben.  Nichts  würde  eine  passendere  Aufgabe  für  die  landwirthschafblichen 
Anstalten  und  Versuchsinstitute  sein,  als  in  planmässiger  Weise  die  Frage 
zu  fördern,  wie  und  für  welche  Producte  am  zweckmässigsten  die  Objecto 
der  Städte  Verwendung  finden  könnten.  Das  ist  leider  bis  jetzt  nicht 
geschehen. 

„Es  sind  wiederholt  Berichte  veröfifentlicht ,  wo  dieser  oder  jener 
Ingenieur  nach  England  geschickt  worden  ist,  um  zu  sehen,  was  man  da 
macht.  Aber  diese  Berichte  haben  eine  sehr  geringe  Wirkung  gehabt; 
sie  haben  auf  diejenigen,  welche  sie  ernsthaft  studirten,  keinen  tiefen  Ein- 
druck macfien  können,  weil  sie  nur  sehr  oberflächliche  und  von  der  zufalligen 
Production  dieses  oder  jenes  Platzes  abhängige  Zusammenstellungen  ent- 
hielten. Eine  eingehende  landwirthschaftliche  Prüfung  der  Methoden,  nach 
denen  diese  Verwerthung  erfolgen  soll,  hat  meines  Wissens  nicht  statt- 
gefunden. Wir  in  Berlin  haben  uns  die  erstaunlichste  Mühe  gegeben,  aus  den 
landwirthschaftlichen  Anstalten  die  besten  Kräfte  zu  unserer  Unterstützung 
und  Belehrung  heranzuziehen.  Nachher  haben  unsere  Angreifer  gesagt,  es 
seien  die  schlechtesten  gewesen.  Unter  solchen  Umständen  haben  wir,  zum 
Theil  ganz  auf  eigene  Hand,  mit  den  Kräften,  welche  sich  innerhalb  der 
städtischen  Kreise  darboten,  diese  Sache  verfolgen  müssen,  und  Sie  werden 
das  Ergebniss,  wenn  Sie  heute  hinauskommen,  mit  einer  milden  Kritik 
betrachten  müssen. 

„Dabei  will  ich  noch  ein  Anderes  nicht  verschweigen.  Wir  haben  von 
vorn  herein  in  der  That  geglaubt,  und  ich  jpersönlich  war  davon  fest  über- 
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zengt,  es  werde  gelingen,  nach  kurzer  Zeit  die  Landwirthe  der  Umgegend 
in  grösserer  Aosdehnnng  dahin  zu  bringen,  von  unserem  Wasser  zu 
nehmen.  Diese  Sache  hat  jedoch  ihre  sehr  grossen  Schwierigkeiten  ge- 
habt. Ich  will  nicht  verkennen,  dass  ein  Theil  derselben  in  den  For- 
derungen der  Stadt  lag.  Für  alle  diejenigen,  welche  sich  künftig  einmal 
praktisch  mit  dieser  Frage  beschäftigen  wollen,  wird  es  vielleicht  nicht 
ohne  Interesse  sein,  diese  Gesichtspunkte  kennen  zu  lernen.  (Jnsere  Stadt, 
welche  ein  so  grosses  Unternehmen  begonnen  hatte,  musste  sich  sagen:  wir 
sind  verpflichtet,  Garantieen  zu  schaffen,  dass  wir  zu  jeder  Zeit  die  Wasser- 
masse, welche  wir  entfernen  müssen«  auch  unterbringen  können.  Wir  können 
also  nicht  von  dem  guten  Willen  bestimmter  oder  anbestimmter  Personen 
abhängig  sein,  die  vielleicht  in  dem  Augenblicke,  wo  wir  das  meiste  Wasser 
liefern,  es  nicht  haben  wollen.  Wenn  es  viel  regnet,  haben  wir  bekannt- 
lich auch  viel  Wasser,  aber  dann  bedarf  der  Landwirth  dessen  am  aller- 
wenigsten. Die  Schwierigkeiten,  welche  sich  in  Regenzeiten  ergeben,  sind 
zuweilen  so  gross,  dass  sie  für  die  Städte  zu  den  allererheblichsten  Cala- 
mitäten  werden;  wer  eine  Erfindung  machen  könnte,  um  das  zu  beseitigen, 
der  wäre  in  der  That  ein  goldener  Mann.  Eine  Stadt,  die  nothwendiger- 
weise  Tag  für  Tag  alles,  was  sich  vorfindet,  wegschafi'en  muss,  eine  solche 
Stadt  muss  auch  die  Sicherheit  haben,  dass  sie  es  unterbringen  kann. 
Natürlich  in  dem  Augenblicke,  wo  man  zugesteht:  lassen  wir  doch  einen 
grossen  Theil  davon  einfach  in  die  Flüsse  laufen,  umgeht  man  einen  nicht 
geringen  Theil  dieser  Schwierigkeiten ;  dann  kann  man  sagen:  Wir  brauchen 
gar  nicht  so  grosse  Röhren,  die  jetzigen  sind  viel  zu  gross,  die  Canäle,  die 
Ihr  gebaut  habt,  sind  überflüssig,  die  lassen  wir  einfach  weg.  Ja,  meine 
Herren,  wir  befinden  uns  hier  in  einem  circulus  vitiosns.  Das  eine  Mal 
finden  wir,  dass  die  Abwässer  so  unrein  sind,  dass  wir  sie  nicht  einfach 
laufen  lassen  können ,  das  andere  Mal  sagt  man  uns :  wozu  wollt  Ihr  all 
dieses  Wasser  auf  die  Rieselfelder  hin  ausbringen,  lasst  es  doch  in  die  Flüsse 
laufen.  Gegenüber  diesem  Widerspruche  betone  ich  zweierlei:  1)  man 
muss  so  weite  Canäle  haben,  dass  sie  dem  höchsten  Regenfall  genügen  und 
2)  wenn  man  rieselt,  so  muss  man  Rieselfelder  haben,  bei  denen  die  Stadt 
ganz  sicher  ist,  dass  sie  diejenige  Flächenausdehnung  haben,  auf  der 
unter  allen  Umständen  das  Wasser  untergebracht  werden  kann.  Erst  von 
dem  Augenblicke  an,  wo  diese  Sicherheit  besteht,  hat  man  auch  die  Mög- 
lichkeit, nach  der  anderen  Seite  hin  liberal  zu  sein  und  Wasser  abzugeben, 
vielleicht  zu  geringeren  Preisen  abzugeben ,  als  man  sich  das  früher  vor- 
gestellt hatte.  Ich  wiU  yi  dieser  Beziehung  kein  Vertheidiger  jeder  ein- 
zelnen Maassregel  sein,  die  da  stattgefunden  hat.  Es  sind  darüber  ziem- 
lich harte  Anschuldigungen  in  der  letzten  Zeit  laut  geworden;  ich  kann 
jedoch  sagen,  dass  diese  Anschuldigungen  insofern  unbegründet  waren, 
als  sie  in  einem  zu  frühen  Zeiträume  Eutschliessungen  der  städtischen 
Behörde  nach  gewissen  Seiten  hin  erforderten,  wo  sie  noch  ganz  und  gar 
damit  beschäftigt  war,  sich  erst  alle  die  Garantieen  zu  schafi'en,  ohne  welche  , 
sie  überhaupt  nicht  operiren  kann.  Man  darf  sich  nicht  schon  auf  eine 
neue  Unternehmung  einlassen,  wenn  man  erst  das  herstellen  will,  was 
anter  allen  Bedingungen  nothwendig  ist.  Das  ist  doch  das  erste  Erfor- 
derniss,  dass  man  damit  zu  einem  gewissen  Ende  gekommen  ist. 
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„Im  Uebrigen  aber  kann  ich  nicht  leugnen,  dass  wir  von  den  Land- 
wirthen  bis  dahin  mehr  Vorwürfe  als  Belehrung  erhalten  haben.  Sie  finden 
dieses  schlecht  und  jenes  schlecht,  aber  sie  sagen  uns  sehr  selten,  was  wir 
auf  der  Basis  machen  sollen,  die  wir  nun  einmal  einnehmen.  Wir  können 
nicht  mit  einem  Male  wieder  aufhören  zu  rieseln  und  die  Schwemmkanäle 
zu  benutzen,  wir  müssen  uns  auf  der  gegebenen  Basis  einrichten  und  nur 
auf  dieser  Basis  würden  Belehrungen  acceptabel  sein. 

„Wenn  wir,  die  wir  nun  10  Jahre  lang  uns  praktisch  einzurichten 
suchen,  noch  nicht  über  das  Stadium  der  Versuche  herausgekommen  sind, 
so  will  ich  zur  Entschuldigung  noch  zwei  Gesichtspunkte  anführen.  Der 
eine  ist  der,  dass  meiner  Meinung  nach  die  Landwirthschaft  eine  von  den- 
jenigen Disciplinen  ist,  welche  überhaupt  niemals  aas  dem  Stadium  der 
Versuche  heraus  kommen.  Ob  es  jemals  gelingen  wird,  eine  absolut  correcte 
Landwirthschaft  herzustellen,  die  gar  keiner  Verbesserung  mehr  fähig 
ist,  scheint  mir  zweifelhaft.  Bis  jetzt  ist  die  Landwirthschaft  überall  im 
Stadium  des  Experiments,  überall  sucht  sie  neue  Methoden  und  muss  sie 
suchen,  weil  schon  äusserlich  der  Kampf  um  die  Existenz,  das  Aufsuchen 
der  gewöhnlichen  Lebensbedingungen,  die  Landwirthe  dazu  zwingt,  dass 
sie  womöglich  in  jedem  Jahre  eine  neue  Sache  versuchen.  Dass  man  uns 
nun  Vorwürfe  macht,  die  wir  uns  doch  auf  einem  ganz  neuen  Gebiete 
befinden,  welches  in  dieser  Ausdehnung  niemals  cultivirt  worden  ist,  das  ist 
in  der  That  eine  der  grössten  Ungerechtigkeiten.  Der  andere  milderende 
Gedanke,  den  ich  anzuführen  habe,  ist  der,  dass  alle  anderen  Methoden  der 
Verwendung  städtischer  Abfallstoffe,  auf  grosse  Verhältnisse  angewandt,  auch 
noch  nicht  zu  einem  praktisch  sicheren  Ergebnisse  geführt  haben.  Ich  will 
in  keiner  Weise  bestreiten,  dass  es  möglich  ist,  z.  B.  auf  dem  Wege,  den 
gegenwärtig  Herr  Li  er  nur  verfolgt,  alle  Auswurfstoffe  in  Poudrette  zu 
verwandeln,  obwohl  ich  nicht  leugnen  kann,  dass  ich  einige  Besorgniss 
habe,  dass,  wenn  man  erst  in  den  Abtritten  das  Wasser  hinzufügt  und 
dieses  Wasser  nachher  wieder  in  den  Vacuumpfannen  beseitigen  soll,  die 
Ausgabe  doch  grösser  werden  dürfte,  als  Herr  Liernur  sie  im  Augenblicke 
berechnet.  Aber  vor  allen  Dingen  muss  ich  sagen,  es  ist  noch  nirgend 
Poudrette  in  einer  nennenswerthen  Quantität  erzeugt  worden,  die  ganze 
Sache  liegt  noch  auf  dem  Boden  der  bloss  theoretischen  Speculation,  und  so, 
wie  wir  in  grosser  Verlegenheit  sind,  unser  Gras  loszuwerden,  könnte  es 
sich  auch  leicht  zutragen,  dass,  wenn  eine  grosse  Stadt  plötzlich  gewaltige 
Quantitäten  von  Poudrette  fabricirto,  sie  damit  vielleicht  Magazine  füllen 
könnte,  aber  keine  technische  Verwendung  dafür  fände.  Sie  wissen  ja, 
wie  schwer  es  ist,  gewissen  Stoffen  in  der  Landwirthschaft  Eingang  zu 
verschaffen,  und  wie  viel  Einwendungen  man  gerade  gegen  die  chemische 
Zusammensetzung  der  Stoffe  gemacht  hat,  die  wir  zu  bieten  haben  würden. 
Immerhin  würde  ich  es  aber  für  sehr  erwünscht  halten,  wenn  irgendwo 
in  regelmässiger  Weise  einmal  ein  Versuch  mit  dieser  Poudrettefabrikation 
gemacht  würde,  und  wenn  namentlich  nachgewiesen  würde,  dass  das  ein 
verkäufliches  Product  ist. 

„Meine  Herren,  wenn  ich  hier  einige  Zurückhaltung  beobachte,  so 
darf  ich  auf  unsere  eigenen  Erfahrungen  zurückgehen.  Als  wir  hier 
begannen,  gab  es  allerlei  Sedimentirungs-  und  Reinigungsverfahren,  von 
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donen  man  sich  damals  auch  die  grössten  landwirthschaftlicben  Resultate 
Tersprach.  Ich  will  uur  an  das  Verfahren  von  Süvern  erinnern.  Wir 
selbst  hatten,  nachdem  man  uns  vorgerechnet,  wie  viel  Stickstoff,  Phos- 
phor n.  s.  w.  darin  enthalten  sei ,  auch  eine  grosse  Idee  von  der  Sache,  und 
als  wir  in  der  Königgrätzerstrasse  unsere  Versuchsstation  errichteten,  hat- 
ten wir  wirklich  die  Hoffnung,  es  werde  gelingen,  auf  diese  Weise  eine 
vollständige  Reinigung  herbeizuführen,  die  zugleich  sehr  wcrthvolle  land- 
wirthschaftliche  Producte  liefern  würde.  Der  Kalk,  der  dazu  verwendet 
wurde,  die  Thonerde,  die  Niederschläge  von  stickstoffhaltigen  Substanzen, 
die  mitgerissen  wurden,  alles  dies  zusammengenommen,  machte  den  Ein- 
druck, als  müsste  das  etwas  ganz  Ausgezeichnetes  sein,  und  ich  kann  Sie 
Tersichern,  ich  persönlich  habe  selten  eine  grössere  Ueberrascliung  gehabt, 
wie  zu  jener  Zeit,  als  die  ersten  Berichte  von  den  lauJwirthschaftlichcn 
Anstalten  und  von  den  einzelnen  Landwirthen  kamen:  das  Material  ist 
nnbranchbar,  damit  können  wir  nichts  anfangen.  Ja,  meine  Herren ,  die 
Rechnung  war  vielleicht  auf  falschen  Grundlagen  gemacht,  ich  will  das  gern 
zugeben,  aber  es  rechnete  sich  ganz  bequem,  es  war  scheinbar  eine  gute 
Unterlage,  auf  der  ein  ganz  erstaunlicher  Gewinn  für  die  Stadt  heraus- 
gerechnet wurde;  schliesslich  aber  war  das  Sediment  gar  nichts  wcrth.  Ich 
will  nicht  sagen,  dass  es  mit  der  Poudrette  ebenso  sein  wird,  aber  Sie  werden 
mir  zugestehen,  es  wäre  wünschenswerth ,  statt  der  Calculation  einmal  ein 
praktisches  Resultat  zu  sehen.  Von  allen  den  einzelnen  Orten,  in  denen  man 
das  System  des  Herrn  Liernur  eingeführt  hat,  ist  kein  einziger  bis  zur 
Poudrettefabrikation  vorgerückt;  an  diesem  Stadium  haben  sie  Halt  ge- 
macht und  nirgends  ist  es  gelungen ,  zu  sehen ,  ob  die  herzustellende 
Poudrette  verkäuflich  ist.  Capitän  Liernur  hatte  auch  einmal  die  Vor- 
stellung, dass  er  seinen  flüssigen  Dünger  mit  Leichtigkeit  los  werden  würde, 
dass  namentlich  in  Holland,  wo  die  Communication  auf  den  Ganälen  so 
ausserordentlich  leicht  ist,  sich  höchst  günstige  Absatzwege  finden  würden, 
und  endlich  war  er  doch  genöthigt,  auf  die  Zuidersee  hinauszufahren, 
seine  Schiffe  dort  aufzumachen  und  die  werthvollen  Stoffe  in  das  Meer 
laufen  zu  lassen. 

„Wenn  man  sich  diese  grossen  Schwierigkeiten,  welche  die  Praxis  dar- 
bietet, vergegenwärtigt,  so  glaube  ich,  wird  man  mit  etWas  mehr  Milde  und 
Nachsicht  es  beurtheilen,  wenn  namentlich  sehr  grosse  Städte  zunächst  vor- 
suchen ,  sich  sichere  Grundlagen  für  ihre  Operationen  zu  verschaffen.  Man 
kann  dabei  Schaden  machen,  aber  man  kann  doch  sicher  sein,  über  die 
Hauptschwierigkeiten  hinweg  zu  kommen.  Die  Thatsache,  dass  die  Stoffe, 
die  wir  in  Form  von  flüssigem  Dünger  auf  den  Acker  bringen,  an  sich 
werthvoUe  Stoffe  sind,  dass  sie  geeignet  sind,  den  Pflanzen  wuchs  günstig 
zn  beeinflussen,  ja  dass  sie  grosse  Ernten  bedingen,  haben  wir  vor  uns,  das 
ist  nachgewiesen.  Es  handelt  sich  nur  darum,  wie  wir  jene  Mannigfaltig- 
keit oder  jene  besondere  Form  der  landwirthschaftlicben  Producte  erzeu- 
gen, die  uns  unter  allen  Umständen  die  Sicherheit  darbietet,  dass  wir  eben 
auch  ein  verkäufliches  Product  herstellen.  Wenn  Sie  sehen,  dass  die  heutige 
Landwirthschaft  ihre  Aufgabe  nach  Richtungen  hin  sucht,  von  denen  früher 
gar  nicht  die  Rede  war,  wenn  Sie  in  Betracht  ziehen,  welche  Veränderungen 
z.  B.  der  Zuckerrübenbau  herbeigeführt  hat,  welche  Veränderungen,  eine  Zeit 
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lang  wenigstens,  durch  den  fortschreitenden  Tahaksbau  herbeigeführt  worden 
sind,  wenn  Sie  erwägen,  was  man  in  geyirissen  Gegenden  im  Wege  der  Obst- 
zucht erzielt,  so  werden  Sie  begreifen,  dass  wir  nicht  die  Flinte  ins  Korn 
werfen,  wenn  wir  im  Augenblick  noch  nicht  sagen  können,  was  wir  in  Zukunft 
Alles  machen  werden.  Aber  ich  glaube,  wir  können  sagen:  die  Berieselung  ist 
die  einzige  Form,  in  der  eine  grosse  Stadt  die  Garantie  hat,  dass  sie  ihre  Un- 
reinigkeiten  inclusive  des  Strassen-  und  Hauswassers  auf  eine  vollkommen 
sichere  Weise  unterbringen  kann.  Selbst  wenn  die  Vegetation  das  nicht 
Alles  leistet,  so  haben  wir  eben  den  Boden,  und  welche  colossale  Einwirkung 
die  Filtration  ausübt,  das  haben  gerade  die  neueren  Untersuchungen  ge- 
zeigt; was  speciell  unsere  Drains  an  gereinigtem  Wasser  aus  den  Riesel- 
feldern bringen ,  darüber  liegt  eine  Reihe  gut  beobachteter  Thatsachen  vor. 
Die  Abwässer,  die  an  bestimmten  Stellen  aus  unseren  Rieselfeldern  hervor- 
gehen, sind  in  der  That  wegen  der  Reinheit,  die  sie  zeigen,  sowohl  in  che- 
mischer wie  in  mikroskopischer  Beziehung  höher  zu  stellen,  als  die  grosse 
Mehrzahl  der  Brunnen,  welche  wir  hier  in  der  Stadt  besitzen.  Sie  zeichnen 
sich  so  sehr  aus,  dass  dieses  Wasser  unbedenklich  den  öffentlichen  Wasser- 
läufen zugeführt  werden  kann. 

„Alle  die  einzelnen  Einwendungen,  welche  man  dagegen  gemacht  hat, 
beruhen  zum  grossen  Theile  auf  der  Disposition  der  Menschen,  sich  selbst 
aufzuregen  und  zu  ängstigen.  Wir  haben  Beispiele  gehabt,  dass  Besitzer,  die 
ihr  Heu  von  den  Wiesen  unterhalb  unserer  Rieselfelder  nahmen,  bestimmte 
Erkrankungen  ihrer  Thiere  auf  die  Einwirkung  des  Wassers  bezogen, 
welches  wir  ans  unseren  Canälen  entlicssen,  und  dass  sich  sogar  Thier- 
ärzte  fanden,  welche  dieses  bestätigten,  bis  erst  durch  eine  Superrevision 
nachgewiesen  wurde,  dass  absolut  gar  nichts  davon  zutraf.  Wenn  diese 
Acngstlichkeit,  die  durch  eine  Menge  von  Personen  gehegt  und  gepflegt 
wird ,  welche  wo  möglich  das  Gegentheil  von  dem  herbeigeführt  zu  sehen 
wünschen,  was  besteht,  —  wenn  diese  Aengstlichkeit  nicht  vorhanden  wäre, 
so  würden  wir  in  allen  den  Richtungen,  welche  die  Gesundheitspflege  be- 
treffen, in  keiner  Weise  auch  nur  eine  Wolke  sehen.  Weder,  dass  wir  in 
unseren  Rieseldörfern  irgend  eine  Krankheit  gehabt  hätten,  welche  zu  Be- 
denken Veranlassung  gegeben  hätte,  noch  dass  wir  in  dem  Gesundheitszustand 
unserer  Stadt  irgendwie  die  fortschreitende  Verbesserung  vermisst  hätten, 
die  wir  erwarteten;  nein,  alles  das,  was  hygienisch  gefordert  wurde,  haben 
wir  erreicht,  und  das,  was  uns  fehlt,  ist,  wie  gesagt,  nur  die  praktische 
Erfahrung  in  dieser  ganz  und  gar  neuen  Art  des  Landbaues. 

„Wenn  ich  in  der  letzten  These  hervorgehoben  habe,  dass  man  an  die 
Städte,  welche  Abflussstoffe  auf  das  Land  senden,  nicht  höhere  hygienische 
Ansprüche  stellen  möchte,  als  man  sie  an  die  Landwirthe  selber  stellt,  so  ist 
das  wesentlich  desshalb  geschehen,  weil  mir  scheint,  dass  in  der  Tbat  an 
vielen  Orten  die  Meinung  besteht,  dass  das,  was  die  Landwirthe  thun,  alles 
vortrefflich  und  das,  was  die  Städte  thun,  alles  sehr  schädlich  sei.  Aller- 
dings sind  die  Dungstoffe,  welche  die  Landwirthe  benutzen,  zum  Theil  nach 
der  Qualität  der  Thiere,  von  denen  sie  stammen,  etwas  verschieden.  Wir 
bringen  sehr  wenig  thierischen  und  sehr  viel  menschlichen  Dungstoff,  sie 
umgekehrt,  aber  im  Wesentlichen  bringen  sie  doch  eine  Masse  der  allerr 
um*einsten  und  in  der  schädlichsten  Zersetzung  begriffenen  Stoffe,  und  wenn 
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z.  B.  die  Pariser  Commission  so  weit  gegangen  ist,  dass  ihr  die  Möglichkeit, 
dass  Milzbrandkeime  in  den  Abflüssen  von  Paris  sich  unverändert  bis  auf 
die  £bene  von  Gennevilliers  und  weiterhin  verbreiten  könnten,  als  Grund 
gedient  hat,  sich  gegen  die  Berieselung  zu  erklären,  so  muss  ich  doch  sagen : 
Auf  dem  Lande  liegen  solche  Betrachtungen  sehr  viel  näher  als  in  den 
Städten,  denn  was  dort  an  Thierstoffen  abgeht,  könnte  viel  mehr  zu  Beden- 
ken Yeranlassung  geben.  Indess  Niemand  kümmert  sich  darum.  Wenn 
von  einem  frisch  gedüngten  Ackerfelde  aus  eine  Verunreinigung  eines 
Baches,  eines  Flusses  stattfindet,  wenn  z.  B.  ein  Regenguss  in  grösserer 
Ausdehnung  niedergeht  und  viel  von  diesem  Dünger  in  die  öfifentlichen 
Wasserläufe  führt,  so  betrachtet  man  das  als  natürlich.  Aber  wenn  eine 
Stadt  in  einer  sehr  regnerischen  Zeit  Schwierigkeiten  hat,  ihr  Wasser  voll- 
kommen zu  klären,  und  wenn  vielleicht  ihr  Wasser  in  einem  weniger  ge- 
reinigten Zustande  mit  fortgerissen  wird,  dann  erhebt  man  die  allergrössten 
Klagen. 

„Diesem  vorzubeugen  ist  meine  letzte  These  bestimmt.  Ich  meine, 
das  gleiche  Maass  der  Bemiheilung  sollte  nach  beiden  Seiten  hin  stattfin- 
den ;  man  sollte  •  nicht  Anforderungen  an  die  städtische  Reinigung  stellen, 
die  man  nicht  im  gleichen  Maasse  auch  gegen  die  Landwirthe  erhebt. 

„Das  ist  es,  meine  Herren,  was  ich  Ihnen  vorzutragen  hatte.  Sollte 
eich  im  Laufe  der  Discnssion  noch  das  Bedürfniss  herausstellen,  speciell  auf 
die  Rückwirkungen,  welche  unsere  Einrichtungen  auf  die  Gesundheit  aus- 
üben, zurückzukommen,  so  werde  ich  mir  erlauben,  noch  ein  paar  Worte 
darüber  hinzuzufügen.^ 


Hierauf  wird  die  Discnssion  eröffnet  und  es  erhält  zunächst  das  Wort 

OberingeDienr  F.  Andreas  Heyer  (Hamburg): 

n Verehrte  Herren!  Indem  ich  mich  auch  meinerseits  dem  lebhaften 
Dank  für  den  Vortrag  anschliesse,  den  uns  der  hochverehrte  Vorredner  eben 
gehalten  hat,  und  in  sachlicher  Beziehung  vom  Standpunkt  der  Technik, 
welche  ich  vertrete,  gar  keine  Einwendungen  gegen  das  Gehörte  zu  machen 
habe,  erlaube  ich  mir  doch,  von  dem  Rechte  der  Techniker  in  unserm 
Verein,  neben  der  medicinisohen  Wissenschaft,  neben  der  Verwaltungs- 
wissenschaft und  überhaupt  zur  Ausgleichung  der  verschiedenen  hier  vor- 
kommenden Fragen  gehört  zu  werden,  Gebrauch  zu  machen.  Die  Techniker, 
welche  die  praktischen  Ausführungen  zu  leiten  haben,  wünschen  sehr 
dringend,  gerade  durch  das  Zusammenwirken  dieses  Vereins,  das  ja  auch 
schon  zu  segensreichen  Erfolgen  geführt  hat,  genaue  Directivcu  zu  erhalten, 
und  in  dieser  Beziehung  sind  mir  die  Thesen,  welche  der  hochverehrte  Herr 
Vorredner  formuliit  hat,  doch  nicht  ganz  ohne  Bedenken.  Nicht  als  ob 
nicht  in  jenen  Thesen  sehr  viel  enthalten  sei ,  was  man  ohne  Weiteres  vom 
Standpunkte  des  praktisch  Ausführbaren  acceptiren  könnte,  aber  es  sind 
andererseits  manche  Sachen  darin,  bezüglich  deren  man  sagen  kann:  wir 
►  werden  uns  schlecht  helfen  können,  wenn  wir  mit  dieser  Grenze,  die  uns 
da  vorgesteckt  ist,  arbeiten  müssen. 

„Nun  habe  ich  eben  zu  meiner  Freude  gehört,  dass  auch  der  Verfasser 
dieser  Thesen  selbst  der  Meinung  ist,  dass  eine  gesetzliche  Vorschrift  gene- 
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reller  Art  für  die  ganze  Frage  der  FlassveranreiDigang  durch  die  Ahwässer 
der  Städte  heute  noch  nicht  aufgestellt  werden  kann,  weil  die  Vorarbeiten 
dafür  von  den  deutschen  Regierungen  noch  nicht  genügend  in  die  Hand 
genommen  seien,  uud  dass  er  sehr  wünscht,  in  dieser  Beziehung  mehr 
Material  zu  erhalten,  und  dass  er  anräth,  bis  dahin  sich  damit  zu  behelfen, 
von  Fall  zu  Fall  das  Geeignete  auszuwählen.  Das  ist  etwas,  womit  eine 
Stadtverwaltung,  womit  die  Technik,  die  wesentlich  das  Bestreben  hat,  im 
Sinne  der  Erkenntniss  des  Herrn  Vorredners  zu  wirken,  auch  wirklich 
arbeiten  kann,  und  dies  ist  auch  ein  Standpunkt,  den  unser  Verein  früher 
nach  zwei  Jahre  langer  Verhandlung  über  diesen  Gegenstand  eingenommen 
hat,  indem  er  in  der  Versammlung  zu  Nürnberg  1877  zu  einer  ganz  klaren 
Fassung  seiner  Forderungen  durchgedrungen  ist,  die  zu  der  Eingabe  ^)  an 
den  Herrn  Reichskanzler  vom  3.  April  1878  führte. 

„Ich  weiss  nicht,  ob  es  Ihnen  Allen  erinnerlich  ist,  in  welcher  Weise 
der  Verein  gearbeitet  hat.  In  will  mich  nur  darauf  beschränken,  Ihnen  die 
Nürnberger  Thesen  zu  verlesen.  Der  Verein  hat  am  26.  September  1877 
beschlossen : 

I.  Der  Deutsche  Verein  für  öfiteniliche  Gesundheitspflege  spricht 
seine  Ueberzeugung  aus,  dass  nach  den  Ergebnissen  der  bisher 
angestellten  Untei^suchungon  zur  Zeit  ein  absolutes  Verbot 
des  Einlassens  von  Canalwasscr  mit  Closetinhalt  in  die  Flüsse  nicht 
gerechtfertigt  erscheint  und  dass  die  Nothwendigkeit  eines  solchen 
Verbotes  durch  das  von  der  wissenschaftlichen  Deputation  des 
prcussischen  Ministeriums  für  das  Medicinalwesen  abgegebene  Gut- 
achten nicht  begründet  ist. 

II.  Der  Verein  wiederholt  den  im  vorigen  Jahre  gefassten  Beschluss, 
dass  systematische  Untersuchungen  an  den  deutschen  Flüssen  aus- 
zuführen sind,  um  feststellen  zu  können,  in  wie  weit  nach  der 
Wassermenge  und  Geschwindigkeit  die  directo  Ableitung  von 
Schmutzwasser  —  sei  es,  dass  menschliche  Excremente  demselben 
zugeführt  werden  oder  nicht  —  in  die  Wasserläufe  gestattet 
werden  könne. 

III.  Der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  beauftragt 
seinen  Ausschuss  mit  den  weiter  zur  Förderung  dieser  so  dring- 
lichen Angelegenheit  ihm  geeignet  erscheinenden  Schritten  zu- 
nächst bei  dem  Herrn  Reichskanzler. 

„Es  war  vorher  schon  nach  der  Versammlung  in  Düsseldorf  von  1876 
eine  Eingabe,  datirt  vom  15.  October  1876,  in  gleichem  Sinne  an  das  Reichs- 
gesundheitsamt  gemacht  und  an  die  Spitze  derselben  gesetzt  worden,  dass 
man  selbstverständlich  der  zu  grossen  Verunreinigung  der  Flüsse  vorbeugen 
müsse,  wie  sie  in  unverständiger  oder  zu  sehr  den  finanziellen  Standpunkt 
vordrängender  Weise  Seitens  vieler  Städte  ausgeübt  werde.  Das  Kind  sollte 
aber  nicht  mit  dem  Bade  ausgeschüttet  werden,  und  wir  wollten  eine  ganz 
strenge  wissenschaftliche  Voruntersuchung.  Wir  haben  damals,  als  wir  nns 
von  Düsseldorf  an  die  Behörde  wandten,  die  vom  18.  Januar  1877  datirte 
Antwort  des  Kaiserlichen  Gesundheitsamtes  bekommen: 


*)   Sieke    Deutsche  Vicrtcljahrsschrifl   für   öffentliche   Gcsundhcitspllege     Bd.  X,    1878, 
S.  675. 
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Dass  die  Zuschrift  mit  einer  eingehenden  BegutachtaDg  und  den 
wärmsten  Empfehlnngen  am  18.  November  1876  dem  Reichekanzler- 
amte  vorgelegt  worden  sei  and  nach  privatim  eingezogenen  Er- 
knndigongen  an  dieser  Stelle  ein  so  lebhaftes  Interesse  wachgerufen 
habe,  dass  wohl  zu  hoffen  sei,  dass  der  erwähnte  Gegenstand,  nach 
hergestelltem  Einvernehmen  sämmtlicher  Bundesregierungen  über 
denselben,  einer  Regelung  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  unter- 
worfen werden  werde. 
„Weiter  ist  uns  eine  officielle  oder  nicht  officielle  Rückäusserung  auf 
unsere  beiden  Eingabep  nicht  zugegangen. 

„Ich  möchte  aber  nach  dem  eben  Gehörten  glauben,  dass  es  auch  den 
Intentionen  des  Herrn  Vorredners  entsprechen  möchte,  wenn  wir  die  damals 
ausgesprochene  Bitte  auch  heute  noch  aufrecht  erhalten,  und  ich  habe  mir 
erlaubt,  ganz  unmaassgeblich  hier  den  Entwurf  einer  Resolution  aufzu- 
Bchreiben,  die  ohne  in  irgend  einer  Weise  in  die  Einzellieiten  der  von  Herrn 
Prof.  Virchow  aufgestellten  Thesen  einzugehen,  doch  diesen  gegenüber 
den  auch  von  ihm  selbst  in  seinem  Vortrage  nicht  abgewiesenen  Stand- 
punkt des  Vereins  festhält.     Diese  Resolution  lautet: 

In  Festhaltung  der  Aufgabe  möglichster  Reinhaltung  der  Wasser- 
läufe glaubt  der  Verein,  dass  zur  Zeit  die  wissenschaftliche  und 
finanzielle  Klarstellung  über  die  zulässigen  Grade   der  Flussver- 
nnreinigung  nicht  soweit  gediehen  sei,  um  jetzt  schon  allgemein 
gültige,  generelle  Vorschriften  aufzustellen,   und    dass    man   sich 
desshalb  für  jetzt  mit  Entscheidungen  von  Fall  zu  Fall  begnügen 
müsse.    Der  Verein  hält  seine  Resolutionen  vom  26.  September  1877 
und  seine  Eingabe  an  den  Reichskanzler  vom  3.  April  1878,  be- 
treffs Ausführung  systematischer  Untersuchungen  an  den  deutschen 
Flüssen  auch  heute  noch  aufrecht. 
„Ich  möchte  darauf  hinweisen,  dass  man  in  jeder  einzelnen  Stadt  in 
der  allerverschieden sten  Weise  sehen  muss,  ich  möchte  sagen,  von  Tag  zu 
Tag  weiter  zu  leben. 

„Die  mittleren  oder  grossen  Städte  Deutschlands  gehen  in  ihrem  Wachs- 
thum  über  alle  communalen  sanitären  Einrichtungen  immer  wieder  hinaus, 
und  man  hat  es,  wenn  ein  neues  Stadtgebiet  sich  ansetzt,  immer  wieder  mit 
den  primitivsten  Einrichtungen  zu  thun.  Die  Verunreinigung  der  Wasser- 
laufe beruht  schwerlich,  wie  der  verehrte  Herr  Vorredner  vermuthet,  auf 
einer  natürlichen  Neigung  des  Menschen,  sondern  auf  der  Neigung  des 
Bodens,  welcher  sämmtliches  Abwasser,  was  er  nicht  absorbiren  kann,  in  die 
Rinnsale,  Gossen,  kleinen  Bachläufe  etc.  führt.  Bei  dem  oft  rapiden  An- 
wachsen des  Anbaues,  wo  gleichsam  über  Nacht  ganze  Stadttheile  sich  ent- 
wickeln, manchmal  durch  den  Zuzug  der  armen  Leute  nach  den  Städten, 
also  von  Colonisten,  welche  nicht  Viel  auf  sanitäre  Anlagen  verwenden 
können,  muss  die  öffentliche  Verwaltung  oft  nachhelfen,  wie  es  nur  eben 
geht  Da  werden  also,  um  nur  zunächst  die  stinkenden  Pfuhle  und  Gossen 
vor  den  Häusern  los  zu  werden,  um  die  sanitären  Missstände  der  aller- 
Bchlimmsten  Art  zu  beseitigen,  vielleicht  irgend  welche  Systeme  der  Ent- 
wässerung angelegt,  durch  welche  den  grösseren  Wasserläufen,  deren  hier- 
durch bewirkte,  relativ  sehr  geringe  Verunreinigung  vorläufig  noch  nicht 
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80  grosse  Schädlichkeiten  für  die  Stadt  und  die  unterhalh  liegenden  Be- 
wohner erzeugen  kann,  erst  einmal  das  zugeführt  wird,  was  diQ  kleinen 
Wasserläufe  nicht  mehr  aufnehmen  können,  und  so  geht  man  weiter,  und 
manchmal  hat  jeder  Stadttheil  seine  eigene  Art  der  Entwässerung  und  man 
kann  nicht  ohne  Weiteres  von  einem  unahänderlich  festzuhaltenden  Abfuhr- 
system für  eine  grosse  Stadt  sprechen. 

„Ich  stehe  ja  hier  als  technischer  Vertreter  der  grossen  Stadt  Hamburg, 
welche  mit  ihrem  dnrch  besondere  locale  Eigenschaften  und  grossen  Wasser- 
reichtbum  begünstigten,  weit  ausgedehnten  Sielwesen  gcwissermaassen  hors 
de  concours  ist.  Wenn  man  aber  glaubt,  dass  bei  der  Allgemeinheit  der 
Anwendung  der  Siele  in  unserer  Stadt  —  wir  haben  jetzt  circa  230  km 
Strassensiele  — ,  die  Sache  dort  zu  einem  einheitlichen  Abschluss  gekommen 
und  auf  immer  abgethan  sei,  so  ist  dies  in  Wahrheit  keineswegs  der  Fall; 
wir  haben  in  der  Stadterweiterung  immer  wieder  mit  anderen  Arten  der 
Abfuhr  zu  thun,  weil  der  neu  entstehende  Anbau  nicht  allein  an  der  Elbe, 
sondern  ausserdem  an  grösseren  und  kleineren  Nebenflüssen,  Bächen,  Canälen, 
Rinnsalen  und  stehenden  Gewässern  liegt  und  sich  an  unseren  langgezogenen 
Thalsenken  oft  sprungweise,  weit  in  das  Landgebiet  hinaus,  ansiedelt,  weil 
zudem  unsere  Nachbarstädte  Wandsbeck,  Altena,  Ottensen  alle  an  der  Wasser- 
lösung participiren  und  alles  dies  ganz  besondere  Einrichtungen  erheischt. 
Da  haben  wir  auch  ganz  neuerdings  sehr  ernste  Erfahrangen  mit  der  in 
den  Thesen  angedeuteten  Sedimentirung  und  Desinfectiou  der  Schmutz- 
abflüsse gemacht,  etwa  in  der  Weise,  wie  sie  also  hier  in  Berlin  seiner  Zeit 
in  ebenfalls  nicht  befriedigender  Richtung  in  der  Königgrätzerstrasse  ge- 
macht worden  sind.  Wir  haben  augenblicklich  schreiende  Verhältnisse  in 
einem  dem  Sielsystem  femliegenden  Theil  des  zur  Vorstadt  heranwachsenden 
Landgebiets,  wo  Wäschereien  betrieben  werden,  und  wo  weder  Desinfection 
noch  Sedimentirung  angeschlagen  haben.  Das  sind  so  schlimme  Verhältnisse 
geworden,  dass  augenblicklich  die  allergrösste  Nothwendigkeit  vorliegt,  diese 
Aulagen  wieder  zu  beseitigen. 

„Ich  will  damit  aber  keineswegs  irgend  ein  Wort  gegen  die  gewiss 
sehr  Yortrefflichen  Bestrebungen  sagen,  auch  diesem  Verfahren,  welches 
zugleich  der  Laudwirthschaft  zu  Gute  kommen  soll,  eine  festere,  wirklich 
brauchbare  Form  zu  geben,  um  bei  der  grossen  Verstopfungsgefahr,  in 
welche  die  Städte  mehr  oder  weniger  allmälig  gerathen,  nichts  unver- 
sucht zu  lassen,  und  wenn  also  eine  Stadt  wie  Frankfurt  am  Main  diese 
Versuche  machen  will,  so  ist  das,  glaube  ich,  von  uns  Allen  mit  Frende  zu 
begrüssen,  und  nicht  etwa  dagegen  zu  sprechen.  Es  wird  sich  ja  gewiss, 
wie  auch  der  Herr  Vorredner  schon  angedeutet  hat,  dermaleinst  irgend 
etwas  Besseres  herausstellen,  besonders  wenn  die  Laudwirthschaft  selbst 
einmal  Entgegenkommen  zeigt  und  nicht  diesen  sonderbaren  pretentiösen 
Standpunkt  einnimmt,  der  vorhin  schon  gekennzeichnet  ist. 

„Was  aber  nun  die  städtischen  Anlagen  selbst  betrifft,  ja,  meine  Herren, 
die  Städte  sollen  sich  selbst  rein  halten,  sie  sollen  sich  erst  in  zweiter  Linie 
dabei  um  solche  Geschäfte  bekümmern,  welche  Sache  der  Landwirthe  sind; 
die  Landwirthe  bekümmern  sich  ja  auch  nicht  um  die  Sorgen  der  Städter. 
Die  Reinhaltung  der  Städte  ist  für  die  ganze  Welt  durchaus  noth wendig, 
und  wenn  wir  jetzt  bestimmte  Normen  dafür  einführen  wollen,  so  müssen 
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wir  alles  das  ausscheideo,  was  möglicherweise  dazu  führen  kann,  dass  diese 
ReiDiguug  nicht  den  richtigen  Verlauf  nimmt.  Ich  habe  auch  als  Techniker 
viele  Reisen  ausgeführt,  habe  aber  gefunden,  di^ss  man  z.  B.  in  skandina- 
vischen Städten,  wo  man  die  Poudretteanstalten  hat,  wo  man  also  die  An- 
sammlung der  Auswurfstoffe  wiederum  für  die  Landwirthschaft  verwenden 
wollte,  zu  ganz  schmutzigen  Zuständen  gekommen  ist  Wie  es  in  Amsterdam 
mit  dem  Zuidersee,  in  Gratz  mit  der  Mur  gehalten  wird,  so  geht  es  in 
manchen  Städten  Skandinaviens  auch ;  man  kann  den  Dung  an  die  Land- 
wirthschaft nicht  loswerden,  man  kann  seine  Aufspeicherung  endlich  nicht 
mehr  aushalten,  man  wirft  die  halbverfaulten  Stoffe  endlich  wieder  hinaus 
in  das  offene  Wasser  und  das  ist  dann  eine  so  unrationelle,  eine  ganz 
ungeregelte  Art  der  Einführung  in  die  öffentlichen  Wasserlänfe,  die  wenig- 
stens doch  ebenso  schädlich  ist,  wie  die  geregelte. 

„Ausserdem  kann  man  ja  auch  nicht  sagen,  dass  den  früheren  Verhält- 
nissen gegenüber  erst  jetzt,  nach  Einführung  geregelter  Canalisations- 
systeme  die  Wasserläufe  einer  Stadt  verunreinigt  werden.  Seit  jeher  ist 
ja  das  Strassen-  und  das  Abwasser  der  Grundstücke  in  die  Flussläufe  hinein- 
gegangen, und  der  verehrte  Herr  Vorredner  hat  selbst  ausgesprochen,  wie 
ausserordentlich  schlimm  die  Stoffe  sind,  welche  in  diesen  Tageswässern  der 
Strasse  und  in  diesen  Abwässern  der  Häuser  in  die  öffentlichen  Wasser- 
lüufe  gelangt  sind,  wenn  auch  die  Ciosetstoffe  ausgeschlossen  waren.  Auch 
haben  wir  doch  allmälig  festgestellt,  dass  die  Closcts  keineswegs  allein 
die  Fäcalien  aufnehmen,  dass  Ve«  glaube  ich,  des  Urins  nicht  in  die  Aborte 
geht,  sondern  in  die  Handsteine,  also  in  die  Abwässer  des  Hauses,  dass 
auch  ein  grosser  Theil  der  festen  Fäcalien  nicht  in  die  Aborte  geht,  z.  B. 
die  Krankenstühle,  und  so  ist,  glaube  ich,  vielfach  schon  ausgesprochen  und 
genau  untersucht  worden,  dass  ein  Canalwasser  ziemlich  gleichwerthig  ist, 
ob  es  den  Closetinhalt  mit  aufnimmt  oder  nicht.  Getrennte  Systeme  geben 
complicirte  und  uncoutrolirbare  Verhältnisse  und  es  ist  also  eine  dringende 
Bitte  der  Verwaltungstechniker,  in  dieser  Beziehung  möglichste  Verein- 
fachung  der  Abfuhrverhältnisse  begünstigen  zu  wollen,  und  nicht  an  eine 
Trennung  dieser  Dinge  zu  denl^en,  wenn  es  nur  irgend  zu  vermeiden  ist. 

„Und  nun,  wenn  wir  in  dieser  Beziehung  bei  einfachen  Verhältnissen 
bleiben  können,  so  spielt  allerdings  dann  schliesslich  auch  die  finanzielle 
Seite' der  Sache  eine  grosse  Rolle;  denn  wenn  die  Städte  nicht  mehr  im 
Stande  sind,  sich  auf  eine  einfache  und  ihren  Vermögensverhältnissen  an- 
gemessene Weise  zu  reinigen,  ja,  meine  Herren,  dann  unterlassen  sie  die 
geordnete  Abfuhr  und  es  treten  die  allerschlechtesten  Zustände  ein,  die 
beim  zunehmenden  Wachsthum  der  Stadt  immer  unzuträglicher  werden.  Das 
ist  aber  eigentlich  eine  Wiederholung  dessen,  was  vorhin  schon  gesagt 
worden  ist,  und  ich  brauche  wohl  kaum  noch  etwas  Weiteres  hinzuzufügen. 

„Ich  möchte  den  Verein  desshalb  bitten,  wenn  es  dem  Herrn  Vorredner 
nicht  auf  eine  Abänderung  meiner  Resolution  ankommt,  wo  wir  dann  ja 
auch  sehr  leicht  eine  andere  Fassung  finden  könnten,  einfach  auf  den  durch 
dieselbe  angedeuteten  Standpunkt  zu  verharren,  und  ich  hoffe  auch,  dass 
dadurch  der  Sinn  der  heutigen  Worte  des  Herrn  Vorredners  nicht  geschä- 
digt wird.** 
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Priyatdocent  Dr.  Emmerich  (MüncheD): 

„Meiue  HerreD!  Herr  Gobcimrath  Prof.  Dr.  Virchow  hat  in  ausser- 
ordentlich geistreicher  und  lichtvoller  Weise  die  Städterei nigungsfrage  be- 
bandelt. Wenn  auch  sein  Vortrag  weniger  zum  Widerspruch  auffordert,  so 
sind  es  doch  die  bedeutungsvollen  und  unter  Umständen  folgenschweren 
Thesen.  Viele  von  Ihnen  werden  zwar  denken,  dass,  wenn  ein  so  grosser, 
ein  in  allen  civilisirten  Ländern  hochverehrter  Mann,  wie  Uerr  Prof, 
Virchow  gesprochen  hat,  dann  jüngere  Leute,  denen  weniger  Erfahrung 
und  weniger  Wissen  zu  Gebote  stehen,  schweigen  sollten. 

„Aber  ohne  unbescheiden  zu  sein,  glaube  ich  einiges  Recht  zu  haben,  in 
dieser  Frage  mitreden  zu  dürfen,  und  zwar  desshalb,  weil  ich  viele  deutsche, 
viel  französische,  englische,  spanische  und  portugiesische  Flüsse  gesehen 
habe,  in  welche  städtisches  Ganalwasser  mit  und  ohne  Excrementc,  indu- 
strielles Abwasser  mit  und  ohne  vorherige  chemische  Reinigung  eingeleitet 
wird,  und  weil  ich  viele  Berieselungsfeldcr  besucht  habe,  weil  ich  mich 
ferner  mit  der  Canalisationsfrage  experimentell  im  Pettenkof  er 'sehen 
Laboratorium  beschäftigte.  Ich  möchte  mich  besonders  mit  der  4.  These 
des  Herrn  Geheimrath  Virchow  befassen,  welche  sagt:  „Die  Einführung 
von  Abtrittsstoffen  in  öffentliche  Wasserlaufe  ist  unter  allen  Umständen 
bedenklich,  sie  ist  in  Städten  unter  100  000  Einwohnern  nur  bei  besonders 
günstigen  Strom  Verhältnissen  und  auch  dann  nicht  ohne  besondere  Vor- 
richtungen für  Desinfection  und  Sedimentirung  zulässig. 

„Meine  Herren,  wenn  diese  These  die  allgemeine  Zustimmung  auch  der 
Behörden  erlangen  würde,  so  wären  viele  deutsche  Städte  und  speciell 
München  in  ihren  sanitären  Interessen  schwer  geschädigt.  Die  directe  Ein- 
führung der  Excremente  in  die  öffentlichen  Wasserläufe  ist  ein  so  einfaches, 
ein  so  natürliches,  ein  so  rasches,  sicheres,  so  präcis  und  gleichmässig  wir- 
kendes und  leicht' controlirbares  Verfahren  der  Städtereinigung,  dass  man 
da,  wo  es  die  Umstände  irgend  wie  gestatten,  diesem  Verfahren  vor  der 
Anlegung  von  Rieselfeldern  den  Vorzug  geben  sollte,  welche  den  Verwal- 
tungen der  Städte  oft  viele  Mühe  und  schwere  Kämpfe,  und  unter  Um- 
ständen grosse  Kosten  und  Calamitäten  mannigfacher  Art  verursachen, 
abgesehen  davon,  dass  noch  nicht  entschieden  ist,  ob  die  Nachbarschaft 
dieser  Rieselfelder  für  die  Städte  eine  bedenkliche  ist  oder  nicht. 

„Was  nun  zunächst  die  Desinfection  der  abzuschwemmenden  Excre- 
mente anlangt,  so  fragt  es  sich,  ob  eine  solche  in  zuverlässiger,  sicherer 
Weise  überhaupt  möglich  ist.  Die  Beantwortung  dieser  Frage  fällt  ver- 
schieden aus,  je  nachdem  man  die  Excremente  vor  oder  nach  der  Einlei- 
tung in  die  Canäle  desinficiren  will;  sie  muss  aber  unter  allen  Umständen 
verneint  werden,  und  zwar  sowohl  dann,  wenn  man  die  Excremente  vor 
der  Einleitung  in  die  Canäle,  als  wenn  man  sie  nach  derselben  desinficiren 
will.  Sie  ist  aus  wissenschaftlichen  Gründen  unmöglich  und  des  Kosten- 
punktes halber  undurchführbar.  Unter  Desinfection  der  Excremente  ver- 
stehen wir  die  Vernichtung  der  in  denselben  befindlichen  Infectionskeime. 
Diese  sind  in  den  meisten  Fällen  Spaltpilze  oder  andere  niedere  Organismen. 
Welche  praktisch  brauchbare  Mittel  haben  wir  nun,  diese  niederen  Orga- 
nismen  in  den  Excremcnten   zu  zerstören?    Die  Hitze  kann  hier  der  Um- 
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stände  halber  nicht  angewandt  werden,  wohl  aber  chemische  Mittel,  also 
Carbolsäure,  Ghlorzink,  Kupfervitriol,  Aetzkalk  und  dergl.  Wollten  wir 
s.  B.  mit  Carbolsäure  desinficiren,  so  mussten  wir  nach  den  Eoch'scben 
Versuchen  die  Excremente  in  eine  fflnfprocentige  CarboUösung  verwandeln, 
üud  diese  5  Proo.  Carbolsäure  zwei  Tage  lang  auf  die  Mischung  von  Harn 
and  Koth  einwirken  lassen. 

„Die  Menge  der  Excremente  von  100  000  Stadteinwobnem  beträgt 
pro  Tag  138  590  kg.  Zur  Desinfection  derselben  wären  6929  kg  Carbol- 
säure nöthig,  was  mindestens  6929  Mark  pro  Tag  oder  2529085  Mark 
pro  Jahr  kosten  würde  und  auf  jeden  Stadteinwohner  käme  dadurch  eine 
jährliche  Excrementendesinfectionssteuer  von  mindestens  30  Mark.  Am 
günstigsten  in  Bezug  auf  die  Wirkung  wäre  Sublimat.  Hier  würde  es 
genügen,  die  Excremente  in  eine  einprocentige  Sublimatlösung  zu  verwan- 
deln, aber  auch  dann  würden  1385  kg  für  die  Desinfection  der  Excre- 
mente von  100 000 Menschen  nöthig  sein  oder  eine  Samme  von  9310  Mark 
pro  Tag.  Aber  können  wir  jedem  Hausbewohner  Sublimat  in  die  Hände 
geben?  Wenn  wir  die  Excremente  erst  innerhalb  der  Canäle  desinficiren 
wollten,  so  würden  wir  das  Canalwasser  und  auf  Strecken  weit  das  Fluss- 
wasser in  eine  starke  Gift  -  Lösung  verwandeln.  Die  K  o  c  h  ^  sehen  Ver- 
suche haben  bewiesen,  dass  wir  kein  Desinfectionsmittel  besitzen,  durch 
welches  wir  die  abzuschwemmenden  Excremente  desinficiren  können,  ohne 
den  Stadteinwohnern  Kosten  zu  verursachen,  die  geradezu  unerschwinglich 
sind.  Viele  Tausende  von  Mark  sind  zur  Zeit  von  Cholera-  und  Typhns- 
epidemieen  von  den  Behörden  für  Desinfection  der  Excremente  vergeudet 
worden;  die  Wissenschaft  hat  uns  gezeigt,  dass  die  Desinfection  nichts 
nützen  konnte  und  wesshalb  sie  nichts  nützte  und  die  Cholerastatistik 
hat  ebenfalls  gezeigt,  dass  sie  nichts  genützt  hat. 

„Würden  die  Städte  gezwungen,  die  Excremente  vor  der  Einleitung 
in  die  Flüsse  zu  desinficiren ,  so  würden  sie  dadurch  verurtheilt  Geld, 
viel  Geld  ins  Wasser  zu  werfen.  Glücklicherweise  bedürfen  wir  aber  nicht 
der  chemischen  Desinfection  der  Excremente.  Die  beste  Desinfection 
derselben  besteht  darin,  sie  sofort  in  rasch  fliessendes  Wasser  zu 
werfen.  Koch  hat  gezeigt,  dass  Milzbrandsporen  bei  einer  Temperatur 
von  140*^  C.  erst  innerhalb  drei  Stunden  vernichtet  werden,  während  sie  in 
heissem  Waeser  schon  in  zwei  Minuten  getödtet  sind.  Woher  erklärt  sich 
nun  dieser  enorm  viel  raschere  Erfolg?  Derselbe  muss  nach  Koch  unbe- 
dingt in  einer  Wirkung  des  Wassers  gesucht  werden,  in  chemischen  oder 
physikalischen  Vorgängen,  z.  B.  Aufquellung  der  die  Sporen  einhüllenden 
Schicht  und  dergleichen,  kurz  und  gut,  das  muss  noch  durch  Versuche  ent- 
schieden werden. 

„Ich  habe  Versuche  angestellt,  welche  auch  auf  diese  Frage  einiges  Licht 
werfen.  Ich  nahm  Blut  von  einem  gerade  an  heftigem  Milzbrand  verende- 
ten Schaf  und  impfte  mit  einem  Bruchtheil  eines  Tropfens  einige  Kaninchen. 
Dieselben  waren  innerhalb  12  Stunden  unter  heftigen  Symptomen  verendet. 
Nun  verdünnte  ich  1  ccm  dieses  frischen  Milzbrandblutes  mit  200  ccm 
Isarwasser  und  schüttelte  dasselbe  zwei  Stunden  lang  ziemlich  kräftig.  Dann 
wurden  einigen  anderen  Kaninchen  je  25  ccm  von  dieser  verdünnten  Lö- 
sung subcutan  injicirt,  und  mit  dieser  Lösung  waren,  wie  ich  mich  durch 
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(las  Mikroskop  überzeugte,  tausende  von  Milzbrandbacillen  injicirt  worden. 
Die  Mischung  wurde  vor  der  lujection  umgeschüttelt,  so  dass  sich  nicht  etwa 
die  Milzbrandbacillen  in  der  Flüssigkeit  niedergesenkt  hatten.  Das  Resul- 
tat war  nun  ganz  merkwürdig.  Die  Thiere  blieben  vollständig  gesund,  die 
Körpertemperatur  stieg  nicht  einmal  um  l^C.  Ich  glaube,  dieses  Resultat 
ist  für  die  Frage  der  Excrementenabschwemmuug  von  grosser  Bedeutung, 
denn  die  verendeten  Thiere  hatten  viel  weniger  Milzbrandblut,  nicht  einmal 
einen  Tropfen,  erbalten,  während  die  nicht  zu  Grunde  gegangenen  Thiere 
wenigstens  zehn  Tropfen  Blut  erhalten- haben,  aber  nachdem  dasselbe  durch 
Vermischung  mit  Isarwasser  und  durch  zweistündiges  Schütteln  sein  Infec- 
tionsvermögen  und  seine  Giftigkeit  verloren  hatte. 

„Dasselbe  habe  ich  für  Septicämie  erzeugende  Bacterien  nachgewiesen. 
Ich  habe  schon  im  Jahre  1878  durch  Injection  von  Canalwassor  bei  Kanin- 
chen septicämische  Erscheinungen  erzeugt,  welche  innerhalb  12  bis  36  Stun- 
den zum  Tode  führten.  Wenn  nun  derartiges  Canalwasser  mit  dem  gleichen 
Volumen  Isarwasser  verdünnt  und  einige  Stunden  geschüttelt  wurde,  so 
war  dasselbe  nach  der  Injection  ebenfalls  wirkungslos.  Es  ist  damit  eine 
für  die  menschliche  Gesellschaft  hochwichtige  Thatsache  nachgewiesen,  dass 
das  bewegte  Wasser  das  Infectiousvermögen  der  pathogenen  Pilze  zerstört, 
ihre  Lebensfunction,  ihre  Vermehrung  und  ihre  Weiterentwickelung  ab- 
schwächt oder  aufhebt.  Die  Bewegung  derLuft  und  dioBewegung 
des  Wassers  sind  die  grossartigen  Reinigungsverfahren 
der  Natur.  In  der  Bewegung  des  Wassers  liegt  die  grosse 
hygienische  Bedeutung  der  Flüsse.  Bei  München  führt  die  Isar 
4  400  000  000  kg  Wasser  pro  Tag  vorbei.  Wäre  es  nicht  unklug,  so  gewal- 
tige, mit  so  ausgezeichneten  desiniicirenden  Wirkungen  ausgestattete  Wasser- 
massen Jahr  aus,  Jahr  ein  unbenutzt  ins  Meer  fliessen  zu  lassen?  Nein 
werfen  wir  in  diese  4  400  000  000  kg  Wasser  die  200  000  kg  Excremente 
von  München  hinein,  für  die  uns  gegenwärtig  Niemand  etwas  zahlt  und 
die  jetzt  den  Boden  unter  unseren  Häusern  vergiften,  und  befreien  wir  uns 
auf  diese  Weise  mit  geringen  Kosten  von  diesem  gcföhrlichen  Feind.  Das 
Flusswasser  wird  dadurch  nicht  wesentlich  verunreinigt,  denn  es  kommt 
bloss  ein  Theil  Excremente  auf  22  000  Theile  Wasser.  Aehnlich  ist  es  für 
andere  deutsche  Städte  der  Fall,  z.  B.  für  Hamburg,  Cölu,  Lübeck  etc.  Für 
Lübeck  wurde  erst  kürzlich  durch  chemische  Analysen  und  durch  Wasser- 
vermessungeu  coustatirt,  dass  auch  dort  die  eingeleiteten  Sielwässer  nicht 
im  Stande  sind,  eine  bemerkenswerthe  Verunreinigung  der  Flüsse  hervorzu- 
bringen. Dabei  ist,  glaube  ich,  nur  eins  nöthig,  nämlich  dass  man  die 
Excremente  vor  der  Einleitung  in  das  Flusswasser  durch  eine  am  Endpunkte 
des  Sammelcauals  aufgestellte,  von  der  Wasserkraft  des  Flusses  getriebene 
Maschine  gehörig  zerkleinert.  Der  grösste  Theil  der  Excremente  ist  im  Wasser 
löslich,  man  wird,  wenn  sie  gründlich  vertheilt  sind,  wenig  davon  im  Fluss- 
wasser bemerken.  Der  lösliche  Theil  vermischt  sich  innig  mit  dem  Wasser, 
er  wird  rasch  oxydirt,  zum  Theil  auch  sogar  in  unorganische  Verbindungen 
übergeführt,  die  nicht  löslichen  Theile  sind  ganz  unschuldig  und  gleichgül- 
tig, denn  sie  sind  nichts  als  Cellulose  und  elastische  Fasern,  also  Dinge,  die 
ebenso  ungefährlich  sind  wie  das  Blatt,  das  von  einem  Baume  in  das  Fluss- 
wasser hinabfällt,  oder  wie  Stroh  und  ähnliche  Cellulosefasern ,  deren  lös- 
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liebe  organisobe  Stoffe  yom  Wasser  extrabirt  werden,  so  dass  sie  nicht  mehr 
faulen  können.    Derartige  Dinge  sind  es,  die  sich  hier  und  dort  am  seichten 
Ufer  trftger  Flüsse  ablagern  können.     Warum  soll  man  gerade  die  Excre- 
mente  von  den  Flüssen  ausscbli essen ,  die   doch   auf  unseren  Strassen  in 
grossen  Haufen  herumliegen?     Man  wird   mir  Tielleicht  sagen,   das   sind 
Thierexcremente  und  da  handelt  es  sich  um  menschliche  £xcremente;  aber 
können  die  Excremente  einer  perlsüohtigen  Kuh  nicht  ebenso  gut  die  Tu- 
bercelbacillen  enthalten  wie  die  Excremente  eines  Schwindsüchtigen,  und 
sind  die  Excremente  von  milzbrand-  und  rotzkranken  Thieren  weniger  be- 
denklieb als  menschliche  Excremente?     Und  wer  hat  den  sicheren  Beweis 
erbracht,  dass  die  Excremente  von  Typhus-,  Cholera-,  Diphtheriekranken 
überhaupt  pathogene  Organismen  enthalten  ?    Aber  wenn  auch  die  mensch- 
lichen Excremente  wirklich  Krankheitskeime  mit  sich  fähren ,   so  werden 
diese  im  Wasser,  wie  ich  Dinen   gezeigt  habe,  am  raschesten   zu  Grunde 
gehen,  während  sie  bei  jedem  anderen  System  der  Stadtereinigung  leicht  zu 
yielfacben  Infectionen  Veranlassung  geben  können.      Ich  bin  weit  entfernt 
daTon,  desshalb  in  der  Einführung  der  Abtrittsstoffe  eine  Gefahr  für  die 
Flnssläufe  zu  erblicken.    Zahlreiche  englische,  zahlreiche  französische  Flüsse 
Bind  zwar  weniger  durch  die  Einleitung  der  Excremente,  als  vielmehr  durch 
die    Einleitung    der   industriellen   Abwässer    sehr    stark   verunreinigt,    so 
dass    sie  mehr  Cloaken   gleichen  als  Flüssen,    aber  die   sorgfältigen    und 
gründlichen  Untersuchungen,  welche  in  England  angestellt  wurden,  konnten 
keinen  einzigen  Fall  zur  Kenntniss  bringen,  aus  welchem  hervorgegangen 
wäre,  dass  Gesundheitsschädigungen  der  an  den  Flussufern  wohnenden  Be- 
völkerung  eingetreten    wären.      Hamburg   trinkt  das  Eibwasser,  welches 
Excremente  von  Prag,  Dresden,  Magdeburg  etc.  mit  sich  führt  und  noch 
Die  ist  hierdurch  in  Hamburg  Jemand  krapk  geworden.    Bei  Lissabon  nimmt 
der  Tajo  einen  grossen  Theil  der  Unreinigkeiten  der  Stadt  und  auch  einen 
Theil  der  Excremente  auf.     In  Folge  der  Ebbe  und  Fluth  werden   diese 
Abfallstoffe  beständig  fiussaufwärts  und  flussabwärts  getrieben.    Wenn  nun 
snr  Zeit  der  grössten  Ebbe  ein  Theil  der  schlammigen  Flussufer  zu  Tage 
tritt,  dann  ist  der  Gestank  allerdings  so  gross,  dass  er  weit  im  Inneren  der 
Stadt,  z.  B.  auf  dem  Chiado,  dem  höchsten  Punkte  einer  langen  steilanstei- 
genden   Strasse,  bemerkt  wird,    aber  trotzdem  .liegt   unmittelbar  an   den 
Ufern  ein  königliches  Schloss  und  diejenige  Strasse,  welche  sich  dicht  am 
Ufer  hinzieht,   ist  eine    der    gesundesten  in   Lissabon.      Wenn  Herr  Ge- 
beimrath  Yirchow    gesagt    hat,   dass   die  Verunreinigung  in  langsamer 
fliessenden  Wässern  so  ungemein  lange  noch  bemerkbar  sei  und  dass  sie 
desshalb  in  rasch  fliessenden  Wässern  noch  auf  viel  weitere  Strecken  bemerk- 
bar sein  müsse,  so  ist  dem  entgegenzuhalten,  dass  die  Zersetzungsbedingun- 
gen in  stark  bewegtem,  rasch  fliessendem  Wasser  ganz  andere  sind  als  im 
langsam  fliessenden,  und  dass  sie  ganz  andere  sind,  wenn  die  Unreinigkeiten 
in  concentrirter  Form  im  Flusswasser  sind,  als  wenn  sie  in  sehr  verdünnter 
Form  sich  darin  befinden.  Die  Verhältnisse  bei  Paris  und  die  Untersuchungen, 
die  ich  in  München  ausgeführt  habe,  haben  mich  davon  überzeugt,  dass  bei 
dem  in  die  Flüsse  eingeleiteten  Sielwasser  ein  grosser  Theil  der  organischen 
Stoffe  sehr  rasch  oxydirt  wird ,  der  Sauerstoffgehalt  des  Isarwassers  nimmt 
unmittelbar  hinter  der  Sielmünduug  stark  ab  und   noch  auf  eine  Strecke 
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etwa  bis  auf  eine  halbe  Stande  weit,  ist  eine  fortschreitende  Abnahme  des 
Sauerstoffgehalts  des  Wassers  zn  constatiren.  Dann  aber  fängt  er  plötslich 
an,  sich  wieder  eu  erhöhen  und  wenn  sich  zwei  Standen  unterhalb  München 
der  Bach,  welcher  die  Unreinigkeiten  aufnimmt,  mit  der  Hauptwassermasse 
der  Isar  wieder  vereinigt  hat,  so  ist  der  Sauerstoffgehalt  derselbe,  wie  im 
Isarwasser  oberhalb  der  Stadt  und  keine  der  unterhalb  München  liegenden 
Städte,  weder  Freising,  noch  Landshut,  baben  sich  jemals  darüber  beklagt, 
dass  eine  so  grosse  Menge  Ton  Abfallstoffen  in  die  Isar  geworfen  wird. 

„Ich  glaube,  man  sollte  dessbalb  sehr  vorsichtig  sein,  solche  Thesen  auf- 
zustellen, welche  die  sanitären  Interessen  der  Städte  so  tief  berühren,  und  es 
scheint  mir,  dass  in  diesen  Thesen  auch  insofern  ein  Widerspruch  liegt,  als 
das  Verhältniss  zwischen  der  Flusswassermenge  und  der  Excreraentenraenge 
in  grossen  Städten  mit  über  100000  Einwobnern  unter  Umständen  doch  ein 
viel  günstigeres  sein  kann,  als  bei  kleinen  Städten  mit  50  000  Einwohnern, 
wenn  auch  die  letzteren  ebenfalls  über  sebr  gute  Strom  Verhältnisse  verfügen. 
Man  muss  da  fragen,  welche  Stromverhältnisse  sollen  hier  in  Betracht  kom- 
men, wie  gross  muss  die  Wassermasse,  wie  gross  die  Stromgeschwindigkeit 
sein,  wenn  man  die  Excremente  noch  einleiten  darf?  Dieser  Tbeil  der 
Thesen  und  die  Aufstellung  dieser  Unterscheidungen  zwischen  Städten  mit 
mehr  oder  weniger  als  100  000  Einwohnern  ist  zum  mindesten  verfrüht  und 
ich  schliesse  mich  dem  Antrage  des  Herrn  Vorredners  an,  dass  man  noch- 
mals darauf  hinweisen  solle,  dass  endlich  einmal  eine  Untersuchung  aller 
deutschen  Flusse  zur  Ausführung  gelange.  Die  einzelnen  Städte  können 
hier  nicht  selbst  vorgehen,  weil  sie  der  Vorwurf  der  Parteilichkeit  treffen 
würde,  auch  das  Reichsgesundheitsamt  ist  nicht  im  Stande,  die  Sache  allein 
durchzuführen;  hierzu  wäre  eine  Commission  von  Sachverständigen  nöthig 
und  zwar  von  Hygienikern,  Ingenieuren,  Geologen  und  anderen  Fachmän^ 
nern  und  es  müssten  nicht  bloss  die  Wassermengen  festgestellt  und  chemi- 
sche Untersuchungen  durchgeführt  werden,  sondern  auch  Untersuchungen 
über  die  Menge  der  in  Betracht  kommenden  Abwässer,  über  die  chemische 
Qualität  derselben,  über  die  Bevölkerungsdiohtigkeit  an  den  Flüssen  und  die 
Configuration  des  Flussufers  und  des  Flussuntergrundes,  über  die  Einwir- 
kung des  Flusses  auf  die  in  demselben  befindlichen  pathogenen  Organismen, 
und  ich  glaube,  nachdem  England  und  Amerika  schon  lange  mit  diesen 
Arbeiten  vorangegangen  sind,  wäre  es  Zeit,  dass  man  auch  in  Deutschland 
endlich  dazu  schreitet." 

Ingenienr  Breyer  (Wien)  ist  der  Ansicht,  dass  die  von  dem  Herrn 
Referenten  aufgestellten  Thesen  in  vielen  Fällen  einer  freien  Entwickelung 
von  Neuerungen  eine  starke  Schranke  entgegensetzen,  was  bei  der  Bedeutung, 
die  man  mit  Recht  den  Beschlüssen  dieses  Vereins  in  der  ganzen  Welt  bei- 
lege, nicht  ohne  Bedenken  sei.  Wenn  in  These  2  gesagt  werde,  dass  jede 
längere  Magazinirung  von  Abtrittsstoffen  verwerflich  sei,  so  stimme  er  dem 
in  Bezug  auf  Abtritts-  und  Senkgruben  zu;  wenn  man  aber  auch  die  Auf- 
bewahrung in  Tonnen  für  unbedingt  verwerflich  erkläre,  so  sei  dies  ein 
Hemmschuh  namentlich  für  kleinere  Städte,  welche  nicht  in  der  Lage  seien, 
eine  geregelte  Canalisirung  oder  ein  anderes  System  der  Beseitigung  und 
Verwerthung  der  Abfall  st  offc  nach  einheitlichem  Plane  durchzuführen.    Auch 
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geg^n  These  4  trage  er  Bedenken,  dass'bei  besonders  günstigen  Stromvor- 
bältnissen  die  Einfahr  von  Abtrittsstoffen  in  die  Flüsse  nur  nach  vorheriger 
Sedimentirnng  und  Desinfection  zu  gestatten  sei,  da  es  noch  sehr  fraglich 
sei,  ob  eine  Desinfection  im  grossen  Maassstabe  überhaupt  mit  Erfolg  durch- 
führbar sei.  Die  in  These  5  verlangte  Sedimentirnng  der  Strassen-  und 
Uauswässer  vor  Einführung  in  die  Wasserläufe  halte  auch  er  für  nothwen- 
dig,  damit,  wenn  auch  diese  Wässer  vielleicht  nicht  die  Schädlichkeiten  wie 
die  Abtrittsstoffe  besässen,  verhütet  werde,  dass  auf  diesem  Wege  grosse 
Massen  von  Stoffen  in  die  Flüsse  gelangen  und  dies  Sedimentirnng  und 
Einschlicken  der  Flussbetten  zur  Folge  habe. 

Geb.  Sanitätsrath  Dr.  Yarrentrapp  (Frankfurt  a.  M.)  spricht  dem 

Referenten  seinen  Dank  aus,  dass  er  an  der  Hand  bestimmt  formulirter 
Sätze  diese  für  die  Gesundheitspflege  der  Städte  allerwichtigste  Frage  so 
eingehend  behandelt  habe  und  hält  es  für  besonders  erfreulich,  dass  gerade 
der  Mann  das  Referat  übernommen  habe,  der  in  Deutschland  die  Frage 
vielleicht  am  meisten  vom  allgemeinen  Standpunkt  aus  studirt  und  speciell 
von  Berlin  aus  för  ganz  Deutschland  das  Meiste  praktisch  geleistet  habe; 
sei  doch  der  grösste  Versuch,  der  bisher  in  einer  bestimmten  systematisch 
vorgezeichneten  Richtung  in  irgend  einer  Stadt  der  Welt  ausgeführt  worden 
sei,  hier  in  Berlin  gemacht  worden. 

Im  Grossen  und  Ganzen  stimme  er  mit  den  Thesen  des  Referenten 
überein,  man  müsse  die  Flüsse  möglichst  rein  zu  halten  suchen  und  dafür 
gebe  es  nach  den  heutigen  Erfahrungen  kein  besseres  Mittel,  als  Schwemm- 
siele  und  Berieselung.  In  Bezug  auf  letzteres  stehe  man  allerdings,  auch  in 
Berlin,  noch  am  Anfang  des  Experiments.  Berlin  habe  bekanntlich  Schwie- 
rigkeiten gefunden,  die  wesentlich  darauf  beruhen,  dass  die  Förderung  der 
Aptirung  der  Felder  nicht  gleichen  Schritt  habe  halten  können  mit  der 
Masse  des  durch  die  Siele  stets  neu  angeschlossener  Stadttheile  gelieferten 
Wassers.  Andererseits  müsse  man  freilich  auch  zugestehen,  dass  in  Betreff 
des  leichten  und  sicheren  Erfolgs  der  Rieselanlagen  man  nicht  mehr  den 
hoffnungsvollen  Standpunkt  einnehmen  könne,  der  nach  den  ersten  kleinen 
Versuchen  in  England  und  den  etwas  veränderten  Versuchen  in  Genevilliers 
wohl  berechtigt  gewesen  sei.  Immerhin  lasse  sich  aber  auch  heute  sagen, 
dass  der  eingeschlagene  Weg  der  richtige  sei,  dass  aber  in  Betreff  der  Einzel- 
heiten der  Durchführung  der  Verwerthung  der  Siel  wässer  durch  Berieselung 
noch  vielerlei  Erfahrung  gemacht  werden  müsse. 

Im  Einzelnen  auf  die  Thesen  einzngehcn,  sei  in  dieser  Versammlung 
Ton  Verwaltungsbeamten,  Technikern  und  Aerzten  wohl  nicht  zweckmässig, 
man  möge  sich  für  heute  darauf  beschränken,  diesen  Sätzen  im  Allgemeinen 
zuzustimmen.  Dabei  könne  man  anerkennen,  dass  es  im  Interesse  der 
Städte  liege,  eine  Behörde  über  sich  zu  haben,  welche  die  einzelne  Stadt 
anhalte,  das  zu  thun,  was  ihre  Schuldigkeit  sei,  damit  sie  nicht  aus  falscher 
Sparsamkeit  die  Interessen  der  Nachbarschaft  schädige  Die  Regierung 
möge  dabei,  gestützt  auf  wissenschaftlich  begründete  Forderungen,  die  all- 
gemein wichtigsten  Momente  betonen ,  aber  nicht  ein  einzelnes  Moment, 
wie  beispielsweise  das  der  Einwohnerzahl.  Gerade  dieses  halte  er  eigent- 
lich  für  den  schwächsten  Punkt  der  Thesen,   denn   es  gehe  doch  nicht  an 
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zn  bestimmen,  dass  eine  Stadt,  die  vor  10  Jahren  bei  90  000  Einwohnern 
entsprechende  Einrichtungen  begonnen  habe,  diese  jetzt  bei  einer  Bevölke- 
rung von  über  100000  Einwohnern  gänzlich  ändern  solle.  Viel  wichtiger 
scheine  ihm  hier  die  Menge  und  Schnelligkeit  des  vorbei  fliessenden  Wassers. 
Mit  verallgemeinerten  Einzelbestimmungen  laufe  man  Gefahr,  vielen  Ver- 
besserungen hemmend  entgegenzutreten.  Wenn  man  einer  Stadt,  welche 
Entwässerung  einführen  wolle,  schablonenmässige  Vorschriften  gebe,  so  solle 
man  doch  bedenken,  dass  es  sich  in  der  Regel  nm  solche  Städte  handle, 
die  bisher  die  Abflusswässer  nicht  nur  der  Strassen  und  Häuser,  sondern 
auch  die  ihrer  Wäschereien,  Fabriken,  Schlachthäuser  etc.  ganz  getrost  in 
den  Fluss  gehen  lassen.  Gegen  den  bisherigen  schlechten  Zustand  solcher 
Städte  sei  die  Regierung  bisher  in  keiner  Weise  eingeschritten.  Mit  zu 
weit  gehenden,  die  örtlichen  Verhältnisse  der  einzelnen  Städte  ausser  Acht 
lassenden  schablonenmüssigen  Vorschriften  stehe  die  Regierung  in  Gefahr 
nichts  Anderes  zu  erreichen,  als  dass  die  Städte  zögern,  überhaupt  an  Ver- 
besserung ihrer  Entwässerungsverhältoisse  heranzutreten  und  es  wesentlich 
beim  Alten  lassen. 

Professor  Dr.  Poleck  (Breslau)  theilt  mit,  dass  Breslau  der  Reichs- 
hauptstadt in  der  Einrichtung  der  Canalisation  mit  Berieselung  nachgefolgt 
sei  und  seit  vorigem  Jahre  auch  dort  Rieselfelder  bestehen.  Canalisation 
mit  Berieselung  halte  er  für  die  naturgemässe  Verwerthung  der  Abfallstoffe, 
sofern  eben  deren  Quantität  nicht  eine  so  geringe  sei,  dass  sie  direct  auf 
die  Felder  gebracht  werden  können.  Dies  vorausgeschickt,  müsse  er  ande- 
rerseits aber  auch  betonen,  dass  die  Selbstreinigung  der  Flüsse  auf  Grund 
der  englischen  Untersuchung  bedeutend  unterschätzt  werde  und  zwar  dess- 
wegen,  weil  man  dort  noch  nicht  stichhaltige  chemische  Methoden  zur  Fest- 
stellung der  Grösse  und  der  Natur  der  Verunreinigung  der  Flüsse  benutzt 
habe.  Frankland  habe  bei  seinen  ausgezeichneten  Untersuchungen  seine 
Schlüsse  vorzugsweise  aus  der  Thatsache  gezogen,  dass  der  organische 
Kohlenstoff  im  weiteren  Lauf  der  untersuchten  Flüsse  nicht  abgenommen 
habe.  Wenn  Frankland  neben  den  Bestimmungen  des  Kohlenstoffs  und 
Stickstoffs  durch  die  Elementaranaljse  Versuche  hätte  einhergehen  lassen, 
die  feststellten,  in  wieweit  der  vorhandene  Kohlenstoff  durch  Kaliumperman- 
ganat leicht  oxydirbar  sei,  so  würde  er  eine  ausserordentlich  werthvolle 
Reihe  von  Untersuchungen  geliefert  haben.  Denn  es  sei  doch  nicht  gleich- 
gültig, ob  der  Kohlenstoff  in  Zersetzung  begriffenen  Albuminaten  angehöre 
oder  ob  er  fünf  oder  zehn  englische  Meilen  weiter  in  ganz  unschädliche 
Ilumnssubstanzen  übergegangen  sei.  Die  Untersuchungsmethode  Frank - 
land^s  habe  ihn  zu  falschen  Schlüssen  geführt  und  es  spreche  dieser  Fall 
dafür,  wie  wünschenswerth  es  sei,  über  einige  allgemein  aner- 
kannte Methoden  disponiren  zu  können,  welche  dann  die  Fest- 
stellung gewisser  Grenzwerthe  gestatte.  Wo  bei  Wasserunter- 
suchungen die  sinnliche  Wahrnehmung,  Geruch  und  Gesicht,  nicht  mehr  im 
Stande  seien  die  Beschaffenheit  des  Wassers  zu  beurtheilen,  müsse  entweder 
das  Mikroskop  oder  die  chemische  Untersuchung  an  deren  Stelle  treten. 
Da  es  nun  bis  jetzt  noch  nicht  gelungen  sei,  mit  Hülfe  des  Mikroskops  im 
Wasser  ein  pathogenes  Ferment  zu  individualsiren  und  nachzuweisen,  ver- 
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möge  nar  die  chemiscbe  Untersachung  za  einem  Resultat  zu  fuhren.  Es 
sei  eine  Thaisache,  dass  Überall ,  wo  pathogene  Organismen  sich  vorfinden, 
ein  geeigneter  Nährboden  vorhanden  sein  müsse  und  dieser  Nährboden  sei 
ausserordentlich  zersetzbar  und  durch  Oxydationsmittel  leicht  angreifbar. 
Ob  solche  in  Zersetzung  begriffene  und  leicht  oxydablen  Stoffe  vorhanden 
seien,  zeige  aber  die  chemische  Reaction,  einmal  die  mittelst  Kaliumper- 
manganat in  saurer  Lösung  zur  Bestimmung  des  Sauerstoffverbrauchs  dieser 
Substanzen  und  dann  die  Reaction,  die  Wanklyn  in  den  Vordergrund 
gestellt  habe,  und  durch  welche  er  den  Stickstoff  leicht  zersetzbarer  faulen- 
der Substanzen  durch  Destillation  mit  Kaliumpermanganat  in  stark  alka- 
lischer Lösong  als  Ammoniak  —  sogenanntes  Albuminoid  -  Amraon  — 
bestimme,  während  die  Menge  der  schon  im  Wasser  vorhandenen  Ammo- 
niaksalze vorher  durch  Destillation  mit  Natriumcarbonat  und  in  beiden 
Fällen  durch  Nessle r^s  Reagenz  ermittelt  werde. 

Den  gestrigen  Auseinandersetzungen,  dass  es  sehr  schwer  halten  würde, 
bestimmte  Grenzwerthe  gesetzlich  festzustellen,  stimme  er  bei,  aber  er 
glaube  auch,  dass  es  gar  nicht  schwer  halten  würde,  Methoden  einzuführen, 
welche  die  Beobachtung,  die  Kritik  der  einschlagenden  Verhältnisse  von 
denselben  Gesichtspunkten  und  damit  die  Vergleichung  der  Anlagen  und 
Einrichtungen  an  verschiedenen  Orten  ermöglichen  würden. 

In  Breslau  sei  auf  Veranlassung  der  Commune  eine  Anzahl  von  Unter- 
suchungen gemacht  worden,  zu  einer  Zeit,  als  die  Canalisation  noch  nicht 
beendet,  die  Rieselfelder  noch  nicht  aptirt,  aber  doch  bereits  ^/s,  wenn  nicht 
y4  der  vorhandenen  Wasserciosets  mit  ihrem  ganzen  Inhalt  der  vorhandenen 
alten  Canälen,  welche  innerhalb  der  Stadt  in  die  Oder  münden,  angeschlossen 
gewesen  seien.  Diese  Untersuchung  erstrecke  sich  auf  Wasserproben,  die 
an  demselben  Tage  an  5  bis  6  verschiedenen  Stellen,  oberhalb,  innerhalb 
and  unterhalb  der  Stadt  entnommen  seien.  Und  die  durch  eine  Commission 
von  Sachverständigen  festgestellten  Reactionen  haben  ergeben,  dass  in  der 
That  die  Beschaffenheit  des  Wassers  Y2  Meile  unterhalb  der  Stadt  mit  der- 
jenigen des  Wassers,  welches  oberhalb  der  Stadt  geschöpft  gewesen  sei, 
übereingestimmt  habe,  eine  Thatsache,  die  eben  zunächst  durch  die  chemische 
Analyse,  gleichzeitig  aber  auch  durch  die  mikroskopische  Untersuchung 
festgestellt  worden  sei.  Dürfe  man  daraus  auch  nicht  etwa  folgern,  dass 
man  nun  fortdauernd  das  gesammte  Canalwasser  in  den  Fluss  leiten  solle, 
80  sei  doch  klar,  dass  bei  zeitweiser  all  zu  grosser  Canalwassermenge,  nicht 
der  geringste  Schaden  angerichtet  werde,  wenn  man  das  überflüssige 
Canalwasser  in  der  Verdünnung,  wie  es  auf  die  Rieselfelder  gelange,  in  die 
öffentlichen  Wasserläufe  einlasse. 

Geh.  Medieinalrath  Dr.  Günther  (Dresden)  bemerkt  in  Bezug  auf 
die  von  Herrn  Meyer  beantragte  Resolution,  dass  in  Sachsen  Unter- 
suchungen der  Wasserläufe  vor  etwa  zwei  Jahren  begonnen  haben  und 
zwar  namentlich  nach  der  Richtung  hin,  welchen  Einfluss  Wassermenge, 
Stromgeschwindigkeit  und  Configuration  des  Flussbettes  auf  die  in  die 
Wasserläufe  gelangenden  Unreinigkeiten  ausüben.  Hierfür  seien  zunächst 
vier  Wasserläufe  ausgewählt,  die  sowohl  nach  der  genannten  Richtung  hin 
von  einander  differiren,  als  auch  namentlich  in  Bezug  auf  die  chemische 
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Beschaffenheit  der  in  dieselben  gelangenden  Unreinigkeiten.  Die  Unter- 
suchungen  seien  noch  zu  keinem  Abschlnss  gelangt  und  werde  das  Ergebniss 
derselben  seiner  Zeit  dem  Verein  mitgetheilt  werden.  Dem  von  dem  Vor- 
redner ausgesprochenen  Wunsche,  dass,  wenn  ähnliche  Untersuchungen 
auch  anderwärts  ausgeführt  werden,  man  sich  über  eine  einheitliche  Methode 
einigen  möge,  trete  er  aus  voller  Seele  bei. 

Regierangs -Bannieister  Frings  (Düsseldorf):  Bei  den  bisherigen 
(Jnschädlichmachungsmethoden  auf  chemischem  Wege  sei  eigentlich  immer 
mit  zwei  Mitteln  gearbeitet  worden,  die  Zusätze  bestünden  hauptsächlich 
aus  einem  Desinfectionsmittel  und  ausserdem  aus  anderen  chemischen  Mitteln, 
die  eine  Oxydation  oder  Niederschlagung  der  organischen  Verbindungen 
und  ihrer  Zersetzungsproducte  bewirken.  Das  Desinfectionsmittel  sei,  nach 
d§m  Generalbericht  des  Herrn  Prof.  Virchow,  im  Sü vernaschen  Verfahren 
der  Steinkohleutheer  gewesen,  nachher  bei  den  Versuchen  am  Baracken- 
lazareth  die  Carbolsäure,  die  ganz  besonders  gute  £rfolge  gehabt  habe. 
Da  nun  nach  den  neueren  Untersuchungen  nicht  die  organischen  Verbin- 
dungen und  deren  Zersetzungsproducte  hygienisch  schädlich  wirken,  sondern 
nur  die  Mikroorganismen,  so  werde  man  bei  genügender  Verdünnung  des 
Canalwassers  im  Flusse  von  dem  Sedimentirungsverfahren  Abstand  nehmen 
können  und  es  werde  sich,  wenn  Abwässer  in  einen  Fluss  gefühi*t  werden 
sollen  und  hierfür  besondere  Vorschriften  für  nöthig  erachtet  werden,  haupt- 
sächlich um  das  Desinfections verfahren  handeln. 

Nun  sei  zwar  von  einem  der  Redner  mitgetheilt  worden,  welche  riesige 
Mengen  von  Desinfectionsmitteln  zu  einer  wirksamen  Desinfection  erforder- 
lich seien,  aber  diese  Rechnung  stimme  doch  wohl  nur  dann,  wenn  man  die 
zu  desinficirenden  Substanzen  erst  durch  die  übrigen  Hauswässer  verdünne 
und  dann  von  dieser  verdünnten  Lösung  die  5  Proc.  Carbolsäure  rechne. 
Könne  man  die  Desinfection  da  vornehmen,  wo  die  Excremente  nicht  ver- 
dünnt seien,  so  werde  sich  das  Resultat  wohl  etwas  anders  stellen.  Nehme 
man  pro  Kopf  und  Tag  die  in  die  Canäle  gelangenden  flüssigen  und  festen 
Excremente  zusammen  auf  Vs  ^g  a"i  so  wäre  das  bei  einer  Stadt  von 
100000  Einwohnern  50000  kg  und  um  diese  in  fünfprocentiger  Carbollösung 
zu  desinficiren,  würden  25  Ctr.  Carbol  pro  Tag  nöthig  sein,  ein  Object,  das 
eine  Stadt  wohl  aufbringen  könne;  auch  werde  es  wohl  gelingen  noch  bil- 
ligere wirksame  Desinfectionsmittel  herzustellen,  wie  ja  schon  das  Naphthalin 
ein  solches  zu  sein  scheine. 

Wenn  beim  Einlassen  des  Wassers  in  genügend  grosse  Flüsse  von  dem 
Sedimentirungsverfahren  Abstand  genommen  und  nur  die  Aufgabe  gestellt 
werde,  ein  Desinfectionsvcrfahren  anzuwenden,  so  könne  mau  hiermit  in 
praktischer  Beziehung  und  was  die  finanzielle  Seite  anbelange  einen  grossen 
Schritt  weiter  kommen.  Es  seien  eben  nicht  alle  Städte  in  der  Lage  Riesel- 
felder anlegen  zu  können,  das  hänge  von  sehr  verschiedenen  Factoren  ab. 
Sobald  das  Sedimentirungsverfahren  eingeführt  werde,  entstünden  alle  die 
von  dem  Herrn  Referenten  hervorgehobenen  Schwierigkeiten,  die  Abwässer 
würden  in  grosse  Bassins  zusammengebracht,  seien  dann  in  ihrer  Zusam- 
mensetzung für  die  Agricultur  sehr  wenig  werth  und  man  habe  nachher 
die  Menge  der  Niederschläge  und  wisse  nicht  wohin  damit.     Es  sei  dann 
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sehr  zu  befiircht«n,  dass  sie  auf  irgend  einem  nicht  erlaubten  Wege  schliess- 
lich doch  ihren  Abzug  in  die  Flüsse  fanden. 

Geh.  Sanltätsrath  Dr.  Hahn  (Hannover)  findet,  dass  der  Ton  allen 
Rednern  in  erster  Linie  betonten  Verunreinigung  durch  Mikroorganismen 
gegenüber  die  chemische  VerunreiniguDg  zu  wenig  berücksichtigt  werde,  wie 
sie  wesentlich  durch  die  Fabriken  bedingt  werde,  die  den  Flüssen  Säuren, 
Arsenik  u.  dergL  zuführen.  So  sei  die  Leine  bei  Hannover  durch  die  Fabriken 
derartig  vergiftet,  dass  die  früher  zahlreichen  Fische  beinahe  gänzlich  aus- 
gestorben seien  und  selbst  Pflanzen,  die  damit  begossen  worden  seien, 
zurückgegangen  und  theil weise  abgestorben  seien.  Desshalb  sei  auch  den 
chemischen  Verunreinigungen  volle  Beachtung  zuzuwenden  und  namentlich 
den  Fabriken  aufzugeben,  ihre  Abwässer  vor  dem  Einlass  in  die  öffent- 
lichen Wasserläufe  erst  zu  desinficiren. 

Es  wird  Schluss  der  Debatte  beantragt  und  von  der  Versammlung 
angenommen. 

Hiermit  ist  die Discnssion,  zu  der  sich  noch  mehrere  Redner  gemel- 
det hatten,  geschlossen  und  es  erhält  das  Schlusswort 

Referent  Geh.  Rath  Professor  Dr.  Virchow: 

• 

„Meine  Herren!  Ich  will  zunächst  ein  paar  Worte  in  Bezug  auf  die  Mit- 
theilungen des  Herrn  Emmerich  sagen.  So  werthvoll  das  ist,  was  er  uns 
mitgetheilt  hat,  so  möchte  ich  doch  glauben,  dass  er  die  Bedeutung  des- 
selben etwas  überschätzt.  Hätte  er,  statt  diese  Experimente  im  Laboratorium 
vorzunehmen,  sich  zunächst  einmal  an  eine  wirkliche  Untersuchung  der 
Flüsse  gemacht,  so  würde  er  vielleicht  ein  etwas  anderes  Resultat  bekom- 
men haben.  Ich  meinerseits  bin  nicht  überzeugt,  dass  die  Bewegung 
ausreicht,  um  innerhalb  des  Wassers  die  vollständige  Zersetzung  und 
Tödtung  der  lebenden  Keime  herbeizuführen.  Wir  werden  da  wahrschein- 
lich, wenn  wir  weiter  kommen,  gewisse  Unterschiede  machen  müssen; 
es  wird  wahrscheinlich  solche  Organismen  geben ,  welche  untergehen ,  und 
solche,  welche  nicht  untergehen.  Dass  aber  eine  Reihe  von  Keimen  existirt, 
die  selbst  bei  der  stärksten  Bewegung  nicht  untergehen,  davon  wird  er  sich 
sehr  leicht  überzeugen  können,  wenn  er  einmal  irgend  einen  Gebirgsbach 
unterhalb  einer  grösseren  Ortschaft  zum  Gegenstande  seiner  Untersuchungen 
macht.  Ich  möchte  auch  darauf  hinweisen,  dass  selbst  im  Meere,  wenn 
man  organische  Substanzen  untersucht,  die  nicht  unmittelbar  mit  der  be- 
wegten Oberflächenschicht  des  Wassers  in  Berührung  stehen,  eine  erstaun- 
liche Masse  von  lebenden  Organismen,  von  Bacterien  und  Mikrokokkeu, 
vorhanden  ist.  Eine  vollständige  Reinigung  des  Wassers  auf  dem  Wege  der 
bloss  mechanischen  Bewegung  zu  erwarten,  ist  nach  meiner  Meinung  hiu- 
faUig. 

„Wir  haben  neulich  eine  Reihe  von  sehr  dankenswerthen  Mittheiluugen 
über  Untersuchungen  bekommen,  welche  das  Reichsgesundheitsamt  gelegent- 
lich bei  einer  Untersuchung  unserer  Rieselwässer  gemacht  hat.  Die  Methode 
hier  im  Einzelnen  mitzutheilen ,  fühle  ich  mich  um  so  weniger  veranlasst, 
weil  sie  etwas   weitläufig  ist.      Es  ist    ein   umständliches   Verfahren  ein- 
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geschlagen  worden,  wodurch  man  approximatiye  Schätzungen  der  Quantität 
von  solchen  Organismen,  welche  im  .Wasser  enthalten  waren,  machen  konnte. 
Da  hat  sich  herausgestellt,  dass  in  unserer  Spree  die  Quantität  von  Organis- 
men, die  schätzungsweise  im  Cubikccntimeter  enthalten  "v^aren,  sich  in  der 
Weise  veränderte,  dass,  während  oberhalb  der  Stadt  210  000  entwickelungs- 
fahige  Keime  vorhanden  waren,  diese  Zahl  innerhalb  der  Stadt  auf  940  000, 
später  auf  1  800  000  und  weiter  unterhalb  der  Stadt  auf  4  480  000  stieg. 
Bei  Charlottenburg  betrug  sie  10180  000,  und  in  Spandau  wurden  immer 
noch  bei  einer  Untersuchung  5  000  000  gefunden.  Ich  kann  bei  der  Ge- 
legenheit gleich  bemerken,  dass  bei  denselben  Untersuchungen  aus  einzelnen 
Drainröhren  unseres  Rieselfeldes  nur  460  und  860  entwickelungsfahige 
Keime  nachgewiesen  wurden,  und  dass  die  Zahl  solcher  Keime  in  den  filtrir- 
ten  Wässern  unserer  Wasserleitung  bis  auf  3047  herabgegangen  war. 

„Ich  bin  sehr  gern  bereit,  alles  dasjenige  zu  fordern,  was,  wie  Herr 
Polek  wünscht,  auf  eine  gemeinsame  Methode  der  Untersuchung  hin- 
führt, indess  ich  denke,  die  Untersucher  werden  wohl  von  selbst  dahin  kom- 
men, durch  gemeinsame  Verständigung  eine  gemeinsame  Methode  festzu- 
stellen. Der  Congress  wird  kaum  in  der  Lage  sein,  darüber  Beschluss  zu 
fassen ;  das  ist  eine  Angelegenheit,  die  sich  ausserhalb  des  Congresses  durch 
die  Macht  der  Ueberzeugung  gestalten  muss.  Indess  wäre  es  ja  sehr  wün- 
schenswcrth,  wenn  solche  Methoden,  die  mit  Sorgfalt  ausgebildet  worden 
sind,  nachher  auch  der  gemeinsamen  Betrachtung  zu  Grunde  gelegt  werden. 

„Ich  wollte  aber  noch  einen  Punkt  hervorheben.  Die  Selbstreinigung 
der  Flüsse  nach  Einfuhr  grosser  Massen  von  zersetzungsfahigem  Material 
würde,  wenn  Uerr  Emmerich  Recht  hätte,  dass  alle  Organismen  im  Wasser 
zu  Grunde  gehen,  nur  noch  eine  Frage  der  chemischen  Zersetzung  sein. 
Dann  würden  wir  es  also  nur  noch  mit  einer  directen  Wirkung  des  Sauer- 
stoffs auf  die  zersetz ungsföb ige  Substanz  zu  thun  haben,  während  wir  bis- 
her allerdings  —  und  ich  bekenne,  dass  ich  das  noch  gegenwärtig  fär 
richtig  halte  —  der  Meinung  waren,  dass  der  grösste  Theil  dieser  weite- 
ren Umsetzungen  gleichfalls  durch  Vermittelung  von  Organismen  stattfindet. 
Ob  das  dieselben  Organismen  sind,  welche  aus  dem  Stuhlgange  herstam- 
men, oder  solche,  welche  aus  anderen  Quellen  dem  Wasser  sich  beimischen, 
will  ich  im  Augenblicke  dahingestellt  sein  lassen,  aber  ich  empfehle  Jeder- 
mann, sich  einmal  mit  unreinen  Flusswässern  unterhalb  der  Städte  zu 
beschäftigen;  ich  habe  die  Ueberzeugung,  dass  Jeder  von  Ihnen  in  kürze- 
ster Zeit  eine  hinreichend  grosse  Quantität  von  lebenden  Organismen  der 
schlimmsten  Art  darin  finden  wird ,  welche  i)im  allen  möglichen  Schrecken 
vor  diesen  W^ässern  beibringen  werden.  Ich  wünsche  gar  nicht,  dass  Sie 
irgend  eine  meiner  Thesen  als  eine  infallible  ansehen;  ich  wäre  sehr  gern 
zu  einer  Reform  derselben  meinerseits  bereit,  aber  ich  möchte  doch  davor 
warnen,  auf  ein  paar  Laboratoriumversuche  hin  die  weitestgehenden  Con- 
sequenzen  in  Bezug  auf  unsere  öiTcntlichen  Verhältnisse  zu  ziehen. 

„Ebenso  sehr  möchte  ich  davor  warnen,  dazu  überzugehen,  wie  Herr 
Frings  wünscht,  dass  man  statt  der  Sedimentirung  die Desinfection  in  den 
Vordergrund  stelle.  Meiner  Meinung  nach  ist  eben  die  Sedimentirung 
das  Wesentlichste  bei  der  Sache,  denn  mit  den  chemischen  Stoffen 
schlagen  wi^*  erfahruugsgemäss  eine  ausserordentlich  grosse,  vielleicht  die 
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ganse  Menge  der  parasitären  Keime  mit  nieder.  Wir  haben  es  hier  in 
Berlin  bei  dem  Sedimentirungsverfahren  nach  Süvern  in  der  That  za  Stande 
gebracht,  dass  gar  keine  Keime  mehr  in  dem  Wasser  enthalten  waren, 
welches  abfloss,  aber  wir  haben  dieses  Wasser  nicht  von  organischen  Bestand- 
theilen  frei  machen  können,  und  diese  organischen  Bestandtheile  genügten, 
um  denjenigen  Keimen,  welche  später  neu  hinzukamen,  den  Boden  zu  bieten, 
also  neue  Zersetzungen  mit  neuen  Keimen  herbeizuführen.  Aber  eine  grosse 
Sache  ist  es  doch  immerhin,  im  Augenblicke  wenigstens  so  viel  zu  bewir- 
ken, dass  die  vorhandenen  Keime  möglichst  vollständig  in  das  Sediment 
übergehen  und  mit  dem  Sediment  bei  Seite  geschafft  werden.  Ich  will 
gern  zugeben,  dass  die  Desinfectionsstoffe ,  welche  man  noch  ausserdem  zu- 
setzt, die  Keime  nicht  vollständig  tödten  werden,  aber  immerhin  machen  sie 
doch  gewisse  Einwirkungen,  die  eine  Zeit  lang  anhalten,  bis  wir  das  Ganze 
aus  dem  Bereich  der  Städte  geschafft  haben. 

,WoUen  Sie  also  etwas  streichen,  so  streichen  Sie  meinetwegen  die 
Desinfection ,  die  Ihnen  vorher  als  etwas  so  sehr  Nutzloses  dargestellt 
wurde,  aber  nicht  die  Sedimentirung.  Nebenbei  möchte  ich  aber  bemerken, 
dass  eine  Reihe  von  Substanzen,  welche  die  Desinfection  unterstützen,  auch 
bei  der  Sedimentirung  verwandt  werden  können  und  in  die  Sedimente  mit 
übergehen,  wo  sie  in  viel  concentrirterer  Weise  wirken,  als  sie  in  der  Flüs- 
sigkeit selbst  gewirkt  haben  würden. 

„Von  der  Frage  der  hunderttausend  Einwohner  habe  ich  Ihnen  schon 
gesagt,  dass  ich  anerkenne,  dass  das  ein  etwas  willkürlich  gegriffener 
Maassstab  ist.  Aber  wir  wissen  mit  Bestimmtheit,  welche  Städte  das  sind; 
es  sind  ganz  bestimmte  Städte,  die  sich  dadurch  werden  getroffen  fühlen. 

„Wenn  es  aber  vorkommen  sollte,  wie  Herr  Yarren trapp  sagt,  dass 
eine  Stadt,  die  noch  nicht  100  000  Einwohner  hat,  so  wächst,  dass  sie 
über  100  000  kommt,  so  würde  ich  allerdings  verlangen,  dass  sie  auch 
eine  Steigerung  der  Maassregeln  eintreten  lässt,  welche  für  die  Sicherung 
der  Nachbarschaft  und  namentlich  für  die  Reinheit  der  Ströme  erforderlich 
sind.  Eine  Stadt,  die  bis  über  100  000  Einwohner  wächst,  hat  auch  die 
Wahrscheinlichkeit,  sich  sehr  bald  über  150  000  und  sehr  bald  noch  weiter 
zu  erheben,  während  die  kleineren  Städte  meist  ein  gewisses  Beharrungs- 
▼brmögen  zeigen,  wo  sich  auch  leichter  gleichmässige  Methoden  für  die 
Unschädlichmachung  dieser  Substanzen  anwenden  lassen.  Wenn  aber  eine 
Stadt  einmal  so  ins  Wachsen  kommt,  dass  sie  gegen  und  über  100000  Ein- 
wohner erreicht,  so  muss  sie  sich  allerdings  entsprechend  diesen  grossen 
Yerhältnissen  viel  stärkeren  Beschränkungen  unterwerfen,  und  ich  halte  es 
in^der  That  für  recht  zweckmässig,  wenn  man  sich  daran  gewöhnen  wollte, 
wenigstens  diesen  grossen  Unterschied  zwischen  enorm  anwachsenden  Städten 
mit  ihren  sehr  stark  zunehmenden  Verunreinigungen  und  Städten  von  einem 
gewissen  Beharrungsvermögen  festzuhalten.  Das  ist  meiner  Meinung  nach 
ein  so  wesentlicher  Unterschied,  dass  er  auch  für  das  Verfahren  der  Behörde 
als  Maassstab  betrachtet  werden  muss.'' 

FriTatdOCent  Dr.  Emmerich  (München),  zu  einer  persönlichen 
Bemerkung,  berichtet,  er  habe  nicht  gesagt,  dass  die  Spaltpilze  im  bewegten 
Wasser  zu  Grunde  gehen,  sondern  dass  die  pathogeneu  Organismen  ihre 
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pathogenen  Eigenschaften  verlieren,  was  auch  von  Sanderson,  Reinke, 
Horwath  u.  A.  experimentell  coDstatirt  worden  sei. 

Der  Vorsitzende  Excellenz  Uobrecht  bringt  hierauf  den  Antrag 
des  Herrn  F.  Andreas  Meyer  (Hamburg)  zur  Abstimmung.  Derselbe 
lautet : 

In  Festhaltung  der  Aufgabe  möglichster  Reinhal- 
tung der  Wasserläufe  glaubt  der  Verein,  dass  zur 
Zeit  die  wissenschaftliche  und  finanzielle  Klarstel- 
lung über  die  zulässigen  Grade  der  Flussyerunrei- 
nigung  nicht  so  weit  gediehen  sei,  um  jetzt  schon 
allgemein  gültige  generelle  Vorschriften  aufzu- 
stellen und  dass  man  sich  desshalb  für  jetzt  mit 
Entscheidungen  tou  Fall  zu  Fall  begnügen   müsse. 

Der  Verein  hält  seine  Resolutionen  vom  26.  Sep- 
tember 1877  und  seine  Eingabe  an  den  Reichskanz- 
ler vom  3.  April  1878  betreffs  Ausführung  systema- 
tischer Untersuchungen  an  den  deutschen  Flüssen 
auch   heute  noch  aufrecht. 

Der  Antrag  wird  mit  grosser  Majorität  angenommen. 


Schluss  der  Sitzung  I2Y2  Uhr. 
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Dritte    Sitzung. 

Freitaf^,  den  18.  Mai,  Mittags  1  Uhr. 
In  Gemeinschaft  mit  dem  Verein  für  GeBundhcitstechnik. 

Vorsitzender  ExCOllODZ  Uobrecht  eröffnet  die  Versammlung  und 
erhält  das  Wort  zum  Referat  über  den  dritten  Gegenstand  der  Tagesordnung : 


Ueber  künstliclie  Beleuchtung 


Referent  Dr.   Ferdinand   Fischer  (Hannover): 

„Meine  Herren!  Von  der  heutigen  Tagesordnung  ist  mir  speciell  der 
Auftrag  geworden,  kurz  den  Einflnss  zu  besprechen,  welchen  die  künst- 
liche Beleuchtung  auf  die  Luft  in   geschlossenen  Räumen  hat. 

„Ueber  die  Verunreinigung  der  Luft  durch  künstliche  Beleuchtung 
liegen  bereits  Versuche  vor  von  B.  Zoch  und  F.  Erismann.  Dieselben 
wurden  jedoch  in  Räumen  mit  starkem  natürlichem  Luftwechsel  ausgeführt, 
80  dass  z.  B.  Erismann  von  den  berechneten  Kohleusüuremengen  nur 
1*3  bis  3*4  Proc.  fand.  Solche  Versuche  können  höchstens  für  den  Raum 
einigen  Werth  haben,  in  welchem  sie  ausgeführt  sind. 

„Legen  wir  für  Leuchtgas  die  Analyse  des  hannoverschen  Gases  zu 
Grunde,  so  erfordert  1  cbm  desselben  zur  Verbrennung  1*12  cbm  Sauerstoff 
and  giebt  0*57  cbm  oder  1'13  kg  Kohlensäure  und  1*07  kg  Wasserdampf. 
In  entsprechender  Weise  stellt  sich  auch  der  Sauerstoffbedarf  der  übrigen 
Leuchtstoffe,  so  dass  die  Veränderung  der  Luft  durch  diesen  Sauerstoff- 
verlust nicht  in  Betracht  kommen  kann  gegen  die  Verunreinigung  derselben 
durch  die  bei  der  Verbrennung  entstehenden  Mengen  Kohlensäure  und 
Wasserdampf. 

„Wenn  wir  nun  annehmen,  dass  wir  zur  Beleuchtung  eines  mittel- 
grossen Raumes  100  Kerzen  Leuchtkraft  nöthig  haben,  so  ergeben  sich  als 
aufzuwendende  Mittel  die  in  der  ersten  Spalte  der  Tafel  (S.  76)  an- 
gegebenen Mengen.  Nach  den  Versuchen  der  Pariser  Commission  giebt 
1  Pferdekraft  im  Lichtbogen  bei  Gleichströmen  71  bis  113,  bei  elektrischen 
Kerzen  25  bis  52  und  bei  Giühlicht  12  bis  22  Carcel.  Zur  Erzielung  einer 
Leuchtkraft  von  100  deutschen  Vereinskerzen  sind  demnach  für  Bogenlicht 
0*09  bis  0*25,  für  Glühlicht  0*46  bis  0*85  Pferdekrüfte  erforderlich,  ent- 
sprechend einer  Wärmemenge  von  stündlich  57  bis  158  beziehungsweise  290 
bis  536  Wärmeeinheiten.  l)ie  in  folgender  Tabelle  angegebenen  Kosten  der- 
selben beziehen  sich  auf  die  Versuche  in  Strassburg.  Nach  Versuchen  von 
Schilling  verbrennt  die  Pariser  Carcellampe  stündlich  42  g  gereinigtes 
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Rüböl,  die  Münchener  Normalkerze  10*4  g  Stearin,  die  deutsche  Vereins- 
kerze  7'7  g  Paraffin,  die  englische  Normalkerze  7'82  g  Walrath.  Die  da- 
nach berechneten  Mengen  in  folgender  Tabelle,  sowie  auch  die  nach  den 
Angaben  von  Fr.  Siemens  und  Rüdorff  berechneten  Leuchtgasmengen 
entsprechen  somit  möglichst  günstigen  Bedingungen.  Die  übrigen  Angaben 
sind  nach  eigenen  Versuchen  berechnet.  Rechnet  man  nun  1  cbm  Leucht- 
gas zu  18  Pf.  (einschliesslich  Zinsen  und  Amprtisation  für  Leitung),  1  kg 
Erdöl  zu  18  Pf.,  1  kg  Solaröl  zu  19  Pf.,  Stearin  und  Paraffin  zu  180,  Talg 
zu  160,  gereinigtes  Rüböl  zu  96,  Walrath  zu  350  und  Wachs  zu  400  Pf. 
(hannoTersche  Preise),  so  ergeben  sich  stündlich  für  100  Kerzen  Leucht- 
kraft die  in  der  zweiten  Spalte  der  Tabelle  angegebenen  Kosten;  dieselben 
hängen  natürlich,  namentlich  für  die  elektrische  Beleuchtung,  von  örtlichen 
Verhältnissen  ab. 


Für  die  stündliche  Erzeugung  von  100  Kerzen 

sind  erforderlich 

Dabei  werden  entwickelt 

Beleuchtungsart 

Menge 

Preis 
derselben 

Wasser 

Kohlen- 
säure 

Wärme 

Pf. 

kg 

cbm  bei  0® 

W.-E. 

Elektr.,  Bogenlicht  . 

0-09  bis  ü-25 

5*4  bis  12-3 

0 

0 

57  bis  158 

„        Glühlicht.   . 

0-46    „    0-85 
Pferdekräfte 

14-8  „  14-9 

0 

0 

290    „    536 

Leuchtgas,  Siemens- 

Begenerativlampe  . 

0'35  bis  0*56  cbm 

6-3  „   10*1 

— 

— 

etwa  1500 

Leuchtgas,  Argand  . 

0-8  (bis  2)  cbm 

14*4 

0-86 

0-46 

4  860 

„           Zweiloch- 

brenner     

2  (bis  8)  cbm 

36-0 

2-14 

1-14 

12  150 

Erdöl,  grosser  Bund- 

brenner     

0-28  kg 

5-0 

0-37 

0-44 

3  360 

Erdöl,  kleiner  Flach- 

brenner 

0-60  , 

10-8 

0-80 

0*95 

7  200 

Solaröl,   Lampe   von 

Schuster  u.  Baer 

0-28  „ 

5-3 

0-37 

0*44 

3  360 

Solaröl,  kleiD.  Flach* 

* 

brenner 

0-60  „ 

11-4 

0-80 

0-95 

7  200 

Büböl,  Carcellarape  . 

0-43  „ 

41-3 

0-52 

0-61 

4  200 

„        Studirlampe  . 

0-70  „ 

67-2 

0*85 

100 

6  800 

Paraffin 

0-77   „ 

139 

0-99 

1-22 

9  200 

Walrath 

0-77   „ 

270 

0-89 

117 

7  960 

Wachs 

0-77   „ 

308 

0-88 

1-18 

7  960 

Stearin 

0-92  , 

166 

1-04 

1-30 

8  940 

Talg '.    . 

reo  , 

160 

105 

1-45 

9  700 

n Bezüglich  der  Verunreinigung  der  Luft  kommen  zunächst  Kohlen- 
säure imd  Wasser  in  Betracht.  Aus  den  in  der  Tabelle  zusammengestellten 
Zahlen  ergiebt  sich,  dass  Solaröl  und  Erdöl  am  wenigsten  Kohlensäure  und 
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Wasserdampf  geben,  LenchtgaB  und  Talg  am  meisten;  bei  dorn  Siemens'- 
sehen  Regenerativbrenner  werden  sie  nach  aussen  geführt,  kommen  daher 
nicht  in  Betracht. 

,,Um  zu  prüfen,  ob  die  Zusammensetzung  der  Luft  bei  der  künstlichen 
Beleuchtung  auch  durch  Producte  der  unvollständigen  Verbrennung,  Kohlen- 
ozyd,  Kohlenwasserstoffe  u.  dergl.,  yerunreinigt  wird,  wurden  durch  ein 
enges,  etwa  2  cm  tief  in  den  Lampencylinder  eintauchendes  Glasrohr  mittelst 
Aspirator  etwa  12  Liter  Verbrennungsgase  angesaugt,  zunächst  durch 
Chlorcalcium  und  Kaliapparat,  um  Wasser  und  Kohlensäure  zurückzuhalten, 
dann  durch  ein  Rohr  mit  glühendem  Kupferoxyde,  nun  wieder  durch 
Chlorcaloiumrohr  and  Barytwasser,  schliesslich  durch  einen  Gasmesser.  Bei 
den  mit  Cylinder  yersehenea  Lampen  konnten  auf  diese  Weise  keine  oder 
höchstens  Spuren  Kohlenoxyd  und  Kohlenwasserstoffe  nachgewiesen  werden, 
selbst  wenn  die  Flammengrösse  innerhalb  ziemlich  weiter  Grenzen  schwankte; 
sie  traten  aber  auf,  wenn  die  Flamme  sehr  stark  verkleinert  oder  Über- 
mässig yergrössert  wurde.  Sämmtliche  bis  jetzt  nach  dieser  Richtung 
untersuchten  Lampen  führen  einen  grossen  Luftüberschuss  zu.  Flachbrenner 
für  Solaröl  und  Erdöl  geben  bei  normaler  Flammenhöhe  4  bis  5  Proc. 
Kohlensäure  und  etwa  15  Proc.  überschüssigen  Sauerstoff,  kleine  Rand- 
brenner 5  bis  6,  grosse  5  bis  8'5Proc.  Kohlensäure  und  9*3  bis  14  Proc. 
Sauerstoff.  Die  aus  dem  inneren  Cylinder  der  weiter  anten  beschriebenen 
sogenannten  hygienischen  Norm  all  am  pe  entweichenden  Gase  enthielten 
z.  B.  bei  15  bis  16  Kurzen  Leuchtkraft  5*7,  bei  21  Kerzen  8*3  Proc.  Kohlen- 
säure; im  ersten  Falle  wurden  für  je  eine  Kerze  3*1  g,  im  letzteren  nur 
0*28  g  Erdöl  (sogenanntes  Kaiseröl)  verbraucht.  Argandbrenner  gaben 
8  bis  16  Proc.  überschüssigen  Sauerstoff.  Je  grösser  aber  der  Luftüber- 
schuss ist,  um  so  niedriger  wird  die  Temperatur  der  Flamme,  um  so 
geringer  auch  die  Leuchtkraft  derselben,  bis  bei  fortgesetzter  Verkleinerung 
der  Flamme  die  Temperatur  schliesslich  so  niedrig  wird,  dass  ein  Theil  der 
Gase  unter  die  Entzündungstemperatur  abgekühlt  unvollständig  verbrannt 
entweicht.  Daraus  erklärt  sich,  dass  Rüdorff  mit  dem  Argandbrenner  II 
je  nach  der  Flammengrösse  8'8  bis  125  Liter  Leuchtgas  für  die  Kerze 
gebrauchte  und  dass  Erismann  bei  seinen  erwähnten  Versuchen  durch 
theilweises  Zukleben  der  Luftzufuhröffnungen  bei  einer  Erdöllampe  eine 
etwas  grössere  Leuchtkraft  erzielte.  Es  dürfte  sich  daher  empfehlen,  die 
Luftzufuhr  wenigstens  bei  grösseren  Brennern  regulirbar  zu  machen. 

„Unmittelbar  Über  der  Spitze  von  Walrath-  und  Stearinkerzen  be- 
ziehungsweise Zweilochbrennem  entnommene  Gasproben  ergaben  bei  völlig 
ruhiger  Luft  und  normaler  Flamme  nur  Spuren  oder  keine  brennbaren 
Gase;  sobald  aber  die  Flamme  flackerte,  war  die  Verbrennung  unvoll- 
standig. 

„Eine  Verunreinigung  der  Luft  durch  Kohlenoxyd  und  Kohlenwasser- 
stoffe ist  daher  bei  mit  Cylindern  versebenen  Brennern  nicht  zu  befürchten ; 
Erdöllampen  riechen  nur,  wenn  die  Flamme  gar  zu  gross  oder  zu  klein, 
oder  wenn  die  Lampe  nicht  rein  gehalten  wird.  Bei  allen  freibrennenden 
Flammen  ist  dagegen,  da  völlig  ruhige  Luft  selten  zu  erhalten  sein  wird, 
eine  grössere  oder  geringere  Luftverunreinigung  durch  Kohlenoxyd  u.  dergl. 
allerdings   vorhanden.      Für  Leuchtgas   kommt    dazu,    dass  bei  schlechter 
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Anlage  oder  nachlässiger  Behandlung  dieses  direct  ans  der  Leitung  in  die 
Zimmerluft  treten  kann.  Leuchtgas  enthält  femer  stets  Schwefel,  giebt 
also  beim  Verbrennen  Schwefligsäure  und  Schwefelsäure,  welche  auf  Zimmer- 
pflanzen, vielleicht  auch  auf  die  Bewohner,  nach  A.  Girard  sogar  auf  die 
FensterTorhänge  durch  Bildung  von  Hydrocellulose  nachtheilig  einwirken. 
Uebrigens  kommen  nicht  selten  auch  schwefelhaltige  Oele  in  den  Handel, 
so  dass  es  jedenfalls  gerathen  ist,  die  Verbrennungsproducte  abzuführen. 

„Da  für  die  Wärmeentwickelung  der  elektrischen  Beleuchtung  noch 
keine  Messungen  vorliegen,  so  wurde  diese  nach  der  aufgewendeten 
Stromarbeit  berechnet.  Bei  den  Regenerativbrennern  bleibt  je  nach  der 
Länge  der  Ableitung  eine  grössere  oder  geringere  Menge  der  entwickelten 
Wärme  in  dem  beleuchteten  Räume,  so  dass  1500  W.-E.  wohl  als  Durch- 
schnitt gelten  kann.  Nach  Favre  und  Silber  mann  giebt  Stearinsäure 
beim  Verbrennen  9717  W.-E.,  Walrath  10  342  W.-E.  Bis  für  die  übrigen 
Stoffe  genaue  Versuche  vorliegen,  wird  man  für  Rübol  und  Talg  die  Ver- 
brennungswärme der  Stearinsäure,  für  Wachs  die  des  Walrathes,  für  Erdöl, 
Solaröl  und  Paraffln  aber  12  000  W.-E.  annehmen  dürfen.  Die  für  diese 
Stoffe  in  der  Tabelle  angegebenen  Zahlen  sind  daher  nur  Nähernngswerthe. 

„Berücksichtigt  man,  dass  bei  der  Beleuchtung  mit  Argandbrennern 
für  100  Kerzen  praktisch  1  bis  1'5  cbm  Leuchtgas  erforderlich  sind,  so 
liefert  die  gewöhnliche  Gasbeleuchtung  erheblich  mehr  Wärme  als  die 
Oelbeleuchtung ,  was  um  so  weniger  angenehm  sein  kann,  als  sich  gleich- 
zeitig auch  mehr  Kohlensäure,  namentlich  aber,  was  meist  übersehen  wird, 
weit  mehr  Wasserdampf  bildet ,  welcher  die  Luft  besonders  schwül  macht. 
Von  den  Kerzen  ist  Talg  am  nnvortheilhaftesten. 

„Bei  Arbeitslampen  kommt  ausser  dieser  Gesammtwärme  noch  die 
strahlende  Wärme  in  Betracht.  Schuster  und  Baer  in  Berlin  umgeben 
bei  ihrer  sogenannten  hygienischen  Normallampe  den  gewöhnlichen 
Cylinder  mit  einem  weiteren  Cylinder,  so  dass  in  Folge  der  durch  die 
zwischen  beiden  aufsteigenden  Luft  bewirkten  Wärmeabführung  die  Kuppel 
kühl  gehalten  wird.  Bezügliche  Messungen  ergaben  nun,  dass  während  die 
Temperatur  zwischen  Cylinder  und  oberer  Kuppelöffnung  bei  einem  kleinen 
Rundbrenner  von  4  Kerzen  54^,  bei  einem  grösseren  von  14  Kerzen  65^ 
betrug,  das  durch  Asbest  von  dem  inneren  Cylinder  getrennte  Thermo- 
meter zwischen  den  beiden  Cylindern  bei  20  Kerzen  HP,  zwischen  Kuppel 
und  äusserem  Cylinder  nur  42^  zeigte.  Es  wurde  nun  zur  annähernden 
Bestimmung  der  strahlenden  Wärme  ein  Geisler^sches  Normalthermometer, 
dessen  kleines  Quecksilbergefass  mit  Tusche  etwas  geschwärzt  war ,  1 5  cm 
vom  inneren  Cylinder  neben  der  Kuppel  aufgehängt,  zur  Bestimmung  der 
Lufttemperatur  daneben  ein  gleiches  Thermometer,  welches  durch  eine 
Asbestplatte  vor  strahlender  Wärme  geschützt  war.  Bei  21*5^  Lufttempe- 
ratur zeigte  das  geschwärzte  Thermometer  im  Mittel  22*4^,  nach  Wegnahme 
des  grossen  Cylinders  23*5^,  nach  Entfernung  der  Kuppel  aber  29*1  o,  somit 
Temperaturunterschiede  von  0*9,  2  und  7'6^.  Der  Doppelcylinder  mässigt 
somit  in  der  That  die  Wärmestrahlung  der  Lampenkuppel,  nachdem  diese 
selbst  bereits  den  grössten  Theil  der  von  der  Flamme  gelieferten  strahlen- 
den Wärme  zurückgehalten  hat,  wobei  sie  allerdings  auch  etwa  60  Proc. 
der  Lichtstrahlen  abhält,  was  jedoch  bei  Arbeitslampen  weniger  in  Betracht 
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kommt,  da  hier  namentlich  die  von  der  inneren  Fläohe  der  Kuppel  reflec- 
tirten  Lichtstrahlen  in  Frage  kommen. 

„Bereits  seit  dem  Jahre  1872  habe  ich  bei  meiner  Arbeitslampe  über 
den  gewöhnlichen  Kniffcy linder  einen  schwachblauen  weiteren  Cylinder 
(yon  einem  Argandbrenner)  gestellt.  Die  Leuchtkraft  wird  dadurch  von 
11  auf  10  Kerzen  vermindert,  das  Licht  aber  angenehmer  fürs  Auge  und 
die  strahlende  Wärme  15  cm  vom  inneren  Cylinder  wird  auf  etwa  0*3^ 
ermässigt,  während  sie  ohne  blauen  Cylinder  1*8^  und  nach  Wegnahme 
der  Kuppel  4*2^  betrug.  5  cm  von  einer  englischen  Normal walrathkerze 
zeigte  das  Thermometer  5*1^  über  Lufttemperatur,  nach  Einschieben  einer 
dünnen  farblosen  Glasscheibe  3'5^,  einer  schwachblauen  Scheibe  3*0^ 
Es  dürfte  sich  daher  empfehlen,  auch  bei  der  Lampe  von  Schuster  und 
Baer  dem  äusseren  Cylinder  eine  schwachblaue  Farbe  zu  geben. 

„Wo  es  namentlich  auf  Billigkeit  ankommt,  ist  somit  Solaröl  und  Erdöl 
zu  verwenden;  gewöhnliche  Gasbeleuchtung  ist  theurer  und  verunreinigt 
bei  starker  Wärmeentwickelung  die  Luft  mehr,  ist  aber  bequemer  und 
namentlich  für  grössere  Räume  hübscher,  wird  daher  auch  ferner  vielfach 
verwendet  werden,  wo  sie  nicht  durch  das  elektrische  Glühlicht  verdrängt 
wird.  Rüböl  und  Kerzen  können  nur  in  seltenen  Fällen  in  Frage  kommen. 
Wo  es  die  sonstigen  Umstände  gestatten,  ist  jedenfalls  die  Beleuchtung  mit 
sogenannten  Regenerativbrennern  und  Abführung  der  Yerbrennungspro- 
ducte  oder  die  elektrische  Beleuchtung  —  namentlich  mit  Glühlampen 
unter  Bütverwendung  von  Accumulatoren,  welche  ein  ruhiges  und  angeneh- 
mes Licht  geben  —  allen  anderen  vorzuziehen,  da  sie  die  Luft  nicht  ver- 
unreinigen und  die  geringste  Wärme  geben." 


Referent  Frofessor  Dr.  med.  u.  phil.  Hermann  Cohn  (Breslau): 

„Hochgeehrte  Herren !  Die  Ansprüche,  welche  in  Bezug  auf  Verbesse- 
rung der  künstlichen  Beleuchtung  in  früherer  Zeit  von  sehr  hervorragenden 
Männern  gestellt  wurden,  müssen  wohl  sehr  geringe  gewesen  sein.  Als 
Beweis  diene  ein  wenig  bekannter  Vers  des  grössten  deutschen  Dichters. 
Goethe  sagt  wörtlich  in  seinen  Sprüchen  in  Reimen^)  (Band  IIl,  S.  13 
Cotta^sche  Ausgabe,  1855): 

„Wüsste  nicht,  was  sie  Besseres  erfinden  könnten, 
Als  wenn  die  Lichter  ohne  Putzen  brennten." 


^)  Es  ist  fär  die  Geschichte  der  künstlichen  Beleuchtung  von  Interesse,  zw  erfahren, 
wann  Goethe  diesen  Spruch  gedichtet.  Ich  ersuchte  desshalh  den  ausgezeichneten  Goethe- 
Kenner,  Herrn  Prof.  Dr.  Bernays  in  München  um  Auskunft.  H«rr  Prof.  ßernays  hatte 
die  Gefälligkeit  mir  Folgendes  zu  antworten:  „Die  Abtheilung  „Sprichwörtlich", 
welcher  die  jetzt  so  prophetisch  klingenden  Reimzeilen  angehören,  erschien  im  2.  Bande 
der  2.  Cot  tauschen  Ausgabe  18  15.  Jn  den  meisten  dieser  Sprüche  hat  der  Dichter, 
in  welchem  Sinn  und  Seele  des  Volkes  wieder  lebendig  geworden,  altüberlieferte  volks- 
mässige  oder  sprichwörtliche  Gnomen  und  Gleichnissreden  nach-  und  umgebildet.  Doch 
stammt  gar  Manches  unzweifelhaft  aus  dem  Schatze  seiner  eigenen  Spruch  Weisheit.  Wann 
aber  jedes  einzeln«  Reimpaar  die  Form ,  in  der  es  uns  jetzt  vorliegt,  erhalten ,  das  möchte 
wohl  kein  Forscher  zu  bestimmen  wagen.  Höchstens  dürfte  man  annehmen,  dass  der 
Dichter  erst  seit  dem  Beginne  unseres  Jahrhunderts  sich  der  Spruchdichtung  mit  wachsender 
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„Eine  grössere  Erfindung  betreffs  der  künstlichen  Beleuchtung  wünschte 
also  ein  Goethe  nicht.  Die  Dunkelheit  der  Kerze  scheint  ihn  weniger 
genirt  zu  haben,  als  die  Unbequemlichkeit  des  Putzens. 

„Welche  Ansprüche  stellen  wir  dagegen  heute  an  die  künstliche  Be* 
leuchtung?  Eine  Putzscheere  findet  sich  höchstens  noch  als  Guriosität  in 
einem  Aiterthumsmuseum ;  die  Talglichter  sind  verbannt;  die  Oellampen 
sind  den  Petroleumlampen  gewichen;  wir  haben  das  Gas;  die  Nacht  wird 
durch  das  elektrische  Licht  in  Tag  verwandelt,  und  immer  noch  bemühen 
sich  die  bedeutendsten  Männer,  die  künstliche  Beleuchtung  zu  vervoll- 
kommnen. 

„Mit  diesem  enormen  Aufschwung  der  Technik  der  künstlichen  Be- 
leuchtung sind  aber  die  hygienischen  TJutersuchungen  über  den  £in- 
fluss  der  versctiiedenen  künstlichen  Beleuchtungsarten  auf  unser  Auge 
leider  gleichen  Schritt  durchaus  nicht  gegangen.  In  den  ersten  10  Bänden 
der  deutschen  Vierteljahrsschrifb  für  -  öffentliche  Gesundheitspflege  findet 
man  nur  einmal  eine  Seite  dieser  Frage  gewidmet  und  in  sämmtlichen  Jahr- 
gängen der  „Gesundheits- Ingenieurs"  existirt  nur  eine  kurze  Notiz  im 
vierten  Bande.  Mit  Ausnahme  eines  lehrreichen  Artikels  von  Dr.  Soyka 
in  der  mediciuischen  Encyklopädie  von  Eulenburg  haben  wir  auch  in  den 
liehrbüchern ,  selbst  in  denen  der  Augenheilkunde,  noch  kein  Capitel  über 
die  Hygiene  des  Auges  bei  künstlichem  Licht.  Das  Wenige,  was  einzelne 
Autoren  mitgetheilt  haben,  ist  sehr  zerstreut  in  verschiedenen  mediciuischen, 
technischen  und  physikalischen  Journalen.  Ich  muss  daher  um  Ihre  aller- 
grösste  Nachsicht  ersuchen,  wenn  ich  mir  trotzdem  gestatte,  der  Einladung 
des  verehrten  Vorstandes  Folge  leistend,  Ihnen  über  diese  Frage  ein  Referat 
zu  erstatten. 

L 

„Gehen  wir  zunächst  von  der  jetzt  allgemein  gehegten  Besorgniss  vor 
den  Gefahren  eines  zu  hellen  Lichtes  aus,  so  haben  wir  zuvörderst  die 


Neigung  wieder  zugewandt  habe.  Trotzdem  könnte  der  einzelne  Spruch  schon  viel  früher 
seine  Fassung  empfangen  haben.  Solche  poetische  Kleinigkeiten  ruhten  oft  Jahrzehnte  lang 
ungedruckt  unter  Goethe's  Papieren.  Erst  im  Jahre  1824  erschien  im  4.  Bande  von 
Kunst  und  Mterthum  das  schöne  Mahn-  und  Gedenkwort:  „Was  auch  als  Wahrheit  oder 
Fabel  in  tausend  Büchern  etc.",  und  doch  konnte  ich  in  der  Einleitung  zu  den  Briefen 
Ooethe's  an  F.  A.  Wolf  nachweisen,  dass  diese  Verse  schon  am  1.  September  1805  in 
das  Stammbuch  der  Tochter  des  grossen  Philologen  eingezeichnet  worden.  Ist  eine  be- 
stimmte Antwort  auf  Ihre  Frage  möglich ,  so  könnte  dieselbe  gewiss  Niemand  zuverlässiger 
ertheilen,  als  mein  Freund,  Herr  Geheimrath  v.  Loeper  in  Berlin.  .  .  ."  Natürlich  trug 
ich  nunmehr  auch  dem  durch  seine  Goethe- Forschungen  berühmten  Herrn  Geheimrath 
V.  Loeper  meine  Bitte  vor.  Derselbe  hatte  die  Güte,  mir  Folgendes  zu  erwiedern:  „Sehr 
gern  gäbe  ich  eine  genaue  Auskunft  über  die  Entstehungszeit  des  kleinen  Spruchs ;  aber  wir 
sind  in  der  Forschung  noch  lange  nicht  so  weit,  um  bei  den  vielen  kleinen  Goethe' sehen 
Reimspielen  dies  nur  annähernd  ku  vermögen.  Da  aber  mein  Freund  Bernays  einmal  den 
Wechsel  auf  mich  gezogen  hat,  so  möchte  ich  ihn  auch  nicht  ganz  unhonorirt  lassen. 
Ungefähr  lässt  sich  nämlich  annehmen ,  dass  der  kleine  Spruch  den  Jahren  1812  bis 
1814,  vielleicht  gerade  dem  Jahre  1814  angehört,  da  sich  Goethe  damals  der  Spruch- 
dichtung gleichsam  ex  offocio  zuwandte,  Zincgreff's  Apophthegmata  und  andere  Spruch- 
bücher las  und  so  aus  den  verschiedensten  Quellen,  auch  aus  eignem  Vorrath  seine  Sprüche 
zusammenstellte  und  auch  sogleich  1815  drucken  liess,  darunter  der  citirte  Spruch." 
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Frage  zu  beantworten:  Welchen  Schaden  erfährt  das  Auge  durch 
eine  zu  helle  Beleuchtung? 

„Meine  Herren,  dass  der  Blick  in  blendendes  Licht  schädlich  sei,  wnssten 
bereits  die  Alten.  Sie  erfanden  ja  die  grausame  Strafe  der  Blendung, 
welche  in  vielen  Fällen  nur  darin  bestand,  dass  man  dem  Delinquenten  ein 
glühendes  Metallbecken  vor  die  Augen  hielt.  Man  nannte  diese  Procedur 
abacinare^  von  hacino  (das  Becken,  Bassin).  Dadurch  ging  nicht  das  ganze 
Sehvermögen  verloren,  sondern  es  blieb*  meist  noch  ein  Lichtschimmer  übrig. 
„Man  kennt  sehr  genau,  meine  Herren,  die  Veränderungen,  welche 
das  directe  Sonnenlicht  im  Auge  hervorruft.  Wir  haben  aus  dem 
Jahre  1867  vorzügliche  Untersuchungen  von  Czerny^)  (jetzt  Prof.  der 
Chirurgie  in  Heidelberg),  welcher  durch  geeignete  Vorrichtungen  directes 
Sonnenlicht  so  auf  die  Hornhaut  von  Thieren  brachte,  dass  es  auf  der  Netz- 
haut vereinigt  wurde,  und  welcher  sehr  sorgsam  die  Veränderungen  studirte, 
die  dann  auf  der  Netzhaut  eintraten.  Es  handelte  sich  zunächst  haupt- 
Bächlich  um  eine  Coagulation,  um  ein  Gerinnen  des  Eiweisses  in  der  Netz- 
haut, um  eine  Zerstörung  der  Stäbchen-  und  Zapfenschichte,  es  traten 
schwere  Entzündungen  der  Netzhaut  und  Aderhaut  ein,  die  schliesslich 
damit  endeten,  dass  die  Netzhaut  atrophisch  wurde,  zu  Grunde  ging. 
Merkwürdiger  Weise  gelangen  aber  diese  Versuche  bei  Gas  nicht,  und 
Behr  interessant  ist,  dass  weder  die  tiefsten  dunkelblauen,  noch 
die  tiefsten  dunkelgrauen  Gläser  im  Stande  waren,  die  Effecte  des 
Sonnenlichtes  irgend  wie  zu  beeinträchtigen.  Diese  Versuche  sind  jetzt 
von  Dr.  Deutschmann  2)  iu  Göttingen  in  jeder  Weise  bestätigt  worden, 
auch  darin,  dass  das  Vorschieben  eines  Glasrohres  von  20  cm  Länge,  welches 
mit  kaltem  Walser  gefüllt  ist,  keineswegs  die  Zerstörung  uud  Verbrennung 
der  Netzhaut  verhindert,  während  man  doch  vermuthen  sollte,  dass  ein 
solches  Rohr,  welches  die  dunkelen  Wärmestrahlen  abhält,  auch  die 
Netzhaut  schützen  würde. 

„Diese  Untersuchungen  stimmen  sehr  gut  mit  den  Beobachtungen  über- 
ein, die  in  neuerer  Zeit  mit  grösster  Sorgfalt  ausgeführt  sind  bei  Menschen, 
welche  eine  Sonnen finsterniss  beobachtet  haben,  die  namentlich  sehr  gut 
in   der  jüngsten   Zeit   von  Sulzer  3),    Haab*),   Deutschm  ann  ■*)   uud 
Anderen  beschrieben  worden  sind.    Auch  in  diesen  Fällen  schützte  dunkel- 
blaues Glas  nicht.    Alle  Kranken  hatten  sofort,  nachdem  sie  in   die  Sonne 
gesehen,  eine  Verdunkelung  in  der  Mitte  des  Gesichtsfeldes  bemerkt,  ein 
sogenanntes  Skotom,  welches  ihnen  als  Schleier,  Nebel,  grauer  Fleck  vor- 
schwebte,  verschieden  gross  war,    die   centrale  Sehschärfe  auf  V^   bis   Y3 
Herabsetzte  und  es  den  Kranken  unmöglich  machte,  in  der  Mitte  Farben  zu 
nnterscheiden.     Der  Augenspiegel    zeigte  mehr   oder   weniger  intensive 
Zerstörungen  am   gelben  Flecke   der  Netzhaut.     In  vielen  Fällen  blieb  das 
Skotom  ungeheilt,  in  anderen  Fällen  verschwand  es  binnen  Kurzem;  je  nach 


')  Sitzungsberichte  der   Wiener  Akademie    der  Wissenschaften,    math.    naturw.    Classe. 
^^'  56,  Abth.  2,  S.  409. 

^)  T.  Gräfe'8  Archiv,  Bd.  28,  Abth.  3,  S.  241. 
^)  Klinische  Monatsblätter  für  Aagenheilkunde,  April  1883. 
*)  Correspondenzblatt  für  Schweizer  Aerzte,  1882,  pag.  383. 
^)  V.  Gräfe's  Archiv,  Bd.  28,  Abth.  3,  S.  241. 
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der  Länge  der  Zeit,  in  welcher  das  Auge  den  hlendenden  Sonnenstrahlen 
ausgesetzt  war,  waren  die  Veränderungen  in  der  Netzhaut  mehr  oder 
weniger  rückbildungsfähig. 

„Auch  der  Blitz  kann  Staar  und  Atrophie  der  Sehnerven  hervorrufen; 
B  r  i  ö  r  e  ^)  beobachtete  sogar  Sehnervenentzündung  und  unheilbare  Blind- 
heit bei  einem  Mädchen,  welches  nur  von  den  Reflexen  geblendet  wurde, 
welche  der  weisse  Boden  der  Landstrasse  ihr  von  den  Blitzen  ins  Auge 
geworfen. 

„Auch  bei  gewissen  Ilandwerkem,  welche  viel  der  Einwirkung  von  blen- 
dendem Licht  ausgesetzt  sind ;  z.  B.  bei  den  Heizern  auf  den  Dampfschiffen, 
bei  Glasbläsern,  Spiegelmachem ,  Schmieden,  Eisengiessern  hat  man  Ent- 
zündung und  Vertrocknung  des  Sehnerven  gefunden. 

„Meine  Herren,  sie  kennen  ferner  Alle  die  sogenannte  Nachtblindheit, 
jene  eigenthümliche  Stumpfheit  der  Netzhaut,  welche  eintritt,  wenn  das 
Auge  von  äusserst  hellem  Sonnenlicht  oder  durch  grosse  Schneeflächen 
oder  Gletscher  geblendet  worden  ist. 

„Vor  zwei  Jahren  beschrieb  Dr.  Reich ^)  in  Tiflis  eine  Epidemie  von 
Schneeblindheit,  welche  er  auf  dem  Gudaur-Pass  im  Kaukasus,  etwa 
8000  Fuss  über  dem  Meeresspiegel  bei  mehr  als  70  Arbeitern  der  Georgischen 
Militärstrasse  beobachtete.  Ein  Meer  von  blendendem  Licht  wurde  von 
dem  Schnee,  auf  den  die  helle  Märzsoune  schien,  und  der  endlos  ausge- 
breitet lag,  zurückgeworfen,  so  dass  sehr  bald  ein  höchst  peinliches  Gefühl 
im  Auge  entstand.  Die  stärksten  Männer  unterlagen  dieser  Blendung, 
aber  es  gab  wieder  andere,  die  diese  ungeheure  Lichtmasse  ohne  den  gering- 
sten Schaden  ertrugen.  Die  meisten  bekamen  sehr  starke  Entzündungen 
und  Schwellungen  der  Bindehaut,  starke  Lichtscheu,  bedeutenden  Lidkrampf 
und  sämmtlich  enge  Pupillen.  Warme  Umschläge  linderten  die  Schmerzen, 
und  der  Aufenthalt  im  Dunkeln  beseitigte  die  Beschwerden;  Alle  wurden 
sehr  schnell  gesund. 

„Ich  glaubte  diese  Beobachtungen  von  Sonnen-,  Blitz-  und  Schnee- 
blendung voranschicken  zu  sollen,  um  denselben  gegenüber  die  Frage  auf- 
zuwerfen: Welche  Erkrankungen  sind  denn  nun  in  Folge  von  Blendung 
durch  künstliche  Beleuchtung  bekannt  geworden? 

„Vor  zwei  Jahren  erschien  eiae  Dissertation  von  Nodier  in  Paris: 
„Sur  une  opldhalmiey  caus6e  par  la  lumüre  iledrique^ ;  in  dieser  wurden 
zwei  Fälle  von  Augenerkrankung  in  Folge  der  Blendung  durch  elek- 
trisches Licht  beschrieben.  Sic  betrafen  zwei  französische  Marineofficiere, 
welche  die  Kohlenspitzen  einer  Serrin* sehen  elektrischen  Lampe  einander 
durch  Handregulatoren  zu  nähern  hatten,  sobald  der  Lichtbogen  erlosch. 
Man  hatte  ihnen  reglementsmässig  dunkle  Schutzbrillen  gegeben;  allein,  da 
sie  schon  mit  blossen  Augen,  wenn  das  laicht  ausgegangen  war,  in  der  Nacht 
nicht  genau  sehen  konnten,  wie  weit  die  Kohlenspitzen  aus  einander  standen, 
so  legten  sie  die  noch  mehr  verdunkelnden  Schutzgläser  wieder  ab  und 
sahen  nun  mit  blossem,  ungeschütztem  Auge  in  nächster  Nähe  direct  den 


^)  Gazette  des  hopitaux,    1876,   pa^.  823   und   NagePs  Jahresbericht  für  Augenheil- 
kunde, 1876,  S.  374. 

^)  V.  Gräfe's  Archiv,  Bd.  26,  Abth.  3,  S.  13.5. 
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grossen  Flammenbogen  yor  sich  überspringen.  Beide  Officiere  bekamen, 
nachdem  sie  zwei  Stunden  in  dieser  Weise  dienstlich  beschäftigt  waren, 
Kopfschmerz,  Stechen  im  Aage,  Lichtscheu,  starke  Röthung  der  Bindehaut, 
enge  Pupillen  und  mouches  volantes^  einer  derselben  nur  auf  dem  einen 
Auge,  mit  welchem  er  beobachtet  hatte.  Wenn  ich  die  Erscheinungen  mit 
denen,  welche  Dr.  Reich  in  Tiflis  beschrieben,  vergleiche,  so  finde  ich 
eine  bedeutende  Uebereinstimmnng  mit  der  Schneeblindheit.  Durch  Ab- 
leitung, Ruhe  und  laue  Umschläge  ging  auch  bei  den  Officieren  alles  in 
zwei  Tagen  vorüber.  Von  irgend  einer  tieferen  Störung,  wie  sie  nach 
Sonnenfinsterniss-Beobachtungen  geschildert  wird,  war  keine  Rede. 

„Nun  muss  man  doch  zugestehen,  dass  es  die  grösste  Tollkühnheit  ist, 
in  nächster  Nähe  in  den  Flammenbogen  des  Kohlenlichts  hineinzusehen,  der 
ein  Licht  von  500  bis  1600  Carcel  aussendet,  das  sind  circa  5000  bis 
16000  Normalkerzen.  Ich  gebe  zu,  dass  die  Manipulationen  mitunter 
schwierig  sind.  Ich  selbst  habe  bei  meinen  früheren  elektrischen  Ver- 
suchen ^)  häufig  die  Kohlenspitzen  in  dem  Dubosc'schen  Kasten  mit  der 
Hand  einander  nähern  müssen;  allein  durch  langsames  Verstössen  und 
Zurückschieben  der  Kohle  lernt  man  die  Entfernung  reguliren,  auch  wenn 
man  nicht  hineinsieht.  Uebrigens  ist  bei  dem  modernen  elektrischen  Bogen- 
lichte  diese  Handregulirung  ja  gar  nicht  mehr  nöthig.  Seitdem,  wie  Sie 
wissen,  durch  die  geistreiche  Erfindung  von  Hefner- Alteneck  eine  auto- 
matische Vorrichtung  existirt,  welche  die  Kohlenspitzen  soweit  näher  bringt, 
als  nöthig  ist,  haben  wir  auch  in  dieser  Beziehung  keine  Blendung  beim 
elektrischen  Licht  zu  befürchten,  und,  meine  Herren,  das  sind  die  beiden 
einzigen  Fälle,  die  meines  Wissens  in  der  ganzen  Literatur^)  existiren, 
die  uns  über  einen  Schaden  berichten,  der  den  Augen  durch  elektrisches 
Licht  zugefügt  worden  ist. 

„  Poncet  de  Cluny  ')  und  Javal  ^)  haben  sich  in  Paris  in  dem  Magasin 
du  Lauvre,  wo  viele  Stunden  lang  Bogenlicht  gebrannt  wurde,  und  bei 
den  Arbeitern  der  Jablochkoff'schen  Gesellschaft,  welche  die  Lichtinten- 
Bitäten  zu  prüfen  hatten,  erkundigt  und  nirgend  eine  Klage  vernommen. 
Im  Gegentheil,  das  ganze  Personal  war  einstimmig  darin,  dass  man  viel 
mehr  sehe  als  bei  Gaslicht  und  keine  Hitze  empfände.    Ich  selbst  habe  die 


^)  Confr.  meine  vergleichenden  Messungen  der  Sehschärfe  bei  Tuges-,  Gas-  und  elek- 
trischem Lichte.     Archiv  für  Augenheilkunde,  Bd.  VIII,  S.  408.   1879. 

')  Während  derCorrectur  des  Stenogramms  dieses  am  18.  Mai  gehaltenen  Vortrags  erhalte 
ich  das  Maihefl  des  Centralblatts  iHir  Augenheilkunde  1883,  welches  aus  „The  Ophthalmie 
R«Tiew*,  April  1883,  folgende  zwei  Fälle  von  Emrys-Jones  mittheilt:  „a)  Ein  Herr,  der 
Abends  20  Minuten  lang  in  den  Flammenbogen  mit  „dem  unbedeckten  Auge"  geblickt, 
uh  farbige  Ringe  um  die  Strassenlatemen,  erwachte  3  Uhr  Morgens  mit  Schmerzen  „in  den 
Aogen"  und  Thräoen.  Ein  Tropfen  Atropin  schaflile  Erleichterung  und  nachdem  die  Wir- 
kung des  Atropin  vorübergegangen,  konnte  Patient  seine  Arbeit  wieder  aufnehmen.  .  .  . 
t')  Wenn  B.  die  Lampe  von  2000  Kerzenstärke  ohne  Bedeckung  des  Auges  in  18  bis 
^  2oll  Entfernung  adjustirt  und  zwei  Minuten  hineinblickt,  so  entsteht  Entzündung.  Der 
mte  Eindruck  ist  ein  vielfaches  Nachbild  des  Bogens,  erst  gleich  — ,  dann  complementär- 
f>rben.  Die  Entzündung  kommt  nach  6  bis  8  Stunden:  Drücken,  Thränen,  Schmerz;  durch 
Zioklosung  mit  Opium  beseitigt." 

')  Progr^s  m^dical,  1880,  p.  627. 

*)  Revue  d'hygi^ne,  1881,  p.  951. 
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Arbeiter  in  einer  Zuckerfabrik  untersucht,  in  der  seit  vier  Jahren  Bogcn- 
licht  in  grosser  iDtensifat  die  ganze  Nacht  hindurch  brennt,  und  habe 
keine  kranken  Augen  gefunden;  ich  habe  auch  gefragt,  ob  die  Leute  zum 
Gas  zurückkehren  wollten ,  sie  dachten  aber  gar  nicht  daran ;  Alle  waren 
YoUkommen  zufrieden,  namentlich  deswegen,  weil  das  Licht  ein  ausser- 
ordentlich helles  ist  (in  Parenthese  möchte  ich  noch  bemerken:  die  Inspoc- 
toren  yersicherten,  dass  die  Leute  jetzt  nicht  mehr  so  leicht  einschlafen,  wie 
früher  bei  Gas.)  Poncet  sagt  also  ganz  richtig:  „Klinische  Beobachtungen 
über  Blendung  durch  elektrisches  Licht  fehlen  ganz,  alles  beschränkt  sich 
auf  eine  Art  von  Legende". 

„Der  Begriff  der  Blendung  ist  ja  überhaupt  nur  ein  rela- 
tiver, und  ohne  Zweifel  am  meisten  von  subjectiver  Empfindlichkeit  be- 
stimmt. Einzelne  Personen  adaptiren  sich  sehr  schnell  an  helles  Licht, 
andere  langsam,  tiefliegende  Augen  schneller  als  vorgewölbte.  Der  Grund 
liegt  nach  Heimann  ^)  in  der  Reizung,  welche  die  Vorwölbung  der  Augen 
durch  grössere  Spannung  der  Lider  stets  auszuüben  pflegt,  und  welche  sich 
ja  auch  in  vielen  Füllen  als  chronische  Conjunctivitis  zeigt. 

„Sie  wissen,  meine  Herren,  es  ist  uns  Allen  unangenehm,  in  die  Sonne 
zu  sehen,  selbst  wenn  deren  directe  Strahlen  beim  Auf-  oder  Untergang 
ganz  schräg  in  unsere  Augen  fallen.  Jede  grössere  offene  Flamme,  sei  es 
Petroleum,  Gas  oder  elektrisches  Licht,  wird  also  auch  durch  Aussendung 
von  directen  Lichtstrahlen  dem  Auge  unangenehm  werden  können.  Wio 
sehr  werden  die  Besucher  der  Galerien  in  dem  Theater  von  den  offenen 
Flammen  des  Kronleuchters  geblendet!  Wie  angenehm  ist  dagegen  die 
Beleuchtung  im  Theatre  du  Ch/äelet  in  Paris!  Wer  von  Ihnen  dort  war, 
wird  sich  erinnern,  dass  im  ganzen  Theater  gar  keine  Flamme  existirt, 
sondern  dass  nur  oberhalb  der  ungeheuren  Glasdecke  der  Gaskron- 
leuchtcr  sich  befindet. 

„Ich  möchte  daher  ebensowenig  alsTrulat^)  den  Vorschlag  unterstützen, 
der  in  neuerer  Zeit  gemacht  worden  ist,  an  jedem  Balkon  einen  Ring  von 
Glühlampen  anzubringen.  Man  würde  dann  auf  keinem  einzigen  Platz 
sitzen  können,  ohne  Licht  vor  sich  zu  sehen.  Da  jedoch  das  elektrische 
Bogenlicht  so  ausserordentlich  hell  geliefert  werden  kann,  so  könnte  man 
dasselbe  nach  Trelat  im  Theater  auch  ohne  Glasdach  so  hoch  anbringen, 
dass  es  dem  directen  Blick  der  Zuschauer  entzogen  ist. 

„Meine  Herren,  vielleicht  wird  später  die  Idee  von  Partz')  in  Phila- 
delphia zur  Ausführung  kommen.  Derselbe  will  nämlich  die  stärksten  elek- 
trischen Lichtquellen  in  der  Mitte  der  Strasse  in  Oeffnungcn  unterhalb 
des  Pflasters  anbringen;  von  dort  ans  soll  das  Licht  senkrecht  in  die 
Höhe  steigen  und  in  40  bis  50  m  Höhe  auf  ungeheure  Concavspiegel  fallen, 
die  es  dann  wieder  nach  unten  auf  die  Strasse  reflectiren.  Theoretisch 
lässt  sich  wohl  nichts  dagegen  einwenden.  Er  meint,  dass  die  Lichtquelle 
dem  Auge  auf  diese  Weise  verborgen  bleibt  und  gar  nicht  blenden  kann, 
femer  würde  die  Luft  dadurch  vollständig  erhellt  werden,  da  eine  Theilung 


^)  Prager  Vierteljahrsschrift,  Bd.  100,  S.  200,  1868. 

2)  Revue  d'hygiene,  1881,  p.  951  ff.  und  Progres  m^dical,  1881,  No.  51. 

3)  La  lamiere  ^lectrique,  1882;   auch  Illustrirte  Zeitung  No.  2068,  17.  Februar  1883. 
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der  Flamme  nicht  nöthig  ist,  and  so  jeder  Lichtverlust  yermieden  wird; 
die  Reflexion  am  Spiegel  soll  immer  noch  geringer  sein,  als  der  immense 
Verlust,  den  die  Flamme  durch  die  Glasglocken  erfahrt. 

„Das  diffase  Tageslicht  blendet,  wie  Sie  wissen,  niemals,  weil  eben 
die  Lichtquelle  selbst  dem  Auge  entzogen  ist.  Trelat  hat  also  ganz  Recht, 
wenn  er  sagt:  Man  muss  auch  die  künstliche  Lichtquelle  dem  Ange 
entziehen  und  nur  das  diffuse  Licht,  welches  von  ihr  ausgeht,  ins  Auge 
gelangen  lassen,  dann  wird  nie  yon  Blendung  die  Rede  sein. 

„Da,  meine  Herren,  wo  die  Flamme  dem  Auge  aber  nicht  vollständig 
entrückt  werden  kann,  wird  man  bei  allen  Lichtquellen,  bei  Gas,  bei 
Petroleum,  selbst  bei  Glühlicht  immer  Glocken  anwenden  müssen,  sei  es 
aus  Milchglas,  aus  mattem  Glas,  aus  Porzellan  u.  s.  w.  Freilich  ent- 
ziehen diese  enorm  viel  Licht.  Hartley  hat  in  seinen  überaus 
werthyollen  Versuchen  (Ohservaiions  on  Glass  eis  an  obstructor  and  refledor 
of  artificial  ligJU,  Journal  of  Gas  LigJUing,  Jan.  1881)  festgestellt,  dass 
gewöhnliche  Milchglaskngeln  33  bis  60  Proc.  Licht  entziehen  und  ein 
matter  Lampenteller  sogar  über  60  Proc.  Es  wird  nan  Aufgabe  der  Tech- 
niker sein,  nachzuforschen,  durch  welche  Form  der  Reflectoren  am 
meisten  Licht  wieder  gewonnen  wird,  und  bei  welcher  Sorte  von  Glas 
oder  Porcellan  am  wenigsten  Licht  verloren  geht. 

„Für  Personen,  die  gegen  helles  Licht  sehr  empfindlich  sind,  hat  man 
ja  schon  längst  blaue  oder  graue  Brillen  in  verschiedener  Nuance 
empfohlen.  Graue  Gläser  werden  ebenso  wie  bei  Schnee  und  starker 
Sonne,  auch  bei  sehr  hellem  künstlichem  Licht  vorzuziehen  sein,  da  sie  alle 
Spectralfarben  gleichmässig  schwächen  und  also  stets  weisses  Licht 
nur  von  geringerer  Helligkeit  durchlassen.  Nur  das  Quantum  Licht  wird 
durch  sie  vermindert.  Durch  blaue  Gläser  aber  wird  die  Qualität  des 
Lichts  verändert,  worauf  ich  noch  am  Schluss  meines  Referats  zurück- 
kommen werde. 

„Aus  dem  was  ich  eben  gesagt  habe,  würde  ich  den  Schluss  ziehen: 
Schlimme  Folgen  der  Blendung,  wie  durch  Sonne  und  durch  Schnee,  kommen 
bei  künstlicher  Beleuchtung  zwar  nicht  vor;  dennoch  verlangt  die 
Hygiene  des  Auges  ein  Licht,  dessen  blendende  Strahlen 
nicht  direct  ins  Auge  fallen,  und  empfiehlt  mithin  Entzie- 
hung der  directen  Lichtquelle,  in  den  Fällen  jedoch,  wo  die 
Lichtquelle  nicht  hoch  genug  angebracht  werden  kann,  un- 
bedingt Glocken,  resp.  graue  Schutzgläser. 

U. 

• 

„Ich  wende  mich  nun  zu  der  zweiten,  viel  wichtigeren  Frage:  Welchen 
Schaden  erfährt  unser  Auge  durch  zu  geringe  Beleuchtung? 

„Meine  Herren,  die  Sehschärfe  messen  wir,  wie  Sie  wissen,  nach 
dem  kleinsten  Gesichtswinkel,  unter  dem  wir  Gegenstände  noch  deutlich 
percipiren.  Wenn  dieser  Gesichtswinkel  eine  Minute  ist,  sagen  wir,  die 
Sehschärfe  ist  =  1.  Sie  sehen  hier  (Demonstration)  die  Karte  von  Sn eilen, 
bei  der  das  E  so  gezeichnet  ist,  dass  es  in  60  m  Entfernung  unter  dem 
Gesichtswinkel  von  einer  Minute  erscheint;  wer  es  also  auf  60  m  noch  deut- 
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lieb  erkennt,  hat  die  Sehschärfe  =  1.  Muss  er  bis  30  m  avanciren,  so  ist 
der  GesichtswiDkel  nicht  1  sondern  2  Minuten  und  die  Sehschärfe  =  Vg; 
bei  10  m  ist  der  Gesichtswinkel  6  Minuten,  also  die  Sehschärfe  =  Vg  u.  8.  w. 
„Dass  die  Sehschärfe  in  einer  sehr  innigen  Beziehung 
zur  Beleuchtung  steht,  ist  allbekannt.  Grosse  Forscher  haben 
sich  schon  lange  bemüht,  das  Gesetz  zu  finden,  nach  welchem  die  Seh- 
schärfe von  der  Lichtintensität  abhängt.  Schon  im  vorigen  Jahrhundert, 
1754,  machte  der  berühmte  Astronom  Tobias  Mayer ^)  in  Göttiugen 
Versuche  über  den  Eiufluss  verschiedener  Lichtquanta  auf  die  Sehschärfe. 
Er  entfernte  eine  Kerze  Vs  bis  13'  von  bestimmten  Linien  Systemen  und 
notirte,  in  welcher  Entfernung  er  dieselben  dabei  noch  wahrnahm.  Daraus 
berechnete  er  die  Gesichtswinkel  und  fand,  dass  dieselben  sich  umgekehrt, 
also  die  Sehschärfen  sich  gerade  so  verhalten,  wie  die  sechsten 
Wurzeln  aus  den  Lichtintensitäten.  Ich  habe  nun  nach  diesen 
sechsten  Wurzeln  speciell  berechnet,' wie  weit  der  Mensch  das  E  von  Sn eilen 
Nr.  60,  welches  wir  als  Gesunde  bei  gewöhnlicher  Beleuchtung  auf  60  Meter 
sehen  müssen,  s^hen  würden,  wenn  die  Lichtintensität  herabgesetzt  wird 
auf  V4»  Vö»  Vi6«     (Demonstration.)     Snellen  60  würde  gelesen  werden  bei 


Liditintensität 

nach  Mayer 

nacli  Aubert 

nach 
Albertotti 

nach  S0U8 

J        1 

J        % 

J        Vs .• 

J       V,« 

bis  60  m 

42  „ 
38  „ 

60  m 
36  „ 
24  „ 
12  , 

60  m 
39  „ 
28  „ 
24  „ 

60  m 
39  , 
30  , 

19  „ 

Aus  dieser  Tabelle  werden  die  Herren  wahrnehmen,  dass,  wenn  die 
Lichtintensität  ^4  wird,  das  E  auf  47  m  sichtbar  ist,  bei  Va  auf  42,  bei  Vie 
auf  38  ro. 

„Hundert  Jahre  später  hat  Prof.  Aubert^),  früher  in  Breslau,  jetzt  in 
Rostock,  ebenfalls  Untersuchungen  sehr  sinnreicher  Art  angestellt,  um  das 
Gesetz  der  Beziehung  der  Sehschärfen  zur  Beleuchtung  zu  finden  und  hat 
angegeben,  dass  die  Sehschärfe  etwas  schneller  wächst  als  der 
Logarithmus  der  Beleuchtungsstärke,  d.  h.  wenn  die  Beleuchtungs- 
intensität in  geometrischer  Progression  zunimmt,  so  steigt  die  Sehschärfe 
etwas  schneller  als  in  arithmetrischer  Progression. 

„Ich  habe  nun  nach  diesem  Gesetz  die  zweite  Tabelle  berechnet,  und 
Sie  sehen,  dass  nach  Aubert  Jemand,  der  das  E  bei  gewöhnlicher  Licht- 
intensität auf  60  m  Entfernung  sieht,  es  bei  V«  Beleuchtung  nur  auf  36, 
bei   Vs  auf  24,    bei    Vic  auf   12  m    sehen    würde.       Dies  Gesetz    ist  von 


^)  Experimenta  circa  visus  aciem,  inComm.  soc.  reg.,  Goetting.  toni.  IV,  ad  annum  1754. 
Pars  phys.  et  math.  p.  97  ttqq. 

^)  Physiologie  der  Netzhaut,  Breslau  1865 
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Dr.  Posch  ^)  in  Innsbruck  in  einer  preisgekrönten  Schrift  auch  für  grOssere 
Helligkeiten  bestätigt  worden,  während  es  Aubert  pur  för  geringere  Lioht- 
mengen  festgestellt  hat. 

„Ich  habe  daneben  noch  zwei  andere  Berechnungen  aufgeschriebcD, 
welche  auf  Zahlen  zurückzuföhren  sind,  die  ich  den  UDtersuchungen  von 
Albertotti  ^)  in  Turin  und  Sous^)  in  Bordeaux  entnommen  habe.  Nach 
ersterem  würden  sich  die  Entfernungen  auf  39,  28  und  24  m,  nach  letzterem 
auf  39,  30  und  19  m  berechnen. 

„Die  Angaben  differiren  also  noch  immer  bei  den  einzelnen  Be- 
obachtern; es  sind  eben  noch  zu  wenig  Personen  mit  diesen  zeitraubenden 
Untersuchungen  geprüft  worden,  und  jedenfalls  giebt  es  ausserordentlich 
▼icl  Bubjectiye  Unterschiede  in  dieser  Beziehung. 

„Das  folgt  auch  aus  den  Untersuchungen  der  Schüler  von  Schmidt- 
Rimpler  in  Marburg.  Sie  bedienten  sich  dazu  dieses  Kastens  (Demon- 
stration), den  sie  vor  die  Angen  banden  und  in  welchem  sich  eine  Anzahl 
grauer  Gläser  befand.  Hier  liegen  vier  Gläser  darin,  und  die  Herren  werden 
gleich  sehen,  wie  ausserordentlich  die  Sehschärfe  abnimmt,  indem  die  Licht- 
intensität durch  die  grauen  Gläser  wesentlich  herabgesetzt  wird.  Ich  bin 
z.  B.  Yorhin  nicht  im  Stande  gewesen,  durch  diese  vier  Gläser  hiudarch 
vom  Ende  des  etwa  12  m  langen  Saales  mehr  wie  Snellen  30  zu  lesen. 
Meine  Sehschärfe,  die  sonst  ganz  normal  ist,  würde  demnach  darch  diese 
Gläser  auf  ^Vso*  ^^^o  ^^^  etwa  Vs  herabgesetzt  werden.  Die  Herren  in 
Marburg  haben  sehr  erhebliche  individuelle  Schwankungen  gefunden. 

„Sehr  wichtig  ist  namentlich  eine  Beobachtung  von  Carp  '^)  in  Mar- 
burg, der  gefunden  hat,  dass  bei  Kurzsichtigen  die  Sehschärfe  bei 
schlechter  Beleuchtung  ausserordentlich  viel  Bchneller  abnimmt 
als  bei  Normalsichtigen.  Die  Grösse  der  Pupille  soll  durch  das  dadurch 
bedingte  Auftreten  von  Zerstreuungskreisen  bei  Kurzsichtigen  die  schnellere 
Abnahme  der  Sehschärfe  bewirken. 

„DorinkeP)  hat  nach  derselben  Methode  eine  Anzahl  von  Personen 
zwischen  40  und  50  Jahren  untersucht  und  gefunden,  dass  mit  fort- 
schreitendem Alter  die  Sehschärfe  bei  abnehmendem  Licht  ausserordent- 
lich schnell  abnimmt. 

„Mag  nun  auch  die  Berechnung  der  verschiedenen  Autoren  im  Einzelnen 
nicht  übereinstimmen,  so  viel  steht  fest,  dass  bei  Abnahme  der  Beleuch- 
tung die  Sehschärfe  beträchtlich  sinkt.  Wenn  nun  die  Sehschärfe 
abnimmt,  so  muss  der  Gesichtswinkel  grösser  gemacht  werden,  damit  wir  die 
Gegenstände  noch  erkennen,  d.  h.  wir  müssen  uns  denselben  mehr  nähern. 

„Welche  Veränderungen  gehen  nun  im  Auge  bei  der  An- 
näherung vor  sich?  Zum  leichteren  Verständniss  dieser  Frage,  die  im 
Vortrag  immer  einige  Schwierigkeiten  macht,   habe  ich  dieses  Modell  con- 


^)  Arch.  f.  Augen-  und  Ohrenheilkunde,  Bd.  5,  Abthl.   1,  S.  14. 

*)  NageTs  Jahresbericht  f.  Augeiiheilk.  1878,  S.  167. 

8)  Nagel 's  Jahresbericht  f.  Augenheilk.  1878,  S.  168. 

*)  üeber  die  Abnahme  der  Sehschärfe  bei  abnehmender  Beleuchtung,  Inaug.-Diss.  Mar- 
burg 1876. 

^)  üeber  die  Abnahme  der  Sehschärfe  bei  abnehmender  Beleuchtung,  Inaug.-Diss.  Mar- 
burg 1876. 
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struiren  lassen,  welches  auf  einem  älteren  sonst  guten  Modell  von  y.  Beetz  ^) 
in  München  heruht,  an  dem  aher  gerade  leider  der  Muskel,  um  den  es  sich 
handelt,  nicht  sichthar  war.  Ich  habe  es  auch  auf  der  hygienischen  Aus- 
stellang  in  Gruppe  5  exponirt  und  im  Centralblatt  für  Augenheilkuude, 
Aprilheft  1883,  beschrieben.  In  meinem  Modell^)  wird  nun  durch  einen 
einzigen  Schlag  Alles  geaeigt,  was  beim  Naheblicken  vor  sich  geht.  Mit 
dem  Augenblicke,  wo  ich  den  eisernen  Hebelarm  senke,  wird  die  Linse 
dicker;  das  kann  aber  nur  dadurch  geschehen,  dass  dieser  Muskel  sich 
stramm  zusammenzieht  (Demonstration).  Dieser  Muskel  geht  in  die  Aderhaut 
und  zieht  dieselbe  nach  vorn;  an  dem  vorderen  Theile  der  Aderhaut  sind 
aber  die  Aufbäugebänder  der  Linse  befestigt,  das  sogenannte  vordere  und 
hintere  Blatt  der  Zonula  Zinnii^  sobald  die  Aderhaut  nach  vorn  gezogen  wird, 
so  erschlaffen  diese  Bänder,  welche  die  Linse  gespannt,  d.  h.  in  schwacher 
Krümmung  erhalten;  auf  diese  Weise  haben  wir  durch  forcirte  Thätigkeit 
des  Aderhautmuskels  eine  stärkere  Krümmung  der  Linse  zu  erwarten. 

„Meine  Herren,  diese  Bewegung  der  Linse  beruht  also,  wie  wir  eben 
gesehen  haben,  hauptsächlich  auf  dem  Zug  eines  Muskels,  des 
Accommodationsmuskels.  Dieser  Muskelzag  geht  aber  nicht  so  ohne 
weitere  Folgen  vor  sich.  Es  wird  dadurch  der  Druck  im  Innern  des  Aug- 
apfels erhöbt  und  einer  Dehnung  der  hinteren  Theile  der  Augenhäute 
Vorschub  geleistet.  Femer  wird  die  Aderhaut  gezerrt;  die  Convergenz- 
stellung  beider  Augen  wird  beim  Naheblick  in  Anspruch  genommen,  der 
Kopf  wird  vorn  übergebeugt,  wodurch  Rcizungszustände  im  hinteren  Teile 
des  Augapfels  eintreten,  die  ganz  besonders  bei  Personen,  die  erblich  be- 
lastet sind,  zur  Nachgiebigkeit  der  Aderhaut  und  Sklera  führen  können. 
Alle  diese  Momente  sind  wohl  geeignet,  ein  normal  gebautes  Auge  in  ein 
kurzsichtiges  zu  verwandeln  und  ein  schon  kurzsichtiges  noch  kurz- 
sichtiger zu  machen. 

„Wenn  auch  das  letzte  Wort  über  die  Dehnung  des  Auges,  über  die 
allmälige  Verlängerung  der  Augenachse,  welche  ja  das  Wesen  der 
Kurzsichtigkeit  bildet,  noch  nicht  gesprochen  ist,  so  stimmen  doch  alle 
Augenärzte  darin  überein,  dass  andauerndes  Nahesehen,  beson- 
ders bei  ungenügender  Beleuchtung,  ein  die  Kurzsichtig- 
keit im  höchsten  Grade  begünstigendes  Moment  ist. 

„Je  mehr  die  massenhaften  Untersuchungen  der  Augen  von  Schul- 
kindern den  Nachweis  geliefert  haben,  dass  die  Myopie  ausserordentlich 
verbreitet  ist,  besonders  in  den  höheren  Schulen,  und  dort  stets  von  Classe 
zu  Classe  immer  mehr  Schüler  ergreift,  dass  auch  der  Grad  der  Kurzsichtig- 
keit im  Durchschnitt  von  Classe  zu  Classe  zunimmt,  um  so  mehr  werden 
wir  natürlich  verpflichtet  sein,  das  heranwachsende  schon  kurzsichtige  Ge- 
schlecht nicht  noch  kurzsichtiger  werden  zu  lassen,  indem  wir  es  durch 
ungenügende  Beleuchtung  zu  grösserer  Annäherung  an  die  Arbeit  zwingen. 

„Meine  Herren,  wer  noch  immer  nicht  glaubt,  dass  die  Verhältnisse 
derartig  sind,   den  bitte  ich,   sich  in  der  Gruppe  5  der  hygienischen  Aus- 


M  C'oniV.  CarTs  Rei»ertür.  tür  physikalische  Technik,  Bd.  11,  S.  302. 
''')  Mein  Arcominodationsmodell    ist   zu   beziehen    vom  0|»tiku8    H eidrieh  in    Breslau, 
Schweiduitzer  Strasse  27.     Preis   15  Mark. 
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Stellung  meine  graphische  Darstelluog  ^)  ansehen  zn  wollen,  welche  sich  auf 
9400  Beobachtungen  aus  24  deutschen  Gymnasien  stützt.  Da  werden  Sie 
sehen,  wie  enorm  von  Sexta  bis  Prima  die  Anzahl  der  Kurz- 
sichtigen zunimmt.  In  Sexta  befinden  sich  durchschnittlich  22  Proc. 
Kurzsichtige,  in  Quinta  27,  in  Quarta  36,  in  Tertia  46,  in  Seounda  55,  in 
Prima  58  Proc.     Also  über  die  Hälfte  aller  Primaner  sind  kurzsichtig! 

„Haben  wir  also  einerseits  die  Aufgabe,  namentlich  in  unseren  Unter- 
richtsanstalten, für  ausreichendes  Tageslicht  zu  sorgen,  ja  dieClassen 
mit  Licht  zu  überschwemmen  —  was  leider  noch  keineswegs,  so  wie 
es  wünschenswerth  ist,  geschieht,  so  dass  man  besonders  die  alten  Schul- 
gebäude mit  Recht  „Schulhöhlen*^  genannt  hat,  —  so  müssen  wir  um 
80  mehr  darauf  bedacht  sein,  die  künstliche  Beleuchtung  der 
Unterrichtsräume  möglichst  glänzend  zu  gestalten. 

„In  vielen  Schulen  hat  man  den  Nachmittagsunterricht  allerdings  ganz 

eingestellt.    Es  lässt  sich  ja  darüber  streiten,  ob  das  sehr  nützlich  ist,  dafür 

müssen  die  Kinder  ja  früh  Morgens  5  Stunden  hintereinander  in  der  Classe 

bleiben,  jedenfalls  muss  aber  in  allen  Schulen  am  Morgen  im  Winter  1  bis 

2  Stunden  noch  Gas  gebrannt  werden,    und  da  ist  es  wichtig,  dass  die 

Hygiene  zunächst  die  Anzahl  von  Flammen  bestimmt,   die  für  eine 

Anzahl  you Kindern  nöthig  sind.   Dass  Gas  der  Helligkeit  und  Reinlichkeit 

vegen  dem  Petroleum  und  Oel  in  den  Schulen  vorzuziehen  ist,   das  gilt  als 

ausgemacht ;   aber  die  Ansichten  der  Autoren   gehen  in  Betreff  der  Anzahl 

der  Flammen  sehr  auseinander.     Man  rechnet  4,  6,  10,  12  Kinder  auf  eine 

Flamme.     In  Upsala  hat  man  in  der  Realschule  mittelst  Gaslampen  und 

Reflectoren  eine  linksseitige  künstliche  Beleuchtung  hergestellt,  welche  die 

Tageebeleuchtung  ziemlich  genau  imitiren  soll.     In  Frankreich  hat  der 

Unterrichtsminister  sehr  erfreulicher  Weise  schon  vor  einigen  Jahren 

eine  eigene  Commission  von  Aerzten  eingesetzt,  die  ihm  in  Betreff  der  Ver- 

l>e88erung  der  schulhygienischen  Einrichtungen  Vorschläge  machen  sollte, 

Qnd  in  dem   sehr  interessanten  officiellen  Berichte  von  Dr.  Gariel^)  an 

den  Minister  heisst  es  wörtlich:    „Das  Ideal  würde  sein,   dass  jedes  Kind 

seine  eigene  Lampe  hätte  und  zur  Vermehrung  noch  von  der  allgemeinen 

Beleuchtung  des  Saales  Nutzen  zöge.    Aber  gegenwärtig  wird  immer 

nnrdurch  unzureichende  Beleuchtung  der  Schule  gesündigt, 

ein  Excess  ist  durchaus  nicht  zu  fürchten.^ 

„Von  diesem  Ideal,  das  auch  Javal')  erstrebt,  sind  wir  freilich  in 
Deutschland  noch  sehr  weit  entfernt.  In  günstigen  Fällen  kommt  auf  10  bis 
12  Kinder  eine  Flamme,  oft  nur  eine  auf  20.  Der  französische  Vorschlag 
ist  zweifellos  der  allerbeste.  Ich  schliesse  mich  aber  aus  ökonomischen 
Gründen  dem  CoUegenVarren  trapp  **)  an,  der  dafür  ist,  dass  vier  Kinder 
immer  eine  Flamme  haben  sollen. 


^)  Dieselbe  wurde  im  Juli  dieses  Jahres  mit  der  goldenen  Medaille  prämiirt.  —  Man 
findet  die  graphirtche  Darstellung  auch  in  meinem  eben  erschienenen  Buche  „Hygiene  des 
Aages  in  den  Schulen".     Wien  1883.     Urban  u.  Schwarzenberg.     S.  60. 

*)  Rapport  de  la  commission  de  l'hygiene  de  la  vue  dans  les  ecoles  k  Mr.  le  ministre 
de  l'instruction  publique  par  le  Dr.  Guriel.  Paris  1882. —  Au-züglich  in  Revue  d'hygienc. 
Avril  1882,  Tome  IV,  Nr.  4,  p.  346. 

')  Revue  d'hygiene  1881,  p.  951   u.   1045. 

*)  Deutsche  Vierteljahrsschria  f.  öffentl.  Gesundheitspflege,  1869,  IJd.  I,  S.  490. 
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^Ferner  bat  die  Hygiene  Bestimmungen  über  die  Scbirme  der 
Flammen  in  den  Schulen  zu  treffen.  Es  bandelt  sieb  ja  in  den  Scbnl- 
zimmern  bekanntlich  viel  weniger  um  eine  Erhellung  des  Raumes  über  den 
Köpfen  der  Schüler,  als  um  Licht  auf  dem  Arbeitstische.  Meine 
Herren,  wir  können  gar  nicht  laut,  gar  nicht  eindringlich  und  gar  nicht 
oft  genug  betonen,  dass  es  im  höchsten  Grade  unzulässig  ist, 
dass  in  vielen  Schulen,  speciell  in  Breslau,  noch  immer 
offene  Gasflammen  geduldet  werden.  Gerade  hier  zeigt  sich,  da 
der  Wunsch  nach  Schirmen  schon  seit  20  Jahren  von  ärztlicher  Seite  laut 
geworden  und  doch  nicht  ausgeführt  ist,  wie  ausserordentlich  noth wendig 
es  ist,  dass  staatliche  Schulärzte  mit  kräftiger  Exeoutiv- 
gewalt  endlich  eingesetzt  werden. 

„Meine  Herren,  Sie  wissen,  Feldmarschall  von  Man  teuf  fei  hat  das 
ausserordentlich  grosse  Verdienst,  zuerst  in  Deutschland  eine  medicinische 
Sachverständigen-Comraission  zusammenberufen  zu  haben,  die  ein  Gutachten 
über  die  hygienischen  Verbesserungen  der  Schulen  auszuarbeiten  hatte. 
Dieses  Strassburger  Gutachten  verwirft  die  matten  Glasglocken,  da  sie  zu 
viel  Licht  absorbiren  und  wünscht  als  Reflectoren  breite  conische 
Blechschirme,  die  oben  dunkel  und  unten  weiss  lackirt  sind.  Schon 
längst  bewähren  sich  in  unserer  Taubstummenanstalt  zu  Breslau  Blech- 
schirme, welche  unten  40,  oben  10  cm  Durchmesser  und  12  cm  Höhe 
haben  und  immer  für  vier  Kinder  bestimmt  sind. 

„Die  Einführung  dos  elektrischen  Lichts  in  den  Schulen  wird 
wohl  nur  eine  Frage  der  Zeit  sein;  denn  die  Sehschärfe  wird  in 
Folge  der  grösseren  Helligkeit  des  elektrischen  Lichts 
wesentlich  gebessert.  Ich  habe  vor  vier  Jahren  in  dem  physikalischen 
Institut  unserer  Universität  vergleichende  Untersuchungen  ^)  der  Sehschärfe 
bei  Tages-,  Gas-  und  elektrischem  Licht  angestellt.  Es  wurden  50  Augen 
untersucht,  und  zwar  waren  die  Untersuchten  sämmtlich  Professoren  und 
Doctoren  der  Mcdicin  oder  der  Naturwissenschaften,  also  Männer,  die  zu 
beobachten  versfanden  und  sich  nicht  Selbsttiiuchungen  hingeben,  wie  es  bei 
Beurtheilung  der  Sehschärfe  leicht  der  Fall  sein  kann,  weil  dabei  sehr  viel 
gerathen  wird.  Das  elektrische Bogenlicht  wurde  von  einer  Gramm e'schen 
Maschine  geliefert,  und  es  zeigte  sich,  dass  in  allen  Fällen  das  elektrische 
Licht  gegenüber  dem  Gaslicht  die  Sehschärfe  um  ^5  bis  Yj  erhöhte.  Auch 
wurde  der  Farbensinn  mit  diesem  Apparat,  den  Gehcimrath  Weber  in 
Darmstadt  angegeben  hat,  dem  sogenannten  Ghromoptometcr  (Demon- 
stration), untersucht,  bei  dem  durch  einen  Schieber  die  verschiedenen  Farben 
schnell  gewechselt  werden  können,  und  auch  da  zeigte  sich  eine  ausser- 
ordentliche Verbesserung  der  Farbensehschärfe  um  das  2-,  3-,  4 fache 
bei  elektrischem  Licht.  Schon  aus  diesem  Grunde  verdient  das  elektrische 
Licht  den  Vorzug  vor  dem  Gaslicht,  namentlich  auf  allen  Bahnhöfen,  auf 
Schiffen,  in  den  Häfen  u.  s.  w. 

„Fragen  wir  nun  nach  dem  Minimum  des  Lichts,  bei 
welchem  das  Auge  noch  arbeiten  kann,  so  ist  es  sehr  schwer,  eine 
Grenze  anzugeben;   denn  die  Individuen   sind  in  dieser  Beziehung  sehr 


')  Arch.  f.  Augeuheilkundc  VIII,  S.  408,  1879. 
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yencbieden;  ja  derselbe  Mensch  wird  nach  dem  Schlafe  ein  anderes 
Minimnm  von  Licht  brauchen,  als  wenn  er  ermüdet  ist;  anch  mag  die  hellere 
oder  donklere  Pigmentirang  und  der  Bau  des  Auges  von  Einfluss  sein. 
Genane  Bestimmungen  über  das  Minimum  fehlen  uns  noch  yollständig.    Die 
emsige  Mittheilung  darüber  fand  ich  bei  S  o  y  k  a  ^).     Er  hat  nach  Rück- 
sprache mit  Pettenkofer  die  Regel  aufgestellt:    „Das  Minimum  soll  eine 
solche  Helligkeit  sein,  dass  man  eine  Schrift  in  der  gewöhnlichen  Sehweite 
ohne  Anstrengung  lesen  kann,  was  zumeist  der  Fall  ist,   wenn  eine  Licht- 
quelle Yon  sechs  Normalkerzen  (etwa  die  Helligkeit  einer  Stearinkerze)  von 
dem  zu  sehenden  Gegenstande  etwa  Vj  m  entfernt  ist."    Leider  ist  aber  die 
Grosse  der  Schrift,  auf  die  es  wesentlich  ankommt,  nicht  angegeben  und 
der  Begriff  der  deutlichen  Sehweite  ist  zu  allgemein.     Ich  würde  also  vor- 
schlagen, dass  in  die  Soyka'sche Regel  hineinkommt,  „dass  die  feinste 
Biamantschrift  yon   Snellen   Nr.  0*5   (die  man  natürlich  nicht  zur 
LectQre  empfehlen  darf,  sondern  nur  hier  zur  Probe),  bequem  vom  ge- 
Bunden  Auge    auf    Y^  m  Entfernung  bei   dieser  Beleuchtung 
gelesen  werden    kann."     Das  setzt  eine  viel  intensivere  Beleuchtung 
▼oraos,  als  eine  Stearinkerze. 

;,Eine  Beleuchtung  von  12  Normalkerzen  scheint  mir  nach  meinen 
Hsherigen  Untersuchungen  fast  noch  zu  gering,  indess  sind  meine  Arbeiten 
über  diesen  Punkt  noch  nicht  abgeschlossen,  ich  behalte  mir  die  definitive 
Publication  über  das  Ergebniss  derselben  noch  vor. 

„Eis  handelt  sich  aber  gar  nicht  so  sehr  um  die  Feststellung  des  Mini- 

mnms.     Die  Aufgabe  der  Hygiene  ist  vielmehr,  so  viel   wie  möglich 

Licht  zuzuführen,  damit  das  Auge  sich  nicht  zu  nähern  und  in  Folge 

dessen  auch  nicht  Gefahr  zu  laufen  braucht,  die  Kurzsichtigkeit  und  ihre 

schlimmen  Folgen  zu  acquiriren.     Ist  die  Lichtquelle  zu  hell,  so  kann  man 

das  Licht  immer  massigen,  aber  gegen  zu  geringes  Licht  kann  man 

lieh  nicht  schützen,  und  daher  stimme  ich  ganz  mit  JavaP)  üb^rein, 

welcher  sagt:    „//  n^y  a  donc  jamais  trop,  il  n'y  a  jamais  assez  de  lumiere 

artificielle^  —  man  kann  nie  genug  Licht  haben.    So  lautet  denn  die  zweite 

Aafgabe  der  Hygiene:    Man  schaffe  dem  Arbeitenden   möglichst 

viel  künstliches  Licht. 

III. 

„Wir  kommen  jetzt  zu  der  Frage:    „Welchen   Schaden   erfährt 
das  Auge  durch  zu  heisse  Beleuchtung?*^ 

„Nun,  meine  Herren,  es  tritt  ein  Gefühl  von  Trockenheit  im  Auge  ein 
die  von  der  Bindehaut  gelieferte  Feuchtigkeit,  welche  den  vorderen  Theil 
des  Auges  bedeckt,  verdunstet  zu  schnell.  Das  ist  sehr  lästig;  denn  natür- 
lich wird  in  diesem  Falle  nicht  bloss  das  Auge,  sondern  auch  der  Kopf  er- 
wärmt; und  es  entsteht  Kopfschmerz,  der  schliesslich  am  Weiterarbeiten 
hindert. 

„Bekanntlich  existiren  im   Spectrum  ausser  den  leuchtenden  Strahlen 
noch  jenseits  des  rothen  die  ultrarothen  oder  sogenannten  dunkelen 

*)  Ealenbarg's  Real  - Encyklopädie  der  Mcdicin.     Artikel  „Beleuchtung". 
^  Rerue  d'hygiene,  1879,  p.  1045. 
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WärincBtrahlen.  Die  verschieden on Lichtquellen  enthalten  yerschiodene 
Mengen  von  Wärmestrahlen. 

„Nach  Arnould^)  steigt  ein  Thermometer,  welches  30cm  von  einer 
Stearinkerze  entfernt  ist,  nur  um  Ya^>  dagegen  30  cm  von  einer  Rüböllampe 
entfernt  um  1*1^  Für  Gas,  Petroleum  und  elektrisches  Licht  konnte  ich 
keine  Angaben  finden.  Ich  machte  daher  selbst  vor  Kurzem  in  der  Breslauer 
Gasanstalt  gemeinsam  mit  Herrn  Director  Schneider  einige  Messungen, 
von  denen  ich  nur  zwei  mittheilen  will,  bei  denen  ich  mich  ebenso,  wie 
mein  verehrter  Cürreferent,  Herr  Dr.  Fischer,  eines  berussten  Thermo- 
meters bediente.  Ich  habe  gefunden,  dass,  wenn  man  eine  Edisonlampe 
nimmt,  die  ganz  genau  20  Lichtstärken  hat  und  eine  Gaslampe  mit  Argand- 
breuuer  nimmt,  die  auch  genau  20  Lichtstärken  hat,  und  in  10  cm  Entfer- 
nung ein  berusstes  Thermometer  aufstellt,  nach  10  Minuten  beim  elektri- 
schen Licht  das  Thermometer  um  12'8,  beim  Gaslicht  um  23*5^  höher  stand 
als  die  Zimmertemperatur,  die  14^  betrug.  Dies  würde  ein  Verhältniss  sein 
von  1  zu  1*9. 

„In  einem  anderen  Versuch  betrug  die  Erhöhung  der  Temperatur  beim 
elektrischen  Licht  11^,  beim  Gaslicht  22*6,  bei  einer  Zimmertemperatur  von 
120,  ein  Verhältniss  wie  1  zu  2*1. 

„Hierauf  wurde  mit  einer  empfindlichen  Thermosäule  gemessen, 
die  ich  aus  dem  physikalischen  Institut  der  Universität  Breslau  entnahm, 
und  deren  Ausschläge  vorher  gar  nicht  mit  dem  Thermometer  verglichen 
worden  waren.  Die  Thermosäule  gab  beim  elektrischen  Licht  in  20  cm 
Entfernung  einen  Ausschlag  von  45^  dagegen  bei  Gaslicht  von  72^  Mein 
geehrter  Freund,  Herr  Dr.  Grätz,  Privatdocent  der  Physik  in  München, 
hat  mir  später  die  Thermosäule  genau  auf  Thermometergrade  übertragen 
(es  muss  dies  bekanntlich  bei  jeder  Thermosäule  besonders  geschehen),  und 
es  stellte  sich  heraus,  dass  diese  Ausschläge  ganz  genau  3^  und  6^0.  ent- 
sprachen, also  wieder  das  Verhältniss  von  lzu2.  Darausfolgt,  dass 
das  Gaslicht  bei  20cm  Entfernung  doppelt  so  stark  erhitzt, 
wie  das  Glühlicht.  Mit  weiteren  Untersuchungen  in  der  Entfernung  von 
Y2  ni  bin  ich  noch  beschäftigt.  Hier  dürften  die  Differenzen  noch  viel  mehr 
zu  Gunsten  des  elektrischen  Lichtes  ausfallen;  denn  in  dieser  Entfernung 
fühlt  man  beim  Glühlicht  gar  keine  Wärme,  beim  Gaslicht  noch  eine  ganz 
beträchtliche  Wärme. 

„Die  Empfindlichkeit  des  Auges  gegen  Wärme  ist  übrigens 
bei  verschiedenen  Personen  auch  eine  sehr  verschiedene.  Vor  15  Jahren 
prüfte  ich  die  Augen  von  132  Schriftsetzern  *)  und  fand  51  Proc.  kurzsichtig. 
Bei  dieser  Gelegenheit  Hess  ich  sie  abstimmen  über  die  Beleuchtung,  die 
ihnen  am  wünschenswcrtliesten  sei.  Nur  72  stimmten  für  Gas,  die  anderen 
60  zogen  der  geringeren  Hitze  wegen  Oel  und  Petroleum  vor. 

„Von  72  Uhrmachern  ^)  fand  ich  nur  9  Proc.  kurzsichtig.  Die  Uhr- 
macher müssen  bei  ihren  feinen  Arbeiten  die  Flamme  ganz  besonders  nahe, 
wie  ich  gemessen  habe  auf  25  selbst  18  cm,  an  das  Auge  bringen,  und  in  der 


^)  Xouveaux  elemcnts  d'hygi^no,  Paris  1881,  pag.  5 IM. 
^)  Conir.  Berliner  klinische  Wochenschrift  1868,  Nr.  50. 
^)  Vergl.  Centralbl.  f.  Augenheilkunde  1877,  April. 
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That  stimmien  64  also  Vi  ^^^  Uhrmacher  für  Ocl  oder  Petroleum,  da  das 
Gas  ihr  Auge  zu  sehr  austrockne. 

„Natürlich  kann  man  ja  die  Hitzewirkung  yerringern,  wenn  man  die 
Flamme  hochgeoug  überdemKopf  anbringt,  allein  bekanntlich  nimmt 
die  Helligkeit  nicht  wie  die  Entfernung,  sondern  wie  das  Quadrat  der 
Entfernung  ab;  man  wird  also  eine  doppelte,  und  selbst  eine  vierfache 
Menge  von  Licht  brauchen,  wenn  man  die  Hitze  vermeiden  und  doch  gleiche 
Helligkeit  haben  will.  Das  alles  ist  aber  bei  Glühlicht  nicht  nöthig,  da 
es  eben  fast  gar  nicht  erhitzt. 

„Genaue  Bestimmungen,  wie  hoch   die  Lampen  bei  gewissen  Licbt- 

Btarken,  Tellern,  Glocken,  Gyliudern   u.  s.  w.  stehen  dürfen,  fehlen  bisher 

Boch  völlig.     Ich  selbst  kann  die  Hitze  eines  Gasrundbrenners  von  ein  Zoll 

Durchmesser,  obgleich  er  von  Teller  und  Glocke  umgeben  ist,  nicht  mehr 

ertragen,  wenn  die  Entfernung  V4m  beträgt;  bei  Vj^  Höhe  über  dem  Kopfe 

konnte  ich  aber  viele  Stunden  lang  ohne  jede  Störung  arbeiten.    Das  Strass- 

borger  Gutachten  schreibt  Im  Höhe  über  dem  Kopf  der  Schüler  vor,  und 

das  scheint  mir  auch  das  Richtige  in  Betreff  der  Wärmestrahlung. 

„Wie  schon  Herr  Dr.  Fischer  vorhin  erwähnte,  giebt  es  Körper, 
welche  die Wännestrahlen  nicht  oder  nur  wenig  durchlassen,  athermaue 
Körper.  Zu  ihnen  gehören  die  verschiedenen  Glassorten.  Schon  hieraus 
folgt  der  Nutzen  von Cylindern.  Herr  Dr.  Fischer  hat  auch  schon  vorhin 
über  die  Vorzüge  der  sogenannten  hygienischen  Normallampe  von 
Schaster  und  Bär  gesprochen,  deren  Wesen  darin  besteht,  dassman  über 
den  ersten  Cylinder  noch  einen  zweiten  setzt.  Gewiss  werden  mehr  Wärme- 
strableo  durch  die  doppelte  Glasschicht  zurückgehalten,  und  viel  warme 
Luft  wird  zwischen  beiden  Cylindern  nach  oben  geführt.  Ich  habe  auch 
Versuche  mit  der  Lampe  gemacht,  die  sich  ziemlich  mit  denen  decken,  die 
Herr  Dr.  Fischer  ausgeführt  hat.  Als  ich  ein  berusstes  Thermometer 
bloss  bei  einem  Cylinder  anwandte  und  nach  einiger  Zeit  den  Uebercylinder 
aufsetzte,  sank  mein  Normal thermometer  um  2^.  Nach  einiger  Zeit  er- 
wärmte sich  der  äussere  Cylinder,  und  das  Thermometer  ging  langsam  in 
die  Höhe,  erreichte  aber  niemals  die  frühere  Stelle;  Va  bis  1^  waren  ge- 
wonnen. 

„üeber  die  blauen  Cylinder  hat  Herr  Dr.  Fischer  bereits  gesprochen. 
Sie  müssten  einen  wohlthätigen  Einfluss  auch  nach  dieser  Richtung  üben, 
wenn  sie  nicht  das  Lichtquantum  allzusehr  beschränkten.  Fasse  ich  Alles 
zusammen,  so  darf  ich  sagen:  Da  das  elektrische  Licht  das  Auge 
viel  weniger  erhitzt  als  die  anderen  Beleuchtungsarten,  so 
ist  68  namentlich  bei  Arbeiten,  die  in  der  Nähe  der  Lampen 
ausgeführt  werden  müssen,  den  anderen  vorzuziehen. 

IV. 

„Welchen  Schaden  bringt  dem  Auge  eine  Lichtquelle, 
die  anders  farbig  ist  als  das  Tageslicht?  Wir  können  uns  hier 
sehr  kurz  fassen,  weil  wir  es  in  dieser  Versammlung  nicht  mit  Hypothesen 
und  Theorieen  zu  thun  haben.  Sie  wissen,  dass  die  verschieden  gefärbten 
Lichtstrahlen  verschiedene  Wellenlänge  haben,  das  rothe  und  gelbe  Licht 
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schwingt  langsamer,  es  hat  450  Billionen  Schwingungen  in  der  Secnnde, 
das  grüne  und  blaue  Licht  schwingt  schneller,  letzteres  macht  728  Billionen 
Schwingungen  in  der  Secunde,  daher  nennt  man  auch  das  rothe  und  gelbe 
Licht  das  langwellige,  das  blaue  und  violette  das  kurzwellige.  Im 
künstlichen  Lichte  haben  also  die  rothen  und  gelben  Strahlen  ein  grössere 
Intensität,  eine  grössere  Helligkeit,  eine  grössere  Schwingungsamplitude,  die 
grünen,  blauen  und  violetten  haben  dafür  eine  grössere  Schwingnngszahl. 

,,Bei  Oel,  Petroleum  und  Gas  überwiegen  die  rothen  und  gelben  Strah- 
len, beim  elektrischen  Licht  die  blauen  und  violetten,  wie  mein  verehrter  Herr 
College  0.  E.  Meyer  ^),  Professor  der  Physik  in  Breslau,  nachgewiesen  hat. 

„Welche  von  diesen  Strahlen  das  Auge  mehr  reizen,  lässt  sich  a  priori 
gar  nicht  entscheiden;  doch  meint  Prof.  Mauthner'}  in  Wien,  dass  die 
gelben  und  rothen  Strahlen  das  grelle  Licht  geben  und  daher  die  Netzhaut 
stärker  afBciren  als  die  blauen.  Dobrowolski^)  behauptet  freilich,  es  sei 
keineswegs  erwiesen,  dass  man  bei  blauem  Licht  länger  arbeiten  könne  als 
bei  andersfarbigem.  Mauthner  beruft  sich  auf  den  Sprachgebrauch  und 
sagt:  wir  sprechen  von  brennendem  Roth,  schreiendem  Gelb,  aber  von  einem 
schreienden  Blau  hat  noch  Niemand  etwas  gehört.  Gelbe  Beleuchtung  bei 
Feeiieen  sei  gewiss  nicht  so  au  genehm  als  das  Blau  des  Himmels.  Dass 
nicht  die  Helligkeit  als  solche,  sondern  die  Farben  einen  Einflnss  auf  das 
Organ  ausüben,  beweise  der  Truthahn  und  der  Stier,  die  nicht  durch  das 
hellste  Tuch,  sondern  durch  ein  rothes  Tuch  gereizt  würden.  Auch  der 
verstorbene  Professor  Böhm^}  habe  in  der  Berliner  Stick ereianstalt,  in 
welcher  auf  Seidenstoffe  von  verschiedenster  Farbe  gestickt  wird.  Unter* 
suchungen  gemacht,  und  gefunden,  dass  unter  allen  Farben  Gelb  und  Apfel- 
grün für  die  Augen  am  ermüdendsten  sind,  während  blau  von  allen  Arbeitern 
als  die  angenehmste  Farbe  bezeichnet  wurde. 

„Ueber  die  Ausdauer  bei  verschieden  gefärbten  Licht- 
quellen liegen  keine  Versuche  vor.  Sie  würden  auch  ungeheure  Zeit  in 
Anspruch  nehmen,  da  jedes  Auge  bei  jeder  Lichtquelle  mit  frischen  Kräften 
anfangen  imd  bis  zur  Ermüdung  fortarbeiten  müsste. 


^)  0.  E.  Meyer  hat  ermittelt,  in  welchem  Verhältnisse  die  einzelnen  Theile  des  Spec- 
trunis  in  den  verschiedenen  Lichtquellen  gemischt  sind.  (Journal  für  Gasbeleuchtung  1879.) 
Zur  Vcrgleichseinheit  wählte  er  die  Intensität  des  gelben  Lichtes  und  bestimmte,  wie  viel 
Theile  der  übrigen  Farben  des  Spectruros  auf  einen Theil Gelb  im  Gas,  Petroleum  und  elek- 
trischem Lichte  enthalten  sind.     Er  fand,  dass  enthält  auf  einen  Theil  Gelb 

Klektr.   Licht 2  Roth     1  Grün     0*8  Blau     1  Violett 

Petroleum 3      „        0*6    „        0*2      „        0*1     „ 

Gas 4     „        0-4    „        0-2      „        0*1      „ 

Also  sind  viel  mehr  kurzwellige  Lichtstrahlen  im  elektrischen  Lichte,  als  in  den  übri- 
gen Lichtarten. 

Vogl  und  Andere  fanden  freilich  die  Zusammensetzung  des  elektrischen  Lichtes  wie- 
der anders;  wahrscheinlich  hatten  ihre  Ströme  eine  andere  Spannung;  bei  langsamerem 
Arbeiten  der  Dampfmaschine  wird  das  Licht  mehr  roth,  bei  schnellerem  mehr  weiss.  Wenn 
die  Spannung  eine  andere,  so  ist  eben  auch  die  Farbe  eine  andere.  Brush  in  London  soll 
ein  ganz  weisses  elektrisches  Bogenlicht  erzeugt  haben. 

*)  Vorlesungen  über  die  optischen  Fehler  des  Auge»,  Wien  1876,  p.  676. 

*)  Annales  d'oculistique.     Tome  70,   p.  156.     1873. 

^)  Die  Therapie  des  Auges  mittelst  des  farbigen  Lichts.     Berlin  1862. 
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„Eine  gewisse  Schädlichkeit  wird  allerdings  von  Regnanld  ^)  dem 
blauen  und  violetten  Licht  zugesprochen.  Er  hat  1858  gefunden,  dass 
alle  Theile  des  Auges  fluoresciren,  auch  die  Netzhaut,  und  er  glaubt, 
dass  gerade  die  violetten  und  übervioletten  Strahlen  des  elektrischen  Lichts 
die  Flnorescenz  besonders  anregen  und  daher  dem  Auge  schädlich  sein 
müssten.  Ich  habe  aber  in  der  Literatur  der  letzten  25  Jahre  über  diesen 
Punkt  nichts  die  Hygiene  Botreffendes  finden  können. 

nEs  ist  auch  gar  nicht  wahrscheinlich,  dass  die  blauen 
Strahlen  schädlich  seien,  denn  bekanntlich  hat  man  ja  Jahrzehnte 
lang  gerade  Augenkranken,  die  doch  am  meisten  geschont  werden  müssen, 
blaue  Gläser  verordnet.  Diese  kobaltblauen  Gläser  lassen  allerdings 
keineswegs  nur  blaues  Licht  durch,  sondern  löschen  nur  einen  Theil  der 
gelben  und  rothen  Strahlen,  der  langwelligen  Strahlen,  aus.  Es  ist  bekannt, 
dass  von  Gräfe  gerade  mit  besonderer  Vorliebe  blaue  Gläser  verordnete, 
nnd  die  hervorragendsten  Augenärzte  haben  sich  wohl  Jahrzehnte  hindurch 
davon  überzeugt,  dass  diese  blauen  Gläser  keinerlei  Schaden  bringen,  sondern 
dass  oft  ein  entschiedener  Nutzen,  namentlich  in  Betreff  der  Arbeitsdauer, 
durch  dieselben  erzielt  wird. 

„Von  einem  eigenthümlichen  Gesichtspunkte  aus  sind  in  allerneuester 
Zeit  in  Paris  gelbe  Brillen  bei  künstlicher  Beleuchtung  eingeführt  wor- 
den. Ich  habe  mir  solche  von  Paris  kommen  lassen,  wie  sie  Prof.  JavaP) 
verordnet  und  erlaube  mir,  sie  Ihnen  hier  vorzulegen.  Unser  Auge  ist  be- 
kanntlich nicht  achromatisch,  d.  h.  die  rothen  Lichtstrahlen  vereinigen 
sich  nicht  an  derselben  Stelle  wie  die  violetten,  sondern  erst  hinter  diesen. 
Indess  konnte  v.  Helmholtz  (Physiolog.  Optik  S.  136)  nicht  finden,  dass 
diese  geringe  achromatische  Abweichung  die  Sehschärfe  beeinträchtige. 
Javal  in  Paris  ist  anderer  Ansicht;  er  sagt:  das  künstliche  Licht  sei  stets 
nngenügend,  erweitere  die  Pupille  und  mache  daher  den  Chromatismus  des 
Auges  fühlbarer,  welcher  eine  leichte  Gene  für  Jedermann  und  eine  beträcht- 
liche Gene  für  einzelne  Menschen  ist.  Er  will  also  das  Spectrum  verkürzen. 
Würde  man  es  durch  blaue  Gläser  vom  rothen  Ende  verkürzen,  so  würde 
man  bei  der  künstlichen  Beleuchtung  zu  viel  Licht  dabei  verlieren;  er 
schliesst  daher  lieber  die  blauen  Strahlen  durch  gelbe  Brillen  aus  und  ver- 
sichert, dass  dies  vielen  Personen,  besonders  bei  elektrischem  Licht,  wohlthue. 

„Es  war  mir  interessant  zu  lesen,  dass  auch  Fieuzal  ^),  der  früher 
ein  solcher  Schwärmer  für  blaue  Gläser  war,  dass  er  in  ironischer  Weise 
in  der  hygienischen  Gesellschaft  in  Paris  „der  Apostel  des  preussischen  Blau ^ 
genannt  wurde,  jetzt  zur  Verordnung  der  gelben  Brillen  übergegangen  ist, 
durch  die  er  Alles  so  warm  colorirt  sieht,  wie  die  Bilder  der  venetianischen 
Schule. 

„Man  sieht:  Die  ganze  Frage,  ob  andersfarbiges  als  Tages- 
licht dem  Auge  nützt  oder  schadet,  ist  durchaus  noch  nicht 
gelöst.     Die  Hygiene  kann  daher  hier  noch   keinen  Rath   ertheilen;  das 


^)  ForUchritte  der  Physik  im  Jahre  1858,  redig.  von  Hagen  1860:  „Regnauld, 
flaoreicence  des  milieux  de  l'oeil.  Institat  1858".  —  Journal  de  Pharmacie  37,  p.  104.  — 
Vergl.  auch  Revae  scientifique  16.  Acut.  1879,  p.  148   und  Revue  d'hygi^ne  1879,  p.  1045. 

')  Revue  d^hypi&ne  1881.  —  Auch  gef.  briefliche  Mittbeilung. 

*)  Revue  d'hygi&ne  1881,  p.  951,  Discnssion. 
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Einzige/ was  man  sagen  kann,  so  trivial  es  auch  klingt,  ist  vielleicht:  Wen 
gelbes  Licht  genirt,  der  kaufe  sich  eine  blaue  Brille,  und  wen 
blaues  Licht  genirt,  der  kaufe  sich  eine  gelbe  Brille! 

• 

V. 

„Schliesslich  möchte  ich  noch  einige  Worte  über  die  Frage  anführen: 
Welchen  Schaden  bringt  die  zuckende  Beleuchtung  dem 
Auge?  Die  Frage  ist  nicht  unwichtig.  Sie  wissen  alle,  meine  Herren, 
wenn  eine  Flamme  zuckt,  so  wechselt  die  Beleuchtungsintensität  ausser- 
ordentlich schnell.  Unsere  Netzhaut  ist  aber  für  sehr  kleine  Lichtunter- 
schiede schon  sehr  empfindlich,  wie  viel  mehr,  wenn  die  Unterschiede  sehr 
grosse  sind!  Ich  erinnere  Sie  nur  an  die  höchst  lästige  Empfindung,  die 
wir  haben,  wenn  wir  an  einem  Staketenzaun  vorübergehen,  der  von  der 
Sonne  beschienen  wird.  Man  weiss,  dass  man  sich  erst  längere  Zeit  adap- 
tiren  mnss,  wenn  man  aus  dem  Dunkelen  ins  Helle  kommt.  Wenn  nun  die 
Intensität  so  ausserordentlich  schnell  wechselt-,  wie  bei  den  zuckenden  Flam- 
men ,  so  wird  die  Netzhaut  aufs  Peinlichste  gereizt,  und  die  Arbeit  ist  auf 
die  Daner  unmöglich. 

„Welche  Veränderungen  dabei  in  der  Netzhaut  vor  sich  gehen,  weiss 
man  noch  nicht  mit  Sicherheit,  vielleicht  muss  auch  die  Accommodation 
sich  dabei  fortwährend  ändern ,  aber  das  Eine  steht  positiv  fest :  Das 
zuckende  Licht  ist  unerträglich. 

„Alle  offenen  Flammen  zucken.  Wie  unbequem  sind  uns  bereits  die 
flackernden  Kerzen  in  den  Hotels?  Wie  schwer  kann  man  bei  ihnen  einen 
Brief  schreiben?  Schon  lange  sind  die  offenen  Dochtlampen,  welche  flackerten, 
beseitigt.  Bei  Petroleum  giebt  es  wegen  des  obligatorischen  Cjlinders  kein 
Flackern;  bei  Gas  tritt  stets  Flackern  ein,  wenn  kein  Cylinder  aufgesetzt 
wird.  Es  ist  entschieden  eben  so  unverantwortlich,  bei  offe- 
nen Schmetterlings  flammen  wiebei  Gasflammen  ohne  Schirm 
Schreibunterricht  zu  ertheilen.  Fürchtet  die  Schulbehörde  das 
häufige  Zerschlagen  und  Zerspringen  der  Glascylinder,  so  mag  sieGlimmer- 
cy Hader  nehmen! 

„Von  den  Gasflammen  zuckt  nur  die  Albocarbon flamme  niemals. 
Da  das  Gas  durch  die  Naphthalindämpfe  bedeutend  an  specifischem  Gewicht 
zunimmt,  so  gewinnt  natürlich  auch  die  Flamme  erheblich  an  Stabilität. 
Die  Albocarbonbeleuchtnng  ist  mir  persönlich  untbr  allen  —  und  ich  habe 
bei  allen  Beleuchtnugsarten  viel  gearbeitet  —  die  angenehmste.  Sie  giebt 
das  hellste  Licht,  flackert  nicht  und  ist  auch  nicht  so  heiss  als  die  anderen 
Gasflammen. 

„Für  Schulen  kann  ich  sie  aber  nicht  empfehlen,  da  es  immer  V4  Stunde 
Zeit  kostet,  bis  die  anfangs  sehr  düstere  Flamme  ihr  schönes  weisses  Licht 
bekommt,  und  da  auch  mitunter  die  Höhe  der  Flamme  regnlirt  werden 
muss,  damit  sie  nicht  russt. 

„Wichtig  scheint  mir  auch,  dass  die  Benutzung  von  Gasmotoren 
verboten  würde,  die  ihr  Gas  aus  demselben  Rohre  beziehen,  welches  zur 
Beleuchtung  der  Nachbarhäuser  dient.  Die  kleineu  Stösse  der  Gasmotoren 
veranlassen  nämlich,  wie  mir  von   zuverlässiger  Seite   mitgetheilt  wurde, 
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RückstÖBse  in  der  Gasleitungsröhre  und  yemrsachen  in  den  Nachbar- 
b&asem  ein  höchst  unangenehmes,  beständiges  Auf-  und  Niederzucken  der 
Gasflammen,  als  wenn  Wasser  im  Gasrohre  wäre.  Vielleicht  liegt  dieser 
Uebelstand  auch  mit  an  der  Enge  der  Röhren. 

„Das  Zucken  ist  der  einzige  Fehler  bei  der  elektrischen 
Beleuchtung.  Darüber  dürfen  wir  durchaus  nicht  schweigen,  so  sehr 
wir  auch  für  das  elektrische  Licht  eingenommen  sein  mögen.  Dr.  Lubinski^ 
in  Cronstadt  hörte  in  einem  Lesezimmer,  welches  durch  zwei  Jablochkoff- 
8che  Lampen  erhellt  war,  vielfach  Klagen  über  unangenehme  Empfindungen, 
Ermüdung  und  Schmerzen  in  den  Augen  und  glaubt,  dass  die  Intensitäts- 
schwankungen des  Lichts  einen  raschen  Wechsel  der  Accommodation  her- 
beifuhren. Vom  Glühlicht  behauptet  man  oft,  dass  es  nicht  zuckt.  Ich 
behaupte:  es  zuckt  wohl.  Die  Edisonlampen  zuckten  auch  in  der  Berliner 
Academie  bei  der  Gremäldeausstellung  im  Febr.  d.  J.  fortwährend,  obgleich 
bereits  eine  zweite  Maschine,  die  einen  ruhigeren  Gang  hatte,  aufgestellt 
worden  war.  Auch  die  Edisonlampe  in  der  Gasanstalt  in  Breslau  hatte 
beständig  kleine  Zuckungen  und  erschwerte  daher  das  Lesen.  Ebenso  habe 
ich  gestern  in  dem  Bergwerk  in  der  Hygieneausstellung  das  unangenehme 
Zucken  des  Glühlichts  beobachten  können.  Ich  bin  indess  fest  überzeugt, 
dass  sich  das  durch  Fortschritte  in  der  Technik  ')  abstellen  lassen  wird. 
Ein  Anfang  scheint  schon  gemacht  zu  sein.  Nach  Privatmittheilungen  hat 
Prof.  Kundt  in  Strassburg  auf  die  Dynamomaschine  ein  ziemlich  schweres 
Schwungrad  aufgesetzt,  so  dass  also  nicht  bloss  die  Dampfmaschine,  sondern 
auch  die  elektrische  Maschine  ein  Schwungrad  hat;  beide  gehen  dann  durch 
Trägheit  weiter  in  constanterem  Gange  fort,  und  das  Zucken  wird  ver- 
mindert. Auch  ein  von  Herrn  Naglo  in  der  hygienischen  Ausstellung 
aufgestellter  Glühlicht  -  Kronleuchter  scheint  frei  von  Zuckungen. 

„Wenn  ich  nun  noch  erwähne,  dass  auch  das  künstliche  Licht 
beim  Arbeiten  immer  nur  von  links  kommen  soll,  damit  der  Schat- 
ten der  Hand  nicht  die  Beleuchtung  der  Stelle,  auf  welcher  wir  schreiben, 
verdunkle,  so  habe  ich  wohl  das  Wesentlichste  berührt,  was  in  Betreff  des 
Auges  im  Zusammenhang  mit  dem  künstlichen  Licht  zu  sagen  wäre. 

„Resumire  ich,  so  komme  ich  zu  folgenden  Sätzen:  Da  das  diffuse 
Tageslicht  dem  Auge  niemals  schädlich  ist,  so  ist  es  die  Aufgabe 
der  Hygiene,  seine  Eigenschaften  auch  beim  künstlichen  Lichte  möglichst 
nachzuahmen;  daher  darf  die  künstliche  Beleuchtung  1)  nicht  blen- 
dend sein,  2)  nicht  spärlich  sein,  8)  nicht  die  Augen  erhitzen  und 
4)  nicht  zucken. 


1)  Xagel's  Jahresber.  f.  Augenheilk.  1880,  S.  460. 

')  Diese  Fortschritte  sind,  während  obiges  Referat  gesetzt  wurde,  bereits  gemacht.  Ich 
habe  am  Abend  des  5.  Juli  in  der  hygienischen  Aasstellung  den  neuerdings  eröffneten 
Pavillon  der  deutschen  Edison-Gesellschaft  längere  Zeit  besucht  und  zu  meiner 
Freade  gefanden,  dass  auch  nicht  ein  einziges  der  vielen  dort  brennenden 
Glüblichter  die  leiseste  Zuckung  zeigte.  Ursache  wird  wohl  die  höchst  vollkommene 
Regalirang  der  dort  thätigen  Dampfmaschine  von  Ludwig  Löwe  sein;  denn  alle  übrigen 
Bogen-  and  Glühlampen  im  Park  der  Ausstellung  und  „im  Wohnhause ",  welche  von  anderen 
Dampfmaschinen  bedient  wurden,  zuckten  gerade  an  jenem  Abende  sehr  störend.  Mit  dieser 
Venronkommnang  der  Technik  ist  das  letzte  augenärztliche  Bedenken  gegen  das  elektrische 
Licht  beseitigt. 
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„Zum  grÖBsten  Dank  sind  wir  den  Elektrikern  verpflichtet,  da  sie 
uns  zuerst  gezeigt  haben,  wie  schlecht  die  bisherige  künstliche  Beleuch- 
tung war,  so  dass  ein  edler  Wetteifer  in  der  Verbesserung  auch  der  anderen 
Lichtquellen  nothwendig  folgen  musste.  Meine  Herren!  der  Lichthunger, 
der  durch  die  elektrische  Beleuchtung  im  Publicum  erregt  worden  ist,  lässt 
sich  nicht  mehr  zurückdämmen,  und  das  ist  sehr  gut,  denn  durch  die  bes- 
sere Beleuchtung  wird  der  Verbreitung  der  Kurz  sichtigkeit  vorge- 
beugt und  vielen  Augen,  deren  Sehschärfe  nicht  mehr  vollkommen  ist,  genützt. 
Das  Hauptergebniss  unserer  Untersuchungen  bleibt  ja,  dass  das  Auge 
am  meisten  geschädigt  wird  durch  zu  geringe  Beleuchtung.  Der 
Hjgieniker  muss  also  schliessen  mit  Goethe 's  Wort:  Mehr  Licht!^ 


Referent  Ingenienr  Herzberg  (Berlin): 

„Meine  Herren!  Als  ich  vor  längerer  Zeit  gefragt  wurde,  ob  ich  mich 
an  dem  Referat  über  künstliche  Beleuchtung  betheiligen  wolle,  habe  ich 
dies  in  der  ganz  bestimmten  Voraussetzung  bejaht,  dass  ich  in  der  Lage 
sein  würde,  in  meiner  Eigenschaft  als  Mitglied  des  Ausschusses  der  Hy- 
gieneausstellnng  über  die  auf  dem  Gebiete  der  künstlichen  Beleuchtung  in 
dieser  Ausstellung  erzielten  Resultate  zu  berichten.  Neben  vielen  anderen 
Geschäften  für  die  Ausstellung  hatte  ich  es  nämlich  übernommen,  für  die 
Beleuchtung  zu  sorgen,  wobei  ich  nach  einem  ganz  bestimmten  Plane  zu 
Werke  ging.  Mir  lag  daran,  auf  der  Ausstellung  alle  diejenigen  Beleuch- 
tungsarten, die  von  einer  Centralstelle  ausgehen,  zur  Verwendung  zu  brin- 
gen, um  an  einem  ganz  concreten  Fall  und  durch  den  Augenschein  zeigen 
zu  können,  wodurch  sich  die  verschiedenen  Arten  der  Beleuchtung  unter- 
scheiden und  welche  Ergebnisse,  wenn  man  der  Sache  genau  nachgeht,  man 
in  Zahlen  entwickeln  kann.  Es  ist  mir  ziemlich  schwer  geworden,  zunächst 
beim  Ausschuss  es  durchzusetzen,  auf  einer  Stelle  das  weisse  elektrische 
Bogenlicht  und  auf  einer  anderen  Stelle  das  röthliche  Gaslicht  anzuwenden, 
und  nur  der  Umstand,  dass  der  Stadtbahnviaduct  das  Terrain  in  zwei  Theile 
trennt,  hat  den  Ausschuss  bewogen,  das  offenbar  etwas  gewagte  Experiment 
zur  Ausführung  zu  bringen,  und,  wie  wir  jetzt  sagen  können,  mit  Erfolg. 

„Auf  der  Ausstellung  sind  etwa  40  000  qm  Bodenfiäche  mit  Gaslicht 
beleuchtet,  davon  circa  15000  qm  mit  Friedrich  Siemens*  Regenerativ- 
brennern und  etwa  2 5000 qm  mit  Bray*Standard,  mit  Silbermann'schen 
und  mit  gewöhnlichen  Strassenbrennern.  Die  Parkbeleuchtung  vor  dem 
Ausstellungsgebäude  auf  der  Südseite  des  Stadtbahnviaductes  mit  einer 
Fläche  von  etwa  12000  qm  erfolgt  durch  Siemens  und  Ilalke's  elektri- 
schen Bogenlicht-  (Differential-)  Lampen.  Von  den  Baulichkeiten  der  Aus- 
stellung sind  das  grosse  Restaurationsgebäude  mit  circa  800  qm  Bodenfläche 
durch  Friedr.  Siemens'sche  Regenerativbrenner,  das  zweite  Restaura- 
tionsgebäude  auf  dem  sogenannten  Dreieck  durch  elektrisches  Glühlicht, 
System  Edison,  von  der  deutschen  Edison-Gesellschaft  hier,  das  Haus  für 
Wirthschafts-  und  Wohnungseinrichtungen,  mit  circa  700  qm  Bodenfläche, 
in  allen  Etagen  durch  elektrisches  Glühlicht,  System  Swan,  von  Gebrüder 
Naglo  hier,  das  Bergwerk  durch  Glühlampen  von  Siemens  und  Halske 
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erleuchtet.  —  Auf  der  Ausstellung  ist  eio  grosses  Photometer  yon  Sigmar 
Elster  Yorhanden,  welches  es  ermöglicht  Lichtstärken  von  mehr  als  1000 
Einheiten  zu  messen.  Jede  der  genannten  Beleuchtungssysteme  hat  selbst- 
ständige Maschinen  ( —  wobei  ich  vorweg  bemerke,  dass  leider  die,  das  Sie- 
mens u.  Halske^sche  Licht  erzeugende,  vom  Ausschuss  beigestellte  Dampf- 
maschine so  unregelmässig  geht,  dass  sowohl  die  Bogenlichter,  als  auch  das 
Glühlicht  im  Bergwerk  dieserhalb  nicht  unbedeutend  zuckt  — )  und  so 
wollte  ich  im  Verein  mit  unparteiischen,  sachverständigen  Ingenieuren  und 
im  Einverständniss  mit  den  Interessenten  die  interessanten  Resultate  der 
einschläglichen  Beobachtungen  in  der  heutigen  Sitzung  zum  Vortrag  bringen. 

„Leider  kann  dies  nicht  geschehen,  denn  erstens  ist  die  Ausstellung 
10  Tage  später  eröffnet  worden,  als  ursprünglich  angenommen  war,  dann 
konnte  ich  auch  damals,  als  ich  das  Correferat  übernahm,  nicht  wissen, 
dass  die  Versammlung  überhaupt  so  unmittelbar  nach  Eröffnung  der  Aus- 
stellung stattfinden  würde.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  die  von  mir  ange- 
deuteten Resultate  nicht  in  zwei  bis  drei  Tagen  des  Betriebes  zu  schaffen 
sind,  zumal  die  Beleuchtungseinrichtungen  noch  nicht  einmal  alle  fertig  sind. 
Ich  bedaure  das  sehr,  weil  Sie  Gelegenheit  gehabt  hätten,  sich  an  der  Hand 
dieser  Mittheilungen  von  den  Dingen  direct  auf  der  Ausstellung  selbst  zu 
überzeugen.  Hierdurch  bekommen  die  ermittelten  Zahlen  erst  ein  unmittel- 
bares Interesse.  Ich  muss  es  mir  vorbehalten,  die  erwähnten  Berichte 
später  zu  publiciren,  und  will  mich  hier  darauf  beschränken,  nach  den 
erschöpfenden  Darlegungen  meiner  beiden  Herren  Vorredner,  nur  einige 
allgemeine  Gesichtspunkte  anzuführen,  die,  wie  ich  glaube,  noch  nicht 
Erwähnung  gefunden  haben. 

Wenn  man  von  künstlicher  Beleuchtung  im  Allgemeinen  spricht,  so 
niiiss  man  sich  von  vornherein  daran  gewöhnen,  zwischen  der  Beleuchtung 
im  Freien  und  der  Beleuchtung  in  geschlossenen,  von  Menschen  bewohnten 
Räumen  streng  zu  unterscheiden.  Bezüglich  der  Beleuchtung  im  Freien 
ist  zunächst  zu  bemerken,  dass  je  grössere  einzelne  Lichtquellen  man 
schafft,  sowohl  bei  der  Gaslichtbeleuchtung  speciell  durch  Siemens 'sehe  Re- 
gen erativbrenner  als  auch  bei  der  elektrischen  Beleuchtung,  desto  niedriger 
stellen  sich  die  Herstellungskosten  pro  Lichtstärke.  Es  geht  das  so  weit, 
dass,  während  man  beispielsweise  die  deutsche  Lichteinheit  bei  einem  Sie- 
mens'schen  Regenerativgasbrenner  von  1000  Lichtstärken  hier  in  Berlin 
mit  0*05  Pf.  pro  Stunde  liefern  kann,  diese  Einheit  bei  einem  Brenner  von 
nnr  100  Lichtstärken  mehr  als  das  Doppelte  kostet. 

Noch  günstiger  stellt  sich  dies  Verhältniss  bei  elektrischem  Licht. 
Wenn  dies  nun  auch  nicht  in  dem  Maasse  der  Fall  ist,  dass,  wenn  man  die 
Entfernung  des  Lichtes  von  dem  zu  beleuchtenden  Gegenstände  vergrössert, 
wodurch  sich  die  Lichtintensität  im  Quadrat  der  Entfernung  verringert, 
dadurch  die  entstehenden  grösseren  Beleuchtunggskosteu  wieder  aufgewogen 
werden,  so  glaube  ich  doch,  dass  man  ganz  gut  in  der  Lage  wäre,  die  öffent- 
liche Beleuchtung  von  viel  höheren  Punkten  zu  bewirken,  als  es  jetzt 
geschieht,  ohne  dadurch  gar  zu  grosse  Mehrkosten  zu  erzielen.  Ich  meine, 
man  kann  viel  höhere  Candelaber  oder  höhere  Lichtquellen  auf  öffent- 
lichen Plätzen  aufstellen,  durch  geeignete  Reflectoren  die  Ausstrahlung  des 
Lichtes  nach  oben  verhindern  und  trotzdem  noch  bezüglich  der  Kosten  in 
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denjenigen  Grenzen  bleiben,  welche  durch  die  nothgedrungene  Sparsamkeit 
gezogen  sind.  Man  würde  dadurch  eine  viel  angenehmere  und  gleich- 
massigere  Beleuchtung  der  Strassen  und  Plätze  erzielen,  schon  wegen  des 
kürzeren  Schattens.  Ich  bin  auch  der  Meinung,  dass,  wenn  man  erst 
zu  den  grossen  Lichtquellen  übergegangen  ist,  man  keine  Veranlassung 
mehr  hat  in  unseren  Strassen  auf  zwei  Seiten  Candelaber  aufzustellen. 
Man  kann  ruhig  wieder  zu  der  alten  Methode  zurückkehren,  die  Lichter 
in  der  Mitte  der  Strasse  anzubringen.  £s  würde  das  beispielsweise  in  der 
Leipziger  Strasse  hier  für  die  elektrische  Beleuchtung  nur  nützlich  sein. 
Das  Höheranbringen  der  Lichtquellen  könnte  natürlich  etwas  mehr  Schwie- 
rigkeiten für  das  Anzünden,  Putzen  der  Laternen  u.  s.  w.  haben,  jedoch  glaube 
ich  nicht,  dass,  wenn  man  die  Zweckmässigkeit  dieser  Anordnung  erkannt 
hat,  die  Sache  hieran  scheitern  würde.  Ich  will  dabei  insbesondere  die 
Eostenfrage,  ob  man  elektrisches  oder  Gaslicht  weiter  verwenden  soll,  ganz 
ausser  Betracht  lassen,  weil  ich  nicht  der  Meinung  bin,  dass  diese  Frage 
sich  durch  theoretisirende  Erwägungen  oder  Berechnungen  erledigt,  sondern 
es  wird,  wie  das  im  praktischen  Leben  immer  der  Fall,  dieser  heikle  Punkt 
allein  dadurch  seine  Erledigung  finden,  ob  diejenigen  Geschäftsleute,  die  Geld 
für  den  Verkauf  von  elektrischem  Licht  riskiren,  auf  ihre  Rechnung  dabei 
kommen.  Was  indess  für  die  Beurtheilung ,  ob  man  elektrisches  oder  Gas- 
licht nehmen  soll,  nicht  ganz  unerwähnt  bleiben  darf,  ist,  dass  die  Farbe 
des  Lichtes  auch  für  öffentliche  Beleochtung  nicht  ganz  gleichgültig  sein 
möchte  und  da  beziehe  ich  mich  auf  einen  Vortrag,  den  Herr  Dr.  Hugo 
Krüss  am  3.  Februar  1883  im  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  in 
Hamburg  gehalten  hat.  Es  ist  dort  der  Versuche  erwähnt  worden,  die  mit 
der  Beleuchtung  der  englischen  Seeküsten,  beziehungsweise  in  den  Leucht- 
thürmen  gemacht  sind,  aus  welchen  sich  evident  ergab,  dass  die  Sichtbar- 
keit des  elektrischen  Lichtes  keineswegs  in  dem  Verhältniss  grösser  wird 
als  die  des  Oel-,  beziehungsweise  Gaslichtes,  wie  die  Quadratwurzeln  der 
Lichtstarken;  es  blieb  vielmehr  die  Leistung  des  elektrischen  Lichtes  weit 
hinter  den  theoretischen  Zahlen  zurück  —  und  dies  bei  sogenannter  dicker 
Lufb  noch  mehr,  als  bei  l^larer.  Der  Grund  liegt  in  der  Absorption  des 
Lichtes  durch  die  Luft,  welche  auf  die  im  elektrischen  Lichte  vorherrschen- 
den violetten  Strahlen  viel  bedeutender  wirkt,  als  auf  die  im  Gas-,  bezie- 
hungsweise Oellicht  vorherrschenden  rothen  Lichtstrahlen.  Da  nun  in  den 
Städten  die  Luft  immer  „dick^  ist,  und  da  das  Lichtbedürfniss  insbesondere 
bei  nebligem  Wetter  am  grössten  ist,  so  wäre  es  meines  Erachtens  erforder- 
lich, um  zu  einem  Urtheil  über  die  Zweckmässigkeit  des  elektrischen  Bogen- 
lichtes  für  die  öffentliche  Beleuchtung  zu  gelangen,  nicht  nur  die  Licht- 
intensität an  den  Laternen,  sondern  die  thatsächlichen  Lichtwirkungen  bei 
nebeligem  Wetter  durch  möglichst  präcise  Messungen  auf  der  Strasse  fest- 
zustellen. Trotz  des  Gesagten  will  ich  nicht  in  Abrede  stellen,  dass  wenn 
der  Lichtverlust  im  Nebel  bei  elektrischem  Licht  auch  viel  grösser  sein 
kann  als  bei  Gaslicht,  dies  doch  vielleicht  wieder  aufgewogen  wird  durch 
die  Leichtigkeit,  mit  welcher  sich  sehr  grosse  elektrische  Lichter,  im 
Gegensatz  zu  Gaslichtem,  erzeugen  lassen. 

„Was  nun  die  künstliche  Beleuchtung  für  Innenräume  anbetrifft,   so 
stehe  ich  im  Allgemeinen  als  ausübender  Techniker,  der  viel  mit  der  Ein- 
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lichtong  von  Beleuchtungen  zu  thun  hat,  nicht  auf  dem  Standpunkt,  dass 
man  es  so  ganz  yon  der  Hand  weisen  sollte,  die  Beleuchtung  von  Räumen 
so  einzurichten,  däss  man  das  Licht  nicht  sieht.  Beispielsweise  ist  der 
Sitzungssaal  des  Reichstages  hier  indirect  beleuchtet,  mit  sehr  gutem  Er- 
folg, femer,  allerdings  mit  geringerem  Erfolg,  die  Synagoge  in  der  Oranien- 
burgerstrasse. Ich  will  gegenwärtig  einen  grossen  Gesellschaftssaal  in  dieser 
Weise  erleuchten.  Ich  wundere  mich  eigentlich  sehr,  dass  diese  Beleuch- 
tungsmethode für  öffentliche  Institute  und  sonstige  Anlagen,  bei  denen  man 
weder  auf  die  Kosten  der  Anlage  noch  auf  die  Kosten  des  Betriebes  sieht, 
nicht  mehr  angewendet  wird,  obgleich  man  im  Vorhinein  weiss,  welche 
Nachtheile  und  Belästigungen  die  gewöhnliche  Gasbeleuchtung  stets  im 
Gefolge  hat.  In  vielen  Fällen  scheitert  diese  Anordnung  allerdings,  wie  ich 
glaube,  an  wirklichen  oder  vermeintlichen  baulichen  Schwierigkeiten;  aber 
nichtsdestoweniger  behaupte  ich,  dass,  wenn  man  die  Kosten  nicht  berück- 
sichtigt, man  diese  indirecte  Beleuchtung  viel  häufiger  anwenden  könnte, 
als  es  jetzt  geschieht.  In  allen  denjenigen  Fällen,  in  welchen  man  diese 
indirecte  Beleuchtung  nicht  anwenden  kann,  sollte  man  meiner  Ueberzeu- 
gung  nach,  eigentlich  nur  solche  Lichtquellen  in  Räumen,  in  welchen  sich 
Menschen  dauernd  aufhalten,  benutzen,  bei  denen  die  Verbrennungspro- 
ducte  überhaupt  nicht  im  Zimmer  bleiben.  Wenn  der  ausübende  Techniker 
ernstlich  an  die  Sache  herangeht,  wird  er  es  bald  erreichen,  dass  man 
heutzutage  nicht  mehr  offene  Gasflammen,  sei  es  in  einem  Gylinder  als 
Argandbrenner  oder  in  anderer  Weise,  überhaupt  im  Zimmer  zu  brennen 
braucht.  Man  ist  immer  in  der  Lage  eine  Abführung  der  Verbrennungs- 
producte  einzurichten.  Mit  dem  Argandbrenner  als  solchen  lässt  sich  das 
allerdings  nicht  erzielen.  Setzt  man  einfach  ein  Abzugsrohr  auf  den 
Gylinder,  wie  es  oft  geschieht,  so  würde  die  Flamme  zu  lang  und  zu  dünn, 
man  kann  den  Zug  nicht  reguliren  und  die  Flamme  leuchtet  sehr  wenig. 
Ein  abschreckendes  Beispiel  einer  solchen  Beleuchtung  ist  in  der  hiesigen 
technischen  Hochschule,  Auditorium  13,  Klosterstr.  36,  zu  beobachten. 

„Es  giebt  für  solche  Innenbeleuchtung  nach  meinen  Erfahrungen  eigent- 
lich nur  zwei  Beleuchtungsarten,  welche  es  ermöglichen,  die  Verbrennungs- 
prodncte  abzuleiten,  ohne  den  Lichteffect  zu  schwächen,  beziehungsweise  die- 
selben dadurch  irrelevant  zu  machen,  dass  sie  gar  nicht  auftreten,  das  sind 
Friedr.  Siemens^sche  Regenerativgaslampen  und  das  elektrische  Glühlicht. 
Ich  sehe  dabei  von  den  vielfach  angewandten  Sonnenbrennern  mit  offenen 
Flammen,  wie  Sie  dieselben  hier  an  der  Decke  sehen,  ab,  obgleich  bei  diesen 
wohl  anzunehmen  ist,  dass  durch  den  energischen  Luftzug  nach  oben 
sämmtliche  Yerbrennungsproducte  abgeleitet  werden.  Diese  Art  der  Be- 
leuchtung kann  nur  ausnahmsweise  da  angewandt  werden,  wo  man  auf  eine 
ordnungsmässige ,  ruhige  Beleuchtung  verzichtet,  bei  welcher  es  auf  etwas 
Flimmern  und  Flackern  des  Lichtes  nicht  ankommt.  Auch  ist  diese  Be- 
leuchtung durchaus  unvrirth schaftlich,  weil  man  den  Lichteffect  eines 
solchen  Sonnenbrenners  mittelst  Siemens'  Regenerativbrennem  durch  den 
vierten  Theil  des  Gasconsums  erreichen  kann.  Das  elektrische  Bogenlicht 
ist  nach  meiner  Auffassung  für  die  Innenbeleuchtung,  so  wie  es  jetzt  ist, 
nicht  zu  verwenden.  Ich  habe  wenigstens  noch  kein  Bogenlicht  gesehen, 
welches  ruhig  genug  leuchtete,  um  es  für  eine  Innenbeleuchtung  in  Räumen, 
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in  denen  man  andauernd  arbeiten  soll,  anwenden  zu  können.  Nun  wird 
den  RegenerativgaslampeD  selbstverständlich  die  strahlende  Wärme  als  Nach- 
theil nachgesagt,  dagegen  wird  ein  Vortheil  darin  gefunden,  dass  man 
mittelst  dieser  Lampe  ventiliren  kann,  was  auch,  wie  ich  sagen  muss,  in 
vielen  Fällen  mit  grossem  Erfolg  geschieht.  Man  legt  dabei  weniger  Werth 
darauf,  dass  die  verhältnissmässig  geringe  Lufkmenge,  die  zur  Verbrennung 
des  Leuchtgases  erforderlich  ist,  abgeführt  wird,  als  darauf,  dass  die  erwärmte 
Röhre  gleichzeitig  zur  Erzeugung  eines  energischen  Luftstromes,  der  die 
Luft  ansaugt,  verwandt  wird.  Obgleich  sich  das  in  vielen  Fällen  als  zu- 
treffend und  gut  erwiesen  hat,  bin  ich  doch  der  Meinung,  dass  man  im 
Allgemeinen  die  Ventilationseinrichtnng  unabhängig  von  der  Beleuchtung 
machen  soll,  weil  sich  die  Zeit  der  nöthigen  Ventilation  nicht  immer  mit 
der  der  künstlichen  Beleuchtung  deckt. 

„Ich  habe  bei  den  verschiedenen  elektrischen  Glühlichtlampon ,  die  iu 
der  Hygicneausstellung  sind,  einen  wesentlichen  Unterschied  nicht  entdecken 
können,  und  habe  mir  auch  auseinandersetzen  lassen,  dass  ein  solcher  auch 
nicht  existirtk  Es  sind  Swanlampen  von  Naglo,  Glühlampen  von  Siemens 
und  solche  von  Edison  ausgestellt.  Edison  nimmt  es  für  sich  als  Verdienst 
in  Anspruch,  dass  er  es  gewesen  ist,  welcher  ein  vollständig  fertig  con- 
struirtes  Beleuchtungssystem  für  Glühlicht  mit  allen  zur  Installation  erfor- 
derlichen Details ,  als  Leitungen ,  Lampen ,  Verbindungen  Maschinen  etc. 
hergestellt  hat.  Es  ist  das  ein  sehr  grosser  Fortschritt,  der  besonders  für 
das  praktische  Leben  ausschlaggebend  sein  kann,  weil  es  ja  nicht  darauf 
ankommt^  einzelne  Glühlampen  zu  haben,  sondern  eine  solche  Einrichtung 
muss  nach  ganz  bestimmten  Normen  schablonenmässig  ausgeführt  werden 
können,  wenn  sie  die  erhoffte  weite  Verbreitung  finden  soll.  Es  wird  mir 
auch  in  neuester  Zeit  mitgetheilt,  dass  es  gelungen  sei,  was  ich  bisher 
bezweifelte,  einen  Regulator  herzustellen  ( —  derselbe  soll  in  den  nächsten 
Tagen  zur  Hygieneausstellung  kommen  — ),  welcher  bewirkt,  dass,  wenn 
eine  Anzahl  Glühlampen  aus  einem  Stromkreise  ausgeschaltet  wird,  die  für 
die  übrigen  noch  aufzuwendende  Kraft  sich  in  dem  Maasse  reducirt,  wie 
das  Licht  geschwächt  wird.  Ich  habe  das  bisher  nicht  für  ausführbar 
gehalten  und  stimmte  darin  mit  anderen  Ingenieuren  überein.  Wenn  dieser 
Regulator  das  Versprochene  thatsächlich  leistet,  worüber  ich  ja  wohl  bald 
Versuche  anstellen  kann,  so  wäre  nach  meiner  Ueberzeugung  ein  grosses 
Ilindemiss  für  die  Einführung  des  elektrischen  Glühlichtes  für  Wohnun- 
gen etc.  beseitigt. 

„Ich  habe  keine  Thesen  aufgestellt,  will  aber  doch  nicht  unterlassen, 
meine  Ansicht  wie  folgt  zusammenzufassen: 

1.  Wenn  man  auch  für  die  öffentliche  Beleuchtung  auf 
den  Plätzen  die  grösste  und  zweckmässigste  Lichtwirkung 
mit  den  geringsten  Kosten  anstrebt,  so  muss  man  doch  die 
Lichtquellen  in  grösserer  Höhe  anbringen,  als  es  jetzt  ge- 
schieht. 

2.  In  geschlossenen,  von  Menschen  bewohnten  Räumen 
soll  man  keine  Beleuchtung  anwenden,  bei  der  die  Verbron- 
nungsproducte  im  Räume  bleiben.** 
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Hierauf  wird  die  Discussion  eröfTnct. 

Stadtbanrath  MalconieSS  (Frankfurt  a.  d.  Oder)  macht  zunächst 
darauf  aufmerksam,  dass  Herr  Dr.  Fischer  als  Kosten  der  elektrischen 
Beleuchtung  nach  den  Versuchen  auf  dem  Strassburger  Bahnhof  überall  nur 
die  Selbstkosten,  f&r  GasbeleuchtuDg  aber  den  Verkaufspreis  berechnet  habe, 
der  natürlich  wesentlich  höher  sei,  so  dass  sich  dadurch  sämmtliche  Ziffern 
für  die  Gaspreise  ganz  erheblich  reduciren.  Auch  seien  die  Strassbarger 
Versuche  desshalb  nicht  ganz  beweisend,  weil  alle  Versuche  auf  dem  Bahn- 
hofe gemacht  seien,  also  mit  verhältDissmässig  sehr  kurzen  Leitungen, 
während  sich  die  Kosten  ganz  anders  stellen  würden,  sobald  sich  eine  Gen- 
tralleituDg  über  eine  ganze  Stadt  erstrecken,  also  der  Widerstand  in  den 
Drahten  und  die  Kosten  der  Anlage  selbst  hinzutreten  würden.  Bei  einer 
Vergleichung  der  Kosten  müsse  man  alle  diese  Punkte  doch  berücksichtigen. 
Auch  für  die  Preise  von  Petroleum  und  Solaröl,  über  welche  er  sehr  genaue 
Untersuchungen  gemacht  habe,  stelle  sich  die  Sache  etwas  anders,  als  hier 
dargelegt  worden  sei;  namentlich  bei  der  Strassenbeleuchtung  seien  die 
Kosten  der  Cylinder  recht  erheblich.  Demungeachtet  stelle  sich  die  Petroleum- 
beleuchtung weit  billiger  als  die  Gasbeleuchtung.  Ganz  anders  gestalte  sich 
die  Frage,  wenn  man  in  geschlossenen  Räumen  in  Lampen  guter  Construc- 
tion  gutes  Petroleum,  Kaiseröl  oder  Astral  öl,  die  freilich  auch  viel  theurer 
als  gewöhnliches  Petroleum  seien,  brenne,  dies  werde  man  vielfach,  nament- 
lich auch  zu  Arbeiten  in  Bureaus  dem  Gaslicht,  wegen  dessen  starker  Er- 
hitzung, vorziehen.  Namentlich  auch  in  Schulen  sei  dies  der  Fall.  Professor 
Cohn  verlange,  dass  die  Gaslarape  in  den  Schulen  wegen  der  starken 
Erhitzung  1  m  über  dem  Kopf  des  Schülers  hänge.  Nehme  man  aber 
eine  weniger  erhitzende  Petroleumlampe ,  so  könne  mau  diese  0'5  m  über 
dem  Kopf  des  Schülers  anbringen,  die  Lichtstärke,  die  bekanntlich  im 
Quadrat  der  Entfernung  abnehme,  würde  schon  hierdurch  die  vierfache 
sein  und  da  man  ausserdem  gutes  Petroleum  schon  zum  halben  Preise  des 
Gases  bekomme,  könne  man  bei  der  Anwendung  von  Petroleum  dem 
Schüler  für  denselben  Preis  die  achtfache  Lichtstärke  wie  bei  Gas  geben. 
Vielleicht  lasse  sich  auf  diese  Weise,  namentlich  bei  Anwendung  von  Bren- 
nern mit  geringem  Durchmesser,  die  Forderung  erfüllen,  dass  jeder  Schüler 
seine  Lampe  für  sich  habe,  wodurch  jedenfalls  das  Licht  am  vollständigsten 
ausgenutzt  und  dem  Schüler  die  geeignetste  Beleuchtung  geschafft  werden 
könne.  Er  bitte  desshalb,  die  Herren  möchten  in  dieser  Richtung  Versuche 
anstellen  und  Erfahrungen  sammeln,  denn  es  sei  in  der  That  der  Mühe 
werth  danach  zu  trachten  mit  möglichst  geringen  Kosten  den  Schuleu  mög- 
lichst gute  Beleuchtung  zukommen  zu  lassen. 

Dr.  KrfiSS  (Hamburg)  schliesst  an  die  Bemerkung  des  Herrn  Inge- 
nieur Herzberg  an,  dass  das  elektrische  Licht  dem  Gas  gegenüber  im 
Nachtheil  sei,  wenn  es  sich  um  die  Beleuchtung  von  Gegenständen  in 
grösserer  Entfernung  handle,  wie  die  Versuche  an  der  englischen  Küste 
ergeben  haben,  nach  denen  auf  gewisse  Entfernungen  hin,  namentlich  wenn 
die  Luft  etwas  dunstig  und  nobelig  gewesen  sei,  eine  starke  Gasüamme 
weiter  sichtbar  gewesen  sei  als  ein  dreimal  so  starkes  elektrisches  Licht. 
Andere  Versuche  dieser  Art  seien  von  den  englischen  Physikern  Ayrton 
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und  Perry  gemacht  worden,  die  das  elektrische  Licht  auf  seine  einzelnen 
Farben  untersucht  und  gefunden  haben,  dass  je  weiter  sie  sich  von  der 
elektrischen  Lichtquelle  entfernten,  desto  grösser  yerhältnissmässig  die 
Helligkeit  der  rothen  Strahlen  gegenüber  denjenigen  der  blanen  geworden 
sei.  Desshalb  werde  eine  Lichtquelle,  welche  wie  das  Gaslicht  yerhältniss- 
mässig viel  rothe  Strahlen  besitze,  in  grösserer  Entfernung  sich  günstiger 
gestalten,  als  das  elektrische  Licht,  welches  einen  grösseren  Eeichthum  an 
violetten  Strahlen  habe.  Darauf  beruhe  also  wohl  die  Behauptung  der  See- 
leute, dass  im  Nebel  das  elektrische  Licht  schlechter  als  das  des  gewöhn- 
lichen Oellichts  sei. 

Die  von  Herrn  Prof.  Gohn  erwähnten,  leider  viel  zu  wenig  bekannten 
Untersuchungen  des  Herrn  Prof.  0.  E.  Meyer  in  Breslau  über  das  Yerhält- 
niss  der  Farben  im  elektrischen  Licht  zu  einander  und  zu  der  Zusammen- 
setzung anderer  Lichtquellen,  seien  ausgezeichnet  geeignet,  denjenigen 
Leuten  entgegengehalten  zu  werden,  welche  behaupten,  das  elektrische 
Licht  schädige  die  Augen  durch  den  grossen  Reichthum  an  blauen  und, 
violetten  Strahlen.  Eine  Erklärung  für  diese  Behauptung  finde  er  in  den 
Versuchen  eines  Franzosen,  Chardonnet,  welcher  constatirt  habe,  dass 
die  Medien  des  Auges  die  violetten  und  dann  auch  die  ultravioletten  Strahlen 
in  verhältnissmässig  grossen  Mengen  absorbiren,  und  dass  durch  diese 
Absorption  das  Auge  ermüde.  Ob  das  wahr  sei,  könne  er  als  Physiker,  als 
Nichtarzt  nicht  entscheiden.  Nun  habe  aber  Meyer  zuerst  ausgesprochen, 
dass  das  elektrische  Bogenlicht  nicht  blau  sei,  sondern  blassgelb,  sofern  man 
nämlich  nach  dem  allgemeinen  Sprachgebrauch  das  Licht  der  Sonne  als 
weiss  bezeichne.  Im  Vergleich  zum  Gaslicht  sei  das  elektrische  Licht 
allerdings  reich  an  blauen  und  noch  reicher  an  violetten  Strahlen,  im  Ver- 
gleich zur  Sonne  aber  sei  die  Helligkeit  der  blauen  und  violetten  Strahlen 
nicht  grösser  als  die  im  Sonnenlicht.  Bei  der  vorjährigen  elektrischen 
Ausstellung  in  München  habe  er  eine  Anzahl  von  Männern  der  Wissen- 
schaft, die  durcbaus  nicht  an  die  Behauptung  von  dem  strohgelben  Aus- 
sehen des  elektrischen  Lichtes  haben  glauben  wollen,  Abends,  wenn  an  dem 
Glaspalast  die  grossen  Bogenlampen  allmälig  aufgeflammt  seien,  überzeugt, 
dass,  so  lange  man  den  Vergleich  gehabt  habe  mit  den  von  der  unter- 
gehenden Sonne  weiss  beleuchteten  Wolken,  das  ganze  Innere  des  Glas- 
palastes überfluthet  mit  gelbem  Licht  erschienen  sei,  sobald  die  Sonne  aber 
verschwunden  gewesen  sei  und  die  rothen  Strassenlatemen  gebrannt  haben 
und  zum  Vergleich  herangezogen  worden  seien,  natürlich  das  elektrische 
Licht  ganz  blau  ausgesehen  habe. 

An  Herrn  Prof.  Gohn  möchte  er  schliesslich  die  Frage  richten,  ob 
Versuche  zur  Bestimmung  der  Sehschärfe  bei  verschiedenen  Beleuchtungs- 
arten von  ganz  gleicher  Lichtstärke  gemacht  seien,  ob  also  bei  gleich 
heller  Beleuchtung  einmal  durch  elektrisches  Ijicht,  das  andere  Mal  durch 
Oellicht  u.  s.  w.  die  Sehschärfe  grösser  oder  kleiner  gefunden  sei.  Ihm 
seien  genaue  Untersuchungen  in  dieser  Richtung  nicht  zu  Gesicht  ge- 
kommen 

Da  sich  Niemand  weiter  zum  Wort  gemeldet  bat,  wird  die  Discus- 
sion  geschlossen.     Das  Schlusswort  erhalten: 
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Referent  Dr.  Ferdinand  Fischer.  Derselbe  bemerkt  den  Aus- 
fuhrongen  des  Herrn  Stadtbanrath  Malcomess  gegenüber,  dass  er  nur 
die  Beleuchtong  in  geschlossenen  Ranmen  behandelt  habe,  den  Eünflass  der 
Beleachtung  auf  die  Luft  durch  Erwärmnog  und  Verunreinigung,  aber  nicht 
die  Beleuchtung  der  öfifentlichen  Strassen,  dass  er  ferner  gesagt  habe,  die 
Preise,  die  sich  ausserdem  ganz  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  richten, 
wolle  er  nur  ganz  nebenbei  anführen,  und  dass  er  die  elektrische  Beleuch- 
tung nur  einmal  ganz  kurz  erwähnt  habe.  Uebrigens  habe  er  ausdrücklich 
hervorgehoben,  dass  Solaröl  und  Erdöl  die  billigste  Beleuchtung  isei,  sonst 
aber  nur  noch  die  elektrische  Beleuchtung  und  die  RegeneratiTbeleuchtung 
von  Siemens  mit  Abführung  der  Yerbrennungsproducte  in  Frage  kommen 
könne. 

Referent  ProfessOr  Dr.  Cohn  erwähnt  gegenüber  dem  Wunsche 
des  Herrn  Stadtbanrath  Malcomess,  Versuche  mit  Petroleumbeleuchtung 
in  der  Schule  zu  machen,  dass  er  nur  desswegen  für  Schulen  dem  Gas  den 
Vorzug  vor  Petroleum  gebe,  weil  erfahrungsgemäss  bei  Petroleum  die 
Lampen  viel  schwerer  rein  zu  halten  seien  und  weil  Alles,  was  zerbrechbar, 
zerstörbar,  beschmutzbar  sei,  gerade  in  der  Schule  am  allerwenigsten  am 
Platze  sei.  Desshalb  scheine  ihm  dort  das  Gas,  trotzdem  es  theurer  sei,  am 
empfehlenswerthesten ;  hoffentlich  werde  es  auch  hier  bald  vom  Glühlicht 
verdrängt. 

Auf  die  Anfrage  des  Herrn  Dr.  Erüss,  ob  genaue  Untersuchungen 
über  das  Verhalten  der  Sehschärfe  bei  verschiedenen  Beleuchtungsarten 
von  ganz  gleicher  Lichtstärke  gemacht  seien,  könne  er  nur  erwidern,  dass 
auch  ihm  keine  solche  bekannt  seien.  Wenn  er  in  seinem  Referat  die 
grössere  Sehschärfe  bei  elektrischer  Beleuchtung  hervorgehoben  habe,  so 
habe  er  dabei  ausdrücklich  betont,  dass  dies  nur  Folge  der  grösseren  Hellig- 
keit der  Gramme'schen  Lampe  sei.  Die  von  Herrn  Krüss  angeregten 
Versuche  werde  er  anstellen,  bisher,  so  lange  man  das  Glühlicht  noch  nicht 
gehabt  habe,  seien  sie  unmöglich  gewesen. 

In  Betreff  der  Mittheilung  des  Herrn  Dr.  Krüss  von  der  gelben  Farbe 
des  elektrischen  Lichtes  wolle  er  auf  die  Glühlichter  des  Herrn  Naglo  in 
der  hygienischen  Ausstellung  hinweisen,  die  dort  bei  Tage  brennen  und 
deren  Licht  ganz  gelb  aussehe,  so  dass  das  Publicum  oft  frage,  ob  dies 
denn  elektrisches  Licht  sei,  dass  müsse  doch  eigentlich  blau  sein. 


Vorsitzender  Excellenz  Hobrecht: 

^Meine  Herren!  Damit  ist  der  der  Arbeit  gewidmete  Theil  der  dies- 
jährigen Zusammenkunft  der  beiden  Vereine  friedigt.  Es  ist  mir  hier  eben 
^d  Bemerkung  gemacht  worden,  dass  die  Resultate  unserer  Verhandlungen 
inerkwürdig  negativ  gewesen  sind ;  aber  wenn  das  Resultat  der  interessanten 
vortrage,  die  wir  gehört  haben,  und  der  kurzen  Discussionen ,  die  sich 
daran  knüpften,  vielleicht  mehr  als  es  in  früheren  Sitzungen  der  Vereine 
<ier  Fall  war,  auf  ein  non  liquet  hinausgekommen  ist,  so  meine  ich,  darf 
uns  das  in  keiner  Weise  cntmuthigen  oder  beunruhigen.     Wir  haben  darin 
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wohl  ein  Zeichen  zu  erblicken  für  den  Ernst  der  wissenschaftlichen  Arbeit, 
die  sich  sträubt  gegen  die  Etablirung  jeder  Art  von  Aberglauben  und  für 
die  Gewissenhaftigkeit  der  Männer,  die  berufen  sind,  im  Dienst  der  öffent- 
lichen Verwaltung  mitzuwirken  und  nicht  vergessen,  wie  gross  die  Verant- 
wortung ist,  die  sie  dabei  zu  tragen  haben.  Wir  haben  heute  gehört,  wie 
ungewiss  es  ist,  ob  wir  besser  durch  gelbe  oder  blaue  Brillen  die  Dinge 
ansehen,  wie  zweifelhaft  weit  wir  ein  beleuchtetes  E  sehen.  Gestern  haben 
wir  in  dem  hochinteressanten  Vortrage  gehört,  wie  sehr  unsicher  die  Er- 
kenntniss'  ist  über  die  Gefährlichkeit  der  verschiedenen  organischen  und 
anorganischen  Gebilde,  die  Luft,  Erde  und  Wasser  um  uns  her  verunreinigen 
und  die  uns  soviel  Sorgen  machen.  Gefährlich  ist  jedenfalls  ein  Wurm  in 
uns,  und  das  ist  das  Verlangen,  immer  sofort  rasche  Resultate  zu  haben, 
das  Bedurfuiss  nach  Wuuderkuren,  die  unglückselige  Neigung,  lieber  zum 
Schäfer  als  zum  Arzte  zu  gehen,  bekanntlich  eine  Neigung,  die  nicht  bloss 
auf  dem  hygienischen  Gebiete  viel  Unheil  anrichtet.  Ich  meine  aber,  auch 
in  diesem  Ucbel  ist  ein  Tropfen  Balsam,  dessen  die  aliheilende  Natur  nicht 
entbehren  kann.  Er  ist  nöthig,  um  auch  wieder  als  Mittel  angewandt  zu 
werden  gegen  die  Gefahr  einer  zunftmässigen  Verknocherung,  der  ja  auch 
die  menschliche  Wissenschaft  ausgesetzt  ist,  und  zu  bekämpfen  bleibt 
schliesslich  bloss  die  Meinung,  fertig  zu  sein.  Das  ist  man  nie.  Zu  be- 
kämpfen bleibt  die  Eitelkeit,  die  mit  dem  kurzen  oder  ersten  Erfolge  zufrieden 
ist  und  doch  das  Bedürfniss  fühlt,  ihre  Pfaueuräder  zu  schlagen.  Dagegen 
haben  beide  Vereine  stets  gekämpft;  ich  meine,  wir  können  sagen,  das 
haben  wir  auch  diesmal  gethan.  »^Ver  immer  strebend  sich  bemüht,  den 
können  wir  erlösen**,  und  das  soll  auch  weiter  die  Devise  der  Vereine  sein, 
und  bevor  ich  die  gemeinsame  Sitzung  schliesse,  glaube  ich  Ihrer  Aller 
Meinung  auszudrücken ,  wenn  ich  den  Herren ,  die  uns  durch  ihre  Referate 
so  viel  belehrenden  Stoff  gegeben,  den  Dank  der  ganzen  Versammlung  aus- 
spreche, und  wenn  ich  Sie  bitte,  zur  Bethäiiguug  dessen  sich  von  Ihren 
Sitzen  zu  erhoben.** 

Die  Versammlung  erhebt  sich. 

Geh.  Sanitätsratli  Dr.  Märklin  (Wiesbaden). 

„Meine  Herren !  Ich  bitte  um  die  Eiiaubniss  in  Ihrem  Namen  sprechen 
zu  dürfen,  und  thue  es  in  der  festen  Ueberzeugnng ,  dass  Sie  mir  gern  und 
freudig  zustimmen  werden.  Es  handelt  sich  darum,  unserem  Vorsitzenden 
Excellenz  Hobrecht  unseren  innigsten  und  herzlichsten  Dank  zu  sagen 
für  die  ganz  vortreffliche  Leitung,  die  er  unseren  Verhandlungen  hat  zu  Theil 
werden  lassen,  und  ich  möchte  wünschen,  dass  wir  gerade  die  letzten  Worte, 
die  unser  Herr  Vorsitzender  gesprochen  hat,  als  ein  Memento  für  uns  Alle 
nach  Hause  nehmen,  und  dajs  es  ein  Motto  für  den  Verein  sein  möge,  im 
Kampf  um  das  Rechte  und  Wahre  sich  nicht  zu  scheuen,  auch  einzugestehen, 
was  man  nicht  weiss. 
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Vor  SchluBS  der  Sitzung  fand  die  Neuwahl  des  Aussohusses  für  das 
Geschäftsjahr  1883  —  84  statt.     Es  wurden  gewählt  die  Herren 

Bürgermeister  Dr.  v.  Erhardt  (München), 
Sanitätsrath  Dr.  Graf  (Elherfeld), 
Stadthaltereirath  Dr.  Ritter  v.  Earajan  (Wien), 
Generalarzt  Professor  Dr.  Roth  (Dresden), 
Givilingenieur  Rietschel  (Berlin), 

welche  in  Gemeinschaft  mit 

Sr.  Exe.  Wirkl.  Geh.  Rath  Hohrecht  (Berlin)  als  Vorsitzendem  und 
Sanitätsrath  Dr.  Spiess  (Frankfurt  a.  M.)  als  ständigem  Secretär 

den  Aasschnss  für  1883  —  84  hilden  werden. 


Schluss  der  Sitzung  4  Uhr. 


Besieliti^ungfeii« 


Mittwoch,  den  16.  Mai. 
2  Uhr  Nachmittags :  Besichtigung  der  hygienischen  Ausstüllung. 


Donnerstag,  den  17.  Mai. 

Begehung  eiucs  noch  nicht  in  Betrieb  genommenen  Sammel- 
canals  der  Canalisation,  Gcnthincrstrasse  4. 
Besichtigung  der  in  Betrieb  beftodlichen  Pumpstation  in 
der  Schöncbergerstrasse  21  und  22. 
3  Uhr  Nachmittags :  Fahrt  mittelst  Extrazuges  nach  Osdorf. 

Führung    auf    den    Rieselfeldern    durch    Herrn    Baurath 
Uobrecht. 


8  Uhr  Vormittags : 
1  Uhr  Nachmittags 


Freitag,  den  18.  Mai. 

Für  den  Vormittag  dieses  Tages  wurden  den  Mitgliedern  die  nachfolgenden 
Besichtigungen  zu  den  angegebenen  Zeiten  empfohlen. 


Städtische  Irrenverpfle- 
gnogsanstalt  in  Dall- 
^orf.  Führung  durch 
Herrn  Sanitätsrath  Dr. 

Heler. 

Neues  Strafgefangniss  in 
^lözensee.  Führung 
^urch  Herrn  Sanitäts- 
rath Dr.  B  a  e  r. 


9  Uhr  Vormittags: 

Städtischer  Centralvieh- 
hof.  Führung  durch 
Director  Herrn  Oeko- 
nomierath  Ilausburg. 

10  Uhr  Vormittags: 

Städtische  Waisencrzie- 
hungsanstalt  in  Rum- 
melsburg und  Arbeits- 
haus daselbst.  Führung 
durch  Herrn  Director 
Wilski  und  Herrn 
Director  Dennerlein. 


Koni  gl.  Garnison  slazarcth 
in  Tempelhof.  Führung 
durch  Herrn  Oberstabs- 
arzt Dr.  Michel. 


Tegeler  Wasserwerke. 
Führung   durch  Herrn 
Director  Gill. 
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Unicrsuchungs  -  Gefang- 
nisB,  Alt -Moabit.  Füh- 
rung durch  Herrn  Geh. 
Bath  Dr.  Lewin. 


11  Uhr  Vormittags: 

Städtische  Wasserwerke 
und  Filter  bei  Stralau. 
Führung  durch  Herrn 
Inspector  Piefke. 


AUgemeines  städtisches 
Krankenhaas  im  Fried- 
richshain.  Fuhrung 
durch  Herrn  Dr.  Riess 
und  Dr.  Hahn. 


Sonnabend  9  den  19. 
Für  diesen  Tag  wird  die  Auswahl  aus  folgenden  Besichtigungen  empfohlen : 

8  Uhr  Vormittags: 


Königliche  Universitats-Frauen-KIinik, 
Artillcriestrasse  13.  Führung  durch 
Herrn  Geh.  Rath  Prof.  Dr.  Schröder. 


Städtische  Gemeindeschulen : 

a.  die  99.,  Steinmetzstrasse  79.  Füh- 
rung durch  Hrn.  Rector  Bella rdi. 

b.  die  128.,  Moabit,  Thurmstrasse. 
Führung  durch  Herrn  Rector 
Bürstenbinder. 

10  Uhr  Vormittags: 


Königliche  Klinik  für  Chirurgie,  Ziegel- 
strasse. Führung  durch  Herrn  Geh. 
Rath  Professor  Dr.  v.  Bergmann. 


Städtische  Turnhalle ,  Prinzenstrasse. 
Führung  durch  Herrn  Oberturnwart 
Dr.  Angerstein. 


12  Uhr  Mittags: 


Städtisches  Krankenhaus  Moabit.  Füh- 
rung durch  Herrn  Sanitätsrath  Dr. 
Guttmann. 


a.  Städtisches  Friedrich  -Werder*- 
sches  Gymnasium ,  Dorothecn- 
strasse  13  und  14.  Führung  durch 
Herrn  Dir.  Dr.  Büchsenschütz. 

b.  Dorotheenstädt.  Realg>innasium| 
Georgenstrasse  30.  Führung  durch 
Herrn  Director  Dr.  Schwalbe. 

2  Uhr  Nachmittags : 


Augusta  -  Hospital ,  Schamhorststrasse. 
Führung  durch  HeiTn  Director  Spi- 
nola. 


Städtisches  Realgrymnasium ,  Lützowcr- 
Strasse  84.  Führung  durch  Herrn 
Professor  Dr.  Bach. 

3  Uhr  Nachmittags: 

Städtische  höhere  Töchterschule,  Steg-, 
litzerstrasse  29.  Führung  durch  Hm. 
Professor  Dr.  Goldbeck. 

4  Uhr  Nachmittags: 


Königl.  Heilanstalt  Charite.  Führung 
durch  Herrn  Generalarzt  Dr.  Mehl- 
hausen. 

5  Uhr  Nachmittags: 
Jüdische  Kranken verpflegungs  -  Anstalt, 
Grosse  Hamburgerstrasse.     Führung 
durch  Herrn  Prof.  Dr.  Jacobson. 


Königl.  JoachimsthaPsches  Gymnasium 
in  Wilmersdorf.  Führung  durch 
Herrn  Director  Seh  aper. 


Das  Kaiserliche  Reichsgesundheitsamt  wurde  an  mehreren 
Tagen  den  Mitgliedern  in  kleineren  Abtheilungen  durch  den  Director  Herrn 
Geh.  Oberregierungsrath.  Dr.  Struck  gezeigt. 
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Mitglieder 
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Jalire  1883. 
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B.    Namensverzeichniss. 

Die  mit  *  yersehenen  Namen  bezeichnen  die  beim  Congrease  1883  in  Berlin 

anwesenden  487  Mitglieder. 
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Liebemühl 

♦  Beeck,  Dr.,  Sanitätsratb,  Kreisphysicui 
Bohn,  Dr.  med.,  Professor. 
Eckart,  Arthur,  Bildhauer. 

♦  Frühling,  A.,  Stadtbaurath. 
Hoff  mann,  Stadtkämmerer. 
Meschede,    Dr.  med.,   Privatdocent , 

städt.  Krankenhauses. 

♦  Pfuhl,  Eduard,  Dr.  med. 
Samuel,  Simon,  Dr.  med.,  Professor. 

♦  Selke,  Oberbürgermeister, 
itzki,  Peter,  Dr.  med. 
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♦  Strow 


Provinz   Westpreussen. 

Ab  egg,  Heinrich,  Dr.,  Geh.  Sanitats-  und  Medi- 

cinalrath. 
Alb  recht,  P.,  Geh.  Commerzienrath. 
Althaus,  Dr.  med. 
Bach,  Dr.  med. 
Baum,  Georg  W.,  Kaufmann. 
Berenz,  Emil,  Kaufmann. 
Berger,  J.  J.,  Fabrikant. 
y.  Bockelmann,  Dr.,  Medicinalrath. 
Boehncke,  Albert,  Dr.  med. 
Damme,  B.,  Commerzienrath. 
Degner,  Baurath. 

Ehrhardt,  Regierungs-  und  Baurath. 
Farne,  Dr.,  Kreiswundarzt. 
Fewson,  Dr.  med. 
Freitag,  Dr.  med. 
Freymuth,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Fuss,  Paul,  Landesrath. 
Gersdorff,  L.  C,  Zimmermeister. 
Gibsone,  John,  Commerzienrath. 
Glaser,  Dr.,  Sanitatsrath,  Kreisphysicus. 
Gronau,  Hermann,  Kaufmann,  Stadtrath. 

*  Hedinger,  Eduard,  Apothekenbesitzer. 

*  Helm,  Otto,  Chemiker,  Stadtrath. 


des  Deutschen  Vereins  für  ö£  Gesundheitspflege  zu  Berlin.     111 


M 

Wohnort 

Namen  und  Stand 

34 

Danzig 

II endewerk,  Fr.,  A^Jutheker,  Medicinalassessor. 
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Hinze,  Dr,^  Oberstabsarzt. 
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Kosmack,  A.,  Stadtrath. 

37 
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Krüger,  Fr.  W.,  Maurermeister. 
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Kunath,   Ernst,    Stadtingeuieur ,    Director    der 
Gas-  und  Wasserwerke. 

39 

II 

♦  Lissauer,  A.,  Dr.  med. 

40 
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Lohsse,  Dr.  med. 

41 

n 

Martiny,  Friedrich,  Rechtsanwalt. 

42 

•1 

Mellien,  Albert,  Kaufmann. 

43 

R 

Mix,  Georg,  Commerzicnrath. 

44 
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Müller,  A.  W.,  Ingenieur. 

45 
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Otto,  Ernst,  Stadtbaumeister. 

40 
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Piwko,  Theophil,  Dr.  med. 
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Rick  er  t,  Stadtrath. 
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Scheele,  Leo,  Dr.  med. 
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*  Semon,  Dr.,  Sauitätsrath,  Kreis wundarzt. 
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Stark,  Carl,  Dr.,  Medicinalassessor. 

51 
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Wen  dt,  Stadtrath. 
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ti 

Wiebe,  Dr.,  Medicinalrath. 

53 

M 

♦  V.  Winter,  Geh.  R**g.-Rath,  Oberbürgermeister. 

54 
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♦  ZeuBchner,  Dr.,  Reg.-  und  Medicinalrath. 

55 

Deutsch  -  Krone 

V.  Ketelhodt,  Freiherr,  Laudrath. 
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Elbingr 

*  Cohn,  Samuel,  Dr.,  Sanitätsrath. 

57 

» 

Ilöltzel,  H.,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 
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Plast  wich,  Dr.  med. 
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Kokoschken 

Rümker,  Rittergutsbesitzer. 
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Rosenherg 

♦  Nadrowski,  Rudolf,  Dr.,  Kreisphysicus. 
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Thorn 

♦  Bender,  Bürgermeister,  Vertreter  der  Stadt. 
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♦  Kutzner,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus,  Ver- 

treter der  Sttidt. 
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Provinz  Brandenburg. 

♦  Tietze,  Dr.,  Kreisphysicus. 

♦  Abegg,  Wilhelm,   Commerz-  und  Admiralitäts- 
rath  a.  D. 

Aird,  Alexander,  Bauunternehmer. 

♦  Alves,  Adolf,  Apothekenbesitzer. 

♦  Arnold  und  Schirmer,  Fabrikanten. 

♦  Assmann,  Ernst,  Dr.  med. 

♦  Baer,  Dr.,  Sanitätsrath,  Bezirksphysicus,  Arzt  am 
neuen  Strafgefangniss. 

♦  Baginsky,  A.,  Dr.  med.,  Privatdocent. 

♦  V.  Bergmann,  Ernst,  Dr.  med.,  Professor. 

♦  Blankenstein,  Hermann,  Stadtbaurath. 

♦  Born  er,  Paul,  Dr.  med. 

♦  Böttcher,  Gustav,  Ingenieur. 

♦  Brunn,  Julius,  Dr.  med. 

♦  von  Bunsen,  Georg,  Dr.,  Reichstagsabgeordneter. 

♦  Burchardt,  Dr,  med.,  Privatdocent. 
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C all i es 8,  F.,  Dr.,  ApothekenbeBitzer. 

Cohn,  E.,  Dr.,  Geh.  Sanitatsrath. 

Du  ms,  Friedrich,  Dr.,  Stabsarzt. 

Ehrenhaus,  Salomon,  Dr.,  Sanitatsrath. 

Eichhoff,  W.,   Redacteur. 

Einbeck,  J.,  Ingenieur. 

Eulenberg,    Herrn.,  Dr.,  Geh.   Obermedicinal- 

und  vortragender  Rath. 
Falk,  Friedrich,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Fikentscher,  Johannes,  Stud.  techn. 
Fischer,  Bernhard,  Dr.  med. 
▼.  Forckenbeck,  Oberbürgermeister. 
Fränkel,  Bemh.,  Dr.,  Sanitatsrath,  Privatdocent. 
Freymuth,  William,  Kaufmann. 

♦  Fürsten  heim,  Ernst,  Dr.  med. 

♦  Fuhrmann,  Dr.,  Kreisphysicus. 

♦  Gaffky,  Georg,  Dr.  med. 

♦  Geis  sei  er,  Emil,  Ingenieur. 

♦  Gill,  Heinrich,  Director  der  städtischen  Wasser- 

werke. 

♦  Goltdammer,  Eduard,  Dr.  med. 

♦  Goldschmidt,  Friedrich,  Brauereidirector. 

♦  Goltz,  Geh.  Oberregierungsrath. 

♦  Grosser,  Eugen,  Yerlagsbuchhändler. 

♦  Grüner,  Hans,  Professor  der  Geologie. 

♦  Güterbock,  Paul,  Dr.  med. 

♦  Guttstadt,  Albert,  Dr.  med.,  Privatdocent. 

♦  Hartmann,  Otto,  Dr.  med. 

♦  Henneberg,  R.,  Ingenieur. 

♦  Hesse,  Karl,  Regierungsbaurath. 

♦  Hirsch,  Aug.,  Dr.,  Prof.,  Geh.  Medicinalrath. 

♦  Hirsch,   Max,   Dr.,   Anwalt  der  deutschen  Ge- 

werbevereine. 
Hirschberg,  Julius,  Dr.  med.,  Professor. 
Hobrecht,  Wirkl.  Geh.  Rath,  Excellenz.  ^ 

Hobrecht,  James,  Baurath. 
Höhmann,  Heinrich,  Regierungsbaumeister. 
Hoffmann,  Paul,  Ingenieur. 
Jacobson,  Emil,  Dr.,  Chemiker. 
J aekel,  Ernst,  Dr.  med. 
Junker  von  Langegg,  Ferdinand,  Dr.  med. 
Justin  US,  Oskar,  Schriftsteller. 

♦  Kalischer,  Adolf,  Dr.  med. 
Kalischer,  Gustav,  Dr.  med. 
Kampffmeyer,  Wilhelm,  Lederfabrikant. 
Kersandt,   Dr.,   Geh.  Obermedicinal-  und  vor- 
tragender Rath. 

Koch,   Dr.,   Geh.  Regierungsrath ,  Mitglied  dea 

Kaiserlichen  Gesundheitsamtes. 
Krause,  Hermann,  Dr.  med. 
V.  KuBserow,  Kaiserl.  Geh.  Legationsrath. 
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*  Laehr,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath,  Director  des  Asyles 
Schweizerhof. 

*  V.  Lancizolle,  Adolf,  Regierungsbaumeistcr. 

*  Landau,  Leopold,  Dr.  med.,  Privatdocent. 

*  Lassar,  Oscar,  Dr.  med.,  Privatdocent. 

*  Lefson,  E.,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus  a.  I>. 

*  L  e  w  i  n ,  Leopold,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath,  Phyeicus. 

*  Lewinstein,  G.,  Dr.,  Chemiker  und  Redactcur. 
/*  Liebreich,  Oscar,  Dr.,  Professor. 

'j   *  Loevinson,  Moritz,  Dr.  med. 

*  Löffler,  Fritz,  Dr.  med. 

*  Maass,  Karl,  Dr.,  Oberstabsarzt. 

*  Marc,  Walter,  Kaufmann. 

*  Marggraff,  Stadtrath. 

*  Mehlhausen,  Gust.,  Dr.,  Geh.Oberraedicinalrath. 

*  Mendel,  Emil,  Dr.  med.,  Privatdocent. 

*  Mennicke,  C,  Ingenieur. 

*  Merke,  Heinrich,  Krankenhausdirector. 

*  Michael,  Max,  Regiorungsbauführer. 

*  Moore,  F.,  Ingenieur. 

*  Mühsam,  Eduard,  Dr.  med. 

*  Oberdorffer,  Hermann,  Architect. 

*  Gesten,    Gustav,    Subdirector   der    städtischen 
Wasserwerke. 

Oldendorff,  A.,  Dr.  med. 

Opitz,  Dr.,  Oberstabsarzt  I.  Cl.  im  Kriegsmini- 
sterium. 

Orth,  Dr.  phil.,  Professor. 

Pasch,  Max,  Verlagsbuchhändler. 

Pistor,  Dr.,  Regierungs-  und  Medicinalrath  bei 
Königlichem  Polizeipräsidium. 

*  Reincke,  'Dv.^  Sanitätsrath. 

*  Riege,  Hugo,  Ingenieur. 

*  Riess,   Leopold,   Dr.,    Director   des   städtischen 
Krankenhauses. 

Rietschel,  Hermann,  Civilingenieur. 
Rochs,  Dr.,  Stabsarzt. 
Rose,  Hermann,  Director. 
Rothmann,  Oskar,  Dr.  med. 
Salkowski,  Ernst,  Dr.  med.,  Professor. 
Schacht,  Karl,  Dr.,  Apothekenbesitzer. 
Schering,  E.,  Fabrikant. 
Schleissner,  Julius,  Privatier. 
Schmieden,  Otto,  Königl.  Baurath. 
Schubert,  H.,  Dr.,  Generalarzt. 
Schulz,  Matthias,  Dr.,  med. 
Schwieger,  Julius,  Dr.,  Stabsarzt. 
Seil,  Eugen,  Dr.,  Prof.,  Regierun gsrath,  Mitglied 
des  Kaiserl.  Gesundheitsamtes. 

*  Simion,  Leonhard,  Buchhändler. 

*  Skrzeczka,  Dr.,  Professor,  Geh.  Medicinalrath. 
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Spiecker,  Geh.  Kegiernngsrath. 

Spinola,  Bernhard,  Geh.  liegicrungsrath. 

Stahl,  Karl,  Dr.  med. 

Starcke,  Dr.,  Oberstabsarzt  I.  Ciasso. 

Strassmann,  W.,  Dr.  med. 

Struck,   Dr.,  Geh.  Oberregierungsrath,  Director 

des  Kaiserl.  Gesundheitsamtes. 
Stumpf,  Gottfried,  Ingenieur. 
Ticmann,  Ferdinand,  Dr.,  Professor. 
Veitmeyer,  Civilingenieur. 

Virchow,  R.,  Dr.,  Professor,  Geh. Medicinalratli. 
Wegscheid  er,  H.,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 
Weise,  Rudolf,  Dr,  med. 

Wernich,  A.,  Dr.,  Privatdocent,  Bezirksphysicus. 
Weyl,  Theodor,  Dr.  med. 
Wiebe,  E.,  Geh.  Oberbaurath. 
Wiener,  Gustav,  Dr.  med. 
Wolffhügel,     Gustav,     Df.,     Regierungsrath, 

Docent  der  Hygiene,  Mitglied  des  Kaiserlichen 

Gesundheitsamtes. 

*  Würzburg,  Arthur,  Dr.,  Bibliothekar  im  Kaiserl. 

Gesuudheitsamte. 

*  Zöllner,  Wilhelm,  Dr.  med. 

*  Frank,  Adolf,  Dr.  phil. 
Hirsch,  L.,  Dr.,  Sanitätsrath. 

*  Liersch,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreiswundarzt. 

*  Gock,  Hermann,  Dr.  med. 

*  Pauly,  Dr.,  Sanitätsrath. 

♦Zinn,  A. ,   Dr.,  Geh.  Sanitätsrath,  Director  der 
Provinzial-Irrenanstalt. 

*  Adolph,  Paul,  Dr.  jur.,  Bürgermeister. 

*  Goepel,  H.,  Dr.,  Sanitätsrath. 

*  V.  Komnitz,    Oberbürgermeister,   Vertreter   der 

Stadtgemeinde. 

*  Malcomess,   Stadtbaurath ,  Vertreter  der  Stadt- 

gemeinde. 

*  Neubauer,  Otto,  Dr.,  Oberstabsarzt. 

*  Wehmer,  Dr.,  Sanitätsrath,  Vertreter  der  Stadt- 

gemeinde. 

*  Wehmer,  Richard,  Dr.,  Kreiswundarzt. 

*  Wi checke,  Bruno,  Dr.,  Medicinalrath. 
Millies,  C,  Dr.,  Rittergutsbesitzer. 
Meydam,  Oberbürgermeister. 
Friedrich,  Hugo,  Dr.  med. 
Röstel,  H.,  Apotheker. 
Behla,  Robert,  Dr.  med. 
Winckler,  Dr.,  Sanitätsrath,  Krcisphysicus. 
Hadlich,  Heinrich,  Dr.  med. 
Knauff,  M.,  Baumeister. 

Grosser,  Julius,  Dr.  med. 

*  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege. 
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*  Heise,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysiciis. 
Hobrecht,  M.,  Kaufmann. 

Ruh  bäum,  B.,  Dr.^  Sanitätsrath. 
Becker,  Karl,  Ingenieur. 
Michaeli,  Wilhelm,  Dr.  med. 
Röder,  Ernst,  Apothekenbesitzer. 
Anclam,  Gustav,  Ingenieur. 

*  Klotz,  Hermann,  Dr.  med. 
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Provinz  Pommern. 

*  Roth,  E.,  Dr.,  Kroisphysicus. 

*  Hänisch,  Paul,  Dr.  med. 

*  Noetzel,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 

*  Mosler,  Karl  Friedr.,  Dr.  med.,  Professor. 
Pehlemann,  Überbürgermeister. 
Brand,  Ernst,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 
Kruhl,  C,  Stadtbaurath. 
Kuglor,  Hermann,  Dr.,  Medicinalrath. 

*  Schomer,  Geh.  Oberfinanzrath,  Provinzialsteuer- 
director. 

*  Gaul,  Dr.,  Sanitätsrath,  Vertr.  d.  ärztl.  Vereins. 
Francke,  Dr.,  Bürgermeister. 
V.  Haselberg,  Dr.,  Sanitätsrath,    Kreisphysicus. 

*  V.  Haselberg,  Stadtbaumeister. 

Provinz  Posen. 

*  Jacobi,  Moritz,  Dr.  med. 

*  Forner,  Robert,  Dr.  med. 
Winkler,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 

*  Lissner,  Nathan,  Dr.  med. 
Kühnast,  Th.,  Dr.,  Sanitätsrath. 
Ann  US,  Banquier,  Stadtreth. 
Engel,  Fabrikbesitzer. 

*  Herse,  J.,  zweiter  Bürgermeister. 
Kohleis,  Oberbürgermeister. 
Mankiewicz,  Dr.,  Apothekenbesitzer. 
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Provinz   Schlesien. 

Asch,  Dr.  med. 

♦  Auerbach,  Leopold,  Dr.  med.,  Professor. 

♦  Cohn,  Hermann,  Dr.  med.  et  phil.,  Professor. 

*  Fritech,  Heinrich,  Dr.,  Professor,  Medicinalrath. 
Förster,  Dr.  med.,  Professor. 

♦  Fuhrmann,  Wilhelm,  Dr.,  Sanitätsrath. 
Grätzer,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 

*  G remple r,  Dr.,  Sanitätsrath. 
Hirt,  Ludw^ig,  Dr.,  Professor. 

*  Jacobi,  J.,  Dr.,  Privatdocent,  Physicus. 
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Kayeer,  Richard,  Dr.  med. 

Körner,  Theodor,  Dr.  med. 

Neefe,  Moritz,  Dr.  phil,  Dir.  d.  etat.  Bureaus. 

Polek,  Theodor,  Dr.,  Professor  der  Chemie. 

Röhmann,  Franz,  Dr.  med. 

Schlokow,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreiswundarzt. 

Schmiedel,  Arthur,  Dr.,  Bezirksphysicus. 

Grub,  Karl,  Apothekenbesitzer. 

Hauptmann,  Salomo,  Dr.,  Kreisphysicus. 

Moseler,  Karl,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Richter,  Dr.,  Oberstabs-  und  Regimentsarzt. 

♦  Kahlbaum,   Karl,  Dr.  med.,   Vertreter  des  Ma- 

gistrats. 
Roth,    L. ,    Kgl.   Eisenbahnbau-    und    Betriebs- 
inspector. 

♦  Grund  mann,  Landrath. 

AI  seh  er,  Dr.,  Kreisphysicus. 

Lustig,  Arnold,  Dr.  med.,  Professor. 

Oertel,  Bürgermeister,  Vertreter  des  Magistrats. 

Süssbach,  Hugo,  Dr.  med. 

Felsmann,  Dr.,  Kreisphysicus. 

Mannigel,  Joseph,  Dr.  med. 

Dieterich,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 

Bernoulli,  Adolf,  Dr.,  Kgl.  Gewerberath. 

Noack,  Dr.,  Regieruugs-  und  Medicinalrath. 

Henning,  Apothekenbesitzer. 
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Penkert,  Karl  Ludolf,  Dr.,  Kreiswundarzt. 

Hauffe,  Albert,  Dr.  med. 

Breslau,  Oberbürgermeister. 

Haas,  Eiseubahnbetriebsinspector. 

Lucius,  Ferdinand,  Commerzienrath ,  Stadtrath. 

Richter,  Dr.,  Regierungs-  und  Medicinalrath. 

Trommsdorf,  Hugo,  Dr.  phil. 

Hüllmann,  G.,  Dr.,  Sanitätsrath,  Vertreter   des 

Magistrats. 
Lohausen,  Otto,  Stadtbaurath. 
Mekus,  Dr.  med. 
Risel,  Dr.,  Kreiswundarzt. 
Staude,   Gustav,   Bürgermeister,  Vertreter  des 

Magistrats. 
Bette,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Böhm,  M.  J.,  Dr. ,- Medicinalrath,  Kreisphysicus. 
Dittrich,  Gustav,  Stadtbaurath. 
Gähde,  Dr.,  Oberstabs-  und  Gamisonsarzt. 
Hennige,  Max,  Dr.  med. 

*  Kaempf,  Albrecht,  Dr.  med. 

*  Rosenthal,  Dr.,  Oberstabsarzt  a.  D. 

*  Schulz,  Leonhard,  Dr.,  Sanitätsrath. 
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Sendler,  Th.,  Dr.,  Medicinalrath. 
Voigt,  Dr.,  Regierungs-  und  Medicinalrath. 
Zimmermann,  Hermann,  Dr.,  Sanitätsrath. 
Silberschlag,  C,  Dr.,  Oberlandesgerichtsrath. 
Wittmeyer,  Ludwig,  Dr.  med. 
Hachtmann,  Gustav,  Dr.  med. 
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Provinz   Schleswig-Holstein. 

Becker,  Dr.,  Oberstabsarzt  I.  Gl. 

Cammerer,  Dr.,  Generalarzt  des  IX.  Armeecorpa. 

*  Erdmann,  Dr.,  Gerichts-  und  Handelschemiker. 
Hinsch,  Dr.  med. 
Kluge,  Ernst,  Dr.,  Director  des  statist.  Bureaus. 

*  Niese,  Dr.,  Generalarzt  a.  D. 
Petersen,  A.,  Architekt. 
Reitz,  Dr.  med. 
Rosenhagen,  Senator. 
Sellerbeck,  Dr.,  Stabs-  und  Bataillonsarzt. 
Wallichs,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 
Winkler,  Stadtbaumeister. 
Wolff,  C.  H.,  Apotheker. 
Banck,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Haussen,  C.  J.,  Civilingenieur. 
Marxsen,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Ah  1  mann,  Wilhelm,  Dr.,  Banquier. 

*  Bockendahl,   Dr.,  Professor,  Regierungs-    und 
Medicinalrath. 

Esmarch,  Dr.,  Professor,  Geh.  Medicinalrath. 

*  Höpffner,  Dr.,  Oberstabsarzt  der  Marine. 

*  Joens,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 
M ö  1  li  ng,  Bürgermeister,  Vertreter  des  Magistrats. 
Schweitzer,  W.,  Stadtbaumeister. 
He  seier,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Hirsch,  G.  A.,  Baumeister. 

*  Völkers,  Dr.,  Landphysicus. 

*  Lehmann,  Medicinalassessor,  Apotheker. 

Provinz   Hannover. 


Richter,  Dr.,  Kreiswundarzt. 

Norden,  Carl,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Baum,  Dr.,  Professor,  Geh.  Olicr-Medicinalrath. 

Flügge,  C,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 

Krause,  W.,  Dr.  med.,  Professor. 

Meissner,  Georg,  Dr.  med.,  Professor,  Hofrath. 

Merkel,  Bürgermeister,  Vertreter  der  Stadt. 

Wen  gier,  Richard,  Dr.,  Kreis  Wundarzt. 

Schumacher,  Adolf,  Apotheker. 

Becker,  IL,  Dr.,  Sanitätsrath,  Medicinalrath. 

v.  Bodemeyer,  W.,  Dr.,  Sanitätsrath. 


* 
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341 

Hannover 

• 
*  Bube,  Conrad,  Senator. 

342 

» 

*  Burghard,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 

343 

n 

Cohen,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 

344 

n 

♦  Dürr,  Dr.,  Sanitätsrath. 

345 

i> 

Fischer,  C,  Postbaurath  a.  D. 

346 

n 

*  Fischer,  Ferdinand,  Dr.  phil. 

347 

0 

♦  Fischer,  Hermann,  Professor  am  Polytech- 
nicum. 

348 

1. 

n 

*  Franke,  Friedrich,  Dr.  med. 

349 

» 

♦  F  r  i  c  k  e ,  Gustav,  Dr.  med. 

850 

n 

Gürtler,  Dr.,  Krcisphysicus. 

351 

9 

Hagen,  Baurath. 

352 

n 

♦  Hahn,  E.,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 

353 

» 

Hupe  den,  Fr.,  Dr.,  Medicinalrath,  Kreisphysicus. 

354 

n 

*  Köllner,  Dr.,  Medicinalrath. 

355 

n 

*  Kräh,  Karl,  Dr.  med. 

856 

II 

*  Kraut,  K.,  Dr.,  Professor. 

357 

■ 

Lohmann,  W.,  Dr.  med. 

358 

n 

Lustig,  Dr.,  Professor  an  der  Kgl.  Thierarzuei- 
schule,  Departements-Thierarzt. 

359 

n 

♦  Lütt  ich,  Bernhard,  Dr.  med. 

360 

n 

*  Müller,  C,  Dr.,  Medicinalrath. 

361 

n 

♦  Nicol,  Karl,  Dr.,  Stabsarzt. 

362 

n 

*  Oberdieck,  Wilhelm,  Dr.,  Sanitätsrath. 

363 

n 

*  Schläger,  Hermann,  Dr.  med. 

364 

I» 

*  Schuster,  E.,  königl.  Intendantur-  und  Baurath. 

365 

n 

Skalweit,  J.,  Dr.  phil.,  Vorsteher  des  städtischen 
Untersuchungsarates  für  Lebensmittel. 

366 

» 

*  Stromeyer,  Gustav,  Dr.  med. 

867 

n 

Wülbern,  Otto,  Senator. 

368 

Hildesheim 

*  Amme,  Ernst,  Apothekenbesitzer. 

369 

1) 

♦  Snell,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 

370 

n 

Struckmann,  Bürgermeister,  Vertreter  des 
Magistrats. 

371 

T> 

*  Wittichen,  Dr.,  Sanitätsrath, Medicinalreferent. 

372 

Uten  bei  Lehrte 

*  Wahrendorff,  Ferd.,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 

873 

Leer 

♦  Kirchhoff,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 

874 

» 

P  US  tau,  Bürgermeister. 

875 

T> 

*  Wolkenhaar,  0.,  Dr.,  Apotheker. 

876 

Lüneburg 

Alten,  Y>v.^  Medicinalrath. 

377 

» 

Heyn,  Albert,  Chemiker. 

378 

ff 

Hillefeld,  A.,  Dr.  med. 

379 

n 

Keforstein,  Georg,  Senator. 

380 

n 

Moritz,  G.,  Apotheker. 

881 

Nienburg  a.  d.  W. 

Kap m und,  0.,  Dr.,  Kreisphysicus. 

382 

Osnabrück 

B  r  ü  n  i  n  g ,  Oberbürgermeister,  Vertreter  der 
Stadt. 

383 

Sorsum 

♦  Möller,  Wilhelm,  Gutspächter. 

384 

Stade 

Freudentheil,  Dr.,  Sanitätsrath. 

885 

Uelzen 

V.  Linsingen,  Bürgermeister. 

380 

Vcgesack 

*  Ohlemann,  Max,  Dr.  med. 
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387 

Ahaus 

SSS 

Arnsborg 

389 

Bielefeld 

* 

390 
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» 

4> 

393 

n 

394 

Bochum 

* 
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n 

* 

396 

n 

* 

397 

n 

398 

n 

* 

399 

V 

400 

n 

* 

401 

Dortmund 

402 

n 

403 

n 

404 

Gelsenkirchen 

* 

405 

Hagen 

4^)6 

Ilamra 

407 

Herford 

♦ 

408 

Horde 

409 

Höxter  a.  d.  W. 

* 

410 

Iserlohn 

411 

Lüdenscheid 

* 

412 

Marsberg 

413 

Münster 

414 

Schalke 

* 

415 

Senden  bei  Münster 

Provinz  Westphalen. 


Dupre,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 

W  e  8 1  p  h  a  1 ,  Kegierungsrath. 

Bertelsmann,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Bünnemann,  Bürgermeister,  Vertreter  des  Ma- 
gistrats. 

Kranefuss,  L.,  Dr.  med. 

Ranschoff,  David,  Dr.  med. 

Schindeler,  Theodor,  Dr.  med. 

Bösenhagen,  Adolf,  Apotheker. 

Gerstein,  Otto,  Knappschaftsdirector. 

Klostermann,  Dr.,  Sanität«rath ,  Kreisphysicus. 

Reinhard,  Dr.  med. 

Schücking,  Theodor,  Kaufmann. 

Verein  für  Bergbau  und  Gussstahlfabrikation. 

Weygand,  Friedrich,  Dr.  med. 

Bethge,  Edmund,  Civil-Ingenieur. 

Reese,  Friedrich,  Director  des  städt.  Wasserwerks. 

V.  Rynsch,  Laudrath. 

Naberschulte,  Joseph,  Dr.  med. 

Schaberg,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Wiskirchen,  Carl,  Fabrikdirector. 

Kerstein,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 

Mascher,  Bürgermeister,  Vertreter  der  Stadt. 

Wörteier,  Konstanz,  Rentier. 

Bonstedt,  Bürgermeister,  Vertreter  des  Ma- 
gistrats. 

♦  Terfloth,  Gerhard,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Bange,  Dr.,  Kreiswundarzt. 
König,  Dr.,  Prof.,  Dir.  der  agriculturchem.  Ver- 
suchsstation. 

♦  Klüter,  Hubert,  Dr.  med. 
Stegehaus,  Dr.  med. 
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423 
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424 

ff 

425 

ff 

426 

ff 

427 

ff 

428 

ff 

429 

ff 

• 

Provinz   Hessen-Nassau. 


Andreae,  Jean,  Bankdirector. 
de  Bary,  J.,  Dr.  med. 
Behnke,  Stadtbaurath. 
Bockenheimer,  Dr.  med. 
Brüning,  Adolf,  Dr.,  Chemiker. 
Cnyrim,  V.,  Dr.  med. 

*  Engelhard,  Carl,  Apotheker. 
Getz,  Max,  Dr.,  Sanitätsrath. 
Hergenhahn,  A.,  Polizeipräsident. 
Herxheimer,  Dr.  med. 

*  Heussenstamm,  Dr.,  Bürgermeister. 
Hirschberg,  Dr.  med. 

Hob  recht,  Heinrich,  Kiiufmann. 
Holz  mann,  Philipp,  Bauunternehmer. 
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451 
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457 
458 
459 
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461 

462 
463 
464 
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466 
467 


Frankfurt  a..  M. 


P 

n 
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n 

s 

» 
ff 
n 
n 
» 
n 
I) 
» 
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Fulda 
Hanau 


Ilofheim 

Homburg 

Kassel 


Marburg 


\Tiesbaden 

n 
n 
n 
n 

7» 


*  Humser,  Dr.,  Rechtsanwalt,  Stadtverordneten- 

vorsteher. 
Lindley,  W.  H.,  Baurath. 
Marcus,  E.,  Dr.  med. 
Marx,  August,  Dr.  med. 

*  Matti,  Alexander,  Dr.,  Stadtrath. 
Miqucl,  Dr.,  Oberbürgermeister. 
Müller,  Hans,  Schriftsteller, 
Oppenheimer,  Dr.  med. 

V.  Oven,  l>v,^  Senator,  Stadtrath. 
Rügemer,  G.,  Stadt- Bauinspector. 
ScLmick,  P.,  Ingenieur. 
Schmidt,  Moritz,  Dr.  med. 
Schölles,  Dr.  med. 

*  Spie  SS,  Alexander,  Dr.,  Sanitätsrath,  Stadtarzt. 
Stein,  S.  Th.,  Dr.  med.,  Württembg.  Hofrath. 
Stockmayer,  Oekonom. 

*  Varrentrapp,  Adolf,  Dr.,  Stadtrath. 

*  Varrentrapp,  Georg,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 
Wirsing,  Paul,  Dr.  med. 

Ziegler,  Julius,  Dr.,  Chemiker. 
Zittelmann,  Werner,  Dr.,  Stadtrath. 

*  Kind,  Dr.  med.,  Landkrankenhausdirigent. 
Noll,  Fr.,  Dr.,  Sanitätsrath,  Stadtphysicus,  Land- 
krankenhausdirigent. 

Rauch,  Oberbürgermeister,  Vertreter  der  Stadt. 

*  Thyriot,  J.  P.,  Stadtbaumeister. 

*  Grandhomme,  Dr.,  Kreiswundarzt. 
Hoeber,  Friedrich,  Dr.  med. 

*  Alsberg,  Moritz,  Dr.  med. 
Krause,  Dr.,  Medicinalrath. 

*  Rockwitz,  Dr.,  Regierungs-  und  Medicinalrath. 
V.  Ileusinger,  Otto,  Dr.  med.,  Privatdocent. 

*  Schmidt -Rimpler,  Hermann,  Dr.  med.,  Pro- 

fessor. 
Diesterweg,  Dr.,  Sanitätsrath. 
Märklin,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 
Weber,  Dr.,  Generalarzt  a.  D. 
Weidenbuscb,  H.,  Dr.,  Chemiker. 
Wilhelmi,  Dr.,  Sanitätsrath. 
Winter,  E.,  Baumeister,  Director  der  Gas-  und 

Wasserwerke. 


468 
469 
470 

471 
472 


Aachen 

» 
Andernach 

Barmen 


Rheinprovinz. 

Debey,  W.,  Dr.  med. 

V.  Weise,  Oberbürgermeister. 

Noetel,   Dr.,   Director  der   Rhein.  Provinzial- 

Irrcnanstalt. 
Heusner,  Dr.  med. 
llinsberg,  Matth.,  Baukdirector. 
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Bannen 
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Bonn 


Cleve 
Crefeld 
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Düren 

» 
Düsseldorf 
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» 
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Duisburg 

» 

Elberfeld 
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» 


Emmerich 
Essen  a.  d.  Ruhr 

» 

n 
n 

Geilenkirchen 
Gerresheim 


Namen  und  Stand 


I 


* 
* 
* 


* 


von  Knapp,  H.,  Kaufmann. 

Seh  ulke,  U.,  Stadtbaumeister. 

Wegner,  Bürgermeister,  Vertreter  der  Stadt- 
gemeinde. 

Winchenbach,  Stadtbaumeister. 

Zehme,  Walter,  Dr.,  Director  der  Gewerbeschule. 

Hofmeister,  Oberbürgermeister  a.  D. 

Meyer,  Jürgen  Bona,  Dr.,  Professor. 

Kühle,  Dr.,  Professor,  Geh.  Medicinalrath. 

Wolffberg,  Siegfried,  Dr.  med.,  Privatdocent. 

Arntz,  Wilhelm,  Dr.,  Sanitätsrath. 

de  Greiff,  Emil,  Fabrikbesitzer. 

Heimendahl,  Alexander,  Geh.  Commerzienrath. 

Kobbe,  Frdr.,  Apotheker. 

von  der  Linde,  Carl,  Chemiker. 

Ro ff  hack,  Dr.,  Apotheker. 

Roos,  Oberbürgermeister. 

Schneider,  Dr.  med. 

Seyffardt,  L.  F.,  Fabrikant. 

Hoesch,  Wilh.  Edm.,  Fabrikant. 

Sc  ho  11  er,  Philipp,  Fabrikant. 

Becker,  Oberbürgermeister,  Vertreter  der  Stadt- 
gemeinde. 

Beyer,  Dr.,  Regierungs-  und  Medicinalrath. 

Ebner,  F.,  Civil-Ingenieur 

Frings,  Gerhard,  Regieruugsbaumeister. 

Höhndorf,  Dr.  med. 

Königs,  G.,  Dr.,  Kegierungsrath. 

Krauthausen,  Dr.  med. 

Rosskothen,  Dr.  med. 

Wuttig,  Dr.,  Oberstabs-  und  Regimentsarzt. 

Faber,  Johann,  Kaufmann. 

Göcke,  Feodor,  Dr.  jur.,  Beigeordneter. 

Keller,  Bürgermeister  a.  D. 

Nieten,  Dr.  med. 

vom  Rath,  Th.,  Rentner  u.  Beigeordneter. 

Graf,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Jacobi,  R.,  Apotheker. 

Jäger,  Oberbürgermeister, Vertreter  d.  Gemeinde. 

Kauert,  A.,  Apothekenbesitzer. 

Maurer,  W.,  Stadtbaumeister. 

Simons,  Louis,  Fabrikbesitzer. 

Simons,  Walter,  Fabrikbesitzer. 

Bock,  Bürgermeister. 

Grahn,  E.,  Ingenieur. 

Hache,  Oberbürgermeister. 

von  Hövel,  Freiherr,  Laudrath. 

Wiebe,  Regierungs-  und  Stadtbaumeister. 

Schulte,  Th.,  Dr.,  Kreisphysicus. 

Pelman,  Dr.,  Sanitätsrath,  Director  der  Prov.- 
Irrcn-Anstalt. 
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Bergisch-Gladbach 

522 

Müuchen-Gladbach 
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523 

Godesberg 

524 

Hü  den 
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Honnef 
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Horchheim 
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Koblenz 
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Köln 
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lianpenberg 

* 

538 

Leichlingen 

539 

Steele 

540 

Süchteln 

541 

Tri«r 

* 

Namen  und  Stand 


Berger,  Dr.  med. 

Friderici,  Dr.,  Apotheker. 

Finkelnburg,  Dr.,  Professor,  Geh.  Rcg.-Rath. 

Zapp,  Dr.  med. 

Bredt,  Geh.  Regierungsrath. 

Schmidt,  Julius,  Dr.  med. 

Kirchgässer,  Dr.,  Medicinalrath. 

Lenz,  Heinrich,  Dr.,  Sanitätsrath ,  Medicinal< 
Assessor. 

Lottner,  Oberbürgermeister. 

Becker,  Hermann,  Dr.,  Oberbürgermeister. 

Crüger,  Dr.,  Oberstabs-  und  Regiments- Arzt. 

Heuser,  Robert,  Kaufmann. 

Leut,  Eduard,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Movius,  Theodor,  Bankdirector. 

Schwartz,  Oskar,  Geh.  Medicinal-  und  Regie- 
rungsrath. 

Stubben,  Joseph,  Stadtbaumeister. 

Köttgen,  Julius,  Kaufmann. 

Weyermann,  August,  Kaufmann. 

Grevel,  Wilhelm,  Apotheker. 

Forsbeck,  Dr.,  Geh. Sanitätsrath, Kreisphysicus. 

Roller,  G.,  Dr.,  Kreiswundarzt. 
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544 

Ansbach 
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Aschaffenburg 

547 

Augsburg 
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500 
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503 

Bayreuth 

504 

n 

Königreich  Bayern. 

Roh  ring,  Dr.,  Stabsarzt. 

♦  Vierling,  Carl,  Dr.  med. 
Burkhardt,  Dr.  med. 
Ott,  Hermann,  Dr.  med. 
Reber,    Dr.,   Director  der   höheren    weiblichen 

Bildungsanstalt. 
Bauer,  Ludwig,  Dr.,  Reg.-  u.  Kreismedicinalrath. 
Fikentscher,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Haag,  Johann,  Fabrikant. 

♦  Kuby,  Wilhelm,  Dr.,  Landgerichtsarzt. 

♦  Leybold,  Ludwig,  städtischer  Baurath. 
M  i  e  h  r ,  Dr.  med.,  Vertreter  d.  ärztlichen  Vereins. 
Riedinger,  August,  Fabrikant. 
Brandt,  Bürgermeister,  Vertreter  des  Magistrats, 
llesslor,  Seminardirectbr. 

♦  Lei  st,  Ignaz,  Dr.  med. 
Pürkhauer,  Heinrich,  Dr.,  Landgerichtsarzt 
Roth,  Friedrich,  Dr.,  Bezirksarzt,  Krankenhaus- 

director. 
Schweitzer,  Dr.  med. 
Sippel,  Apotheker  und  Magistratsrath. 

♦  Stoehr,  Dr.,  Medicinalrath. 
Zinn,  Dr.  med. 

Egger.  Dr.,  Regierungs- und  Kreismedicinalrath. 
Feustel,  Fr.,  Banquier. 
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Bayreuth 
Erlangen 

» 
Fellheim 

Feuchtwangen 

Fürth 

Gunzenhausen 

Kaiserslautern 

» 
Kaisheim 

Kolbermoor 

Landau  i.  d.  Pfalz 

Landsberg  am  Lech 

Landshut 
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Lauterecken 

Markteinersheim 
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606 
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610 

» 

Muncker,  Bürgermeister,  Vertreter  des  Magistr. 
Hagen,  Dr.,  Prof.,  Ilofrath,  Irrenanstaltsdirector. 
Leube,  Dr.  med.,  Professor. 
Kunz,  Christian,  Dt,  med. 
Aub,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Fronmüller,  Dr.,  Medicinalrath. 
Sieger,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Eni  er,  F.  C,  Director  des  Eisenwerks. 
Wolpert,  A.,  Dr.,  Professor. 
Fleischmann,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Dorffmeister,  Dr.,  Fabrikarzt. 
Pauli,  Eduard,  Dr.  med. 
Redenbacher,  Wilhelm,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Botz,  Joh.  Aug.,   Dr.  phil.,    Rector   der   Kreis- 
gewerbeschule. 

*  Brunner,  Dr.,  Regierungs-  und  Kreismedicinal- 

rath. 
Gehring,  Dr.,  rechtskundiger  Bürgermeister. 
Merk,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Schreyer,  Otto,  Dr.  med. 
VÖlkl,  Anton,  kgl.  Bauamtmann. 
Schmahl,  Ludwig,  Dv,^  Bezirksarzt. 

*  Lorenz,  Chr.,  Dr.  med. 

Herzog  Carl  Theodor  in  Bayern,  kgl.  Huh., 

Dr.  med. 
Becker,  Ludwig,  Dr.  med. 
Bedall,  Dr.,  Apotheker. 
BoUinger,  Dr.  med.,  Professor. 
Braun,  Max,  Dr.  med.,  Ilofrath. 
Büchner,  Hans,  Dr.  med.,  Privatdocent. 
Diehl,  Julius,  Dr.  med. 
Ebermayer,  Ernst,  Dr.,  Professor. 
Ekart,  Friedrich,  Fabrikant. 

*  Emmerich,  Rudolf,  Dr.  med.,  Privatdocent. 

*  V.  Erhardt,  Dr.,  erster  rechtskundiger  Bürger- 

meister. 
Falk,A.,  Apotheker. 
Frank,  Dr.,  Medicinalrath,  Bozirksarzt. 

*  Friedrich,  Emil,  Dr.,  Generalarzt. 
V.  Graf,  Dr.,  Übermedicinalratli. 
Graf,  Leopold,  Dr.  med. 
Guggenheimer,  Moritz,  Banqiiier. 
Ilaiss,  Ludwig,  Apotheker. 
Hemmer,  Moritz,  Dr.  med. 
Ilirth,  Dr.,  Buchdruckereibesitzor. 
Kahr,  Gustav,  Oberregieruugsnith. 

V.  Kerschensteiner,J.,  Dr.,  Obermedicinalnith. 
Kranz,  Anton,  Dr.,  Centralimpfarzt. 
Lippl,  Oskar,  Dr.  med. 

Martin,  Aloys,  Dr.,  Medicinalrath,  Professor  und 
Landgerichtsarzt. 
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Nenmarkt  a.  S. 
Neustadt  a.  d.  Aisch 
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Mayer,  Jos.,  Director  d.  Mayer'schen  Eunstanstalt. 

Merk,  Dr.,  Banquier. 

Näher,  Dr.  med. 

Ostermaier,  Caspar,  Desinfectionsanstal  tbesitzer. 

v.Pettenkofer,  Dr.,  Prof.,  Geh.  Über-Med.-Rath. 

Pettenkofer,   Michael,   Oberapotheker   an  der 

kpfl.  Hofapotheke. 
Port,  Dr.,  Oberstabs-  und  Garnisonsafzt. 
Probst,   Director    des   städtischen  statistischen 

Bureaus. 
Rau,  Friedrich,  Banquier. 

*  Renk,  Friedrich,  Dr.,  Privatdocent. 

V.  Rothmund,  August,  Dr.  med.,  Professor. 
Ruckert,  Conrad,  Dr.  med. 
Rüdinger,  N.,  Dr.  med.,  Professor. 
Schanzenbach,  Ph.,  Major  ä  1.  s. 
Schindler,  J.,  Dr.  med. 

*  V.  Schiere th,  Eduard,  Ministerialrath. 
Schnizlein,  Dr.  med. 

Schöner,  Alois,  Dr.  med. 

*  Schuster,  Adolf,  Dr.,  Stabsarzt. 
Seitz,  Franz,  Dr.  med.,  Professor. 

Sickenb erger,    Franz,    rechtskundiger    Magi- 

stratsrath. 
Solbrig,  Veit,  Dr.,  Stabsarzt  a.  D. 
Soyka,  Isidor,  Dr.  med.,  Privatdocent. 

*  Thiem,  A.,  Civilingenieur. 
Vogel,  A.,  Pr.  med.,  Professor. 

Vogel,  H.,  Dr.,  Regierungs-  u.  Ereismedicinalrath. 
V.  Voit,  C,  Dr.  med.,  Professor. 
Wiedenmayer,Joh.,  Dr.,  Zweiter  Bürgermeister. 
Wolfsteiner,  Dr.,  Medicinalrath ,  Privatdocent. 
Zaubzer,  Otto,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Zeilinger,  Michael,  Kreisthierarzt. 

*  Zenetti,  Arnold,  Stadtbaurath. 

V.  Ziemssen,  Hugo,  Dr.,  Professor,  Obermedi- 

cinalrath. 
Ziemssen,  Hugo,  Stud.  med. 
Schweninger,  Franz,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Hofmann,  Moritz,  Dr.  med. 
Poeschel,  Gustav,  Dr.,  Bezirksarzt. 

*  Beckh,  Wilhelm,  Dr.  med. 
Cnopf,  Julius,  Dr.  med. 
Dietz,  Theodor,  Dr.  med. 
Düderlein,  Eduard,  Dr.  med. 
Göschel,  Carl,  Dr.  med. 
Hecht,  Emil,  Ingenieur. 
Heller,  Adolf,  Dr.  med. 
Leupoldt,  Richard,  Dr.  med. 

Maier,  Jos.,  Besitzer  einer  orthopädischen  Heil- 
anstalt. 
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682 
683 
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685 
686 
687 
688 
689 

690 


Nürnberg 


» 

9 
0 

n 


Oberviechtach 
Passau 


Regensburg 


Rosenheim 

Scheinfeld 

Schweinfurt 

Speyer 

Stadtamhof 

Straubing 

Streitberg 

Weihenßtephan 

Weilheim 

Weissenburg  am  Sand 

Windsheim 

Wolfrathshausen 

Würzburg 


Merkel,  Gottlieb,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Pabst,  Jul.,  Fabrikant. 

*  Reuter,  H.,  Dr.,  Medicinalrath,  Landgerichtsarzt. 
Schwan häuser,  Gustav,  Fabrikbesitzer. 
Stepp,  Carl,  Dr.  med. 

V.  Stromer,  Otto,  Frhr.,  erster  Bürgermeister. 

Weigle,  Theodor,  Apotheker. 

Wiss,  Georg,  Kaufmann. 

Kruger,  Ludwig,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Stockbauer,  Paul,  rechtskundiger  Bürger- 
meister, Vertreter  des  Magistrats. 

Strobel,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Brau 8 er,  Dr.  med. 

Fürnrohr,  Heinrich,  Dr.  med. 

Hasselwander,  Dr.,  Obermedicinalrath. 

Sigmund,  geistlicher  Rath,  Domcapitular. 

Schelle,  Benedikt,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Rudel,  Otto,  Dr.,  Bezirksarzt. 

V.  Schultes,  Bürgermeister,  Vertreter  des  Ma- 
gistrats. 

Kar  seh,  Dr.,  Regierungs-  u.  Medicinalrath. 

Ruidisch,  Ludwig,  Dr.  med. 

Schmutzer,  Adolf,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Weber,  Theodor,  Dr.  med. 

Lintner,  Dr.,  kgl.  Professor. 

Edelmann,  B. ,  Dr.,  Bezirksarzt,  Vertreter,  des 
ärztlichen  Bezirksvereius. 

Dörfler,  Carl,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Rott,  Dr.,  bezirksärztlicher  Stellvertreter. 

Zechmeister,  Josef,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Escherich,  Dr.,  Medicinalrath  a.  D. 

*  Geige  1,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 

*  Lindner,  August,  Dr.  med. 
Rosenthal,  Jacob,  Dr.  med.,  Hofrath. 
Schloer,  Ferdinand,  Dir.  d.  k.  adl.  Julianums. 
Schmitt,  Gregor,  Regierungs-  und  Kreismedici- 

nalrath. 
Zürn,  Dr.,  Bürgermeister. 


691 
692 

693 


Bautzen 
Chemnitz 


694 

»» 

695 

» 

696 

Colditz 

697 

Döbeln 

698 

Dresden 

Königreich  Sachsen. 

*  Herrmann,  Joh.  Ernst,  Dr.  med. 

*  F linzer,    Dr.,  Medicinalrath,  Bezirksarzt,    Ver- 
treter des  Stadtraths. 

Hechler,    Stadtbaurath ,    Vertreter   des   Stadt- 

raths. 
Holscher,  Schuldirector. 
Krug,  Carl  Alfred,  Dr.  med.,  Hofrath. 
Knecht,  A.,  Dr.,  Arzt  an  der  Irrenanstalt. 

*  Korb,  Hermann,  Dr.  med. 
Beyer,  Dr.,  Oberstabs-  und  Regimentsarzt. 
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732 

733 
734 
735 
736 
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738 
739 
740 
741 
742 
743 
744 
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746 
747 
748 


Dresden 
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r> 
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n 
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»« 
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n 

n 


n 
n 
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» 
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Frankonbergr 
Freiberg 
Glauchau 

GrnsRcuhain 


*  Birch-Hirschfeld,  Dr.,  Medicinah*ath. 

*  Buch,  Georg,  Dr.,  Assistenzarzt. 

*  ChalybäuB,  Theodor,  Dr.  med. 
Fauift,  Dr.  med.,  Hofrath. 
Fiedler,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 
Fil Binder,  F.,  Dr.  phil. 

*  Flath,  C.  F.,  Stadtrath  a,  D. 
Franz,  Paul,  Apotheker. 
Friedrich,  Stadtbaurath. 
Grenser,  Paul,  Dr.  med. 
Günther,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 
Güntz,  J.  Edmund,  Dr.  med. 
Hei  big,  Dr.,  Stabsarzt. 
Hendel,  Stadtrath. 

Herklotz,  G,,  Medicinalassessor,  Apotheker. 
Heubner,  Ü.  L.,  Stadtrath. 
V.  Heyden,  Friedrich.  Dr. 

*  H übler,  Dr.  med.,  Hofrath. 

*  Käufer,  E.  0.,  Dr.  med. 
Klotz,  Carl  L.,  Dr.  med. 

KretzBchmar,  Julius,  Stadtrath,  RechtBan>valt 
Lehmann,  Dr.,  Medicinalrath. 
Marquart,  Bruno,  Director. 

Martini,  J.  0.,  Dr.  med. 
Müller,  Rudolf,  Dr.  med. 

*  Niedner,  Dr.,  Medicinalrath,  Stadtbezirksar/t. 
Oberländer,  Felix,  Dr.,  Polizeiarzt. 

*  V.  Pastau,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 
Petermann,  Theodor,  Ministerial-Secretär. 
Porti  US,  Oberstlieutcnant. 

Prinz,  0.,  Dr.  med. 

Rabenhorst,  Dr.,  Assistenzarzt  I.  Cl. 

*  Rabenhorst,  Ludwig,  Apotheker. 
Reinhard,   Dr.,  Geh.  Med.-Rath,  Präsident  dei 

LandesmediciualcoUegiums. 
Röber,  B.,  Civilingenicur. 
Roth,  W.,  Dr.,  Professor,  Generalarzt  I.  Cl. 
Salbach,  B.,  Baurath. 
Schurig,  p].,  Dr.  med.,  Hofrath. 
Siemens,  Friedrich,  Fabrikbesitzer. 
Stresemann,  Richard,  Dr.,  Apotheker. 
S  t  ü  b  e  1 ,  Alfred,  Dr.,  Oberbürgermeister. 
Sussdorf,  Hermann,  Dr.,  Stabsarzt. 
Sussdorf,  Julius,  Professor  der  Chemie. 
Teucher,  Stadtrath. 
Wollmar,  Moritz,  Apotheker. 
Fickert,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Reinhardt,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Hankel,  Ernst,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Brückner,  Dr. ,  Oberstabs-  und  Regimentsarzt 
Leo,  J.,  Dr.,  Apotheker. 


4t 
* 


des  Deutschen  Vereins  für  öflF.  Gesundheitspflege  zu  Berlin.     127 


J€ 


Wohnort 


Namen  und  Stand 


749 
750 
751 
752 
753 
754 
755 
756 
757 
758 
759 
7«>0 
761 
762 
763 
764 

765 
766 
767 
768 
769 
770 
771 

772 
773 
774 


Herrn  hat 
Leipzig 
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n 

Pirna 
Tlauen  i.  V. 


RoBswein 

Schandau 

Schwarzeuberg 

Sebnitz 

Sonnenstoin 

Strehlen 

Zittau 

Zwickau 


* 


Kinne,  Bernhard,  Apotheker. 

Brückner,  G.  A,,  Dr.  med. 

Dietel,  Wilhelm  Gustav,  Stadtrath. 

Friedrich,  Max,  Ingenieur  u.  Fabrikbesitzer. 

Heubner,  Otto,  Dr.  med. 

Hof  mann,  Franz,  Dr.  med.,  Professor. 

Paulke,  R.  H.,  Apotheker. 

PI 0  8  8,  H.,  Dr.  med. 

Reclam,  Carl,  Dr.  med.,  Professor. 

Rühlemann,  Gustav,  Dr.,  Oberstabsarzt« 

Schleissner,  Philipp,  Stadtrath. 

Siegel,  Dr.,  Medicinalrath,  Bezirksarzt. 

Sonnenkalb,  Dr., Geh. Medicinalrath, Professor. 

*  Eras,  Dr.,  Bezirksarzt. 

*  Buschbeck,  Dr.,  Bezirksarzt. 

♦Kuntze,   0.,   Oberbürgermeister,   Vertreter   des 
Stadtraths. 

*  Grundmann,  Emil,  Dr.,  Gerichts  Wundarzt. 

♦  Müller,  Max,  Dr.  med. 

♦  Hesse,  Walter,  Dr.,  Bezirksarzt. 

♦  Blume,  Bürgermeister,  Vertreter  der  Gemeinde. 
Weber,  Guido,  Dr.  med. 

Mendel,  Alfred,  Gutsbesitzer. 
♦Hesse,  F.  W.,  Dr.,  Bezirksarzt,  Vertreter  des 
ärztlichen  Bezirksvereins. 

♦  Butter,  Dr.,  Medicinalrath. 
Saxe,  Dr.,  Anstalts-  und  Bezirksarzt. 

*  Staude,  Dr.,  Medicinalrath. 
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787 

788 

789 
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791 
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Cannstadt 


Ellwangen 
Heilbronn 

Ludwigsburg 

Keckarsulm 
Neresheim 

Riedlingen 
Stuttgart 
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n 
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Konigrreich  Württemberg. 


Blezinger,  Julius,  Dr.,  Oberamtsarzt. 
Fischer,  Gg.,  Dr.  med.,  Dir.  des  Wilhelmsbades. 
Veiel,  Theodor,  Dr.  med. 
Gross,  Dr.,  Kreismedicinalrath  a.  D. 
Höring,  Dr.,  Medicinalrath,  Oberamtsarzt. 
Wüst,  Oberbürgermeister,  Vertr.  der  Stadtgem. 
Schmidt,  Hermapn,  Dr.,  Oberstabs-  und  Garni- 
sonarzt. 
Bürger,  Dr.,  Oberamtswundarzt. 
Höring,  Dr.,  Oberamtsarzt. 
Schickhardt,  Olieramtmann. 
Camerer,  Dr.,  Oberamtsarzt. 
Arnold,  B.,  Dr.  med.,  Hofrath. 
Bock,  Oberbau rath. 
Brigel,  Christian,  Dr.  med. 
Burckhardt,  H.,  Dr.  med. 
Dobel,  städtischer  Ingenieur. 
Eiben,  Rud.,  Dr.,  Amtsoberamtswundarzt. 
Faber,  Carl,  Dr.  med. 
V.  Fehling,  Dr.,  Geh.  Hofrath  und  Professor. 
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Stuttgart 
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Tübingen 
Ulm 
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*  Fehling,  Dr.,  Vorsteher  d.  Landeshebammenschale. 
Fetz  er,  Hermann,  Dr.  med. 

V.  Fichte,  Dr.,  Generalarzt  I.  Classe. 
V.  Gärttner,  Dr.,  Obermedicinalrath. 
Gantter,  F.,  Dr.,  Chemiker. 

*  Grub,  Fr.,  Besitzer  der  Milchkuranstalt. 
GuBsmann,    Ernst.,   Dr.,  Stadtdirections-   und 

Stadtarzt. 

V.  Hack,  Dr.,  Oberbürgermeister. 

Hai  dien,  J.,  Dr.,  Medicinalrath,  Apotheker. 

V.  Jäger,  Dr.,  Regierungsdirector ,  Vorsteher 
des  Kgl.  Medicinalcollegiums. 

Kaiser,  Stadtbaurath. 

Elinger,  Dr.,  Vorsteher  des  stadtischen  chemi- 
schen Laboratoriums. 

V.Koch,  Dr.,  Obermedicinalrath. 

Königs  höfer,  Oscar,  Dr.  med. 

Köstlin,  Otto,  Dr.  med.,  Professor. 

Kurz,  Dr.,  Assistenzarzt  I.  Cl. 

Landenberger,  Dr.,  Obermedicinalrath, 

*  Lindenmeyer,  Oscar,  Dr.  rer.  nat. 
V.  Minet,  Dr.,  OberstAbsarzt  a.  D. 
Pf  eil  sticker,  A.,  Dr.,  Medicinalrath. 
V.  Reuss,  Dr.,  Obermedicinalrath  a.  D. 
Rheinhard,  Baurath. 

Säur,  Stadtdirections-  und  Stadtthierarzt. 
Schmid,  Carl,  Dr.  med. 
Sigel,  Albert,  Dr.  med.,  Professor. 
Steiner,  Dr.,  zweiter  Stadtarzt. 

*  Steudel,  Dr.,  Stadtdirectionswundarzt. 
Stoll,  Dr.,  Oberstabs-  und  Regimeutsarzt. 
S  trau  SS,  Dr.,  Stabsarzt. 

Sussdorf,  Max,  Dr.  med.,  Professor  an  der  Thier- 

arzneischule. 
Weil,  Emanuel,  Dr.  med. 
Widenmann,  Adolf,  Dr.,  Centralimpfarzt. 
Widenmann,  Heinrich,  Gemeinderath. 
Zeller,  Dr.,  Obermedicinalrath  a.  D. 
Zöppritz,  August. 

V.  Liebermeister,  Dr.  med.,  Professor. 
Oesterlen,  Otto,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 
V.  Heim,  Oberbürgermeister. 

*  Leube,  Gustav,  Apothekonbesitzer. 
Volz,  Dr.,  Oberamtsarzt,'  Medicinalrath. 
Wacker,  Carl,  Dr.,  Apotheker. 


835 
836 
837 


Eberbach 
Freiburg  i.  Br. 


Orossherzogthum  Baden. 


4 

Oeffinger,  Hermann,  Dr.,  Bezirksarzt. 
BäumleY",  Dr.,  Geh.  Hofrath,  Professor. 
Eschbacher,  Dr.,  Medicinalrath. 
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838 

Freiburg  i.  Br. 

• 

Reich)  Hubert,  Medicinalrath,  Bezirksarzt. 

839 

* 

Thiry,  Rudolph,  Dr.  med. 

840 

Heidelberg 

*  Becker,  Otto,  Dr.  med.,  Professor. 

841 

» 

Bilabel,   H.   A.,   Oberbürgermeister,    Vertreter 
des  Magistrats. 

842 

» 

Blum,  W.,  Dr.,  Reichstagsabgeordnet  er. 

843 

n 

*  Knauff,  F.,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 

844 

it 

Mittermaier,  Karl,  Dr.  med. 

845 

Karlsruhe 

*  Arnsperger,  L.,  Dr.,  Medicinalrath, Bezirksarzt. 

846 

n 

Battlehner,  Dr.,  Obermedicinalrath. 

847 

ff 

Baumeister,  R.,  Professor  am  Polytcchnicum. 

848 

11 

V.  Beck,  Dr.,  Generalarzt 

849 

II 

*  Cathiau,  Thomas,  Dr.,  Architekt. 

a^o 

» 

Hoffmaun,  Dr.,  Generalarzt  a.  D. 

851 

n 

Homburger,  S.,  Dr.,  Medicinalrath,  f  1883. 

852 

II 

♦  Keller,  Wilhelm,  Ingenieur. 

853 

»1 

Lauter,   Oberbürgermeister,   Vertreter  des  Ma- 
gistrats. 

854 

• 

Riffel,  Dr.,   Docent  der  Hygiene   am  Polytech- 
nicum. 

855 

II 

*  Sehne tzler,  Bürgermeister. 

856 

Mannheim 

Moll,     Oberbürgermeister,     Vertreter    des    Ge- 

857 
bis 

• 

meinderaths. 

n 

10  Mitglieder  des  Gemeinderaths. 

666) 

867 

» 

Stephani,  Dr.,  Medicinalrath,  Bezirksarzt. 

868 

ff 

Zeroni  sen.,  Dr.  med.,  Geh.  Hofrath. 

869 

Alsfeld 

870 

Alzei 

* 

871 

Butzbach 

872 

Darmstadt 

873 

n 

4t 

874 

n 

« 

875 

ff 

876 

ff 

877 

n 

878 

Friedberg 

879 

Giessen 

880 

Mainz 

881 

ff 

882 

ff 

833 

ff 

884 

» 

885 

ff 

886 

ff 

887 

Offenbach 

Orossherzogtham  Hessen. 


Schlosser,  Dr.,  Medicinalrath,  Kreisarzt. 
*  Schenk,  Dr.,  Kreisarzt. 
Melchior,  Chr.,  Dr.  med. 
Eigenbrodt,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 
Kraus s,  Gustav,  Dr.  med. 
Neidhart,  Dr.,  Medicinalrath,  Kreisarzt. 
Ohly,  Oberbürgermeister. 
Pfeiffer,  Hermann,  Dr.,  Obermedicinalrath. 
Reissner,  Dr.,  Obermedicinalrath,  Kreisarzt. 
Lorenz,  M.,  Dr.,  Medicinalrath,  Kreisarzt. 
Glasor,  J.,  Dr.,  Medicinalrath,  Kreisarzt, 
^gger,  E.,  Dr.,  Vorsteher  des  chemischen  Unter 

suchungsamtes  für  die  Provinz. 
Helwig,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath,  Kreisarzt. 
Kauf f er,  Paul,  Ingenieur. 
Kreissig,  Stadtbaumeister. 
Kupferbergj  Florian,  Dr.  med. 
Mayer,  Ludwig,  Dr.  med. 
Roos,  Baumeister. 
Mönch,  Dr.  med. 
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Arnstadt 

889 

Bernburg 

890 

Dlankenburg  i.  Br. 

891 

Braunschweig 

892 

>» 

893 
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894 

Coburg 

895 

1» 

896 

Dessau 

897 

» 

898 

a 

899 

» 

900 

r» 

901 

» 

902 

Detmold 

903 

Eisenach 

904 

n 

905 

Eisfeld 

906 

Gotha 

907 

n 

908 

Gnoien 

909 

Greiz 

910 

Güstrow 

911 

Helmstedt 

912 

Jena 

913 

» 

914 

n 

915 

Meiningen 

916 

Oldenburg 

917 

» 

918 

Pcnzlin 

919 

Rostock 

920 

» 

921 

n 

922 

n 

923 

» 

924 

• 

925 

T 

926 

rs 

927 

Schwartau 

928 

Schwerin 

929 

Weimar 

930 

1) 

o.n 

Wcndi'burg 

Kleinere  norddeatsehe  Staaten. 


*  0  8  s  w  a  I  d ,  Hermann,  Dr. ,  Sanitätsrath ,  Bezirks- 

physicus. 
W  es  che,  Dr.,  Medicinalrath,  Kreisphysicus. 
Eyselein,  Oscar,  Dr.  med. 

*  Bladius,  R.,  Dr.  med.,  Docent  der  Hygiene. 
Prael,  Franz,  Dr.  med. 

Uhde,  C.  W.  F.,  Dr.,  Medicinalrath,  Professor. 

*  Berg  er,  Friedrich,  Dr.,  Medicinalrath. 
Eichhorn,  Traugott,  Apotheker. 

*  Böttger,  Paul,  Dr.  med. 

Fränkel,  Dr.,  Regierungs.- u.  Geh.  Medicinalrath. 

*  Lehm  er,  Regierungs-  und  Baurath. 
Mann,  Dr.,  Regierungs-  und  Medicinalrath. 
Richter,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Schneider,  Wilhelm,  Dr.  med. 

Petri,  Premierlieut.  a.  D.,  Vertreter  d.  Magistrat. 

Balzer,  C,  Dr.,  Professor. 

Douglas,  A.,  Regierungsassessor. 

Kühner,  August,  Dr.,  Physicus. 

Lebensversicherungsbank  für  Deutschland. 

Schuchardt,  Dr.,  Geh.  Regierungs-  und  Ober- 
Medicinalrath. 

Hörn,  Adolf,  Dr.  med. 

Köttnitz,  0.,  Dr.,  Medicinalrath,  Kreisphysicus. 

Waldow,  Friedrich,  Dr.  med. 

Hampe,  C,  Dr.,  Physicus,  Vertreter  des  Braun- 
schweiger Vereins  für  öif.  Gesundheitspflege. 

G  ei  gel,  Richard,  Dr.  med. 

Reichardt,  Dr.,  Professor  der  Chemie. 

Schimmelpfennig,  Postdirector. 

V.  Immhoff,  Major. 

Kelp,  Dr.,  Obermedicinalrath. 

Mutzenbecher,  Oberrogierungsrath. 

Krüger,  Ludwig,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Behm,  Ernst,  Senator. 

Dornblüth,  Fr.,  Dr.  med. 

Lesenberg,  W.,  Dr.,  Medicinalrath,  Sladt- 
physicus. 

Passow,  W.  P.  A.,  Dr.  med. 

Red  er,  Franz,  Dr.  med. 

Scheven,  Ernst,  Dr.,  Medicinalrath,  Kreis- 
physicus. 

Uf feimann,  J.,  Dr.  med.,  Professor. 

Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege. 

Hell  wag,  Dr.,  Amtsarzt. 

*  Heise,  Carl,  Dr.  med. 

V.  Conta,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 
Pfeiffer,  L.,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 
Brautlecht,  J.,  Apotheker. 
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Focke,  W.  0.,  Dr.,  Polizeiarzt. 

Janke,  Louis,  Dr.,  Staatsmed.-Chemiker. 

Lamm  er  8,  A.,  Redacteur. 

Lorent,  Eduard,  Dr.  med. 

Pauli,  Bernhard,  Dr.  med. 

P letzer,  Heinrich,  Dr.  med. 

Runge,  Gustav,  Architekt. 

Thorspecken,  Dr.  med. 

Am  sink,  J.,  Dr.  med. 

Arning,  J.  F.,  Dr.  med. 

Barca,  Theodor,  Kaufmann. 

Barg  um,  Baupolizeiinspector. 

Boy,  E.,  Kaufmann. 

Classen,  A.,  Dr.  med. 

Curschmann,  H.,  Dr.  med.,  Krankenhausdirector. 

Dangers,  G.,  stand.  Secretär  des  Vereins  für 
öffentliche  Gesundheitspflege  in  Hamburg. 

Eisenlohr,  Carl,  Dr.  med. 

Er  man,  F.  ß.,  Dr.,  Physicus. 

Fränkel,  Eugen,  Dr.  med.,  Prosector  am  All- 
gemeinen Krankenhause. 

*  Gerson,  C.  H.,  Dr.  med. 
Gläser,  J.  A.,  Dr.  med. 

*  Happe,  Dr.  med. 

*  Hennings,  Fritz,  Ingenieur. 
Kirchenpauer,  Dr.,  Bürgermeister. 
Köhne,  H.  W.,  Professor,  Staatsthierarzt. 
Köllisch,  Districtsthierarzt. 

*  Kraus,  Th.,  Dr.,  Medicinalrath. 
Krieg,  J.  E.,  Dr.  med. 

*  Krüss,  Hugo,  Dr.,  Opticus. 
Kuehne,  Dr.,  Assistenzarzt  I.  Cl. 
Lippert,  Ludwig,  Kaufmann. 

Lundt,  G.  M.,  Dircctor  des  allg.  Krankenhauses, 
von  Melle,  E.,  Senator. 

*  Meyer,  F.  Andr.,  Oberingenieur  d.  Baudeputation. 

*  Meyer,  G.  A.,  Dr.,  Districtsarzt. 
Meyersberg,  M.,  Kaufmann. 
Mo  ring,  Rudolf  H.,  Kaufmann. 
Müller,  C.  G.  IL,  Medicinalbeamter. 
Neumayer,  Dr.,  Professor  u.  Admiralitätsrath. 
Niederstadt,  B.  C,  Dr.,  Handelscheraiker. 

*  Oberdörffer,  A.,  beeidigter  Handelschemiker. 

*  Oehrens,  \V.,  Dr.  med. 
Petersen,  Dr.,  Bürgermeister. 
Petersen,  Ferdinand,  Ingenieur. 

*  Pieper,  Oscar,  Dr.,  Chemiker. 
Piza,  M.,  Dr.  med. 

*  Plambeck,  N.,  Kaufmann. 
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Keusche,  E.,  Dr. med. 
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*  Heye,  Dr.,  Oberarzt  der  Irrenheilanstalt. 
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Riekenberg,  Dr.,  Director  d.  Kräuter  heilanst  alt. 
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Sandow,  Dr.,  Apotheker. 
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Schaeffer,  Alexander,  Ingenieur. 
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♦  Schomburgk,  Hermann,  Architekt. 
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*  Schröter,  Franz,  Dr.  med. 
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Sohege,  J.  B.  Ch.,  Dr.  med. 
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♦  Ulex,  G.  F.,  Apotheker. 
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Yersmann,  E.,  Kaufmann. 
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Versmann,  J.,  Dr.,  Senator. 
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*  Voigt,  L.,  Dr.,  Oberimpfarzt. 
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Eisenstadt 
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1023 

Friedland 
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Elsass  -  Lothringen. 

Pawolleck,  Carl,  Dr.,  Kreisarzt. 

Goetel,  Dr.,  Regierungs-  und  Medicinalrath. 

Meinel,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisarzt. 

Vix,  Dr.,  Regierungs-  und  Medicinalrath. 

Alexi,  C,  Gymnasialdirector. 

Mieg-Köchlin,  Bürgermeister. 

Hermann,  Gustav,  Ingenieur. 

Kohts,  0.,  Dr.  med.,  Professor. 

Krieger,  Dr.,  San.-Ratb,  Kreisarzt,  Privatdocent. 

Kussmaul,   Dr.,  Geh.  Medicinalrath,  Professor. 

Wasserfuhr,  Herrn.,  Dr.  med.,  Ministerialrath. 

Veith,  J.,  Dr.,  Kreisarzt. 

Frank,  H.  Dr.,  Kreisarzt. 


Oesterrelch  -  Ungarn. 

Mühlvenzl,  Frz.,  Dr.,  Militär -Sanitäts- Chef. 

Wawra,  Heinrich,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Barth,  "Wilhelm,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Blumenfeld,  Hermann,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Katholicky,  K.,  Dr.,  Primararzt,  Sanitätsrath. 

Kuh,  Moritz,  Dr.,  Sanitätsrath. 

K  u  s  y,  Eman.,  Dr.,  Statthaltereirath  und  Landes- 

Sanitäts-Referent. 
Lorenz,  Alfred,  Oberingenieur,  Professor. 
Waldstein,  Michael,  Dr.,  Oberstabsarzt. 
V.  Csatary,  Ludwig,  Dr.,  Landessanitätsrath. 
V.  Fodor,  J.  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 
V.  Heggedüs,  Johann,  Dr.,  Oberstabsarzt. 
V.  Rozsahegyi,  Aladär,  Dr.,  Prof.  der  Hygiene. 
War th a,  Vinc,  Dr.  phil.,  Prof.  amPolytechnicum. 
Leszner,  Rudolf,  Dr.  med. 
Steiner,  Rudolf,  Berg-  und  Hüttendirector. 
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Graz 

Kratter,  Julius,  Dr.,  Docent  der  Hygiene. 

1025 

Gross  -  Enzersdorf 

Preleitner,  Florian,  Dr.,  Bezirksarzt. 

1026 

Karlsbad 

Fell  er,  Flans,  Hofbuchhändler. 

1027 

■ 

*  Sipöcz,  Ludwig,  Dr.,  Stadt chemiker. 

1028 

Elagenfurt 

♦  V.  Longo,  Anton,  FreiheiT,  Dr.  med. 

1029 

» 

Pichler,  Karl,  Dr.,  Sanitätsrath,  Bezirksarzt, 

1030 

Kolin 

*  Steppan,  Josef,  Dr.,  Stadtarzt. 

1031 

Krakau 

Buszek,  J.,  Dr.,  Stadtphysicus. 

1032 

» 

Grabowski,  "Casimir,  Dr.,  Universitätsdoccnt. 

1033 

Krems 

Grabacher,  Ant., Dr., Sanitätsrath,  Bezirksarzt^ 

1034 

Linz 

♦  Schiedermayr,   Carl,    Dr.,   Statthai tereirath 
und  Landes -Sauitätsrererent. 

1035 

Meran 

Gumprecht,  Adolf,  Redacteur. 

103C 

Mistelbach 

Muhr,  Joseph,  Dr.,  Bezirksarzt. 

1037 

Neunkirchen 

Rauchegge r,  Jos.,  Dr.,  Bezirksarzt. 

1038 

Ober-Döbling 

Kohn,  Karl,  Dr.  med.,  Redacteur. 

1039 
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Leidesdorf,  Max,  Dr.  med.,  Professor. 

1040 

a 

Obersteiner,  Heinrich,  Dr.  med.,  Professor. 

1041 

Oberhollabrunn 

♦  Ulbing,  Josef,  Dr.,  Bezirksarzt. 

1042 

Prag 

*  Bromovsky,  J.,  Manch inenfubri kaut. 

1043 

» 

Naprstek,  Vojta,  Privatier. 

1044 

ff 

♦  Pissling,  Wilhelm,  Dr.  Professor. 

1045 

ff 

*  S moler,  Moritz,  Dr.  med. 

1046 

ff 

Popper,  M.,  Dr.,  Docent. 

1047 

Pressburg 

Bügel,  Edmund,  Dr.,  Regimentsarzt. 

1048 

Reichenberg 

*  Müller,  Joseph,  Dr.  med. 

1049 

Salzburg 

♦  Faistauer,  Caspar,  Dr.,  Stadtarzt. 

1050 

Scheibbs 

Hof  er,  Karl,  Dr.,  Bezirksarzt. 

1051 

St.  Polten 

Klimesch,  Karl,  Dr.,  Bezirksarzt. 

1052 

Tamow 

♦  Hausser,  Alexander,  Dr.  med. 

1053 

Triest 

♦  Bohata,  Adalbert,  Dr.,  Sanitätsrath. 

1054 

Trient 

Mens  burger,  Ed.,  Dr.,  Bezirksarzt. 

1055 

Troppau 

1 1 1  i  n  g ,  Ferdinand,  Dr.,  Sanitätsrath,  Bezirksarzt. 

1056 

Wien 

Adler,  Hans,  Dr.  med. 

H»57 

s 

Adler,  Heinrich,  Dr.,  städtischer  Arzt. 

1058 

■ 

Adler,  Victor,  Dr.  med. 

1059 

» 

Altenberg,  Felician,  Apotheker,  Gemeiudcrath. 

1060 

ff 

Andreae,  Fritz,  Ingenieur. 

1061 

ff 

Andreae,  Gustav,  Kaufmann, 

1062 
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Auspitz,  Heinrich,  Dr.  med.,  Professor. 

1063^ 
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*  Baecher,  Wilhelm,  Kammerrath, Gemeinderath. 

1064 

ff 

♦  B arber,  Julius,  Dr.,  Stabsarzt. 

1065 

ff 

Batsy,  Frauz,  Dr.  med. 

1066 

ff 

Baumgarten,  Rud.,  Dr.,  Polizeibezirksarzt. 

1067 

ff 

♦  Berger,  Franz,  Stadtbaudirector. 

1068 

ff 

Biach,  Alois,  Dr.,  Sanitätsassistent. 

1069 

ff 

*  Böhm,  Carl,  Dr.  med.,  Professor. 

1070 

• 

*  Boese,  Johann,  Dr.,  Stabsarzt. 

1071 

ff 

*  Breyer,  Friedrich,  Ingenieur. 

1072 

ff 

Bromeissl,  Karl,  Dr.,  Regimentsarzt. 

1073 

ff 

*  Brück,  Moritz,  Dr.,  Oberstabsarzt. 
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Flamm,  Ifi^az  llormaiin,  Dr.,  HofeanitäUralh. 
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Frandsen,  E«ivnrdt,  Privatier, 
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1081 

Friedinßer,  Karl,  Dr.  med. 

li>82 

1063 

Fürth,  Ludwig,  Dr.,  ümyersitätsdocent. 

1084 

1085 

Gecellichaft  der  Wionor  Eiewerko. 

1086 

Glammor,  Karl,  FabriltaDt. 

1087 

Gro«B,  Jakob,  Dr.  med. 

1088 

1089 

HaramerBchmidl,  Anton    Hr.  med. 
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1091 

Heim,  Josef,  Dr.  med. 

1092 

Hein,  Isidor,  Dr.,  PrimarorEt. 

ItUS 

Herzfeld,  S:,  Dr.  med. 

1094 

Hock,  Jacob,  Dr,,  Univeroitätsdocent. 

109Ö 

Hoffmann,  Adolf,  Dr.  med. 

1006 

hauBdiietlor. 

1097 

Hofmiinn    Eduard.  Dr.  med.,  Professor. 

1098 

Hof  m  okl,  ,T.,  Dr.,  I'rlinanir/l,  l!ni-v^,Fll[i  sdocont. 

1090 

HopfRartner,  L,,  Dr.,  r.:Il7.,-.,l>,./;.k'i,rit. 

IIÜO 

•  V.  Bübl-Stollenbach,  Ritter,  Rpgimentsarrt. 

1101 

InnhauBer,  Frani,  Dr.,  Sanitätsrath ,  Stadt- 
pbyBiCue  em. 

1103 

Kftinzbauor,  Josef,  Dr.  med.,  Professor  em. 

1103 

Kämmerer,  F.mil,  Hr.,  städtiBcUer  Arzt. 

1104 

Kaperl,  Leopold,  Dr.  med. 

llOD 

•  V.  Karajan,  h.,  Ritter,  Dr.  med.,  Statthalterei- 
rath  und  l.aiulpsfiniiitfitsrcfcrent. 

1106 

Kernecker,  Job.,  Dr.,  Gemeinderath,  Obmann 

der  Sanitätssection. 

1107 

T.  Khautz-Euientbal,  Dr.,  Gemeinderath. 

1108 

KöUner,  Tgnaz,  Dr.,  ülFrrtitabsar/t. 

1100 

Köniirste   1,     [..>.,|,»1.],  Di',,  Univtrsitatsdocont. 

1110 

Kowaieki,  Ileinr.,  Dr,,  Ri'Kinic.DlsiuKt. 

1111 

KratBchmer,  Florian,  Dr.,  Reginientsarit,  üni- 

versitätsdocent. 

1112 

*  Kraus,  rt«>mhard,  Dr.  med.,  Redactcur, 

111» 

•  V.  d.  Leedon     KnrI,  UulsbosilMT 

IIU 

l.piden,  Jr™.,  Ur.,  Gi-nerHlslnbaaml. 

I11& 

Lippmann.  Ed.,  Dr.  pbi!.,  Univerailätflprofessor. 

111« 

1117 

Loew,  Anton,  Dr.  med. 

1118 

Lorini-er,  Friedr.  W.. Dr., SaniläUrath, Director 

des  Krankeuhausea  Wiciicn. 
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Markbreiter,  Josef,  Dr.,  Primarurzt. 

Mittler,  Paul,  Dr.  med. 

Mach,  Ferd.,  Dr.  med. 

Mükisch,  Dr.,  Bezirksarzt, 

Munk,  Jakob,  Ingenieur. 

Myrdacz,  Paul,  Dr.,  llepimontsarzt. 

Neudörfer,  Igiiaz,  Dr.,  Oberstabsarzt  I    Ol. 

Nowak,  Jos.,  Dr.,  Sauitätsrath,  Professor. 

Oser,  Leopold,  Dr.,  iSanitätsrath. 

Passauer,  Moriz,  Dr.  med. 

Pernitza,  Emil,   Dr.  med. 

Pfleger,  Ludwig,  Dr.  med. 

Picha,  Josef,  Dr.,  Regimentsarzt. 

Popper,  Heinrich,  Dr.,  Polizeibezirksarzt. 

PraetoriuB,  Christian  Ludwig,  Iledacteur. 

Presl,  Friedrich,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Presl,  Johann,  Badeanstaltsdirector. 

V.  Preyss,  Georg,  Dr.,  Modicinalrath. 

Raab,  Wilhelm,  Apotheker. 

Ra^dlmesser,  J.,  Dr.,  Magister  Chirurgiae. 

Red  er,  Albert,  Dr.  med.,  Professor. 

Reisser,  Karl,  Apotheker. 

V.  Reuss,  Aug.,  Ritter,  Dr.,  Universitätsdoceut. 

Richter,  Maximilian,  Dr.  med. 

Riedel,  Josef,  Ingenieur. 

Rollet,  E.,  Dr.,  Universitätsdoceut,  Hospitaldir. 

Sakelarides,  Demeter,  Dr.  med. 

Sarg,  Karl,  Fabrikbesitzer. 

Schenk,  A.,  Militär-Medicinaldirector. 

Schiff,  .Eduard,  Dr.  med. 

Schiffmann,  Ignaz,  Dr.,  städtischer  Arzt. 

Schlosser,  Theodor,  Dr.,  Apotheker. 

Schmid,  Gregor,  Dr.,  städtischer  Arzt. 

Schneid,  Maximilian,  Apotheker. 

Schneller,  Jos.,  Dr,,  Obersani tätsrath. 

Schnitz  1er,  Johann,  Dr.  med.,  Professor. 

Schwarz,  Isidor,  Dr.  med. 

Sei  dl,  Edmund,  Dr.  jur.  et  med. 

Spaeth,  Jos.,  Dr.,  Obersau itätsrath,  Professor. 

SpitzmüJler,  Julius,  Dr.  med. 

S  tan  gl,  Franz,  Dr.,  Stabsarzt. 

Tinus,  Karl,  Dr.,  Sanitätsassistent. 

Turkiewicz,  Augustin,  Dr.  med. 

üllmann,  A.,  Dr.,  ärztl.  Statthaltereiconcipient. 

Unterholzner,  Balthasar,  Dr.,  Primararzt. 

V.  Vi  veno  t,  Rud.,  Ritter,  Dr.,  Ilofrath. 

Vogl,  August,  Dr.,  Obersauitätsrath,  Professor. 

V.  Waldheim,  Anton,  Apotheker. 

Weisshappel,  Ludwig,  Hoflieferant. 

Winternitz,  Wilh.,  Dr.,  Uuiversitätsprofessor. 

Witlacil,  Andreas,  Dr.,  Sauitätsrath, Bezirksarzt. 
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Wolf  1er,  Bernhard,  Dr.  med.,  kaiserl.  Hath. 
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Wonka,  Franz,  Dr.  med. 
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V.  Zagorski-Ostaja,  Jos.,  Kitter,  Dr.  med. 

1174 
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Zemann,  Adolf,  Dr.,  I.  Assistent  am  patholo- 
gisch-anatomischen Institute. 

1175 

Wicuer-Neustadt 

Blau,  Wilhelm,  Dr.,  Bezirksarzt. 

1176 

\Vüdic 

V.  Wiedersperg,  Uustav,  Ritter,  Dr.  med. 

1177 

Zuaim 

♦  Haider,  Johann,  Dr.,  Stabsarzt. 

1178 
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Illavacek,  tranz,  Dr.,  Regimentsarzt. 

1179 

Zwettl 

*,Langer,  Johann,  Dr.,  Bezirksarzt. 
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MoHis 
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Thun 
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Schweiz. 

Nüsperli,  Edmund,  eidgen.  Fabrikinspector. 

•^i^^K}  ^'  ^'f  ^^'i  Bezirksarzt. 
Göttisheim,  F.,  Dr.,  Staatsschreiber, 
de  Wette.  B.,  Dr.,  Physicus. 
Schul  er,  Fr.,  Dr.  med. 
Custer,  Gustav,  Dr.  med. 
♦  Loetscher,  Johann,  Dr.  med. 
Gerber,  K.,  Dr.,  Chemiker. 
Bürkli-Ziegler,  A.,  städtischer  Ingenieur. 
Dietzsch,  Oscar,  Chemiker. 
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♦  S  a  1 1 e t ,  Rudolf,  Dr.  med. 

Franz,  Bcy,  Band irector  des Cultusmiuisteriumt. 

Sattler,  Heiorich,  Dr.  med. 

Taylor,  Heinrich,  Dr.  med. 

XieuwB  trat  eil,  Dr.  med. 

D ragen dor ff,  Dr.,  Professor. 

Reyher,  G.,  Dr.  med.,  Docent. 

♦  Reimann,  Heinr.,  Dr.  med.,  K. russ. Staatsrath. 

♦  Levisohn,  Ferdinand,  Dr.  med. 
Günther,  Charles,  Kaufmann. 
Lindley,  W.,  CiviÜngenieur. 

♦  Putzeys,  Felix,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 

♦  Eriflman,  Dr.,  Professor  der  Ilygiene. 
V.  Seil  he  im,  N.,  Oberst. 
Brendel,  Alexander,  Dr.  med. 
Afanassiew,  Michel,  Dr.  med. 
V.  Heidenreich,  Ludwig,  Dr.  med. 
Koretsky,  .\lexander,  Dr.  med. 
Suzor,  Graf,  Professor  der  Sanitätsarchitektar. 
Ucke,  Dr.,  Staatsrath,  Medicinalrath. 
Hey  mann,  Elias,  Dr.,  Professor  der  Hygiene; 
Linroth,  Klas,  Dr.  med. 
Putzeys,  E.,  Dir.  d.  stadt.  Ingenieurbüreaus. 
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Erste    Sitzung. 

Montag,  den  15»  September,  Vormittags  9  Uhr. 

Vorsitzender  Exeellenz  Uobrecht  (Berlin)  eröffnet  die  Versamm- 
lung mit  einigen  begrüssenden  Worten  und  ertbeilt  zanäcbst  das  Wort 
Seiner  Excellenz  dem  Herrn 

Oberpräsldenten  t.  Leipziger  (Hannover) : 

„Meine  Herren!  Der  Einladung  Ibres  Ausscbusses  gern  Folge  leistend 
habe  ich  die  Ebre,  Namens  der  königl.  Staatsregierung  die  Versammlung 
des  Deutseben  Vereins  für  öffentlicbe  Gesundheitspflege  in  hiesiger  Stadt  zu 
begrüssen  und  willkommen  zu  beissen.  Die  Bestrebungen  und  Verbandlungen 
Ibres  Vereins  bewegen  sich  auf  einem  Gebiete,  auf  welchem  weitere  For- 
schungen, die  Besserung  bisberiger  Zustände  und  die  Verbreitung  und  Ver- 
allgemeinerung des  in  der  Bevölkerung  leider  noch  vielfacb  mangelnden 
Verständnisses  und  Interesses  für  Einriebtungen ,  die  den  öffentlicben 
Gesundheitszustand  zu  fördern  und  zu  erbalten  geeignet  sind,  wie  in  Ibrem 
Vereine  so  auch  von  der  königl.  Staatsregierung  als  dringendes  Bedürfniss 
erkannt  sind.  Die  königl.  Staatsregierung  wird  daher  auch  Ihren  dies- 
jährigen Verbandlungen  volle  Beachtung  und  Würdigung  zuwenden  und 
vereinigt  sich  mit  Ibnen  zu  dem  Wunsche,  dass  die  Bestrebungen  Ihres 
Vereins  auf  dem  Gebiete  der  öffentlicben  Gesundbeitspflege  wie  bisber  so 
auch  fernerhin  zum  allgemeinen  Wohle  wertbvolle  praktiscbe  Erfolge  zeitigen 
mögen!*' 

Stadtsyndicns  Ostermeyer  (Hannover): 

„Hocbgeehrte  Herren!  Gestatten  Sie  auch  mir,  dass  icb  Sie  Namens 
der  Stadt  Hannover  begrüsse  und  in  diesen  Bäumen  willkommen  heisse. 
Die  Bestrebungen  des  Vereins  für  ö£Pentliche  Gesundheitspflege  sind  von 
hervorragender  Bedeutung  für  die  communalen  Interessen,  sie  betreffen  zum 
grossen  Theil  Fragen,  deren  praktiscbe  Lösung  mehr  oder  minder  in  erster 
Linie  an  die  Gommunen  herantritt.    Die  Verbandlungen  des  Vereins  liefern 
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den  cororaunalen  Behörden  ein  reiches  schätzbares  Material  zur  Belehrung 
und  znr  praktischen  Yerwerthung  bei  Ausführung  von  Arbeiten  von  sani- 
tärer Bedeutung. 

^£s  war  uns  desshalb  eine  grosse  Freude,  als  wir  die  Nachricht  erhiel- 
ten, dass  der  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  in  diesem  Jahre  Han- 
nover zu  seinem  Versammlungsorte  erwählt  habe,  und  es  gereicht  uns  zu 
ganz  besonderer  Ehre,  dass  Sie  Ihre  Sitzungen  in  diese  Räumlichkeiten 
verlegt  haben. 

„Mögen  Ihre  Verhandlungen  hier  einen  gedeihlichen  Verlauf  nehmen 
und  von  reichen  Erfolgen  für  die  öfientliche  Gesundheitspflege  gekrönt  sein. 
Möge  Ihnen  aber  auch  für  die  Zeit,  die  Sie  der  Erholung  widmen  wollen, 
unsere  Stadt  einen  angenehmen  Aufenthalt  gewähren." 

Dr.  med.  Lobniann  (Hannover): 

^ Meine  Herren!  Gestatten  Sie  auch  mir,  Sie  im  Namen  des  hiesigen 
Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  herzlich  willkommen  zu 
heissen.  Ich  kann  nicht  leugnen,  dass  mich  eine  gewisse  Beklemmung  über- 
kam, als  ich  die  Nachricht  empfing,  dass  diese  hohe  Versammlung  in  diesem 
Jahre  unserer  Stadt  die  Ehre  ihres  Besuches  zugedacht  habe.  Vorher  waren 
fast  alle  grösseren  Städte  Deutschlands,  zum  Theil  mit  wahrhaft  muster- 
gültigen hygienischen  Einrichtungen,  besucht,  gerade  in  den  letzten  Jahren 
die  beiden  Weltstädte  Wien  und  Berlin.  Wie  sollten  wir  dagegen  mit  unseren 
bescheidenen  Anfängen  auf  dem  Gebiete  der  öfi*entlichen  Gesundheitspflege 
bestehen!  Doch,  meine  Herren,  ein  Schelm  giebt  mehr  als  er  hat.  An 
gutem  Willen  hat  es  nicht  gefehlt,  und  ich  hofle,  das  Wenige,  das  wir 
Ihnen  hier  zeigen  können,  werden  Sie  nicht  ganz  misslungen  finden.  Sollten 
Sie  dabei  entdecken,  dass  manches  noch  nicht  da  ist,  so  bitte  ich  Sie,  zu 
bedenken ,  dass  an  den  Säckel  einer  Stadt ,  die  an  sich  nicht  reich ,  in  den 
letzten  Jahrzehnten  so  rapide,  ja  fast  in  amerikanischen  Verhältnissen, 
herangewachsen  ist,  Anforderungen  so  mancherlei  Art  gestellt  werden,  dass 
grosse  kostspielige  Unternehmungen  leider  hinausgeschoben  werden  müssen. 

„Der  Gesundheitszustand  unserer  Stadt  ist  gottlob  im  Ganzen  ein  recht 
erfreulicher  gewesen.  Wenn  Sie  Gelegenheit  genommen  haben,  die  Zusam- 
menstellungen des  Reichsgesundheitsamtes  zu  verfolgen,  so  werden  Sie 
gesehen  haben,  dass  Hannover  immer  einen  der  ersten  Plätze  unter  den 
grösseren  Städten  Deutschlands  gefunden  hat.  Von  Epidemieen  ist  unsere 
Stadt  gottlob  bis  jetzt  vollständig  verschont  geblieben,  und  auch  das  ist 
wohl  ein  Grund,  wesshalb  die  Stadt  erst  in  den  letzten  Jahrzehnten  an- 
getrieben ist,  für  die  öfi'entliche  Gesundheitspflege  Maassregeln  zu  ergreifen, 
da  sie  durch  die  Natur  im  Ganzen  in  eine  höchst  glückliche  Lage  versetzt 
ist.  In  einer  Ebene  liegend,  die  der  freien  Luft  von  allen  Seiten  Zutritt 
gewährt,  fast  in  einem  Viertel  ihres  Umfanges  umgeben  von  dem  schönen 
Holze  der  Eilenriede,  den  grossen  Anlagen  von  Herrenhausen,  können  wir 
sagen,  dass  wir  uns  einer  gesunden  Luft  erfreuen. 

„Nun,  meine  Herren,  ich  will  Sie  nicht  länger  aufhalten.  Indem  ich 
Sie  bitte,  nicht  mit  zu  scharfer  kritischer  Brille  unsere  hiesigen  Anlagen 
anzusehen,  rufe  ich  Ihnen  noch  einmal  im  Namen  unseres  Vereins  ein  herz- 
liches Willkommen  zu." 
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Vorsitzender  Excellenz  Hobrecht  (Berlin): 

„Meine  Herren!  Den  Dank  abzustatten  für  das,  was  die  Stadt  Han- 
nover, was  ihre  Bewohner,  was  die  königlichen  und  städtischen  Behörden 
zur  Förderung  unseres  Vereinslebens  thun,  das  wird  am  Schlüsse  unserer 
Versammlung  am  Orte  sein,  und  dann  will  ich  auch  dem  Herrn  Präsidenten 
nicht  vorgreifen,  den  Sie  wählen  werden.  Ich  darf  aber  wohl  schon  in 
diesem  Augenblicke  ein  Wort  des  herzlichsten  Dankes  den  Herren  aus- 
sprechen, die  so  freudig  der  Einladung  gefolgt  sind,  hier  zu  erscheinen, 
und  die  uns  mit  so  sympathischen,  wohlwollenden  Worten  begrüsst  haben, 
vor  Allem  Sr.  Excellenz  Herrn  Oberpräsidenten  v.  Leipziger,  dem  Ver- 
treter des  hiesigen  Magistrats  Herrn  Ostermeyer  und  Herrn  Dr.  Loh- 
mann,  der  an  der  Spitze  des  hiesigen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege steht. 

„Bevor  wir  zur  Wahl  des  Vorsitzenden  schreiten,  ist  es  üblich,  den 
Rechenschaftsbericht  über  das  abgelaufene  Geschäftsjahr  vorzatragen.  Ich 
bitte  Sie,  ihn  aus  dem  Munde  des  Herrn  Geschäftsführers  entgegenzunehmen." 

Der  ständige  Secretär  Sanitätsrath  Br.  SpieBS  verliest  hier- 
auf den 

Beohensehaftsbericlit 

des 
Ausschusses  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege 

für  die  Zeit  vom  Mai  X883  bis  September  X884. 

Nach  Schluss  der  Berliner  Versammlung  trat  der  neu  gewählte  Aus- 
Bchuss,  bestehend  aus  den  Herren 

Wirkl.  Geheimerath  Hobrecht,  Excellenz  (Berlin),  Vorsitzendem, 

Bürgermeister  Dr.  v.  Erhardt  (München), 

Sanitätsrath  Dr.  Graf  (Elberfeld), 

Statthaltereirath  Dr.  Ritter  v.  Karajan  (Wien), 

Professor  Hermann  Rietschel  (Berlin), 

Generalarzt  Professor  Dr.  Roth  (Dresden)  und 

dem  ständigen  Secretär  Dr.  Spiess  (Frankfurt  a.  M.), 

zu  einer  Sitzung  zusammen  und  beschloss  unter  Anderem: 

1.  den  Bericht  über  die  Berliner  Versammlung  in  der  bisherigen 
Weise  zu  veröffentlichen  und  den  Mitgliedern  zuzustellen; 

2.  in  Bezug  auf  den  in  der  zweiten  Sitzung  angenommenen  Antrag  des 
Herrn  Oberingenieurs  Fr.  Andr.  Meyer,  betr.  Untersuchung  der 
deutschen  Flüsse,  zunächst  eine  weitere  Eingabe  nicht  zu  machen, 
wohl  aber  persönlich  dem  Herrn  Reichskanzler  nochmals  den  Gegen- 
stand vorzutragen,  und  auch  im  Reichstage  betr.  des  Schicksals  der 
Petition  des  Vereins  vom  3.  April  1878  Erkundigung  einzuziehen; 

3.  die  beim  Ausschuss  eingegangenen  Anträge  betr.  Themata  für  die 
nächstjährige  Versammlung  zunächst  bei  den  Ausschussmit- 
gliedern  circuliren  zu  lassen. 
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Arn  24.  Februar  trat  der  Ausschuss  zu  einer  Sitzung  in  Berlin 
zusammen,  bei  welcher  leider  die  Herren  Bürgermeister  Dr.  v.  Erhardt 
und  Statthaltereirath  Dr.  ▼•  Karajan  zu  erscheinen  verhindert  waren. 

Der  erste  Beschluss  betraf  das  gemeinschaftliche  Tagen  mit  dem 
Verein  für  Gesundheitstechnik,  wie  es  in  den  letzten  Jahren  statt- 
gefunden hatte.  Nach  eingehender  Discussion  der  Vortheile  und  Nachtheile 
eines  solchen  Zusammengehens  zweier  in  ihren  Zielen  ziemlich  auseinder- 
gehender  Vereine  beschloss  der  Ausschuss  einstimmig,  in  Anbetracht,  dass 
es  für  jeden  Verein  die  Vorbedingung  un verkümmerter  Entwickelung  sei, 
sich  vollkommene  Freiheit  und  Selbständigkeit  zu  wahren  und  dass  es  für 
unseren  Verein  besonders  wichtig  sei,  sich  für  Zeit  und  Ort  seiner  Zusam- 
menkünfte, für  die  Wahl  der  Referenten  und  der  Themata,  auf  welche  die 
zur  Zeit  besonders  hervortretenden  hygienischen  Fragen  von  stets  mannig- 
fach wechselndem  Einflüsse  seien,  vollkommene  Selbständigkeit  zu  erhalten, 
von  einem  weiteren  Zusammentagen  mit  dem  Verein  für  Gesundheitstechnik 
abzusehen  und  diesen  Beschluss  dem  Vorstande  des  Vereins  für  Gesundheits- 
technik durch  Schreiben  mitzutheilen. 

Es  wurde  sodann  über  Ort  und  Zeit  der  Vereinsversammlung 
im  Jahre  1884  berathen.  Bisher  war  es  stets  üblich  gewesen,  mit  dem  Orte 
der  Versammlung  des  Deutschen  Vereins  für  öfifentliche  Gesundheitspflege 
zwischen  Nord-  und  Süddeutschland  abzuwechseln  und  örtlich  und  zeitlich 
sich  der  Versammlung  deutscher  Naturforscher  und  Aerzte, 
die  den  gleichen  Wechsel  einhält,  anzulehnen.  Die  hygienische  Ausstellung 
in  Berlin,  sowie  die  besonderen  örtlichen  Verhältnisse  daselbst  machten  es 
im  Vorjahre  nöthig,  von  dieser  Regel  abzugehen  und  ohne  Rücksicht  auf 
die  Naturforscherversammlung  im  Mai  in  Berlin  zu  tagen.  Da  durch  den 
Ausfall  einer  Versammlung  des  Vereins  im  Jahre  1882  ein  ferneres  Zu- 
sammengehen mit  der  Naturforscherversammlung  nur  möglich  war,  wenn 
der  Verein  dieses  Jahr  nochmals  in  Norddeutschland  tagte,  so  glaubte  der 
Ausschuss  eine  Ausnahme  des  bisher  gebräuchlichen  Wechsels  machen  zu 
sollen  und  hat  Hannover  und  die  Tage  des  15.  bis  17.  September,  im 
Anschluss  an  die  am  18.  September  in  Magdeburg  zusammentretende  Natur- 
forscherversammlung gewählt,  und  folgende  Tagesordnung  festgestellt: 

Tagesordnung: 

Montag,  den  15.  September. 
L  Ueber  die  Fördernng  de%  hygienischen  Unterrichts. 

Referenten:   Herr  Professor  Dr.  C    Flügge  (Göttingen). 

„     Professor  Dr.  Roth,   Generalarzt  I.  CI.  (Dresden). 

Dienstag,   den   16.  September. 

II.  Die  liygieuische  Beaufsichtigung  der  Schule  durch  den  Schularzt« 

Referenten:    Herr  Privatdocent  Dr.  A.  Baginsky  (Berlin). 

„     Stadtschul rath  Professor  Dr.  Bertram  (Berlin). 

Mittwoch,   den   17.  September. 

III.   Vortlieile  und  Nachtlieile  der  DurclilässiglKeit  Ton  Mauern  und 
Zwisclienböden  der  Wolinr&ume* 

Referenten:   Herr  Director  Professor  Dr.  Recknagel  (Kaiserslaatem). 
„     Professor  Dr.  Franz  Hofmana  (Leipzig). 
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Leider  sind  zwei  der  betreffenden  Herren,  die  ein  Referat  zuzusagen 
die  Güte  hatten,  die  Herren  Prof.  Dr.  Franz  Hofmann  und  Generalarzt 
Prof.  Dr.  Roth,  durch  äussere  Verhältnisse  verhindert,  bei  Hern  Gongress 
zu  erscheinen. 

Ausser  den  zur  Verhandlung  kommenden  Thematen  hatte  der  Ausschuss 
beschlossen,  Herrn  Geh.  Regierungsrath  Dr.  Koch  nach  seiner  Ruckkehr 
aus  Indien  zu  ersuchen,  dem  Verein  Mittheilungen  über  seine  epoche- 
machenden Cholera forschungen  zu  machen  und  der  Ausschuss  wieder- 
holte diese  Bitte  nach  dem  ebenfalls  von  Herrn  Koch  beobachteten  Aus- 
bruche der  Cholera  in  Toulon  und  Marseille.  Beide  Male  sah  sich  Herr 
Koch  durch  seine  Stellvertretung  in  der  Direction  des  kaiserlichen  Gesund- 
heitsamtes gezwungen,  unter  den  Ausdrücken  lebhaftesten  Bedauerns  auf 
eine  Betheiligung  an  dem  diesjährigen  hygienischen  Congress  verzichten  zu 
müssen. 

Die  Reohnnngs abläge  für  die  beiden  Jahre  1882  und  1883,  für 
welche  nur  einmal  Mitglieder  beitrage  erhoben  wurden,  wurde  vom  Ausschuss 
geprüft  und  richtig  befunden.     Es  betrug 

Cassensaldo  am  1.  Januar  1882 2465*62  M. 

Jahresbeiträge  von  1229  Mitgliedern  .    .    .    7374*00    „ 

mithin  zusammen  Einnahmen   .    .    .    9839*62  M. 
dagegen  an  Ausgaben 7793*16    „ 


bleibt  ein  Cassensaldo  für  1884  von    2046*46  M. 

Die  Mitgliederzahl  des  Vereins  betrug  zu  Ende  des  Jahres 
1883:  1212.  Von  diesen  sind  im  laufenden  Jahre  ausgetreten  130, 
davon  13  durch  Tod.     Es  sind  dies  die  Herren 

Oberbürgermeister  Kohleis  in  Posen, 

Geh.  Obermedicinalrath  Prof.  Dr.  Baum  in  Göttingen, 

Dr.  Debey  in  Aachen, 

Oberbürgermeister  Roos  in  Crefeld, 

Beigeordneter  vom  Rath  in  Duisburg, 

Obermedicinalrath  Dr.  v.  Graf  in  München, 

Director  Mayer  in  München, 

Herr  Oster  maier  in  München, 

Medicinalrath  Dr.  Haidien  in  Stuttgart, 

Medicinalrath  Dr.  Homburger  in  Karlsruhe, 

Medicinalrath  Dr.  Stephani  in  Mannheim, 

Medicinalrath  Dr.  v.  Preyss  in  Wien  und 

Hofrath  Dr.  Ritter  v.  Vivenot  in  Wien. 

Neu  eingetreten  sind  bis  heute  52  Mitglieder,  so  dass  der  Verein 
sor  Zeit  ^)  1134  Mitglieder  zählt,  von  denen  131  in  Hannover  anwesend  sind. 

^)  Die  2^hlen  sind  die  am  Schltisse  der  Versammlung  festgestellten.    Siehe  Mitglieder- 
rerzeichniss  am  Schlüsse  des  Berichtes. 
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Auf  Vorschlag  des  Vorsitzenden  erwählt  hierauf  die  VersammluDg 
dem  bisherigen  Gebrauch  folgend  durch  Acclamation  den  Herrn  Ober- 
ingenieur F.  Andreas  Meyer  (Hamburg)  zum  Vorsitzenden  für  die 
diesjährige  Versammlung. 


Vorsitzender  F.  Andreas  Meyer  (Hamburg): 

„Verehrte  Versammlung! 

„Indem  ich  die  Wahl  annehme,  danke  ich  Ihnen,  dass  sie  ein  solches 
Vertrauen  zu  meiner  Persönlichkeit  haben.  Ich  weiss  sehr  wohl,  dass  die- 
selbe in  jeder  Beziehung  für  solche  Verwendung  zurückstehen  muss  in 
einem  Kreise  so  vieler  ausgezeichneter  Männer,  wie  sie  unser  Verein  um- 
schliesst,  und  finde  nur  darin  den  Muth,  ja  sogar  die  Verpflichtung,  als 
langjähriges  Mitglied  des  Vereins  und  durchdrungen  von  der  Bedeutung, 
die  es  hat,  die  verschiedenen  in  ihm  vertretenen  Factoren  gleichmässig  zur 
Wirkung  zu  bringen,  den  Vorsitz  zu  übernehmen,  indem  ich  in  meiner 
Wahl  eine  ehrenvolle  Auszeichnung  des  von  mir  in  Ihrem  Kreise  vertretenen 
Faches  der  Bau  Wissenschaft  erkenne.  Zwar  hat  die  Bau  wissen  Schaft  bei  dem 
diesjährigen  Programm,  soweit  es  Unterrichts-  und  Schulfragen  behandelt, 
nicht  in  erster  Linie  mitzusprechen ,  aber  ich  hoffe  eben  desshalb  nicht 
gerade  ungeeignet  zu  sein  die  Debatten  objectiv  zu  leiten.  Das  kann  ich 
natürlich  nur,  wenn  Sie  mir  Ihre  freundliche  Nachsicht  entgegenbringen 
und  wenn  ich  durch  unseren  bewährten  Herrn  ständigen  Secretär  unter- 
stützt werde. 

„Ich  glaube  nun,  dass  es  die  erste  Pflicht  ist,  die  mir  als  Ihrem  Vor- 
sitzenden obliegt,  den  Dank  auszusprechen  für  die  Leitung,  die  Se.  Excellenz 
Herr  Staatsminister  Hobrecht  im  letzten  Jahre  dem  Vereine  hat  ange- 
deihen  lassen.  Er  ist  als  Vorsitzender  vor  elf  Jahren  in  Frankfurt  der 
Gründer  des  Vereins  gewesen,  und  eine  glückliche  Fügung  hat  es  gewollt, 
dass  er  im  vorigen  Jahre  wieder  berufen  worden  ist,  an  die  Spitze  der  vom 
Vereine  ins  Leben  gerufenen  Hygieneausstellung  und  in  der  Folge  auch 
wieder  an  die  Spitze  des  Vereins  selbst  zu  treten.  Ich  bitte,  dem  geehrten 
Herrn  unseren  Dank  durch  Erheben  von  den  Sitzen  auszudrücken. 

(Die  Versammlung  erhebt  sich.) 

„Nach  §.  4  unserer  Statuten  hat  der  Vorsitzende  den  zweiten  und 
dritten  Vorsitzenden  und  die  Schriftführer  zu  wählen.  Ich  erlaube  mir  also 
zum  zweiten  Vorsitzenden  Herrn  Dr.  Loh  mann  (Hannover)  und  zum 
dritten  Vorsitzenden  Herrn  Bürgermeister  Struckmann  (Hildesheim)  zu 
ernennen.  Für  das  Secretariat  möchte  ich  bitten,  dass  Herr  Sanitätsrath 
Dr.  Spiess  uns  wie  immer  seine  Hülfe  schenken  und  Herr  Sanitätsrath 
Dr.  Nötzel  aus  Golberg  sich  ihm  anreihen  wolle. 

(Sämratlicbe  Herren  nehmen  die  ihnen  übertragenen  Aemter  an.) 

„Wir  können  nunmehr  in  die  Tagesordnung  eintreten  und  ersuche  ich 
Herrn  Professor  Dr.  Flügge  um  seinen  Vortrag: 


Ueber  die  Förderung  des  hygienischen  Unterrichts. 


lieber  die  Förderung  des  hygienisclieii  Unter- 
riclits. 


Referent  Professor  Dr.  C.  Flügge  (Göttingen): 

„Meine  Herren!  Innerhalb  der  letzten  Jahrzehnte'  hat  sich  die  Ver- 
theilung  des  medicinischen  Studiums  auf  die  verschiedenen  Einzelfacher  in 
erheblicher  Weise  geändert.  Koch  vor  wenigen  Beceunien  umfasste  ein 
Fach  und  ein  Fachlehrer  ein  Gebiet,  welches  heute  in  fünf,  sechs  Einzel- 
disciplinen  getheilt  ist.  Ein  einziger  Docent  lehrte  vor  einiger  Zeit  noch 
Physiologie,  Anatomie  und  Chirurgie,  jetzt  haben  wir  Institute  und 
Ordinariate  fQr  systematische  Anatomie,  für  Histologie,  für  vergleichende 
Anatomie,  für  pathologische  Anatomie,  für  Physiologie,  für  physiologische 
Chemie,  für  Chirurgie,  für  Ophthalmologie.  Diese  immer  weiter  gehende 
Theilung  der  Arbeit  und  diese  stets  fortschreitende  Loslösung  von  Special- 
disciplinen  ist  nun  nicht  etwa  nach  inneren  Gründen  erfolgt,  nicht  etwa 
desshalb,  weil  man* erkannt  bat,  dass  die  neu  abgetrennten  Gebiete  ein  in 
sich  abgeschlossenes  Wissensgebiet  darstellen,  das  nur  ganz  unnatürlicher 
und  irrthümlicher  Weise  mit  anderen  Disciplinen  vermengt  war,  sondern  die 
Ablösung  erfolgtjp  wesentlich  aus  äusseren  mehr  praktischen  Gründen,  welche 
die  Förderung  des  Unterrichts  und  die  Förderung  der  Forschung  betrafen. 

„Das  erste,  was  gewöhnlich  die  Anregung  zur  Ablösung  einer  neuen  Disci- 
plin  gab,  war  die  Aufdeckung  eines  neuen  Forschungs-  und  Unter- 
richtsgebietes  von  bestimmter  grosser  Ausdehnung.  Genialen 
Forschern  ist  es  ja  eigen,  dass  sie  Methoden  und  Resultate  von  solcher 
Tragweite  entdecken,  dass  sich  daran  eine  grosse  Reihe  weiterer  Fragen, 
weiterer  Gesichtspunkte  und  weiterer  Angriffspunkte  für  die  Forschung 
anreiht.  Zunächst  fasst  dann  der  alte  Rahmen  des  Gebietes  noch  dieses 
immer  mehr  anwachsende  Material;  je  mehr  aber  die  Resultate  sich  häufen, 
um  80  mehr  tritt  schliesslich  eine  wirkliche  Ueberfüllung  ein ;  diese  Ueber- 
füllung  führt  schliesslich  unausbleiblich  zur  Vernachlässigung  irgend  eines 
Theiles  des  gesammten  Gebietes,  und  dann  ist  der  Moment  gekommen,  wo 
an  eine  Trennung  der  alten  Disciplin  in  zwei  Specialfacher  gedacht  wer- 
den mu88. 

„Das,  was  dann  die  Abtrennung  vollenden  hilft,  ist  gewöhnlich  die 
Ueberzeugung  von  einer  hervorragenden  Wichtigkeit  des  neu  abzugrenzen- 
den Gebietes.  Ist  es  vorauszusehen,  dass  in  diesem  neuen  Forschungs- 
gebiet Fragen  zur  Lösung  kommen  werden,  welche  viele  praktische  Conse- 
quenzen,  materielle  Vortheile  nach  sich  ziehen,  oder  deren  Behandlung  auf 
die  übrigen  medicinischen  Disciplinen  von  förderndem  Einfluss  sein  wird; 
oder  aber  ist  es  vorauszusehen,  dass  der  Unterricht  gerade  auf  diesem  Ge- 
biete für  den  praktischen  Arzt  besonders  wichtig  sein  wird,  dass  der  Arzt 
für  seinen  Beruf  bestimmte  Vortheile  daraus  ziehen  wird,  wenn  er  eingehen- 
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dere  KenntDisse  auf  diesem  neuen  Gebiete  erwirbt,  dann  wird  die  Ablösung 
eines  solchen  neuen  Faches  zur  That.  So  ungefähr  ist  es  gegangen  mit 
der  Abtrennung  zunächst  der  Physiologie,  mit  der  Schöpfung  physiolo- 
gischer Institute  in  Folge  der  Arbeiten  eines  Johannes  Müller,  in  sol- 
cher Weise  ungefiähr  haben  die  Forschungen  Virchow's  die  Gründung  der 
pathologischen  Institute  veranlasst,  in  solcher  Weise  ist  die  Schöpfung  der 
ophthalmologischen  Kliniken  wesentlich  auf  die  Arbeiten  Gräfe's  und 
seiner  Schüler  zurückzuführen,  und  so  sehen  wir  wie  immer  weiter  eine 
Trennung,  eine  Specialisirung  des  medicinischen  Studiums  eingetreten  ist, 
lediglich  in  der  Absicht,  die  Forschungen  und  den  Unterricht  nach  allen 
Seiten  hin  möglichst  eingehend  und  fruchtbringend  zu  gestalten. 

„Ganz  in  derselben  Lage  nun,  wie  gegenüber  den  in  den  letzten  Jahren 
abgetrennten  Disciplinen,  haben  wir  uns  seit  einiger  Zeit  gegenüber  der 
Hygiene  befunden.  Es  ist  die  Ansicht  aufgestellt,  dass  auch  die  Hygiene 
durchaus  als  selbständige  Disciplin  in  das  medicinische  Studium  aufgenommen 
werden  müsse.  Diese  Ansicht  ist  vielfach  discutirt,  und  sie  ist  vielfach  an- 
gefochten worden,  und  auch  bis  in  die  neueste  Zeit  haben  sich  immer  noch 
Solche  gefunden,  die  eine  selbständige  Stellung  der  hygienischen  Disciplin 
nicht  für  richtig  erachten. 

„Dieser  Widerspruch  wird  sich  aber  vielleicht  schon  dadurch  lösen  lassen, 
dass  wir  uns  zunächst  einmal  darüber  klar  werden,  was  wir  denn  unter  Hygiene 
zu  verstehen  haben.  Wir  müssen  eine  möglichst  scharfe  Definition  des  Be- 
griffes Hygiene  aufzustellen  suchen.  Einzelne  Capitel  der  Hygiene  existirten 
bekanntlich  schon  in  frühen  Zeiten;  sie  waren  damals  auf  verschiedene 
andere  medicinische  Fächer  vertheilt  und  wurden  in  diüen  gelehrt.  Ein 
Theil  der  Hygiene  wurde  als  Staatsarzneikunde  vorgetragen,  ein  anderer 
Theil  war  aufgenommen  in  die  allgemeine  Pathologie  und  speciell  in  den 
Theil  derselben,  der  von  den  Krankheitsursachen  handelt,  andere  hygienische 
Fragen  wurden  von  den  Pharmakologen  besprochen,  einige  Capitel  der 
Hygiene  wurden  gern  als  Anhänge  an  die  einzelnen  Abschnitte  der  Physio- 
logie behandelt*  Es  war  in  der  That  ausserordentlich  schwer,  in  diesen 
verschiedenen  auf  allerlei  Disciplinen  vertheilten  Capiteln  der  Hygiene  den 
Faden  zu  finden,  durch  den  sich  die  scheinbar  heterogenen  hygienischen 
Fragen  zu  einem  einheitlichen  Gebiet  an  einander  reihen  lassen.  Zu  einer 
Zusammenfassung  des  ganzen  Gebietes  und  zu  einer  scharfen  Difinition  sind 
wir  eigentlich  erst  seit  den  Pettenkof  er 'sehen  Untersuchungen  gekommen. 

„Diese  letzteren  führten  nämlich  direot  auf  eine  correcte  Inhaltsbestim- 
mung der  Hygiene  und  auf  eine  scharfe  Abgrenzung  ihres  Gebietes  gegen- 
über anderen  Disciplinen.  Sie  wissen,  dass  Pettenkofer  vor  etwa  dreissig 
Jahren  die  Verbreitung  der  Cholera  in  Bayern  zu  studiren  begann,  und 
dabei  auf  irgend  einen  Factor  stiess,  der  auf  die  Verbreitang  der  Cholera 
von  ausserordentlichem  Einfluss  zu  sein  schien,  und  der  offenbar  in  der 
äusseren  Umgebung  des  Menschen  liegen  musste.  Er  versuchte  nun,  durch 
Application  chemischer  und  physikalischer  Untersuchungsmethoden  diesen 
oder  diese  Factoren  herauszufinden;  er  untersuchte  unter  Anwendung 
exacter  chemischer  und  physikalischer  Untersuchungsmethoden  Boden,  Was- 
ser, Luft  u.  s.  w.,  und  strebte  auf  diese  Weise  dem  einflussreichen  unbekann- 
ten Etwas  näher  zu  kommen.    Dieselben  exacten  Methoden  wandte  Petten- 
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kofer  später  auch  an  bei  der  Erforschang  der  Erkältangskrankheiten  und 
bei  der  Erforschung  der  Krankheitszustände,  welche  durch  eine  Ueber- 
füllung  der  Wohnräume  entstehen. 

„Nun,  das,  was  Pettenkofer  da  untersuchte  und  die  Art  und  Weise, 
wie  er  es  untersuchte,  giebt  uns  unmittelbar  die  Definition  der  Hygiene. 
Die  Hygiene  beschäftigt  sich  mit  nichts  Anderem  als  mit  den  Vorgängen  in 
unserer  gewohnheitsmässigen  natürlichen  oder  künstlich  geschaffenen  Um- 
gebung; und  zwar  des  Näheren  mit  denjenigen  Vorgängen,  welche  auf  den 
Ablauf  der  körperlichen  Processe  von  irgend  welchem  erheblichem  Einflnss 
sind.  Die  sonstigen  medicinischen  Fächer  beschäftigen  sich  ja  eigentlich 
immer  nur  mit  den  Vorgängen  innerhalb  des  menschlichen  Organismus. 
Es  ist  aber  Yorauszusehen  und  liegt  für  jeden  Nachdenkenden  auf  der  Hand, 
dass  bei  der  steten  Abhängigkeit  unseres  Körpers  von  den  ihn  umgebenden 
äusseren  Medien,  bei  der  steten  Abhängigkeit  jeder  einzelnen  Function 
unseres  Körpers  von  den  äusseren  Verhältnissen,  dass  da  diese  äusseren 
Medien  und  die  Vorgänge  in  denselben  von  ganz  ausserordentlicher  Be- 
deutung für  unser  Wohlbefinden  sein  müssen.  Die  Hygiene  füllt  offenbar 
geradezu  eine  klaffende  Lücke  unter  den  medicinischen  Disciplinen  aus  und 
es  ist  nur  zu  verwundern,  dass  diese  Zusammenfassung  des  Begriffes  der  in 
der  äusseren  Umgebung  gelegenen  schädlichen  Einflüsse  nicht  schon  früher 
erfolgt  ist. 

„In  solcher  Fassung  scheidet  sich  denn  auch  die  Hygiene  ganz  scharf 
und  leicht  von  den  übrigen  medicinischen  Fächern ;  zunächst  sehr  leicht  von 
der  Physiologie.  Die  Physiologie  hat  es  zu  thun  mit  den  Vorgängen,  mit  dem 
gesetzmässigen  Geschehen  innerhalb  des  normalen  menschlichen  Körpers. 
Die  Hygiene  hat  es  zu  thun  mit  den  Vorgängen  ausserhalb  des  Körpers, 
soweit  diese  auf  die  Vorgänge  im  Körper  von  Einfluss  sind.  Auch  von  der 
allgemeinen  Pathologie  ist  die  Hygiene  durch  solche  Definition  leicht  zu 
scheiden.  Die  allgemeine  Pathologie  beschäftigt  sich  zwar  auch  mit  den 
Krankheitsursachen,  aber  offenbar  liegt  der  Schwerpunkt  für  ihre  For- 
schungsthätigkeit  wiederum  im  Körper;  ihre  Ermittelung  der  Wirkung  der 
Krankheitsursachen  beginnt  erst  von  dem  Moment  des  Eintrittes  dieser 
Ursachen  in  den  Körper  an;  von  da  ab  hat  die  allgemeine  Pathologie  zu 
verfolgen,  wie  der  Körper  auf  das  Eindringen  der  Ursachen  reagirt,  welche 
Veränderungen  von  da  an  im  Körper  vor  sich  gehen.  Wie  aber  die  schäd- 
lichen Ursachen  in  der  Umgebung  des  Menschen  existiren,  in  welcher  Weise 
sie  sich  in  der  Umgebung  des  Menschen  entwickeln,  wie  sie  dort  sich  ver- 
breiten und  von  dort  zum  Menschen  gelangen,  das  zu  erforschen  ist  alles 
Aufgabe  der  Hygiene. 

„Sie  sehen,  die  Hygiene  hat  ein  ganz  wohl  abgegrenztes,  in  sich  ab- 
geschlossenes Forschungsgebiet,  so  gut  wie  irgend  eine  andere  medicinische 
Discdplin.  Des  Weiteren  ist  sie  dann  selbstverständlich  noch  zu  charakterisiren 
als  eine  angewandte  Wissenschaft.  Das  ist  sie  ungefähr  in  demselben 
Grade  wie  alle  übrigen  medicinischen  Disciplinen  auch.  Ferner  hat  die 
Hygiene  selbstverständlich  bei  ihrer  Forschung  Hülfs  wissen  Schäften  nöthig. 
Sie  benutzt  physikalische,  chemische  und  experimentell  -  physiologische  Me- 
thoden.    Damit  thut  sie  aber  auch  nichts  Anderes,   als  was  die  übrigen 
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mediciniBchen  Disciplinen  mindestens  in  derselben  Weise  and  in  demselben 
Grade  tbun. 

„Es  fragt  sich  nan,  ob  diese  Hygiene,  die  ich  Ihnen  eben  charakterisirt 
und  definirt  habe,  eine  Berechtigung  hat,  so  wie  die  übrigen  in  den  letzten 
Jahren  neu  abgezweigten  Fächer,  von  dem  medicinischsn  Studium  abgetrennt 
und  selbständig  gelehrt  zu  werden?  Offenbar  werden  wir  diese  Berechtigung 
zugeben  müssen,  wenn  das  Forschungsgebiet  der  Hygiene  ein  hinreichend 
grosses  ist,  wenn  die  Hygiene  Fragen  bietet  von  besonderer  theoretischer 
und  praktischer  Bedeutung,  und  wenn  es  namentlich  im  Interesse  des  prak- 
tischen Arztes  wünschenswei*th  erscheint,  dass  der  Unterricht  in  der  Hygiene 
möglichst  eingehend  und  sorgfaltig  ertheilt  wird.  —  Diese  Bedingungen 
sind  nun  aber  ganz  entschieden  erfüllt. 

„Sie  zweifeln  gewiss  nicht,  dass  die  Ausdehnung  des  Forschungsgebietes 
der  Hygiene  eine  ausserordentlich  grosse  ist.  Darüber  ist  jede  Discussion 
unnöthig.  Die  Masse  der  Fragen  und  der  Probleme,  welche  sowohl  in  der 
natürlichen,  wie  in  der  künstlichen  Umgebung  des  Menschen  vorliegen  und 
ihrer  Beantwortung  und  Losung  harren,  ist  geradezu  eine  verwirrend  grosse. 
Ich  will  Sie  nur  daran  erinnern,  dass  zur  Hygiene  jenes  ausserordentlich 
umfangreiche  und  wichtige  Gebiet  der  Lehre  von  den  Mikroorganismen  und 
Fermenten  gehört,  und  Sie  werden  mir  zugeben,  dass  dies  Gebiet  allein 
fast  genügende  Ausdehnung  besitzt,  um  als  Specialdisciplin  behandelt  zu 
werden,  und  dass  die  hier  vorliegenden  Probleme  ausreichen,  um  viele  Gene- 
rationen zu  beschäftigen. 

„Gerade  so  zweifellos  ist  dann  auch  die  hohe  Bedeutung  der  vorliegen- 
den hygienischen  Fragen.  Diese  Bedeutung  documentirt  sich^  z.  B.  schon 
durch  den  Einfluss,  den  die  hygienische  Forschung  mit  ihren  Resultaten  auf 
die  übrigen  medicinischen  Fächer  letzthin  geäussert  hat.  Sie  wissen ,  wie 
die  Chirurgie,  die  Geburtshülfe,  die  Pathologie,  die  Therapie  alle  mit  höch- 
stem Interesse  namentlich  den  Forschungen  auf  mykologischem  Gebiete  fol- 
gen und  die  Resultate,  die  da  durch  die  hygienischen  Experimente  gewonnen 
werden,  sich  anzueignen  und  für  ihre  eigene  Disciplin  zu  verwerthen  suchen. 
Ich  erinnere  Sie  daran,  wie  offenbar  die  allgemeine  Pathologie,  die  Physio* 
logie  und  die  Hygiene  in  einer  innigen  Wechselbeziehung  stehen,  so  zwar, 
dass  jeder  Fortschritt  auf  dem  einen  Gebiete  auch  wieder  einen  Fortschritt 
auf  dem  anderen  zur  Folge  hat.  Weiter  liegt  aber  ja  die  hohe  Bedeutung 
der  hygienischen  Fragen  noch  wesentlich  darin,  dass  so  ausserordentlich 
wichtige  praktische  Gonsequenzen  sich  an  ihre  Lösung  knüpfen.  Sie  wissen, 
dass  auf  hygienische  Lehrsätze  hin  in  allen  Staaten  und  Städten  hygienische 
Insitutionen ,  praktische  Maassnahmen  geschaffen  wurden,  dass  Millionen 
und  Hunderte  von  Millionen  für  diese  praktischen  Maassnahmen  verausgabt 
sind  und  werden,  und  dies  Alles  in  einer  vollständig  richtigen  Werth- 
schätzung  der  angeheueren  Yortheile,  welche  erzielt  werden,  wenn  es  gelingt 
die  Sterblichkeitsziffer  und  die  Zahl  der  Krankheitstage  durch  die  Befolgung 
hygienischer  Grundsätze  herabzusetzen.  Es  sind  das  ja  jedenfalls  Ihnen 
geläufige  Betrachtungen,  welche  in  früheren  Jahren  in  grosser  Zahl  und 
sehr  ausfuhrlich  angestellt  worden  sind;  früher  hat  man  sogar  öfter 
ziffermässig  die  Vortheile  herauszurechnen  versucht,  welche  die  Hygiene 
den  Städten  und  den  Staaten  zu  bieten  vermag,  und  es  ist  daher  wohl  nicht 
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nöthig,  auf  diese  Bedeutung  der  hygienischen  Fragen  hier  noch  näher  ein- 
zugehen. Das  steht  sicherlich  fest,  dass  kein  einziges  der  früher  abge- 
zweigten, jetzt  selbständigen  medicinischen  Fächer  auch  nur  annähernd  in 
Bezag  auf  die  Bedeutung  der  in  ihm  enthaltenen  Fragen  mit  der  Hygiene 
concurriren  kann. 

„Wie  steht  es  nun  drittens  mit  dem  Unterricht?  Ist  es  nöthig  oder 
wönschenswerth ,  dass  der  praktische  Arzt  einen  besonderen  und  eingehen- 
den Unterricht  in  der  Hygiene  empfängt?  Sie  wissen,  dass  in  ärztlichen 
Kreisen  seit  einigen  Jahren  gerade  auf  die  hygienischen  Maassregeln  ein 
bedeutender  Werth  gelegt  wird.  Mehr  und  mehr  macht  sich  die  Ansicht 
geltend,  dass  es  oft  wichtiger  und  lohnender  ist,  hygienische  Belehrung 
zu  ertheilen  und  zu  versuchen,  die  Entstehung  einer  Krankheit  zu  yerhin- 
dem,  als  ausgebrochene  Krankheiten  zu  heilen ;  und  dem  entsprechend  verlangt 
das  Publicum  jetzt  bereits  in  ausserordentlich  vielen  Fällen  von  den  Aerz- 
ten  hygienische  Rathschläge.  Man  setzt  voraus,  dass  der  Arzt  aufmerksam 
macht  auf  Schädlichkeiten,  die  in  der  Wohnung,  der  Nahrung,  Kleidung  etc. 
gelegen  sind,  man  erwartet,  dass  bei  drohenden  Epidemieen,  beim  Nahen 
infectiöser  Krankheiten  der  Arzt  die  richtigen  prophylaktischen  Maassregeln 
an  die  Hand  giebt,  dass  bei  ausgebroohenen  ansteckenden  Krankheiten  der 
Arzt  die  richtigen  desinfectorischen  Anordnungen  trifft,  um  eine  weitere 
Verbreitung  zu  verhüten.  Ich  erinnere  Sie  sodann  femer  daran,  dass  noch 
eine  besondere  Kenntniss  der  Hygiene  von  dem  beamteten  Arzt,  dem  Phy- 
sicus,  von  dem  Arzt  an  öffentlichen  Anstalten,  von  dem  Militärarzt  verlangt 
werden  muss.  Diese  Aerzte  haben  gesunde  Verhältnisse  herzustellen  für 
eine  grössere  Zahl  ihnen  anvertrauter  Menschen,  sie  haben  denselben  gesunde 
Lebensbedingungen,  Schutz  gegen  Epidemieen  zu  beschaffen.  Für  diese  Aerzte 
ist  eine  wirklich  befriedigende  Pflichterfüllung  nur  möglich,  wenn  sie  über 
eine  bedeutende  Summe  hygienischer  Kenntnisse  verfügen. 

„Auch  bezüglich  des  Unterrichts  ist  es  also  ganz  zweifellos,  dass  eine 
Abtrennung  der  Hygiene  als  selbständige  Disciplin  nur  von  Vortheil  sein 
kann,  dass  sie  im  Interesse  der  praktischen  Aerzte  ganz  entschieden  ge- 
wünscht werden  muss.  Und  damit  sind  denn  alle  die  Gründe  ausreichend 
gegeben,  die  in  Analogie  mit  den  früher  abgetrennten  Wissenszweigen  für 
die  Nothwendigkeit  einer  Loslösung  der  Hygiene  von  den  übrigen  medi- 
cinischen Fächern  and  einer  selbständigen  Stellung  derselben  verlangt  wer- 
den konnten. 

pNun  dürfen  wir  mit  grosser  Befriedigung  eigentlich  sagen,  dass  diese 
bisherigen  Ueber legungen  heutzutage  fast  überflüssig  erscheinen.  Das 
Thema  meines  Vortrages  braucht  heute  eigentlich  kaum  mehr  discutirt  zu 
werden.  Denn  wir  haben  ja  factisch  bereits  eine  selbständige  Hygiene ; 
wir  haben  sogar  noch  mehr ,  wir  haben  jetzt  seit  einem  Jahre  ein  selbstän- 
diges Examen  in  der  Hygiene.  Sie  wissen,  dass  in  dem  medicinischen 
Staatsexamen  eine  besondere  Station,  ein  besonderer  Prüfungsabschnitt  ein- 
gerichtet ist,  in  dem  jeder  Mediciner  in  der  Hygiene  examinirt  wird,  und 
seitdem  haben  wir  selbstverständlich  an  allen  Universitäten  hygienische 
Vorlesungen,  die  sich  allerdings  meist  auf  eine  einfache  Vorlesung  ohne 
Mithülfe  von  Experimenten  und  Demonstrationen  beschränken.  Ferner 
wird  an  vielen  Universitäten  auch  hygienische  Forschung  cultivirt;  an  eini- 
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gen  Uniyersitaten  wird  sogar  experimentell -wissenschaftlich  gearbeitet,  — 
dann  allerdings  gewöhnlich  nur  mit  Benatzung  der  für  andere  Fächer  ein- 
gerichteten Laboratorien. 

„Es  fragt  sich  nun ,  ob  denn  die  Zustände  nicht  sehr  wohl  so  bleiben 
können,  wie  sie  jetzt  sind,  oder  ob  wir  noch  mehr  wünschen  müssen?  Es 
existirt  da  namentlich  eine  Partei,  welche  durchaus  verlangt,  dass  die  For- 
schung und  der  Unterricht  in  der  Hygiene  wesentlich  auf  experimen- 
teller Basis  erfolgen  müsse,  und  dass  für  eine  wirkliche  Förderung  des 
Unterrichts  und  der  Forschung  in  der  Hygiene  durchaus  selbständige  hy- 
gienische Institute  an  den  Universitäten  nöthig  seien.  Wir  müssen  uns 
mit  dieser  Frage  noch  etwas  näher  beschäftigen;  sie  bildet  den  eigentlich 
streitigen  Punkt  meines  Themas.  Namentlich  im  Auslände  existirt  eine 
grosse  Partei,  welche  die  hygienischen  Institute  und  eine  solche  experimen- 
telle Forschung  in  der  Hygiene  für  überflüssig  hält.  Manche  glauben 
sogar,  dass  durch  andere  Forschungsmethoden  entschieden  eher  Erfolge 
auf  dem  Gebiete  der  Hygiene  erzielt  werden. 

„Und  doch,  meine  Herren,  ist  es  ganz  zweifellos,  dass  wir  in  der  That 
zu  einem  gedeihlichen  Fortschritt  auf  dem  Gebiete  der  Forschung  und  auf 
dem  Gebiete  des  Unterrichts  in  der  Hygiene  nur  mit  Hülfe  selbständiger 
hygienischer  Institute  und  mit  vorwiegend  experimenteller  Behandlung  der 
Hygiene  kommen  können. 

„Was  zunächst  die  Forschung  anlangt,  so  könnte  man  vielleicht  denken, 
dass  die  empirisch  -  statistische  Beobachtungsmethode,  die  ja  schon  vielfach 
in  hygienischen  Fragen  geübt  ist,  im  Grossen  und  Ganzen  genügen  müsste, 
um  weitere  Forschungsresultate  zu  erzielen;  und  weiter  könnte  man  denken, 
dass  ausserdem  in  gewissen  Fällen  technische  Untersuchungen  und  tech- 
nische Methoden  ergänzend  eintreten  und  ausreichen  würden,  um  die  hygie- 
nischen Probleme  vollständig  zur  Lösung  zu  bringen. 

„Es  ist  ja  nun  gewiss  nicht  zu  leugnen,  dass  wir  durch  Anwendung 
der  empirisch  -  statistischen  Methode  in  früheren  Jahren  ausserordentlich 
viele  schöne  Resultate  erzielt  haben.  Wir  haben  eine  Menge  von  hygieni- 
schen Lehrsätzen  auf  solche  Beobachtungen  gegründet,  und  wir  haben  auf 
diese  Lehrsätze  andererseits  sogar  praktische  Maassnahmen  von  grösster 
Ausdehnung  basirt;  aber  wir  müssen  uns  doch  immer  bewusst  sein,  dass 
die  auf  diese  Weise  gewonnenen  Sätze  nicht  absolut  sicher  sind ,  dass  sie 
immer  nur  einen  gewissen  hypothetischen  Charakter  haben,  und  dass  sie 
immer  nur  mehr  oder  weniger  wahrscheinliche  Resultate  bieten.  Dieser 
hypothetische  Charakter  liegt  in  der  Art  solcher  Forschung.  Meistens  hat 
man  statistische  Erhebungen  angewendet;  aber  gerade  diese  statistischen 
Erhebungen  sind  ausserordentlich  schwer  von  allen  Fehlern  und  Fehler- 
quellen frei  zu  machen.  Schon  bei  der  Sammlung  der  Urzahlen  ist  es 
kaum  möglich,  die  Fehler  zu  vermeiden.  Dann  ist  es  sehr  schwer,  hin- 
reichend lange  Perioden  der  Beobachtung  herauszugreifen,  durch  welche 
allein  eine  gewisse  Sicherheit  der  Resultate  gewährt  werden  kann;  dann 
wieder  ist  es  ausserordentlich  mühsam,  unter  den  zahlreichen  wirksamen 
Factoren  gerade  den  einzelnen,  dessen  Wirksamkeit  man  beweisen  will,  zu 
isoliren.  Denken  Sie  z.  B.  nur  daran,  wie  vielfaltig  die  Typhusmortalität 
in  den  letzten  Jahrzehnten  mit  irgend  welchen  hygienischen  Maassnahmen 
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BtatisÜBch  yerglicben  ist,  und  dabei  ist  es  doch  ausgemacht,  dass  auch  ohne 
irgend  welche  hygienische  Maassnahmen,  ohne  irgend  welche  Eingriffe,  die 
Typhusmortalität  und  die  Typhasfrequenz  in  einer  und  derselben  Gegend 
ausserordentlich  schwankt,  dass  oft  Jahre,  Jahrzehnte  Yorkommen,  in  denen 
sehr  wenig  Typhus  existirt,  während  sich  dann  plötzlich  schwere  Epidemieen 
rasch  auf  einander  folgen.  Denken  Sie  ferner  daran ,  dass  die  Procentzahl 
derer,  die  von  den  an  Typhus  Erkrankten  an  Typhus  sterben,  ausserordent- 
lich yerschieden  ist,  je  nach  den  Epidemieen,  nach  der  Oertlichkeit,  nach 
der  Behandlung  etc.  Wie  schwer  ist  es  da  offenbar,  aus  der  Typbusmorta- 
lität und  ans  den  Schwankungen  dieser  Typhusmortalität  auf  die  Wirksam- 
keit eines  einzigen  hygienischen  Factors  zurückzuschliessen !  —  Es  ist  nicht 
anders  möglich,  als  dass  die  Resultate,  die  wir  auf  solche  Weise  gewinnen, 
einen  gewissen  hypothetischen  Charakter  beibehalten.  Hypothese  war  im 
Grunde  z.  B.  die  Annahme,  dass  die  Fänlnissstoffe  in  einer  gewissen  direc- 
ten  Beziehung  zu  den  Infectionskrankheiten  stehen.  Eine  hypothetische 
Annahme  war  es,  wenn  wir  glaubten,  in  der  Salpetersäure,  im  Ammoniak, 
in  den  organischen  Substanzen  des  Trinkwassers  einen  Ausdruck  für  die 
Gefährlichkeit  eines  solchen  Wassers  zu  sehen.  Eine  hypothetische  An- 
nahme war  es,  wenn  wir  dachten,  durch  schweflige  Säure,  durch  Eisen- 
vitriol die  specifischen  Krankheitserreger  zu  schwächen  und  zu  vernichten. 
Gerade  in  neuerer  Zeit,  wo  die  experimentelle  Forschung  begonnen  hat, 
und  wo  wir  manche  schöne  und  gesicherte  Resultate  der  experimentellen 
Forschung  zu  verzeichnen  haben,  tritt  dieser  hypothetische  Charakter 
der  bisherigen  Resultate  und  Lehrsätze  so  ausserordentlich  scharf  hervor. 
Namentlich  sind  es  die  Koch 'sehen  Untersuchungen,  die  uns  viel  Licht 
und  Klarheit  gebracht  haben,  deren  Ergebnisse  aber  mit  jenen  früheren 
Sätzen  auffällig  contrastiren.  Wir  wissen  z.  B.  jetzt,  dass  die  Fäulniss- 
erreger mit  den  Infectionskrankheiten  in  der  That  direct  nichts  zu  thun 
haben,  dass  es  sich  vielmehr  bei  allen  diesen  Infectionskrankheiten  um  spe- 
cifische  pathogene  Pilze  handelt,  die  nicht  etwa  aus  den  Fäulnisspilzen 
hervorgehen,  die  nicht  etwa  in  irgend  einem  genetischen  Zusammenhang 
mit  jenen  stehen,  die  sogar  schlecht  in  Fäulnissgemischen  gedeihen.  Wir 
wissen  sodann,  dass  es  jetzt  bei  der  Untersuchuug  von  Luft  und  Wasser 
nicht  wesentlich  darauf  ankommt,  Salpetersäure  und  organische  Substanzen 
nachzuweisen,  sondern  wiederum  'specifische  pathogene  Krankheitserreger 
aufzufinden.  Wir  wissen  jetzt  femer  durch  die  Koch' sehen  Untersuchun- 
gen, dass  die  Desinfectionsmittel ,  die  man  früher  zur  Vernichtung  der 
Krankheitserreger  angewandt  hat,  in  der  That  nicht  genügend  waren,  um 
diese  lufectionserreger  zu  tödten,  und  dass  wir  ganz  andere  Mittel  anwenden 
naüssen,  um  einen  wirklichen  Erfolg  zu  erzielen ;  wir  müssen  uns  demnach 
sagen,  dass  die  Millionen,  die  in  früheren  Jahren  für  Desiufection  aus- 
gegeben worden  sind,  eigentlich  nutzlos  vergeudet  wurden.  Wir  mussten 
uns  ja  allerdings  früher  auf  empirisch-statistische  Beobachtungen  beschränken, 
und  wir  mussten  vorläufig  auf  die  dadurch  erwiesenen  Sätze  die  hygieni- 
schen Maassnahmen  stützen;  aber  wir  dürfen  nur  den  hypothetischen  Cha- 
rakter des  so  Erreichten  niemals  vollständig  vergessen,  und  müssen  uns 
bewuBst  bleiben,  dass  es  dringend  geboten  ist,  sobald  als  möglich  durch 
experimentelle  Methodik  zu  gesicherteren  Resultaten  zu  gelangen. 
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^Aehnlich  steht  es  auch  mit  der  Anschauung,  dass  jetzt  wesentlich  tech- 
nische Methoden  ergänzend  eintreten  müssten,  dass  einige  der  wichtigsten 
Probleme  der  Hygiene,  also  z.B.  die  Frage  der  Wohnung,  Heizung  und  Venti- 
lation, der  Entfernung  der  Abfallstoffe  etc.,  eigentlich  nur  noch  technische 
Probleme  seien,  und  dass  man  es  der  Technik  und  der  Vervollkommnung 
der  Technik  einfach  überlassen  könnte,  uns  in  diesen  Fragen  zu  einer 
Vollkommenheit  zu  fuhren.  Das  ist  eine  ganz  falsche  Anschauung,  denn 
wir  vermögen  entschieden  noch  nicht  die  richtigen  Gesichtspunkte  vom 
hygienischen  Standpunkte  aus  aufzustellen,  wir  können  noch  nicht  die 
hygienischen  Forderungen  cxact  formuliren,  die  an  die  genannten  technischen 
Anlagen  gestellt  werden  müssen.  Allerdings,  wenn  wir  uns  erst  über  diese 
Forderungen  wirklich  klar  geworden  sind,  dann  könnte  man  vielleicht  das 
Uebrige  vertrauensvoll  der  Technik  überlassen;  bis  dahin  aber  werden  wir 
immer  noch  aufs  Eifrigste  mit  hygienischen  Experimenten  und  durch  me- 
dicinische  Sachverständige  uns  orientiren  müssen,  um  mehr  Licht  in  diese 
Fragen  zu  bekommen.  Der  Einfluss  der  Temperaturverhältnisse  der  äusseren 
Umgebung  und  der  Feucht! gkeits Verhältnisse  auf  unseren  Körper  mnss  noch 
viel  genauer  erforscht  werden.  Ich  erinnere  Sie  ferner  daran,  dass  in  der  letzten 
Zeit  durch  eine  experimentelle  Untersuchung  z.  B.  nachgewiesen  wurde,  dass 
ein  rein  gehaltener  menschlicher  Körper  ein  ganz  ausserordentlich  viel  ge- 
ringeres Ventilationsquantum  bedarf,  als  man  früher  immer  angenommen  hat. 
Ich  erinnere  Sie  weiter  daran,  dass  wir  die  verschiedenen  Systeme  zur  Ent- 
fernung der  Abfallstoffe  eigentlich  immer  nur  darnach  auf  ihren  hygienischen 
Werth  geprüft  und  beurtheilt  haben,  wie  sie  die  Fäulnissstoffe  zu  entfernen 
vermögen;  jetzt  aber  wird  es  wesentlich  darauf  ankommen,  erst  einmal  zu 
sehen,  wie  denn  die  pathogenen  specifischen  Mikroorganismen  sich  bei  die- 
sen verschiedenen  Systemen  verhalten.  Es  ist  z.  B.  zu  fragen,  ob  bei  der 
Canalisation  und  bei  der  Aufbringung  des  Canalinhaltes  auf  porösen  Boden, 
auf  Rieselfelder,  eine  Vernichtung  oder  aber  eine  Conservirung  der  patho- 
genen Keime  eintritt.  Es  ist  nachzusehen ,  in  welcher  Weise  die  übrigen 
Methoden  zur  Entfernung  der  Abfallstoffe,  also  z.  B.  Torfclosets,  Erdclosets 
und  die  Poudrettefabrikation  eine  Vernichtung  der  pathogenen  specifischen 
Keime  veranlassen.  Es  ist  jetzt  darauf  zu  sehen,  durch  welche  Systeme 
mehr  oder  weniger  eine  Verbreitung  solcher  Keime  in  das  Haus  erfolgen 
kann;  —  und  erst  dann,  wenn  alle  solche  Fragen  durch  wissenschaftliche 
Untersuchungen  und  durch  medicinische  Sachverständige  festgestellt  und 
geklärt  sind,  dann  liegen  die  exact  formulirten  Forderungen  vor,  auf  wel- 
chen die  Technik  weiter  bauen  kann;  und  erst  dann  ist  es  an  der  Zeit, 
nunmehr  alles  Uebrige  von  der  Vervollkommnung  der  Technik  zu  hoffen. 

„Eigentlich  liegt  ja  die  Wichtigkeit  der  experimentellen  Forschung  für 
die  Hygiene  schon  auf  der  Hand,  wenn  man  sich  nur  die  Definition  der 
Hygiene  recht  klar  macht.  Ich  habe  Ihnen  die  Hygiene  definirt  als  die 
Lehre  von  den  Vorgängen  in  unserer  Umgebung,  die  für  unseren  Körper 
von  Einfluss  sind.  Nun  hängen  diese  Vorgänge  in  unserer  Umgebung  offen- 
bar von  chemischen,  physikalischen  und  physiologischen  Gesetzen  ab.  Wir 
haben  es  also  evidenterweise  mit  einer  naturwissenschaftlichen  Disciplin 
zu  thun,  und  dann  ist  doch  das  P^infachste  resp.  das  Einzige,  was  uns  eine 
rasche,  sichere  Förderung  garantirt,   dass  wir  die  Hygiene  gerade  so  wie 
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jede  andere  naturwissenschaftliche  Disciplin  behandeln,  dass  wir  vor  allen 
Dingen  inductiv  verfahren.  Wir  müssen  die  chemischen,  physikalischen 
und  physiologisch-experimentellen  Methoden  appliciren ,  genau  in  derselben 
von  Speculationen  unbeeinflussten  Weise,  wie  wir  es  bei  jeder  naturwissen- 
schaftlichen Disciplin  sonst  zu  thun  pflegen ,  und  wie  es  bei  jeder  sonstigen 
naturwissenechaftlichen  Disciplin  die  schönsten  Früchte  gezeitigt  hat.  Offen- 
bar machen  wir  nicht  etwa  einen  vermeidbaren  Umweg,  wenn  wir  eine 
solche  Methode  verfolgen,  sondern  wir  können  entschieden  nar  auf  solchem 
Wege,  durch  eine  solche  experimentelle  Forschung  zu  wirklich  gesicherten, 
bleibenden  Resultaten  gelangen. 

„Wenn  das  aber  zugegeben  wird,  wenn  es  anerkannt  wird,  dass  die 
wahre  Förderung  der  hygienischen  Forschung  in  der  Anwendung  der  expe- 
rimentellen Methode  beruht,  —  und  ich  meine,  die  imponirenden  Resultate, 
welche  Koch  durch  Anwendung  dieser  Forscbungsmethede  in  den  letzten 
Jahren  erzielt  hat,  sollten  Jeden  überzeugen,  dass  solche  Annahme  richtig 
ist — ,  dann  sind  auch  besondere  hygienische  Instituteunerlässlich. 
Denn  das  ist  ganz  undenkbar,  dass  etwa  diese  ganze  experimentelle 
Forschung,  so  wie  ich  sie  eben  angedeutet  habe,  in  anderen  medicini- 
schen  Fachinsti tuten  stattfindet.  Dazu  erfordert  die  hygienische  Forschung 
einen  viel  zu  eigenartigen  und  viel  zu  complicirten  Apparat.  Denken  Sie 
nur  an  die  eine  wichtigste  Seite  der  hygienischen  Forschung,  au  die  myko- 
logischen  Untersuchungen.  Dazu  ist  eine  ganze  Reibe  von  Räumen  nner- 
lässlich,  dazu  bedarf  es  eines  Mikroskopirzimmers  mit  hellem  Liebte,  dann 
eines  Culturenzimmers ,  welches  keine  schwankende  Temperatur  hat,  also 
am  besten  eines  besonders  aptirten  Kellerraumes,  zum  Aufstellen  der  Brüt- 
öfen etc.;  dann  ferner  sind  unerlässlich  Stallungen,  die  zweckmässig  einzu- 
richten sind  für  inficirte  und  für  nichtinficirte  Thiere.  Weiter  erfordert 
die  hygienische  Forschung  dann  häufig  den  ganzen  Apparat  eines  chemi- 
schen Laboratoriums  zur  Untersuchung  des  Wassers,  der  Nahrung  u.  s.  w., 
und  dieses  chemische  Laboratorium  muss  wiederum  wo  möglich  in  einer 
gewissen  räumlichen  Verbindung  mit  den  Zimmern  für  die  bacteriologi- 
schen  Untersuchungen  stehen,  da  bei  vielen  Objecten  eine  combinirte  An- 
wendung dieser  beiden  Methoden  stattfindet.  Denken  Sie  weiter,  dass  für 
die  Beobachtung  der  meteorologischen  Instrumente,  für  die  Bodennnter- 
suchungen  und  für  die  Grund  Wasserbeobachtungen  Anlagen  auf  freiem 
Terrain  erforderlich  sind,  dabei  aber  doch  wieder  in  nächster  Nähe  der  In- 
stitute und  in  Verbindung  mit  diesen.  Wie  wäre  es  denkbar,  alle  derarti- 
gen Erfordeimisse  für  eine  experimentelle  Forschung  in  einem  der  anderen, 
gewöhnlich  schon  so  wie  so  überfüllten  mediciniscben  Institute  unterzu- 
bringen ? 

„Ganz  ähnlich  steht  es  nun  auch  bezüglich  des  Unterrichts.  Wenn  wir 
uns  fragen,  ob  denn  der  Unterricht  auch  gerade  an  eigens  dazu  eingerich- 
teten hygienischen  Instituten  ertheilt  werden  muss,  so  ergiebt  sich  die  Ant- 
wort einfach  aus  einer  Darlegung  des  Unterrichtsbedarfs  der  Studirenden. 
Ofi^enbar  haben  die  praktischen  Aerzte  nicht  nur  die  Lehren  der  Hygiene 
zu  kennen,  sondern  sie  müssen  auch  durch  einen  Einblick  in  die  für  die 
wichtigsten  der  Lehrsätze  erbrachten  experimentellen  Beweise  sich  ein  eige- 
nes Urtheil  über  Art  und  Grad  der  Begründung  verschaffen.     In  sehr  vielen 
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Fällen  müssen  sie  auch  über  die  speciellen  Untersucbnogmethoden  orientirt 
sein.  Wie  ich  vorhin  andeutete,  verlangt  man  ja  von  den  Aerzten,  dass  sie 
nicht  nur  die  Schädlichkeiten  kennen,  die  in  der  Wohnung,  in  der  Nah- 
rung u.  s.  w.  liegen,  sondern  dass  sie  auch  manche  der  Methoden  beherr* 
sehen,  durch  welche  diese  Schädlichkeiten  aufgefunden  und  nachgewiesen 
werden  können,  wenn  sie  auch  nicht  in  die  Lage  zu  kommen  brauchen, 
diesen  Kachweis  selbständig  zu  führen.  Ich  möchte  ferner  darauf  hin- 
weisen, dass  die  praktischen  Aerzte  auch  gründlich  in  den  Einrichtungen 
der  öffentlichen  Gesundheitspflege  orientirt  sein  müssen.  Diese  ragen  ja  so 
vielfach  in  das  Leben ,  wenigstens  eines  jeden  Städters ,  hinein ,  dass  es  un- 
ausbleiblich ist,  dass  häufig  Auskunft  und  Belehrung  vom  praktischen  Arzt 
verlangt  wird  über  die  Construction  und  Benutzung  dieser  oder  jener 
hygienischen  Einrichtung.  Es  ist  daher  entschieden  wünschenswerth ,  dass 
der  praktische  Arzt  in  diesen  Dingen  orientirt  sei  und  dass  er  über  solche 
Einrichtungen  ein  sachverständiges  Urtheil  abgeben  könne.  —  Für  den  be- 
amteten Arzt  ist  dann  sogar  eine  solche  Beherrschung  der  Methoden  der 
Hygiene  nothwendig,  dass  er  selbst  auch  hier  und  da  untersuchend  ein- 
greifen kann;  denn  ihm  liegt  ja  oft  die  Pflicht  ob,  die  Ursache  von  Schädi- 
gungen, welche  sich  innerhalb  seines  Wirkungskreises  docnmentiren ,  und 
namentlich  die  Ursache  von  ausgebrochenen  Epidemieen,  aufs  Rascheste 
aufzufinden  und  nach  Maassgabe  solcher  Untersuchung  Mittel  zur  Abhülfe 
in  Vorschlag  zu  bringen.  Der  beamtete  Arzt  muss  daher  zweifellos  die 
Untersnchungsmethoden  vollständig  beherrschen,  und  zwar  muss  er  sie  selbst 
ausführen  oder  wenigstens  die  Ausführung  durch  einen  Sachverständigen 
überwachen  können. 

„Der  hieraus  resultirende  Unterrichtsbedarf  kann  nun  wiederum  aus- 
schliesslich nur  mit  Hülfe  von  selbständigen  hygienischen  Instituten  gedeckt 
werden  und  mit  Hülfe  einer  Vorlesung,  welche  aufs  Reichste  ausgestattet 
ist  mit  Demonstrationen  und  Experimenten,  und  welche  zugleich  Gelegen- 
heit giebt,  die  praktischen  Institutionen  der  öffentlichen  Gesundheitspflege 
in  natura  kennen  zu  lernen.  Eine  einfache  theoretische  Vorlesung  würde 
ganz  sicher  nicht  genügen,  um  den  Studirenden  einen  klaren  Einblick  in 
die  Art  und  Methode  der  hygienischen  Forschung  zu  geben.  Auf  solche 
Weise  würde  der  Stndirende  gewiss  nicht  in  den  Stand  gesetzt  werden, 
selbständig  hygienisch  zu  denken  und  demnächst  in  der  Praxis  im  gegebenen 
Einzelfalle  ein  sicheres  und  lichtiges  hygienisches  Urtheil  abzugeben.  Viel- 
mehr muss  diese  Vorlesung,  wenn  auf  sie  der  Unterricht  einmal  beschränkt 
bleiben  muss,  wenigstens  mit  zahlreichen  Zeichnungen,  Modellen,  Apparaten 
und  Experimenten  ausgestattet  sein.  Es  müssen  die  pathogenen  Mikro- 
organismen und  die  Culturen  von  Mikroorganismen  gezeigt  werden,  es 
müssen  die  Methoden  zur  Wasseruntersuchung,  zur  Nahrungsmittclanalyse, 
zur  Demonstration  gelangen ;  es  muss  gelehrt  werden,  wie  eine  Ventilations- 
bestimmung auszuführen  ist;  einzelne  der  hierzu  nöthigen  Apparate  müssen 
in  Fällen  aus  der  Praxis,  in  Schnlhäusern,  in  Arbeiterwohnungen  zur  An- 
wendung kommen;  es  müssen  Excursionen  mit  den  Vorlesungen  verbunden 
werden,  bei  denen  eine  Besichtigung  der  Schlachthäuser,  der  Anlagen  zur 
Entfernung  der  Abfallstoffe,  der  Rieselfelder,  der  Wasserversorgungs- 
anlflgcn  u.  s.  w.  stattfindet. 
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„Für  den  beamteten  Arzt  ist  ansserdem  ein  hygienisches  Practicum,  ein 
CarsaB  in  praktisch  -  hygienischen  Uebuugeu,  unbedingt  erforderlich.  Nur 
durch  Bolch  ein  Practicum,  wo  er  selbst  Gelegenheit  bekommt,  die  Methoden 
zu  üben  und  zu  appliciren,  kann  dem  beamteten  Arzt  Gelegenheit  gegeben 
werden,  die  hygienische  Methodik  so  beherrschen  zu  lernen,  wie  er  es  für 
seinen  Beruf  wünschen  muss. 

„Knn,  ein  derartiger  Unterricht,  wie  ich  ihn  eben  skizzii't  habe,  kann 
auch  offenbar  nicht  etwa  so  nebenher  in  einem  anderen  medicinischen 
Institut  ertheilt  werden.  Wie  wäre  es  möglich,  ohne  ein  eigenes  hygieni- 
sches Institut  den  ganzen  Apparat  für  die  Vorlesungen  zu  beschaffen,  die 
Experimente  vorzubereiten,  die  Arbeitsplätze  für  ein  hygienisches  Practicum 
zu  gewinnen? 

„Und  so  sehen  Sie,  meine  Herren,  dass  sowohl  die  Zwecke  der  For- 
Bchung  wie  die  Zwecke  des  Unterrichts  uns  ganz  dringend  und  immer 
wieder  darauf  hinweisen,  dass  selbständige  hygienische  Institute  an  den 
Uniyersitäten  eingerichtet  werden  müssen.  Eine  Skepsis  bezüglich  der 
Kosten  dieser  Institute  wäre  ja  sehr  wenig  angebracht,  denn  Sie  müssen 
nur  bedenken,  wie  eine  einzige  Entdeckung  gerade  auf  hygienischem  Ge- 
biete zehnfach  den  Kostenbetrag  eines  solchen  Instituts  wieder  aufbringt, 
Sie  müssen  bedenken,  wie  z.  B.  nur  eine  rationelle  Correction  in  den  Des- 
infectionsmaassregeln  eine  Ersparniss  schafft,  die  den  Kosten  für  die  Er- 
richtung solcher  Institute  mindestens  gleichkommt. 

„Glücklicherweise  sind  wir  nun  in  Deutschland  in  der  Lage,  betreffs 
der  Zukunft  der  Hygiene  bei  den  maassgebeudeu  Behörden  die  vollste  Ein- 
sicht und  den  besten  Willen  voraussetzen  zu  dürfen.    Sie  wissen,  dass  schon 
einige  hygienische  Institute  an   Universitäten  bestehen,  und  wir  haben  die 
gegründete  Aussicht,  in  der  Folge  noch  mehr  derartige  Institute  errichtet 
zu   sehen.      Es  scheint  die  Absicht  zu   bestehen,  dass   zunächst  noch  an 
einigen  wenigen  Universitäten  weitere  hygienische  Laboratorien  geschaffen 
werden   und   dass   dann,  nach  dem  Einsammeln   weiterer  praktischer   Er- 
fahrungen und  nachdem  sich  die  Yortheile  solcher  lustitute  und  der  da- 
mit erzielten   Förderung   der  Hygiene  deutlicher  gezeigt  haben,  auch   an 
den  übrigen  Universitäten  diese  Ergänzung  des  hygienischen  Unterrichts 
erfolgt.     Und  das  ist  ja  jedenfalls  ein  Plan ,  mit  dem   wir  uns  einstweilen 
einverstanden  erklären  können.     Die  Gegnerschaft  der  hygienischen  Uni- 
versitätsinstitute wird  jedenfalls  von  Tag  zu  Tag  geringer  und  es  werden 
bald  nur  Wenige   noch   sich   finden,   die,   wenn   die   experimentellen  For- 
fichuogen  60  wie   bisher  Erfolge   erzielen,  gegen  die   Errichtung  weiterer 
hygienischer  Institute  sich  erklären.      Ich  glaube,   Sie  werden  mir  Recht 
geben,  wenn  ich  behaupte,  dass  die  Gegner  der  Institute  wesentlich   nur 
desshalb  Gegner  sind,  weil  sie  sich  die  Ziele  und  die  Aufgaben  der  Hygiene 
nicht  hinreichend  klar  gemacht  haben. 

„Gerade  weil  so  ausserordentlich  viel  darauf  ankommt,  dass  man  sich 
die  Aufgaben  der  Hygiene  und  der  hygienischen  Institute  möglichst  deut- 
lich vor  Augen  führt,  möchte  ich  es  zum  Schluss  unternehmen,  Ihnen  eine 
knrxe  Uebersicht  über  die  Thätigkeit  der  hygienischen  Institute  zu  geben, 
Bo  wie  wir  dieselbe  erstreben.  —  An  diesen  Instituten  müsste  zunächst  eine 
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Vorlesung  gehalten  werden,  und  zwar  etwa  vierstündig,  an  grösseren  Uni- 
versitäten in  jedem  Semester,  an  kleinen  Universitäten  vielleicht  nur  in 
jedem  zweiten  Semester.  Ich  will  Ihnen  kurz  den  Inhalt  'dieser  Vorlesung 
skizziren,  hauptsächlich  um  Ihnen  zu  zeigen,  wie  innig  Demonstrationen, 
Experimente  und  Excursionen  mit  in  diese  Vorlesungen  hineinverflochten 
sein  müssen. 

„Wir  scheiden  die  Vorlesung  üher  Hygiene  in  zwei  Haupttheile:  der 
erste  Haupttheil  umfasst  A.  die  natürliche,  der  zweite  B.  die  künstliche 
Umgebung  des  Menschen  (beide  werden  jedoch  aus  praktischen  Gründen 
nicht  überall  streng  geschieden  gehalten;  der  Schwerpunkt  der  Disposition 
ist  nur  auf  die  einzelnen  Capitei  zu  legen).  Im  ersten  Gapitel  werden 
die  Mikroorganismen  besprochen,  ihre  Systematik,  ihre  Lebensbedingungen 
und  Lebensäusserungen,  ihre  Absterbebedingnngen  und  die  Mittel  zur  Des* 
iufection,  die  Gonstanz  und  Veränderlichkeit  ihrer  Arten.  Zur  Demonstra- 
tion kommen  bei  diesem  Capitei  die  wichtigsten  Gährungs-  und  Fäulniss- 
organismen ,  sowie  die  wesentlichsten  Krankheit  erregenden  Pilze  in 
Zeichnungen,  mikroskopischen  Präparaton  und  in  Gulturen.  Die  Methoden 
der  Cnltur,  namentlich  auf  festem  Nährboden,  werden  gezeigt;  ebenso 
die  Methoden  zur  Prüfung  von  Desinfectionsmitteln ;  die  verschiedenen 
Desinfectionsmittel  und  -apparate  werden,  letztere  in  Form  von  Zeich* 
nungen  oder  Modellen,  vorgeführt;  eine  grössere  Desinfectionsanstalt 
wird  besichtigt.  Das  zweite  Gapitel  bespricht  die  hygienischen  Bezie- 
hungen der  Luft.  Es  wird  zunächst  das  physikalische  (meteorologische) 
Verhalten  der  Luft  behandelt,  wobei  die  Apparate  zur  Bestimmung  der 
Temperatur,  der  Luftfeuchtigkeit,  der  Luftgeschwindigkeit  etc.  gezeigt  und 
bezüglich  ihrer  Gebrauchsweise  erläutert  werden.  Es  folgt  die  Besprechung 
des  chemischen  Verhaltens  der  Luft,  wobei  namentlich  die  verschiedenen 
Methoden  zur  G  O3  -  Bestimmung,  und  zum  Nachweis  von  sonstigen  gasigen 
Beimengungen  demonstrirt  werden.  Weiter  werden  die  morphologischen 
Bestandtheile  der  Luft,  ihre  Bedeutung  für  den  Organismus  und  ihre  Be- 
stimmung durch  die  verschiedenen  aeroskopischen  Methoden  abgehatidelt. 
Im  dritten  GapiteLwird  der  Boden,  der  Einfluss  seiner  äusseren  Ge- 
staltung, die  mechanische  Structur  des  Bodens,  seine  physikalischen  Eigen- 
schaften, das  Verhalten  der  Mikroorganismen  im  Boden  erörtert;  daran 
Bchliesst  sich  die  Bodenluft  und  das  Boden-  resp.  Grundwasser  mit  seinen 
zahlreichen  hygienischen  Beziehungen.  Dieses  Capitei  wird  illustrirt  durch 
Vorführung  der  entsprechenden  Methoden  zur  Bestimmung  der  Bodenwärme, 
zur  Messung  des  Grundwasserstandes,  zur  Analyse  der  Bodenluft,  zur  Unter- 
suchung auf  Mikroorganismen  etc.  Das  vierte  Gapitel  giebt  die  wich- 
tigsten Lehren  über  die  hygienische  Bedeutung  des  Wassers,  die  Methoden 
der  Wasseruntersuchung  werden  gezeigt,  die  einzelnen  Theile  einer  öffent- 
lichen Wasserversorgungsanlage  besichtigt  Das  fünfte  Capitei  bespricht 
die  Nahrung;  Bunächst  die  Ernährungsgesetze  und  allgemeinen  Eigen- 
schaften der  Nahrungsmittel;  dann  die  einzelnen  Nahrungsmittel,  Milch, 
Butter,  Fleisch  etc.  Tabellen,  plastische  Darstellungen  und  Präparate  wer- 
den demonstrirt,  die  wichtigsten  Methoden  zur  Milch-,  Butter-  und  Fleisch- 
untersuchung  etc.  werden  gezeigt,  Excursionen  nach  einem  Schlaohthause 
und  nach  einer  Gentralmolkerei  eingefügt. 
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,B.    Die  specielle  künstliche  Umgebung  des  Menschen  bietet  ein 
erstes  Capitel  über  Kleidang,  in  welchem  das  Verhalten  der  Kleidung 
zum  Körper  erörtert  und  die  mikroskopisch-physikalische  Untersuchung  der 
Kleidung   gezeigt  wird.      Das    zweite    ausgedehnte    Capitel    umfasst   die 
Wohnung.    Zunächst  ist  der  Bau  des  Hauses,  der  Baugrund,  Bauplan,  das 
Baumaterial,  die  Ausführung  des  Baues,  die  Vertheilung  der  Wohnr&ume 
zu  besprechen;  Pläne  und  Zeichnungen,  die  Methoden  zur  Untersuchung  des 
Baumaterials  und  der  Mauerfeuchtigkeit  sind  anzufügen.     Sodann  erfordert 
die  Regolirung  der  Temperatur,  die  Heizung,  die  Ventilation  und  die  Be- 
leuchtung des    Wohnhauses    eingehende    Erörterung,  illustrirt  durch   die 
Methoden  zur  Prüfung  der  Heizanlagen,  durch  Vorführung  von  Ventilations- 
bestimmungen,  durch  die  Methoden  zur  Prüfung  der  Leuchtmaterialien,  so- 
wie durch  Excursionen  in  einige   mit  charakteristischen  Heiz-  und  Venti- 
lation sanlagen  versehene  Geh&ude.     W^eiter  sind  die  verschiedenen  Systeme 
zur  Entfernung  und  Verarbeitung  der  Abfallstoffe  zu  schildern,  und  mit 
Abbildungen  und  Modellen  zur  erläutern;    Excursionen   zur  Besichtigung 
von  Canalanlagen ,  Rieselfeldern,  Ahfuhrdepots,  Poudrettefabriken,  müssen 
die  Darstellung  ergänzen.     Endlich  sind  die  weiter  gehenden  Wohnungs- 
anlagen ,    Strassen ,    Städteerweiterungen ;    dann    gewisse   besondere   Woh- 
nungsanlagen, Schulen,  Lazarethe,  Gefangnisse,  Arbeiterwohnungen,  endlich 
Leichenhäuser  und  Friedhofsanlagen  zu  besprechen,  die  sämmtlich  durch 
Pläne  und  Modelle,  vor  Allem  aber  durch  den  Besuch  der  Anlagen  selbst 
und  dort  an  Ort  und  Stelle  gegebene  Erläuterungen  zu  genauerer  Kenntniss 
gebracht  werden  müssen.  —  Als  weiteres  Capitel  tritt  hinzu  der  Einflnss 
der  Beschäftigung:  dahin  gehören  die  Gewerbekrankheiten,  die  Gefahren 
durch  Verkehrsmittel;   femer  ein  Capitel,  das  die  Beobachtungen  über  In- 
fectionskrankheiten  und  die  Schutzmaassregeln  gegen  dieselben  recapitulirt ; 
ein  solches,  welches  die  Grundzüge  der  statistischen  Methode  und  die  wich- 
tigsten Resultate  der  hygienischen  Statistik  giebt;  und  endlich  ein  Capitel, 
das  die  sanitäre  Gesetzgebung  und  die  Organisation  des  öffentlichen  Gesund- 
heitswesens behandelt. 

„Sie  sehen,  wie  überall  ein  bedeutender  Apparat  von  Demonstrationen 
and  Experimenten  die  Vorlesung  begleitet,  und  dass  letztere  ohne  diese 
ihres  wichtigsten  Inhalts  beraubt  sein  würde. 

„Neben  der  Vorlesung  ist  dann  an  den  hygienischen  Instituten  ein 
hygienisches  Practicum  einzurichten.  Dasselbe  ist  nur  berechnet 
für  solche  Studirende,  die  ein  regeres  Interesse  für  Hygiene  haben  oder  die 
entschlossen  sind,  sich  demnächst  um  eine  amtliche  Stellung  zu  bewerben. 
Der  Zudrang  zu  diesem  Practicum  seitens  der  Studirenden  wird  voraus- 
sichtlich nicht  gross  sein;  es  wird  genügen,  wenn  dasselbe  jedes  zweite 
Semester,  am  besten  im  Sommersemester,  in  wöchentlich  vier  Stunden 
gehalten  wird.  Viele  Mediciner  gewinnen  nun  aber  erst  grösseres  Interesse 
an  der  Hygiene  oder  entschliessen  sich,  in  eine  amtliche  Stellung  zu  treten, 
wenn  sie  bereits  die  Universität  verlassen  und  die  Praxis  eine  Zeit  lang  be- 
trieben haben.  Ich  halte  es  für  sehr  wichtig,  dass  diesen  Aerzten  passende 
Gelegenheit  gegeben  wird,  sich  nachträglich  inniger  mit  den  hygienischen 
Methoden  vertraut  zu  machen,  und  dazu  ist  nichts  geeigneter,  als  ein  sol- 
ches hygienisches  Practicum,  das  aber  auf  kurze  Zeit  zusammengedrängt 
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werden  müsste.  Ich  glaube  es  wird  am  passendsten  sein,  wenn  an  jedem 
liygieniscben  Institute  jährlich  einmal  ein  Practicuin  von  sechswöchentlicher 
Dauer  für  praktische  Aerzte  eingerichtet  wird,  und  dass  dann  während  der 
Dauer  des  Practicums  die  Arbeiten  etwa  sechs  Stunden  täglich  in  Anspruch 
nehmen. 

^Gegenstand  des  Practicums  bilden  alle  die  wichtigeren  unter  den 
hygienischen  Methoden,  die  auch  in  der  Vorlesung  gezeigt  werden;  nur 
dass  hier  die  Praktikanten  lernen  müssen,  die  Methode  selbständig  auszu- 
führen und  zu  appliciren.  Sie  müssen  die  Untersuchung  auf  Mikroorganis- 
men, die  Anlage  von  Culturen  und  namentlich  von  Reincnlturen  lernen,  sie 
müssen  mit  der  Beobachtung  der  meteorologischen  Instrumente  vertraut 
werden,  die  einfachsten  Methoden  zum  Nachweis  der  Nahrungsmittel- 
fälschungen kennen  lernen,  sie  müssen  Grundwasser-  und  Bodentemperatur- 
beobachtuugen  anstellen ,  Heizanlagen  prüfen ,  Ventilationsbestimmungen 
ausführen,  die  vollständige  Untersuchung  einer  inficirten  Oertlichkeit  vor- 
nehmen u.  6.  w. 

„Durch  diese  praktischen  Uebungen  wird  dann  leicht  bei  einzelnen 
Medicinern  das  Interesse  an  der  Hygiene  so  gross  werden,  dass  sie  deu 
Wunsch  haben,  genauere  Studien  darin  anzustellen  und  namentlich  sich  an 
eigenen  Forschungen  zu  versuchen.     Dies  führt  mich  dann  auf  die 
dritte  Thätigkeit  der  hygienischen  Institute,  auf  welche  ein  besonderer 
Werth  zu  legen  ist,  auf  die  wissenschaftlichen  Untersuchungen  durch  Fort- 
geschrittenere.     Eine   ausserordentlich   grosse   Reihe  hygienischer  Fragen 
eignet  sich  vortrefilich  zur  Bearbeitung  durch  solche  relativ  wenig  in  Labo- 
ratoriumsarbeiten geschulte  und  über  wenig  Zeit  disponirende  Hülfskräfte; 
ich  will  Ihnen   hier  nur  einige  wenige  Beispiele  solcher  Themata  aus  ein- 
zelnen Gebieten  der  Hygiene  geben.  —  Auf  dem  Gebiet«  der  Lehre  von  den 
Mikroorganismen  ist  z.  B.  eine  genauere  Charakteristik  und  Isolirung  der 
auf  den   Oberflächen    des  normalen    menschlichen    Körpers    häufiger   vor- 
kommenden Pilze  zu  liefern;   sodann  ist  das  Schicksal  der  in   deu  Körper 
gelangenden  Pilze  näher  zu  studiren,  es  ist  z.  B.  zu  ermitteln,  in  wie  weit 
eine  Aufnahme  von  Pilzen  durch  den  Darm  stattfindet,  ob  eine  Ausscheidung 
von  Pilzen  aus  dem  Körper  durch  den  Harn  oder  sonstige  Excrete  erfolgt, 
ob  durch  irgend  welche  Einflüsse  ein  Absterben  gewisser  Mikroorganismen 
im  Körper  des  "Warmblüters  erfolgt.    Ferner  ist  an  Reincnlturen  von  Pilzen 
eine  Reihe  von  biologischen  Fragen  zu  untersuchen;  ihre  chemische  Zusammen- 
setzung ist  zu  ermitteln,  die  Stofl'wechsolproducte  sind  zu  studiren,  nament- 
lich mit  Rücksicht  auf  die  Production  von  freien  Säuren,  von  aromatischen 
Producten  und  von  Alkalo'iden.     Die  Bedingungen  der  Sporenbildung  sind 
näher  festzustellen;  weitere  Prüfung  von  Desinfectionsmitteln  an  pathogenen 
Pilzen  ist  auszuführen.  —  Auf  dem  Gebiete  der  Ernährungsfragen  sind  die 
bisherigen  Versuche  nach  gewissen  Richtungen  hin  auszudehnen ;  es  ist  z.  B, 
die  Grenze  genauer  festzustellen,  bis  zu  welcher  die  einzelnen  Nahrungs- 
mittel gegeben  werden  können,  ohne  die  Ausuutzbarkeit  der  gesammten 
Nahrung  zu  beeinträchtigen;  die  Bedeutung  gewisser  billiger  Nahrungsmittel^ 
der  abgerahmten  Milch,  gewisser  Küsearteu,  sowie  billiger  Surrogate  etc. 
für  die  Ernährung  ist  zu  ermitteln;  die  Veränderung  der  Ausnutzbarkeit 
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der  Nabrnngsmittel  durch  gewisse  Zubereitungsmethoden,  z.  B.  die  neueren 
Kochapparate,  ist  zu  studiren.  Ferner  ist  die  Verbreitung  der  Mikroorga- 
nismen auf  Nahrungsmitteln  zu  untersuchen ;  namentlich  sind  hier  solche 
Nahrungsmittel  in  Betracht  zu  ziehen,  die  roh  genossen  werden,  wie  Früchte; 
ferner  Nahrungspräparate,  z.  B.  Gehäck,  Bier,  Conserven.  —  In  den  Fragen 
der  Wohnung  sind  prficisere  Bestimmungen  über  den  Einfluss  der  Luft- 
feuchtigkeit auf  den  Organismus  anzustellen  nnd  die  Abhängigkeit  des 
Feuchtigkeitsgehalts  der  Zimmerlufl  von  der  Einwirkung  der  Wände  und 
Gegenstande  und  von  anderen  Einflüssen  ist  klar  zu  legen ;  durch  genauere 
Untersuchung  der  Temperatur,  der  Feuchtigkeit,  des  Luftwechsels  und  durch 
mjkologische  Untersuchungen  ist  eine  Erkenntniss  des  schädlichen  Ein- 
flusses der  Kellerwohnungen  anzubahnen.  Mit  Rücksicht  auf  die  Ent- 
fernung der  Abfallstofie  sind  namentlich  Studien  über  das  Schicksal  von 
pathogenen  Organismen  in  Flüssigkeiten  bei  gleichzeitiger  Anwesenheit 
von  Gähr-  oder  Fäulnissorganismen  anzustellen;  ferner  darüber,  wie  sich 
einzelne  Pilze  und  Pilzgemenge  im  porösen  Boden  verhalten;  ob  hier  etwa 
eine  Vernichtung,  Entfernung  oder  Conservirung  der  Mikroorganismen  und 
Sporenbildung  eintritt.  Diese  Untersuchungen  sind  dann  auf  die  Erd-  und 
Torfclosets,  sowie  auf  Rieselfeldanlagen  auszudehnen.  Des  Weiteren  ist  das 
Verhalten  von  Pilzgemengen  in  Flüssen  und  die  Bedingungen  ihres  Zu- 
grundegehens in  denselben ;  endlich  das  Eindringen  von  Keimen  ins  Wohn- 
haus von  Abtrittanlagen  aus,  mit  Hülfe  der  neuen  verbesserten  bacteriolo- 
gischen  Methoden  zu  prüfen. 

^Das  sind  so  einige  Beispiele  von  Aufgaben,  die  ich  nur  einzelnen 
Theilen  des  hygienischen  Gebietes  entnommen  und  mit  besonderer  Berück- 
sichtigfung  ihrer  Bedeutung  für  die  öffentliche  Gesundheitspflege  aus- 
gewählt habe,  die  aber  genügen  mögen,  um  Ihnen  auch  über  diese  Seite 
der  Thätigkeit  der  hygienischen  Institute  einen  ungefähren  Ueberblick  zu 
gewähren. 

„Sie  sehen,  meine  Herren,  die  Aufgaben  für  die  hygienischen  Institute 
sind  ausserordentlich  zahlreich  und  interessant,  nnd  die  Lösung  dieser  Auf- 
gaben ist  zweifellos  in  höchstem  Grade  nutzbringend;  hoffen  wir,  dass  sich 
von  Jahr  zu  Jahr  nun  auch  die  Stätten  mehren,  an  welchen  mit  voller  Hin- 
gabe wissenschaftliche  Hygiene  gelehrt  und  gefördert  wird." 


Vorsitzender  Oberingenieur  Meyer  theilt  mit,  dass  der  Correfe- 
rent,  Herr  Generalarzt  Prof,  Dr.  Roth  (Dresden)  leider  dienstlich  verhindert 
sei  zu  erscheinen  und  desshalb  seine  Thesen  zu  dem  vorstehenden  Thema 
eingesandt  habe,  die  er  lebhaft  bedauere  nicht  selbst  motiviren  zu  können. 
In  diesen  Thesen  habe  Herr  Generalarzt  Dr.  Roth  noch  die  Vertheilung  des 
hygienischen  Unterrichts  auf  die  verschiedenen  Lehranstalten  und  die  Prä- 
cisimng  der  einzelnen  Zweige  desselben  für  die  verschiedenen  Berufsarten 
dargelegt  und  so  seien  diese  Thesen  in  vieler  Beziehung  als  eine  nützliche 
Ergänzung  des  Referates  des  Herrn  Professor  Flügge  anzusehen. 

Es  lauten  die 
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Thesen 

von  Generalarzt  Professor  Dr.  Roth. 

1.  Der  Unterricht  in  der  Hygiene  zerfällt  in  den  auf  den  Universitäten 
für  Mediciner  (Studirende  und  Aerzte)  und  in  den  auf  anderweitigen 
Fachhildungsanstalten.  Derselbe  ist  in  der  gewöhnlichen  Schule 
nicht  zu  ertheilen,  eine  kurze  Anweisung  der  Hälfeleistung  bei  Un- 
glücksfallen ist  dort  mit  dem  Turnunterricht  zu  verbinden. 

2.  Der  Unterricht  in  der  Hygiene  für  die  Mediciner  auf  der  Universität 
hat  die  drei  Haupttheile  der  Hygiene:  Den  biologischen  (darin  die 
Bacteriologie) ,  chemischen  und  technischen  Theil  in  seinen  Haupt- 
sachen zu  umfassen.  Derselbe  wird  für  die  Studirenden  wegen  Man- 
gel an  Zeit  hauptsächlich  demonstrativ  sein  müssen,  es  muss  jedoch 
Gelegenheit  zum  eigenen  Arbeiten  namentlich  für  mikroskopische  und 
chemische  Fragen  gegeben  sein.  Das  eigene  praktische  Arbeiten 
wird  besonders  den  auf  der  Universität  studirenden  Aerzten  zufallen, 
zumal  wenn  sie  später  Medicinalbeamte  werden  wollen.  Zur  Aus- 
bildung in  den  technologischen  Fragen  müssen  Sammlungen  guter 
Modelle  vorhanden  sein. 

3.  Der  Unterricht  an  besonderen  Fachbildungsanstalten:  Technische 
Hochschulen,  Bergakademieen,  Kriegsakademieen,  Kriegsschulen  und 
Seminaren  hat  diejenigen  Theile  der  Hygiene  besonders  zu  berück- 
sichtigen, welche  nach  der  besonderen  Verantwortlichkeit 
der  dort  Auszubildenden  hauptsächlich  in  Betracht  kommen.  Hier- 
nach werden  auf  Bauakademieen  etc.  die  Construction  der  Wohnungen 
und  die  Hygiene  der  Gewerbe,  auf  militärischen  Anstalten  die  Ver- 
hältnisse des  Soldaten,  auf  Seminaren  die  Schul-  und  Erziehungs- 
hygiene besonders  zu  berücksichtigen  sein. 

4.  Das  Lehrpersonal  wird  hauptsächlich  aus  Aerzten  zu  nehmen  sein, 
welche  das  ganze  Gebiet  der  Hygiene  kennen ,  es  sind  jedoch  hygie- 
nisch gebildete  Nichtärzte,  namentlich  Techniker,  nicht  auszuschliessen. 

5.  Als  besonders  wichtig  ist  der  Anschauungsunterricht  zu  betrachten, 
so  dass  gegebene  hygienische  Verhältnisse  zu  beurtheilen  sind.  Hier- 
zu wird  die  Verallgemeinerung  hygienischer  Sammlungen  oder  Museen, 
welche  in  allen  grösseren  Städten  gute  hygienische  Muster  zur  An- 
schauung des  Publicums  bringen,  ein  mächtiges  Unterstützungsmittel 
sein  und  ist  daher  die  Schöpfung  derartiger  Sammlungen  bei  Be- 
hörden wie  Privaten  mögliebst  zu  fordern. 


Bei  der  nun  folgenden  Discussion  erhält  zunächst  das  Wort 

Docent  Dr.  med.  K.  BlasiuS  (Braunschweig).  Derselbe  schliesst 
sich  den  von  Herrn  Prof.  Flügge  vorgetragenen  Thatsachen  und  Wünschen 
vollkommen  an  und  will  nur  die  Frage  auch  vom  Standpunkte  der  tech- 
nischen Hochschule    kurz    erörtern.     Als  Lehrer    an    der  technischen 
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Hochschale  za  Braansohweig  habe  er  Gelegenheit  gehabt,  einige  der  von 
Herrn  Prof.  Flügge  erwähnten  Desiderien  speciell  in  Bezng  aaf  die  tech- 
nische Seite  der  Hygiene  näher  kennen  zu  lernen,  insbesondere  den  in 
These  3  des  Herrn  Generalarzt  Roth  berührten  Punkt,  der  von  den  an  den 
Yerschiedenen  Fachbildnngsanstalten  besonders  zu  berücksichtigenden  Zwei- 
gen der  Hygiene  handele.  In  den  fünf  Jahren,  während  deren  er  jetzt  Vor- 
lesungen über  öffentliche  Gesundheitspflege  in  Braunschweig  halte,  habe  er 
häufig  zu  bemerken  Gelegenheit  gehabt,  wie  wichtig  es  speciell  für  eine 
Hauptabtheilung  der  technischen  Hochschulen,  für  die  Architectur  sei, 
dass  die  Studirende.n  der  Architectur,  die  späteren  Bauleute  und  Baubeamten, 
die  Grundbegriffe  der  Wohnungshygiene  mit  in  das  praktische  Leben  hin- 
einnehmen. Täglich  noch  komme  es  vor,  dass  Gebäude,  öffentliche  wie 
private,  in  einer  den  Principien  der  Hygiene  schnurstracks  zuwiderlaufenden 
Weise  gebaut  werden  und  es  sei  dies  auch  vollkommen  erklärlich,  da  die 
Hygiene  noch  eine  sehr  junge  Wissenschaft  sei  und  die  jetzt  amtirenden 
Baubeamten  zum  grossen  Theil  gar  nicht  in  der  Lage  gewesen  seien,  sich 
mit  diesen  hygienischen  Grundsätzen  auf  den  höheren  Lehranstalten,  in 
denen  sie  ausgebildet  worden  seien,  zu  beschäftigen.  Man  könne  ihnen 
hieraus  so  wenig  einen  Vorwurf  machen,  wie  einem  grossen  Theil  der  Aerzte, 
die  auf  Universitäten  öffentliche  Gesundheitspflege  nicht  haben  hören  können 
und  noch  viel  weniger  Gelegenheit  gehabt  haben,  praktisch  darin  zu 
arbeiten. 

Ganz  ähnlich  verhalte  es  sich  auf  den  technischen  Hochschulen  mit 
dem  nicht  minder  wicUtigen  Fach  der  Ingenieurwissenschaft,  bei  der 
in  Bezug  auf  Reinhaltung  von  Grund  und  Boden,  auf  Canalisations-  und 
Entwässerungsanlagen ,  auf  Wegschaffung  der  Excremente  etc.  die  Hygiene 
eine  so  wichtige  Rolle  spiele.  Wenn  Herr  Prof.  Flügge  sage,  dass  bei 
allen  diesen  Fragen  die  grundlegenden  Voruiftersuchungen  in  den  hygie- 
nischen Laboratorien  gemacht  werden  müssen,  so  stimme  er  dem  zwar  voll- 
kommen bei,  damit  sei  die  Sache  aber  noch  nicht  abgethan ;  es  handele  sich 
nachher  darum  die  Sache  in  die  Praxis  überzuführen,  gerade  wie  z.  B.  die 
Herstellung  schöner  neuer  Farben  in  einem  chemischen  Laboratorium  die- 
selben darum  noch  nicht  praktisch  für  eine  grosse  Färberei,  für  eine  chemische 
Fabrik  verwendbar  mache.  Diese  Frage  müsse  vornehmlich  den  technischen 
Hochschulen  zufallen,  weil  diese  eine  Reihe  Docenten  besitzen,  die  sich  wesent- 
lich mit  diesen  Fragen  zu  beschäftigen  haben,  Chemiker  und  Physiker,  die 
wie  an  den  Universitäten  wissenschaftlich  den  Hygieniker  unterstützen 
müssen,  weiter  aber  auch  Architekten,  Lehrer  für  Bauconstruction,  Wasser- 
bauingenieure und  andere  Ingenieure,  die  in  steter  directer  Verbindung  mit 
ihren  hygienischen  Collegen  die  praktische,  auf  das  Leben  anwendbare  Seite 
der  Hygiene  cultivireu  und  die  Ergebnisse  der  wissenschaftlichen  Forschung 
praktisch  verwerthen.  Es  sei  dies  ein  besonderer  Vortheil  der  technischen 
Hochschulen,  dass  an  ihnen  jene  beiden  Classen  von  Docenten  angestellt 
seien  und  zusammen  lehren. 

Weiter  seien  die  Pharm aceuten  zu  erwähnen,  aus  deren  Reihen 
bereits  eine  grosse  Zahl  tüchtiger  Hygieniker  hervorgegangen  sei,  die  viel- 
fach, namentlich  in  den  Ländern,  die  keine  eigenen  Universitäten  haben, 
ebenfalls  in  den  technischen  Hochschulen  ihre  Ausbildung  empfangen  und 
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die  wenigstens  in  Braunschweig  die  eifrigsten  Zuhörer  in  den  hygienischen 
Vorlesungen  seien.  So  lange  die  Zahl  der  hygienisch  durchgebildeten 
Aerzte  noch  keine  grosse  sei,  seien  die  Apotheker  fQr  die  Praxis,  nament- 
lich für  die  Bedürfnisse  des  Landes  ausserordentlich  wichtig,  da  ihnen  die 
chemisch-hygienischen  Untersuchungen  ohnehin  nahe  liegen;  auch  sei  es 
beim  Volke  Sitte,  sich  in  vielen  Fragen,  wenn  man  keinen  Arzt,  keinen 
Hygieniker  zur  Hand  habe,  an  den  Apotheker  zn  wenden  und  sich  von  ihm 
Rath  zu  holen. 

Dies  seien  die  Pnnkte,  die  speciell  vom  Standpunkte  der  technischen 
Hochschulen  hervorzuheben  seien;  wichtig  sei  es  dafür  natürlich  auch, 
dass  auf  den  technischen  Hochschulen  hygienische  Laboratorien  und  hygie- 
nische Sammlungen  angelegt  würden  und  dass  den  Lehrern  Gelegenheit  ge- 
geben werde,  Excursionen  mit  den  Studirenden  zu  machen,  die  wichtigsten 
Fabrikanlagen  kennen  zu  lernen  etc.,  in  ganz  ähnlicher  Weise,  wie  dies 
seitens  des  Herrn  Prof.  Flügge  für  die  Universitäten  verlaugt  worden  sei. 

Docent  Br.  Hueppe  (Wiesbaden)  hält  das  Bedürfniss  nach  hygie- 
nischen Instituten  für  ein  tief  empfundenes.  Als  an  ihn  im  vergangenen 
Frühjahr  die  Aufforderung  herangetreten  sei,  die  Einrichtung  und  Leitung 
eines  derartigen  Instituts  in  Wiesbaden  zu  übernehmen,  sei  scheinbar  aus 
localen  Gründen  wenig  Aussicht  auf  Erfolg  gewesen;  aber  kaum  sei  das- 
selbe eingerichtet  gewesen,  seien  alle  Erwartungen  übertroffen  worden,  so- 
wohl durch  Zuspruch  von  Aerzten  als  von  Technikern  und  Pharmaceuten. 
An  dem  Bedürfuiss  nach  hygienischen  Instituten  find  besonders  auf  den 
Universitäten  zweifele  heutzutage  wohl  Niemand  mehr,  von  Seiten  des 
Herrn  Cultusministers  werde  den  hygienischen  Bestrebnngen  in  wünschens- 
werther  Weise  Unterstützung  zu  Theil;  freilich  müsse  auch  die  Hygiene,  als 
die  jüngste  der  Doctrinen,  nicht  unbescheiden  in  ihren  Forderungen  sein. 

Die  Forderungen  der  beiden  Herren  Vorredner  seien  sehr  wohl  zu  ver- 
einen, die  Bedürfnisse  der  Mediciner,  Techniker  und  Pharmaceuten  Hessen 
sich  sehr  wohl  in  Verbindung  bringen  durch  Vorlesungen  mit  Demonstra- 
tionen über  das  Gesammtgebiet  der  Hygiene  und  durch  praktische  Gursc, 
die,  wenn  man  sie  auf  das  Nothwendige  beschränke,  meist  so  anregend 
seien,  dass  die  Studirenden  ausführlichere  Gurse  nehmen  und  selbständig 
weiter  arbeiten.  Dabei  müsse  man  freilich  stets  im  Auge  behalten,  dass 
nicht  in  erster  Linie  Hygieniker  gebildet  werden  sollen,  sondern  vor  Allem 
hygienisch  denkende  Aerzte  und  Techniker,  die  im  Stande  seien,  den  hygie- 
nischen Forschungen  zu  folgen.  Die  Aufgabe  so  aufgefasst  und  nicht  als 
Heranbildung  hygienischer  Specialisten  werde  viel  dazu  beitragen,  den  viel- 
fach noch  bestehenden  Widerspruch  der  älteren  Disciplinen  gegen  die  Hygiene 
zu  beseitigen  und  ihr  Anerkennung  zu  verschaffen. 

Bei  dem  hygienischen  Unterricht  handele  es  sich  dann  aber  noch  um 
eine  zweite  Frage,  nämlich  die  Ausbildung  der  speciell  für  die  Hygiene  sich 
interessirenden  Medicinalbeamten.  Hier  seien  Feriencurse  vorgeschlagen 
worden,  kurze,  praktische  Gurse,  die  sich  natürlich  viel  interessanter  und 
praktischer  gestalten  lassen,  wenn  der  vorausgegangene,  von  jedem  Arzte 
geforderte  Unterricht  der  Hygiene  schon  ein  gewisses  hygienisches  Denken 
angeregt  habe.    Bis  jetzt  sehe  es  hiermit  noch  schlimm  aus,  eine  Physicats- 
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prüfung  werde  zwar  verlangt,  aber  von  öffentlicher  Gesundheitspflege  komme 
da  wenig  vor.  Die  Ablegnng  des  Physicatsexamen  sei  durchaas  kein  Maass- 
stab, das8  ein  besonderes  Wissen  in  der  Hygiene  erreicht  sei,  es  lasse  nur 
allenfalls  den  Schluss  zu,  doss,  wer  soviel  Interesse  habe,  um  bei  den  jetzigen 
Physicatsverh&ltnissen  überhaupt  das  Examen  zu  machen,  durch  dieses 
Interesse  eine  viel  grössere  Garantie  gebe,  als  durch  die  Ahlegung  des 
Examens  selbst. 

Wie  der  iiygienische  Unterricht  speciell  gestaltet  werden  solle,  werde 
von  der  Persönlichkeit  des  Lehrers  und  von  localen  Verhältnissen  abhängen, 
nach  der  Schablone  könne  das  nicht  geschehen  und  es  würde  sehr  zu  be- 
dauern sein,  wenn  man  etwa  irgend  einer  Moderichtung  zu  liebe  die  auf- 
blühende Hygiene  in  bestimmte  Richtungen  einseitig  hineinzwängen  wollte. 
Im  Grossen  und  Ganzen  aber  müsse  man  mit  Herrn  Prof.  Flügge  darin 
übereinstimmen,  dass  die  Errichtung  hygienischer  Lehrstühle  und  hygie- 
nischer Institute  eine  dringende  Noth wendigkeit  sei. 

Kreisphysicus  Dr.  Notzel  (Colberg)  betont  vom  Standpunkte  des 
Medicinalbeamten  aus  das  Bedürfniss  nach  den  erwähnten  hygienischen 
Fortbildangscursen ,  die  leider  bis  jetzt  kaum  irgendwo  beständen  und  für 
die  überwiegende  Mehrzahl  der  Medicinalbeamten  schon  der  pecuniären 
Opfer  wegen  noch  vollkommen  unerreichbar  seien.  Das  Bedürfniss  nach 
solchen  Cursen  sei  schon  auf  dem  im  vorigen  Jahre  neu  gegründeten  Medi- 
cinalbeamten verein  ausgesprochen  und  allgemein  anerkannt,  merkwürdiger- 
weise freilich  auch  von  manchen  Seiten,  selbst  von  Medicinalbeamten  als 
kaum  erfüllbar  angesehen  worden.  Der  ganze  Stand  der  Medicinalbeamten 
werde  der  Versammlung  sehr  dankbar  sein,  wenn  sie  einer  Resolution  bei- 
stimme, in  welcher  sie  hygienische  Fortbildungscurse,  zunächst  für  Medicinal- 
beamte,  nach  Art  der  Fortbildungscurse,  wie  solche  schon  längst  mit  grossen 
finanziellen  Beihulfen  von  Seiten  des  Staates  für  Militärärzte  und  namentlich 
für  die  jüngeren  Militärärzte  aus  dem  Beurlaubtenstande  eingerichtet  seien, 
für  dringend  wünschenswerth  erkläre.  Gerade  die  Einrichtung  der  militär- 
ftrztlichen  Fortbildungscurse  werde  ein  naheliegendes  Beispiel  dafür  bieten, 
in  welcher  Weise  der  Besuch  dieser  Fortbildungscurse  einem  grossen  Theil 
der  Medicinalbeamten  wenigstens  ermöglicht  werden  könne  und  werde  auch 
ungefähr  übersehen  lassen,  mit  welchen  Beihülfen  von  Seiten  des  Staates 
dies  geschehen  könne.  Ein  Anfang  sei  in  allerjüngnter  Zeit  dadurch  ge- 
macht worden,  dass  seitens  der  Regierung  einzelne  Medicinalbeamte  zu 
einem  bacteriologischen  Fortbildungpcursus  im  Reichsgesnndheitsamte  ein- 
berufen werden,  offenbar  weil  das  Näherrücken  der  Cholera  es  durchaus 
nothwendig  erscheinen  lasse,  in  jedem  Regierungsbezirk  wenigstens  einen 
oder  den  anderen  Medicinalbeamten  zu  besitzen,  der  im  Stande  sei,  Komma- 
bacillen  aufzufinden  und  deren  Anwesenheit  zweifellos  festzustellen.  Dies 
sei  natürlich  nur  ein  ganz  kleiner,  immerhin  sehr  erfreulicher  Anfang  in 
der  vorgeschlagenen  Richtung.  Er  beantrage  desshalb  folgende  Resolution: 
„Der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  erklärt 
die  Einrichtung  von  hygienischen  Fortbildungscursen,  zunächst  für 
Medicinalbeamte,  und  die  Erleichterung  des  Besuches  dieser  Curso 
durch  staatliche  Beihülfe  für  dringend  wünschenswerth.** 
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Gjmnaslaldirector  Dr.  Fulda  (Sangershaasen)  lenkt  die  Aufmerk- 
samkeit auf  den  in  §.  1  der  vom  Herrn  Generalarzt  Dr.  Roth  vorgeschla- 
genen Thesen,  in  welchem  es  heisse:  Der  Unterricht  in  der  Hygiene  „ist 
in  der  gewöhnlichen  Schule  nicht  zu  ei*theilen^  und  hegrüsst  diesen  Satz 
mit  Freude,  da  in  demselben  ausgesprochen  sei,  dass  an  den  allgemeinen 
BilduQgsanstalten  ein  früher  wohl  von  hygienischer  Seite  geforderter  syste- 
matischer Unterricht  in  der  Hygiene  nicht  stattfinden  solle.  Mit  diesem  Satze 
solle  aber  nicht  gesagt  sein,  dass  eine  Berücksichtigung  der  Hygiene  an  den 
allgemeinen  Bildungsanstalten  überhaupt  nicht  stattfinden  solle,  eine  solche 
könne  sehr  wohl  an  verschiedenen  Stellen  des  allgemeinen  naturkundlichen  Un- 
terrichts eintreten,  der  nach  den  neueren  preussischen  Verordnungen  in  allen 
Classen,  von  den  untersten  bis  zu  den  obersten,  in  zwei  Stunden  wöchentlich 
ertheilt  werden  müsse  und  bei  welchem  auch  ein  elementarer  Unterricht  in 
Anthropologie  vorgesehen  sei.  Hier  liege  es  sehr  nahe  und  sei  vielfach 
auch  schon  geschehen,  einschlägige  hygienische  Fragen  mit  zu  berücksichtigen, 
z.  B.  bei  der  Lehre  von  den  Functionen  der  Lungen  die  mannigfachen  Ur- 
sachen und  Grefahren  der  Luftverderbniss,  bei  den  Functionen  des  Magens 
Manches  aus  der  Hygiene  der  Nahrungsmittel  u.  dergL,  ebenso  werde  in  der 
Physik  bei  der  Lehre  von  der  Wärme  sich  die  Kleidungshygiene  natur- 
gemäss  anschliessen  und  Anderes  mehr.  Das  diene  einerseits  dazu,  den 
Unterricht  lebendiger  und  anschaulicher  zu  gestalten,  andererseits  befördere 
es  Interesse  und  Verständniss  für  mannigfache  wichtige  Fragen  der  öffent- 
lichen und  privaten  Gesundheitspflege.  Es  empfehle  sich  daher  nach  dem 
Satze  in  These  1 :  „Derselbe  (der  hygienische  Unterricht)  ist  in  der  gewöhn- 
lichen Schule  nicht  zu  ertheilen^,  einzufügen: 

„doch  erscheint  es  wünschenswerth ,  dass  in  derselben  bei  dem 
allgemeinen  naturkundlichen  Unterricht  die  wichtigsten  hygieni- 
schen Fragen  in  geeigneter  Weise  mit  berücksichtigt  werden.^ 


Dr.  Kalischer  (Berlin)  glaubt,  dass  die  These  1  der  vom  Herrn  Direc- 
tor  Fulda  vorgeschlagenen  Amendirung  nicht  bedürfe.  In  der  These  sei 
offenbar  nur  der  planm&ssige  Unterricht  der  Hygiene  in  den  gewöhn- 
lichen Schulen  gemeint,  das  vom  Herrn  Director  Fulda  Gemeinte  sei  daher 
nicht  ausgeschlossen. 

Hiermit  ist  die  Discussion  geschlossen. 


Vorsitzender  Oberingenleur  Meyei*  fragt  die  Versammlung,  ob 
es  ihre  Absicht  sei,  über  die  Thesen  des  Herrn  Generalarzt  Roth  im  Ein- 
zelnen zu  discutiren  event.  abzustimmen.  In  den  letzten  Jahren  sei  wieder- 
holt von  einer  Abstimmung  abgesehen  worden  und  die  Versammlung  habe, 
auch  wenn  sie  den  Standpunkt  des  Referenten  getheilt  habe,  das  dargebotene 
Material  als  einheitliches  Ganzes  entgegengenommen,  zur  Veröffentlichung 
geführt  und  auf  diese  Weise  zur  vollen  Wirkung  gebracht.  In  dem  vor- 
liegenden Falle    habe    die  Versammlung   es    mit  einem  umfassenden  und 
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durchgearbeiteten  Vortrag  zu  thun  und  ausserdem  mit  Thesen,  an  welche 
sich  noch  andere  Anträge  knüpfen  und  es  frage  sich  nun,  ob  über  die 
Thesen  und  Amendements  im  Einzelnen  discutirt  und  abgestimmt,  oder  ob 
über  dieselben  en  bloc  abgestimmt  werden  solle  oder  ob  von  jeder  Ab- 
stimmung abgesehen  und,  wenn  kein  Widerspruch  von  irgend  welcher  Seite 
erfolge,  von  Seiten  des  Präsidiums  nur  ausgesprochen  werde,  dass  die  Ver- 
sammlung sich  mit  den  Herren  Referenten  in  Uebereinstimmung  befinde. 

Sanitätsrath  Dr.  Graf  (Elberfeld)  spricht  sich  für  den  zuletzt  seitens 
des  Herrn  Vorsitzenden  vorgeschlagenen  Modus  aus,  da  bei  der  speciellen 
Berathung  der  einzelnen  Thesen  mancherlei  Bedenken  auftreten  und  Amen- 
dirungen  aufgestellt  werden  würden,  die  die  Discussion  ins  Unendliche  ver- 
längern könnten.  Die  Versammlung  sei  gewiss  mit  dem  Gehörten  im  Grossen 
und  Ganzen  einverstanden,  nachdem  Herr  Prof.  Flügge  wesentlich  die  For- 
derungen für  den  Unterricht  der  Hygiene  im  Allgemeinen  aufgestellt  habe 
und  durch  die  dankenswerthen  Thesen  des  Herrn  Generalarzt  Roth  und 
die  Ausführungen  der  DDr.  Blas  ins  und  Hueppe  die  Scheidung  präci6ii*t 
worden  sei,  wie  an  den  technischen  Hochschulen  und  anderen  Lehranstalten 
die  Hygiene  den  ihnen  vertretenen  Berufsclassen  angepasst  werden  solle. 

Vorsitzender  Oberingenieur  Meyer  fragt  die  Versammlung,  ob 
sie  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Vorschlage  des  Herrn  Sanitätsrath  Dr.  Graf 
einverstanden  sei,  dass  er  in  seiner  Stellung  als  Vorsitzender  erkläre: 

„Der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  hat  den 
Vortrag  von  Herrn  Prof.  Dr.  Flügge  und  die  vom  Herrn  General- 
arzt Prof.  Dr.  Roth  aufgestellten  Thesen  über  das  Thema  der  För- 
derung des  hygienischen  Unterrichts  mit  grossem  Interesse  ent- 
gegengenommen, spricht  den  beiden  Herren  Referenten  für  ihre 
Mühe  und  Arbeit  Dank  aus  und  fühlte  sich  im  Grossen  und  Ganzen 
mit  ihnen  einig.*' 

Die  Versammlung  stimmt  diesem  Vorschlage  mit  grosser  Majorität  zu. 

Hiermit  ist  die  Tagesordnung  des  ersten  Tages  erledigt  und  nach  eini- 
gen geschäftlichen  Mittheilungen  wird  die  erste  Sitzung  geschlossen. 


SchluBS  der  Sitzung  Va^^  Uhr. 
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Zweite   Sitzung, 

Dienstag,  den  16.  September,  Vormittags  9  Uhr. 

Vorsitzender  OberingOnieur  Meyer  eröffnet  die  Versammlung 
nnd  erhält  das  Wort  zum  Referate  über  den  zweiten  Gegenstand  der 
Tagesordnung : 


Die  liygienisclie  Beaufsichtigung    der   Schule 
durch   den   Schularzt. 


Privatdocent  Dr.  A.  Bnginsky  (Berlin). 

„Meine  Herren!  Es  ist  nicht  das  erste  Mal,  dass  innerhalb  dieses 
Vereines  und  auch  innerhalb  der  hygienischen  Section  der  Versammlung 
Deutscher  Naturforscher  und  Aerzte  gelegentlich  der  Berathungen  über 
Verbesserungen  der  hygienischen  Einrichtungen  der  Schulen  die  Frage 
der  Beaufsichtigung  der  Schulen  durch  den  Schularzt  zur  Discussion  steht. 
Tndess  hat  bisher  gerade  über  diesen  Theil  der  Schulhygiene  ein  sonder- 
barer Unstern  geschwebt,  und  es  ist  neben  dem  Danke,  welcher  dem  leiten- 
den Ausschüsse  des  Vereins  gebührt  dafür,  dass  er  consequent  die  Frage 
von  Neuem  auf  die  Tagesordnung  gebracht  und  die  Möglichkeit  einer  ein- 
gehenden Discussion  angebahnt  hat,  einem  guten  Geschick  von  voiiiherein 
der  Dank  dafür  zu  sagen,  dass  nicht  auch  dieses  Mal  irgend  ein  Unvorher- 
gesehenes die  Verhandlungen  verhindert. 

„In  der  Section  für  öffentliche  Gesundheitspflege  auf  der  Naturforscher- 
versammlung in  Innsbruck  hatten  sich  die  Herren  Reclam  und  Varren- 
trapp  in  das  Thema  „Anforderungen  der  öffentlichen  Gesundheitspflege 
an  das  Schulwesen"  so  getheilt,  dass  der  Erstere  die  gesundheitspflegerische 
Ueberwachung  des  Schulwesens  im  Allgemeinen,  der  Letztere  „den  Schul- 
bau" zum  Referat  übernommen  hatte.  Lang  hingeschleppte  Discussionen 
über  reine  Formfragen  verhinderten  innerhalb  der  Section  eine  eingehende 
wissenschaftliche  Berathung  der  von  den  beiden  Herren  aufgestellten  Vor- 
schläge, so  dass,  wenn  ich  anders  den  aus  dem  I.  Bande  der  Vierteljahrs- 
schrift entnommenen  Bericht  richtig  verstanden  habe,  dieselben  nur  zur 
Vorlesung  kamen.  Unter  diesen  Thesen  befindet  sich  eine  von  Reclam 
aufgestellte  mit  folgendem  Wortlaut: 
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„Jede    Schalbehörde   (Schulvorstand,   Schulcomiuission ,  Schul- 
Bynode),  welche  die  Aufsicht  des  Staates  über  die  Schalen  einer 
Gemeinde  ausübt  —  sowie  jede  höhere  Schulbehörde  einer  Provinz 
oder  eines  Staates  — ,  habe  unter  ihren   Mitgliedern  einen  Arzt. 
Dieser  besitzt  die  gleichen   Rechte,   wie  die    übrigen  Mitglieder, 
und  nimmt  an  allen  Sitzungen,  Berathungen  und  Abstimmungen 
Theil". 
„Auf  der  Naturforscher  Versammlung  zu  Breslau  im  Jahre  1874  hatte 
eine  in  Breslau  gewählte  Commission  für  die  nächstjährige  Naturforscher- 
Versammlung  in  Graz  neben  anderen  Themata  das  folgende  zur  Berathang 
aufgestellt:     „Welche   Anfordernngen    hat    die    Hygiene    im   Interesse   des 
Schutzes  der  Gesundheit  der  Schüler  an  die  Schuleinrichtungen  zu  stellen? 
Ist  der  Lehrer  behufs  Ausführung  solcher  Anforderungen  in  der  Hygiene 
auszubilden ,  und  welche    Machtvollkommenheit  soll    dem   Arzte   gegeben 
werden  behufs  Ueberwachung  der  Schule  in  hygienischer  Beziehung?     Zu 
Keferenten  waren  die  Herren  Varrentrapp  und  Gau  st  er  ernannt."   — 
Der  Referent   über   die  Verhandlangen   in   Graz   berichtet:    „Ein   eigener 
Unstern  schwebt  über  diesem  Thema,  wenn  es  in  der  hygienischen  Section 
auf  das  Programm  gesetzt  ist."     Um  kurz  zu  sein   —  wie  im  Jahre  18G9 
war  auch  dieses  Mal  Herr  Varrentrapp  am  Erscheinen  in  der  Section 
verhindert,  die  Berathungen  waren  für  eine  frühe  Morgenstunde  nach  einer 
am  vorigen  Tage  ausgeführten  Gebirgspartie  festgesetzt,  das  Berathungs- 
local   war  verlegt  worden,  die   einzuladenden   Mitglieder  der  Section   für 
wissenschaftliche  Pädagogik  hatten  die  Einladungen  zu  spät  oder  gar  nicht 
erhalten.     Nur  vor  wenigen  Anwesenden   entwickelte  der  zweite  Referent, 
Herr  Gauster,  seine  Thesen.     Unter  diesen,  welche  sich  auf  alle  mög- 
licbeu  hygienischen  Verbesserungen  beziehen,  finden  sich  zwei,  für  unser 
heutiges  Thema  interessante: 

1.  Es  ist  nöthig,  dass  die  unbedingt  nothwendige  sanitäre  Fürsorge 
der  Lehrer  für  die  Schüler  beim  Unterricht  durch  gesetzliche  Vor- 
schriften und  Amtsinstructionen  überall  möglichst  klar  gestellt  und 
präcisirt  werden,  und  dass  die  pädagogische  und  sanitäre  Schulauf- 
sicht  auf  deren  Beobachtung  genau  Acht  haben  und 

2.  Es  ist  unbedingt  noth wendig,  dass  in  den  Lehrerbildungsanstalten 
die  Gesundheitslehre  überhaupt  und  die  Pflege  der  Gesundheit  in 
und  durch  die  Schule  insbesondere  unter  die  obligat  zu  hörenden 
Lehrgegenstände  aufgenommen  wird. 

jyEine  wesentliche  Einwirkung  auf  die  schulhygienische  Entwicklung 
haben  die  Grazer  Verhandlungen  nicht  gehabt.  t 

„Füi*  die  fänfte  Versammlung  unseres  Vereins  in  Nürnberg  im  Jahre 
1877  hatte  der  Ausschuss  von  Neuem  die  Schulhygiene  zum  Berathungs- 
tbema  gewählt.  Ein  hervorragender  Pädagoge  und  ein  eben  solcher  Hygie- 
niker  sollten  sich  in  dem  Referat  über  den  Gegenstand  theilen.  Zum  ersten 
Male  wollte  man  Fachmänner  aus  den  beidwi  zumeist  betheiligten  Kreisen 
über  den  Gegenstand  vernehmen.  —  Das  Geschick  beschloss  es  anders.  Der 
hervorragende  Pädagoge,  Realschuldirector  Dr.  Ostendorf,  starb  kurze 
Zeit  vor  dem  Zusammentritt  der  Versammlung,  oder  wie  der  zweite  liefe- 
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reot,  Herr  Finkeinburg,  selbst  sich  ausdrückt:  „in  demselben  Augen- 
blicke, als  er  sich  anschickte,  der  heutigen  Aufgabe  mit  dem  eingehendsten 
Ernste  näher  zu  treten,  welche  er  allen  seinen  Bestrebungen  zu  Grunde 
legte  .  .  .  ."  Herr  Märklin,  welcher  nach  dem  Tode  von  Ostendorf  in 
das  Keferat  neben  Herrn  Finkeinburg  eintrat,  plaidirte  am  Schlüsse 
seiner  Ausführungen  dafür:  „dass  dem  Arzte,  als  ständigem  Mitgliede  der 
Schulbehörden,  ein  nicht  minder  grosser  und  wichtiger  Wirkungskreis  (in 
der  Schule)  wird  zuerkannt  werden  müssen,  als  dem  Schulmanne^,  und  die 
Versammlung  entschied  sich  für  die  Annahme  der  These  V:  „In  allen  Schul- 
behörden müssen  neben  dem  Verwaltungsbeamten  und  den  Mitgliedern  der 
Vertretungen,  welchen  die  Bewilligung  der  Geldmittel  zusteht,  auch  Schul- 
männer und  Aerzte  Sitz  und  Stimme  haben." 

„Wiederum  stand  im  folgenden  Jahre  für  die  sechste  Versammlung 
unseres  Vereins  in  Dresden  die  Schulhygiene  auf  der  Tagesordnung.  Man 
wollte  in  die  Details  der  Ueberbürdungsfrago  eingehen ,  die  beste  Art 
der  Vertheilung  des  Lehrstoffes  auf  die  einzelnen  Tagesstunden  erörtern. 
Sanitätsrath  Sander  hatte  neben  einem  Pädagogen  das  Referat  übernom- 
men; doch  auch  der  erlebte  den  Sitzungstag  nicht,  und  Dr.  Chalybäus 
aus  Dresden  musste  für  den  verstorbenen  CoUegen  eintreten.  Die  Ver- 
handlungen, denen  sich  Jeder,  der  damals  zugegen  war,  mit  einer  gewissen 
Genugthuung  erinnern  wird,  weil  sie  ein  ernstes  Stück  Arbeit  repräsentiren, 
in  welchen  namentlich  auch  die  divergirenden  Anschauungen  der  Herren 
Pädagogen  in  lebhafter  Weise  zum  Ausdruck  und  zur  Berathung  kamen, 
haben  nicht  wenig  dazu  beigetragen,  die  sogenannte  „Ueberbürdungsfrage*^ 
ans  den  Redensarten  heraus  auf  die  richtige  Bahn  wissenschaftlicher  Be- 
handlung zu  führen.  —  Die  Frage  der  hygienischen  Ueberwachung  der 
Schule  durch  den  Arzt  kam  bei  dieser  Discussion  nicht  zur  Berathung.'' 

„Mit  mehr  oder  weniger  Glück  wurde  weiterhin  in  den  Sitzungen  der 
internationalen  hygienischen  Congresse  die  Scbulfrage  erörtert.  In  Turin 
plaidirte  im  Jahre  1880  Ghini  aus  Florenz  dafür,  dass  in  den  Schullehrer- 
seminarien  überall  ein  Lehrcursus  für  häusliche  und  private  Gesundheits- 
pflege, sowie  für  Schulhygiene  eingerichtet  werden  solle,  mit  besonderer 
Berücksichtigung  der  Lehre  yon  den  Schuleinflüssen  auf  die  Erkrankungen 
der  Kinder,  und  dass  dieser  Unterricht  durch  einen  Arzt  ertheilt  würde.  — 
In  demselben  Jahre  wurde  gelegentlich  der  Verhandlungen  der  Aerzte- 
kammer  von  Mittelfranken  über  die  rechtsschiefe  Currentschrift  auf  Antrag 
der  Herren  Anb  und  Dörfler  einstimmig  beschlossen,  an  das  Cultus- 
roinisterium  die  Bitte  zu  richten:  dasselbe  wolle  im  Verordnungswege  be- 
stimmen, dass  in  jeder  Schulcommission ,  welche  sich  am  Wohnsitze  von 
Aer^ten  befindet,  ein  Arzt  obligatorisch  Sitz  und  Stimme  habe.  —  Auf 
dem  internationalen  hygienischen  Congresse  in  Genf  im  Jahre  1882  brachte 
Prof.  Hermann  Cohn  eine  Reihe  von  Thesen  über  „die  Nothwendigkeit 
der  Ernennung  von  Schulärzten  in  allen  Ländern  und  ihre  Obliegenheiten^ 
ein.  Cohn  war  selbst  nicht  in  Genf  anwesend,  und  die  von  ihm  ein- 
gereichten Thesen,  die,  wie  ich  gleich  erwähnen  will,  nicht  mit  dem  zu- 
sammenfallen, was  ich  als  Aufgabe  der  Schulärzte  bezeichnen  wörde, 
wurden  ohne  Discussion  von  'der  Versammlung  angenommen  —  sehr  zu 
Unrecht,  wie  wir  vielleicht  in  der  weiteren  Verhandlung  noch  sehen  werden. 
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,iAas  dem  kurzen  Ueberblicke  über  die  YerbaDdlungen  des  Gegen- 
BtAndes  in  öfifentlicber  Discussion  geht  hervor,  dass  trotz  der  mapnigfachen 
Störungen,  welche  dieselben  erlitten  haben,  sich  zwei  Tendenzen  zur  Gel- 
tung bringen,  auf  der  einen  Seite  die  Tendenz,  dem  Arzte  Sitz  und  Stimme 
bei  der  Ueberwachung  der  hygienischen  Maassnahmen  für  die  Scbule  zu 
geben,  auf  der  anderen  Seite,  den  Arzt  dadurch  entbehrlich  zu  machen, 
dass  die  Lehrer  hinreichend  hygienisch  vorgebildet  werden ,  um  selbst- 
standig  die  hygienischen  Maassnahmen  für  die  Schule  und  die  Schüler  zu 
treffen. 

^Meine  Herren!  Es  kann  nicht  in  meiner  Absicht  liegen,  Sie  an  die- 
ser Stelle  mit  der  Gesxjhichte  der  Entwickelung  der  hygienischen  Fortschritte 
in  den  Schulen,  speciell  im  Deutschen  Reiche  und  den  Nachbarstaaten,  zu 
behelligen;  nur  in  soweit,  als  die  Frage  der  hygienischen  Ueberwachung 
durch  den  Arzt  davon  berührt  wird,  kann  ich  gewisse  Hinweise  auf  diese 
Entwickelung  nicht  umgehen.  —  In  der  Literatur  ist  die  Forderung,  dem 
Arzte  einen  definitiven  Einfluss  auf  die  hygienische  Gestaltung  der  Schule 
zu  gewähren,  eine  alte.  —  Peter  Frank  stellt  in  dem  I.  Bande  seines 
1786  geschriebenen  classischen  Werkes  „System  einer  vollständigen  medi- 
cinischen  Polizei''  neben  den  bis  auf  den  heutigen  Tag  unübertroffenen 
hygienischen  Regeln  für  die  Einrichtungen  der  Schule  und  des  Unterrichts- 
system^  die  ausdrückliche  Forderung  auf,  „dass  die  Sanitätspolizei  sich  um- 
zusehen hat,  dass  in  die  öffentliche  Erziehung  kein  die  Jugend  entnerven- 
des, oder  ihre  Fasern  vor  der  Zeit  steif  machendes  System  sich  mische ''. 
„Sie  musB  die  Regeln  und  Vorschriften,  welche  die  jugendlichen  Beschäfti- 
gungen, Spiele  und  Vergnügungen,  welche  ihre  Seelen-  und  Leibesübungen 
leiten  sollen,  genau  prüfen  und  mit  gleicher  Aufsicht,  Ueberspaunung 
und  Vernachlässigung  der  Kräfte  ....  zu  verhüten  trachten **  ....  und 
weiter:  „So  vieles  bisher  über  Erziehung  geschrieben  worden  ist,  so  finde 
ich  doch,  dass  man  den  Artikel  Gesundheit  in  den  mehrsten  öffentlichen 
Schulen  und  Erziehnngshäusern  noch  am  wenigsten  bedacht  habe,  und  es 
verdient  ein  jeder  der  hier  berührten  Gegenstände  nachgeholt  und  von 
einem  Arzte  unter  solcher  Gesichtslage  besonders  betrachtet  zu  werden.'*  — 
Es  folgen  auf  diese  Einleitung  drei  ausgezeichnete  Abhandlungen  über 
Schulhygiene.  Der  bekannte  Aufruf  Lorinser's  (1836)  zum  Schutze 
der  Gesundheit  in  den  Schulen  gab  den  Antrieb  dazu,  dass  die  Aerzte  sich 
mit  den  Schulfragen  überhaupt  ernster  zu  befassen  anfingen.  Eine  syste- 
matische Anordnung  des  der  Schulhygiene  und  der  sanitären  Ueberwachung 
zugehörenden  Stoffes  finden  wir  erst  bei  Pappenheim  in  dessen  Hand- 
buch der  Sanitätspolizei,  Artikel  Schulwesen  (1858)  und  später  bei  Falk 
(1868)  in  dessen  „Sanitatspolizeiliche  Ueberwachung  höherer  und  niederer 
Schulen'^.  Von  da  an  begegnet  man  immer  häufiger  der  von  Aerzten  auf- 
gestellten Forderung,  eine  ärztliche  Ueberwachung  der  Schulen  eintreten 
zu  lassen.  Vernois  verlangt  wenigstens  für  die  Lyceen  und  Internate 
eigens  angestellte  Aerzte,  welche  jährlich  einen  genauen  Bericht  über  die 
Anstalten  abgeben  sollen,  in  welchem  alle  hygienischen  Verhältnisse  der  An- 
stalten Berücksichtigung  finden.  Ein  besonders  anzustellender  Arzt,  Spccialist 
für  Hygiene,  soll  diese  Berichte  zusammenfassen  und  einen  jährlichen  Rap- 
port über  den  Gesundheitszustand  der  sämmtlichen  Lyceen  veröffentlichen. 
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Die  Aerzte  sollen  Beisitzer  im  Verwaltungsratbe  der  Lyceen  sein ,  und  dem 
Vorsteher  derselben  jährlich  eine  Liste  der  nothwendigen  Verbesserungen 
einreichen,  deren  Ausführungen  überwachen  (s.  Virchow,  Hygienischer 
Jahresbericht  1868,  S.  477).  —  In  ähnlicher  Weise  verlangt  Alois  Gruber 
(1870)  besondere  Schulinspectoreu,  die  gewisse  Schulen  zu  inspiciren  haben, 
überdies  aber  die  ihnen  zugewieseneu  Schulbezirke  der  Stadt  controliren 
sollen.  —  Farquhar  (1873)  verlangt  eine  von  den  Lehrern  geführt« 
Krankenstatistik  in  den  Schulen,  deren  Listen  dem  Schulgesundheitsbeamten 
und  dem  Ortsgesuudheitsratlie  übermittelt  werden  sollen.  Daran  anknüpfend 
sollen  Schulrevisionen  und  selbst  Revisionen  in  den  Wohnungen  der  Schul- 
kinder statthaben.  Mit  ganzer  Energie  sind  überdies  für  die  Anstellung 
von  Schulärzten  eingetreten  Ellinger  (der  ärztliche  Landesschulinspector), 
Baumeister  (Vierteljahrsschrift  für  öffentliche  Gesundheitspflege  1883), 
Cohn  in  seiner  neuesten  Publication  (Die  Hygiene  des  Auges  in  den  Schulen), 
und  auch  ich  habe  sowohl  in  der  ersten  1875  erschienenen  Auflage  meines 
Handbuches  der  Schulhygiene  wie  auch  in  der  zweiten  1883  erschienenen 
für  dieselbe  plaidirt. 

„Wenn  man  weiterhin  die  amtlichen  Kundgebungen  berücksichtigt,  so 
muss  zugestanden  werden,  dass  die  Bemühungen  der  Einzelregierungen 
des  Deutschen  Reiches  in  den  letzten  Jahren  in  continuirlich  steigendem 
Maasse  zugenommen  haben.  Neben  eingehenden,  die  gesammten  äusseren 
Einrichtungen  der  Schulen  betreffenden  Verordnungen,  wie  solche  seitens 
der  königlich  württembergischen  Regierung  aus  dem  Jahre  1870,  welche 
von  Haus  aus  den  begutachtenden  EinÜuss  von  Aerzten  für  dieselben 
sicherstellt,  sind  noch  in  Einzelrescripten  (so  vom  28.  Januar  1876)  sani- 
tätspolizeiliche Visitationen  der  Gemeinden  und  speciell  der  Schulen  vor- 
geschrieben. Allerdings  wird  für  jede  Gemeinde  Württembergs  nur  in 
sechsjährigem  Turnus  eine  Visitation  zum  Gesetz  gemacht.  —  Aehnliche 
Verordnungen  sind  der  Reihe  nach  in  Baden,  Bayern,*  Hessen  erfolgt ,  stets 
mit  der  ausdrücklichen  Anweisung,  dass  die  Pläne  für  neue  Schulbauten  in 
gesundheitlicher  Beziehung  unter  Begutachtung  der  Bezirksärzte  zu  stel- 
len sind. 

„Die  Regierungen  Hessen  sich  indess,  augenscheinlich  unter  dem  Drucke 
der  nicht  verstummen  wollenden  Klagen  über  „Schnlüberbürdung  der  Jugend" 
und  der  parlamentarischen  Interpellationen  und  Petitionen  an  diesen  Ver- 
ordnungen nicht  genügen,  vielmehr  sehen  wir  dieselben  der  Reihe  nach 
den  fruchtbringenden  Weg  betreten,  hervorragende  aus  ärztlichen  und 
Verwaltungskreisen  zusammengesetzte  Commissionen  zur  Berathung  schul- 
hygienischer Fragen  zusammen  zu  berufen.  —  So  entstanden  in  neuester 
Zeit  die  gutachtlichen  Aeusserungen  der  medicinischen  Sachverständigen- 
commission  in  Elsass- Lothringen,  die  Berathungen  in  Württemberg  und 
Hessen  und  in  seiner  ganz  hervorragenden  Bedeutung  das  Gutachten  der 
königlich  preussischen  wissenschaftlichen  Deputation  für  das  Medicinalwesen. 

„Im  Grossherzogthum  Baden  bestehen  über  die  Erbauung  und  Ein- 
richtung der  Schulgebäude  der  höheren  Lehranstalten  (Mittelschulen)  keine 
allgemeinen  Vorschriften.  Es  werden  vielmehr  die  Pläne  nach  dem  vorlie- 
genden Bedürfnisse  und  untef  Berücksichtigung  der  bestehenden  Verhält- 
nisse unter  der  Leitung  und  Aufsicht  des  Oberschnlraths  (bezw.  bei  den 
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wesentlich  von  den  Gemeinden  zu  unterhaltenden  Realschul anst alten  (Real- 
gymnasien und  höheren  Bürgerschulen)  im  Zusammenwirken  der  Gemeinde- 
hehörden  und  des  Oberschulraths)  festgestellt  und  ausgeführt.  —  lieber  die 
gesundheitspolizeiliche  Beaufsichtigung  der  Schulhäaser  und  der  Schul- 
jugend besteht  eine  Vorschrift  vom  Jahre  1841,  dass  die  Bezirksärzte  wenig- 
stens zweimal  jährlich  die  Mittelschulen  ihres  Bezirks  besuchen  sollen,  um 
sich  von  dem  Gesundheitszustände  und  dem  äusseren  Ansehen  der  Schul- 
jugend zu  überzeugen,  ferner  um  yon  der  Beschaffenheit  der  Schulhäuser 
und  Schulzimmer  Einsicht  zu  nehmen  und  über  das  Ergebniss  der  Besich- 
tigungen an  das  Ministerium  zu  berichten.  Zum  Vollzüge  dieser  Anord- 
nung ist  unter  dem  16.  October  1844  eine  Instruction  erlassen,  welche  die 
Thätigkeit  der  Amtsärzte  bei  Neubauten,  Bauyeränderungen ,  sowie  bei 
Fragen  der  inneren  Einrichtung  der  Schulhäuser  feststellt  und  denselben 
die  Sorge  für  das  körperliche  Wohl  der  Schüler  durch  Nachforschung  nach  den 
Ursachen  yorhandener  Krankheitsanlagen  oder  wirklicher  Krankheits- 
zustände  und  Ergreifung  geeigneter  Maassregeln  dagegen  zur  Pflicht 
macht.  —  Hinsichtlich  der  Beschaffenheit  der  Subsellien  ist  eine  Verord- 
nung des  Oberschulraths  yom  26.  Mai  1868  auch  für  die  Mittelschulen 
maassgebend;  es  sind  in  Ziffer  5  dieser  Verordnung  die  Dimensionen  der 
Schulbänke  sowohl  für  Elementarschüler  als  für  Schüler,  welche  über  dem 
schulpflichtigen  Alter  stehen,  vorgeschrieben. 

pFür  Elsass-Lothringen  haben  die  vom   Oberpräsidenten  unter 
dem  3.  Juli   1876  erlassenen  Bestimmungen  über  die  Anlage,  Einrichtung 
und  Ausstattung  der   Elementarschulhäuser  auf  dem  Gebiete   des  niederen 
Unterrichtswesens  das  Erforderliche  angeordnet.     Für  Neu-  und  Umbauten 
höherer  Schulen,  sowie  für  die  Beschaffung  des  Ausstattungsmaterials  der- 
selben  fehlen   dagegen   allgemeine   Bestimmungen,    welche    die   Sicherheit 
schaffen,  dass  auf  die  Gesundheit  der  Schüler  die  erforderliche  Rücksicht 
genommen  werde.     Den  Erlass  derartiger  Bestimmungen  halten  wir  für  ein 
dringendes  Bedürfniss.      Nicht    minder  wichtig  erscheint    uns   eine   regel- 
mässige Inspection  der  höheren  Schulen  durch  sachverständige  Aerzte  bezw. 
Medicinalbeamte ,  welche  über  ihre  Wahrnehmungen  an   den  Oberschnlrath 
zu  berichten  und  Mittel  zur  Abhülfe  der  vorhandenen  Mängel  anzugeben 
hätten.     Es  bedarf  einer   solchen  Inspection  auch   für  die    bestangelegten 
Schulen,  damit  in  denselben  nicht  etwa  die  Vorzüge  der  ersten  Einrichtung 
durch  geringe   Sorge  für  die  Instandhaltung  beeinträchtigt  werden.     Die 
Reinhaltung  der  Räume,  namentlich  die  Beseitigung  des  nach  vielen  Richtun- 
gen hin  der  Gesundheit  schädlichen  Staubes ,  muss  in  jeder  Schule  auf  das 
Dringendste  gefordert  werden.    Sache  des  Arztes  ist  es,  sich  zu  überzeugen, 
dass  die  darauf  bezüglichen  Anordnungen  in   ihrem   vollen   Umfange  zur 
Ausführung  kommen.     Wird   es  ihm  möglich  gemacht,    sich  von  Zeit  zu 
Zeit  durch  Besichtigung  der  Anstalten  von  der  Handhabung  der  getroffe- 
nen Bestimmungen  zu  überzeugen,  so  lässt  sich  einei-seits  hoffen,  dass  dem 
Eindringen  gesundheitsgefährlicher  Zustände  in  solche  Räume  vorgebeugt 
wird,  welche  wir  uns  auf  Grund  der  zu  erlassenden  Normativbestimmnngen 
in  der  möglichst  zweckmässigen  Weise  hergestellt  denken,  und  andererseits 
erwarten ,  dass  auf  die  Verbesserung  mancher  alten ,  einer  Erneuerung  be- 
dürftigen  Räume  die  Aufmerksamkeit    der  zuständigen   Behörde  dauernd 
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hingelenkt  werde;  —  und  ein  Satz  der  praktischen  Schlussfolgernngen 
heisst:  Entwürfe  für  Um-  und  Neubau  einer  höheren  Schule  sind  nach 
MaasBgabe  der  Normativbestimmungen  von  einem  sachverständigen  Arzte 
bezw.  Medicinalbeamten  zu  prüfen  und  zu  begutachten. 

„In  dem  Gutachten  der  königl.  preussischen  wissenschaftlichen 
Deputation  für  das  Medicinalwesen  finden  sich  aber  folgende  höchst  be- 
merkenswerthe  Sätze.  Nachdem  von  den  Verpflichtungen  der  Lehrer,  in 
höherem  Maasse  als  bisher  bei  den  Schülern  zu  individnalisiren ,  die  Rede 
gewesen  ist,  heisst  es:  „Es  giebt  kein  constantes  Maass,  wonach  die  Grenze 
zwischen  Ueberbürdung  und  zulässiger  Belastung  bestimmt  werden  kann. 
Was  in  gewissen  Fällen  oder  Zeiten  Belastung  ist,  wird  in  anderen  Ueber- 
bürdung. Die  Zeichen,  dass  letztere  eingetreten  ist,  ergeben  sich  erst  nach- 
träglich aus  der  Beobachtung.  Ob  eine  solche  Beobachtang  sich  durch  die 
eigenen  Organe  der  Schule  in  genügender  Weise  und  ohne  ärztliche  Mitwirktnig 
ausführen  läset,  das  ist  freilich  eine  sehr  zweifelhafte  Sache  . . .  Wir  folgern 
also,  dass  selbst  für  die  Sammlung  eines  genügend  sicheren  Beobachtungs- 
materials über  die  Wirkung  der  einzelnen  belastenden  Momente  die  Mit- 
wirkung von  tüchtigen  und  zuverlässigen  Aerzten  nicht  wird  entbehrt  wer- 
den können",  und  weiter  bezüglich  der  einzelneu  ursächlichen  Momente  der 
Ueberbürdung:  „Eine  exacte  Antwort  wird  erst  ertheilt  werden  können, 
wenn  es  möglich  werden  sollte,  in  den  Schulen  eine  zuverlässige  ärztliche 
Controle  der  pädagogischen  in  geeigneter  Weise  hinzuzugesellen.^  Im 
Schlussergebniss  wird  daraufhingewiesen,  dass  an  einzelnen,  besonders  ge- 
eigneten Orten  die  Hauptfragen  (der  Untersuchungen)  durch  Aerzte  in  An- 
griff zu  nehmen  sind.  —  Es  kann  ergänzend  hinzugefügt  werden,  dass,  so- 
weit ich  persönlich  unterrichtet  bin,  dieser  Weg  seitens  des  preussischen 
Cultusministeriums  neuerdings  rüstig  betreten  worden  ist. 

„In  der  Schweiz  sind  nach  der  Verordnung  des  Züricher  Regierungs- 
rathes,  betreffend  die  örtlichen  Gesundheitsbehörden  (1877),  dieselben  ge- 
halten, die  Situations-  und  Baupläne  der  Schule  zu  prüfen,  überdies  aber 
auch  eine  fortwährende  Controle  über  die  Schulen  zu  üben,  eventuell  nach 
Bedürfhiss  Nachschau  in  öfteren  unregelmässigen  Fristen  zu  halten  und 
„fortlaufendes  Protokoll  zu  führen".  Die  Schulen  sind  hierbei  allen  übrigen 
Objecten  der  Observation  gleichgestellt. 

„Meine  Herren!  Es  erübrigt  nur  noch  einige  Worte  bezüglich  des 
Standes  der  Dinge  in  ausserdeutschen  Staaten  hinzuzufügen.  —  Oester- 
reich  hat  seit  dem  Jahre  1873  nahezu  denselben  Weg  eingeschlagen,  wie 
Deutschland.  In  den  österreichischen  Schulcommissionen  fungiren  Aerzte  als 
ständige  Berather  und  Aufsichtsbehörden  der  Schulen.  —  In  Italien  sind  die 
Medici  condotti  diejenigen,  denen  die  Beaufsichtigung  der  Schulen  obliegt. 
Die  Schulhygiene  selbst  liegt  aber  nach  dem  Urtheile  von  Uffelmann 
trotz  derselben  sehr  darnieder.  —  Einen  definitiven  Anfang  mit  einer  conti- 
nuirlichen  Ueberwachung  der  Schulen  durch  eigens  angestellte  Schulärzte 
hat  neuerdings  Paris  gemacht;  ich  habe  mir  erlaubt,  das  betreffende  Reglement 
in  deutscher  Uebersetzung  jüngst  in  der  Vierte^'ahrsschrift  zur  Publication 
zu  geben.  —  Ueber  die  englischen  Verhältnisse  entnehme  ich  den  jüngsten 
Veröffentlichungen  von  Weber:  (Verhandlungen  des  dritten  Congresses  für 
innere  Medicin.  Wiesbaden  1884),  die  Angabe,  dass  England  keine  von  der 
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Regierung  angestellten  ärztlichen  Inspectoren  für  Schulen  und  Schul gebäude 
und  auch  keine  speciellen  Gesetze  über  Einrichtungen  von  Schulen  bat.  Die 
Schulen  fallen  einfach  in  das  Gebiet  der  Public  Health  Ad  von  1875,  welche 
Regulationen  ober  die  Einrichtung  des  Hauses  hat.  Weber  fügt  hinzu: 
„Die  Ueberwachung  der  Ausführung  der  Regulationen  ist  nichtarztlichen 
Inspectoren  anvertraut,  welche  nicht  besonders  streng  sind.  Dagegen  hat 
das  LocclI  Government  Boards  speciell  der  Theil,  welchen  wir  Gesundheits- 
amt  nennen,  und  welcher  aus  mehreren  ausgezeichneten  Aerzten  besteht,  die 
sich  ausschliesslich  diesem  Amte  widmen,  die  Gewohnheit,  di9.^  Educaiion 
Department  auf  Mängel  in  den  Schulen  aufmerksam  zu  machen ,  welche  in 
den  Berichten  der  Medical  Officers  of  Health  bemerkt  werden.  Diese  Offi' 
cers  of  Health  halten  es  nämlich  für  ihre  Pflicht,  auf  die  öffentlichen  Ele- 
mentarschulen ihrer  Districte  ihre  Aufmerksamkeit  zu  richten.**  Man  sieht 
also,  dass  hier  eine  Art  freiwilliger  hygienischer  Ueberwachung  der  Schulen 
statt  hat. 

„Abgesehen  aber  davon  verlangen  in  ihren  neuesten  Publicationen 
The  Lancet  und  British  medical  Journal  die  Anstellung  von  eigentlichen 
Schulärzten.  Es  heisst  in  Nr.  1233  des  British  medical  Journal^ 
16.  August  1884: 

In  our  great  public  schools,  the  medical  supervision  of  the  boys  and 
the  sanitary  arrangements  of  the  buildings  should  be  under  the  absolnte 
and  andivided  control  of  one  medical  officer,  who  should  be  responsible 
to  the  govemors  only,  and  independent  of  the  head  master ;  while  for  ele- 
mentary  schools  there  should  be  a  staff  of  medical  inspectors  under  the 
education  department,  ranking  with  H.  M.  inspectors  of  schools. 
„Aehnlich  in  The  Lancet,  Nr.  IV,  9.  August  1884,  p.  224: 

We  believe  there  will  be  provided  in  due  course  a  much  more 
minute  supervision  of  our  public  schools  by  an  offleer  of  health  absolutely 
independent  of  and  free  from  the  authority  of  head  master,  of  house 
masters,  and  the  governing  authority  of  schools,  whatever  it  may  be;  an 
offleer  responsible  to  the  local  sanitary  authority  and  through  that  autho- 
rity to  the  Local  Government  Board.  At  no  very  distant  time  no  build- 
ing  will  be  permitted  to  be  occupied  for  school  purposes,  either  private 
or  public,  which  has  not  been  inspectet  and  approved  by  a  public  sanitary 
authority.  We  believe  ever  more  that  this  to  be  desirable  in  the  interest 
of  the  schoolboys,  and  that  there  should  be  special  and  periodical  in- 
spections  of  all  our  schools,  pubÜc  and  private,  by  offlcers  of  the  sani- 
tary department  of  the  Local  Government  Board  for  all  there  functions 
in  hygiene  whith  are  fast  passing  out  of  the  sphere  of  the  medical  atten- 
dant  on  the  sick. 

„In  den  scandinavischen  Ländern  begegnet  mau  ganz  ausgezeichneten, 
mit  allen  neuesten  hygienischen  Anforderungen  ausgerüsteten  Schulgebäuden 
und  Schul einrichtungen.  In  wie  weit  eine  ärztliche  Ueberwachung  der 
Schulen  statt  hat,  ist  mir  aber  nicht  möglich  gewesen  zu  eruiren  ^).  —  Aus 

^)  Kacb  einem  mir  vor  wenigen  Tagen  zugegangenen  Bericht  des  Herrn  Dr.  Hertel 
&u  Kopenhagen  bin  ich  im  Stande  mitzutheilen,  dass  in  den  Schulen  Dänemarks  sehr  ein- 
gehende SrztUche  Untersuchangen  der  Schulkinder  statt  habe.  Ich  verweise  auf  die  dem- 
nächst erscheinenden  Mittheilungen  im  Archiv  für  Kinderheilkunde. 
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Amerika  sind  einheitliche  Einrichtungen  des  Schalwesens  Überhaupt  nicht 
zu  berichten.  Aus  einem  Berichte  von  Prof.  Hitchcock  geht  hervor,  dass 
in  dem  Amherst  College  in  Massachusetts  ein  Mediciner  als  Lehrer  angestellt 
ist  mit  folgenden  Verpflichtungen:  1)  Turnunterricht  zu  ertheilen;  2)  den 
Gesundheitszastand  der  Studirenden  zu  überwachen;  3)  die  physische  Seite 
der  Beredsamkeit  zu  lehren;  4)  von  Zeit  zu  Zeit  hygienische  Belehrungen 
zu  geben,  gestützt  auf  die  Elemente  der  Anatomie  und  Physiologie;  5)  der 
betreffende  Lehrer  muss  ein  gebildeter  Arzt  und  der  Gesundheitszustand 
der  Zöglinge  jederzeit  Gegenstand  seiner  besonderen  Aufmerksamkeit  sein. 

„Es  erübrigt  nunmehr  nur  noch  nachzutragen,  dass  ebenso  wie  oben 
schon  gelegentlich  der  Beschlüsse  des  in  Turin  abgehaltenen  hygienischen 
Congresses  erwähnt  wurde,  der  Wunsch  nach  hygieuischem  Unterricht  in 
Lehrerbildungsanstalten,  auf  den  Versammlungen  unseres  Vereins  in  Nürn- 
berg und  in  Dresden,  auf  letzterer  in  dem  Vortrage  des  Herrn  Roth,  aus- 
gesprochen wurde,  und  dass  in  Bayern,  nach  Mittheilung  des  Herrn 
Hess  1er,  das  Ministerium  für  Schulangelegenheiten  der  Unterricht  in  den 
Grundprincipien  der  Hygiene  in  Schullehrerseminarien ,  höheren  Töchter- 
schulen und  in  deu  oberen  Glassen  der  Volksschulen  schon  seit  dem  Jahre 
1878  eingeführt  habe. 

„Meine  Herren!  Nach  dieser Uebersicht  über  den  Ent wickelungsgang, 
den  die  Einführung  ärztlicher  Organe  in  die  Beaufsichtigung  der  Schulen  ge- 
nommen hat,  kann  ich  an  die  mir  gestellte  Frage  definitiv  herantreten. 
Ich  habe  vor  einigen  Wochen  Gelegenheit  genommen,  in  der  Deutschen 
Gesellschaft  für  öffentliche  Gesundheitspflege  zu  Berlin  meine  Stellung- 
nahme zu  der  Frage  zu  skizziren  und  bin  kaum  in  der  Lage,  dem 
damals  Ausgeführten  hier  etwas  Neues  hinzuzufügen.  Im  Wesentlichen 
kann  ich  auf  diese  früheren  Erörterungen  zurückgehen  und  dieselben  hier 
recapituliren.  Man  hat  bezüglich  der  Einführung  der  hygienischen  Ueber- 
wachung  der  Schulen  durch  den  Schularzt  drei  Dinge  von  vornherein  zu 
trennen : 

1.  Ist  diese  Ueberwachung  überhaupt  noth wendig? 

2.  Wie  kann  die  Thätigkeit  des  Schularztes,  falls  sich  die  Noth  wendig- 
keit ärztlicher  Ueberwachung  der  Schulen  herausstellen  sollte,  der- 
&Tt\g  gestaltet  werden,  dass  sie  für  die  Culturaufgaben  der  Schule 
nicht  hemmend,  sondern  förderlich  ist? 

3.  Ist  nach  der  augenblicklichen  Beschaffenheit  des  ärztlichen  Standes 
und  den  vorhandenen  Verhältnissen  in  Stadt  und  Land  die  Einfüh- 
rung von  Schulärzten  überhaupt  durchführbar? 

„Die  Antwort  auf  die  erste  dieser  drei  Fragen  wird  von  dem  Ergeb- 
niss  einer  Untersuchung  abhängig  sein,  welche  darthut,  in  wieweit  die  Ein- 
flüsse der  Schule  auf  den  kindlichen  Organismus  derartig  sind,  daas  sie 
überhaupt  dauernd  und  für  dessen  Entwickelung  bestimmend  zur  Geltung 
kommen;  denn  Alles,  von  dem  sich  erweisen  lässt,  dass  es  in  mehr  oder 
weniger  directer  Weise  die  physische  Beschaffenheit  der  Menschen  beein- 
flusst,  gehört,  in  dem  weitesten  Sinne  des  Begriffs  genommen,  nothwendig 
in  den  Beobachtungskreis  des  Arztes,  —  naturgemäss  diejenigen  Einflüsse 
am  meisten  und  am  strictesten,  deren  directeste  Einwirkung  auf  den  mensch- 
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liehen  Organisinus  zu  Tage  tritt.  —  In  der  Schule  ßind  es  nun  drei  Grup- 
pen von  Factoren,  von  welchen  a  priori  eine  Beeinflussung  des  kindlichen 
Organismus  erwartet  werden  kann.  1)  Ohenan  die  äusseren,  haulichen  und 
technischen  Einrichtungen  der  Schulen.  2)  Die  inneren  Einrichtungen  des 
eigentlichen  Unterrichts  und  die  damit  in  directester  Beziehung  stehenden 
Ausstrahlungen  auf  die  häusliche  Beschäftigung  der  Kinder.  3)  Das  Zu- 
sammenströmen und  Zusammenlehen  einer  grösseren  Gruppe  von  Menschen 
überhaupt  in  einem  abgeschlossenen  Räume.  —  In  dem  ersten  Augenblicke 
dürfte  es  scheinen,  als  wären  bezüglich  der  ersten  zwei  Gruppen  gerade 
die  ärztlichen  Urtheile  und  event.  daraus  fliessenden  Befugnisse  am  wenig- 
sten am  Platze,  dass  yielmehr  in  der  ersten  Gruppe  der  Architekt,  in  der 
zweiten  der  Schulmann  der  eigentlich  competente  Beurtheiler  der  Verhält- 
nisse wäre;  für  die  dritte  Gruppe  allenfalls  könnte  die  ärztliche  Function 
als  zweckmässig,  wenn  auch  nicht  noth wendig  sich  zu  empfehlen  scheinen. 
Handelte  es  sich  in  der  That  nur  um  die  rein  objective  Beurtheilung  bau- 
technischer oder  pädagogisch -.technischer  Fragen,  so  wäre  diese  Ausschei- 
dung ärztlicher  Urtheile  und  ärztlicher  Function  gewiss  am  Platze,  um  so 
mehr,  als  bekannt  ist,  dass  der  grosse  Fehler  oft  begangen  ist  und  es  von 
jeher  zu  recht  bedeutsamen  Uebeln  geführt  bat,  wenn  ärztliche  Eingriffe 
in  rein  technische  Fragen  erfolgten  und  dieselben  gerade  bei  den  wohl- 
wollendsten und  sachkundigsten  Fachmännern  in  Misscredit  brachten.  Aber 
um  rein  technische  Fragen  handelt  es  sich  hier  durchaus  nicht,  oder  wenig- 
stens erst  in  zweiter  Linie;  die  erste  wichtige,  und  maassgebende  Frage 
lautet  nicht  dahin,  in  wieweit  die  genannten  Einrichtungen  technisch 
an  sich  gut  seien,  sondern  in  wieweit  sie  auf  den  kindlichen  Orga- 
nismus zur  Wirkung  kommen.  In  diesem  Sinne  ist  diese  Frage  aber 
geradezu  eine  physiologische  und  gehört  von  physiologischen  Gesichts- 
punkten voll  und  ganz,  ja  durchaus  einzig  in  das  Gebiet  ärztlichen  Urtheils. 
So  kann  also  schon  von  vornherein  eine  gewisse  Nothwendigkeit  ärztlichen 
Eingreifens  in  das  Schulleben  im  Allgemeinen  constatirt  werden,  und  es 
muss,  dies  zugegeben,  nunmehr  daran  gegangen  werden,  diese  Nothwendig- 
keit auch  im  Einzelnen  darzuthun  und  neben  diesem  Nachweise  gleichzeitig 
die  Möglichkeit  der  ärztlichen,  auf  physiologischer  Basis  beruhenden  Thätig- 
keit  erwiesen  werden. 

„Es  würde  zu  weit  führen  und  ist  an  dieser  Stelle,  wo  volles  Verständ- 
niss  für  hygienische  Fragen  vorhanden  ist,  auch  nicht  nöthig,  darzuthun, 
wie  hei  der  bekannten  Einwirkung  der  Bodenluft  und  *der  Grundwasser- 
beschaffenheit auf  die  Bewohner  eines  Hauses  schon  die  Wahl  des  Bodens, 
auf  welchem  ein  Schulhaus  errichtet  werden  soll,  keine  gleichgültige  ist, 
wie  weiterhin  bei  der  bekannten  Wechselwirkung  zwischen  Beschaffenheit 
des  Baumaterials  und  der  Ventilation  durch  die  Wände,  die  zweckmässige 
Auswahl  des  Baumaterials  durchaus  nicht  gleichgültig  ist  für  die  späteren 
Bewohner  des  zu  errichtenden  Hauses.  Die  Orientirung  des  Gebäudes,  die 
Beziehungen  zu  den  Nachbargebäuden,  die  Anlage  der  Treppen,  ferner  die 
Grössen  Verhältnisse  der  Räume,  die  Höhe  derselben,  das  Yerhältniss  zwischen 
Fensterfläche  und  Bodenfläche,  die  Art  und  Beschafl'enheit  der  Heiz-  und 
Yentilationsan lagen,  jedes  im  Einzelnen  und  alles  im  Verein  ist  das  Maass- 
gebende für  die  Einwirkungen,  denen  die  Bewohner  der  Räume  unterliegen. 
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liier  sondert  sich  nun  das  rein  technisch  Beste  von  dem  sanitarisch  Besten 
auf  das  Vielfachste,  und  nicht  selten  kann  ohne  Meinungsaustausch  der 
beiden  in  Concurrenz  kommenden  Richtungen  bei  dem  besten  Willen  und 
Wohlwollen  das  Verfehlteste  und  später  Unbrauchbarste  zur  Anlage  kommen. 
Liesse  man,  um  nur  ein  Beispiel  anzuführen,  dem  Techniker  unter  der 
Forderung  der  Beschaffung  bestmöglichster  und  ausgiebigster  Tagesbeleuch- 
tung die  absolut  freie  Wahl,  so  wird  es  gar  nicht  ausbleiben,  dass  die 
Fensteröffnungen  in  den  einzelnen  Zimmern  des  Flauses  so  angelegt  werden, 
dass  bei  jedweder  beliebigen  Orientirung  der  Räume  zum  Gebrauche,  das 
Licht  von  mehreren  Seiten  zuströmt;  die  nach  physiologischen  Principien 
verwerflichen  Beleuchtungen  von  vorn  oder  von  zwei  gegenQberliegenden 
Seiten  werden  gewiss  nicht  ausbleiben.  Aehnliches  liesse  sich  von  den 
Heizanlagen  und  von  den  Übrigen  oben  angezogenen  Momenten  sagen.  — 
Weitaus  noch  mehr  trifft  dies  aber  für  die  eigentliche  Ausstattung  der 
Schulräume  zu,  und  hier  wiegen  technische  Missgriffe  um  so  schwerer,  als 
die  Einrichtungsgegenstände  noch  weit  directer  zu  den  Schulkindern  in  Be- 
ziehung treten  und  sonach  intensiver  auf  deren  Organismus  bestimmend 
einzuwirken  vermögen.  So  sehen  wir  denn,  dass  so  anscheinend  kleinliche 
Dinge,  wie  die  Farbe  und  Bekleidung  der  Schultafeln,  die  Beschaffenheit 
der  Wandkarten  von  hervorragender  physiologischer  Bedeutung  werdeui 
gar  nicht  zu  reden  von  den  Subsellien,  deren  normale  Gestaltung  erst  an- 
fing in  richtige  Bahnen  zu  kommen,  als  eingehendste  physiologische  Stu- 
dien die  Gesetze  des  normalen  Aufrechtsitzens  klar  gemacht  hatten,  Studien, 
welche  bezüglich  des  normalen  Sitzens  beim  Schreiben  und  Lesen  bis  zu 
diesem  Augenblicke  noch  nicht  völlig  zum  Abschluss  gekommen  sind.  In 
der  Erledigung  dieser  einen,  vielfach  verkannten,  und  doch  noch  bis  zum 
heutigen  Tage  gewiss  nicht  völlig  gewürdigten  Frage,  hat  die  Technik  all- 
mälig  das  Heft  fast  ganz  aus  der  Hand  verloren,  sie  hat  bis  auf  Kleinig- 
keiten gänzlich  in  den  Dienst  der  Physiologie  treten  müssen,  und  da,  wo  sie 
es  versucht,  eine  gewisse  Unabhängigkeit  und  Selbständigkeit  zu  wahren, 
ist  sie  heute  noch  ebenso  wie  früher  in  der  Gefahr,  Unbrauchbares  zu  Tage 
zu  fördern.  Meine  Herren,  genug  der  Thatsachen  und  Beispiele  auf  diesem 
ersten  Theile  des  zu  behandelnden  Gebietes.  Wohin  Sie  auch  blicken,  sehen 
Sie  geradezu  die  Unmöglichkeit  einer  normalen  Gestaltung  ohne  die  sach- 
kundige physiologische,  die  ärztliche  Beihülfe;  auf  diesem  Theile  wird  aber 
auch  thatsächlich  die  Nothwendigkeit  einer  ärztlichen  Ueberwachung  kaum 
mehr  bestritten.  *Alle  früher  erwähnten  Verordnungen  aller  Staaten  kom- 
men darin  überein,  dass  eine  ärztliche  Controle  der  Baupläne,  der  Pläne 
für  Schuleinrichtungen  etc.  nothwendig  sei. 

„Wenn  wir  uns  nun  den  Factoren  der  zweiten  Gruppe,  den  Einflüssen 
des  eigentlichen  Unterrichtswesens  auf  den  kindlichen  Organismus,  zuwen- 
den, so  ist  zwar  nach  vielen  Richtungen  der  Nachweis  der  Nothwendigkeit 
ärztlicher  Mitwirkung  nicht  schwierig.  Niemand  kann  heute  mehr  be- 
streiten ,  dass  die  strenge  Durchführung  der  Schulpflichtigkeit ,  ohne 
Individualisirung  in  den  zur  Schule  herangezogenen  jüngsten  Alters- 
stufen ,  von  früh  an  zu  den  ernsten  Schädigungen  der  Gesundheit  der 
fehlerhafter  Weise  unter  das  Gesetz  gestellten  Kinder  führen  kann.  Auch 
dass  Fehler  in  der  Aendernng  der  Schulpläne,  die  Ueberzahl  der   Unter- 
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richtsstnnden  überhaupt ,  das  Anfeinanderdrängen  vieler  SitzstuDden,  dass 
das  Zasammendrängen  von  UnterrichtsstaDden ,  welche  eine  exclusive  gei- 
stige Anstrengung  erheischen,  dass  endlich  eine  fehlerhafte  Yertheilung  oder 
geringe  Ausdehnung  der  Erholungspausen  für  den  kindlichen  Organismus 
auf  die  Dauer  nachtheilig  werden  können,  wird  kein  verständiger  Pädagoge 
heute  leugnen.  Dasselbe  gilt  fQr  die  Anwendung  der  häuslichen  Arbeiten, 
dasselbe  für  einzelne  zur  eigentlichen  Schuldisciplin  gehörige  Einrichtungen, 
fiär  Schulstrafen  etc.  Und  doch  muss  man  zugestehen,  dass  auf  keinem 
Tbeile  des  ganzen  Gebietes  ein  Zugeständniss  für  ärztliches  Eingreifen  von 
Pädagogen  und  Behörden  schwieriger  zu  erringen  ist,  als  hier,  wo  die  Interna 
des  Unterrichts  in  Frage  kommen.  Die  Ursache  f&r  diese  Erscheinung  liegt 
darin,  dass  einmal  das  Abgrenzen  zwischen  Erlaubtem  oder  sogar  Erspriess- 
lichem  und  Nachtheiligem  überaus  schwierig  ist,  und  die  absolute  natur- 
wissenschaftliche Sicherheit  in  dem  Abwägen  den  Arzt  verlässt,  der  in  vielen 
hier  einschlägigen  Fragen  noch  keineswegs  auf  sicherem  Boden  steht,  sodann 
aber  auch,  weil  der  Pädagoge  durch  Einschränkung  seiner  Vollmachten  in 
Conflict  gebracht  wird  mit  der  eigenen  Ueberzeugung ,  dem  Gefühl  der 
Pflicht,  durch  möglichst  vollkommene  Entwickelang  von  Geist  und  Gemüth 
der  ihm  anvertrauten  Kinder,  die  ihm  heilige  Berufs-  und  Culturmission  zu 
erfüllen.  Ich  habe  schon  in  meinem  Handbuch  der  Schulhygiene  ausdrück- 
lich hervorgehoben,  „dass  die  Hygiene  in  den  Fragen,  welche  sich  auf  den 
eigentlichen  Unterricht  beziehen,  ihre  Competenz  gegenüber  denjenigen 
Forderungen,  welche  seitens  der  Erziehung  aufgestellt  sind,  und  zur  Durch- 
führung gebracht  werden  müssen,  wohl  abzuwägen  habe^,  und  ich  freue 
mich,  constatiren  zu  können,  dass  auch  die  preussische  wissenschaftliche 
Deputation  für  das  Medicinalwesen  dieser  Auffassung  im  Wesentlichen  bei- 
getreten ist;  auch  sie  befindet,  dass  „eine  einigermaassen  genügende  liösung 
der  Einzelfragen  (bezüglich  der  Dauer  der  Schul-  und  Arbeitszeit)  vom 
medicinischen  Standpunkte  allein  schwerlich  gefunden  werden  könne;  dazu 
gehöre  die  Mitwirkung,  und  zwar  die  entscheidende  Mitwirkung  der  Päda- 
gogen". 

„Wenn  dies  nun  aber  offen  und  geradeaus  zugestanden  werden  rouss, 
so  bleibt  auf  der  anderen  Seite  ebenso  sicher  die  Thatsache  bestehen ,  dass 
die  ärztliche  Mitwirkung  selbst  bei  den  lutemis  des  Unterrichts  nicht  mehr 
ausgeschlossen  werden  kann.  Wenn  in  der  That  durch  die  oben  angeführ- 
ten Momente  beim  Unterricht  Schädlichkeiten  eingeführt  werden  können, 
welche  sich  in  dem  kindlichen  Organismus  abspiegeln,  so  bleibt  kaum  etwas 
Anderes  übrig,  als  dass  bei  der  Festsetzung  der  Bestandtheile  des  Unter- 
richts, also  der  Unterrichtspläne,  die  ärztliche  Mitwirkung  herbeigezogen 
wird,  und  dass  weiterhin  da,  wo  bisher  eine  genügende  Erfahrung  über  das 
MaasB  des  Nützlichen  und  den  Beginn  des  Schädlichen  noch  nicht  vorliegt, 
durch  ärztliche  Mitwirkung  dieses  Maass  allmälig  festgestellt  wird. 

„Am  energischsten  spricht  sich  in  jüngster  Zeit  Baumeister  in 
dieser  Frage  aus.  Es  heisst  bei  ihm  (s.  diese  Vierteljahrsschrift,  Bd.  XV, 
p.  448):  Der  öffentliche  Unterricht,  mit  Ausnahme  der  Volksschule,  ist  bis 
jetzt  ein  allseitig  verschlossenes,  in  unbeschränkter  Gewalt  der  Fachleute,  d.  h, 
der  Philologen,  befindliches  Gebiet.     Während  der  Richter  in  den  Schöffen 
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und  Geschworenen,  der  Yerwaltungsbeamte  in  den  Bezirksräthen  den  aus- 
gleichenden und  ergänzenden  Gegensatz  findet,  während  für  viele  andere 
wichtige  Interessen  das  Laienelement  zur  Theilnahme  an  den  Aufgaben  des 
Staates  berufen  wird,  ist  der  Gymnasiumsdirector  einsam  auf  der  Höhe  seiner 
fachlichen  Autorität  geblieben.  Kein  Mensch,  der  sich  einem  specielleu  Beruf 
mit  seiner  ganzen  Arbeitskraft  hingiebt,  wird  sich  vor  gewissen,  aus  der 
auferlegten  Beschränkung  erwachsenden  Einseitigkeiten  schätzen  können, 
am  wenigsten  der  Lehrer,  welchem  in  seinem  amtlichen  Wirken  nur  das 
nachgiebige  oder  zum  Widerstand  unberechtigte  Material  der  Jugend  gegen- 
übersteht. Ein  treffliches  Correctiv  hiergegen  wäre  eine  Schulcommission 
von  Mitgliedern  aus  bürgerlichen  und  ärztlichen  Kreisen.  Der  Wirkungs- 
kreis würde  wesentlich  umfassen:  allgemeine  Aufsicht  über  Unterricht, 
Schulzucht  und  Gesundheitspflege,  Genehmigung  für  schwere  Strafen,  ins- 
besondere für  den  Ausschluss  von  Schülern,  gutachtliche  Mitwirkung  bei 
Anstellung  und  disciplinärer  Behandlung  von  Lehrern,  Auswahl  von  Schul- 
requisiten, Anzeige  wahrgenommener  Missstände.  Namentlich  wäre  der 
zuletzt  genannte  Punkt  wichtig,  indem  die  Schulcommission  ein  lebendiges 
Bindeglied  sein  würde  zwischen  der  Schule  einerseits,  der  Oefientlichkeit 
und  der  Familie  andererseits,  welchen  gegenwärtig  eine  solche  Yermitte- 
lung  gänzlich  fehlt.  Die  Eltern  scheuen  sich  bekanntlich  und  begreiflich, 
mit  Klagen  gegen  einen  Lehrer  hervorzutreten,  weil  sie  die  Vergeltung 
fürchten,  welche  in  unbeikömmlicher  Weise  von  dem  Angeschuldigten  an 
ihren  Kindern  geübt  werden  kann.  Oder  es  werden  Denunciationen  gemacht, 
am  schlimmsten  solche  in  der  Presse,  unter  schwerer  Schädigung  der  Schule, 
besonders  der  Lehrerautorität.  Den  Mitgliedern  einer  Schulcommission 
dagegen  werden  erfahr ungsmässig  Beschwerden  wohl  anvertraut,  und  kann 
dann  für  loyale  Erledigung  gesorgt  werden.  Die  Betheiligung  des  Laien- 
elements wird  daher  sicherlich  das  gegenwärtig  vielfach  erschütterte  Ver- 
trauen zur  Leitung  der  Schule  kräftigen,  das  Verständniss  für  die  Zwecke 
und  Bedürfnisse  der  Schule  fördern,  den  isolirten  Fachmann  dem  Volke 
wieder  näher  bringen. 

„Indem  die  vorstehenden  Erörterungen  meines  Erachtens  den  Nutzen 
von  Schulcommissionen  einleuchtend  darlegen,  ist  auf  der  anderen  Seite  die 
Besorgniss  nicht  unerwähnt  zu  lassen,  dass  es  zwischen  Fachmännern 
und  Laien  leicht  zu  Reibungen  kommen  könne,  in  welchen  schliesslich 
der  Laie  unterliegt,  somit  vergeblich  dasitzt.  Allerdings  pflegt  gerade  bei 
Schulmännern  das  Bewuastsein  der  Unfehlbarkeit  stark  ausgeprägt  zu  sein, 
und  der  Laie  gegenüber  dem  Anspruch  einer  solchen  „Autorität"  einen 
schweren  Stand  zu  haben.  Aehnliches  ist  aber  in  allen  gemischten  Com- 
missionen  mehr  oder  weniger  der  Fall,  und  sollte  von  der  besprochenen 
Einrichtung  um  so  weniger  abhalten,  als  sich  dieselbe  in  beschränktem 
Umfang  bereits  bewährt  hat*  Iq  bestimmten  wirklichen  Fachfragen  pflegt  der 
Laie  sich  willig  unterzuordnen,  in  allgemein  cultureljen  Fragen  aber  braucht 
er  sich  eben  nicht  als  Laie  anzusehen,  sondern  als  Glied  seiner  Nation, 
welche  denn  doch,  trotz  des  bekannten  Rufes  der  Deutschen,  glücklicher- 
weise noch  nicht  von  lauter  Schulmeistern  regiert  wird.  Von  diesem 
Moment  werden  wir  nun  noch  zu  einer  weiteren  Ausdehnung  der  Frage 
von  der  Mitwirkung  der  Laien  im  Schulwesen  geleitet. 
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„Es  giebt  wohl  kaum  ein  Gebiet  des  öffentlichen  Lebens,  welches  einem 
so  allgemeinen  Interesse  begegnet  wie  das  Schulwesen.  Keines  greift  so 
tief  in  das  Privat-  und  FamiHenleben  ein,  keines  ist  andererseits  so  wichtig 
für  das  geistige  Gedeihen  des  ganzen  Volkes.  Und  doch  ist  von  diesem 
Gebiet  nur  die  Elementarschule  Gegenstand  gesetzgeberischer  Mitwirkung 
der  Volksvertretung,  die  Mittelschule  aber  bisher  lediglich  durch  Behörden 
regiert.  Auf  Klagen  und  Wünsche,  welche  gelegentlich  der  Budgetberathung 
in  allen  Landtagen  geäussert  worden,  ist  der  Tenor  der  höflichen  Antwort 
nur  zu  oft  ein  ignoratis  gewesen,  während  bei  wichtigen,  doch  auch 
specielle  Kenntnisse  erfordernden  Interessen  der  Volkswirthschaft ,  der 
Justiz  u.  s.  w.  Laien  zur  Mitwirkung  an  der  höchsten  entscheidenden  Stelle 
berufen  sind  und  herzhaft  mitstimmen.  Ueber  jeden  Pfennig  Steuern  übt 
die  Volksvertretung  Controle,  aber  die  weit  kostbareren  Güter,  unsere 
Kinder,  müssen  ohne  ein  geregeltes  Recht  des  Einflusses  den  „Fachmän- 
nern" überlassen  werden.  Es  hat  wohl  des  übergrossen  Respectes  der 
Deutschen  vor  Schalen  und  Gelehrten  bedurft,  um  ein  so  unnatürliches 
Verhältniss  bis  in  unsere  Tage  aufrecht  zu  erhalten.  Erst  jetzt  treten  in 
Hessen  und  in  Baden  die  ersten  Merkmale  einer  Correctur  hervor.  Möge 
man  sich  nicht  einschüchtern  lassen  durch  die  Behauptung,  über  die  Frage 
der  Bildung  verständen  nur  Schulmänner  zu  entscheiden.  Wir  alle  sind 
dazu  mit  berufen,  sofern  wir  wenigstens  nach  höherer  Bildung  streben  oder 
sie  besitzen,  und  als  Väter  wollen  wir  die  uns  gebührende  Verantwortung 
für  Wege  und  Ziele  der  Jugendbildung  nicht  abwerfen.  Auf  die  „Forde- 
demngen  der  Cultur'^  berufen  sich  freilich  heutzutage  alle  Parteien,  auch 
diejenigen,  welche  der  sittlichen  und  der  intellectuellen  Barbarei  zutreiben, 
aber  werden  die  Schulmänner,  soweit  es  an  ihnen  liegt,  einer  solchen 
Zukunft  nicht  freudiger  und  wirksamer  entgegenarbeiten,  wenn  sie  den 
geistigen  Halt  an  den  Laien,  an  der  Volksvertretung  besitzen?  Und 
schlimmsten  Falles  haben  wir  uns  in  unheilvolle  Beschlüsse  zu  ergeben, 
beim  Schulwesen  so  gut  wie  bei  anderen  öffentlichen  Fragen,  weil  wir  eben 
Glieder  unseres  Volkes  sind.*'  —  Soweit  Baumeister. 

„Nach   meiner  Auffassung  kann   aber,   wie   die  Sachen  augenblicklich 
liegen,  den  Pädagogen  eine  gewisse  Mitwirkung  der  Aerzte  an  dieser  Stelle 
nur  lieb  sein,  denn  bei  Erfüllung  der  Aufgabe  wird  dem  Arzt  das  Studiam 
der  als  echte  Schulkrankheiten  beschriebenen  Krankheitsformen,  die  Unter- 
suchung ihrer  Abhängigkeit  von  Schuleinflüssen  obenan  zufallen,  und  hier 
eröffiiet  sich  nunmehr  dasjenige  Gebiet,  in  welchem  verständige  Pädagogen, 
eingedenk  des  alten  „Mens  sana  in  corpore  sano",  die  ärztliche  Thätigkeit 
gewiss  nur  als  Unterstützungsmittel  für  die  eigene  Berufsarbeit  mit  Freuden 
werden  begrüssen  können,  wobei  noch  der  Vortheil  erwächst,  dass  die  ein- 
gehende und  sorgfältige  Forschung  im  Stande  sein  wird,  die  Schule  und  das 
Unterrichtswesen  an  vielen  Stellen  von  Vorwürfen  zu  befreien,  die  denselben 
von  gedankenlosen  nnd  nur  nach  dem  post  hoc  ergo  propter  hoc  urtheilenden 
Menschen  ohne  Weiteres  gemacht  werden.     Was  auch  immer  an  Ueberbür- 
dangszeichen ,  Kopfschmerzen,  Nasenbluten,  Kurzsichtigkeit,  an  Verkrüm- 
mungen der  Wirbelsäule  und   all  den  übrigen  unter  den  Schulkrankheiten 
aufgeführten   Krankheitsformen    bei   Kindern    vorkommen    mag,    so    wird 
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immerbin  erst  die  BorgflLltige,  von  Aerzten  geführte  Enquete  und  eine  um« 
fassende,  durchaus  wissenschaftliche  Statistik  das  Maass  der  Verschuldung 
der  Schulen  an  diesen  Uebeln  festzustellen  haben. 

„Nun,  meine  Herren,  wenn  ich  auch  überzeugt  davon  bin,  dass  es 
fehlerhaft  ist,  wenn  Aerzte  in  Dingen  zur  Entscheidung  herbeigezogen  wer- 
den, die  ausserhalb  der  Möglichkeit  eines  wissenschaftlich  absolut  sicher  zu 
begründenden  Urtheils  liegen,  und  dies  wäre  bezüglich  der  Frage,  was  man 
Kindern  in  bestimmter  Altersstufe  an  geistiger  Arbeit  zumuthen  könne,  der 
Fall,  so  muBS  ich  doch  sagen,  dass  ich  nicht  einsehen  kann,  waram  nicht 
Schulvorsteher  und  Aerzte  in  der  Feststellung  der  Schulpläne  etc.  so  sich 
theilen  sollen,  dass  der  Pädagoge  vom  Arzt  den  Rath  einholt,  ob  nicht  das 
Eine  oder  Andere  in  der  Masse  und  Anordnung  des  Lerustofifes  das  geeignete 
Maass  überschreite.  Nur  berathend  soll  ja  der  Arzt  sein,  und  wenn  unter 
gemeinsamer  Berathung  nach  den  allgemeinen  Normativbestimmungen  der 
Regierung  für  die  einzelnen  Schulen  die  Pläne  entworfen  sind,  würde  es  ja 
immer  bei  den  höheren  Behörden  stehen,  die  so  festgestellten  Pläne  einem, 
von  Pädagogen  und  höher  gestellten  Aerzten  zusammengesetzten  Rathe  zu 
einer  nochmaligen  Correction  zu  unterbreiten.  Eine  solche  Einrichtung 
würde  sicher  dazu  beitragen,  ebensowohl  die  beissspornige  Ueberstürzung 
von  Pädagogen,  wie  diejenige  von  naturschwärmenden  Aerzten  im  Zaume 
zu  halten,  würde  endlich  im  Publicum  wesentlich  dazu  beitragen,  die  Beun- 
ruhigung wegen  Ueberbürdung  zu  beseitigen. 

„Indem  ich  mich  der  dritten  Gruppe  der  oben  erwähnten  Schädlich* 
keitsfactoren  zuwende,  kann  ich  mir  an  dieser  Stelle  wohl  ersparen,  den 
Nachweis  zu  führen,  dass  eine  Benachtheiligung  der  Gesundheit  durch  das 
Zusammensein  vieler  Personen  auf  einem  Räume  möglich  ist,  und  dass  diese 
Möglichkeit  um  so  näher  liegt,  je  mehr  sich  diese  Personen  in  einer  gewis- 
sen Prädisposition  zu  gewissen  ErkrankungeA  überhaupt  befinden.  Diese 
Prädisposition  ist  aber  für  contagiöse  Krankheiten  bei  Schulkindern,  ins- 
besondere der  jüngeren  Altersstufen,  in  ausreichendem  Maasse  vorhanden. 
Sonach  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  eine  ärztliche  Controle 
unter  solchen  Verhältnissen  direct  geboten  ist,  und  zwar  um  so  mehr,  je 
mehr  sich  herausstellt,  iwa  Uebertragungen  zu  einer  Zeit  stattfanden,  wo 
die  Krankheiten  noch  keineswegs  vollkommen  entwickelt  sind,  sondern  sich 
noch  in  dem  Stadium  der  ersten  Entwickelung  befinden;  so  ist  es  bekannt, 
dass  die  Verbreitung  der  Masern  durch  den  Masemschnupfen  statt  hat, 
längst  bevor  ein  eigentliches  Masernexanthem  zum  Ausdruck  gekommen 
ist;  ähnlich  ist  das  Verhältniss  beim  Keuchhusten,  und  wahrscheinlich  auch 
bei  der  Diphtherie  und  dem  Scharlach.  Wer  wird  leugnen  wollen,  dass 
hier  ein  geschultes  und  geübtes  ärztliches  Auge  Gelegenheit  haben  dürfte, 
Unheil  zu  verhüten,  und  doch  gestehe  ich  offen,  dass  gerade  an  dieser  Stelle, 
wo  die  eigentliche  Domäne  der  ärztlichen  Wirksamkeit  in  der  Schule  zu 
liegen  scheint,  letztere  völlig  illusorisch  wird  ohne  die  thätige  und  sach- 
verständige Mitwirkung  der  Lehrer.  Bei  dem  Maass  von  Thätigkeit,  wel- 
ches dem  Arzte  in  der  Schule  überhaupt  wird  zugemessen  werden  können, 
ist  es  fast  unmöglich,  dass  er  auch  nur  zu  einem  kleinen  Theile  die  Ueber- 
tragungsquelle  verstopfen  kann,  weil   er  die  Kinder  ja  nur  für  Minuten 
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sieht.  Hier  ist  der  Lehrer,  welcher  die  Kinder  standenlang  unter  Augen 
hat,  ihr  Aussehen,  ihr  Naturell  kennt,  sonach  auch  etwaige  Veränderungen  in 
ihrem  Wesen  heohachtet,  vielmehr  im  Stande,  prophylactisch  einzugreifen, 
als  der  Arzt.  Der  Arzt  wird  in  vielen  Fällen  nur  dazu  beitragen  können, 
dem  Lehrer  in  den  zu  treffenden  Maassnahmen  zu  Hülfe  zu  kommen  und 
demselben  etwa  die  richtige  Directive  zu  geben. 

„Gerade  hier  ist  also  eine  gewisse  Kenntniss  nicht  nur  hygienischer 
Thatsachen,  sondern  auch  derjenigen  Erscheinungen  am  kindlichen  Orga- 
nismus, welche  in  den  Anfangsstadien  infectiöser  Krankheiten  zu  Tage 
treten,  für  den  Lehrer  sehr  wünschenswerth.  Neuerdings  sind  übrigens 
gerade  über  diese  Dinge  seitens  des  Herrn  Ministers  der  geistlichen,  Unter- 
richts- und  Medicinalangelegenheiten  und  des  Herrn  Ministers  des  Innern  in 
Preussen  sehr  wichtige  Bestimmungen  getroffen  worden.  In  der  betreffen- 
den Verordnung  vom  14.  Juli  1884  heisst  es: 

1.  Zu  den  Krankheiten,  welche  vermöge  ihrer  Ansteckungsfahigkeit  be- 
sondere Vorschriften  für  die  Schulen  nöthig  machen,  gehören: 

a)  Cholera,  Ruhr,  Masern,  Röthein,  Scharlach,  Diphtherie,  Pocken, 
Flecktyphus  und  Rückfallfieber. 

b)  Unterleibstyphus,  contagiöse  Augenentzündung,  Krätze  und 
Keuchhusten,  der  letztere  sobald  und  so  lange  er  krampfartig 
auftritt. 

2.  Kinder ,  welche  an  einer  in  Nr.  1  a  und  b  genannten  ansteckenden 
Krankheit  leiden,  sind  vom  Besuche  der  Schule  auszuschliessen. 

3.  Das  Gleiche  gilt  von  gesunden  Kindern,  wenn  in  dem  Hausstande, 
welchem  sie  angehören ,  ein  Fall  der  in  Nr.  1  a  genannten  Krank- 
heiten vorkommt;  es  müsste  denn  ärztlich  bescheinigt  werden,  dass 
das  Schulkind  durch  ausreichende  Absonderung  vor  der  Gefahr  der 
Ansteckung  geschützt  ist. 

4.  Kinder,  welche  gemäss  2  und  3  vom  Schulbesuch  ausgeschlossen 
sind,  dürfen  zu  demselben  erst  dann  wieder  zugelassen  werden,  wenn 
entweder  die  Gefahr  der  Ansteckung  nach  ärztlicher  Bescheinigung 
für  beseitigt  anzusehen,  oder  die  für  den  Verlauf  der  Krankheit 
erfahrungsmässig  als  Regel  geltende  Zeit  abgelaufen  ist. 

5.  Für  die  Beobachtung  der  unter  Nr.  2  bis  4  gegebenen  Vorschriften 
ist  der  Vorsteher  der  Schule  (Director,  Rector,  Hauptlehrer,  erster 
Lehrer,  Vorsteherin  etc.),  bei  einclassigen  Schulen  der  Lehrer  (Leh- 
rerin) verantwortlich.  Von  jeder  Ausschliessung  eines  Kindes  vom 
Schulbesuch  wegen  ansteckender  Krankheit  —  Nr.  2  und  3  —  ist 
der  Ortspolizeibehörde  sofort  Anzeige  zu  machen. 

„Man  sieht  aus  diesen  Paragraphen,  wie  die  höchsten  Behörden  zwar 
eine  ärztliche  Ueberwachung  der  Schulen  durch  den  Arzt  nicht  annehmen, 
indess  die  ärztliche  Function  neben  derjenigen  der  Schulvorstände  ausdrück- 
lich zur  Geltung  bringen.  Noch  deutlicher  tritt  dies  zu  Tage  in  dem  Para- 
graphen 9,  welcher  von  der  Schliessung  der  Schule  handelt.  Wir  kommen 
alsbald  auf  denselben  zurück. 

„Die  ärztliche  Function  ist  übrigens  auf  diese  Thätigkeit  an  dieser  Stelle 
nicht  beschränkt,  vielmehr  treten  hier  neue  Aufgaben  an  den  Arzt  heran. 
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dahin  gehend,  die  bisher  überhaupt  noch  nicht  aufgeklärten  Fragen  der  Art 
und  Weise  der  Uebertragung  von  Infectionskrankheiten  in  und  durch  die 
Schule  zur  Entscheidung  zu  bringen.  Noch  fehlt  uns  hier  die  positive 
wissenschaftliche  Erkenntniss;  insbesondere  ist  die  Frage,  in  wie  weit  die 
Uebertragung  durch  gesunde  Mittelspersonen  statthaben  kann,  noch  durchaus 
in  der  Discussion,  und  doch  hängen  von  ihrer  definitiven  Entscheidung  die 
legislatorischen  Maassnahmen  ab,  die  zu  treffen  sind,  insbesondere  bezüglich 
der  Zulassung  zur  Schule  von  Kindern,  in  deren  Familien  Erkrankungen  an 
acuten  Infectionskrankheiten  vorgekommen  sind.  Könnte  es  doch  fast 
scheinen,  wenn  man  die  jüngsten  Publicationen  von  Kerschensteiner 
über  den  Gegenstand  verfolgt,  als  sei  man  in  der  Frage  zu  rigoros  vor- 
gegangen. Wie  man  sieht,  würde  sich  hier  an  die  ärztliche  Ueberwachungs- 
thätigkeit  gleichzeitig  ein  Stück  ärztlichen  Forschens  anknüpfen,  und  gerade 
ein  solches  Stück,  bei  welchem  Lehrer  und  Arzt  gemeinschaftlich  thätig 
sein  können. 

„Wie  dem  allem  nun  auch  sei,  so  geht  wohl  aus  der  ganzen  Summe 
von  Ausführungen  hervor,  dass  die  ärztliche  Mitwirkung  zum  Zweck  der 
hygienischen  Ueberwachung  und  die  damit  Hand  in  Hand  gehende  ätio- 
logische Forschung  in  der  Schule  nicht  entbehrt  werden  kann.  Ich  habe 
mich  nach  diesen  Erwägungen  veranlasst  gesehen  den  ersten  Theil  meiner 
Sätze  aufzustellen. 

1.  Trotz  der  vielfachen  Verbesserungen,  welche  sowohl  die  äusseren 
Einrichtnngen  der  Schulen,  wie  auch  die  Gestaltung  des  Unterrichts- 
systems erfahren  haben,  gehen  noch  Schädlichkeiten  aus  dem  Schul- 
besuch hervor,  welchen  der  kindliche  Organismus  unterworfen  ist. 

2.  Die  Frage  der  Verbesserungen  ist  aus  diesem  Grunde  keine  rein 
technische,  von  Architekten  und  Pädagogen  zu  lösende,  sondern  in 
hervorragender  Weise  eine  physiologische. 

3.  Daher  gebührt  dem  Arzte  eine  Stellung  bei  der  Entscheidung  der 
Verbessemngen,  welche  bezüglich  der  äusseren  Einrichtungen  der 
Schulen  und  des  Unterrichtssystems  einzuführen  sind. 

„Ich  wende  mich  nunmehr  der  zweiten,  oben  gestellten  Frage  zu: 
Wie  kann  die  Thätigkeit  des  Schularztes  gestaltet  werden,  um  nicht  die 
Gulturaufgabe  der  Schule  zu  hemmen,  sondern  sie  zu  fördern?  Zunächst 
ist  hier  die  Frage  zu  beantworten,  ob  die  ärztliche  Ueberwachung  der 
Schule  eine  continuirliche  sein  müsse,  oder  ob  zeitweilige,  in  gewissen  Zeit- 
räumen ausgeführte  ärztliche  Schulvisitationen  dem  in  Aussicht  genomme- 
nen Zwecke,  der  Beseitigung  der  Schädigung  der  Gesundheit  der  Schul- 
kinder durch  die  Schule,  genügen.  Schon  die  Thatsache,  dass  die  der  Schule 
zugeschriebenen  Uebel,  mit  Ausnahme  der  Infectionskrankheiten,  chronische, 
langsam  und  stetig  sich  entwickelnde  und  fortschreitende  sind,  musste 
darauf  hinführen,  denselben  dnrch  ein  ebenso  stetiges  und  dauernd  wirk- 
sames Mittel  entgegenzutreten;  hier  kommt  ein  einfaches,  in  der  ärztlichen 
Praxis  ebenso  wie  in  allen  Lebensverhältnissen  geübtes  Princip  zur  Geltung. 
Ich  konnte  sonach  der  Forderung  zeitweiliger  Schulvisitationen ,  wie  Falk 
(dessen  hohe  Verdienste  um  die  ganze  Schulfrage  übrigens  durch  die  viel- 
fachen Bestrebungen  und  Arbeiten  der  letzten  Jahre  etwas  in  den  Hinter- 
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gpnind  gedrängt  erscheinen,  die  aber  hervorzuheben  ich  an  dieser  Stelle  für 
meine  besondere  Pflicht  halte)  dieselben  forderte,  nicht  beistimmen,  sondern 
mnsste  mich  für  eine  continuirliche  hygienische  Ueberwachnng  der  Schulen 
aussprechen.  Was  kann  es  bei  der  rapiden  Zunahme  der  Kurzsichtigkeit 
der  Schulkinder  nützen,  wenn  halbjährige  Visitationen  den  Fortschritt  con- 
statiren  und  erst  dann  die  demselben  zu  Grunde  liegenden  Uebelstände 
beseitigt  werden,  was  bei  den  ebenso  stetig  auftretenden,  aber  je  nach  den 
Individuen  wechselnden,  anderweitigen  Anomalieen,  wie  Kopfschmerzen, 
Nasenblutungen  etc. ;  insbesondere  leidet  unter  den  vereinzelten  Visitationen 
die  Beaufsichtigung  und  Ueberwachnng  des  einzelnen  Schulkindes ,  und 
gerade  bei  der  Schule  hat  jedes  Individuum  volle  Berechtigung  der  Rück- 
sichtsnahme.  Ueberdies  ist,  wie  ich  in  meinem  Buche  betont  habe,  nicht 
ausgeschlossen,  dass  bei  den  vereinzelten  Schulvisitationen  der  beaufsichti- 
genden Sanitätsbehörde  Schädlichkeiten  entgehen  oder  gar  künstlich  ver- 
borgen gehalten  werden,  welche  nunmehr  Zeit  haben,  ihren  deletären  Ein- 
fluss  auf  längere  Dauer  hin  zur  Geltung  zu  bringen.  Wirklich  nutzbringend 
und  wirksam  wird  also  nur  die  dauernde  stetige  Controle. 

„Wird  dieses  Princip  einmal  angenommen,  so  gliedert  sich  die  Thätig- 
keit  des  Schularztes  in  folgender  Weise.  Man  wird  zu  unterscheiden  haben 
zwischen  einer  Art  von  Extraordinarium  der  Thätigkeit  und  einem  Ordi- 
narium  derselben.  Zu  ersterem  rechne  ich  diejenigen  Functionen,  welche 
der  Arzt  nur  ausnahmsweise,  vielleicht  überhaupt  nur  ein  einziges  Mal  in 
seinem  Wirkungskreise  zu  erfüllen  hat;  hierher  gehört  also  die  sanitäre 
Beurtheilung  eines  Baugrundes  für  eine  neu  zu  erbauende  Schule,  der  Bau- 
pläne und  der  Ausstattungseinrichtungen,  hierher  würde  ferner  gehören  die 
ärztliche  Untersuchung  und  Beurtheilung  besonderer  und  ausnahmsweis  zu 
Tage  getretener  Schädlichkeiten  in  einem  schon  längere  Zeit  hindurch  in 
Gebrauch  stehenden  Schulgebäade ,  die  Nachforschung  nach  den  Ursachen 
einer  plötzlich  hereingebrochenen  Epidemie  u.  s.  f.  In  dem  Ordinarium  der 
Thätigkeit  lassen  sich  weiterhin  zwei  Gruppen  von  Functionen  unter- 
scheiden ,  die  erstere  diejenige  Thätigkeit  umfassend ,  welche  nur  nach 
gewissen  längeren  Zeiträumen  für  den  Arzt  wiederkehrt ,  die .  letztere  die- 
jenige, in  deren  Ausübung  er  alltäglich  betheiligt  ist.  Zur  ersteren  gehört 
die  ärztliche  Controle  der  von  dem  Schul  vorstände  aufgestellten  Schulpläne, 
die  Beihülfe  bei  der  Aufnahme  neuer  Schulkinder,  die  Feststellung  des 
Gesundheitszustandes  derselben,  mit  besonderer  Berücksichtigung  der 
Leistungsfähigkeit  der  Augen  und  Ohren,  ferner  die  Hand  in  Hand  damit 
gehende  Anpassung  der  Schulbänke  u.  s.  w. ;  zu  der  letzteren  endlich  würde 
der  alltäglich  sich  wiederholende  Besuch  der  Schul classen  während  des 
Unterrichtes,  mit  Ausübung  aller  damit  in  Verbindung  stehenden  Leistungen, 
der  Ueberwachnng  sowohl  des  hygienischen  Zustandes  der  Schule  im  Gan- 
zen, wie  des  Gesundheitszustandes  des  Schülers  im  Einzelnen,  soweit  dies 
überhaupt  möglich  ist,  gehören. 

„Bei  allen  diesen  Functionen  wird  indess,  und  dies  kann  nicht  häufig 
genug  betont  werden,  die  volle  Rücksicht  auf  die  Lehrer  und  auf 
die  Endzwecke  der  Schule  als  Lehr-  und  Unterrichtsanstalt, 
statthaben  müssen.  Der  Arzt  wird  nie  vergessen  dürfen,  dass  die  Schule 
noch  andere  als  rein  gesundheitliche  Zwecke  zu  verfolgen  hat,  und  in  dem 


4G    Elfte  Versammlung  d.  D.  Vereins  f.  öffi  Gsndpflg.  zu  Hannover. 

steten  Eingedenken  der  Cnlturaufgabe  des  Unterrichtes  wird  er  in  sich 
schon  das  Maass  und  die  Grenze  finden  für  seine  immerhin  bedeutende 
und  weit  umfassende  Thätigkeit. 

„Ueberdies  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache  und  in  der  Art  der  soeben 
skizzirten  Functionen,  dass  eine  souveräne,  ganz  selbständige 
Thätigkeit  des  Arztes  in  der  Schule  überhaupt  ausge- 
schlossen ist.  Der  Arzt  wird  in  der  Schule  zumeist  nur  als  berathender, 
äusserst  selten,  und  zwar  nur  wenn  pericülum  in  mora  ist,  als  selbständig 
beschliessender  Factor  zur  Geltung  kommen  können,  wenngleich  seine 
berathende  Stimme  zumeist  als  eine  gewichtige  wird  betrachtet  werden 
müssen.  In  diesem  Sinne  kann  der  Schularzt  also  nur  gedacht  werden  als 
ein  Mitglied  einer  Commission,  welche  jeder  Schule  vorgesetzt  ist.  Dieser 
Einrichtung  hat  aber  das  oben  erwähnte  Rescript  der  preussischen  Mini- 
sterien Rechnung  getragen.  Die  Paragraphen,  welche  von  der  eventuellen 
Schliessung  der  Schulen  handeln  (§.  7,  8,  9),  sprechen  vom  Schulvorstande 
(Curatorium),  der  Ortspolizeibehörde,  dem  Landrathe  (Aratshauptmann)  und 
Ereisphysicus ,  welche  bei  der  Nothwendigkeit  des  Schulschlusses  gemein- 
sam zu  handeln  haben,  jene  erstgenannten  beiden,  indem  sie  Anzeige 
machen,  die  letztgenannten,  indem  sie  gemeinsame  Entscheidung  treffen. 

„Es  ist  nun  leicht  zu  übersehen,  wie  mit  Zugrundelegung  dieser  Art 
von  Behörde  die  Organisation  einer  sanitären  Controle  der  Schulen  zu 
ermöglichen  ist.  Sehr  einfach  gestaltet  sich  die  Organisation  für  kleinere 
Städte  oder  Dörfer,  wo  nur  je  eine  Schule  vorhanden  ist;  hier  wird  ein 
Arzt  einer  gewissen  Anzahl  von  Commissionen  angehören  können.  In 
grösseren  und  insbesondere  in  ganz  grossen  Städten  werden  die  bisherigen 
Districtsschulcommissionen  ohne  Weiteres  bestehen  bleiben  können  mit  ein- 
facher Hinzuziehung  von  Aerzten;  so  würde  es  speciell  für  die  Berliner 
Commune  ein  Leichtes  sein,  unter  Bestehenlassen  der  bisherigen  Eintheilung 
in  Schulinspectionen  und  diesen  untergeordneten  Schulcommissionen,  die 
eigentlichen  Sanitätsfunctionäre  den  Inspectionen  einzufügen.  Nach  oben 
hin  würde  sich  die  Schulbehörde,  ganz  wie  bisher,  den  früheren  Organen 
einzureihen  haben. 

„Eine  derartige  Einrichtung  von  Schulcommissionen  würde  von  vorn- 
herein heissspornige  Uebergriffe  von  Schulärzten  unmöglich  machen,  sie 
würde  aber  auch  übertriebenen  Anforderungen  von  Pädagogen  Zügel  an- 
legen. Speciell  aber  würde  sie  übereilten  Anforderungen  an  d6n  Säckel 
der  Communen  vorbeugen,  ebenso  wie  sie  allzu  selbständige  Handlungen 
des  Arztes,  wie  sie  unter  Anderem  bezüglich  der  Schliessung  von  hygienisch 
nicht  ganz  normalen  Schulen  von  Cohn  vorgeschlagen  wurden,  durchaus 
verhindern  würde. 

„Ich  kann  demnach  die  aufgestellten  Grundsätze  in  den  Sätzen  4,  5 
und  6  zusammenfassen. 

4.  Jede  der  Schule  vorgesetzte  Schulcommission  soll  gehalten  sein, 
einen  sachverständigen  Arzt  als  Mitglied  zu  haben. 

5.  Die  Thätigkeit  jeder  Schulcommission  im  Ganzen,  und  diejenige  des 
Arztes  im  Speciellen,  soll  eine  continuirliche  sein.  Periodische 
Revisionen  erfüllen  den  anzustrebenden  Zweck  nicht. 
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6.    Keinem  Mitgliede  der  Schalcommission  kann  das  Recht  ahsolater, 
selbständiger  und  entscheidender  Thätigkeit,  soweit  dieselbe  Aende- 
rungen  in  der  Gestaltung  der  Schule  und  des  Unterrichtes  bedingt, 
zugestanden  werden;  —  auch  dem  Arzte  nicht. 
„Bei  der  Beantwortung  der  dritten  Frage,  welche  sich  auf  die  Durch- 
führbarkeit der  schulärztlichen  Ueberwachung  bezieht,  hat  man  zunächst  ins 
Auge  zu  fassen,  wie  viel  Kinder  dem  einzelnen  Arzte  und  eventuell  der 
einzelnen  Schulcommission  überwiesen  werden  dürfen,  und  weiterhin,  was 
damit  in  Zusammenhang  steht,  wie  oft  die  ärztlichen  Besuche  in  den  ein- 
zelnen Schulen  stattzufinden  haben.  Ich  habe  in  meinem  Buche  den  Wunsch 
ausgesprochen,   dass   dem  einzelnen  Arzte   nicht  mehr  als  circa  1000  bis 
1200  Schüler  in  grossen  und  500  bis  600  Schüler  in  kleinen  Städten  an- 
vertraut  werden   sollen.      Nach    reiflicher   Ueberlegung    erscheint    es    mir 
unmöglich,  die  Fixirung  dieser  Zahlen  festzuhalten,  insbesondere  ist  die 
Zahl  für  so  grosse  Städte  wie  Berlin  zu  niedrig  gegriffen.    Dfynit  soll  natür- 
lich nicht  gesagt  sein,  dass  es  nicht  wünschenswerth  sei,   dem  einzelnen 
Arzte  je  eine  möglichst  kleine  Anzahl  von  Kindern  anzuvertrauen;  sicher 
wird  die  ärztliche  Gontrole  in  dem  Maasse,  wie  dies  geschieht,  besser;  aber 
es  wird  sehr  wesentlich  nach  den  localen  Verhältnissen  variiren.     Dieselbe 
kann  grösser  sein,  wo  die  Grösse  der  Schulen  die  Beaufsichtigung  räumlich 
erleichtert,   während  kleine  weit  aus  einander  liegende  Schulen,  wie  solche 
auf  Dörfern  sind,  die  Beaufsichtigung  erschweren  und  eo  ipso  zeitraubender 
machen.     Ueberdies  darf  hier  mit  den  Anforderungen  thatsächlich  nicht  zu 
weit  gegriffen  werden,  weil  damit  die  ganze  Angelegenheit  in  Frage  gestellt 
werden  kann;  denn  einmal  ist  bei  der  Anforderung,  die  oben  gestellt  ist, 
die  entsprechende  Anzahl  von  Sanitätsbeamten  resp.  Schulärzten  überhaupt 
nicht  zu  haben  und  die  Kosten  übersteigen  überdies   meistens  die  Kräfte 
der  ohnedies  unter  der  Schullast  seufzenden  Communen.     Für  Berlin  dürf- 
ten z.  B.  unter  der  Annahme  von  18  Schulinspectionen  je  2  Aerzte  für  jede 
Inspection  genügen  müssen,  so  dass  im  Ganzen  36  Aerzte  die  Ueberwachung 
der  Schulen  führten.      Denselben  würden  allerdings  circa  150  000  Schul- 
kinder in  285  Schulen  mit  circa  3200  Schulclassen  zufallen.    Da  aber  hier- 
bei also  circa  90  Classen  auf  den  einzelnen  Arzt  kommen ,  so  würde  der- 
selbe,   wenn    er   allmonatlich    je    einmal    in  jeder  der  Classen   anwesend 
gewesen  sein  soll,  täglich  drei  Classen  zu  besuchen  haben,   was  allerdings 
nicht  als  zuviel  erscheint  und  noch  als  eine  ausreichende  Controle  angesehen 
werden  dürfte,  wenn  dieselbe,  wie  vorausgesetzt,  geeignet  gehandhabt  wird. 
Allerdings  kommen   hinzu  noch   die   früher  erwähnten,    eventuell   ausser- 
ordentlichen und  die  periodisch  wiederkehrenden  ordentlichen  Arbeiten  des 
Schnlarztes.    Bei  alledem  lässt  sich  überblicken,  dass  auch  der  Kostenpunkt 
die  Kräfte   der   Commune   Berlin   nicht  übermässig    in   Anspruch   nehmen 
vürde,  namentlich  dann  nicht,  wenn,  was  sehr  gut  anginge,  diejenigen 
Aerzte,  welche  bisher  schon  als  Armenärzte  der  Commune  fungiren,  mit 
sanitärer  Ueberwachung  der  Schulen  betraut  würden  und  mutatis  mutandis 
würde  das  Gleiche  für  andere  Communen  Platz  greifen. 

„Die  Herren  CoUegen,  welche  aber  eventuell  die  Schulüberwachung 
übernehmen  würden,  würden  allerdings  gehalten  sein  müssen,  den  Nach- 
weis zu  führen,   dass  sie   sich  mit  schulhygienischen   Fragen  beschäftigt 
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haben.     Jeder  praktische  Arzt  kann  dies  nicht,  und  in  diesem  Sinne  habe 
ich  also  in  Satz  7  ausgesprochen: 

7.  Jeder  praktische  Arzt  kann  Mitglied  der  Schulcommission  werden, 
sofern  er  durch  ein  Examen  seine  Befähigung  erweisen  kann.  Das 
Bestehen  des  Physicatsexamens  giebt  diese  Befähigung. 

„Es  würde  aber  eigentlich  nichts  Anderes  nöthig  sein,  als  dass  bei  der 
Staatsprüfung,  bei  welcher  ja  jetzt  auch  im  Schlussexamen  die  Hygiene 
geprüft  wird,  die  schulbygienischen  Fragen  etwas  schärfer  vorgenommen 
werden  als  bisher.  Im  Uebrigen  aber  ist  gar  nichts  dagegen  zu  sagen,  dass 
der  Kreisphysicus ,  der  als  Behörde  functionirende  Arzt,  wo  es  irgend  an- 
geht, diese  Stellung  übernimmt. 

„Dies,  meine  Herren,  ist  dasjenige,  was  ich  zu  erörtern  hatte.  Ich  bin 
am  Schlüsse  meiner  Ausführungen,  möchte  aber  doch  nicht  schliessen,  ohne 
noch  einige  allgemeine  Worte  hinzuzufügen. 

«Meine  Herren!  wenn  wir  nach  dem  Aaslande  reisen  und  die  anderen 
Nationen  kennen  lernen ,  so  bekommen  wir  einen  sonderbaren  Eindruck 
von  der  körperlichen  Entwickelung  unserer  Nation.  Wenn  man  sieht,  wie 
andere  Nationen  in  Bezug  auf  Abhärtung,  in  Bezug  auf  Körperübungeu 
alles  Dasjenige  leisten,  was  wir  thatsächlich  nicht  leisten  (Widerspruch), 
oder  wenigstens  sehr  Vieles,  meine  Herren,  wenn  man  dies  sieht,  dann  muss 
man  darauf  aufmerksam  werden,  dass  sehr  Vieles  bei  uns  mit  Bezug  auf 
körperliche  Entwickelung  gebessert  werden  muss.  Wenn  Jemand  Sympathie 
hat  für  die  Schule,  so  sind  es  ganz  bestimmt  die  Aerzte.  Wir  sind  die- 
jenigen, welche  zuletzt  die  wirklich  gedeihliche  Fortentwickelung  unserer 
Jugend  hemmen  würden.  Aber  unsere  Aufgabe  ist  es,  auf  der  anderen 
Seite  aufzupassen,  dass  unter  der  geistigen  Entwickelung  die  körperliche 
thatsächlich  nicht  unterliegt.  Unser  Turnunterricht  genügt  nicht.  Vieles, 
was  wir  bei  den  Engländern  gewissermaassen  lächerlich  finden,  ihren  Sport, 
die  öffentlichen  Spiele  von  Jung  und  Alt,  das  energische  Bergsteigen,  das 
Schwimmen,  Rudern,  Fischen  und  Angeln  fehlt  uns  in  Deutschland  that- 
sächlich (Widerspruch),  und  würden  wir  nicht  bei  uns  die  ausgezeichnete 
militärische  Ausbildung  haben,  würden  wir  nicht  das  Glück  geniessen,  dass 
unsere  Jugend  im  zwanzigsten  Lebensjahre,  sogar  mit  einiger  Strenge  und 
Rücksichtslosigkeit  hergenommen  wird  zur  körperlichen  Entwickelung,  so 
dass  nicht  in  jedem  Augenblicke  gefragt  wird:  ob  der  junge  Mann  das 
Eine  oder  das  Andere  leisten  kann  oder  nicht,  sondern  dass  ein  gewisser 
Zwang  übe(  seine  körperliche  Entwickelung  geübt  wird;  wenn  wir  dieses 
grosse  Glück  nicht  geniessen  würden ,  dann ,  meine  Herren ,  würden  wir  in 
Deutschland  rückwärts  gehen  in  der  körperlichen  Entwickelung  der  Jugend. 
Nun,  meine  Herren,  ein  grosser  Procentsatz  unserer  Bevölkerung  geniesst 
dies  Glück  nicht,  zunächst  geniessen  es  unsere  Frauen  nicht,  und  aus 
diesem  Grunde  halte  ich  es  für  meine  Pflicht,  darauf  den  Ton  zu  legen, 
dass  die  Herren  Pädagogen  Hand  in  Hand  mit  uns  Aerzten  gehen  mögen, 
diejenigen  Dinge,  welche  sie  vielleicht  doch  nicht  so  beurtheilen  können, 
wie  wir,  diejenigen  Dinge,  welche  dazu  beitragen  können,  einen  wirklich 
ausgezeichneten  Volksstamm  normal  zu  erhalten,  geistig  und  körperlich, 
gemeinsam  mit  uns  zu  bearbeiten." 
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Correferent:  Stadtschülrath  Professor  Dr.  Bertram  (BerliD): 

„Geehrte  Herren!  Mit  einigem  Zagen  bin  ich  der  Aufforderung  des 
AoBschasses  Ihres  geehrten  Vereins  gefolgt,  in  der  Frage  über  die  Schul- 
ärzte hier  das  Correferat  zu  übernehmen.  Mein  Amt  führt  mich  ja  von 
selbst  dahin  und  meine  Sympathie  noch  mehr,  von  den  Bestrebungen  Ihres 
Vereins  möglichst  Früchte  zu  ziehen;  aber  es  ist  mir  bisher  nicht  vergönnt 
gewesen,  als  Mitglied  an  seinen  Arbeiten  theilzunehmen,  und  nun  kann  ich 
mir  nicht  verhehlen,  dass  ich  in  dieser  Frage,  wo  ich  unter  Ihnen  zum 
ersten  Male  das  Wort  nehmen  soll,  mich  vielleicht  mit  der  grossen  Mehr- 
sahl  der  geehrten  Herren  im  Gegensatze  befinde.  Indess  ich  habe  mir 
gesagt:  es  würde  unrecht  sein,  wenn  eine  Frage  gestellt  wird,  sie  nicht 
offen  und  ehrlich  so  zu  beantworten,  wie  ich  es  im  Interesse  der  Sache  für 
dienlich  halte,  und  ich  werde  auch  von  der  Hoffnung  geleitet,  dass  wir 
gemeinsam  den  Weg  finden  werden,  um  zu  dem  grossen  Ziele  zu  gelangen, 
in  dem  wir  alle  einig  sind:  Erziehung  der  Jugend  zu  einem  kräftigen 
und  charaktervollen  Geschlecht. 

„Einigermaassen   ist  mir  die  Aufgabe  durch  den  Vortrag  des  Herrn 
Prof.  Flügge  erleichtert.     Er  hat  den  wesentlichen  Grund  meiner  De- 
ductionen  bereits  ausgesprochen.      Er  nannte  wenigstens  einen  Theil  der 
Lehrsätze  der  Hygiene  hypothetisch,  und  wenn  Herr  Prof.  Flügge  das 
vielleicht  auch  hauptsächlich    auf    die    mikrobiologischen    Untersuchungen 
bezogen  hat,  so  werden  Sie  es  uns  Pädagogen  nicht  verdenken,   dass  wir 
ähnliche  Zweifel  auch  auf  andere  Fragen  ausdehnen,    und  wir  werden  ja 
darin  auch   durch   das  von  dem  Herrn  Referenten  bereits  genannte  Gut- 
achten der  wissenschaftlichen  Deputation  für  das  Mediciualwesen  in  Preussen 
bestärkt,  welches  ja  an  verschiedenen  Stellen  ausspricht,  dass  für  fast  alle 
diese  Fragen    der  Schulhygiene    noch    die   wissenschaftlichen   Grundlagen 
fehlen.    Wenn  Sie  ferner  den  Abriss  der  Schulhygiene  überblicken,  welchen 
Prof.  Erismann  in  dem  Werke  von  Pettenkofer  und  Ziemssen  über 
Hygiene  geliefert  hat,  so  werden  Sie  sehen,  dass  fast  an  jeder  Stelle,  bei 
jeder  bedeutenden  Frage  der  Schluss  dahin  lautet:  Im  Allgemeinen  ist  die 
Frage  noch  zweifelhaft. 

„Wenn  Sie  die  Frage  von  den  Schulkrankheiten  durchgehen,  so  ist  die 
erste  Frage  die:  wird  das  Kind,  wenn  es  in  die  Schule  eintritt,  durch  die 
Anstrengungen,  die  Disciplin  der  Schule  in  seinem  körperlichen  Befinden 
xurückgedrückt  oder  wird  es  gehoben?  Die  Frage  ist  unentschieden,  und 
wenn  wir  da  aus  eigener  Beobachtung  reden  sollten  und  uns  —  diese 
Unterscheidung  muss  man  ja  immer  machen  —  zunächst  zur  Volksschule 
venden,  so  glauben  wir  da  zu  beobachten,  und  wir  können  die  Herren 
Aerzte  nur  bitten,  die  Beobachtungen  mit  uns  auch  anzustellen,  dass  gerade 
ein  Fortschritt  in  der  körperlichen  Entwickelung,  ein  besseres  leibliches 
Befinden  eintritt,  je  höher  man  mit  den  Classen  hinaufgeht.  Ich  habe 
Gelegenheit  gehabt,  mit  einem  früheren  Unterstaatssecretär  im  Unterrichts- 
i&inisterium  gerade  solche  Schulen  zu  beobachten,  und  ihm  selbst  stiess  das 
^^  wie  in  den  untersten  Classen  am  meisten  der  Druck  bemerkbar  ist,  den 
die  Enge,  die  Dürftigkeit  der  häuslichen  Verhältnisse  auf  die  Entwickelung 
der  Kinder  ausgeübt  hat,  wie  aber,  je  mehr  diese  Elinder  in  das  für  sie 
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geeignete  öffentliche  Leben  der  Schule  eintreten,  desto  mehr  die  Entwicke- 
lang gesunder,  normaler  wird,  und  das  kann  ja  nicht  Wunder  nehmen, 
wenn  man  sieht,  wie  in  unseren  jetzigen  Schulhäusem  die  Kinder  während 
der  Schulstunden  in  gesunderer  Luft  sind,  als  in  ihrer  Wohnung,  in  besserer 
Haltung,  in  normalerer  Bewegung,  in  besserer  Thätigkeit,  als  zu  Hause. 

„Also  über  diese  Frage  ist  man  noch  zweifelhaft,  und  nun  nehmen  Sie 
die  so  vielfältig  besprochene  Frage  von  der  Schulskoliose.  Auch  hier  kann 
man  noch  nicht  mit  Bestimmtheit  sagen,  dass  gerade  die  Schule  diese  Krank- 
heit befördert  habe,  und  wenn  Sie  noch  andere  Fragen  nehmen, —  ja,  meine 
Herren,  der  Herr  Referent  hat  die  Beleuchtung,  die  richtige  Anbringung 
der  Fenster  erwähnt;  Sie  können  für  fast  jede  Weltgegend,  nach  der  die 
Fenster  hinausliegen  sollen,  eine  ärztliche  Autorität  finden. 

„Nun,  meine  Herren,  ich  möchte  diese  Zweifel  hier  jetzt  nicht  weiter  ver- 
folgen, wir  werden  vielleicht  im  Laufe  der  Discussion  noch  auf  einzelne  zurück- 
kommen, aber  wenn  das  der  Zustand  der  jungen  Wissenschaft  der  Hygiene 
ist,  wenn  er  es  ist  trotz  der  hohen  Verdienste,  die  eine  Reihe  von  Forschem 
sich  um  sie  erworben  haben,  so,  glaube  ich,  ist  es  noch  nicht  an  der  Zeit,  mit 
neuen  organischen  Einrichtungen  störend  in  die  Verhältnisse  der  Schulleitung 
einzugreifen,  es  ist  noch  nicht  an  der  Zeit,  mit  neuen  Anforderungen  die 
Lasten  der  Gemeinden  in  Bezug  auf  die  Schuleinrichtungen  zu  vermehren. 

„Machen  wir  uns  doch  darüber  keine  Illusionen,  meine  Herren;  dass 
es  Schulübel  giebt,  geben  wir  Alle  zu,  und  das  beklagen  wir  und  suchen  es 
zu  bessern;  aber  dass  die  Schule  an  sich  eine  ausgezeichnete  hygienische 
Einrichtung  ist,  das  werden  Sie  Alle  nicht  bezweifeln,  und  soweit  sind  wir 
noch  nicht  einmal,  dass  wir  allen  den  Schulpflichtigen  an  allen  Orten  die 
gehörigen  Schulen  nur  können  zukommen  lassen.  Es  ist  noch  gar  nicht 
lange  her,  dass  der  Lehrermangel  überwunden  ist,  und  mit  dem  Aufbau  der 
Schulhäuser,  mit  der  Greirung  der  Schullehrerstellen,  mit  der  Beseitigung 
der  Ueberfüllung  der  Classen  sind  wir  noch  lange  nicht  fertig.  Wenn  Sie 
nun  die  Gemeinden,  die  bei  Erfüllung  ihrer  Pflichten  in  Bezug  auf  die 
Schulen  mit  den  allergrössten  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  haben,  jetzt 
noch  in  neue  Schwierigkeiten  dadurch  versetzen,  dass  sie  in  das  ganze 
Getriebe  der  verschiedenartigsten  Interessen,  welche  bei  dem  Ankaufe  des 
Schulgrundstückes,  bei  der  Herstellung  des  Baues,  bei  der  Einrichtung  der 
Classen  zu  überwinden  sind,  neue  Instanzen  hineinbringen,  so  werden  wir 
von  dem  Ziele,  zunächst  nur  für  die  Schulpflicht  einigermaassen  zu  sorgen, 
noch  weit  zurückgeworfen. 

„Aber,  meine  Herren,  Sie  dürfen  nicht  glauben,  dass  die  Pädagogen 
sich  ablehnend  gegen  die  Anforderungen  der  Hygiene  verhalten;  Sie  dürfen 
nicht  glauben,  dass  sie  sich  nicht  überzeugen  lassen  von  dem,  was  besser 
zu  machen  ist,  und  Sie  dürfen  nicht  glauben,  dass  die  Bestrebungen  der 
Hygieniker  nicht  schon  ihre  grosse  Wirkung  gethan  haben.  Sie  können  die 
einzelnen  Fragen,  selbst  wenn  sie  noch  nicht  völlig  erledigt  sind,  hierauf 
prüfen.  Nehmen  Sie  die  so  viel  ventilirte  Frage  der  Snbsellien.  Da  können 
wir  ja  nicht  sagen,  dass  die  Untersuchungen  über  die  Mechanik  des  Sitzens, 
in  welchen  der  Züricher  Anatom  Meier  bahnbrechend  gewesen  ist,  zu  Ende 
geführt  seien.  Ich  wage  nicht,  hier  in  anatomische  Erörterungen  einzutre- 
ten, aber  bei  Betrachtang  der  Mechanik  des  Sitzens  muss  ich  sagen,  ich 
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bin  nicht  davon  überzeugt,  dass  einzig  und  allein  die  hintere  Sitzlage  die 
Yortheilhafte  sei,  dass  es  nicht  auch  möglich  sei,  eine  vordere  Sitzlage  her- 
zustellen, die  den  hygienischen  Ansprüchen  genügt,  oder  vielmehr,  dass  es 
nicht  möglich  sei,  die  Subsellien  so  zu  construiren,  dass  vor  Allem  der  dem 
menschlichen  Organismus  so  nöthige  Wechsel  in  verschiedene  Haltaogen 
hervortreten  kann.  Ich  halte  diese  Frage  also  für  unentschieden,  und  doch, 
vergleichen  Sie  die  Subsellien  heutzutage  mit  denen  vor  20,  vor  30  Jahren ! 
Da  ist  überall  ein  enormer  Fortschritt!  Auch  wenn  die  jetzt  für  eigentlich 
normal  erklärten  Subsellien  sich  nicht  überall  finden,  so  ist  immer  die  neue 
Construction  eine  bessere,  sie  liefert  mehr  Raum,  bessere  Gelegenheit  zum 
geraden  Sitzen,  zur  Bewegung,  als  die  alten.  Die  wissenschaftliche  Bewegung 
hat  also  gewirkt,  nur  auf  eine  bestimmte  Formel  war  sie  noch  nicht  zu 
bringen,  und  so  wird  es  uns  in  sehr  vielen  Fragen  gehen. 

„Nehmen  Sie  weiter   die  Untersuchungen    über    die    Kurzsichtigkeit. 
Ja,  meine  Herren,  sie  sind  vielleicht  diejenigen,  die  am  weitesten  geführt 
sind  und  die  auch   das  preussische  Gutachten   am  meisten  anerkannt  hat, 
aber  fertig  sind  sie  auch  noch  nicht.     Wir  sehen  und  erkennen   an,  dass 
sich  im  Allgemeinen   unter  den  Schülern  der  höheren  Lehranstalten  mehr 
Kurzsichtige  finden    als  in  den  Volksschulen,   und   auch    mehr  unter   den 
jungen   Leuten,  die  in  der  freien  Natur  aufwachsen;    wir  sehen   das  An- 
wachsen der  Eurzsichtigkcit  in  den  höheren  Classen,  aber  es  wird  schon 
bemerkt,  dass  in  der  obersten  Classe  vielleicht  ein  Stillstand  im  Anwachsen 
eintritt,  und  es  ist  sehr  fraglich,  ob  dieser  Einfluss  der  Beschäftigung  mit 
Lesen   und   Schreiben    überhaupt    durch    die    beste   Schuleinrichtung   wird 
beseitigt  werden  können,   ob  er  nicht  immer  da  gewesen   ist  und   immer 
bleiben   wird.     Es   liegt  auf  der   Hand,    dass   die   Beschäftigung  mit  den 
Wissenschaften  auf  die  Entwickelung  des  Auges  einen  ganz  anderen   Ein- 
fluss ausüben  muss,  als  die  Beschäftigung  des  Jägers  oder  des  Hirten,  und 
da  ist  noch  nicht  nachzuweisen,  dass  wir  durch  die  vollkommenste  Schul- 
einrichtung  diesen  Einfluss  beseitigen  können,   und  dennoch,   der  Impuls, 
der  durch  die  wissenschaftlichen  Untersuchungen  gegeben  ist,  hat  weithin 
gewirkt  und  wird  weiter  wirken.     Betrachten  Sie  die  Ai-t  der  Beleuchtung 
jetzt  und  vor  20,  vor  30  Jahren,   die  Construction  der  Fenster!     Immer 
mehr  brechen  sich  die  Gruppenfenster  Bahn,  so  dass  fast  die  ganze  eine 
Seite  der  Classe    durch    eine  Glasfläche    eingenommen    ist;    immer    heller, 
immer  höher,  immer  luftiger  werden  die  Räume.     Das  ist  die  Folge  der 
vissenschaftlichen  Untersuchungen,  und  wenn  wir  die  Resultat«  noch  nicht 
auf  bestimmte  Formeln  bringen  können  —  und  die  aufgestellten  Formeln 
widersprechen  sich  ja  in  der  mannigfachsten  Weise  — ,  so  werden  wir,  da 
wir  nicht  auf  den   Schluss  der  wissenschaftlichen  Untersuchungen  warten 
können,   die   Schulen   so   gut  einrichten,  wie  es   nach  der  gegenwärtigen 
£rkenntniss  und  nach  den  Verhältnissen  möglich  ist. 

„Und  nun,  meine  Herren,  ich  bin  bei  der  Begründung  meiner  ersten 
These;  ich  glaube  an  diesen  beiden  Beispielen  gezeigt  zu  haben,  dass  das 
kräftigste  Mittel  zur  Förderung  der  Schulhygiene  diese  wissenschaftlichen 
Untersuchungen  sind.  Sie  wirken  —  dafür  sind  wir  wenigstens  in  Deutsch- 
land das  intelligente  Volk  — ,  auch  wenn  sie  nachher  nicht  in  amtlichen 
Vorschriften  ausgeprägt  sind,   sie  werden  weiter  wirken  auch  auf  andere 
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Fragen  der  Schulhygiene.  Wir  sind  ausserordentlich  begierig  auf  die 
Beantwortung  solcher  Fragen.  Da  tritt  z.  B.  eine  Frage  auf:  Welches  ist 
das  richtige  Lebensalter  für  den  Anfang  des  Schulunterrichtes  und  wie  ist 
der  Schulunterricht  in,  den  ersten  Schuljahren  zu  leiten ,  um  der  Entwicke- 
lung  des  Skeletts,  der  Sinnesorgane  möglichst  wenig  Hindernisse  in  den 
Weg  zu  legen?  Da  treten  solche  Fragen  auf  wie:  Ist  es  richtig,  in  Bezug 
auf  die  allgemeine  Schulpflicht  so  zu  verfahren,  wie  es  in  England  geschieht, 
dass  das  Ende  der  Schulpflicht  nicht  von  einem  zurückgelegten  Lebensalter 
abhängig  ist,  sondern  von  dem  Besitze  gewisser  erworbener  Kenntnisse  und 
Fertigkeiten?  Ja,  meine  Herren,  das  ist  eine  weitgreifende  Frage,  und  die 
Folge  des  jetzigen  Zustandes  in  England,  wo  das  Kind  erst  nach  bestande- 
ner Prüfung  von  der  Schulpflicht  entbunden  wird,  ist  die,  dass  das  Kind 
übermässig  früh,  mit  drei,  vier  Jahren,  in  die  Schule  geschickt  wird,  damit 
es  nur  möglichst  bald  dies  Minimum  von  Kenntnissen  erwerbe  und  dann 
für  den  eigentlichen  Erwerb  zur  Disposition  stehe. 

„So  giebt  es  für  die  höheren  Schulen  Fragen,  welche  die  Pädagogen 
lebhaft  beschäftigen,  für  die  ein  Anhalt  gewiss  aus  physiologischen  Unter- 
suchungen zu  entnehmen  sein  wird,  wenn  sie  zu  Ende  geführt  sind,  z.  B. 
die  Frage:  Wie  stellt  sich  die  Arbeit  des  Gehirns  bei  der  Erlernung  einer 
fremden  Sprache?  Ist  es  richtig,  diese  Arbeit  in  so  jungem  Lebensalter, 
wie  es  jetzt  geschieht,  mit  dem  neunten  Jahre,  mit  voller  Consequenz  aus- 
führen zu  lassen,  oder  liegt  nicht  vielleicht  gerade  an  der  Stelle  der  Mangel 
der  Entwickelnng ,  der  nachher  zu  der  Erscheinung  führt,  die  jetzt  mit 
Uelsierbürdung  bezeichnet  wird? 

„Meine  Herren,  ich  wollte  an  diesen  Beispielen  darthun,  dass  es  nicht 
ein  leerer  Schall  sein  soll,  wenn  ich  in  der  These  sage:  Die  Schulhygiene 
wird  am  wirksamsten  gefördert  durch  wissenschaftliche  Erörterungen,  welche 
von  Aerzten  ausgehen,  die  über  Schuleinrichtungen  umfassende  Beobach- 
tungen anstellen ,  und  ich  darf  hinzufügen :  das  ist  auch  der  Standpunkt 
des  preussischen  Gutachtens.  Auch  das  sagt  an  seinem  Schlüsse:  „Wir 
möchten  daher  meinen,  dass  es  an  der  Zeit  sei,  endlich  einmal  einen  prak- 
tischen Anfang  zu  machen,  und  wenn  nicht  sofort  im  ganzen  Staate,  so 
doch  an  einzelnen  besonders  geeigneten  Orten,  die  Hauptfragen  durch 
Aerzte  in  Angriff  nehmen  zu  lassen.  Um  ein  Beispiel  zu  nennen,  bietet 
Berlin  für  alle  Arten  von  höheren  Schulen  ein  so  reiches  Feld,  dass  recht 
wohl  ein  voll  durchgeführter  Versuch  gemacht  werden  könnte,  durch  die 
ärztUchen  Organe  die  nöthigen  Untersuchungen  vornehmen  zu  lassen.  Auf 
diese  Weise  würde  nicht  bloss  ein  sofort  zu  verwerthendes  Material  gewon- 
nen werden,  sondern  die  königliche  Staatsregierung  würde  sich  auch  über- 
zeugen können,  ob  in  der  That  die  Mitwirkung  der  Aerzte  einen  erheblichen 
Nutzen  gewährt." 

„Nun,  meine  Herren,  die  Consequenz  der  ersten  These  ist  die  zweite. 
Wenn  es  in  Bezug  auf  die  Reformen  der  Schule ,  die  einen  physiologischen 
Bezug  haben,  die  anatomischen  Untersuchungen  erfordern,  Fragen  giebt, 
über  die  wir  alle  einig  sind,  ja  dann  sehnen  wir  uns  nach  den  Autoritäten, 
die  auf  solche  Fragen  je  nach  dem  gegenwärtigen  Standpunkte  der  Wissen- 
schaft Antwort  geben  können,  die  es  sich  zur  Aufgabe  gemacht  Imben,  den 
Stand  des  gegenwärtigen  Wissens  und  Forschens  in  dieser  Beziehung  ken- 
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nen  zu  lernen,  die  dann  mit  ihrer  eingehenden  Kenntniss  das  Urtheil  ab- 
geben können,  wie  es  zur  Zeit  das  mögliche  ist.  Darauf  ist  stets  hinzuwirken, 
dass  diese  Männer  an  bestimmten  Stellen  vorhanden   sind,   und   die  Pro- 
fessoren der  Hygiene  werden  wohl  die  Männer  sein,  die  hier  zunächst  in 
Aussicht  zu  nehmen  sind.     Wenn  diese  da  sind,  dann  wird  sich  das  ganz 
Ton   selbst  ergeben,   dass  ihr  Rath  in   allen  diesen  Fragen   eine  wichtige 
Rolle  spielt,  nur  ist  es  nicht  erforderlich,  dass  es  überall  in  allen  Städten, 
in  allen  Orten  dergleichen  Männer  gebe,  denn  so  kommen  ja  unsere  Schnl- 
einrichtungen ,  so  kommen  unsere  Lehrpläne  gar  nicht  zu  Stande,   dass  sie 
singulär  an  einzelnen  Stellen  gemacht  würden.     Da  giebt  es  vom  Staate 
geordnete  Gentren  und  im  Allgemeinen  ist  ja  die  Schulleitung  so  centrali- 
sirt,  dass  in  Bezug  auf  innere  Einrichtungen  das  Ministerium  das  Centrum 
ist.    Von  da  aus  werden  die  Einrichtungen  vorgeschrieben,   und  wenn  sie 
specialisirt  werden,    so  werden   sie   zunächst   bei   den   Provinzialbehörden 
specialisirt.    Also  das  sind  die  Stellen,  wo  der  ärztliche  Rath  einzuholen  ist. 
„Nun  aber  drittens:    Der  Herr  Referent  hat  auch  hervorgehoben,  es 
kommt  nicht  allein  auf  die  Einrichtungen,  es  kommt  darauf  an,  ob  der 
Betrieb  normal  ist,  und  da  ist  die  Frage  die:  soll  man  das  Vertrauen  haben, 
dass  die  Lehrer,  dass  die  eigentlichen  Schulaufsichtsbehörden  diesen  Betrieb 
richtig  leiten,  oder  ist  dazu  noch  eine  besondere  ärztliche  Aufsicht  erforder- 
lich?   Auch  hier  sind  zwei  Fragen  zu  trennen:  die  Frage  von  den  höheren 
Lehranstalten  und  die  Frage  von  den  Volksschulen.     In  dem  einen  Punkte 
kann  ich  dem  Gutachten  der  Deputation  nicht  zustimmen,  dass  es  für  den 
Arzt,  der  von  Zeit  zu  Zeit  die  Glasse  besucht,   möglich  sei,  auch  darüber 
ein  Urtheil  abzugeben,  ob  je  nach  der  Entwickelung  dem  einzelnen  Knaben 
mehr  individuelle  Freiheit  gewährt  werden  müsse,    ob  dieser  oder  jener 
Knabe  von  einigen  Arbeiten,   von   einigen  Stunden    zu  befreien  sei.     Ja, 
meine  Herren,  wenn  diese  Individualisirung  das  Heil  sein  soll  —  und  es  ist 
möglich,  dass  wir  zu  sehr  generalisirt  haben  — ,  dann  mnss  von  Seiten  der 
Unterrichtsbehörde  den  Leitern  der  Schulen  die  Ermächtigung  zu  solcher 
lodividualisirung  gegeben  werden,  da  müssen  die  Prüfungsreglements  ge- 
ändert werden.     Das  sind  Fragen,  die  der  Erörterung  werth  sind.     Aber 
die  Beobachtung  der  einzelnen  Individuen  ist  Sache  der  Lehrer,  die  täglich 
mit  ihnen  verkehren ,   die  ihre  volle  Entwickelung  kennen ;   das  kann  nicht 
durch  ein   einmaliges  oder  seltenes   Beobachten   geschehen.      Nun    kommt 
gerade  bei  den  Zöglingen  der  höheren  Lehranstalten  hinzu:    Wenn  Sie  den 
Arzt  in  die  Schule  schicken,  um  das  Befinden  der  Zöglinge  unter  dem  Ein- 
flösse der  Schulen  zu  beobachten,   nicht  etwa  zu  dem  Zwecke,  eine  allge- 
meine Instruction   zu  geben   —   da  würde  gar  nichts  dagegen  zu  sagen 
sein  — ,  sondern  dauernd,  ja,  meine  Herren,  da  nehmen  Sie  ja  der  Familie 
die  Sorge,   die  ihr  obliegt,  und  die  Erziehung,  die  jetzt  durch  die  Schule 
deichend  verstaatlicht  ist,  wird  noch  mehr  verstaatlicht. 

„Etwas  Aehnliches  tritt  für  die  Volksschule  ein,  nur  in  anderem  Sinne. 
Bei  der  Volksschule  ist  ja  im  Allgemeinen  von  Ueberbürdung  nicht  die  Hede ; 
da  ist  die  Rede  von  der  gehörigen  Reinlichkeit,  Lüftung,  Helligkeit,  Hal- 
tung, und  nun  sollen  diese  Dinge  nicht  der  Beuriheilung  der  Lehrenden 
and  von  Schulwegen  Beaufsichtigenden  unterliegen,  sondern  besonderen 
arzüicheu  Inspectoren!      Ja,    meine  Herren,    der  Versuch    ist   allerdings 
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begonnen,  soweit  wir  wissen,  er  ist  begonnen  in  Paris,  wie  Ihnen  Herr 
Dr.  Baginsky  auch  eben  mitgetheilt  hat,  vom  1.  Januar  d.  J.  ab;  aber 
man  mnss  eine  solche  Instruction,  wie  die  der  Pariser  Schulärzte,  nur  lesen, 
um  sich  die  Frage  vorzulegen:  Ist  denn  das  ausführbar?  und  wenn  es  aus- 
führbar ist:  Nehmen  wir  nicht  den  Schulen  das,  was  sie  für  die  Disciplin 
am  allerersten  brauchen,  die  Autorität  der  Lehrer?  Also  der  Schularzt, 
der  etwa  15  bis  20  Classen  bekommt,  soll  monatlich  zweimal  jede  Classe 
revidiren,  er  soll  zunächst  die  Reinlichkeit  des  Hauses  und  der  Anstalten 
prüfen,  die  mit  ihm  verbunden  sind,  und  darüber  ein  ProtocoU  aufnehmen, 
er  soll  aber  auch  die  einzelnen  Kinder  prüfen,  und  zwar  diese  mindestens 
monatlich  einmal  nach  Artikel  13  in  Bezug  auf  Zähne,  Augen,  Ohren  und 
Gesundheitszustand.  Ja,  wie  viel  Zeit  er  bei  einer  Classe  von  50,  60  dazu 
braucht,  wenn  das  einen  Effect  haben  soll,  das  ist  schwer  zu  übersehen, 
und  was  soll  dann  geschehen?  Dann  werden  die  Eltern  benachrichtigt, 
also  wieder  die  Erziehung,  die  den  Eltern  gehört,  in  die  Schule  genommen. 
Es  ist  sehr  fraglich,  wie  weit  denn  für  den  Staat  das  Recht  geht,  sich  um 
die  Kinder  zu  bekümmern,  für  die  Erziehung,  für  die  Bildung  des  Charak- 
ters zu  sorgen.  Wir  sorgen  auch  für  die  Gymnastik,  für  die  körperliche 
Entwicklung,  aber  das  hat  Grenzen,  die  durch  die  geschichtliche  Ent- 
wickelung  gegeben  sind.  Es  ist  sehr  bedenklich  diese  Grenzen  noch  weiter 
auszudehnen.  Ja,  meine  Herren,  schliesslich  ist  die  beste  hygienische  Ein- 
richtung eine  gute  Ernährung,  und  die  Folge  würde  sein,  dass  die  Schule 
auch  verpflichtet  ist  für  gutes  Essen  und  Trinken  bei  den  Kindern  zu  sorgen. 
„Aber,  meine  Herren,  trotz  aller  dieser  Widersprüche  geben  wir  ja 
doch  zu  und  erstreben  wir,  dass  die  hygienischen  Gesichtspunkte  befolgt 
werden  müssen,  und  damit  dies  geschehe,  und  zwar  so  gut  als  es  unsere 
gegenwärtige  Erkenntniss  gestattet,  halte  ich  es  allerdings  auch  für  wün- 
schenswerth,  bei  uns  in  unseren  Schulen,  die  in  Bezug  auf  das  Lehrpersonal 
überhaupt  dadurch  charakterisirt  sind,  dass  der  Lehrer  nicht  ein  Pensum 
abarbeitet,  sondern  als  ein  Mann  vor  dem  Schüler  steht,  ganz  anders  wie 
in  Frankreich  oder  England;  ich  sage,  ich  halte  es  für  wünschenswerth, 
dass  diese  Lehrer  auch  gehörig  über  die  hygienischen  Gesichtspunkte,  über 
die  Hauptsachen,  die  wir  als  hygienische  Lehrsätze  auffassen  können,  in- 
struirt  sind,  und  da  wird  man  wieder  unterscheiden  zwischen  den  Lehrern 
der  Volksschulen  und  den  Lehrern  der  höheren  Lehranstalten,  weil  bei 
beiden  verschiedene  Fragen  vorkommen.  Man  wird  also  in  den  Seminarien 
hygienischen  Unterricht  ertheilen,  und  man  wird  auf  den  Universitäten  die 
Gesichtspunkte  mit  vortragen,  die  auch  maassgebend  sind  in  der  Entwicke- 
lung  eines  für  das  gelehrte  Studium  zu  erziehenden  Knaben.  In  dieser 
Beziehung  stimme  ich  nicht  mit  der  Definition  der  Wissenschaft  der  Hygiene 
übereiu,  welche  Herr  Prof.  Flügge  gestern  gegeben  hat.  Ich  glaube  nicht, 
dass  wir  die  Hygiene  als  eine  Specialwissenschaft  auffassen  sollen.  Sie  hat 
Specialfächcr,  die  hat  Herr  Prof.  Flügge  ja  aufgeführt,  aber  das  Charak- 
teristische und  das,  was  sie  als  ein  gesundes  Product  redlichen  Strebens 
charakterisirt,  ist,  dass  sie  eine  ganz  grosse  Zahl  der  verschiedensten 
Specialuntersuchungen  unter  einem  leitenden  Gesichtspunkte  zuaammenfasst, 
und  wenn  das  geschieht  und  systematisch  geschieht,  so  ist  ein  solches 
System,  so  weit  es  in  die  Praxis  einzuführen  ist,  auch  lehrbar,  und  darum 
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ist  es  sehr  wohl  möglich,  dass  darch  die  richtige  Yoi'hildiing  der  Lehrenden, 
sei  es,  dass  sie  vor  dem  Eintritte  oder  anmittelbar  nach  dem  Eintritte  in 
das  Amt  erfolgt,  mit  grösserer  Ezactheit  bewirkt  werden  kann,  dass  die 
hygienischen  Vorschriften  erfüllt  werden ,  als  durch  so  periodisch  wieder- 
kehrende Revisionen,  die  seitens  der  Aerzte  vorgenommen  werden. 

„Ganz  ausserhalb  des  Rahmens  dieser  Betrachtang  liegt  die  Frage  von 
der  Sicherung  der  Schule  bei  ansteckenden  Krankheiten.  Ja,  meine  Herren, 
hierüber  ist  im  Augenblicke  kaum  Veranlassung,  näher  zu  discutiren,  denn 
da  ist  jetzt  eben  seitens  des  Ministeriums  eine  Vorschrift  ergangen,  welche 
den  Aerzten,  den  Kreisphysikern  eine  ausgiebige  Mitwirkung  in  Bezug 
hierauf  ertheilt.  Ich  möchte  fast  sagen,  diese  Mitwirkung  ist  so  scharf 
präcisirt,  dass  die  Schulleitung  in  der  schnelleren  Sicherung  vor  anstecken- 
den Krankheiten  fast  gehemmt  ist,  denn  dass  jetzt  —  Ausnahmefälle  bei 
Seite  gelassen  —  zunächst  immer  der  Kreisphysicus  auch  befragt  werden 
muss,  wenn  nur  eine  Classe  geschlossen  werden  soll,  das  wird  in  sehr  vielen 
Fällen  den  Effect  der  Schliessung  mindern.  Wir  schliessen,  wenn  wir 
beobachten,  dass  eine  grössere  Zahl  von  Schülern  von  ansteckenden  Krank- 
heiten, Masern,  Scharlach  n,  s.  w.,  befallen  ist,  und  indem  wir  in  demselben 
Moment  schliessen,  wo  die  Beobachtung  gemacht  ist,  hindern  wir  die  Ueber- 
tragung.  Gehen  aber  mit  Verhandlungen  von  Behörde  zu  Behörde  erst  fünf, 
sechs  Tage  vorüber,  so  hat  sich  während  der  Zeit  das  Uebel  fortgesponnen. 

„Also  dass  hier  in  Bezug  auf  die  Epidemieenfrage  der  Arzt  in  Betracht 
kommt,  dass  der  Arzt  der  Rathgeber  sein  muss  in  Fragen,  wo  der  Lehrer 
selbst  und  die  Schulleitung  selbst  zweifelhaft  sind,  das  versteht  sich  von 
selbst.  Das  geschieht  auch  jetzt  und  wird  ferner  geschehen ;  das  ist 
Bedürfniss.  Aber  das  giebt  noch  keine  Veranlassung  zur  Creirung  besonde- 
rer Schulärzte,  und  am  allerwenigsten  zur  Beaufsichtigung  der  Schulen 
durch  Schulärzte. 

„Meine  Herren,  wenn  Sie  die  Entwickelung  der  Schalen  verfolgen,  so 
werden  Sie  es  nicht  verwunderlich  finden,  dass  die  Schulen  gegen  den 
Begriff  der  Beaufsichtigung  etwas  empfindlich  sind.  Die  Beaufsichtigung 
kann  von  den  verschiedensten  Seiten  in  Anspruch  genommen  werden ;  nicht 
bloss  die  körperliche,  sondern  auch  die  geistige  Entwickelung  haben  die 
Schulen  zu  fördern,  und  die  ärztliche  Aufsicht  von  der  einen  Seite  giebt 
die  religiöse  Aufsicht  von  der  anderen,  und  der  Verantwortliche,  das  ist  der 
Schulleiter  und  der  Lehrer.  Dessen  Lebensaufgabe  ist  es,  dahin  zu  wirken, 
dass  die  Zöglinge  sich  entwickeln,  kräftig  entwickeln,  aber  auch  wider- 
standsfähig entwickeln,  muthig  entwickeln,  in  dem  Ertragen  von  Schwierig- 
keiten geübt.  Unsere  ji^ngen  Leute  sind  zum  grossen  Theile  nicht  in  der 
Lage,  jede  medicinische  Schädlichkeit  im  Leben  zu  vermeiden;  sie  müssen 
hinein  in  den  Kampf  des  Lebens,  und  dafür  sie  zu  stählen,  dazu  ist  die 
Schale  mit  da,  und  darum  können  Sie  es  den  Schulmännern  nicht  verdenken, 
wenn  sie  bei  aller  Hochachtung  für  die  physiologischen  Untersuchungen, 
bei  allem  Streben,  von  denselben  für  ihr  Amt,  für  ihren  Beruf  den  möglich- 
sten Vortheil  zu  ziehen,  doch  danach  trachten,  auf  ihrem  Gebiete  die 
Selbständigkeit  zu  bewahren.^ 
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Die  von  den  Herren  Referenten  vorgelegten  Thesen  lauten  wie  folgt: 

Thesen 

des  Referenten  Herrn  Dr.  Baginsky. 

1.  Trotz  der  vielfachen  Verbesserungen,  welche  sowohl  die  äusseren 
Einrichtungen  der  Schalen,  wie  auch  die  Gestaltung  des  Unterrichts- 
systems  erfahren  haben,  gehen  noch  Schädlichkeiten  aus  dem  Schul- 
besuche hervor,  welchen  der  kindliche  Organismus  unterworfen  ist. 

2.  Die  Frage  der  Verbesserungen  ist  aus  diesem  Grunde  keine  rein 
technische*  von  Architekten  nnd  Pädagogen  zu  lösende,  sondern  in 
hervorragender  Weise  eine  physiologische. 

3.  Daher  gebührt  dem  Aerzte  eine  Stellung  bei  der  Entscheidung  der 
Verbesserungen,  welche  bezüglich  der  äusseren  Einrichtungen  der 
Schulen  und  des  Unterrichtssystems  einzuführen  sind. 

4.  Jede  der  Schule  vorgesetzte  Schulcommission  soll  gehalten  sein, 
einen  sachverständigen  Arzt  als  Mitglied  zu  haben. 

5.  Die  Thätigkeit  jeder  Schulcommission  im  Ganzen,  und  diejenige  des 
Arztes  im  Speciellen,  soll  eine  continuirliche  sein.  Periodische 
Revisionen  erfüllen  den  anzustrebenden  Zweck  nicht. 

6.  Keinem  Mitgliede  der  Schulcommission  kann  das  Recht  absoluter, 
selbständiger  und  entscheidender  Thätigkeit,  soweit  dieselbe  Aende- 
rungen  in  der  Gestaltung  der  Schule  und  des  Unterrichtes  bedingt, 
zugestanden  werden;  —  auch  dem  Aerzte  nicht. 

7.  Jeder  praktische  Arzt  kann  Mitglied  der  Schulcommission  werden, 
sofern  er  durch  ein  Examen  seine  Befähigung  erweisen  kann.  Das 
Bestehen  des  Physicatsexamens  giebt  diese  Befähigung. 

Thesen 

des  Correferenten  Herrn  Stadtschulrath  Professor 

Dr.  Bertram. 

1.  Die  Schulhygiene  wird  am  wirksamsten  gefördert  durch  wissenschaft- 
liche Erörterungen,  welche  von  Aerzten  ausgehen,  die  über  Schul- 
einrichtungen umfassende  Beobachtungen  anstellen. 

2.  Aerztliche  Autoritäten  sollen  bei  der  Entscheidung  allgemeiner  Fra- 
gen und  der  Aufstellung  von  Normativbestimmungen  über  Schul- 
hygiene zu  Rathe  gezogen  werden. 

3.  Für  die  praktische  Durchführung  anerkannter  Normen  der  Schul^ 
hygiene  sind  geeignete  Instructionen  für  die  Lehrer  zweckmässiger 
als  schulärztliche  Revisionen. 


Die  hygienische  Beaufsichtigung  der  Schule  durch  .den  Schularzt.    57 

Der  Yorsitzende  eröffnet  hierauf  die  Discussion. 

Sanitatsratll  Dr.   Graf  (Elberfeld)  glaubt,   dass  bei  den  scharfen 
GegeiJBätzen,  welche  sich  zwischen  den  Auffassungen  nnd  Anträgen  des  Herrn 
Referenten  and  denen  des  Herrn  Correferenten  herausgestellt  haben,  wohl 
kaam  Aussicht  auf  eine  Verständigung  zwischen  den  differirenden  Parteien 
sei,   wenn  man  sich  nicht  zunächst  die  Gründe  der  grossen  Renitenz  gegen 
die  Schulärzte,  wie  sie  der  Herr  Correferent  vorgeführt  habe,  klar  mache. 
Diese  Gründe  seien  wesentlich  die,  dass  die  Lehrer  sich  besonders  gegeh 
die  persönliche  Controle  der  Schule,  gegen  die  Controle  des  Lehrers  durch 
den    einzelnen  Arzt  sträuben.     Einen  grossen  Theil  dieser  Bedenken  löse 
aber  die  wichtigste   der  Thesen  des  Herrn    Dr.  Baginsky,    die  vierte, 
welche  sage,  dass  jede  der  Schule  vorgesetzte  Schulcommission    gehalten 
sein  solle,  einen  sachverständigen  Arzt  als  Mitglied  zu  haben.     Der  Ein- 
fluss,  den  der  Arzt  auf  die  Schule,  auf  ihre  technischen  Einrichtungen ,  auf 
den  Unterricht,  auf  die  aus  dem  Zusammenfluss  von  vielen  Menschen  her- 
vorgehenden  Schädlichkeiten  etc.  ausüben  solle,   solle  sich  nicht  in  einer 
persönlichen  Oberaufsicht,  sondern  in  dem  Rahmen  einer  Commission  geltend 
machen.     Mit  dieser  Auffassung  der  Stellung  eines  Schularztes  gehe  man 
einer  Menge  von  Schwierigkeiten   aus  dem  Wege.     Dem  Lehrer  solle  die 
volle  Verantwortlichkeit  für  die  Schule  überlassen  bleiben,  darum  solle  er 
auch  eine  möglichst  reiche  hygienische  Bildung  haben;  er  solle  nicht,  in 
allen  seinen  einzelnen  Maassnahmen,  in  den  Einrichtungen  der  Schule  der 
permanenten  persönlichen  Einwirkung  eines  Arztes  unterstellt  werden,  von 
dem  er  dann  mit  Recht  die  Gefahr  befürchten  könne,  dass  derselbe  in  ein- 
Beitiger,  persönlicher  Auffassung  Anordnungen  treffen  und   sich  in   Dinge 
einmischen  könne,  von  denen  er  vielleicht  viel  weniger  verstehe,  als  der  be- 
treffende Lehrer  oder  Director.     Wohl  aber  habe  der  Lehrer  die  Pflicht 
tind  zwar  in  Folge  staatlicher  Anordnung,  sich  in   seiner  Thätigkeit  einer 
Commission  unterzuordnen  und  in  derselben  seinen  Standpunkt  geltend  zu 
machen,  und  in  dieser  Commission  solle  sich  auch  die  Thätigkeit  des  Schul- 
ATztes  vollziehen,  der  hier  stets  den  Einfluss  bekommen  werde,  den  er  ver- 
diene.    Desshalb  sei  es  zweckmässig,    bei   der  etwaigen  Aufstellung  von 
Thesen,  gerade  diese  Auffassung  zu  betonen,   dass  man  nicht  etwa  auf  die 
französische  Art  der  Aufsicht,  wie  sie  der  Herr  Referent  mitgetheilt  habe, 
hinziele,  und  zu  dem  Zwecke  schlage  er  vor,  statt  der  These  4  des  Herrn 
Referenten  zu  sagen: 

1.  „Die  Versammlung  erkennt  die  volle  Berechtigung  der  Forderung  an, 
dass  in  jeder  Schulcommission,  bei  welcher  dies  durchführbar  ist, 
ein  Arzt  Sitz  und  Stimme  habe. 

2.  „Die  Competenz  dieses  Arztes  ergiebt  sich  aus  den  einer  solchen  Com- 
mission zustehenden  und  ihm  durch  dieselben  übertragenen  Befugnissen. 

3.  „Die  den  Staatsärzten  durch  ihre  amtliche  Stellung  ertheilten  Rechte  und 
Pflichten  zu  selbständigen  Revisionen  werden  hierdurch  nicht  berührt.^ 

Im  Uebrigen  erscheine  es  gerade  in  einer  gemischten  Versammlung 
iiicht  zweckmässig,  bei  etwaigen  Beschlüssen  so  sehr  ins  Detail  einzugehen, 
^e  einzelne  der  Thesen  des  Herrn  Referenten  dies  verlangen,  man  möge 
lieber  den  ernstlichen  Versuch  zum  Ausgleich  darin  suchen,  dass  man  aus- 
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spreche,  die  Thätigkeit  des  Schularztes  soll  sich  zimächst  nur  in  dem  Rah- 
men einer  Commission  vollziehen. 

Ministerialrath   Dr.  Wasserführ  (Strassbnrg).    Die  Frage,  in 

welcher  Weise  eine  sanitäre  Ueberwachung  der  Schulen  am  zweckmässigsten 
herbeizuführen  sei,  gehöre  nicht  der  wissenschaftlichen  Hygiene,  sondern 
dem  Gebiete  der  Verwaltung  an,  und  zwar  sowohl  dem  der  Schul  Ver- 
waltung, wie  dem  der  Medicinal Verwaltung.  Die  Auferlegung  der  Schul- 
pflicht seitens  des  Staates  bedingt  für  denselben  auf  der  anderen  Seite  die 
Verpflichtung,  dafür  zu  sorgen,  dass  dem  Gesetze  genügt  werden  könne 
ohne  besondere,  aus  dem  obligatorischen  Schulbesuch  sich  ergebende  Schä- 
den für  die  Gesundheit  der  Jugend.  Dazu  bedürfe  es  einerseits  prophylak- 
tischer gesetzlicher  Verordnungen,  welche,  da  es  sich  um  gesundheit- 
liche Fragen  handle,  nach  Maassgabe  ärztlicher  Wissenschaft  und  Erfahrung 
abgefasst  sein  müssen,  andererseits  amtlicher  Organe,  welche  die  Be- 
folgung dieser  Verordnungen  beaufsichtigen  und  überwachen. 

Die  in  ersterer  Beziehung  unter  den  Aerzten  stattfindende  Bewegung, 
welche  dahin  gehe,  Schäden  von  der  Gesundheit  der  Schüler  abzuwenden 
durch  Vorschriften  der  Behörden  über  gesundheitsgemässe  Wahl  der  Baa- 
plätze  für  Schulen,  über  die  baulichen  Einrichtungen  der  Schulgebäude  und 
Schulzimmer,  deren  Beleuchtung,  Ueizung,  Ventilation,  Abtrittsanlagen,  Spiel- 
und  Turnplätze,  über  die  Beschaffenheit  der  Schulbänke,  die  gesuudheita- 
nnschädliche  Regelung  des  Unterrichts  und  die  Verhütung  ansteckender 
Krankheiten  unter  den  Schülern  sei  allgemein  bekannt.  Dieselbe  sei  zwar 
noch  keineswegs  zum  Abschluss  gelangt;  in  Einzelfragen  herrschen  unter 
den  Sachverständigen  noch  manche  abweichende  Meinungen,  begünstigt 
durch  die  Mangelhaftigkeit  exacter  und  namentlich  statistischer  Grundlagen 
für  die  Beurtheilung  der  Einflüßse,  welche  die  Schule  auf  die  Gesundheit 
der  Schüler  ausübe;  im  Allgemeinen  aber  habe  sich  im  Laufe  des  letzten 
Jahrzehnts  bezüglich  der  wesentlichen  Forderungen,  deren  Erfüllung  die 
wissenschaftliche  Schulhygiene  von  den  Behörden  durch  gesetzliche  Vor- 
schriften verlange,  ein  grosses  Einverständniss  herausgebildet,  und  wenn 
der  Herr  Correferent  das  Gegentheil  behauptet  habe,  so  sei  dies  mit  Unrecht 
geschehen.  Die  deutschen  Schulbehördcn  haben  ja  bekanntlich  auch  mehr 
oder  weniger  begonnen,  jenen  Forderungen  in  grösserem  oder  geringerem 
Umfange  auf  dem  Verordnungswege  gerecht  zu  werden,  und  dass  dies  ge- 
schehen sei,  dürfe  die  Mediciu,  und  besonders  der  jüngste  Zweig  derselben, 
die  Hygiene,  sich  mit  Recht  als  Verdienst  um  das  Volkswohl  und  die  Civi- 
lisation  anrechnen. 

Anders  liege  es  mit  der  zweiten  Aufgabe  der  Behörden,  nämlich  der 
Sorge  für  die  Befolgung  der  erlassenen  schnlhygienischen  Vorschriften.  Eine 
solche  Sorge  finde  zwar  schon  jetzt  principiell  statt,  insofern  es  zu  den  all- 
gemeinen Aufgaben  der  Obrigkeiten  gehöre,  die  Ausführung  ihrer  Verord- 
nungen zu  beaufsichtigen  und  zu  sichern.  Diese  Beaufsichtigung  entbehre 
aber  zur  Zeit  einer  festen  Organisation  und  werde,  falls  sie  überhaupt  vor- 
genommen werde,  ungenügend  ausgeübt,  weil  sie  in  den  Händen  von  Leh- 
rern liege,  welche  der  erforderlichen  mediciuischen  Einsicht  und  Sachkennt- 
niss  fast  immer  entbehren,  häufig  aber  an  einer  bedenklichen  Halbwisserei 
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leiden.  Der  Arzt  begegne  desshalb  fast  in  jeder  Schule  hygienischen  Unter- 
lassungen und  Missgriffen,  welche  der  Gesundheit 'der  Schüler  zum  Schaden 
gereichen.  Solle  diesem  Fehler  abgeholfen  werden,  so  bedürfe  es  bei  der 
Aufsicht  über  die  bezüglich  der  Schulgesundheitspflego  erlasseneu  Verord- 
nungen einer  geordneten  Mitwirkung  sachverständiger  Aerzte. 
Eine  solche  Mitwirkung  werde  daher  seitens  der  Aerzte  in  allen  europäi- 
schen Gulturstaaten  immer  allgemeiner  und  dringlicher  als  öffentliches  Be- 
dürfniss  hingestellt,  und  der  Herr  Referent  habe  sich  mit  Recht  dieser  Be- 
wegung angeschlossen.  Aber  über  den  Umfang  und  die  Organisation  jener 
Mitwirkung  finden  Meinungsverschiedenheiten  statt. 

Für  die  deutschen  Verhältnisse  frage  es  sich:  l)  Was  soll  ärzt- 
licherseits in  der  Schule  und  bei  den  Schülern  beaufsichtigt 
werden?  2)  Was  für  Aerzte  sollen  die  Beaufsichtigung  vor- 
nehmen? 

Vor  Allem  müsse  in  ersterer  Beziehung  Klarheit  geschaffen  und  müssen 
Grenzen  gesteckt  werden.  Von  manchen  Seiten  seien  die  dem  sogenannten 
Schularzte  zu  überweisenden  Functionen  so  allgemein  und  unbestimmt  for- 
mulirt  worden,  dass  ihm  ausreichende  Anhaltspunkte  für  seine  Zuständig- 
keit fehlen.  Von  anderen  Seiten  aber  werden  für  ihn  Befugnisse  in  Anspruch 
genommen,  welche  theils  über  das  Gebiet  der  ärztlichen  Wissenschaft  hin- 
aus in  das  des  Unterrichts  eingreifen  und  desshalb  Confiicte  mit  den  Lehrern 
und  Schulvorstehem  unvermeidlich  machen  müssen;  theils  nicht  mehr  in 
das  Gebiet  der  öffentlichen  Gesundheitspflege,  von  welcher  die  Schulgesund- 
heitspflego  nur  ein  Zweig  ist,  sondern  in  das  der  Privathygiene  gehören,  in- 
sofern sie  den  Schularzt  viel  zu  speciell  mit  den  Gesnndheits Verhältnissen 
der  einzelnen  Schüler  befassen,  und  so  zu  Collisionen  mit  den  Familien 
sowie  den  Haus-  und  Privatärzten  führen  müssen.  Eine  Beaufsichtigung 
der  einzelnen  Schüler  seitens  des  Schularztes  würde  sich  nur  auf  die 
Beziehungen  ihres  Gesundheitszustandes  zu  den  Schuleinrichtungen  und  zu 
anderen  Schülern  erstrecken  dürfen,  niemals  weiter.  Die  vorbezeichneten 
Klippen  müssen  bei  Formulirung  der  dem  Schularzte  zu  übertragenden 
Functionen  umschifft  werden.  Dieselbe  müsse  einerseits  bestimmt  genug 
sein,  um  ihm  als  Richtschnur  für  seine  Dienstthätigkeit  dienen  zu  können; 
andererseits  müssen  seine  Aufgaben  sachlich  sowohl  nach  der  Seite  des 
Unterrichts  als  nach  der  der  Privathygiene  hin  begrenzt  werden.  Beides 
werde  am  zweckmässigsten  erreicht,  wenn  dem  Schularzte  zunächst  keine 
andere  Mission  ertheilt  werde,  als  die  Aufsicht  über  die  Befolgung  der  sei- 
tens der  zuständigen  Behörden  bezüglich  der  Schulhygiene  erlassenen  all- 
gemeinen Vorschriften  in  den  Schulen  seines  Amtsbezirks.  Die  Mittel  die- 
ser Beaufsichtigung  würden  in  periodischen,  unter  Zuziehung  des  Schul  Vor- 
stehers vorzunehmenden,  luspectionen  der  Schulen  und  in  regelmässigen 
kritischen  Berichterstattungen  über  die  Befunde  an  die  obere  Schulauf- 
sichtsbehörde bestehen. 

Die  zweite  Frage  sei,  welche  Aerzte  als  sogenannte  Schulärzte  fun- 
giren  sollen.  In  dieser  Beziehung  könne  es  keinem  Zweifel  unterliegen, 
dass  nicht  jeder  Arzt  für  ein  solches  Amt  befähigt  sei  und  dass  nicht  jeder 
für  sachverständige  Ausübung  desselben  die  nöthige  Gewähr  biete.  Ein 
Arzt,  der  amtlich  öffentliche  Gesundheitspflege  ausüben  solle,  müsse  seine 
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specielle  bygieDische  SachkenntDisB  nachgewiesen  haben.  Die  dürftige 
halbstündige  Prüfung  in  der  Hygiene  bei  Ablegung  der  ärztlichen  Staats- 
prüfuog  sei  kein  genügender  Nachweis  derselben,  wohl  aber  die  in  fast 
allen  deutschen  Ländern  eingeführte  Befähigung  zur  Anstellung  in  der  Me- 
dicinalverwaltung  als  Ereisphysicus,  Bezirksarzt,  Kreisarzt  u.  dergl.  Eine 
blosse  Prüfung  in  der  Schulhygiene  sei  unzweckmässig,  weil  letztere  nur 
ein  Theil  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  und  nur  die  Anwendung  all- 
gemeiner hygienischer  Grundsätze  und  Erfahrungen  auf  die  speciellen  Ver- 
hältnisse der  Schule  und  der  Schüler  seL  Es  folge  hieraus,  dass  als  Schul- 
ärzte in  der  Regel  nur  solche  Aerzte  bestellt  werden  sollten ,  welche  eine 
staatsärztliche  Prüfung  abgelegt  haben,  d.  h.  Medicinalbeamte ,  oder,  wo 
solche  nicht  zu  haben  seien  oder  nicht  ausreichen,  doch  solche  Aerzte, 
welche  ihre  Befähigung  zur  Anstellung  als  Medicinalbeamte  yorschrifts- 
mässig  nachgewiesen  haben. 

In  dieser  Weise  geordnet  würde  die  sanitäre  Inspection  der  Schulen 
sich  leicht  und  zweckmässig  an  die  in  den  einzelnen  Staaten  bestehenden 
Organisationen  der  Medicinalverwaltung  anschliessen ,  ohne  mit  der  Schul- 
yerwaltung  zu  coUidiren.  Sie  würde  im  Wesentlichen  eine  instructions- 
mässig  geordnete  Function  der  Medicinalbeamten  werden,  und  man  könne, 
falls  ein  nach  den  yorbezeichneten  Gesichtspunkten  aufgestelltes  Programm 
vorgelegt  werde,  darauf  rechnen  dürfen,  dass  letztere  dasselbe  als  ein  an 
die  vorhandenen  Einrichtungen  sich  anlehnendes,  wohlausführbares,  mit  ge- 
ringen Kosten  verbundenes,  ernstlich  prüfen  und  berücksichtigen  werden, 
während  zu  befurchten  sei,  dass  den  durch  das  öffentliche  Interesse  gebotenen 
Anforderungen  an  eine  sachverständige  Beaufsichtigung  der  Schulhygiene 
bei  den  maassgebenden  Stellen  keine  Folge  gegeben  werden  würde,  wenn 
jene  Anforderungen  zu  unbestimmt  oder  zu  weit  gehend  gehalten  seien,  oder 
besondere,  neue  Verwaltungseinrichtungen  und  Beamtenstellen  erfordern. 

Gymnasialdirector  Dr.  Fulda  (Sangershausen)  findet,  so  verschie- 
den auch  der  Standpunkt  der  beiden  Referenten  zunächst  erscheine,  doch 
darin  eine  Uebereinstimmung ,  dass  beide  eine  gewisse  Mitwirkung  hygieni- 
scher Sachverständiger  wünschen.  Der  Correferent,  Herr  Schulrath  Dr. 
Bertram,  wünsche  diese  Einwirkung  wesentlich  bei  der  Feststellung  von 
Normativbestimmungen  eintreten  zu  sehen,  und  es  sei  ja  jedenfalls  von 
vornherein  klar,  dass  hier  eine  solche  Mitwirkung  Bedürfniss  sei.  Was 
speciell  Preussen  betreffe,  so  habe  man  zwar  bereits  manche  einzelne  Be- 
stimmungen auf  diesem  Gebiete,  aber  ein  umfassenderes  Regulativ  über  die 
auf  die  Gesundheitspflege  bezüglichen  Einrichtungen  der  Schule  sei  noch 
nicht  vorhanden.  Es  liege  in  der  Natur  der  Sache,  dass  ein  solches  Regu- 
lativ nur  die  allgemeinsten  Grundzüge  bieten  könne.  Das  sei  schon  darin 
begründet,  dass  eben,  wie  sehr  treffend  hervorgehoben  worden  sei,  die  Fra- 
gen, um  die  es  sich  handele,  vielfach  noch  im  Flusse  befindlich  seien,  dass 
ferner  die  localen  Verhältnisse  ausserordentliche  Verschiedenheiten  bedingen. 
Dies  scheine  darauf  hinzuweisen,  dass  doch  auch  eine  persönliche  Mitwir- 
kung der  hygienischen  Sachverständigen  wün sehen swerth  sei.  Eine  solche 
sei  ja  nun  von  dem  ersten  Herrn  Referenten  vorgeschlagen  worden  und  er 
stimme  in  dieser  Frage  im  Wesentlichen  mit  der  Auffassung  des  Herrn 


Die  hygienische  Beaufsichtigung  der  Schule  durch  den  Schularzt.    61 

Sanit&tarath  Dr.  Graf  überein,  müsse  hiDgegen  ganz  entschieden  eine  specielle 
Beaufsichtigung  der  Schule  durch  den  Schularzt  ablehnen,  wie  sie  von  Herrn 
Ministerialrath  Dr.  Wasser  fuhr  soeben  ins  Auge  gefasst  zu  sein  scheine. 
Wenn  sich  gegenwärtig  noch  herausstellen  sollte,  dass  die  hygienische  Aus- 
bildung der  Lehrer  und  speciell  der  Dirigenten  noch  nicht  der  Art  sei,  dass 
ihnen  überlassen  werden  könne  zu  beobachten,  in  wiefern  die  von  den  Be- 
hörden erlassenen  Bestimmungen  im  gewöhnlichen  Verlaufe  des  Schullebens 
ausgeführt  werden,  so  dürfe  man  zu  dem  deutschen  Lehrerstande  doch  das 
Zatranen  haben,  dass  er  mehr  und  mehr  sich  diese  hygienische  Bildung  an- 
eignen werde,  und  der  Lehrer,  und  speciell  der  Dirigent  einer  Lehranstalt, 
müsse  im  Grossen  und  Ganzen  auch  auf  diesem  Gebiete  die  Hauptverant- 
wortung  behalten.     Aber  es  sei  nicht  zu  verkennen,  dass  dennoch  vielfach 
eine  persönliche  Mitwirkung  des  hygienischen  Sachverständigen  sehr  wün- 
schenswerth  sei.      Selbstverständlich  sei    dies  in  den   Fällen  des  Eintritts 
von  Epidemieen.     Bei  Neubauten  liege  die  Sache  so,  dass  es  sich  nur  in 
vereinzelten  Fällen  um  solche  Neubauten  handele,  bei  denen  man  einfach 
nach  Normativbestimmungen  verfahren  könnte,  es  handele  sich  in  der  weit 
überwiegenden  Mehrzahl  der  Fälle  dagegen  um  vorhandene  Gebäude  und 
damit  zusammenhängende  Veranstaltungen.     Es  komme  also  meistens  auf 
die  Erwägung  an,  in  wie  weit  man  den  idealen  Forderungen  auf  Grund 
der  realen  gegebenen  Verhältnisse  gerecht  werden  könne,  und  diese  Frage 
Bei  keineswegs  im  concreten  Falle  so    leicht   zu  lösen  und  vielfach   würde 
die  Sache  so  liegen,  dass  der  Director  in  den  Bestrebungen,  die  er  auf  die- 
sem Gebiete  verfolge,  eine  wesentliche  Stütze  an  dem  hygienischen  Sach- 
Terständigen    erhalte,    wenn     dieser  in   der  betreffenden  Schulcommission 
Mitglied  sei.     Es  kommen  femer  in  solchen  Commissi onen  auch  bezüglich 
der  Personalverhältnisse  der  Lehrer  mannigfache  Angelegenheiten  vor ,  bei 
denen  es  sehr  wünschenswerth  sei,  dass  der  Arzt  Mitglied  einer  solchen 
Commission  ist.     Er   würde  also  principiell  durchaus  wünschen,  dass  ein 
Arzt  Mitglied  der  Localcommission  würde,  aber  auch  von  der  Aufstellung 
dieser  Forderung  dürfe  man  sich  nicht  zu  grosse  Erfolge  versprechen.     Er 
Itabe  einmal  auf  einer  Directorenconferenz  fast  genau  dieselbe  These,  wie  die 
l^ier  vorliegende,  gestellt,  da  habe  der  Director  eines  königl.  Gymnasiums 
erklärt:  für  ihn  sei  diese  These  bedeutungslos,  an  seiner  Anstalt  bestehe 
kein  Curatorium  und  keine  Commission  irgend  welcher  Art.    Gleiches  treffe 
m  PreuBsen  für  sämmtliche  königl.  Anstalten  zu,  auch  für  eine  grosse  Zahl 
von  städtischen  höheren  Schulen,  bei  denen  keine  Behörde  zwischen  Magi- 
>^t  und  Schule  stehe ,  bei  denen  demnach  eine  solche  locale  Schulcommis- 
Bion  nicht  vorhanden  sei.     Also  schon  deshalb  dürfe  man  einen  durchgrei- 
fenden Einfluss  bezüglich  des  höheren  Schulwesens  von  dieser  Forderung 
Qicht  erwarten.     Auf  dem  Gebiete  des  Volksschulwesens  aber  ergeben  sich 
ähnliche  Schwierigkeiten ;  auf  dem  Lande  z.  B.  gebe  es  zwar  vielfach  Schul. 
Erstände,  aber  es  sei  überhaupt  kein  Arzt  da. 

Nach  derartigen  Erwägungen  schon  scheine  es  zweckmässig,  eine  per- 
sönliche Mitwirkung  des  hygienischen  Sachverständigen  noch  in  einer  ande- 
ren Form  zu  befürworten,  die  allerdings  von  Herrn  Dr.  Baginsky  als 
Weniger  günstig  bezeichnet  sei,  nämlich  in  der  Form  der  periodischen  In- 
speetionen.     £s  scheine  ihm  sehr  wünschenswerth,  wenn  solche  Persönlich- 
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keiten,  die  sich  ganz  besonders  mit  der  Schulhygiene  beschäftigt  haben  und 
das  ganze  Gebiet  derselben  beherrschen,  von  Zeit  zu  Zeit  in  eine  Schule 
hineintreten  und  sich  den  ganzen  Zustand  derselben  vom  hygienischen 
Standpunkte  aus  ansehen,  also  z.  B.  alle  baulichen  und  sonstigen  äusseren 
Einrichtungen ;  aber  auch  der  Eindruck,  den  die  Schüler  in  gesundheitlicher 
Beziehung  machen,  würde  zu  berücksichtigen  sein.  Ein  solcher  Sachver- 
ständiger werde  sich  natürlich  auch  genaue  Auskunft  über  Epidemieen 
geben  lassen,  die  vorgekommen  seien;  er  werde  aus  den  Schultagebüchern 
entnehmen  können,  welche  Arbeiten  aufgegeben  werden  und  welche  Zeit 
etwa  zur  Anfertigung  derselben  erforderlich  sei.  So  werde  er  sich  nach 
den  verschiedensten  Richtungen  hin  über  die  gesammten  in  hygienischer 
Hinsicht  bedeutungsvollen  Verhältnisse  eingehend  informiren ,  er  werde 
dann  im  Verkehr  mit  den  Lehrern  und  Directoren  Anregungen  zu  Ver- 
besserungen geben  können,  er  werde  endlich,  wenn  er  Missstände  treffe, 
die  entschieden  eine  Abhülfe  erheischen,  auch  mit  grösserer  Autorität  auf 
eine  solche  Abhülfe  an  zuständiger  Stelle  dringen  können,  als  es  den  Orga- 
nen der  allgemeinen  Schulaufsicht  möglich  sei. 

Es  komme  auf  diesem  Gebiete  gewiss,  wie  mehrfach  hervorgehoben  sei, 
ganz  besonders  darauf  an,  dass  die  Einrichtungen,  die  geschaffen  werden, 
auch  von  beiden  Seiten  als  zweckmässig  anerkannt  werden,  und  in  dieser 
Beziehung  sei  in  Bezug  auf  diesen  Vorschlag  einer  periodischen  Inspection, 
die  vielleicht  hur  alle  5  bis  6  Jahre  eine  höhere  Schule  zu  berühren  brauche, 
noch  ein  Moment  anzuführen,  das  Hoffnung  gebe,  dass  gerade  diese  Art 
der  Einwirkung  der  hygienischen  Sachverständigen  auch  auf  Seiten  der 
Schulmänner  gerne  angenommen  werde.  Genau  denselben  Vorschlag  habe 
er  auf  der  vorhin  erwähnten  Directorenconferenz  1880  in  Magdeburg 
gemacht,  die  aus  etwa  40  Scbulrathen  und  Directoren  bestanden  habe. 
Anfangs  seien  demselben  wesentliche  Bedenken  entgegengetreten,  aber  das 
Ergebniss  einer  sehr  eingehenden  Debatte  sei  gewesen,  dass  derselbe  gegen 
vier  Stimmen  angenommen  worden  sei.  Femer  mache  er  darauf  aufmerk- 
sam, dass  in  Preussen  schon  etwas  ganz  Aehnliches  auf  einem  verwandten 
Gebiete  vorhanden  sei.  Neben  den  allgemeinen  Revisionen  der  Schule 
durch  die  Schulräthe  gehen  Specialrevisionen  des  Turnunterrichts  einher, 
die  von  Lehrern  der  Turnlehrerbildungsanstalt  in  Berlin,  namentlich  von 
Herrn  Prof.  Euler,  von  Zeit  zu  Zeit  vorgenommen  werden,  und  die  Er- 
fahrungen, die  bei  dieser  Einrichtung  gemacht  seien,  sprechen  gewiss  nur 
für  eine  weitere  Verfolgung  dieses  Weges  der  Specialinspectionen  durch 
hervorragende  Sachverständige.  Auch  sei  schon  in  den  in  Aussicht  ge- 
nommenen Untersuchungen  auf  dem  Gebiete  der  Augenhygiene  an  den  ein- 
zelnen Anstalten,  die  vorhin  schon  erwähnt  worden  seien,  ein  ähnlicher 
Weg  ins  Auge  gefasst  und  so  lasse  sich  hoffen,  dass  derartige  periodische 
Inspectionen,  die  ja,  wie  erwähnt  sei,  auch  den  in  Württemberg  thatsächlich 
bestehenden  Verhältnissen  sich  einigermaassen  annähern,  in  der  That  von 
segensreichem  Einfluss  sein  werden. 

Endlich  sei  noch  darauf  hinzuweisen ,  dass  der  Vorschlag  solcher  In- 
spectionen sich  leicht  praktisch  ausführen  lasse.  Wenn  man  auch  etwa 
zwei  Tage  auf  die  Revision  einer  Anstalt  rechne,  so  werde  doch  ein  ein- 
ziger Sachverstandiger,  der  sich  lediglich  damit  beschäftige,  für  sämmtliche 
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preassiBcben  höheren  Lehranstalten  ausreichen;  er  würde  in  noch  nicht 
fünf  Jahren  durch  den  ganzen  Staat  herum  kommen.  Wenn  es  sich  nun 
auch  Bchwerlich  empfehlen  würde,  nur  einen  Sachverständigen  zu  wählen 
und  ihn  lediglich  mit  diesen  Inspectionen  zu  beschäftigen,  so  ergebe  sich 
doch  aus  dieser  Betrachtung,  dass  die  vorgeschlagene  Einrichtung  ohne 
Anforderung  allzu  grosser  Mittel  ausführbar  sein  werde.  Diese  Ausführun- 
gen wolle  er  in  folgenden  drei  Sätzen  zusammenfassen. 

1.  „Es  erscheint  wünschenswerth,  dass  Normativbestimmungen  über  die 
auf  die  Gesundheitspflege  bezüglichen  Einrichtungen  der  Schule 
unter  Mitwirkung  von  hygienischen  und  pädagogischen  Sachverstän- 
digen erlassen  werden. 

2.  „Es  ist  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass  alle  localen  Schulcommissio- 
nen einen  Arzt  zum  Mitgliede  erhalten. 

3.  „Auch  die  Einführung  von  periodischen  hygienischen  Inspectionen 
der  Schule  durch  solche  Sachverständige,  welche  auf  dem  Gebiete 
der  Schulhygiene  besonders  erfahren  sind,  erscheint  wünschenswerth." 

Sanitätsrath  Dr.  SpieSS  (Frankfurt  a.  M.)  glaubt  durch  seine  jetzige 
Stellung  als  Stadtarzt  in'  Frankfurt  a.  M.  die  Berechtigung  zu  haben  einige 
Bemerkungen  dem  Gehörten  hinzuzufügen.  Es  sei  ja  nicht  zu  leugnen, 
dass  von  mancher  Seite  Uebertreibungen  ausgegangen  seien ,  von  Aerzten 
wie  von  Behörden,  in  Versammlungen  wie  in  Lehrbüchern ,  die  die  Lehrer 
hätten  kopfscheu  machen  müssen.  Er  sei  seit  IY2  Jahren  in  Frankfurt 
&•  M.  Stadtarzt,  in  welcher  Stellung  er  durchaus  nicht  als  Mitglied  der 
Sanitätspolizei,  sondern  lediglich  als  hygienischer  Beirath  des  Magistrats 
in  allen  communalen  Sachen  thätig  sei  und  da  sei  neben  der  Armen  Ver- 
waltung gerade  die  Schulverwaltung  das  Gebiet,  auf  welchem  er  am  meisten 
Gelegenheit  gehabt  habe,  thätig  einzugreifen.  Ehe  die  Stelle  geschaffen 
gewesen  sei  und  er  sie  bekleidet  habe,  habe  er  vielfach  mit  befreundeten 
Schuldirectoren  die  lebhaftesten  Discussionen  und  selbst  heftige  Kämpfe 
gehabt,  weil  die Directoren,  und  meist  mit  dem  Hinweise  auf  das  Baginsky'- 
sche  Lehrbuch ,  nicht  ganz  ohne  Grund  vor  dem  Schularzt  Scheu  gehabt 
haben;  jetzt,  seit  er  die  Stelle  eines  Stadtarztes  —  und  der  Stadtarzt  in- 
▼olyire  vielfach  ja  auch  den  geplanten  Schularzt  —  inne  habe,  sei  die 
Sache  wie  umgewandelt,  mit  den  Directoren,  mit  denen  er  stets  im  'Streit 
gewesen  sei,  wenn  die  Rede  auf  den  Schularzt  gekommen  sei,  stehe  er  jetzt 
auf  dem  besten  Fusse  und  von  sämmtlichen  Directoren  der  27  öffentlichen 
Schulen  Frankfurts,  mit  denen  er  in  vielfachen  amtlichen  Verkehr  trete, 
werde  er  als  eine  Stütze  und  ein  Rathgeber  und  keineswegs  als  ein  Feind 
angesehen.  So  arbeite  er  in  der  schönsten  harmonischen  Weise  mit 
ihnen  zusammen  und  dürfe  wohl  sagen,  dass  er  in  den  IV3  Jahren  bereits 
sehr  viel  habe  leisten  können ,  sowohl  im  Kreise  der  Schnlbehörden  als  im 
persönlichen  Umgang  mit  den  Directoren  und  Lehrern,  die  sich  vielfach  in 
hygienischen  Dingen  direct  an  ihn  wenden.  Da  die  jetzigen  Lehrer  grossen- 
^eils  an  Seminarien  oder  Universitäten  ihre  Studien  gemacht  hätten  zu 
Zeiten,  in  denen  man  an  Hygiene  noch  nicht  gedacht  habe,  sei  es  nicht 
20  verwundern,  dass  sehr  Viele  in  hygienischen  Fragen  nicht  zu  Hause 
Mien,  ein  grosser  Theil  aber  arbeite  sich  eifrig  hinein  und  nehme  jeden 
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hygienischen  Rath  und  Wink  dankbar  an.  In  Frankfurt  lägen  die  Ver- 
hältnisse vielleicht  besonders  günstig,  die  Schulbehörde  bethätige  ein  leb- 
haftes Interesse  und  reges  Verstau dniss  für  alle  schulhygienischen  Fragen, 
Frankfurt  besitae  eine  grosse  Reihe  neuer  Schulbauten,  die  allen  Anforde- 
rungen der  Hygiene  entsprächen  —  Alles  in  erster  Linie  die  Frucht  der 
rastlosen  Thätigkeit  Varrentrapp's.  Neaerdings  sei  auf  Wunsch  der  Stadt- 
verordneten für  eine  Doppelvolksschule  eine  Conourrenz  ausgeschrieben 
worden  und  es  seien  52  Pläne  eingegangen;  aber  Neues  habe  man  aus 
ihnen  nicht  gelernt,  alle  besseren  Pläne  haben  sich  genau  geglichen.  So 
fest  stehend  seien  heutzutage  die  wesentlich  auf  die  Forderungen  der 
Hygiene  aufgebauten  Grundsätze  für  Schulneubauten.  Hier  habe  der 
Schularzt  wirklich  nichts  zu  thun  als  aufzupassen,  dass  der  Baumeister 
nicht  etwa  aus  architektonischen  Rücksichten  von  den  feststehenden  hygie- 
nischen Forderungen  abgehe  und  etwa  die  Pfeiler  zu  breit,  die  Fenster 
nicht  bis  gegen  die  Decke  reichend  etc.  entwerfe.  Weit  wichtiger  sei  hin- 
gegen die  Thätigkeit  des  Schularztes  bei  der  Ueberwachung  der  Schulen 
in  hygienischer  Hinsicht  und  hier  habe  er  in  Frankfurt  vielfach  Gelegen- 
heit gehabt,  auf  sanitäre  Missstände  im  Bau  oder  in  der  Handhabung  auf- 
merksam zu  machen  und  deren  Abstellung  soweit  thunlich  zu  bewirken. 
Immer  aber  habe  er  dazu  bei  den  Directoren  der  betreffenden  Schulen  Ver- 
ständniss  und  Mitwirkung  gefunden,  da  ihnen  ja  die  Gesundheit  der  Jugend 
nicht  weniger  am  Herzen  liege  als  dem  Schularzte.  In  Frankfurt  bestehe  so- 
mit der  Schularzt  und,  wie  er  glaube,  zum  Nutzen  der  Schule,  zum  Nutzen 
der  Schüler  und  auch  zum  Nutzen  der  Lehrer.  Wenn  andere  Städte  in 
ähnlicher  Weise  vorgingen  und  die  Sache  versuchten,  würden  die  Aerzte  bald 
einseben,  dass  die  Schulmänner  nicht  so  schlimm  seien,  wie  die  Aerzte  sie  oft 
hinstellen,  und  die  Aerzte  nicht  so  schlimm,  wie  sie  die  Schulmänner  ansehen. 

Landesrath  FnSS  (Danzig)  hat  aus  den  bisherigen  Verhandlungen 
den  sehr  erfreulichen  Eindruck  gewonnen,  dass  eigentlich  ein  klaffender 
Gegensatz  zwischen  den  verschiedenen  Ansichten  im  Grossen  und  Ganzen 
nicht  mehr  existire,  da  die  Lehrer  erklären,  mit  lebhaftem  Interesse  von 
Allem  Kenntniss  nehmen  zu  wollen,  was  die  hygienischen  Anforderungen 
an  das  Schulwesen  betreffe  und  um  recht  eingehende  Instruction  bitten,  die 
Aerzte  andererseits  versprechen,  keine  Uebergriffe  machen,  den  Lehrern 
die  Freude  am  Lehrberuf  nicht  verleiden  und ,  wie  er  hinzusetzen  mochte, 
auch  den  Communalbeamten  das  Leben  nicht  zu  schwer  machen  zu  wollen. 
Wolle  man  aber  an  die  Fassung  von  Thesen  herantreten,  wie  sie  von  den 
Herren  Referenten  vorgeschlagen  worden  seien,  so  werden  sich  unüber- 
windliche Differenzen  zeigen  und  zwar  dcsswegen,  weil  damit  der  Verein 
in  ein  Element  hineingreife,  das  seiner  Competenz  fern  liege.  Es  handele 
sich  hierbei  in  erster  Linie  um  eine  Organisationsfrage,  und  dabei  sei  doch 
nicht  zu  vergessen,  dass  der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege es  sei,  der  hier  Beschlüsse  fassen  solle,  die  dann  doch  für  ganz  Deutsch* 
land,  für  die  einzelnen  Staaten  des  Deutschen  Reiches  Geltung  haben  sollen. 
Wenn  Herr  Sanitätsrath  Graf  in  seinen  Thesen  als  die  Quintessenz  der 
ganzen  Frage  die  Forderung  stelle,  dass  in  jeder  SchulcomiQission  ein  Arzt 
Mitglied  sein  solle,  so  frage  er,  als  Verwaltungsbeamter,  was  eigentlich  eine 
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SchulcommisBion  sei.  Sei  damit  eine  locale  Commission  gemeint,  eine 
Commission  an  jedem  Orte,  wo* eine  Schale  sei,  dann  sei  das  Postulat  absolut 
nnausfuhrbar;  man  denke  nur  an  die  Dorfschalen,  speciell  in  den  östlichen 
Provinzen,  wo  oft  kaum  halbwegs  gebildete  Menschen  seien  und«der  Schal- 
lehrer der  einzige  Mann  sei,  der  gewandt  die  Feder  zu  führen  vermöge;  da 
werde  eine  solche  Schul  commission  schön  ausfallen  und  ein  Arzt,  wenn  er 
überhaupt  zu  haben  sei,  werde  sich  bedanken  hier  Mitglied  zu  werden. 
Sei  aber  unter  Schalcommission  eine  höhere  Behörde  zu  verstehen,  die, 
Dach  preussischen  Begriffen  zu  reden,  am  'Orte  der  Kreis-  oder  Regierungs- 
verwaltung ihren  Sitz  habe,  so  sei  das  .ja  schon  vorhanden,  der  Kreis- 
physicus,  der  Regierun gsmedicinalräth  übe  die  verlangten  Functionen  aus. 
Wolle  der  Verein  aber  beschliessen ,  in  welcher  Weise  dieser  Arzt  seine 
Functionen  ausüben  solle,  ob  als  Mitglied  einer  Commission,  ob  nach 
periodischen  Revisionen,  ob  nach  continuirlichen  Revisionen,  da  lasse  sich 
kein  Beschluss  fassen,  der  für  alle  Theile  des  Vaterlandes  passend  sei.  In 
Sachsen  existire  der  Bezirksarzt  als  besondere  Behörde  mit  dem  Recht 
selbständiger  Requisition,  in  anderen  Gegenden,  z.  B.  in  Preussen,  sei  der 
Arzt  weiter  nichts  als  eine  begutachtende  Instanz ;  und  im  Wesentlichen  sei 
man  damit  wohl  zufrieden. 

Er  beantrage  desshab,  die  Thesen,  wie  sie  von  den  beiden  Herren 
Referenten  aufgestellt  worden  seien,  dankbar  anzunehmen  als  Ausdruck  des 
Standpunktes,  der  auf  der  einen  Seite  wesentlich  übereinstimmend  von  den 
Aerzten,  auf  der  anderen  Seite  von  den  Schulmännern  eingenommen  werde. 
Cs  sei  ja  sehr  wünschenswerth ,  dass  die  Aerzte  aussprechen ,  wie  sie  ihren 
£influs8  allmälig  zu  gewinnen  denken  und  andererseits  sei  es  sehr  zu  wün- 
schen, dass  seitens  der  Schulmänner  und  auch  seitens  der  Verwaltangen 
den  ärztlichen  Forderungen  in  ihnen  zustehende  Bedeutung  beigemessen 
werde.  Sollte  wirklich  einmal  in  dem  Eifer  für  hygienische  Einrichtungen, 
der,  Gott  sei  Dank,  bei  den  communalen  und  Staatsverwaltungen  zur  Zeit 
rege  sei,  nachgelassen  werden,  dann  sei  die  Zeit  zu  sagen,  jetzt  müsse  dem 
Arzte  eine  wichtigere  Stellung  eingeräumt  werden.  Für  heute  solle  sich 
der  Verein  mit  einem  non  liquet  begnügen  und  wünschen,  dass  der  Eifer, 
der  für  die  hygienischen  Einrichtungen  überall  zu  Tage  getreten  sei,  auch 
zur  That  werden  möge.     Sein  Antrag  laute  desshalb: 

„Die  Versammlung  wolle  von  einer  Beschlassfassung  über  die 
vorgeschlagenen  Thesen  Abstand  nehmen. ** 

Kreisphysiens  Dr.  Bapmnnd  (Nienburg)  kommt  auf  den  von  dem 
Herrn  Referenten  am  Schlüsse  seines  Vortrages  zur  Begründung  seines  Mahn- 
rufes, dem  Arzte  eine  grössere  Thätigkeit  hinsichtlich  der  Ausübung  der  Schul- 
hygiene zu  geben,  herangezogenen  Vergleich  des  Auslandes  zurück  und 
speciell  auf  die  Behauptung,  dass  Deutschland  in  Bezug  auf  die  hygienischen 
Einrichtungen  und  die  deutsche  Jugend  in  Bezug  auf  ihre  körperliche  Ent- 
wickelang wegen  das  Ausland  zarückstehe.  Diese  Motivirung  müsse  er 
entschieden  als  unrichtig  zurückweisen.  Es  treffe  durchaus  nicht  zu,  dass 
die  hygienischen  Einrichtungen  an  den  deutschen  Schulen  schlechter  seien 
als  im  Auslande,  was  die  Volksschulen  betreffe,  seien  sie  sogar  besser,  als 
z.  B.  in  Frankreich  und  England,  wo  man  wohl  in  den  grösseren  Städten 
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prachtvolle  Schulen  habe,  wie  sie  Deutschland  auch  besitze,  wo  aber  in 
kleineren  Orten  die  Volksschulen  meist  entschieden  hinter  den  deutschen 
zurückstehen.  Noch  viel  weniger  aber  brauche  die  deutsche  Bevölkerung 
hinsichtlich  ihrer  körperlichen  Entwickelung  den  Vergleich  mit  dem  Aus- 
lande zu  scheuen;  denn  was  dieselbe  an  Ausdauer  und  Kraft  zu  leisten  im 
Stande  sei,  das  habe  vor  14  Jahren  der  Feldzug  gezeigt. 

Trotzdem  sei  er  aber  nicht  im  Entferntesten  gegen  eine  grössere  Be- 
rücksichtigung der  Hygiene  in  der  Schule  und  möchte  ebenfalls  dem  Arzte 
eine  grössere  Mitwirkung  hierbei  zuweisen,  als  dieser  bisher  in  den  meisten 
Staaten  habe.  Wenn  er  hierin  auch  nicht  so  weit  wie  der  Herr  Referent 
gehe,  so  sei  ihm  doch  andererseits  das,  was  der  Herr  Correferent  Bertram 
vorschlage,  viel  zu  wenig.  Nach  seiner  Ansicht  sei  es  unbedingt  nöthig, 
dass  der  Arzt  nicht  bloss  in  den  oberen,  sondern  auch  in  den  unteren 
Instanzen  bei  der  Schulhygiene  mitwirke.  Den  oberen  Behörden  vor  Allem 
komme  es  zu,  allgemeine  Fragen  bei  der  Aufstellung  von  Normativbestim- 
mungen zu  entscheiden,  und  auf  diese  Weise  dem  Uebelstande  vorzubeugen, 
dass  von  dem  einen  Schularzte  so,  von  dem  anderen  umgekehrt  entschieden 
werde,  wie  dies  z.  B.  bei  infectiösen  Krankheiten,  dem  eventuellen  Schliessen 
der  Schulen  hierbei  etc.,  wobei  die  Ansichten  der  einzelnen  Aerzte  noch 
ziemlich  aus  einander  gingen,  der  Fall  sein  könne.  Wolle  man  eine  er- 
spriessliche  Wirksamkeit  des  Schularztes  in  den  betreffenden  Schulcommis- 
sionen erreichen,  dann  sei  es  nöthig,  ihm  gerade  für  die  wichtigsten  Fälle 
Normativbestimmungen  an  die  Hand  zu  geben,  die  von  anerkannten  Auto- 
ritäten in  den  Oberbehörden  erlassen  seien  und  deren  Ausführung  der 
Schularzt  zu  veranlassen  und  zu  überwachen  habe.  Ohne  eine  solche 
Gommission  und  ohne  einen  in  derselben  befindlichen  Schularzt  werde  jede  in 
hygienischer  Hinsicht  erlassene  Bestimmung  einfach  auf  dem  Papier  stehen 
bleiben  und  von  dem  Lehrer  nur  zu  häufig  nicht  beachtet  werden. 

Da  zweifellos  die  meisten  der  Anwesenden  darüber  einig  seien,  dass 
eine  grössere  ärztliche  Thätigkeit  bei  Handhabung  der  Schulhygiene  nöthig 
sei  und  auch  darüber,  dass  bestimmte  Schulcommissionen  zu  schaffen  seien, 
in  denen  ein  qualificirter  Arzt  Sitz  und  Stimme  habe,  so  seien  es  eigent- 
lich nur  die  vorzunehmenden  Revisionen,  hinsichtlich  deren  die  Ansichten 
aus  einander  gehen.  Wolle  die  Gommission  Einfluss  auf  die  Hygiene  der 
Schule  haben,  dann  sei  es  aber  auch  nöthig,  dass  sie  Revisionen  abhalte, 
continuirliche  oder  periodische ,  und  zwar  durch  den  Schularzt  in  Gemein- 
schaft mit  dem  Schulinspector  und  einem  Baubeamten,  die  sich  dann  gleich 
über  die  hygienisch  zu  beanstandenden  Punkte  einigen  könnten. 

Desshalb  beantrage  er,  der  These  1  und  2  des  Herrn  Gorreferenten 
Bertram  beizustimmen,  statt  der  These  3  aber  zu  sagen: 

„Für  die  praktische  Durchführung  anerkannter  Normen '  der 
Schulhygiene  sind  Schulcommissionen,  in  denen  ein  qualificirter 
Arzt  Sitz  und  Stimme  hat,  erforderlich,  sowie  geeignete  Instrac- 
tionen  für  die  Lehrer." 

Das  Wort  „qualificirter  Arzt"  habe  er  gewählt,  ohne  näher  zu  bestimmen, 
wann  ein  Arzt  für  dieses  Amt  als  qualificirt  zu  erachten  sei,  da  dies  eine 
Verwaltungssache  sei  und  die  Regierung  allein  darüber  zu  entscheiden  und 
die  entsprechenden  Bestimmungen  zu  treffen  habe. 
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seinen  Erfahrungen,  dass  bei  dem  besten  Willen  der  Lehrer  und  Directoren  die 
für  die  Entwickelung  der  Kinder  nöthigen  hygienischen  Bedingungen  nicht 
so  gehandbabt  werden,  wie  es  sein  sollte.  Die  Schule  sei  nicht,  wie  der 
Herr  Correferent  meine,  ein  der  Gesundheit  günstiges  Institut,  sondern  der 
Schulbesuch  habe  vielfache  sanitäre  Nachtheile  und  diese  durch  stete  ärzt- 
liche, sachverständige  Beaufsichtigung  der  hygienischen  Yerhältuisse  thun- 
lichst  zu  verringern,  müsse  das  Hauptbestreben  sein.  Komme  man  in  eine 
Schule  mit  hoch  hinaufgehenden  Fenstern,  die  zur  Lüftung  vollkommen 
hinreichen,  so  finde  man  die  Fenster  geschlossen,  die  Luft  verdorben,  dick 
zum  Schneiden ;  der  Thermometer  hänge  an  der  Wand ,  aber  die  Tempe- 
ratur sei  23®,  24®  und  der  Lehrer  merke  gar  nichts  davon.  Hier  müsse 
Wandel  geschaffen  werden.  Die  nöthige  Beaufsichtigung  finde  aber  nicht 
statt:  zeitweise  gehe  der  Bezirksarzt  in  die  Schule,  bei  gewissen  Gelegen- 
heiten auch  die  Referenten  des  Ministeriums  selbst,  aber  das  genüge  nicht, 
die  Beaufsichtigung  müsse  eine  stetigere  sein. 

In  einer  Conferenz  der  sämmtlichen  Schuldirectoren  des  badischen 
Landes  sei  die  Frage  zur  Verhandlung  gekommen  und  man  habe  sich  gegen 
den  sogenannten  Aufsichtsrath ,  der  allerdings  auch  noch  andere  Aufgaben 
haben  solle  und  in  welchem  ausser  dem  Arzte  noch  Männer  anderer  Stel- 
lungen Eintritt  finden  sollen,  anfangs  heftig  gesträubt  und  zwar,  wie  der 
Herr  Gorreferent,  hauptsächlich  aus  pädagogischen  Gründen,  man  habe  es 
durchaus  für  nöthig  gehalten,  in  der  Alleinherrschaft,  namentlich  in  Bezug 
auf  die  Disciplin,  nicht  beeinflusst  zu  werden.  Im  Laufe  der  Discussion 
aber,  in  der  ausgeführt  worden  sei,  dass  selbst  die  höchsten  Staatsbeamten 
heutigen  Tages  eine  gewisse  Gontrole  und  nicht  zum  Nachtheil  des  Ganzen 
sich  gefallen  lassen  müssen  und  dass  sich  die  Directoren  in  dieser  Beziehung 
nicht  ausschliessen  dürfen,  und  zwar  weil  durch  die  Beigabe  eines  Schnl- 
aufsichtsrathes  ihre  Wirksamkeit  in  disciplinärer  Beziehung  nur  von 
grösserem  Erfolg  sein  werde,  habe  sich  die  Stimmung  der  Directoren  ge- 
ändert und  schliesslich  sei  seitens  der  Directorenconferenz  einstimmig  die 
EntSchliessung  angenommen  worden,  dass,  wo  es  irgend  möglich  sei,  für 
jede  Schule,  auch  für  die  Volksschule,  Schulräthe  geschaffen  würden,  denen 
wenn  thunlich,  ein  Arzt  angehören  solle  und  ferner,  dass  den  Lehrern,  so- 
wohl denen  für  das  höhere  Schulfach  als  denen  für  die  Volksschule,  während 
ihrer  Unterrichtszeit  Gelegenheit  gegeben  werden  müsse,  sich  in  Bezug  auf 
die  Schulhygiene  hinlängliche  Kenntnisse  zu  verschaffen;  ja  es  sei  sogar  in 
Aussicht  genommen  worden,  dass  die  Gandidaten  des  Schulfaches  in  Zukunft 
bei  der  Prüfung  auch  Zeugniss  ablegen  sollten,  ob  sie  auf  dem  Gebiete  der 
Schulhygiene  gehörig  zu  Hause  seien. 

Bflrgermeister  Stmckmann  (Hildesheim)  constatirt,  dass  in  der 
Yenammlung  darüber  Einverständniss  herrsche,  dass  den  Aerzten  in  Betreff 
der  Schulverwaltung  eine  Mitwirkung  eingeräumt  werden  müsse,  dass  manche 
Frage  bei  der  Schulverwaltung  ohne  ärztlichen  Beistand  nicht  gelöst  werden 
könne.  Der  Streit  bestehe  hauptsächlich  darin,  in  welcher  Form  diese  Mit- 
wirkung der  Aerzte  herbeigeführt  werden  solle  und  hier  theile  er  viele  der 
von  dem  Herrn  GoiTeferenten  hervorgehobene  Bedenken.     Die  Sache  müsse 
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mit  ganz  ansBerordentlicher  Vorsicht  angefasst  werden,  damit  nicht  von 
vornherein  in  dieser  sehr  wichtigen  Angelegenheit  Zwiespalt  entstehe  zwi- 
schen denen,  die  zunächst  die  ganze  Schulverwaltung  zn  führen  haben  and 
denen ,  die  nur  nach  einer  gewissen  Richtung  hin  zur  Einwirkung  auf  die 
Schulverwaltung  berufen  werden  sollen.  Das  Bedenken,  das  man  dagegen 
haben  könne,  dass  Jemand  in  einzelnen  Fragen  der  Schulverwaltung  mit- 
zuwirken berufen  werden  solle,  werde  sehr  bedeutend  dadurch  gehoben, 
wenn  dem  Betreffenden  eine  Stellung  in  der  Organisation  der  Schulverwal- 
tung überhaupt  gegeben  werde,  da  sich  dadurch,  dass  der  Arzt  in  der 
Schulbehörde  nicht  immer  lediglich  vom  Gesichtspunkte  des  Arztes  aus  zu 
arbeiten  habe,  sondern  als  integrirender  Bestandtheil  der  Behörde  auch  für 
die  übrigen  Gesichtspunkte  mitverantwortlich  sei,  die  Gegensätze  am  besten 
ausgleichen.  In  Hildesheim  sei  z.  B.  in  der  Schulcommission  der  höheren 
Töchterschule  ein  Arzt  —  weil  er  zufällig  Bürgervorsteher  sei  ^-  und  hier 
seien  Differenzen  bislang  nie  vorgekommen,  die  gemeinsame  Arbeit  schleife 
die  Differenzen  ab.  Eine  solche  Anwesenheit  eines  Arztes  in  der  Schul- 
commission als  allgemeine  Forderung  hinzustellen,  das  sei  jedoch  unmög- 
lich, da  nicht  überall  Schulcommissionen  seien  und  sein  könnten,  und  wo 
sie  seien,  seien  sie  vielfach  gar  nicht  geeignet  einen  Arzt  als  Mitglied  zu 
haben.  Ausserdem  sei  auch  die  erforderliche  Anzahl  von  Aerzten  wohl  gar 
nicht  vorhanden  und  diese  würden  vielfach  auch  gar  keine  Lust  haben,  ein 
solches  oft  sehr  undankbares  Geschäft  neben  einer  vielleicht  ausgedehnten 
Landpraxis  zu  übernehmen ,  das  sie  mit  Arbeit  überlaste ,  ohne  ihnen  ein 
für  sie  geeignetes  Arbeitsfeld  zu  geben.  Er  halte  es  desshalb  für  bedenklich, 
wenn  der  Verein  eine  ganz  undurchführbare  Forderung  aufstelle,  von  der 
jeder  Verwaltungsbeamte  sagen  müsse,  das  sei  von  Leuten  ausgearbeitet, 
die  nicht  in  der  Verwaltung  stehen  und  denen  die  Gonsequenzen  nicht  klar 
gewesen  seien.     Wohl  aber  könne  man  den  Satz  so  aufstellen: 

„Es  ist  eine  berechtigte  Forderung,  dass  dem  Arzte  eine  unter 
Berücksichtigung   der  localen  und  sonstigen   einschlagenden  Ver- 
hältnisse näher  zu  ordnende  Mitwirkung  bei  der  Schulverwaltung 
eingeräumt  werde." 
Diese  Mitwirkung  brauche  man  sich  ja  nicht  nothwendigerweise  nur 
in  der  Eigenschaft  als  Mitglied  einer  Schulcommission  zu  denken,  wo  eine 
geeignete  Schulcommission  nicht  sei,  finde  sich  wohl  eine  andere  Form,  da 
werde  man  den  Arzt  nur  zu  Gutachten  auffordern,   oder  man  werde  ihm 
vielleicht  eine  beaufsichtigende  Stellung  geben  können,    die  einem  Dorf- 
schullehrer gegenüber  auch  etwas  viel  weniger  Unangenehmes  haben  werde, 
als  dem  Director  eines  Gymnasiums  gegenüber.     Jedenfalls  dürfe  man  die 
Aufsicht  oder  Mitwirkung  des  Arztes  bei  einer  Dorfschule  und  diejenige  bei 
einer  höheren  Schule  in  einer  Stadt  mit  einem  geordneten  Schulwesen  nicht 
gleich   behandeln,    hier  seien   die  localen  Verhältnisse  zu  berücksichtigen 
und  die  in  den  verschiedenen  Gegenden  ganz  verschiedene  Gesetzgebung. 
Desshalb  sei  es  wohl  das  Zweckmässigste,  der  Verein  bestehe  nicht  auf  dem 
ärztlichen  Mitgliede  der  Schulcommission  und  stelle  nur  die  Forderung,  der 
wohl  Alle  zustimmen  können,  dass  dem  Arzte  in  irgend  geeigneter  Weise 
eine  Mitwirkung  bei  der  Schulverwaltung  eingeräumt  werde,  wie  dies  in 
dem  von  ihm  gestellten  Antrage  Ausdruck  finde. 
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8tadtrath  Marggraff  (Berlin)  glaubt  die  von  Herrn  Bürgermeister 
Struckmann  aufgestellte  These  sei  wohl  nur  aufgestellt,  um  einen  ein- 
stimmigen Beschluss  der  Versammlung  herbeizufuhren.  Da  die  ganze  Frage 
aber,  wie  verschiedentlich  hervorgehoben  worden  sei,  eine  wesentlich  orga- 
nisatoriBche  sei,  da  sich,  in  welcher  Fassung  eine  Resolution  auch  angenom- 
men werde,  Jeder  je  nach  den  örtlichen,  ländlichen  oder  stadtischen  Ver- 
hältnissen und  je  nach  der  in  seinem  Lande  gerade  bestehenden  Gesetzgebung 
unter  der  Instanz,  in  der  die  Aerzte  eingeführt  werden  sollen,  etwas  ganz 
Anderes  denke,  da  mit  einer  solchen  Resolution  eigentlich  gar  nichts  gesagt 
sei  und  jede  Commune,  jede  Verwaltung  damit  doch  machen  könne,  was  sie 
wolle,  so  wäre  es  wohl  das  Zweckmässigste,  von  jeder  Besohlussfassung 
Abstand  zu  nehmen;  der  Verein  folge  damit  auch  seiner  bisherigen  Praxis, 
keine  Resolutionen  zu  fassen. 

Dr.  med.  Kalischer  (Berlin)  ist  der  Ansicht,  der  Verein  müsse  eine 
gewisse  Gleichmässigkeit  in  der  Handhabung  der  Geschäfte  zeigen,  wenig- 
stens innerhalb  einer  Sitzungsperiode,  und  da  gestern  von  einer  Besohluss- 
fassung über  die  Thesen  des  Herrn  Generalarzt  Roth  Abstand  genommen 
worden  sei,  weil  es  gegen  den  Gebrauch  sei,  so  könne  der  Verein  doch 
heute  nicht  wieder  anders  beschliessen  und  von  dem  Gebrauch  wieder 
keinen  Gebrauch  machen;  er  schliesse  sich  desshalb  der  Ansicht  des  Herrn 
Stadtrath  Marggraff  an. 

Sanitätsrath  Dr.  SpieSS  (Frankfurt  a.  M.)  tritt  den  Behauptungen 
der  beiden  Herren  Vorredner  entgegen,  dass  es  gegen  die  bisherige  Praxis, 
gegen  den  Gebrauch  im  Vereine  sei,  Resolutionen  zu  fassen  und  weist  darauf 
hin,  dass  der  Verein  sehr  häufig  Beschlüsse  gefasst  habe  —  er  erinnere  nur 
an  die  Münchener  Thesen  über  Bauhygiene,  die  in  allen  seit  jener  Zeit 
erlassenen  Bauordnungen  Berücksichtigung  gefunden  hätten  —  und  erst  in 
der  letzten  Zeit  habe  man  öfters  aus  Zweckmässigkeitsgründen  von  Boschluss- 
fassungen  abgesehen.  Aber  bedauerlich  würde  es  sein,  wenn  der  Verein 
das  Princip  aufstellen  wolle,  dass  gar  keine  Resolutionen  mehr  gefasst  werden 
sollen;  diese  Frage  müsse  in  jedem  einzelnen  Falle  nach  Lage  der  Sache 
für  sich  entschieden  werden.  Im  vorliegenden  Falle  sei  nicht  Ein  Redner 
gewesen,  den  Herrn  Correferenten  nicht  ausgenommen,  der  nicht  in  irgend 
einer  Form  die  Mitwirkung  der  Aerzte  bei  der  Schulhygiene  für  nothwen- 
dig  erklärt  habe  und  der  Verein  müsse,  wenn  er  nicht  überhaupt  von  dem 
Mitsprechen  in  solchen  Fragen  gänzlich  abdanken  solle,  auch  ein  Urtheil 
in  dieser  Frage  abgeben.  Der  Grund,  dass  der  Verein  gestern  keinen 
Beschluss  gefasst  habe  und  desswegen  auch  heute  keinen  fassen  dürfe,  halte 
er  für  durchaus  hinfällig;  der  Verein  habe  gestern  keinen  Beschluss  gefasst, 
nicht  weil  es  nicht  Usus  sei,  sondern  weil  es  ihm  bei  der  vorliegenden  Frage 
nicht  zweckmässig  erschienen  habe  und  heute  fasse  er  vielleicht  einen 
Beschluss,  wenn  er  es  für  die  Frage  förderlich  erachte. 

Stadtrath  Hendel  (Dresden)  stimmt  dem  Vorredner  vollständig  bei; 
seit  acht  oder  neun  Jahren,  seit  er  dem  Vereine  angehöre,  wisse  er  gar  nicht 
anders,  als  dass  regelmässig  Beschlüsse  über  die  verhandelten  Fragen  gefasst 
worden  seien,  wenn  diese  Fragen  dazu  angethan  gewesen  seien.  Der  Verein 
▼erachte  auf  alle  grösseren  praktischen  Erfolge,  wenn  er  keine  Beschlüsse 
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fasse;  sonst  käme  es  nur  darauf  hinaus,  dieCongresse  abzuhalten,  um  einige 
akademische  Vorträge  zu  hören,  die  Jeder  ebenso  gut  gedruckt  lesen  könne. 
Gerade  in  der  Schulhygiene  habe,  wie  der  Herr  Referent  ja  auch  mit- 
getheilt  habe,  der  Verein  wiederholt  bereits  Beschlüsse  gefasst  und  er  halte 
es  für  sehr  wünschenswerth,  dass  der  Verein  auch  bei  der  vorliegenden  Frage, 
die  eine  eminent  wichtige  sei,  zu  einer  Beschlussfassung  komme. 

Hiermit  ist  die  Discussion  geschlossen.  Es  erhalten  das 
Schlusswort 

Referent  Dr.  Baginsky: 

„Meine  Herren!  Sie  dürfen  nicht  glauben,  dass  der  Widerstreit  der 
Anschauungen  zwischen  mir  und  dem  Herrn  Correferent.en  so  bedeutend  ist, 
wie  dies  ans  der  Gegenüberstellung  der  Thesen  scheint.  Private  Unter- 
redungen haben  es  mir  nicht  unwahrscheinlich  gemacht,  dass  ein  Aus- 
gleich möglich  ist.  Daher  vermeide  ich  an  dieser  Stelle  eine  eingehende 
Replik  der  vielfach  anfechtbaren  Ausführungen  des  Herrn  Correferenten  und 
hebe  ausdrücklich  hervor,  dass  mir  nicht  in  den  Sinn  kommt,  aus  der  Stel- 
lung der  Aerzte  in  der  Schule  eine  Macht  frage  für  dieselben  zu  machen. 
Mir  kommt  es  lediglich  auf  den  Zweck,  der  hygienischen  Normalgestaltung 
der  Schule  an,  und  wenn  dieselbe  darch  so  vorzüglich  hygienisch  vor- 
gebildete Pädagogen  erreicht  werden  kann,  wie  der  Herr  Correferent  selbst 
ist,  80  würde  ich  keinen  Augenblick  Anstand  nehmen  vorzuschlagen,  dem 
Pädagogen  die  Schule  selbst  zu  überlassen.  Leider  fehlt  aber  einer  sehr 
grossen  Anzahl  von  Pädagogen  jede  hygienische  Kenntniss,  ja  oft  selbst  der 
Sinn  für  die  Gesundheitspflege.  Ersparen  sie  es  mir  bei  der  vorgeschritte- 
nen Zeit  diese  Behauptung,  die  auf  eigener  Wahrnehmung  beruht,  zu  bewei- 
sen. Weil  dies  aber  so  ist,  wird  man  die  Mitwirkung  des  Arztes  in  der 
Schule  nicht  entbehren  können.  Ob  man  nun  dem  Arzte,  als  Schularzt,  in 
der  Art  und  Weise,  wie  ich  es  ausgeführt  habe,  eine  Stellung  in  der  Schule 
geben  will,  ob  man  andere  Abgrenzungen  der  ärztlichen  Competenz  finden 
will,  halte  ich  für  völlig  gleichgültig.  Wichtig  ist  einzig  und  allein  die 
Sioherstellung  des  ärztlichen  Einflusses  in  der  Schule.  In  diesem  Sinne 
bitte  ich  die  verehrte  Versammlung  ihre  Entschliessungen  zu  fassen. '^ 

Correferent  Stadtschulrath  Dr.  Bertram: 

„Meine  Herren !  Trotz  der  sehr  freundlichen  Captatio  des  Herrn 
Referenten  möchte  ich  doch  hier  wenigstens  die  Bitte  aussprechen:  Ver- 
meiden Sie  das  Wort  „Beaufsichtigung  durch  den  Schularzt";  daran  liegt 
sehr  viel.  Im  üebrigen,  glaube  ich,  würden  Sie  die  von  mir  vorgeschlagenen 
Thesen  eigentlich  annehmen  können,  insofern  Sie  die  Mitwirkung  des  Schul- 
arztes an  höchst  bedeutenden  Stellen  voraussetzen.  Sie  könnten  vielleicht, 
um  die  dritte  These  annehmbarer  zu  machen,  die  Worte  fortlassen:  „als 
schulärztliche  Revisionen"  und  dann  schreiben:  „Für  die  praktische  Durch- 
führung anerkannter  Normen  sind  geeignete  Instructionen  für  die  Lehrer 
wünschenswerth"  und  damit  abbrechen. 

„Es  ist  mir  fraglich,  ob  der  Vorschlag  des  Herrn  Bürgermeister  Struck- 
mann eine  wesentliche  Wirkung   ausüben   wird,    eben    weil    die    Oi'gani- 
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sationeD  für  diese  Schulbehörden  sehr  verschiedene  sind.  Nehmen  Sie  nnter 
den  Begriff  Commission  —  ich  weiss  nicht,  ob  Herr  Bürgermeister  Struck- 
mann  gesagt  hat  Commission  —  nur  die  Ministerialinstanz  oder  die  Pro- 
vinzialinstanz,  so  sagen  Sie  etwas,  was  schon  besteht,  denn  die  ziehen  immer 
den  Arzt  zn  Rathe.  Verstehen  Sie  darunter  Schaldeputationen  grosser  Städte, 
so  sagen  Sie  auch  etwas,  was  in  der  Regel  stattfindet,  denn  fast  alle  der- 
artigen Schuldeputationen  haben  Aerzte  als  Mitglieder.  Eine  Organisation 
der  Schulen  nach  Kreisen,  wie  hier  erwähnt  wurde,  haben  wir  ja  aber  nicht. 
Die  Schulen  stehen  nicht  zunächst  unter  der  Kreisverwaltnng.  Wir  haben 
zwar  Kreisschulinspectoren;  diese  stehen  aber  unter  der  Regierung  in 
Preussen.  In  anderen  Staaten  werden  sich  noch  wieder  andere  Organi- 
sationen zeigen.  Also  wenn  Sie  unter  Commission  die  Schulvorstände  der 
einzelnen  Schulen  meinen,  so  wird  damit  nicht  viel  bewirkt  werden.  Jeden- 
falls  aber  möchte  ich  bitten,  die  Resolution  so  zu  fassen,  dass  Sie  dem  Lande 
der  Schulen,  das  durch  seine  Schulen  wirklich  gross  geworden  ist,  nun 
schliesslich,  nachdem  es  zu  der  Grösse  gelangt  ist,  nicht  in  Bezug  auf  die 
Schulen  ein  directes  Misstrauensvotum  geben." 


Es  wird  hierauf  zur  Abstimmung  .geschritten  und  zunächst  der 
Antrag  des  Herrn  Landesrath  Fuss,  »von  jeder  Beschlussfassung  abzu- 
sehen*', mit  grosser  Majorität  abgelehnt.  Sodann  wurde  auf  Antrag  des 
Herrn  Sanitätsrath  Dr.  Nötzel  beschlossen,  die  verschiedenen  Antragsteller, 
die  beiden  Herren  Referenten,  sowie  die  Herren  Dr.  Graf,  Gymnasial- 
director  Dr.  Fulda,  Dr.  Rapraund  und  Bürgermeister  Struckmann, 
zu  ersuchen,  sich  über  eine  gemeinsame  Fassung  der  Thesen  zu  verstän- 
digen und  diese  in  der  nächsten  Sitzung  ohne  weitere  Discussion  zur 
Abstimmung  vorzulegen. 

SchlusB  der  Sitzung  V3  3  Uhr. 


Nach  Schluss  der  Sitzung  traten  die  Herren  Referenten  und  Antrag- 
steller mit  Ausnahme  des  nicht  mehr  anwesenden  Herrn  Sanitätsrath  Dr.  Graf 
zn  einer  Besprechung  zusammen,  in  der  sie  sich  über  folgende  Fassung  der 
Thesen  einigten: 

1.  „Die  Schulhygiene  wird  am  wirksamsten  gefördert  durch  wissen- 
schaftliche Erörterungen,  welche  von  Aerzten  ausgehen,  die  über 
Schuleinrichtungen  umfassende  Beobachtungen   anstellen. 

2.  „Aerztliche  Autoritäten  sollen  bei  Aufstellung  von  Normativbestim- 
mungen über  Schulhygiene,  sowie  bei  der  Entscheidung  allgemeiner 
auf  dieselbe  bezüglichen  Fragen  zu  Rathe  gezogen  werden. 

3.  „Behufs  praktischer  Durchführung  anerkannter  Normen  der  Schul- 
hygiene ist  sowohl  die  hygienische  Ausbildung  der  Lehrer  als  die 
Mitwirkung  dazu  qualificirter  Aerzte  wünschenswerth." 

Die  so  vereinbarten  Thesen  wurden  zu  Anfang  der  dritten  Sitzung  zur 
Abstimmung  gebracht  und  nahezu  einstimmig  angenommen, 
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Dritte   Sitzung. 

Mittwoch,  den   17.  September,  Vormittage  9   Uhr. 

Vorsitzender  Oberingenieur  Meyer  eröffnet  die  Versammlung  mit 
folgender  Mittbeilung: 

„Meine  Herren!  Gestern,  als  wir  uns  zum  Essen  versammelt  hatten, 
kam  ein  Abgesandter  des  Comites  für  das  Stromey  er -Denkmal,  Herr  ßau- 
rath  Köhler,  zu  mir  und  lud  uns  freundlichstein,  an  der  Enthüll  nngsfeier 
theilzuuehmen.  Die  Enthüllung  war  aber  auf  5  Ubr  angesetzt,  und  so 
gross  die  Sympathie  unseres  Vereins  für  das  Stromeyer- Denkmal  ist,  so 
gern  sich  insbesondere  die  Aerzte  betheiligt  haben  würden,  und  so  gern 
wir  nachträglich  in  den  Zeitungen  mit  vollem  Interesse  dem  würdigen  Ver- 
laufe der  Feier  gefolgt  sind,  so  war  es  uns  doch  durch  die  freundlichen 
Veranstaltungen,  die  insbesondere  der  Magistrat  der  Stadt  gerade  um  die- 
selbe Zeit  für  das  Wohl  unseres  Vereins  getroffen  hatte,  die  denn  auch  einen 
so  günstigen  Verlauf  genommen  und  uns  belehrt  und  ernährt  haben,  nicht 
möglich,  an  der  Enthüllungsfeier  theilzunehmen.  leb  wollte  das  hier  con- 
statiren  und  das  sympathische  Interesse,  welches  unsere  Versammlung  der 
Errichtung  des  Stromeyer-Denkmals  entgegenbringt,  hier  ausdrücklieb  an 
den  Tag  gelegt  haben." 

Hierauf  gelangen  die  auf  Grund  des  gestrigen  Beschlusses  von  den 
Antragstellern  in  der  Frage  der  ärztlichen  Beaufsichtigung  der 
Schulen  vereinbarten  Thesen  zur  Verlesung  und  werden  nahezu  einstimmig 
angenommen  (siehe  oben  S.  71). 

Sodann  schreitet  die  Versammlung  zur  Neuwahl  des  Aussohusses. 
Derselbe  bestand  bisher  ans  den  Herren  Staatsminister  a.  D.  Hobrecht 
(Berlin),  Bürgermeister  Dr.  v.  Erhardt  (München),  Ingenieur  Professor 
Rictschcl  (Berlin),  Statthaltereirath  Dr.  Ritter  v.  Karajan  (Wien), 
Sanitätsrath  Dr.  G r a f  (Elberfeld),  Generalarzt  Professor  Dr.  Roth  (Dresden) 
und  Sanitätsrath  Dr.  Spiess  (Frankfurt  a.  M.). 

Auf  Antrag  des  Herrn  Sanitätsrath  Dr.  Lent  (Köln)  wurden  durch 
Acclamation ,  nachdem  der  Vorsitzende  durch  Abstimmung  ausdrücklich 
constatirt  hatte,  dass  von  keiner  Seite  ein  Widerspruch  dagegen  erhoben 
werde,  die  folgenden  Herren  gewählt: 

Staatsrainister  Hobrecht,  Excellenz  (Berlin), 
Bürgermeister  Dr.  v.  Erhardt  (München), 
Sanitätsrath  Dr.  Graf  (Elberfeld), 
Statthaltereirath  Dr.  Ritter  v.  Karajan  (Wien), 
Bürgermeister  Struckmann  (Hildesheim), 
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welchü  in  Gemeiuscbaft  mit  den  Herren 

OberingeDieur  F.  Andreas  Meyer  (Hamburg)  als  Vorsitzendem  und 
Sanitätsratb  Dr.  Spiess  (Frankfurt  a.  M.)  als  ständigem  Secretär 

den  AuBSchuss  für  1884  — 1885  bilden  werden. 


Es  erhält  hierauf  das  Wort  zum  Referat  über  den  dritten  Gegenstand 
der  Tagesordnung: 


Vortheile  und  Nachtheile  der  Durchlässigkeit 
von  Mauern  und  Zwischenböden  der  "Wohn- 
räume. 


Referent  Bector  Professor  Dr.  Reeknagel  (Kaiserslautern): 

„Ilochgeehrte  Versammlung! 

„Sie  erinnern  sich  aus  dem  Vortrage  des  Herrn  Prof.  Flügge,  dass 
die  Physik  unter  die  Hülfswissenschaften  der  Hygiene  gerechnet  wird.  Ich 
möchte  Ihnen  heute  ein  Beispiel  geben,  in  wie  weit  die  Physik  im  Stande 
ist,  der  Hygiene  zu  helfen. 

„Programmmässig  soll  ich  sprechen  über  die  Vortheile  und  Nachtheile 
der  Porosität,  der  Durchlässigkeit  der  Wände  unserer  Wohnungen.  Glück- 
licherweise brauche  ich  die  Sache  nicht  in  der  Weise  einzutheilen ,  dass  ich 
etwa  erst  von  den  Vortheilen  und  dann  von  den  Nachtheilen  spreche,  son- 
dern es  g^ebt  einen  allgemeinen  Gesichtspunkt,  von  welchem  aus  diese  Vor- 
theile und  Nachtheile  ganz  von  selbst  in  die  Augen  springen  werden.  Dieser 
allgemeine  Gesichtspunkt  ist  die  Theorie  der  Lnftbewegung  in  den  Gebäuden, 
oder,  wie  man  auch  kurz  zu  sagen  pflegt,  die  Theorie  des  Luftwechsels. 

„W^ie  auf  vielen  anderen  Gebieten,  so  hat  auch  hier  Pettenkofer 
nicht  nur  etwa  eine  Anregung,  sondern  sogar  einen  recht  kräftigen  Anstoss 
gegeben,  indem  er  nämlich  schon  im  Jahre  1858  über  die  Grösse  des  Luft- 
wechsels in  seinem  Arbeitszimmer  Versuche  anstellte.      Er  that  das  mittelst 
einer  von  ihm  selbst  erfundenen  Methode,  der  jetzt  fast  allgemein  bekannten 
Methode    der   Kohlensäurebestimmung,  und    kam    zu   dem   merkwürdigen 
Resultate,  dass  in  einem  Zimmer,  welches  20^  wärmer  war  als  seine  Um- 
gebung, in  der  Stunde  95  cbm  Luft  ein-  und  ausgingen,  also  95cbm  hinein 
und  zu  gleicher  Zeit  95  cbm  hinaus. 

„Als  er  denselben  Versuch  bei  einer  TemperaturdiflFerenz  von  4^  wieder- 
holte, fand  er  nur  22  cbm,  so  dass  sofort  eine  Proportionalität  zwischen  der 
Temperatnrdifferenz  des  Zimmers  und  seiner  Umgebung  einerseits  und  der 
Grösse  des  Luftwechsels  andererseits  angenommen  wurde. 

„Pettenkofer  hat  sich  nun  nicht  auf  die  Constatirung  dieses  Luft- 
wechsels beschränkt,  sondern    er   versuchte,    unterstützt   von    zahlreichen 
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Schülern,  in  der  Folge  noch  weitere  Aufschlüsse  über  denselben  Gegenstand 
zu  gewinnen. 

„Insbesondere  ist  in  dieser  Zeit  der  Versuch  gemacht  worden,  gewisse 
Grenzen  für  die  noch  zulässige  Stärke  der  Verunreinigung  der  Luft,  wie  sie 
durch  das  Athmen  der  Menschen  stattfindet,  aufzustellen.  Die  Grenze,  die 
Pettenkofer  hier  aufgestellt  hat,  1  pro  mille  Kohlensäuregehalt,  ist  nur  so 
zu  verstehen,  dass  diese  1  pro  mille  die  Grenze  für  die  Verunreinigung  der 
Luft  für  den  Fall  sein  soll ,  dass  die  Kohlensäure ,  die  in  die  Luft  hinein- 
kommt, nur  durch  das  Athmen  von  Menschen  hineingebracht  wird.  Also 
Pettenkofer  will  keineswegs,  wie  das  häufig  missverständlich  gedacht 
wird,  sagen,  dass  eine  Luft,  die  1  pro  mille  oder  2,  oder  3,  4  pro  mille 
Kohlensäure  enthält,  gesundheitsschädlich  ist,  sondern  er  hat  aus  der  Ein- 
wirkung, welche  Luft,  die  diesen  oder  jenen  Kohlensäuregehalt  hatte,  auf 
seinen  Geruchssinn,  auf  sein  Wohlbefinden  und  auf  den  Geruch  und  das 
Wohlbefinden  Anderer  ausübt,  den  Schluss  gezogen,  dass,  wenn  einmal  der 
Kohlensäuregehalt  der  Luft  1  pro  mille  übersteigt,  sie  durch  das  Athmen 
.  und  die  Ausdünstung  der  Menschen  so  verschlechtert  ist,  dass  eine  Erneue- 
rung derselben  dringend  geboten  erscheint.  So  ist  das  zu  verstehen.  Keines- 
wegs hat  man  dabei  gedacht,  zu  behaupten,  dass  eine  Luft,  welche  so  und 
so  viel  Kohlensäure  enthält,  gesundheitsschädlich  sei. 

„In  der  Folge  nach  dem  Jahre  1858  haben  sich  dann  Wolffhügel, 
Lang  und  Andere  bemüht,  Weiteres  zur  Beleuchtung  des  Gegenstandes  bei- 
zutragen, theils  durch  literarische  Arbeiten,  indem  sie  weitere  Kreise  dafür 
zu  interessiren  suchten,  theils  auch  durch  directe  Forschungen. 

„In  diese  Zeit  fallen  die  wichtigen  Versuche  über  die  Durchlässigkeit 
der  Baumaterialien,  wie  sie  insbesondere  von  Lang  und  Anderen  angestellt 
worden  sind.  Sie  wurden  in  der  Weise  gemacht,  dass  man  Stücke  von  ein- 
zelnen Steinen  oder  auch  von  Mörtel,  selbst  von  Sand  und  dergleichen  prä- 
parirte,  unter  einem  verhältnissmässig  sehr  starken  Druck  Luft  durch 
diese  Stücke  hindurchtrieb,  und  zu  messen  versuchte,  wie  viel  Luft  etwa  in 
einer  Stunde  durch  ein  solches  Stück  hindurchgepresst  wurde.  Diese  Ver- 
suche haben  ein  sehr  merkwürdiges  und  eigenthümliches ,  ganz  gewiss  un- 
erwartetes Resultat  ergeben.  Man  nahm  Drücke  von  1 7  bis  20  mm  Wasser, 
also  von  17  bis  20kg  pro  Quadratmeter,  Drücke,  die  bei  der  natürlichen 
Ventilation,  wie  wir  sehen  werden,  kaum  vorkommen,  und  fand  dabei,  dass 
die  Durchlässigkeit  dieser  Baumaterialien  ausserordentlich  gering  ist. 

„Wenn  man  diejenige  Definition  der  Durchlässigkeit  eines  Bau- 
materials annimmt,  welche  ich  im  Jahre  1878  gegeben  habe,  wonach  man 
unter  Durchlässigkeit  die  Menge  von  Luft  versteht,  welche  unter  dem 
Drucke  eines  Millimeters  Wasser  oder  eines  Kilogramms  pro  Quadratmeter 
in  einer  Stunde  durchgelassen  wird,  so  bewegen  sich  alle  die  Zahlen,  die 
damals  gefunden  worden  sind,  in  der  zweiten  Decimale,  also  0*02,  0'05 
u.  dergl.  Es  wird  sich  zeigen,  dass  sich  aus  diesen  Zahlen  kein  derartiger 
Luftwechsel,  wie  ihn  Pettenkofer  gefunden  hat,  erklären  lässt,  und  wir 
werden  also  darauf  zurückkommen ,  dass  es  nicht  die  eigentlichen  Bau- 
materialien sind,  welche  den  Luftwechsel  vermitteln,  sondern  dass  es  viel- 
mehr die  zwischen  ihnen  bei  ihrer  Aneinanderfügung  gebliebenen  Ritzen, 
Fugen  u.  s.  w.  sind,  denen  wir  den  Luftwechsel  verdanken. 
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„In  diese  Zeit  zwischen  1858  und  der  Gegenwart  fällt  auch  der  Nach- 
weis, dass  ein  physikalisches  Gesetz,  welches  schon  längst  als  gültig  für  den 
Luftdurchgang  durch  capillare  Röhren  bekannt  ist,  auch  für  den  Durchgang 
der  Luft  durch  die  Poren  der  Wände  Gültigkeit  besitzt.  Es  wurde  nämlich 
an  denselben  Stücken,  welche  zur  Bestimmung  der  Durchlässigkeit  dienten. 
Versuche  unter  verschiedenem  Drucke  gemacht,  und  es  zeigte  sich,  dass 
die  Menge  der  unter  diesen  verschiedenen  Drücken  durchgegangenen  Luft 
einfach  dem  angewendeten  Drucke  oder  besser  dem  Ueberdrucke  von  der 
einen  Seite  gegen  die  andere  Seite  proportional  ist,  so  dass  also  bei  2-,  3-, 
4  mal  so  grossem  Drucke  auch  die  2-,  3-,  4  fache  Luftmenge  hindurch- 
getrieben  wird. 

„Ohne  Druck  geht  natürlich  nichts  durch,  das  folgt  sofort  aus  diesem 
Gesetz.  Also  man  kann  sich  nicht  etwa  denken,  dass  die  Luft  von  selbst 
durch  die  Poren  durchgeht,  etwa  zu  ihrem  Vergnügen  oder  zu  ihrer  Unter- 
haltung; von  selbst  geschieht  gar  nichts,  die  Luft  kann  sich  von  selbst 
nicht  in  Bewegung  setzen,  am  allerwenigsten  aber  bemüht  sie  sich,  durch 
unsere  Baumaterialien  hindurchzudringen,  sondern  es  muss  ein  statischer 
Druck  vorhanden  sein,  welcher  die  Luft  hin  durchtreibt.  Die  Bewegung  der 
Luft  ist  ja  eine  Wirkung,  und  eine  Wirkung  muss  eine  Ursache  haben. 
Wenn  wir  also  sehen ,  dass  sich  ruhige  Luft  plötzlich  in  Bewegung  setzt, 
am  durch  Ziegelsteine  hindurchzugehen,  so  werden  wir  noth wendig  auf 
Kräfte  schliessen  müssen:  die  Luft  geht  nicht  durch  die  Ziegelsteine,  die 
Luft  geht  nicht  durch  unsere  Wände,  sondern  sie  wird  durchgedrückt  und 
muss  durchgedrückt  werden. 

„Mit  diesem  Resultat  über  die  Durchlässigkeit  und  mit  diesem  Gesetze 
der  Durchlässigkeit  konnte  man  doch  immer  noch  nichts  Rechtes  anfangen. 
Es  fehlte  an  einem  Messinstrumente,  um  die  geringen  Drücke,  welche  die 
Luft  durch  die  Poren  hindurchtreiben,  nachzuweisen,  und  es  fehlte  in  der 
Folge  auch  an  der  Erkenntniss,  in  welcher  Weise  man  sich  diesen  Durch- 
gang der  Luft  zu  denken  hat,  in  welchem  der  Luftwechsel  besteht. 

„Ich  glaube,  der  guten  Meinung,  die  meine  Freunde  von  meinen  eigenen 
Leistungen  in  dieser  Beziehung  haben,  verdanke  ich  die  Ehre,  heute  vor 
Ihnen  zu  sprechen. 

„Es  ist  mir  nämlich  gelungen,  die  betreffenden  Instrumente  wirklich 
herzustellen  und  die  bereits  bestehenden  soweit  zu  verfeinern  und  zu  ver- 
hessera,  als  es  für  diese  Zwecke  der  Messung  von  Drücken,  die  sich  inner- 
halb eines  Millimeters  Wasserhöhe  bewegen,  erforderlich  ist. 

„Dann  ist  es  mir  auch  gelungen,  mit  Hülfe  dieser  Instrumente  zu 
fioden,  wie  die  Bewegungen  vor  sich  gehen. 

„Meine  ersten  Darstellungen  des  Gegenstandes  in  den  Schriften  der 
^ÜQchener  Akademie  und  in  der  Zeitschrift  für  Biologie  sind  zwar  in 
Mathematischer  Form  gehalten,  die  Sache  selbst  ist  aber  keineswegs  noth- 
^endig  mathematischer  Natur,  sondern  sie  ist  einer  grossen  Popularität 
^d  Deutlichkeit  fähig,  und  ich  wünsche  sehr,  dass  es  mir  gelingen 
ntöchte,  mich  heute  so  deutlich  auszudrücken,  wie  ich  glaube,  dass  es 
erreichbar  ist. 

„Schon  aus  de»  Versuchen  von  Pettenkofer  geht  hervor,  dass  die 
Grösse  des  Luftwechsels   in   einem  ganz   engen  Zusammenhange  mit  der 
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Temperaturdifferenz  steht,  also  mit  dem  Temperaturunterschiede  zwischei 
dem  Zimmer,  welches  den  Luftwechsel  haben  soll,  gegenüber  dem  Freien. 
Wie  kommt  man  nun  von  der  Temperaturdifferenz  zwischen  den  Luftmassen 
auf  die  Kraft ,  welche  die  Luft  bewegt  und  sie  in  das  Zimmer  hinein  -  und 
wieder  herausdrücken  soll?  Das  geht  auf  folgende  Weise:  Wir  wissen,  dass 
die  Luft  auf  zweierlei  Art  kräftig  gemacht  oder  mit  Kräften  ausgestattet 
werden  kann,  oder,  wie  man  sich  gewöhnlich  ausdrückt,  dass  die  Spannkraft 
der  Luft  auf  zweierlei  Art  erhöht  werden  kann,  einmal,  indem  man  die 
Lnft  dichter  macht  als  sie  vorher  war,  und  zweitens,  indem  man  sie 
wärmer  macht:  Vermehrung  der  Dichtigkeit  und  des  Wärmeinhaltes  der 
Luft  sind  die  Ursachen,  durch  welche  sie  spannkräftiger,  kräftiger,  stärker 
gemacht  wird. 

„Das  eine  Gesetz  von  der  Dichtigkeit  wird  bekanntlich  dem  holländi- 
schen Seecapitän  Mariotte  zugeschrieben,  und  das  andere  über  den  Ein- 
fluss  des  Wärmeinhalts  der  Luft  auf  ihre  Spannkraft  verdanken  wir  dem 
berühmten  Gay-Lussac,  der  im  Anfang  unseres  Jahrhunderts  gelebt  hat. 

„Die  Natur  selbst  giebt  uns  ein  merkwürdiges  Beispiel  für  den  Fall, 
wo  durch  Vermehrung  der  Dichtigkeit  die  Luft  spannkräftiger  wird.  Wir 
leben  nämlich  auf  dem  Grunde  eines  grossen  Lufbmeeres,  das  eine  Tiefe  von 
etwa  9  Meilen  besitzt.  Diese  Luftsäule  von  9  Meilen  von  der  Erdoberfläche 
bis  an  die  Grenze  der  Atmosphäre  besitzt  ein  ganz  erhebliches  Gewicht, 
und  drückt  nun  mit  ihrem  Gewicht  die  Luft«  die  sich  zunächst  dem  Erd- 
boden befindet,  an  die  Erde  an.  In  Folge  dieses  starken  Druckes,  der 
durch  das  Gewicht  der  Atmosphäre  selbst  verursacht  wird ,  besitzt  nun  die 
Luft  unserer  Umgebung,  welche  sich  zusammennehmen  muss,  um  dem  Drucke 
der  oberen  Luftschichten  das  Gleichgewicht  zu  halten,  eine  solche  Dichtig- 
keit und  eine  solche  Expansivkraft,  dass  sie  auf  jedes  Quadratcentimeter 
mit  der  verhältnissmässig  sehr  grossen  Kraft  von  1  kg  drückt,  was  auf  das 
Quadratmeter  schon  10  000  kg  ausmacht.  Wenn  wir  auf  einen  Berg 
steigen,  lassen  wir  einen  Theil  der  drückenden  Luftmasse  hinter  uns  zurück, 
und  wir  bemerken,  dass  zugleich  die  Spannkraft  der  Luft  abnimmt  oder 
dass  das  Barometer  fällt.  Auf  dem  Gipfel  eines  Berges  steht  das  Barometer 
niedriger,  als  unten  am  Fusse  desselben.  Das  kommt  daher,  weil  das  Ge- 
wicht der  Luftmasse,  die  zwischen  dem  Gipfel  des  Berges  und  der  Ebene 
liegt,  oben  nicht  mitdrückt.  Ich  muss  hier  diese  einfachen  physikalischen 
Gesetze  erwähnen ,  denn  in  ihnen  liegt  theil  weise  die  Erklärung  des. 
Folgenden. 

„Wenn  es  nun  zwei  Ursachen  giebt,  grosse  Dichtigkeit  und  Wärme- 
inhalt, welche  beide  dahin  wirken,  die  Luft  stark,  spannkräftig  zu  machen, 
so  läset  sich  ja  recht  wohl  der  Fall  denken,  dass  wärmere  Luft  mit  kälterer 
Luft  gleich  kräftig  ist.  Das  kann  aber  nur  unter  der  Bedingung 
stattfinden,  dass  die  wärmere  Luft  weniger  dicht  ist«  Also 
eine  warme,  weniger  dichte  Luft  kann  mit  einer  kalten  dichteren  Luft  im 
Gleichgewichte  sein,  sie  kann  mit  ihr  gleich  spannkräftig  sein. 

„Nun,  wenn  das  so  ist,  so  könnte  man  sich  ja  wohl  denken,  dass  die 
warme  Luft  in  einem  Gebäude  mit  der  kalten  Luft,  die  sich  ausserhalb 
desselben  befindet,  im  Gleichgewichte  sei;  dass  sie  also«beide  durchaus  nicht 
auf  einander  drücken  oder  reagiren.      Man  braucht  sich  nur  den  einfachen 
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Fall  zu  doDken,  dass  die  warme  Luft  innerhalb  des  Gebäudes  dünner  ist, 
als  die  kalte  ausserhalb,  und  wenn  man  sich  nun  gar  überzeugt  hat,  dass 
das  auch  wirklich  der  Fall  ist,  so  könnte  man  zu  dem  Schlüsse  kommen :  Ein 
Luftwechsel  sei  eigentlich  hier  nicht  nöthig,  es  sei  nicht  nöthig,  dass  da 
Kräfte  vorhanden  sind,  mit  denen  die  warme  auf  die  kalte  oder  die  kalte  auf 
die  warme  Luft  drückt,  es  können  beide  ganz  gut  im  Gleichgewichte  sein. 
„Hier  liegt  nun  der  für  das  Yerständniss  wichtigste  Punkt,  hier  ist  der 
Knoten;  über  diesen  Knoten  ist  man  früher  nicht  hinaus  gekommen.  In 
Folge  dessen  haben  über  die  Art  des  Luftwechsels  allerhand  Vorstellungen 
existirt,  welche  durchaus  keine  Berechtigung  haben.  Z.  B.  dachte  man  sich, 
dass  die  Luft  durch  die  ganze  aufrechte  Begrenzung  in  das  Zimmer  hinein- 
geht und  nur  durch  die  Decke  hinaus;  ich  will  hier  nicht  näher  auf  die 
specielle  Widerlegung  dieser  Vorstellung  eingehen,  weil  dies  schon  hin- 
reichend an  anderer  Stelle  geschehen  ist.  Es  ist  unmöglich,  dass  der  Luft- 
wechsel in  dieser  Weise  vor  sich  geht,  wie 
sich  auch  aus  dem  Folgenden  ergeben 
wird. 

„Wenn  man  nämlich  näher  zusieht,  so 
bemerkt  man,  dass  das  Gleichgewicht 
zwischen  einer  warmen  und  einer  kal- 
ten Luftsäule  nur  in  einer  einzigen 
horizontalen   Ebene   möglich  ist. 

„Nehmen  wir  an,  AB  (Figur  1)  sei 
die  Grenze  zwischen  der  kälteren  und  der 
wärmeren  Luft  —  wir  können  uns  ja 
gleich   die  warme  Luftsäule  in  einem  Zim- 

mer  denken  und  die  kalte  Luft,  die  durch 

die  Wand  AB  von  jener  wärmeren  ge- 
trennt ist,  im  Freien.  Nehmen  wir  an, 
diese  beiden  Luftsäulen  seien  in  irgend 
einer  horizontalen  Schicht  NH  im  Gleich- 
gewichte, so  kann  das,  wie  ich  schon 
bemerkt  habe,  nur  der  Fall  sein,  wenn  die 
wärmere  Luft  weniger  dicht  ist  als  die  käl- 
tere. Wäre  sie  nämlich  ebenso  dicht  oder 
dichter,  so  wäre  sie  der  kälteren  an  Spannkraft  überlegen  und  könnte  nicht 
mit  ihr  im  Gleichgewichte  sein.  Gehen  wir  nun  von  dieser  einen  horizon- 
talen Ebene  H,  wo  unserer  Annahme  gemäss  Gleichgewicht  herrschen  soll, 
abwärts,  so  kommen  wir  rechts  durch  dünnere,  leichtere  Luft  als  links,  und 
da  nun  beim  Abwärtssteigen  der  Luftdruck  immer  um  das  Gewicht  der 
zurückgelegten  Luftschicht  wächst,  so  muss  überall  unterhalb  der  neu- 
tralen Linie  NH  die  kältere  Luft  der  wärmeren  an  Druckkraft  überlegen 
sein,  und  es  drückt  überall  unterhalb  der  neutralen  Linie  die  kalte  Luft 
in  die  warme  hinein  —  da  haben  wir  also  schon  Kräfte. 

„Sie  sehen  auch  ganz  leicht,  dass  diese  Kräfte  nach  unten  hin  wachsen 
müssen ,  denn  je  weiter  wir  hinunter  gehen ,  desto  grösser  muss  ja  der 
Unterschied  zwischen  dem  Gewichte  der  kalten  und  dem  Gewichte  der 
warmen  Luftsäule  werden.     Deswegen  nehmen  die  Ueberdrücke   von   der 
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neutralen  Linie  NH  nach  unten  hin  stets  zu,  und  zwar  dürfen  wir  bei  den 
kleinen  Dimensionen,  die  wir  in  unseren  Zimmern  haben,  annehmen,  dass 
das  Wachsen  gleichmässig,  linear  stattfindet,  so  also,  dass  man  die  Ueber- 
drücke  durqh  eine  gerade  Linie  wie  H  U  begrenzen  kann.  Nun  haben  wir 
schon  etwas  gewonnen:  dass  nämlich  unterhalb  der  neutralen  Grenzlinie 
die  kalte  Luft  in  das  Zimmer,  in  dem  sich  warme  Luft  befindet,  mit  nach 
unten  hin  gleichmässig  wachsender  Stärke  hineindrückt. 

„Wie  wird  es  nun  oberhalb  sein?  Oben  erheben  wir  uns  rechts  um 
eine  dünnere  Schicht,  ebenso  wie  wir  vorher  rechts  an  einer  dünneren 
Schicht  abwärts  gegangen  sind. 

„Indem  ich  eine  dünnere  Schicht  nach  oben  durchmesse,  nimmt  der 
Luftdruck  weniger  ab  als  da,  wo  ich  eine  dichtere  Schicht  zurücklege,  also 
nimmt  der  Luftdruck  rechts  weniger  ab  als  links.  Abnehmen  muss  er  auf 
beiden  Seiten,  denn  er  nimmt  immer  ab  um  das  Gewicht  der  zu  durch- 
messenden Luftschicht,  aber  da  rechts  die  Luft  dünner  ist,  so  nimmt  er 
rechts  weniger  ab  als  links,  und  in  Folge  dessen  muss  er  rechts  überall 
stärker  bleiben  als  links.  Denn  wo  die  Abnahme  geringer  ist,  da  ist  der 
grössere  Rückstand,  und  nun  muss  oberhalb  der  neutralen  Linie  überall  die 
wärmere  Luft  über  die  kältere  Ueberdruck  haben,  sie  ist  überall  kräftiger 
als  die  kältere,  und  ich  kann  also  einfach  diese  Linie  nach  oben  verlängern 
und  durch  sie  die  Pfeile  begrenzen,  welche  den  Ueberdruck  der  wärmeren 
Luft  über  die  kalte  andeuten.  Das  sind  also  die  Kräfte,  welche  längs  einer 
verticalen  Wand  thätig  sind. 

„Wie  steht  es  nun  mit  den  horizontalen  Wänden,  mit  den  Fussböden 
und  den  Decken?  Nun,  die  Druckverhältnisse  am  Boden  und  an  der  Decke 
können  nicht  anders  sein,  als  an  der  untersten  und  obersten  Grenze  der 
verticalen  Wände,  denn  der  Druckunterschied  rührt  ja  von  der  Beschaffen- 
heit der  Luftschichten  her,  welche  zu  beiden  Seiten,  aussen  und  innen  an 
dieser  Stelle  anliegen.  Wenn  Sie  sich  nun  hier  bei  B  einen  Boden  angesetzt 
denken,  so  hat  erstlich  die  Luft  längs  des  ganzen  Bodens  gleiche  Spann- 
kraft, ebenso  hat  sie  längs  der  ganzen  Decke  gleiche  Spannkraft,  denn  ihre 
Spannkraft  ändert  sich  bloss  mit  der  Höhe,  mit  dem  Aufsteigen  oder  Ab- 
wärtsgehen und  zwar  dadurch,  dass  Schichten  von  einem  gewissen  Gewichte 
zurückgelegt  werden:  Diese  Spannkraft  ist,  wenn  wir  uns  den  Boden  als 
eine  durch  B  gelegte  Horizontalebene  denken,  inwendig  gleich  der  Spann- 
kraft der  untersten  inneren  Luftschicht,  auswendig  gleich  der  höheren 
Spannkraft  der  untersten  äusseren  Luftschicht,  also  ist  auch  der  Unter- 
schied beider  Spannkräfte  gleich  dem  an  der  untersten  Stelle  der  aufrechten 
Wand  bestehenden,  durch  den  Pfeil  B  U  angedeuteten  Ueberdrucke,  und  es 
gilt  der  Satz: 

„Mit  der  gleichen  Stärke,  mit  welcher  die  Luft  durch  den 
untersten  Theil  der  aufrechten  Begrenzung  hineindrückt, 
drückt  sie  auch  durch  den  Boden  hinein.  Ebenso  drückt  sie 
durch  die  Decke  mit  derselben  Stärke  heraus,  mit  der  sie 
durch  den  obersten  Theil  der  aufrechten  Wand  herausdrückt. 

„Ich  will,  um  eine  Uebersicht  über  die  ganze  Verth eilung  der  Druck- 
kräfte zu  geben,  die  Zeichnung  in  einem  etwas  kleineren  Maassstabe  wieder- 
holen (Fig.  2). 
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„Diese  ganze  Druckvertheilung  ist  noth wendig,  wenn  irgendwo  in  der 
aufrechten  Begrenzung  die  Luft  des  Zimmers  wirklich  mit  der  äusseren, 
freien  Luft  im  Gleichgewichte  ist. 

„Nun  lässt  sich  überdies  ganz  streng  beweisen,  dass  die  Luft  von  je- 
dem Anfangszustande  aus,  in  welchem  wir  uns  das  Zimmer  denken,  von 
selbst  dieser  Druckvertheilung  als  dem  allein  möglichen  Beharrungszu- 
stande zustrebt. 

„Wir  wollen  uns  einen  einzigen  solchen  Fall  vorstellen,  wie  er  that- 
sachlich  vorliegen  würde,  während  ein  porös  begrenzter,  geschlossener  Raum 
durch  eine  starke  Wärmequelle  in  sehr  kurzer  Zeit  auf  eine  höhere  Tempe- 
ratur gebracht  wird. 

„Denken  Sie  sich  nämlich,  überall  im  Zimmer  sei  die  Luft  stärker, 
spannkräfliger  als  aussen.      Wenn   die  Luft  überall  im  Zimmer  kräftiger 

ist  als  aussen,  so  drückt 
^^*    '  sie  sich  zunächst  durch 

alle  Poren  hinaus,  und 
es  wird  also  durch  alle 
Fugen  und  Poren  Luft 
hinausströmen.  Was  ist 
die  unmittelbare  Folge 
davon?  Dass  die  Luft 
im  Zimmer  dünner  wird 
und  folglich  auch  ihre 
Spannkraft  abnimn^t  und 
sich  der  als  schwächer 
vorausgesetzten  Spann- 
kraft der  äusseren  Luft 
fortwährend  nähert.  Es 
wird  so  lange  ein  Hin- 
ausströmen  durch  alle 
Poren  stattfinden,  bis  an 
irgend  einer  Stelle  ein 
vollkommener  Ausgleich 
der  Spannkräfte  eingetreten  ist.  Die  Luft  wird  sich  also  schliesslich  an 
irgend  einer  Stelle  mit  der  äusseren  Luft  ins  Gleichgewicht  setzen. 

„Es  ist  nun  allgemein  ganz  klar,  dass  diejenige  Stelle,  an  welcher 
sich  das  Gleichgewicht  auf  die  Dauer  festsetzt,  nicht  etwa  an  der 
Decke  oder  am  Boden  liegen  kann.  Denn  läge  das  Gleichgewicht  an 
einer  dieser  Grenzflächen,  so  würde  an  dieser  selbst  keine  Luftbewegung 
stattfinden,  die  ganze  übrige  Begrenzung  aber  würde  unseren  vorhin  an- 
gestellten Betrachtungen  gemäss  nur  in  einem  Sinne  thätig  sein,  d.  h.  ent- 
weder ausschliesslich  Luft  hinauslassen  oder  ausschliesslich  Luft  herein- 
lassen, was  wegen  der  damit  nothwendig  verbundenen  Veränderung  der 
DichtigkeitsverhäHnisse  kein  Dauerzustand  sein  kann. 

„Dauerhaft  kann  vielmehr  nur  derjenige  Zustand  sein, 
bei  welchem  zu  gleicher  Zeit  Luft  einströmt  und  ausströmt 
und  die  einströmende  Menge  der  ausströmenden  gleich  ist. 
Ein  solcher  Zustand  ist  nur  dann  möglich,  wenn  die  neutrale  oder  Gleich- 
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gewichtsÜDie  in  der  aufrechten  Begrenzung  liegt.  Es  stellt  somit  aus 
theoretischen  Erwägungen  Fig.  2  nicht  nur  eine  mögliche,  sondern  die 
unter  Voraussetzung  eines  Dauerzustandes  allein  mögliche 
Thätigkeit  derjenigen  Kräfte  dar,  welche  den  durch  Temperaturunter- 
schiede bedingten  Luftwechsel  bewirken.  Indessen  kann  das  Vorhandensein 
einer  neutralen  Zone  auch  experimentell  bewiesen  werden,  und  zwar  da- 
durch, dass  man  bei  Windstille  von  dem  einen  Schenkel  eines  empfindlichen 
Manometers  aus  einen  Schlauch  nach  und  nach  in  verschiedener  Höhe 
einer  an  das  Freie  grenzenden  aufrechten  Wand  ansetzt;  man  findet  dann, 
dass  der  Druck  der  Luft,  wenn  das  Zimmer  warm  ist,  ganz  unten  jeden- 
falls in  das  Zimmer  hineingerichtet  ist,  während  er  ganz  oben  aus  dem 
Zimmer  hinausdrängt.  Im  Uebrigen  zeigt  er  in  der  verticalen  Begrenzung 
verschiedene  Stärke,  die  zunächst  von  unten  nach  oben  abnimmt,  dann 
umschlägt  und  sich  in  einen  aus  dem  Zimmer  hinaus  gerichteten  Druck 
verwandelt,  während,  wenn  Sie  an  verschiedenen  Stellen  des  Bodens  das 
Manometer  ansetzen,  oder  an  verschiedenen  Stellen  der  Decke,  der  Druck 
sich  überall  gleich  bleibt  und  genau  in  der  Grösse,  wie  er  an  der  höchsten 
Stelle  der  verticalen  Begrenzung  vorhanden  ist. 

„Ich  glaube,  das  ist  eine  Erkenntniss  von  der  allergrössten  Wichtig- 
keit, nämlich  die  Erkenntniss,  dass  über  den  ganzen  Boden  hin  der  Druck  in 
das  Zimmer  hinein  gleich  gross  ist,  und  so  gross,  wie  er  da  ist,  wo  er  an 
der  verticalen  Begrenzung  am  stärksten  ist.  Ebenso  wichtig  ist  es  zu 
wissen,  dass  der  stärkste  auswärts  gerichtete  Druck  durch  die  Decke  hinaus 
stattfindet.  Er  ist  ebenso  stark  wie  der  stärkste  Druck  durch  die  aufrechte 
Wand,  und  ist  über  die  ganze  Decke  hin  gleich  gross. 

„Das  ist  nun  das  Fundament,  von  dem  aus  alle  Excursionen  über  den 
Werth  der  Durchlässigkeit  der  Baumaterialien  stattfinden  müssen. 

„Wenn  wir  uns  das  Bild  der  Fig.  2  immer  vor  Augen  halten,  ergeben 
sich  die  Schlösse  auf  den  Werth  dieser  Durchlässigkeit  sofort.  Ich  werde 
die  folgende  Betrachtung  an  zwei  bestimmte  Zimmer  anknüpfen  und  für 
deren  Begrenzungen  Durchlässigkeiten  annehmen,  welche  ich  experimentell 
ermittelt  habe. 

„Das  erste  ist  ein  Parterrezimmer,  welches  20®  warm  sein  soll, 
während  die  dasselbe  umgebende  äussere  Luft  auf  dem  Gefrierpunkte  des 
Wassers  ist.  Denken  wir  uns  ferner,  der  Boden  habe  eine  Grösse  von  5  m 
auf  6  m ,  also  30  qm ,  was  einem  gewöhnlichen  Wohnzimmer  entspricht. 
Wenn  das  Zimmer  20®  warm  ist  und  eine  Höhe  von  3V2U1  hat,  so  sind  im 
Ganzen  ungefähr  an  Druck  verfügbar  0'32kg  pro  Quadratmeter.  Also 
ungefähr  Y3  mm  Wassersäulendruck.  Sie  erhalten  dieses ,  wenn  Sie  ver- 
gleichen, um  wieviel  grösser  das  Gewicht  von  SVscbm  kalter  Luft  ist  als 
das  Gewicht  von  3Y2  cbm  20®  warmer  Luft.  Der  Gewichtsunterschied  be- 
trägt ^/ß  kg.  V»  ^S  P^o  Quadratmeter  ist  aber  genau  Vs  ^^  Wasserhöhe. 
Mit  so  kleinen  Drücken  haben  wir  es  zu  thun. 

„Denken  Sie  sich  der  Einfachheit  wegen  die  neutrale  Zone,  die  sich 
um  das  Zimmer  herumzieht,  in  der  Mitte  der  Höhe.  Diese  Lage  wird  sie 
immer  haben,  wenn  Boden  und  Decke  die  gleiche  Durchlässigkeit  besitzen. 
Also  denken  Sie  sich  das  so,  dann  beträgt  der  Druck,  welcher  Luft  durch 
den  Boden  hineintreibt,   die  Hälfte,  also  0*16  kg,  und  der  Druck,  welcher 
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Luft  zur  Decke  hinaustreibt,  ebensoviel.  Das  sind  kleine  Grössen.  Es  han- 
delt sich  nun  noch  um  eine  Annahme  über  die  Durchlässigkeit  des  Bodens 
und  über  die  Durchlässigkeit  der  aufrechten  Begrenzung  des  Zimmers,  dann 
haben  wir  die  Elemente  zur  Berechnung  des  gesammten  Luftwechsels  und 
desjenigen  Anthciles,  den  einerseits  der  Boden,  andererseits  die  aufrechte 
Begrenzung  an  demselben  hat. 

„Die  Durchlässigkeit  des  Bodens  ist  sehr  verschieden.  Ich  habe  an 
ordinär  gedielten  Fussböden  Durchlässigkeiten  gefunden,  welche  zwischen 
den  Grenzen  20  und  2  liegen;  die  erstere  Zahl  will  sagen:  ich  habe  die 
Durchlässigkeit  eines  Bodens  gemessen,  der  durch  jedes  Quadratmeter  in  der 
Stunde  20cbm  Luft  einliess,  wenn  der  Druck  1  mm  Wasser  betrag.  Das 
war  ein  Boden  mit  erheblichen  Zwischenräumen  zwischen  den  Brettern, 
sogenannten  Klumsen,  der  sich  über  einer  Sandauffüllung  befand,  und  dieser 
Sand  bildete  die  innere  Füllung  einer  von  Bruchsteinen  (rothem  Sandstein) 
aufgeführten  terrassenartigen  Aufmauerung.  In  demselben  Zimmer  besass 
die  verticale  Begrenzung  nur  die  Durchlässigkeit  3. 

„Wenn  wir  auf  Grund  dieser  Annahmen  den  Luftwechsel  des  Zimmers 
berechnen ,  so  finden  wir ,  dass  durch  die  30  qm  des  Bodens  stündlich 
30  X  20  X  0*16  =  96  cbm  Luft  eindringen,  während  durch  den  einlassen- 
den Theil  der  aufrechten  Begrenzung,  welcher  38V2  qni  gross  ist,  38V2 
X  3  X  O'OS  oder  wenig  mehr  als  9  cbm  kommen. 

„Da  der  obere  Theil  der  aufrechten  Begrenzung  und  die  mit  dem  Boden 
gleich  durchlässig  angenommene  Decke  nur  mit  Hinauslassen  einer  der  ein- 
dringenden gleich  grossen  Luftmenge  beschäftigt  sind,  so  ist  der  gesammte 
Luftwechsel  dieses  Zimmers  96  -f-  9  oder  105  cbm  pro  Stunde,  ungefähr  von 
der  Grösse,  wie  sie  Pettenkofer  bei  einer  nahezu  gleichen  Teraperatur- 
differenz  in  seinem  Arbeitszimmer  gefunden  hat. 

„Die  ansehnliche  Grösse  dieses  Luftwechsels  verdankt  man  zu  neun 
Zehnteln  dem  Boden,  nur  ein  Zehntel  desselben  kommt  durch  die  aufrechten 
Wände. 

„Es  hat  dieses  seinen  Grund  darin,  dass  wir  erstens  den  Boden  (und 
die  Decke)  weit  durchlässiger  angenommen  haben  als  die  aufrechten  Wände 
und  zweitens,  weil  der  Druck  durch  den  Boden  doppelt  so  gross  ist  als  der 
mittlere  Druck  an  dem  einlassenden  Theile  der  aufrechten  Begrenzung. 

„Sie  sehen  aus  diesem  Beispiele,  welche  ansehnliche  Grössen  für  die 
Durchlässigkeit  angenommen  werden  müssen,  wenn  man  einen  ansehnlichen 
Werth  für  den  Luftwechsel  erhalten  soll,  einen  Werth,  wie  er  dem  Luft- 
bedürfnisse von  zwei  bis  drei  gesunden  und  reinlichen  Personen  entspricht. 

„Bei  einem  anderen  Boden,  der  ein  Zwischenboden  war,  indem  er  zu- 
gleich die  Decke  eines  Parterrezimmers  bildete,  hatte  ich  Gelegenheit  zu 
einer  interessanten  Studie.  Der  Boden  war  ebenfalls  ordinär  gediehlt  und 
mit  ansehnlichen  Klumsen  ausgestattet,  die  Decke,  welche  die  untere  Grenze 
des  Zvnschenbodens  bildete,  war  in  Folge  von  Balkensenkungen  vielfach 
gesprungen,  besonders  an  ihrer  äussersten  Grenze.  Das  Zwischenliegende« 
Lehm,  Sand,  Stroh  und  Holz,  konnte  als  nennenswerthes  Hinderniss  für  den 
Luftdurchgang  nicht  gelten. 

^Die  Durchlässigkeit  dieses  Bodens  hatte  ich  ursprünglich  gleich  5 
gefunden.  Nachdem  die  Decke  ausgebessert  und  mit  Gyps  geweisst  war  — 
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die  Gypsschicht  war  ungefähr  0*2  m  dick  —  bestimmte  ich  die  Durchlässig- 
keit von  Neuem  und  fand,  dass  sie  auf  2  heruntergegangen  war.  Diese 
Zahl  möchte  ich  für  Zwischenböden,  welche  einerseits  ordinär  gediehlt, 
andererseits  mit  Decken  ohne  sichtbare  Risse  und  Sprünge  versehen  sind, 
als  Mittelzahl  aufstellen. 

n  Denken  wir  uns  nun  diesen  Boden  statt  des  früheren  eingesetzt  und 
die  Decke  ihm  gleich,  so  sinkt  offenbar,  da  nun  2  statt  20  in  Rechnung 
steht,  die  durch  den  Boden  eindringende  Luftmenge  auf  den  zehnten 
Theil  der  vorhin  berechneten  herunter  und  beträgt  nur  noch  9*6  cbm 
pro  Stunde. 

„Dazu  die  9^4  cbm,  welche  durch  die  untere  Hälfte  der  aufrechten  Be- 
grenzung einströmen,  giebt  im  Ganzen  einen  Luftwechsel  von  ungefähr 
19  cbm  pro  Stunde.  Trotz  der  hohen  Temperaturdifferenz  (20®),  welche  wir 
der  Rechnung  zu  Grunde  gelegt  haben,  kommen  wir  demnach  bei  Annahme 
einer  mittleren  Bodendurchlässigkeit  auf  einen  sehr  geringen,  kaum  für 
eine  Person  ausreichenden  Luftwechsel  herunter. 

„Nehmen  wir  kleinere  Unterschiede  in  der  Temperatur  an,  so  vrie  sie 
im  Frühling  und  Herbste  bestehen,  wenn  es  nicht  warm  genug  ist,  um  den 
durch  Oeffnen  der  Fenster  entstehenden  Luftwechsel  erträglich  zu  machen, 
so  sinkt  der  Luftwechsel,  der  durch  die  Poren  vermittelt  wird,  ungefähr  im 
gleichen  Verhältnisse  wie  die  Temperaturdifferenz. 

„Wir  haben  uns  bisher  nur  mit  der  Menge  der  Luft  beschäftigt,  welche 
durch  die  Poren  der  Begrenzung  ein-  und  ausströmt,  und  sind  zu  dem 
Schlüsse  gekommen,  dass  dieselbe  nicht  unter  allen  Umständen  als  genügend 
betrachtet  werden  kann,  um  das Lüftungsbedürfniss  auch  nur  einer  Person 
zu  befriedigen. 

„Es  wird  wesentlich  zur  weiteren  Aufklärung  des  Gegenstandes  bei- 
tragen, wenn  wir  nun  unser  Augenmerk  auch  auf  die  Beschaffenheit 
der  eindringenden  Luft  richten. 

„Denken  Sie  sich  zunächst  ein  Parterrezimmer,  ein  Zimmer  im  Erd- 
geschosse, da  dringt  durch  den  Boden  die  Grundluft  ein,  kalte  Luft,  welche 
den  Untergrund  oder  den  Keller  durchstrichen  hat.  Da  kommt  unter  Um- 
ständen auch  einmal  Luft  herein,  die  durch  Zerspringen  einer  Gasröhre  mit 
Leuchtgas  vermischt  ist.  Ich  erinnere  Sie  an  die  merkwürdigen  Fälle,  die 
Pettenkofer  in  dieser  Beziehung  constatirt  hat,  wo  Leuchtgasvergiftungen 
in  Parterreiocali  täten  vorgekommen  sind.  Wo  anders  ist  da  die  reichlich 
mit  Leuchtgas  geschwängerte  Luft  hergekommen  als  durch  den  Boden? 
Die  Grundluft  ist  immer  verdächtig. 

„Aber  auch  die  durch  die  aufrechten  Wände  eindringende  Luft  ist 
nicht  alle  zuverlässig  gut  und  frisch.  Denn  selten  wird  ein  Zimmer  mit 
mehr  als  zwei  Seiten  an  das  Freie  grenzen,  auf  den  beiden  anderen  Seiten 
wird  es  an  die  Hausflur  oder  an  ein  anderes  Zimmer  anstossen,  woraus  nicht 
immer  „frische"  Luft  zuströmen  kann.  Es  bleibt  somit  als  unbedingt  nütz- 
lich nur  die  Porosität  derjenigen  aufrechten  Wände  übrig,  welche  an  das 
Freie  grenzen;  was  aber  durch  den  unteren  Theil  dieser  Wände  einströmen 
kann,  ist  unter  allen  Umständen  zu  wenig,  um  als  Ausschlag  gebend  in  Be- 
tracht zu  kommen. 
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„Denken  Sie  sich  zweitens  ein  Zimmer,  welches  etwa  in  dem  ersten 
Geschosse  liegt,  and  zwar  über  einem  anderen  Zimmer,  das  ebenfalls  ge- 
heizt und  bewohnt  ist.  Ein  solches  Zimmer,  das  über  einem  geheizten 
Zimmer  liegt,  bat  durch  den  Boden  einen  noch  stärkeren  Luftwechsel,  als 
wenn  das  unterhalb  liegende  Zimmer  nicbt  geheizt  wäre.  Was  bekommt 
nun  der  Bewohner  des  oberen  Zimmers  durch  den  Boden  aus  dem  bewohn- 
ten unteren  Zimmer?  Offenbar  die  Abluft,  die  durch  Ausathmung  und 
Ausdünstung  der  unterhalb  Wohnenden  bereits  verschlechterte  Luft.  Da  nun 
das  durch  den  Boden  Kommende  im  Allgemeinen  den  grösseren  Theil  der 
zuströmenden  Luft  bilden  wird,  so  lässt  sich  auch  von  der  durch  die  Poren 
vermittelten  Lüftung  der  oberen  Geschosse  nichts  Vertrauensvolles  sagen. 
In  der  That  kann  man  sich  nur  ausnahmsweise  einen  Boden  so  gelegen 
denken,  dass  der  durch  ihn  stattfindende  Luftwechsel  völlig  unverdächtig 
und  mit  Freuden  zu  begrüssen  wäre. 

„Es  scheint  mir  demnach  vom  hygienischen  Standpunkte  aus  unzu- 
lässig, sich  auf  einen  Luftwechsel  zu  verlassen,  der  vorzugsweise  dadurch 
bedingt  ist,  dass  die  Luft  durch  den  Fussboden  zuströmt. 

„Hingegen  könnten  Sie  denken,  dass  die  Durchlässigkeit  der  Decke 
denn  doch  etwas  unbedingt  Günstiges  ist,  weil  durch  diese  die  Luft  ab- 
ziehen kann. 

„Ich    gebe    das    zu:    für  den  Winter.     Im  Winter   schadet    uns   die 
Durchlässigkeit  der  Decke   durchaus    nicht,    sie    ist    ganz   günstig,    aber 
wie  ist  es  im  Sommer?    Im  Sommer,  wenn  die  äussere  Luft  wärmer  ist  als 
die  innere,  ist  die  Strömung  der  Luft  durch  das  Gebäude  gerade  die  ent- 
gegengesetzte wie  im  Winter.     Im  Winter  kann  man  unser  Haus  etwa  mit 
einem  Kamin  vergleichen.     Der  Vergleich  hinkt  zwar  etwas  dadurch,  dass 
durch  das  Haus  nicht  bloss  ein  Luftstrom  aufwärts  geht,  wie  durch  den 
Kamin,  sondern  dass  auch  in  allen  aufrechten  Wänden  die  Luft  unten  ein- 
strömt und  oben    abströmt,  also  das  Zimmer  förmlich  mit  Luft  auch  von 
der  Seite  her  ausgewaschen  wird.      An  Sommertagen  aber  finden  alle  diese 
Bewegungen  in  entgegengesetzter  Richtung  statt,  denn  man  kann  versichert 
sein,  dass  schon  um  9  Uhr  Morgens,  sowie  die  Sonne  mächtig  wird,  das 
Haus  kälter  ist  als  seine  Umgebung,  und  so  wird  es,  wenn  anders  die  Haus- 
frau auf  Anwendung  der  üblichen  Schutzmittel  gegen  die  Sonnenhitze  be- 
dacht ist,  auch  bis  in  die  späten  Nachmittagsstunden,  ja  sogar  bis  in  die 
Abendstunden,  bleiben,  bis  sich  wieder  die  kühlere  Temperatur  der  Nacht 
geltend  macht. 

„Also  werden  wir  an  den  Sommertagen,  wo  wir  in  unserm  Hause  die 
Kühlung  aufsuchen  und  gern  im  Zimmer  sind,  einen  Strom  zu  erwarten 
haben,  der  von  oben  nach  unten  geht,  gerade  entgegengesetzt  der  Rich- 
tnng,  die  der  Strom  im  Winter  hat,  und  dieser  Strom  führt  uns  nun 
dnrch  die  Decke  die  Luft  zu,  in  welcher  bereits  unser  Nachbar  in  dem 
oberen  Geschosse  geathmet  hat.  Also  gerade  da,  wo  wir  uns  ohne  Luft- 
wechsel gern  der  angenehmen  Kühle  erfreuen  würden,  bekommen  wir  die 
etwaigen  üblen  Gerüche  von  oben  herunter.  Auch  die  Porosität  der  Decke 
l^&Qn  demnach  dieser  Sommerströmung  wegen  ungünstig  wirken,  und  wir 
haben,  wenn  von  oben  etwas  zu  fürchten  ist,  ein  Interesse  daran,  dass  auch 
unsere  Decke  undurchlässig  sei.     Wir  kommen  demnach  zu  dem  Schlüsse, 
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dass  die  Porosität  der  horizontalen  Wände  insofern  ihr^  Schattenseiten  hat, 
als  diese  häufig  Luft  in  grosser  Menge  durchlassen,  welche  nicht  geeignet 
ist,  die  Luft  des  Zimmers,  dem  sie  zuströmt,  zu  verbessern.  Auch  von  den 
aufrechten  Wänden  wirken  als  unbedingt  günstig  nur  diejenigen,  welche  an 
das  Freie  grenzen,  das  ist  in  einem  Privatzimmer  eine  Wand,  höchstens 
zwei  bei  einem  Eckzimmer.  Von  diesen  Wänden  kann  man  sagen,  dass  der 
Luftwechsel,  der  durch  sie  stattfindet,  günstig  ist.  Das  durch  diesen 
kleinen  Theil  der  Begrenzung  vor  sich  gehende  Auswaschen  ist  aber  viel 
zu  wenig  ausgiebig.  Ich  glaube  nicht,  dass  in  einem  städtischen  Wohn- 
gebäude der  Fall  vorkommt,  dass  dieser  Luftwechsel,  den  man  als  un- 
bedingt günstig  bezeichnen  kann,  bis  auf  lOcbm  pro  Stunde  anwächst, 
und  das  ist  viel  zu  wenig  frische  Luft  für  einen  Menschen,  da  die  gering- 
sten Annahmen  für  das  Lüftungsbedürfniss  ja  doch  noch  immer  30  bis 
40cbm  fordern. 

„Ich  kann  also  nicht  sagen,  dass  die  durch  Temperaturunterschiede 
bedingte  und  durch  die  Poren  vermittelte,  im  Gegensatze  zu  einer  künst- 
lichen sogenannte  natürliche  oder  spontane  Ventilation,  soweit  sie  in  hy- 
gienischer Beziehung  unverdächtig  ist,  ausreicht;  und  soweit  die  natürliche 
Lüftung  vorhanden  ist  und  etwa  ausreichend  wäre  vermöge  einer  grossen 
Porosität  der  Baumaterialien,  muss  sie,  bezüglich  der  Beschaffenheit  der 
zuströmenden  Luft,  in  den  allermeisten  Fällen  als  verdächtig  bezeichnet 
werden. 

„Was  machen  wir  nun?  Luft  müssen  wir  doch  haben!  Es  wird  ofien- 
bar  nichts  Anderes  übrig  bleiben,  als  die  Durchlässigkeit  des  Bodens  und 
auch  der  Decke  möglichst  zu  vermindern,  auch  diejenigen  Wände,  welche  an 
Nachbarzimmer  und  Hausflur  angrenzen,  möglichst  luftdicht  abzuschliessen, 
etwa  durch  gute  Tapeten,  die  von  einem  guten  Tapezierer  aufgeklebt 
sind,  um  uns  zum  Ersatz  für  die  so  unterdrückte  oder  doch  auf  wenige 
Cubikmeter  beschränkte  Porenventilation  durch  besondere  Vorrichtungen 
eine  andere,  der  Beschaffenheit  nach  unverdächtige,  der  Grösse  nach  zu- 
reichende Lüftung  zu  verschaffen. 

„Ehe  ich  einige  Rathschläge  in  dieser  Beziehung  näher  entwickele, 
möchte  ich  mir  erlauben,  Ihnen  einen  Versuch  zu  zeigen,  der  die  Art  des 
Luftwechsels,  von  der  ich  im  Anfange  meines  Vortrages  behauptet  habe 
dass  sie  sich  mit  Hülfe  von  physikalischen  Gesetzen  und  einfachen  mathe- 
matischen Betrachtungen  unzweifelhaft  erweisen  lässt,  noch  besser  ver- 
anschaulichen soll  als  eine  Zeichnung.  Sie  sehen  hier  (Fig.  3)  einen  Kasten 
vor  sich ,  unter  dem  Sie  sich  ein  Zimmer  denken  sollen.  Er  ist  auf  drei 
Seiten  verglast,  damit  man  hineinsehen  kann,  und  die  Poren  der  Wände  sind 
durch  eine  Reihe  von  Luftlöchern  (ca.  10  mm  Durchmesser)  dargestellt. 
Solche  Luftlöcher  befinden  sich  im  Boden,  in  einer  aufrechten  Wand,  die 
aus  Zink  besteht,  und  hier  oben  in  der  Decke  des  Zimmers.  Das  Zimmer 
ist,  wie  Sie  sehen,  durch  zwei  inwendig  auf  dem  Boden  stehende  Wein- 
geistlampen geheizt.  Wenn  ich  nun  in  diesem  Zimmer,  um  sichtbare  Luft 
zu  erhalten,  eine  Trübung  der  Luft  durch  Beimischung  von  Pulverdampf 
hervorbringe,  so  werden  Sie  aus  den  einzelnen  Oeffnungen  die  Luft  hinaus- 
gehen sehen.  Die  Einströmung  werden  Sie  von  ferne  nicht  beobachten 
können,  aber  Sie  werden  die  mit  Dampf  vermischte  Luft  so  ausströmen 
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Rehen,  wie  es  nach  dem  Bilde  (Fig.  2,  a.  S.  79)  zu  erwarten  igt.  Durch 
die  Löcher  hier  in  der  Decke  und  durch  diejenigen  Löcher ,  die  sich  hier 
in  dein  obei'en  Theile  der  aufrechten  Wand  befinden,  uud  wenn  Sie  ge- 
nauer zusehen,  ao  worden  Sie  auch  bemerken,  dass  die  Luft  mit  um  bo 
gröMerer  Stärke  aueströmt,  je  näher  die  Beitliche  AuBstrÖmiiogsöffnang 
nn  der  Decke  liegt,  eo  also,  dau  das  Bild,  welches  ich  hier  an  die  Tafel 
gezeichnet  habe,  soweit  es  die  Anaströmung  betrifft,  hier  in  natura  voll- 
ständig dargestellt  ist. 

(Nachdem  durch  die  EutzQndung  von  Schieaspulver  eis  dichter  Qualm 
im  Inuem  des  Modells  erzeugt  ist,  fahrt  der  Vortragende  fort:) 

„Sie  sehen,  daas  der  Rauch  keineswegs  durch  sämmtliche  Löcher 
ausströmt,  sondern  bloss  durch  die  obere  UAlfte  derselben.     Sie  sehen  fer- 

Fig.  3. 


ner,  dasa  er  in  der  oberen  Hatfte  nicht  nur  zu  den  Löchern  herausatrömt, 
iondem  sich  auch  durch  die  Fugen  zwängt,  während  hier  unten  ringB- 
hemm  gar  nichts  herauskommt  Sie  werden  nicht  einen  einzigen  Rnuch- 
atrahl  hier  unten  ringsherum  wahrnehmen,  auch  nicht  wenn  Sie  diesen 
Schieber  hier  unten  nahe  am  Boden  ölfnen,  zu  dem  ja  viel  herauRströmen 
könnte.  Daa  Oeffnen  des  Sohiebers  hat  vielmehr  bloss  den  einen  Erfolg, 
daas  nun  die  Lnft  auch  eu  solchen  Löchern  ausströmt,  die  unterhalb  der 
Mitte  liegen. 

„Das  belehrt  nna  über  den  Einfluas,  welchen  die  Durohläesigkeits- 
verhältnisae  auf  die  Lage  der  neutralen  Zone  haben.  Bei  geschlossenem 
Schieber  lag  die  neutrale  Zone  ungefähr  in  der  Mitte  in  der  Höhe  des- 
jenigen Loches,   oberhalb    dessen    Sie    die    ersten    schwachen   Spuren   von 
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DampfauBströmung  beobachtet  haben.  Dadurch,  dass  ich  den  Schieber  von 
der  Oeffnung  wegzog,  habe  ich  gleichsam  die  Durchlässigkeit  des  Bodens 
verstärkt.  Wenn  aber  der  Boden  durchlässiger  wird,  dann  verlegt  sich  die 
neutrale  Zone  tiefer.  Diese  Wirkung  haben  Sie  hier  vor  Augen.  Sowie 
ich  die  Oeffnung  wieder  schliesse,  werden  Sie  keinen  Rauch  mehr  durch 
die  unterhalb  der  Mitte  liegenden  Löcher  austreten  sehen.  Die  neutrale 
Zone  ist  wieder  hinaufgerückt  in  die  Mitte,  wie  es  noth wendig  ist,  wenn, 
wie  hier,  Boden  und  Decke  gleich  durchlässig  und  die  aufrechte  Begrenzung 
gleichmässig  durchlässig  sind. 

„Die  Erklärung  für  diese  Verschiebung  der  neutralen  Zone  liegt  darin: 
Wenn  hier  unten  mehr  Luft  einströmt  als  vorher,  so  muss  sich  dafür 
der  obere  Theil  der  Begrenzung,  der  die  Aufgabe  hat,  die  Luft  hinaus- 
zalassen,  ebenfalls  mehr  betheiligen.  Die  Natur  macht  das  dadurch,  dass 
die  neutrale  Zone  tiefer  hinabrückt,  allgemein  gegen  den  durchlässiger 
gewordenen  Theil  hin  sich  verschiebt.  Daraus  folgt  auch  das  merkwürdige 
Resultat,  dass,  wenn  man  vorher  in  einem  Zimmer  mittelst  des  Manometers 
gemessen  hat,  wie  stark  die  Ueberdrücke  sind,  die  an  einer  gewissen  Stelle 
der  Begrenzung  eines  Raumes  stattfinden,  und  man  daraus  berechnen 
wollte,  wie  viel  Luft  durch  ein  an  dieser  Stelle  gemachtes  Loch  strömen 
wird,  man  zu  sehr  irrthümlichen  Resultaten  kommen  würde,  denn  sowie 
man  ein  Loch  macht  und  die  Luft  dort  wirklich  einströmen  lässt,  verlegt 
sich  die  neutrale  Zone  tiefer  und  der  Druck  an  der  Oeffnung  nimmt  ab, 
man  bekommt  immer  weniger  Luft,  als  man  nach  den  früheren  mano- 
metrischen Messungen  erwarten  sollte. 

„Dass  zu  der  unteren  Schieberöffnung  wirklich  Luft  einströmt,  lässt 
sich  mit  Hülfe  von  Anemometern  nicht  nur  nachweisen ,  sondern  auch  mes- 
sen.   (Demonstration). 

„Es  wäre  nun  recht  schön,  wenn  man  hier  die  Sache  gleich  umkehren 
könnte,  wenn  man  nämlich  das  Modell  sofort  unter  die  Temperatur  des 
Zimmers  abkühlen  und  nun  mittelst  des  beigemischten  Pulverdampfes  zeigen 
könnte,  wie  dann  alle  Luft  unten  herausströmt,  zum  imteren  Theile  der 
verticalen  Begrenzung  und  zum  Boden.  Allein  das  lässt  sich  nicht  machen. 
Wenn  ich  nämlich  einen  sichtbaren  Effect  von  diesem  kleinen  Zimmerchen 
(Modell)  haben  will,  welches  nur  eine  geringe  Höhe  (Im)  hat,  dann  muss 
ich  es  sehr  warm  machen,  so  wie  es  in  einer  halben  Stunde  durch  die  zwei 
starken  Weingeistflammeu  wird,  und  es  würde  ganz  gewiss  eine  Stunde 
oder  noch  länger  dauern,  bis  es  etwa  durch  eingehängte  Eissäcke  soweit 
abgekühlt  ist,  um  die  gewünschte  augenscheinliche  Wirkung  zu  geben. 
Ich  will  mir  desswegen  erlauben,  diese  zweite  Thatsachc,  nämlich  die  Um- 
kehrung der  Strömung,  an  einem  anderen  Versuche  zu  zeigen.  Ich  nehme 
hier  zwei  Lampencylinder,  von  welchen  ich  den  einen  etwas  mit  der  Hand 
erwärme,  während  ich  den  anderen  in  Brunnenwasser  abkühle.  Es  genügen 
nämlich  schon  die  kleinen ,  auf  diese  Weise  hervorgebrachten  Temperatur- 
unterschiede, um  die  gewollten  Erscheinungen  hervorzubringen.  Also  diese 
beiden  Cylinder  sollen  das  kalte  und  das  geheizte  Zimmer  vorstellen.  Ich 
befeuchte  ein  wenig  den  Tisch  an  der  Stelle,  wo  ich  sie  aufstelle,  um  zu- 
nächst unten  einen  luftdichten  Schluss  zu  haben,  werde  nun  in  beide  etwas 
Cigarrenrauch  hineinblasen,  und  sie  so  lange  durch  ein  Kartenblatt  bedecken, 
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bis  die  Luft  in  beiden  zur  Ruhe  gekommen  ist  und  sich  der  Temperatur 
der  Cylinder  angepasst  hat.  Wenn  ich  nun  das  Earteublatt  entferne  und 
den  lauwarmen  Cylinder  aufhebe,  so  werden  Sie  die  bekannte  Erscheinung 
sehen:  er  wirkt  wie  ein  Schlot,  der  ganze  Inhalt  entleert  sich  nach  oben. 
Anders  verhält  sich  der  kalte  Cylinder,  er  sendet  den  Luftstrom  nach 
unten ,  und  die  kalte  Rauchwolke  breitet  sich  langsam  auf  dem  Tische  aus. 
(Demonstration). 

,,Damit  ist  der  Unterschied  zwischen  der  Richtung  des  Lüftungs- 
stromes veranschaulicht,  je  nachdem  das  Haus  oder  seine  Umgebung  das 
Wärmere  ist. 

„Wenn  Sie  mir  nun  noch  einige  Minuten  ihre  Aufmerksamkeit  schen- 
ken wollen,  so  will  ich  über  die  Mittel  sprechen,  welche  man  anwenden 
kann,  um  die  sowohl  der  Grösse  als  der  Art  nach  unzuverlässige  Poren- 
lüftung durch  etwas  Besseres  zu  ersetzen.  Das  Dichtmachen  der  Fuss- 
böden  gelingt  am  besten  durch  Parquettiren.  Der  Parquetboden  ist  an  und 
für  sich  nicht  dicht,  aber  er  kann  durch  Wichsen  sehr  leicht  so  dicht 
gemacht  werden,  als  es  mit  Rücksicht  auf  die  hier  zu  stellenden  Ansprüche 
erforderlich  ist.  Also  dieser  luxuriöseste  Boden,  der  gewichste  Parquet- 
boden, ist  den  hier  entwickelten  und  begründeten  Sätzen  und  meinen  Ver- 
suchen über  Durchlässigkeit  gemäss  zugleich  am  geeignetsten,  die  Bewohner 
eines  Zimmers  gegen  die  schlechte  Luft  zu  schützen,  welche  von  unten  her 
eindringen  kann.  Um  einen  ordinär  gedielten  Boden  in  hygienischer 
Beziehung  mit  dem  gewichsten  Parquetboden  gleich werthig  zu  machen,  wird 
man  ihn  vor  Allem ,  wenn  er  noch  neu  ist,  austrocknen  lassen ,  damit  die 
Klumsen  die  schliessliche  endgültige  Breite  bekommen.  Sodann  wird  er 
g'ut  ausgespänt,  d.  h.  man  leimt  Holzspäne,  welche  ungefähr  die  Dicke 
der  Klumsen  haben,  zwischen  die  Dielen,  und  giebt  endlich  dem  sorgfaltig 
auBgespanten  Boden  noch  einen  Anstrich,  welcher  die  etwa  noch  z wische» 
den  Spänen  übrig  gelassenen  kleinen  Zwischenräume  vollends  ausfüllt. 
Das  blosse  Einölen  hilft  nichts,  weil  es  die  Klumsen  nicht  ausfüllt.  Wenn 
Sie  das  gethan  haben,  werden  Sie  nicht  mehr  das  Vergnügen  haben,  in 
Ihrem  Zimmer  zu  beurtheilen,  ob  Ihr  Nachbar  im  unteren  Stockwerke  eine 
gute  oder  eine  schlechte  Cigarre  raucht. 

„Wir  haben  ferner  ein  Interesse  daran,  dass  auch  unsere  Decken  dicht 
sind.  Nun,  bei  städtischen  Neubauten  werden  die  Decken  in  der  Regel 
so  gemacht,  dass  ihre  Durchlässigkeit,  so  lange  sie  neu  sind,  ausserordent- 
Hch  gering  ist.  Eine  alte,  von  Sprüngen  durchzogene  Decke,  über  welcher 
sich  ein  ordinär  gedielter  Fussboden  befindet,  wird  sich  durch  oberfläch- 
Hohes  Ausbessern  und  Anstriche  von  Kalk  oder  Gyps  nicht  leicht  unter  die 
Durchlässigkeit  2  bringen  lassen.  Es  ist  dann  vorzuziehen,  seinen  Einfluss 
auf  den  Fussboden  geltend  zu  machen,  welcher  dem  in  Rede  stehenden 
Zwischenboden  angehört.  Was  die  Seitenwände  betrifft,  so  lassen  sich 
diese,  wie  ich  schon  vorhin  bemerkt  habe,  durch  Tapezieren  hinreichend 
andurchlässig  machen.  Wenn  wir  auf  diese  Weise  uns  nach  allen  Seiten 
luftdicht  abgeschlossen  haben,  damit  nicht  schlechte  Einflüsse  von  Seite 
unserer  Nachbarschaft  unsere  Luft  verderben,  dann  handelt  es  sich  darum, 
einen  Luftwechsel  herzustellen,  welcher  die  durch  die  Bewohner  des  Zim- 
mers selbst  verunreinigte  Luft  abführt  und  durch  frische  gute  Luft  ersetzt. 
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„Das  lässt  sich  nun  mit  einigem  guten  Willen  sehr  leicht  mttcheu.  Man 
bat  zunächst  sein  Augenmerk  auf  die  Luftzufuhr  zu  richten  und  bekommt 
leicht  einen  Luftstrom  von  der  gleichen  Reinheit,  wie  durch  das  Fenster 
und  auch  von  hinreichender  Stärke,  wenn  man  einen  horizontalen  Canal 
von  einer  Wand,  die  an  das  Freie  grenzt,  bis  in  die  Nähe  des  Ofens  führt 
und  daselbst  mit  der  Richtung  nach  oben  ausmünden  lässt.  Dieser 
Canal  scheint  auf  den  ersten  Blick  dadurch  Schwierigkeiten  zu  bieten,  dass 
er  mit  ästhetischen  Rücksichten  in  Conflict  geräth.  Im  Innern  der  Gebäude 
lässt  sich  einem  solchen  Einwände  wohl  sofort  begegnen. 

„Es  wird  in  der  letzten  Zeit  bei  Anlage  unserer  Zimmer  gewöhnlich 
dort,  wo  die  aufrechte  Wand  sich  an  die  Decke  anschliesst,  irgend  ein 
Uebergangsgesims  angebracht.  Dieses  Uebergangsgesims ,  dieses  kleine 
Gewölbe,  ist  vorläußg  bloss  eine  Verzierung.  Man  könnte  es  aber  ganz  gut 
ausnutzen,  um  einen  Canal  einzuschalten,  der  sich  dann  an  der  geeigneten 
Stelle  nach  oben  wendet  und  die  Decke  in  der  Nähe  derjenigen  Stelle 
durchbricht,  an  welcher  im  oberen  Zimmer  der  Ofen  steht.  Bei  einem 
Parterrezimmer  ist  es  vielleicht  möglich,  den  Canal  unmittelbar  unter  dem 
Fussboden  luftdicht  hinzuführen,  oder  an  der  Decke  des  Kellers. 

„Ich  will  zunächst  nur  einen  Augenblick  über  die  Leistungsföhigkeit 
eines  solclien  Canals  sprechen  und  dann  noch  auf  die  Mittel  zu  sprechen 
kommen,  wie  man  einen  störenden  Einfluss  des  Windes  paralysiren  kann. 
Ich  habe  schon  in  verschiedenen  Zimmern  derartige  Canäle  ausführen  lassen, 
und  einen  derselben ,  der  rund  ist ,  einen  Durchmesser  von  20  cm  hat  und 
sich  mittelst  eines  abgekröpften  Kniees  nach  oben  wendet,  häußg  controlirt. 
Er  liefert  bei  schwachem  Winde  und  einer  Temperaturdifferenz  von  13® 
schon  90  cbm  pro  Stunde,  so  dass  also  die  Stärke  des  Luftwechsels,  den  ich 
durch  diesen  Canal  bekomme,  natürlich  unter  den  Umständen,  unter  denen 
man  überhaupt  einen  kostenfreien  Luftwechsel  haben  kann  —  bei  vorhan- 
denen Temperaturdifferenzen  —  bei  Weitem  dasjenige  überwiegt,  was  wir 
von  der  Porenventilation  zu  erwarten  haben.  Wenn  Sie  den  Canal  rich- 
tig führen,  indem  Sie  ihm  eine  aufwärts  gerichtete  Mündung  geben,  so  dass 
die  einströmende  Luft  mit  nach  obenr  gerichteter  Geschwindigkeit 
in  das  Zimmer  tritt,  dann  ärgert  sie  niemand,  sie  breitet  sich  keineswegs 
am  Boden  aus,  denn  sie  besitzt  eine  aufwärts  strebende  Geschwindigkeit 
von  50  bis  60  cm  und  steigt,  wie  mit  dem  Anemometer  nachgewiesen  wer- 
den kann,  bis  zu  einer  Höhe  von  2  bis  2V2m  auf,  um  sich  dort  mit  der 
warmen  Luft  zu  vermischen.  Man  kann  ganz  nahe  an  den  Canal  heran- 
treten, ohne  die  geringste  Empfindung  von  der  einströmenden  kalten  Luft 
zu  haben,  selbst  im  kältesten  Winter  nicht.  Es  ist  somit  bei  der  von  mir 
angegebenen  Anordnung  durchaus  nichts  von  der  kalten  Luft  zu  fürchten. 
Ausserdem  bietet  sich  noch  der  Vortheil,  dass  das,  was  etwa  durch  die 
Thür-  und  Fensterritzen  hereinkommt  und  durch  seine  sehr  kleine  Ge- 
schwindigkeit nicht  abgehalten  werden  kann,  innerhalb  der  dünnen  Zimmer- 
luft zu  Boden  zu  sinken,  wo  es  dann,  am  Boden  hinstreichend,  kalte  Füsse 
macht,  vermindert  wird,  wie  Sie  sich  vorhin  überzeugt  haben,  als  Sie 
sahen,  dass  durch  das  Freigeben  der  Oeffnnng  am  Boden  des  Zimmermodells 
die  Grösse  desjenigen  Theils  der  aufrechten  Wand,  der  Luft  einliess,  ver- 
mindert worden  ist. 
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„Wenn  Ihr  Nachbar  im  oberen  Stockwerke  gleich  Ihnen  dafür  gesorgt 
bat,  dass  er  einen  undurchlässigen  Fussboden  hat,  dann  haben  Sie  eine  un- 
dorchlässige  Decke,  und  es  kann  vorkommen,  dass  der  Ziiströmungscanal 
dessbalb  nicht  recht  wirksam  werden  will,  weil  die  Abströmung  einen  zu 
grossen  Theil  der  aufrechten  Wand  beansprucht  oder,  was  dasselbe  ist, 
weil  bei  seiner  Eröffnung  die  neutrale  Zone  zu  tief  sinkt. 

„In  solchen  Fällen  ist  es  nöthig,  dem  Luftzuflusscanal  noch  einen  Ab- 
zug hinzuzufügen.  Der  Lufbzuflusscanal  bleibt  immer  die  Hauptsache,  die 
Abzugsöffnung  kommt  immer  erst  in  zweiter  Linie,  und  hat  ausschliesslich 
die  Aufgabe,  den  Luftzufluss  zu  verstärken,  falls  derselbe  in  Folge  einer 
zu  tiefen  Lage  der  neutralen  Zone  unter  die  Grenze  des  Bedarfs  sinken 
würde. 

„Also  wenn  Sie  bemerken,  dass  der  Canal  nicht  recht  ziehen  will, 
dann  ist  es  angezeigt,  dem  Luftwechsel  noch  durch  einen  Abzug  aufzuhelfen. 
Bei  Neubauten  ist  derselbe  vorzusehen. 

„Es  ist  aber  nicht  ökonomisch,  diesen  Abzag  etwa  oben  nahe  der 
Decke  anzubringen.  Denn  wenn  Sie  das  thun,  dann  geht  die  warme  Luft, 
die  selbstverständlich  über  dem  Ofen  aufsteigt,  sofort  zu  dem  der  Decke 
nahe  liegenden  Abzüge  hinaus,  und  Sie  haben  keinen  Genuss  davon.  Ja  es 
ist  sogar  möglieb,  dass  die  frische  Luft,  die  Sie  dessbalb  in  der  Nähe  des 
Ofens  einführen,  damit  sie  sich  erwärme,  nachdem  sie  am  Ofen  aufgestiegen 
ist,  grossen  Theils  zum  dberen  Abzug  hinausgeht,  ohne  unsere  Nase 
überhaupt  zu  berühren,  dass  wir  also,  wie  man  diesen  Zustand  gut  kenn- 
zeichen  kann,  im  todten  Winkel  liegen  bleiben.  In  Anbetracht  dieser 
Umstände  ist  es  unbedingt  geboten,  die  Abzüge  so  einzurichten,  dass  sie 
nnten  münden;  die  Einmündung  des  Abzuges,  der  die  Luft  abführen  soll, 
muss  in  der  Nähe  des  Bodens  angebracht  sein.  Ausserdem  ist  es  günstig, 
dass  der  Abzug  warm  Hege;  demnach  soll  er  nicht  in  der  Aussenwand  des 
Ilauses  angebracht  sein,  sondern  da,  wo  er  durch  die  Umgebung  vor  Ab- 
kühlung geschützt  ist. 

„Wenn  Sie  wünschen,  dass  ein  Abzug  auch  im  Frühjahr,  Sommer 
und  Herbst  wirksam  sei,  dann  müssen  Sie  darauf  Bedacht  nehmen,  dass  der 
Abzug  geheizt  werden  kann.  Indem  Sie  den  Abzug  heizen,  reizen  Sie  auch 
den  Zuzug  zu  grösseren  Leistungen. 

„Man  kann  mehrere  solche  Abzüge  in  einen  Sammelcanal  leiten,  zuletzt 

müssen  sie  ganz  gewiss  über  den  First  des  Daches  hinausgeführt  werden, 

damit  ihre  Ausmündung  nicht  unter  Winddruck  kommen  kann.     Es  ist  ein 

bedenklicher  Fehler,  den  Abzugscanal  in  einer  aufrechten  Wand  ausmünden 

zu  lassen.     Jeder  einigermassen  kräftige  Wind   der  gegen  die  Wand  bläst, 

macht  einen   solchen  Abzug  unbrauchbar,  stärkerer  Wind  ist  im  Stande, 

Luft  durch  den  Abzug  in  das  Zimmer  zu  drücken ,  die  sich  dann  als  kalter 

^^S  gegsn  die  Beine  unangenehm  fühlbar  macht. 

„Nun  habe  ich  noch  ein  Wort  über  die  Mittel  zu  sagen,  welche  man 
besitzt,  um  die  Wirkung  des  Windes  auf  den  Luftzufluss  unschädlich  zu 
machen.  Wenn  der  Wind  an  derselben  Wand,  in  welcher  die  äussere 
Mündung  des  Luftzufuhrcanales  liegt,  vorbeistreicht,  so  kann  es  leicht 
l^ommen,  dass  der  Druck  an  dieser  Stelle  geringer  wird,  als  an  der  inne- 
ren Ausmündnng  des  Canals.     Der  Wind  ist  ein  mächtiger  Ventilator,  und 
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es  gebort  nicht  viel  Windgeschwindigkeit  dazu,  um   die  kleinen  Kräfte  zu 
überwinden,  welche  aus  den  Temperaturunterschieden  herstammen. 

„Es  ist  desshalb  nützlich,  bei  einer  Lüftungsanlage  den  Wind  zu  be- 
achten und  ihn  wo  möglich  dem  angestrebten  Zwecke  dienstbar  zu  machen. 
Es  geschieht  dieses  dadurch,  dass  man  ihn  fangt.  Die  äussere  Mündung 
muss  mit  einem  Wind  fang  versehen  werden.  Ich  bediene  mich  dazu 
eines  sogenannten  Presskopfes,  der  in  die  äussere  Mündung  des  Luftzufubr- 
canales  eingesetzt  wird.  «Die  Grundform  des  Presskopfes  kann  dem  Schall- 
becher eines  Waldhorns  oder  einer  Posaune  verglichen  werden   (Fig.  4). 

Durch  die  Achse  des  Kegelmantels 
AB  CD  ist  eine  Scheidewand  EF 


Fig.  4. 


H 


H 


E 


gelegt,  welche  den  Mantel  zwei- 
mal schneidet,  also  hier  die  Form 
A  B  CD  hat,  welche  ja  selbst  auch 
nichts  Anderes  ist  als  ein  Achsen- 
schnitt, den  die  Ebene  der  Zeich- 
nung durch  den  Kegelmantel  machte 
Senkrecht  zu  EF  ist  an  diesem  die 
runde  Deckscheibe  HH  befestigt. 

„Der  Presskopf  wird  so  ein- 
gesetzt, dass  die  Scheidewand  EF 
vei*tical  steht.  Diese  Scheidewand 
hält  dann  den  an  der  Aussenmauer 
vorbeistreichenden  Wind  auf,  die 
Luft  verdichtet  sich  etwas  und  glei- 
tet an  der  krummen  Fläche  BD  oder  AG  in  den  Canal.  Selbstverständ- 
lich könnte  man  den  Apparat  noch  dadurch  etwas  verbessern,  dass  man 
das  scharfe  Eck  UFE  durch  eine  krumme  Fläche  ersetzt,  welche  der  Luft 
ebenfalls  als  Leitfläche  dienen  kann. 

„Am  besten  wirkt  der  Windfang,  wenn  er  an  einer  südlichen  oder 
nördlichen  Wand  angebracht  ist,  weil  er  dann  die  herrschenden  Winde 
fangt.  In  Strassen  geht  ohnedies  der  Wind  meistens  der  Richtung  der 
Strasse  parallel. 

„Derartige  „Pressköpfe^  an  der  Front  eines  Hauses  anzubringen,  wäre 
allerdings  eine  Neuerung  aber  nicht  nothwendig  unschön,  wenn  die  Archi- 
tekten bei  Ausbildung  der  Fa^ade  darauf  Rücksicht  nehmen  und  die  Platte 
HH  mit  einer  passenden  Verzierung  versehen  wollten. '^ 


Docent  Dr.  Hneppe  (Wiesbaden)  spricht  dem  Referenten  für  seinen 
lichtvollen  Vortrag  den  Dank  der  Versammlung  aus  (dem  sich  auf  Antrag 
des  Vorsitzenden  die  Versammlung  anschliesst).  Schon  längst  habe  die 
Hygiene  erkannt,  dass  die  Durchlässigkeit  des  Bodens  in  der  verschiedensten 
Weise  höchst  unangenehm  werden  könne  und  besonders  die  Militärhygiene 
habe  Zahlen  im  Grossen  dafür  beibringen  können ,  namentlich  aus  dem 
letzten  russischen  Feldzuge,  die  in  höchst  treffender  Weise  den  Wei-th  eines 
undurchlässigen  Bodens  zeige.  Es  erscheine  beispielsweise  wunderbar,  wie 
in  manchen  südlichen  Gegenden,  in  denen  die  berühmte  und  berüchtigte 
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„conservirende  Dreck-  und  Speckschicht"  nicht  nur  auf  dem  Körper  son- 
dern auch  in  der  Umgebung  in  höchster  Blüthe  stehe,  doch  die  sanitären 
Verhältnisse,  soweit  sie  sich  in  Zahlen  aussprechen,  merkwürdigerweise 
günstig  seien  und  man  dort  fast  überall  nur  auf  Lehmschichten  oder  andere 
undurchlässige  Schichten  des  Bodens  recurriren  könne,  die  eben  die  Woh- 
nungen trotz  gehäuften  Schmutzes  hygienisch  besser  stellen,  als  manche 
moderne  Paläste,  bei  denen  dies  nicht  der  Fall  sei.  Aber  über  die  physi- 
kalischen Gründe  dieses  Verhaltens  sei  man  im  Allgemeinen,  selbst  sonst 
sehr  competente  Beurtheiler  noch  recht  im  Unklaren  gewesen,  so  dass 
Herr  Professor  Recknagel  durch  seine  einschlägigen,  hier  heute  so  all- 
gemein Terständlich  entwickelten  Untersuchungen  die  moderne  Wohnungs- 
hygiene aus  einer  gewissen  Verlegenheit  befreit  habe,  in  der  sie  sich  bis- 
her befunden  habe. 

Sanitätsrath  Dr.  Notzel  (Colberg)  fragt  an,  ob  vielleicht  von  einem 
der  Sachverständigen  über  den  hygienischen  Werth  und  die  technischen 
Vortheile  oder  Nachtheile  der  in  Norddeutschland  bei  Neubauten  jetzt  so 
vielfach  angewandten  Luftisolirschichten  in  den  verticalen  Wänden  der 
Hauser  etwas  mitgetheilt  werden  könne. 

Banpollzei-Inspector  Classen  (Hamburg)  ist  der  Ansicht,  dass  die 
erwähnte  Lufbisolirschicht  schwerlich  mit  der  Ventilationsfrage  in  Verbin- 
dung zu  bringen  sei;  sie  werde  als  Zwischenlage  zwischen  den  massiven 
Aussenmauern  von  Backsteinbauten  angewandt,  um  die  Witterungsverhält- 
nisse, wesentlich  die  Feuchtigkeit,  die  durch  Schlagregen  hervorgebracht 
werde,  von  der  Innenseite  der  Mauern  abzuhalten,  mit  der  Ventilationsfrage 
in  Wohnräumen  aber  habe  sie  nichts  zu  thun.  ^ 

Professor  Hermann  Fischer  (Hannover)  bestätigt,  dass  diese  Lufb- 
schichten  in  hygienischer  Beziehung  nur  dann  Werth  haben,  wenn  ohne  die 
Luftschicht  die  Wände  nass  wären,  auf  den  Luftwechsel  aber  könne  eine 
solche  Luftschicht  niemals  Einfluss  üben,  da  es  in  der  Wirkung  gleich  sei, 
ob  die  Luft  durch  eine  dicke  oder  durch  zwei  getrennte  dünnere  Mauer- 
Bchichten  hindurch  müsse. 


Hiermit  ist  die  Discussion  über  den  letzten  Gegenstand  beendet  und 
die  Tagesordnung  erschöpft. 

Vorsitzender  Oberfngenfeur  Meyer: 

„Meine  Herren !  Somit  ist  unser  Cougress  am  Schlüsse  seiner  Arbeiten 
angelangt.  Ob  dieselben  einen  Einfluss  gewinnen  werden  auf  die  Ver- 
besserung sanitärer  Zustände,  können  wir  heute  noch  nicht  übersehen. 
Aber  wir  können  constatiren,  dass  sie  in  ernster  und  aufrichtiger  Anstren- 
gung entstanden  sind  und  dass  die  Vorträge  und  Debatten  stets  eine  wissen- 
schaftliche Objectivität  bewahrt  haben.  Wir  danken  insbesondere  den 
Herren  Referenten,  welche  uns  ihre  interessanten  und  eingehenden  Arbeiten 
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zar Verfügung  gestellt  haben,  Herrn  Prof.  Dr.  Flügge,  Herrn  Generalarzt 
Prof.  Dr.  Roth,  der  ja  leider  selbst  verhindert  war,  aber  uns  doch  seine 
Thesen  eingeschickt  hat,  Herrn  Dr.  Baginsky,  Herrn  Schulrath  Prof.  Dr. 
Bertram  und  Herrn  Prof.  Dr.  Recknagel,  ebenso  allen  Herren,  die  an 
der  Discussion  theilgenommen  und  beigetragen  haben  zur  Förderung  der 
Aufgaben,  die  wir  uns  auf  diesem  Congresse  in  den  Fragen  des  hygienischen 
Unterrichts,  der  hygienischen  Schulaufsicht  und  der  sanitären  Verbesserung 
von  Bauconstructionen  gestellt  hatten. 

„Wenn  die  Congressmitglieder  sich  jetzt  in  geistiger  uud  materieller 
Frische  trennen,  so  können  sie  nicht  umhin,  dankbar  der  günstigen  localen 
Umstände  zu  gedenken ,  die  hier  zu  ihrer  Erfrischung  beigetragen  haben : 
zuerst  des  Sonnenscheins,  den  uns  der  Himmel  gespendet,  sodann  aber  der 
freundlichen  Veranstaltungen,  welche  die  Stadt  Hannover  und  viele  unserer 
hier  ansässigen  Freunde  und  CoUegen  getroffen  haben ,  um  uns  das  Leben 
behaglich  zu  machen. 

„Wir  hoffen,  dass  der  Verein  im  nächsten  Jahre  ebenso  arbeitsbereit 
an  anderen  Stellen  unseres  schönen  Vaterlandes  sich  wieder  versammeln 
werde !  Und  dass  ich  Sie  alle,  meine  Herren  Vereinsgenossen,  dort  in  guter 
Gesundheit  wiedersehen  möge,  ist  mein  lebhafter  persönlicher  Wunsch,  mit 
welchem  ich  die  elfte  Versammlung  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche 
Gesundheitspflege  schliesse.^ 


Schluss  der  Sitzung  Va  ^2  Uhr. 


des  Deutschen  Vereins  für  Öff.  Gesundheitspflege  zu  Ilaunover.     93 


Mitglieder 


Deutsohen  Vereins  für  Öfi^ntliotae  Gesundheitspflege  im 
Jahre  1884. 
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B.    Namensverzeichniss. 

Die  mit  *  versehenen  Namen  bezeichnen  die  beim  Congresse  1884  in  Hannover 

anwesenden  131  Mitglieder. 


J^ 


Wohnort 


Namen  und  Stand 


1 

Preiissisch  Holland 

2 

Königsberg  i.  Pr. 

3 

n 

4 

n 

5 

» 

6 

» 

7 

i> 

8 

» 

9 
10 

n 

11 

ff 

Liebemühl 

Königreich  Prenssen. 

Provinz  Ostpreussen. 

Beeck,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 

Bohn,  Dr.  med.,  Professor. 

Eckart,  Arthur,  Bildhauer. 

Frühling,  A.,  Stadtbau rath. 

Hoffmann,  Stadtkämmerer. 

Meschede,    Dr.  med.,    Privatdocent,    Director 

des  städtischen  Krankenhauses. 
Opitz,  Dr.,  Qeneralarzt. 
Pfuhl,  Eduard,  Dr.  med. 
Samuel,  Simon,  Dr.  med.,  Professor. 
Selke,  Oberbürgermeister. 
Strowitzki,  Peter,  Dr.  med. 


12 


Danzig 


13 

n 

14 

n 

15 

n 

16 

» 

17 

n 

18 

n 

11) 

n 

20 

n 

21 

?i 

22 

f» 

23 

T> 

24 

n 

25 

n 

26 

n 

27 

n 

28 

»I 

29 

n 

30 

n 

31 

» 

32 

n 

33 

I» 

Provinz  Westpreussen. 

Ab  egg,  Heinrich,  Dr.,  Geh.  Sanitäts-  und  Medi- 

cinalrath. 
Albrecht,  P.,  Geh.  Commerzienrath. 
Althaus,  Dr.  med. 
Baum,  Georg  W.,  Kaufmann. 
Berenz,  Emil,  Kaufmann. 
Berger,  J.  J.,  Fabrikant. 
V.  Bockelmann,  Dr.,  Medicinalrath,  f  1884. 
Boehncke,  Albert,  Dr.  med. 
Damme,  R.,  Commerzienrath. 
Degner,  Baurath. 

Ehrhardt,  Regierungs-  und  Baurath. 
Farne,  Dr.,  Kreiswundarzt. 
Fewson,  Dr.  med. 
Freitag,  Dr.  med. 
Freymuth,  Dr.,  Kreisphysicus. 
*  Fuss,  Paul,  Landesrath. 
Gersdorff,  C.  L.,  Zimmermeister. 
Gibsone,  John,  Commerzienrath. 
Glaser,  Dr.,  Sanitätsrath,  KreisphysicuB. 
Gronau,  Hermann,  Kaufmann,  Stadtrath. 
Hcdinger,  Eduard,  Apothekenbesitzer. 
Helm,  Otto,  Chemiker,  Stadtrath. 
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M 

Wohnort 

Namen  und  Stand 

34 

Danzig 

üendewerk,  Fr.,  Apotheker,  Medicinalasscssor. 

35 

N 

Hinze,  Dr.,  Oberstabsarzt. 

36 

fl 

KosTnack,  A.,  Stadtrath. 

37 

N 

Krüger,  Fr.  W.,  Maurermeister. 

38 

« 

Kunath,  Ernst,  Stadtingenieur,  Director  der 
Gas-  und  Wasserwerke. 

39 

II 

Lissauer,  A.,  Dr.  med. 

40 

9 

Lohsse,  Dr.  med. 

41 

n 

Mellien,  Albert,  Kaufmann. 

42 

•» 

Otto,  Ernst,  Stadtbaumeister. 

43 

» 

Piwko,  Theophil,  Dr.  med. 

44 

n 

Rickert,  Stadtrath. 

45 

f) 

Scheele,  Leo,  Dr.  med. 

46 

jf 

Semon,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreiswundarzt. 

47 

n 

Stark,  Carl,  Dr.,  Medicinalassessor. 

48 

» 

Wendt,  Rudolf,  Stadtrath. 

49 

n 

Wiebe,  Dr.,  Medicinalrath. 

50 

ti 

V.  Winter,  Geh.  Reg.-Rath,  Oberbürgermeister. 

51 

« 

Zeuschner,  Dr.,  Reg.-  und  Medicinalrath. 

52 

Elbing 

Höltzel,  H.,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 

53 

n 

Plastwich,  Dr.,  Sanitätsrath. 

54 

n 

♦  Thomale,  Oberbürgermeister,  Vertreter  des 
Magistrats. 

55 

Kokoschken 

Rümker,  Rittergutsbesitzer. 

56 

Rosenberg 

Nadrowski,  Rudolf,  Dr.,  Kreisphysicus. 

57 

Thorn 

Bender,  Bürgermeister,  Vertreter  der  Stadt. 

58 

11 

Kutzner,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus,  Ver- 
treter der  Stadt. 

59 

Amswalde 

60 

Berlin 

61 

» 

62 

n 

63 

n 

64 

11 

65 

it 

Q& 

n 

67 

* 

68 

» 

69 

»1 

70 

» 

71 

Ji 

72 

n 

73 

»• 

74 

» 

75 

» 

Provinz  Brandenburg. 


Tietze,  Dr.,  Kreisphysicus. 

-^^ßfifgi  Wilhelm,   Dr.,  Commerz-  und  Admira- 

litätsrath  a.  D. 
Aird,  Alexander,  Bauunternehmer. 

♦  Albrecht,  Heinrich,  Redacteur. 
Alves,  Adolf,  Apothekenbesitzer. 
Arnold  &  Schirroer,  Fabrikanten. 
As 8 mann,  Ernst,  Dr.  med. 

Baer,  Dr.,  Sanitätsrath,  Bezirksphysicus,  Arzt  am 
neuen  Strafgefangniss. 

♦  Baginsky,  A.,  Dr.  med.,  Privatdocent. 
Becker,  Karl,  Ingenieur. 

V.  Bergmann,  Ernst,  Dr.,  Professor,  Geh.  Me- 
dicinalrath. 

♦  Bertram,  H.,  Dr.,  Professor,  Stadtschulrath. 
Blankenstein,  Hermann,  Stadtbaurath. 

V.  Bunsen,  Georg,  Dr.,  Reichstagsabgeordneter. 
Burchardt,  Dr.  med.,  Privatdocent. 
Calliess,  F.,  Dr.,  Apotiiekenbesitzer. 
Cohn,  E.,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 


90 
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JSi 

Wohnort 

76 

Berlin 

77 

n 

78 

n 

79 

n 

80 

I» 

81 

» 

82 

1» 

83 

» 

84 

n 

85 

n 

86 

n 

87 

1» 

88 

n 

89 

n 

90 

n 

91 

n 

92 

n 

93 

n 

94 

» 

95 

» 

96 

T> 

97 

» 

98 

n 

99 

1» 

100 

n 

101 

r» 

102 

n 

103 

n 

104 

fi 

105 

n 

106 

» 

107 

« 

108 

n 

109 

»1 

110 

>» 

111 

») 

112 

1 

113 

M 

114 

n 

115 

1» 

116 

» 

117 

J» 

118 

• 

119 

» 

120 

« 

Namen  und  Stand 


Du  ms,  Friedrich,  Dr.,  Stabsarzt. 

EhrenhauB,  Salomon,  Dr.,  Sanitatsrath. 

Eichhoff,  W.,   Redacteur. 

Einbeck,  J.,  Ingenieur. 

Eulenberg,    Herrn.,   Dr.,   Geh.   Obermedicinal- 

und  vortragender  Rath. 
Fikentscher,  Johannes,  Stud.  techn. 
V.  Forckenbeck,  Oberbürgermeister. 
F  r  ä  n  k  e  1 ,  Bemh.,  Dr.,  Sanitatsrath,  Privatdocent. 
Fürstenheim,  Ernst,  Dr.  med. 
P^ uhrmann,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Gaffky,  Georg,  Dr.  med. 
G  ei  PS  der,  Emil,  Ingenieur. 
Gill,  Heinrich,  Dircctor  der  städt.  Wasserwerke. 
Goldschmidt,  Friedrich,  Brauereidirector. 

*  Goltz,  Geh.  Oberregier ungsrath. 
Grosser,  Eugen,  Verlagsbuchhändler. 
Grüner,  Hans,  Professor  der  Geologie. 
Güterbock,   Paul,  Dr.,  Med. -Assessor,  Privat- 
docent. 

Guttstadt,  Albert,  Dr.  med.,  Privatdocent. 
Henneberg,  R.,  Ingenieur. 
Herzberg,  A.,  Ingenieur. 
Hesse,  Karl,  Regierungsbaurath. 
Hirsch,  Aug.,  Dr.,  Prof.,  Geh.  Medicinalrath. 
Hirsch,   Max,   Dr.,   Anwalt  der  deutschen  Ge- 
werbevereine. 
Hirschberg,  Julius,  Dr.  med.,  Professor. 

*  Hobrecht,  Wirkl.  Geh.  Rath,  Excellenz. 
Hobrecht,  James,  Dr.  med.,  Baurath. 
Hoffmann,  Paul,  Ingenieur. 
Jacobsen,  Emil,  Dr.,  Chemiker. 

J aekel,  Ernst,  Dr.  med. 

*  Kalischer,  Adolf,  Dr.  med. 
Kalischcr,  Gustav,  Dr.  med. 
Kampffmeyer,  Wilhelm,  Lederfabrikant. 

*  Keidel,  J.,  Ingenieur. 

Kersandt,  Dr.,  Geh.  Obermedicinal -  und  vor- 
tragender Rath. 

Koch,  Robert,  Dr.,  Geh.  Regierungsrath ,  Mit- 
glied des  Kaiserlichen  Gesundheitsamtes. 

Krause,  Hermann,  Dr.  med. 

V.  Kusserow,  Kaiserl.  Geh.  Legationsrath. 

La  ehr,  Dr.,  Geh.  Sanitatsrath,  Director  des  Asyles 
Schweizerhof. 

V.  Lancizolle,  Adolf,  Regierungsbaumeister. 

Lassar,  Oscar,  Dr.  med.,  Privatdocent. 

Lefson,  E.,  Dr.,  Sanitatsrath,  Kreisphysicus  a.  D. 

L  e  w i  n ,  Leopold,  Dr.,  Geh.  Sanitatsrath,  Physicus. 

Lewinstein,  G.,  Dr.,  Chemiker  und  Redacteur. 

Liebreich,  Oscar,  Dr.,  Professor. 
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Jff 


Wohnort 


Namen  und  Stand 


121 
122 
123 
124 
125 
126 
127 
128 
129 
130 
131 

132 
133 
134 
135 

136 
137 
138 

139 
140 
141 

142 
143 
144 
145 
146 
147 
148 
149 
150 

151 
152 
153 
154 
155 
156 
157 

158 
159 
160 
161 
162 
163 
164 
165 
166 


Berlin 


li 

V 

n 

» 

» 
» 

I» 
n 

n 
n 

» 
» 

N 
fl 

n 
n 

» 

ti 
» 
» 

n 

» 
n 
n 

li 

» 
B 

n 

1» 

» 

n 
f» 
n 
« 


Loeffler,  Fritz,  Dr.,  Stabsarzt. 
Loevinson,  Moritz,  Dr.  med. 
Marc,  Walter,  Kaufmann. 
*  Marggraff,  Stadtrath. 
Mehlhausen,  Gust.,  Dr.,  Geh.  Ohermedicinalrath. 
Mendel,  Emil,  Dr.  med.,  Privatdocent. 
Mennicke,  C,  Ingenieur. 
Merke,  Heinrich,  Krankenhausdirector. 
Michael,  Max,  Regierungsbauführer. 
Moore,  F.,  Ingenieur,  f  1884. 
Gesten,    Gustav,    Subdirector    der    städtischen 

Wasserwerke. 
Gldendorff,  A.,  Dr.  med. 
Grth,  Dr.  phil.,  Professor. 
Pasch,  Max,  Yerlagsbuchhändler. 
Pistor,  Dr.,  Regierungs-  und  Medicinalrath  bei 

Königlichem  Polizeipräsidium. 
Reincke,  Dr.,  Sanitatsrath. 
Riege,  Hugo,  Ingenieur. 
Riess,   Leopold,   Dr.,   Director   des  städtischen 

Krankenhauses. 
Rietschel,  Hermann,  ProfcHsor,  Civilingenieur. 
Roch 8,  Dr.,  Stabsarzt. 
Rose,  Hermann,  Director. 
Roth  mann,  Oscar,  Dr.  med. 
Salkowski,  Ernst,  Dr.  med.,  Professor. 
Schacht,  Karl,  Dr.,  Apothekenbesitzer. 
Schleissner,  Julius,  Privatier. 
Schmieden,  Otto,  Köiiigl.  Baurath. 
Schubert,  H.,  Dr.,  Generalarzt. 
Schulz,  Matthias,  Dr.  med. 
Schwieger,  Julius,  Dr.,  Stabsarzt. 
Seil,  Eugen,  Dr.,  Prof.,  Regierungsrath,  Mitglied 

des  Kaiserl.  Gesundheitsamtes. 
Skrzeczka,  Dr.,  Professor,  Geh.  Medicinalrath. 
Spiecker,  Geh.  Oberregierungsrath. 
Spinola,  Bernhard,  Geh.  Regierungsrath. 
Stahl,  Karl,  Dr.  med.,  f  1884. 
Starcke,  Dr.,  Professor,  Oberstabsarzt  I.  Classe. 
Strassmann,  W.,  Dr.  med. 
Struck,   Dr.,  Geh.  Oberregierungsrath,  Director 

des  Kaiserl.  Gesundheitsamtes  a.  D. 
Stumpf,  Gottfried,  Ingenieur. 
Thiem,  A.,  Civilingenieur. 
Tiemann,  Ferdinand»  Dr.,  Professor. 
Veitmeyer,  Civilingenieur. 
Virchow,  R.,  Dr.,  Professor,  Geh. Medicinalrath. 
Weise,  Rudolf,  Dr.  med. 

Wernich,  A.,  Dr.,  Privatdocent,  Bezirksphysicus. 
Wiebe,  E.,  Geh.  Oberbaurath. 
Wiener,  Gustav,  Dr.  med. 
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M 

Wohnort 

Namen  und  Stand 

1G7 

Berlin 

Wolffhügel,  Gustav,  Dr.,  Regierungsratb? 
Docent  der  Hygiene,  Mitglied  des  Kaiserlichen 
Gesundheitsamtes. 

168 

» 

Würzburg,  Arthur,  Dr.,  Bibliothekar  im  Kaiserl. 
Gesundheitsamte. 

169 

Charlottenburg 

*  Frank,  Adolf,  Dr.  phil.,  Chemiker. 

170 

» ■ 

Hirsch,  L.,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 

171 

Cottbus 

Liersch,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreiswundarzt. 

172 

Eberswalde 

Gock,  Hermann,  Dr.  med. 

173 

n 

Pauly,  Dr.,  Sanitätsrath. 

174 

n 

Zinn,  A. ,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath,  Director  der 
Provinzial-Irrenanstalt. 

175 

Frankfurt  a.  0. 

Adolph,  Paul,  Dr.  jur.,  Bürgermeister. 

176 

n 

Goepel,  H.,  Dr.,  Sanitätsrath. 

177 

n 

V.  Kemnitz,  Oberbürgermeister,  Vertreter  der 
Stadtgemeinde. 

178 

n 

Neubauer,  Otto,  Dr.,  Oberstabsarzt. 

179 

n 

Wehmer,  Richard,  Dr.,  Kreiswundarzt. 

180 

B 

Wiebecke,  Bruno,  Dr.,  Regierungs-  und  Medi- 
cinalrath. 

181 

Gross -Jauer 

Mi  11  i es,  C,  Dr.,  Rittergutsbesitzer. 

182 

Landsberg  a.  d.  W. 

Friedrich,  Hugo,  Dr.  med. 

183 

n 

M  e  y  d  a  m ,  Oberbürgermeister. 

184 

n 

Röstel,  H.,  Apotheker. 

185 

Luckau 

Winckler,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 

186 

Pankow 

Hadlich,  Heinrich,  Dr.  med. 

187 

Prenzlau 

Grosser,  Julius,  Dr.  med. 

188 

ff 

Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege. 

189 

Rathenow 

Heise,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 

190 

n 

Hobrecht,  Max,  Kaufmann. 

191 

n 

Ruhbaum,  B.,  Dr.,  Sanitätsrath,  f  1884. 

192 

Seh  Wieb  US 

Michaeli,  Wilhelm,  Dr.  med. 

193 

n 

Röder,  Ernst,  Apothekenbesitzer. 

194 

Tegel 

Anclam,  Gustav,  Ingenieur  der  Berliner  Wasser- 
werke. 

195 

» 

Klotz,  Hermann,  Dr.  med. 

196 

Treptow 

Barchewitz,  Victor,  Dr.  med. 

197 
198 
199 
200 
201 
202 
203 
204 
205 

20<; 


Beigard 
Colberg 

n 

Greifswald 

Stargardt 

Stettin 


Stolp 


Provinz  Pommern. 

Roth,  £.,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Hänisch,  Paul,  Dr.  med. 
♦  Noetzel,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 
Mo 8 1er,  Karl  Fr.,  Dr.  med.,  Professor. 
Pehlemann,  Oberbürgermeister. 
Brand,  Ernst,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 
Kruhl,  C,  Stadtbaurath. 
Kugler,  Hermann,  Dr.,  Medicinalrath. 
Schomer,  Geh.  Oberflnanzrath,  Provinzialsteuer- 

director. 
Gaul,  Dr.,  Sanitätsrath,  Vertr.  d.  ärztl.  Vereins. 


des  Deutschen  Vereins  für  öff.  Gesundheitspflege  zu  Hannover.     99 


J€ 

Wohnort 

Namen  und  Stand 

207 
208 
209 

Stralsund 

Francke,  Dr.,  Bürgermeister. 

V.  Haselberg,  Dr.-,  SanitAtsrath,  Kreisphysicus. 

V.  Haselberg,  Stadtbaumeister. 

210 
211 
212 
213 
214 
215 


Bromberg 

Inowraziaw 

Pakosc 

Posen 


Provinz  Posen. 

Jacobi,  Moritz,  Dr.  med. 
Forner,  Robert,  Dr.  med. 
^  Kühnast,  Th.,  Dr.,  Sanitatsrath. 
Annus,  Banquier,  Stadtrath. 
Herse,  J.,  zweiter  Bürgermeister. 
Mankiewicz,  Dr.,  Apothekenbesitzer. 


216 
217 

218 
219 

220 

221 

222 

223 

224 

225 

226 

227 

228 

229 

230 

231 

232 

233 

234 

235 

236 

237 

238 

339 

240 

241 

242 

243 

244 

245 


Breslau 


« 

B 

li 
II 
II 
» 

I» 


Gleiwitz 


Glogau 
Görlitz 

Kattowitz 

Leobschütz 

Liegnitz 

Keisse 

Oels 
Oppeln 

» 
Ratibor 


Provinz  Schlesien. 


Asch,  Dr.  med. 

Auerbach,  Leopold,  Dr.  med.,  Professor. 

Cohn,  Hermann,  Dr.  med.  et  phil.,  Professor. 

Förster,  Dr.  med.,  Professor. 

Fritsch,  Heinrich,  Dr.,  Professor,  Medicinalrath. 

Fuhrmann,  Wilhelm,  Dr.,  Sanitatsrath. 

G  ratz  er,  Dr.,  Geh.  Sanitatsrath. 

Grempler,  Dr.,  Sanitatsrath. 

Hirt,  Ludwig,  Dr.,  Professor. 

Jacobi,  J.,  Dr.,  Privatdocent,  Physicus. 

Körner,  Theodor,  Dr.  med. 

Polek,  Theodor,  Dr.,  Professor  der  Chemie. 

Roh  mann,  Franz,  Dr.  med,  Privatdocent. 

Schlokow,  J.,  Dr.,  Sanitatsrath,  Kreiswundarzt. 

Schmiedel,  Arthur,  Dr.,  Bezirksphysicus. 

Grub,  Karl,  Apothekenbesitzer. 

Hauptmann,  Salomo,  Dr.,  Kreisphysicus. 

Moseler,  Karl,  Dr.,  Sanitatsrath. 

Richter,  Dr.,  Oberstabs-  und  Regimentsarzt. 

Kahlbaum,  Karl,  Dr.  med.,  V«rtr. des  Magistrats. 

Roth,  L.,  Kgl.  Eisenbahnban-  v.  Betriebsinspector. 

Grundmann,  Landrath. 

AI  seh  er,  Dr.,  Kreisphysicus. 

0er tel,  Bürgermeister,  Vertreter  des  Magistrats. 

Felsmann,  Dr.,  Kreisphysicus. 

Mannigel,  Joseph,  Dr.,  Stabsarzt. 

Dieterich,  Dr.,  Sanitatsrath,  Kreisphysicu». 

Bernoulli,  Adolf,  Dr.,  Kgl.  Gewerberath. 

Noack,  Dr.,  Regiemngs-  und  Medicinalratb. 

Henning,  Apothekenbesitzer. 


246 
247 

248 


Artem 
Erfurt 


Provinz  Sachsen. 

Penkert,  Karl  Ludolf,  Dr.,  Kreiswundarzt. 
Breslau,  Oberbürgermeister. 
Haas,  Eisenbahnbetriebsinspector. 
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J^ 

Wohnort 

Namen  und  Stand 

249 

Erfurt 

Lucius,  Ferd.,  Geh.  Commerzienrath,  Stadtrath. 

250 

» 

Richter,  Dr.,  Regierungs-  und  Medicinalrath. 

251 

T) 

Trommsdorf,  Hugo,  Dr.  phil. 

252 

Halle  a.  d.  S. 

*  Hüllmann,  G.,  Dr.,  Sanitatsrath ,  Vertreter  des 
Magistrats. 

253 

n 

Mekus,  Dr.  med. 

254 

n 

Risel,  Dr.,  Kreiswundarzt. 

255 

11 

*  Staude,  Gustav,  Bürgermeister,  Vertreter  des 
Magistrats. 

256 

Magdeburg 

Bette,  Dr.,  Sanitatsrath. 

257 

» 

Böhm,  L.,  Dr.,  Medicinalrath,  Kreisphysicus. 

258 

B 

Dittrich,  Gustav,  Stadtbaurath. 

259 

» 

Gähde,  Dr.,  Oberstabs-  und  Garnisonsarzt. 

260 

n 

Hennige,  Max,  Dr.  med. 

261 

n 

Kaempf,  Albrecht,  Dr.  med. 

262 

n 

Rosenthal,  Dr.,  Oberstabsarzt  a.  D. 

263 

n 

Schulz,  Leonhard,  Dr.,  Sanitatsrath. 

264 

n 

S endler,  Th.,  Dr.,  Medicinalrath. 

265 

» 

Voigt,  Dr.,  Regierungs-  und  Medicinalrath. 

266 

Mühlhausen 

Zimmermann,  Hermann,  Dr.,  SanitÄtsrath. 

267 

Naumburg  a.  d.  S. 

Silberschlag,  C,  Dr.,  Oberlandesgerichtsrath. 

268 

Sangerhausen 

*  Fulda,  Albert,  Dr.,  Gymnasialdirector. 

269 

Weissenfeis  a.  S. 

*  Hachtmann,  Gustav,  Dr.  med. 

270 

Altona 

271 

ff 

272 

n 

273 

B 

274 

n 

275 

» 

276 

n 

277 

n 

278 

II 

279 

Blankenese 

280 
281 
282 

Flensburg 

Heiligenhafen 

Kiel 

283 

ff 

284 

ff 

285 

ff 

286 

n 

287 

n 

288 

n 

289 
290 
291 

ff 

Lütjenburg 
Oldesloe 

292 
293 

Ratzeburg 
Rendsburg 

Provinz   Schleswig-Holstein. 

Gammerer,  Dr.,  Generalarzt  des  IX.  Armeecorps. 

Erdmann,  Dr.,  Gerichts-  und  Handelschemiker. 

Niese,  Dr.,  Generalarzt  a.  D. 

Petersen,  A.,  Architekt. 

Reitz,  Dr.  med. 

Rosenhagen,  Senator. 

Sellerbeck,  Dr.,  Stabs-  und  Bataillonsarzt. 

Wall  ich  8,  Dr.,  Sanitatsrath,  Kreisphysicus. 

Winkler,  Stadtbaumeister. 

Wolff,  C.  H.,  Apotheker. 

Banck|  Dr.,  Kreisphysicus. 

Marxsen,  Dr.,  Kreisphysicus. 

Ahlmann,  Wilhelm,  Dr.,  Banquier. 

Bockendahl,  Dr.,  Professor,  Regierungs-    und 

Medicinalrath. 
Esmarch,  Dr.,  Professor,  Geh.  Medicinalrath. 
Hopf fn er,  Dr.,  Oberstabsarzt  der  Marine. 
Joens,  Dr.,  Sanitatsrath,  Kreisphysicus. 
*  Klefeker,  Joh.,  Dr.,  Marineoberstabsarzt. 
Mo  Hing,  Bürgermeister,  Vertreter  des  Magistrats. 
Schweitzer,  W.,  Stadtbaumeister. 
Heseler,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Hirsch,  G.  A.,  Baumeister. 
Volk  er  8,  Dr.,  Landphysicus. 
Lehmann,  J.,  Medicinalassessor,  Apotheker. 
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Wohnort 
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2d4 
295 
296 
297 
298 
299 
800 
301 
302 
303 
304 
305 
306 
307 
308 
309 

310 
311 
312 
313 
3U 
315 
316 
317 

318 
319 

520 
321 

aas 


^^ 

^37 
388 

339 


Aurich 

Emden 

Göttingen 


n 


Goslar 
Hannover 


n 

» 

n 
» 

n 
» 
n 
n 

» 
» 

a 

n 

» 
n 
» 

» 

» 

r» 
» 

n 

n 

n 


Provinz  Hannover. 

Richter,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Norden,  Carl,  Dr.,  Sanitätsrath. 

♦  Denecke,  Theodor,  Arzt. 

♦  Flügge,  C,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 
Kr  aase,  W.,  Dr.  med.,  Professor. 
Meissner,  Georg,  Dr.  med.,  Professor,  Hofratli. 

♦  Merkel,  Bürgermeister,  Vertreter  der  Stadt. 
Wen  gier,  Richard,  Dr.,  Ki'ciswundarzt. 
Schumacher,  Adolf,  Apotheker. 
A dickes,  Richard,  Dr.  med. 
Becker,  H.,  Dr.,  Sanitätsrath  und  Medicinalraih. 
V.  Bodemeyer,  W.,  Dr.,  Sanitätsrath. 
Brandes,  Wilhelm,  Apotheker. 
Burghard,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 
Cohen,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 
Dammann,    Dr.,    Medicinalrath,    Director    der 

königl.  Thierarzneischule. 

♦  Drake,  August,  Dr.  med. 

♦  Dürr,  Dr.,  Sanitätsrath. 

♦  Engelke,  Carl,  Apotheker. 

♦  Esberg,  Hermann,  Dr.  med. 

♦  Exter,  Carl,  Oberingenieur. 

♦  Fischer,  C,  Postbaurath  a.  D. 

♦  Fischer,  Ferdinand,  Dr.  phil. 

♦  Fischer,    Hermann ,    Professor 
nicum. 

♦  Fischer,  William,  Rechtsanwalt. 

♦  F  r  i  c  k  e ,  Gustav,  Dr.  med. 

♦  Friese,  Georg,  Reallehrer. 
Gürtler,  Dr.,  Kreisphysicus. 
Hagen,  Baurath.  . 
Hahn,  E.,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 
Herold,  Bernhard,  Ingenieur. 
Hüben  er,  Carl,  Dr.  med.,  Oberstabsarzt. 
H  ü  p  e  d 6 n ,  Fr.,  Dr.,  Medioinalrath,  Kreisphysicus. 
Kirchner,  Alfred,  Dr.,  Assistenzarzt  I.  Classe. 
Klapproth,  Hugo,  Director. 
Knoevenagel,  Albert,  Senator. 
Köllner,  Dr.,  Medicinalrath. 

♦  Koester,  Max,  Dr.  med. 

♦  Kräh,  Karl,  Dr.  med. 

♦  Kraut,  K.,  Dr.,  Professor. 

♦  Lessing,  Sigmund,  Dr.  med. 

♦  Letz,  Bemh.,  Dr.,  Unterarzt. 

♦  Lohmann,  W.,  Dr.  med. 

♦  Lüttich,  Bernhard,  Dr.  med. 

♦  Lustig,   Dr.,  Professor  an  der  Kgl.  Thierarznei- 
schule, Departements-Thierarzt. 

♦  Meyenberg,  S.  Alex.,  Dr.,  Sanitätsrath. 


am    Polytech- 
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M 

Wo  h  n  0  r  t 

Namen  und  Stand 

340 

Ilaünovcr 

*  Müller,  C,  Dr.,  Medicinalrath. 

341 

« 

*  Nicol,  Karl,  Dr.,  Stabsarzt. 

342 

n 

*  überdieck,  Wilhelm,  Dr.,  Sanitätsrath. 

343 

n 

*  du  Plat,  Heinrich,  Bauinspector. 

344 

r» 

♦  Sah  1  fehl,  Eduard,  Apotheker. 

345 

n 

*  Schaper,  Hermann,  Dr.,  Oberstabsarzt. 

346 

n 

*  Schlager,  Hermann,  Dr.  med. 

347 

w 

*  V.  Schien,  Dr.  med. 

348 

n 

♦  Schmidt,  Anton,  Dr.,  Oberstabsarzt. 

349 

r» 

*  Schuster,  E.,  königL  Intendantur-  und  Baurath. 

350 

n 

*  V.  Seefeld,  Buchhändler. 

351 

t» 

*  Skalweit,  J.,  Dr.  phil.,  Vorsteher  des  städtischen 
Untersuchungsamtes  für  Lebensmittel. 

352 

n 

♦  Stromeyer,  Gustav,  Dr.  med. 

353 

n 

*  Vogel  sang,  Clemens,  Dr.,  Sanitätsrath. 

354 

n 

Wülbern,  Otto,  Senator. 

355 

Hildesheim 

*  Amme,  Ernst,  Apothekenbesitzer. 

356 

n 

*  Schmidt,  Hermann,  Stadtsyndicus. 

357 

n 

♦  Schmidt,  Wilhelm,  Apotheker. 

358 

n 

Snell,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 

359 

n 

♦  Struckmann,  Bürgermeister,  Vertreter  des 
Magistrats. 

360 

n 

W  i  1 1  i  c  h  e  n ,  Dr.,  Sanitätsrath,  Medicinalrefereut 

361 

Ilteu  bei  Lehrte 

Wahrend orff,  Ferd.,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 

362 

Leer 

Kirchhoff,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 

363 

n 

Pub  tau,  Bürgermeister. 

364 

n 

Wolken  haar,  0.,  Dr.,  Apotheker. 

865 

Lüneburg 

Alten,  Dr.,  Medicinalrath. 

866 

» 

Hillefeld,  A.,  Dr.  med. 

367 

n 

Kef er  stein,  Georg,  Senator,  Stadtsyndicus. 

368 

n 

Moritz,  G.,  Apotheker. 

369 

Nienburg  a.  d.  W. 

*  Bapmuud,  0.,  Dr.,  Kreisphybicus. 

370 

Osnabrück 

*  B  r  ü  n  i  n  g ,  Oberbürgermeister,  Vertr.  der  Stadt. 

371 

Bad  Rehburg 

*  Kaatzer,  Pet^r,  Dr.,  Badearzt. 

372 

Sorsum 

*  Müller,  Wilhelm,  Gutspächter. 

873 

Stode 

*  Freudentheil,  Dr.,  Sanitätsrath. 

874 

Uelzen 

V.  Linsingen,  Bürgermeister. 

875 
376 
377 
878 

879 
380 
881 
882 
883 
884 


Ahaus 
Arnsberg 
Bielefeld 


Bochum 


n 
n 


Provinz  Westphalen. 

Dupre,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 
W  e  8 1  p  h  a  1 ,  Regierungsrath. 

*  Bertelsmann,  Dr.,  Sanitätsrath. 
Bunnemann,  Bürgermeister,  Vertreter  des  Ma- 
gistrats. 

Kranefuss,  L.,  Dr.  med. 

*  Schindeler,  Theodor,  Dr.  med. 
ßösenhagen,  Adolf,  Apotheker. 
Gerstein,  Otto,  Knappschaftsdirector. 

*  Klostermann,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisphysicus. 

*  Lackmann,  Wilhelm,  Dr.  med. 
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J^ 

Wohnort 

385 

Bochum 

386 

»» 

367 

n 

388 

Dortmund 

389 

» 

390 

j» 

391 

Hagen 

392 

Hamm 

393 

Herford 

394 

Horde 

395 

Höxter  a.  d.  W. 

396 

Iserlohn 

397 

Lüdenscheid 

398 

Marsberg 

399 

Münster 

400 

Schalke 

401 

Senden  bei  Münster 

Namen  und  Stand 


Reinhard,  Dr.  med. 

Verein  für  Bergbau  und  Gussstahlfabrikation. 

Weygand,  Friedrich,  Dr.  med. 

Bethge,  Edmund,  Civil-Ingenicur. 

Reese,  Friedrich,  Director  des  stadt. Wasserwerks. 

V.  Rynsch,  Landrath. 

Schaberg,  Dr.,  Sanitätsratli. 

Wiskirchen,  Carl,  Fabrikdirector. 

Ker stein,  Dr.,  SanitäUrath,  Kreisphysicus. 

Mascher,  Bürgermeister,  Vertreter  der  Stadt. 

Wörteier,  Constanz,  Rentier. 

Bonstedt,  Bürgermeister,  Vertreter  dos  Ma- 
gistrats. 

Terfloth,  Gerhard,  Dr.,  Kreisphysicus. 

Bange,  Dr.,  Kreiswundarzt. 

König,  Dr.,  Prof.,  Director  der  agriculturchem. 
Versuchsstation. 

Klüter,  Hubert,  Dr.  med. 

Stegehaus,  Dr.  med. 


402 

Frankfurt  a.  M. 

403 

n 

404 

« 

405 

» 

406 

n 

407 

» 

Am 

n 

409 

n 

410 

ft 

411 

ff 

412 

1 
ff 

413 

11 

414 

«1 

415 
416 

n 

II 

417 

418 

419 
420 

1» 

421 

«1 

422 

n 

423 

ff 

424 

n 

425 

T» 

420 

n 

427 

n 

428 

n 

429 

n 

Provinz   Hessen-Nassau. 

Andreae,  Jean,  Bankdirector. 

de  Bary,  J.,  Dr.  med. 

Behnke,  Stadtbaurath. 

Bockenheimer,  Dr.  med. 

V.  Brüning,  Adolf,  Dr.,  Chemiker,  f  1884. 

Cnyrim,  V.,  Dr.  med. 

Engelhard,  Carl,  Apotheker. 

Getz,  Max,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 

V.  Her  gen  h  ahn,  A.,  Polizeipräsident. 

Herxheimer,  Dr.  med. 

HeuBsenstamm,  C,  Dr.,  Bürgermeister. 

Hirschberg,  Dr.  med. 

Hob  recht,  Heinrich,  Kaufmann. 

Holzmann,  Philipp,  Bauunternehmer. 

Humser,  Dr.,  Rechtsanwalt,  Stadtverordneten- 

Vorsteher. 
Kühner,  August,  Dr.,  Physicus  a.  D. 
Lindley,  W.  H.,  Stadtbaurath. 
Marcus,  £.,  Dr.  med. 
Marx,  August,  Dr.  med. 
Matti,  Alexander,  Dr.,  Stadtrath. 
Melchior,  Chr.,  Dr.  med. 
Miquel,  Dr.,  Oberbürgermeister. 
Müller,  Hans,  Schriftsteller. 
V.  Oven,  Dr.,  Senator,  Stadtrath. 
Rügemer,  G.,  Stadt- Bauinspector. 
Schmick,  P.,  Ingenieur. 
Schmidt,  Moritz,  Dr.  med. 
Schölles,  Dr.  med. 
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430 
431 
432 
433 
434 
435 
436 
437 
438 
439 


Frankfurt  a.  M. 


n 
» 
n 

n 


Fulda 
Hanau 


440 

n 

441 

n 

442 

Hofheim 

443 

Homburg 

444 

Kassel 

445 

n 

446 

Marburg 

447 

» 

448 

Wiesbaden 

449 

n 

460 

n 

451 

n 

452 

n 

453 

n 

454 

n 

Spiess,  Alexander,  Dr.,  Sanitätsrath,  Stadtarzt. 

Stein,  S.  Th.,  Dr.  med.,  Württemb.  Hofrath. 

Stockmayer,  Oekonom. 

Varrentrapp,  Adolf,  Dr.,  Stadtrath. 

Varrentrapp,  Georg,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 

Wirsing,  Paul,  Dr.  med. 

Ziegler,  Julius,  Dr.,  Chemiker. 

Zitelmaun,  Werner,  Dr.,  Stadtrath. 

Kind,  Dr.  med.,  Landkrankenhausdirigent. 

NoU,  Fr.,  Dr.,  Sanitätsrath,  Stadtphysicus,  Land- 
krankenhausdirigent. 

Rauch,  Oberbürgermeister,  Vertreter  der  Stadt. 

Thyriot,  J.  P.,  Stadtbaumeister. 

Grandhomme,  Dr.,  Kreis wundarzt. 

Hoeber,  Friedrich,  Dr.  med. 

Krause,  Dr.,  Medicinalrath. 

Rockwitz,  Dr.,  Regierungs-  und  Medicinalrath. 

V.  Heusinger,  Otto,  Dr.  med.,  Privatdocent, 

Schmidt-Rimpler,  Hermann,  Dr.  med.,  Pro- 
fessor. 

Diesterweg,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Hueppe,  Ferd.,  Dr.  med.,  Docent  der  Hygiene. 

Mär  kl  in,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 

Weber,  Dr.,  Generalarzt  a.  D. 

Weidenbusch,  H.,  Dr.,  Chemiker. 

Wilhelmi,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Winter,  E.,  Baumeister,  Director  der  Gas-  und 
Wasserwerke. 


455 

Aachen 

456 

Andernach 

457 

Barmen 

458 

n 

459 

n 

460 

n 

461 

» 

462 

Bonn 

463 

n 

464 

Ti 

465 

n 

466 

Cleve 

467 

Crefeld 

468 

n 

469 

n 

470 

n 

471 

n 

472 

n 

Rheinprovinz. 

V.  Weise,  Oberburgermeister  a.  D. 

Noetel,  Dr.,  Director  der  Rhein.  Provinzial- 
Irrenanstalt. 

Heusner,  Dr.  med. 

Hinsberg,  Matth.,  Bankdirector. 

Schülke,  H.,  Stadtbaumeister. 

Wegner,  Oberbürgermeister,  Vertreter  der  Stadt- 
gemeinde. 

Zehme,  Walter,  Dr.,  Director  der  Gewerbeschule. 

Hofmeister,  Oberbürgermeister  a.  D. 

Meyer,  Jürgen  Bona,  Dr.,  Professor. 

Rühle,  Dr.,  Professor,  Geh. Medicinalrath. 

Wolffberg,  Siegfried,  Dr.  med.,  Privatdocent. 

Arntz,  Wilhelm,  Dr.,  Sanitätsrath. 

de  Greiff,  Emil,  Fabrikbesitzer. 

Heimendahl,  Alexander,  Geh.  Commerzienrath. 

Kobbe,  Frdr.,  Apotheker. 

von  der  Linde,  Carl,  Chemiker. 

Ro  ff  hack,  Dr.,  Apotheker. 

Schneider,  Gustav,  Dr.  med. 
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Wohnort 

Namen  und  Stand 

473 

Crefeld 

Seyffardt,  L.  F.,  Fabrikant. 

474 

Düren 

Hoesch,  Wilh.  Edm.,  Fabrikant. 

475 

» 

Scholl  er,  Philipp,  Fabrikant. 

476 

Düsseldorf 

Becker,  Oberbürger meist^ir,  Vertreter  der  Stadt- 
gemeinde. 

477 

n 

Ebner,  F.,  Civilingenieur. 

478 

11 

Frings,  Gerhard,  Regierungsbaumeister. 

479 

a 

Höhndorf,  Dr.  med. 

480 

n 

Königs,  G.,  Dr.,  Regierungsrath. 

481 

n 

Krauthausen,  Dr.  med. 

482 

» 

Rosskothen,  Dr.  med. 

483 

n 

Wuttig,  Dr.,  Oberstabs-  und  Regimentsarzt. 

484 

Duisburg 

Faber,  Johann,  Kaufmann. 

485 

n 

Göcke,  Feodor,  Dr.  jur.,  Beigeordneter. 

486 

» 

Keller,  Bürgermeister  a.  D. 

487 

» 

Nieten,  Dr.  med. 

488 

Elberfeld 

♦  Graf,  Dr.,  Sanitätsrath. 

489 

n 

Jacobi,  R.,  Apotheker. 

490 

n 

Jäger,  Oberbürgermeister,  Vertreter  d.  Gemeinde. 

491 

n 

Kauert,  A.,  Apothekenbesitzer. 

492 

n 

Maurer,  W.,  Stadtbaumeister. 

493 

» 

Simons,  Louis,  Fabrikbesitzer. 

494 

n 

Simons,  Walter,  Fabrikbesitzer. 

495 

Emmerich 

Bock,  Bürgermeister. 

496 

Essen  a.  d.  Ruhr 

Hache,  Oberbürgermeister. 

497 

n 

V.  Hövel,  Freiherr,  Landrath. 

498 

Geilenkirchen 

Schulte,  Th.,  Dr.,  Kreisphysicus. 

499 

Gerresheim 

Pelman,  Dr.,  Sanitätsrath,  Director  der  Prov.- 
Irrenanstalt 

500 

Bergisch-Gladbach 

Berger,  Dr.  med. 

501 

München-Gladbach 

Friderici,  Dr.,  Apotheker. 

502 

Godeaberg 

Finkeinburg,  Dr.,  Wofessor,  Geh.  Reg.-Rath. 

503 

Hilden 

Zapp,  Dr.  med. 

504 

Honnef 

Bredt,  Geh.  Regierungsrath. 

505 

Horchheim 

*  Schmidt,  Julius,  Dr.  med. 

506 

Koblenz 

Grahn,  E.,  Ingenieur. 

507 

» 

Kirchgässer,  Dr.,  Medicinalrath. 

508 

» 

Lenz,  Heinr.,  Dr.,  Sanitätsrath,  Med.-Assessor. 

509 

n 

Lottner,  Oberbürgermeister. 

5X0 

Köln 

Becker,  Hermann,  Dr.,  Oberbürgermeister. 

511 

n 

Crüger,  Dr.,  Oberstabs-  und  Regimentsarzt. 

512 

n 

Heuser,  Robert,  Kaufmann. 

518 

*» 

*  Lent,  Eduard,  Dr.,  Sanitätsrath. 

514 

n 

Movius,  Theodor,  Bankdirector. 

515 

n 

*  Schwartz,  Oscar,  Geh.  Med.-  und  Reg.-Rath. 

516 

n 

Stubben,  Joseph,  Stadtbaumeister. 

517 

Tiangenberg 

Köttgen  sen.,  Julius,  Kaufmann. 

518 

Leichlingen 

Wey ermann,  August,  Kaufmann. 

519 

Steele 

Grevel,  Wilhelm,  Apotheker. 

620 

Süchteln 

Forsbeck,  Dr.,  Geh. Sanitätsrath, Kreisphysicus. 

521 

Trier 

Roller,  C,  Dr.,  Kreis wundarzt. 
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522 

Amberg 

523 

Anflbach 

524 

n 

525 

Ascbafifenburg 

526 

Augsburg 

527 

n 

528 

n 

529 

n 

530 

n 

531 

.n 

532 

n 

533 

Bamberg 

534 

» 

535 

n 

536 

n 

537 

» 

538 

n 

539 

n 

540 

n 

541 

r» 

542 

Bayreuth 

543 

n 

544 

n 

545 

Erlangeu 

546 

» 

547 

Feuchtwangen 

548 

Fürth 

549 

Gunzenhauseu 

550 

IllertisBen 

551 

Kaiserslautern 

552 

n 

553 

» 

554 

Kaisheim 

555 

Kolbermoor 

556 

Landau  i.  d.  Pfah: 

557 

n 

558 

Landsberg  am  Lech 

559 

Landshut 

560 

n 

561 

n 

562 

» 

563 

n 

564 

Lauterecken 

565 

Markteinersheim 

Königreich  Bayern. 

Vierling,  Carl,  Dr.  med. 

Burkhardt,  Dr.  med. 

Ott,  Hermann,  Dr.  med. 

Reber,   Dr.,   Director   der   höheren    weiblichen 

Bildungsanstalt. 
Bauer,  Ludwig,  Dr.,  Keg.-  u.  Kreismedicinalrath. 
Fikentscher,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Haag,  Johann,  Fabrikant. 
Kuby,  Wilhelm,  Dr.,  Landgerichtsarzt. 
Leybold,  Ludwig,  stadtischer  Baurath. 
Mi  ehr,    Dr.    med.,    Vertreter    des    ärztlichen 

Vereins. 
Kiedinger,  August,  Fabrikant. 
Brandt,  Bürgermeister,  Vertreter  des  Magistrats. 
He  SS  1er,  Seminardirector. 
Leist,  Ignaz,  Dr.  med. 

Pürkhauer,  Heinrich,  Dr.,  Landgerichtsarzt. 
Köhring,  Dr.,  Stabsarzt. 
Roth,  Friedrich,  Dr.,  Bezirksarzt,  Krankenhaus- 

director. 
Schweitzer,  Dr.  med. 

*  Stoehr,  Dr.,  Medicinalrath. 
Zinn,  Dr.  med. 

£gger,  Dr.,  Regiernngs- und  Krei^modicinalrath. 

Feustel,  Fr.,  Banquier. 

Muncker,  Bürgermeister,  Vertreter  des  Magistr. 

Hagen,  Dr.,  Prof., Ilofrath,  Irrenanstal tsdirector. 

Leube,  Dr.  med.,  Professor. 

Aub,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Fronmüller,  Dr.,  Medicinalrath. 

Sieger,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Kunz,  Christian,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Euler,  F.  C,  Director  des  Eisenwerks. 

*  Recknagel,  Dr.,  Professor,  Rector. 
Wolpert,  A.,  Dr.,  Professor. 
Fleischmann,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Dor  ff  meist  er,  Dr.,  Fabrikarzt. 

*  Hartz,  A.,  Dr.  med. 
Pauli,  Eduard,  Dr.  med. 
Redenbacher,  Wilhelm,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Botz,  Job.  Aug.,   Dr.  phil.,    Rector   der   Real- 
schule. 

Brunn  er,  Dr.,  Regierungs-  und  Kreismedicinal- 
rath. 
Merk,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Schreyer,  Otto,  Dr.  med. 
Völkl,  Anton,  königl.  Bauamtmann. 
Schmahl,  Ludwig,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Lorenz,  Chr.,  Dr.  med. 
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566 

Mänqhen 

Herzog  Carl  Theodor  in  Bayern,  königliche 
Hoheit,  Dr.  med. 

567 

• 

Becker,  Ludwig,  Dr.  med. 

566 

n 

B  e  d  a  1 1 ,  Dr.,  Apotheker. 

569 

11 

Bollinger,  Dr.  med.,  Professor. 

570 

» 

Braun,  Max,  Dr.  med.,  Hofrath. 

571 

n 

Buchner,  Hans,  Dr.  med.,  Privatdocent. 

572 

•• 

Diehl,  Julius,  Dr.  med. 

573 

n 

Emmerich,  Rudolf,  Dr.  med.,  Privatdocent. 

574 

» 

V.  Erhardt,  Dr.,  erster  rechtskundiger  Bürger- 
meister. 

575 

n 

F  a  1  k ,  A.,  Apotheker. 

576 

» 

Frank,  Dr.,  Mediciualrath,  Bezirksarzt. 

577 

n 

Graf,  Leopold,  Dr.  med. 

578 

» 

Guggenheimer,  Moritz,  Banquicr. 

579 

i> 

Hai  SS,  Ludwig,  Apotheker. 

580 

• 

Hemmer,  Moritz,  Dr.  med. 

581 

» 

Hirth,  Dr.,  Buchdruckereibesitzer. 

582 

n 

Kahr,  Gustav,  Oberregierungsrath. 

583 

• 

V.  Kerschensteiner,  J.,  Dr.,  Obermedicinalrath. 

584 

» 

Kranz,  Anton,  Dr.,  Centralimpfarzt. 

585 

n 

LippI,  Oscar,  Dr.  med. 

586 

» 

Martin,  Aloys,  Dr.,  Mediciualrath,  Professor  und 
Landgerichtsarzt. 

587 

» 

Merk,  Dr.,  Banquier. 

588 

n 

Näher,  Dr.  med. 

589 

n 

v.Pettenkofer,  Dr.,  Prof.,  Geh. Ober-Med.-Rath. 

590 

n 

Pettenkofer,  Michael,  Oberapotheker  an  der 
königl.  Hofapotheke. 

591 

n 

Port,  Dr.,  Oberstabs-  und  Garnisonsarzt. 

592 

» 

Probst,  Director  des  städtischen  statistischen 
Bureaus. 

593 

n 

Renk,  Friedrich,  Dr.,  Privatdocent 

594 

n 

y.  Rothmund,  August,  Dr.  med.,  Professor. 

595 

» 

R ucker t,  CJonrad,  Dr.  med. 

596 

it 

Rüdinger,  N.,  Dr.  med.,  Professor. 

597 

n 

Schanzenbaoh,  Ph.,  Major  ä  1.  s. 

598 

1) 

Schindler,  J.,  Dr.  med. 

599 

n 

V.  Schiere th,  Eduard,  Ministerialrath. 

60ü 

» 

Schnizlein,  Dr.  med. 

601 

n 

Schöner,  Alois,  Dr.  med. 

602 

n 

Schuster,  Adolf,  Dr.,  Stabsarzt. 

603 

w 

Seitz,  Franz,  Dr.  med.,  Professor. 

604 

n 

Sickenberger,  Franz,  rechtskundiger  Magi- 
stratsrath. 

605 

n 

Solbrig,  Veit,  Dr.,  Stabsarzt  a.  D. 

606 

r» 

Vogel,  A.,  Dr.  med.,  Professor. 

607 

f> 

Vogel,  H.,  Dr.,  Regier ungs-  u.  Kreismedicinalrath. 

608 

n 

v.  Voit,  C.,  Dr.  med.,  Professor. 

609 

n 

Wiedenmayer,  Job.,  Dr.,  zweiter  Bürgermeister. 

610 

n 

Wolfsteiner,  Dr.,  Mediciualrath,  Privatdocent. 
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611 
612 
613 

614 
615 
616 
617 
618 
619 
620 
621 
622 
623 
624 
625 
626 

627 
628 
629 
630 
631 
632 
633 


München 


n 


Neumarkt  a.  S. 

Neustadt  a.  d.  Aisch 

Nürnberg 


» 
» 

n 
n 

» 
n 
n 
n 
n 

n 

» 
n 


Oberviechtach 
Passau 


634 

» 

635 
636 

Regensburg 

n 

637 

1) 

638 

n 

639 

Rosenheim 

640 

Scheinfeld 

641 

Schweinfurt 

642 
643 

Speyer 
Stadtamhof 

644 
645 
646 

Streitberg 

Weihenstephan 

Weilheim 

647 

Weissenburg  am  Sand 

648 

Windsheim 

649 

Wolfrathshausen 

650 
651 

Würzburg 

n 

652 

»I 

653 

n 

654 

» 

655 

n 

Zeilinger,  Michael,  Kreisthierarzt. 

Zenetti,  Arnold,  Stadtbaurath. 

V.  Ziemssen,  Hugo,  Dr.,  Professor,  Obermed 

cinalrath. 
Schweninger,  Franz,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Poeschel,  Gustav,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Beckh,  Wilhelm,  Dr.  med. 
Cnopf,  Julius,  Dr.  med. 
Dietz,  Theodor,  Dr.  med. 
Döderlein,  Eduard,  Dr.  med. 
Göschel,  Carl,  Dr.  med. 
Hecht,  Emil,  Ingenieur. 
Heller,  Adolf,  Dr.  med. 
Leupoldt,  Richard,  Dr.  med. 
Merkel,  Gottlieb,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Pabst ,  JuL,  Fabrikant 
Reuter,   H. ,   Dr.,   Medi cinalrath,  Landgericht 

arzt. 
Schwanhäuser,  Gustav,  Fabrikbesitzer. 
Stepp,  Carl,  Dr.  med. 

V.  Stromer,  Otto,  Frhr.,  erster  Bürgermeister. 
Weigle,  Theodor,  Apotheker. 
Wiss,  Georg,  Kaufmann. 
Kruger,  Ludwig,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Stock  bauer,      Paul,     rechtskundiger     Bürge 

meister,  Vertreter  des  Magistrats. 
Strobel,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Brauser,  Dr.  med. 
Fürnrohr,  Heinrich,  Dr.  med. 
Hasselwander,  Dr.,  Obermedicinalrath. 
Sigmund,  geistlicher  Rath,  Domcapitular. 
Schelle,  Benedikt,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Rudel,  Otto,  Dr.,  Bezirksarzt. 
V.  Schultes,  Bürgermeister,   Vertreter  des  Mj 

gistrats. 
Karsch,  Dr.,  Regierungs-  u.  Medicinalrath. 
Ruidisch,  Ludwig,  Dr.  med. 
Weber,  Theodor,  Dr.  med. 
Lintner,  Dr.,  königl.  Professor. 
Edelmann,  B. ,  Dr.,   Bezirksarzt,  Vertreter  de 

ärztlichen  Bezirksvereins. 
Dörfler,  Carl,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Rott,  Dr.,  bezirksärztlicher  Stellvertreter. 
Zechmeister,  Josef,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Escherich,  Dr.,  Medicinalrath  a.  D. 
Friedrich,  Emil,  Dr.,  Generalarzt  des  IL  Armei 

Corps. 
Geigel,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 
G ei  gel,  Richard,  Dr.  med. 
*  Lindner,  August,  Dr.  med. 
'*'  Rosenthal,  Jacob,  Dr.  med.,  Hofrath. 
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65C 
657 

G58 

Würzburg 

n 

Schloer,  Ferdinand,  Dir.  d.  k.  adl.  Julian  ums. 
Schmitt,  Gregor,  RegierungB-  und  Kreismedici- 

nalrath. 
Zürn,  Dr.,  Bürgermeister,  f  1884. 

659 

Bautzen 

660 

Chemnitz 

661 

n 

662 

n 

663 

» 

664 

Colditz 

665 

Döbeln 

666 

Dresden 

667 

» 

668 

n 

669 

ff 

670 

ti 

671 

>» 

672 

T» 

673 

r 

674 

II 

675 

n 

676 

» 

677 

» 

678 

n 

679 

n 

680 

n 

681 

T> 

682 

n 

683 

n 

684 

n 

685 

n 

686 

n 

687 

it 

688 

n 

689 

n 

690 

n 

691 

n 

692 

n 

693 

n 

694 

■ 

695 

n 

696 

n 

697 

n 

698 

699 

700 

» 

Königreich  Sachsen. 

Herr  mann,  Joh.  Ernst,  Dr.  med. 

*  Flinzer,   Dr.,  Medicinalrath ,  Bezirksarzt,    Ver- 
treter des  Stadtraths. 

Holscher,  Schuldirector. 

Krug,  Carl  Alfred,  Dr.  med.,  Hofrath. 

*  Stadler,  Stadtrath,  Vertretei*  des  Stadtraths. 
Knecht,  A.,  Dr.,  Oberarzt  an  der  Irrenanstalt. 
Korb,  Hermann,  Dr.  med. 
Birch-Hirschfeld,  Dr.,  Medicinalrath. 
Buch,  Georg,  Dr.,  Assistenzarzt. 
Chalybäus,  Theodor,  Dr.  med. 
Douglas,  A.   Regierungsrath. 
Faust,  Dr.  med.,  Hofrath. 
Fiedler,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 
Filsinger,  F.,  Dr.  phil. 
Flath,  C.  F.,  Stadtrath  a.  D. 
Franz,  Paul,  Apotheker. 
Friedrich,  Stadtbaurath. 
Grenser,  Paul,  Dr.  med. 
Günther,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 
Güntz,  J.  Edmund,  Dr.  med. 
Heibig,  Dr.,  Oberstabsarzt. 

*■  H  e  n  d  e  1 ,  Stadtrath. 
Herklotz,  G.,  Medicinalassessor,  Apotheker. 
V.  Hey  den,  Friedrich,  Dr. 
Hübler,  Dr.  med.,  Hofrath. 
Käufer,  E.  0.,  Dr.  med. 
Klotz,  Carl  L.,  Dr.  med. 

Kretzschmar,  Julius,  Stadtrath,  Rechtsanwalt. 
Lehmann,  Dr.,  Medicinalrath,  Bezirksarzt. 
Marquart,  Bruno,  Director. 
Martini,  J.  0.,  Dr.  med.,  Hofrath. 
Müller,  Rudolf,  Dr.  med. 

*  Niedner,  Dr.,  Medicinalrath,  Stadtbezirksarzt. 
Oberländer,  Felix,  Dr.,  Polizeiarzt, 
y.  Pas  tau,  Dr.,  Geh.  Sanitätsrath. 
Petermann,  Theodor,  Ministerialsecretär. 
Portius,  Oberstlieutenant. 
Prinz,  0.,  Dr.  med. 
Rabenhorst,  Ludwig,  Apotheker. 
Reinhard,  Dr.,  Geh.  Med.-Rath,  Präsident  des 

Landesmedicinalcollegiums. 
Röber,  B.,  Civilingenieur. 
Roth,  W.,  Dr.,  Professor,  Generalarzt  I.  Cl. 
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701 
702 
703 
704 
706 
706 
707 
708 
709 
710 
711 
712 
713 
714 
715 
716 
717 
718 
719 
720 
721 
722 
723 
724 
725 
726 
727 
728 
729 

730 
731 
732 
733 
734 
735 
736 
737 

738 
739 
740 


Dresden 


n 
n 

n 
n 
n 


Frankenberg 

Freiberg 
GroBsenhain 

a 

Hermbut 
Leipzig 

n 
n 
n 
n 

n 
»» 
n 
» 
n 


n 

Pirna 
Plauen  i.  V. 


Riesa 

KoBswein 

Scbandau 

Schwarzenberg 

Sebnitz 

Sonnen  stein 

Strehlen 

Zittau 

Zwickau 

n 

n 


Salb  ach,  B.,  Baurath. 

Schurig,  E.,  Dr.  med.,  Hofrath. 

Siemens,  Friedrich,  Fabrikbesitzer. 

Stresemann,  Richard,  Dr.,  Apotheker. 

Stübel,  Alfred,  Dr.,  Oberbürgermeister. 

Sussdorf,  Hermann,  Dr.,  Stabsarzt. 

Sussdorf,  Julius,  Professor  der  Chemie. 

Teucher,  Stadtrath. 

W  oll  mar,  Moritz,  Apotheker. 

Fickert,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Reinhardt,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Brückner,  Dr.,  Oberstabs-  und  Regimentsarzt 

Leo,  J.,  Dr.,  Apotheker. 

Kinne,  Bernhard,  Apotheker. 

Brückner,  G.  A.,  Dr.  med. 

Dietel,  Wilhelm  Gustav,  Stadtrath. 

Friedrich,  Max,  Ingenieur  u.  Fabrikbesitzer. 

Heubner,  Otto,  Dr.  med.,  Professor. 

Hof  mann,  Franz,  Dr.  med.,  Professor. 

Paulcke,  R.  H.,  Apotheker. 

Ploss,  H.,  Dr.  med. 

Reclam,  Carl,  Dr.  med.,  Professor. 

Rühlemann,  Gustav,  Dr.,  Oberstabsarzt. 

Schleissner,  Philipp,  Stadtrath. 

Siegel,  Dr.,  Medicinalrath,  Bezirksarzt. 

Sonnenkalb,  Dr., Geh. Medicinalrath, Professor 

£ra6,  Dr.,  Bezirksarzt. 

BuBchbeck,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Kuntze,   0.,   Oberbürgermeister,   Vertreter    dei 

Stadtraths. 
Rabenhorst,  Dr.,  Stabsarzt. 
Grundmann,  Emil,  Dr.,  Gerichtswundarzt. 
Müller^  Max,  Dr.  med. 
Hesse,  Walter,  Dr.,  Bezirksarzt. 
Blume,  Bürgermeister,  Vertreter  der  Gemeinde 
Weber,  Guido,  Dr.  med. 
Mendel,  Alfred,  Gutsbesitzer. 
Hesse,  F.  W.,  Dr.,  Bezirksarzt,  Vertreter  de« 

ärztlichen  Bezirksvereins. 
Butter,  Dr.,  Medicinalrath. 
Saxe,  Dr.,  Anstalts-  und  Bezirksarzt. 
Staude,  Dr.,  Medicinalrath. 


741 

742 

743 
744 
745 


Cann  Stadt 


Heilbronn 


Königreich  Württemberg. 


Blezinger,  Julius,  Dr.,  Oberamtsarzt. 
Fischer,  Gg.,  Dr.  med.,  Director  des  Wilhelms 

bades. 
Veiel,  Theodor,  Dr.  med. 

Höring,  Dr.,  Medicinalrath,  Oberamtsarzt,  f  1884 
Wüst,  Oberbürgermeister,  Vertr.  der  Stadtgem 
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746 

747 
748 
749 
750 
751 
752 
753 
754 
755 
756 
757 
758 
759 
760 
761 
762 

763 
764 

765 
766 

767 

768 

769 

770 

771 

772 

773 

774 

775 

776 

777 

778 

779 

780 

781 

782 
788 

784 

785 
786 
787 
788 
789 
790 
791 


Lndwigsburg 

Neckarsulm 
Neresheim 

Stuttgart 


n 
n 

» 
n 
» 
n 
I» 
» 

n 

n 
n 

if 

n 

* 
n 
n 
» 
n 
« 
n 
n 
n 
»» 
» 
n 
n 
n 
« 


Tübingen 


Ulm 


Schmidt,  Hermann,  Dr.,  Oberstabs-  und  Garni- 
sonsarzt. 

Bürger,  Dr.,  Oberamtswundarzt. 

Hör  in  g,  Dr.,  Oberamtsarzt. 

Schickhardt,  Oberamtmann. 

Arnold,  B.,  Dr.  med.,  Hofrath. 

Brigel,  Christian,  Dr.  med. 

Burckhardt,  H.,  Dr.  med. 

Dobel,  städtischer  Ingenieur. 

Eiben,  Rud.,  Dr.,  Oberamtswundarzt. 

V.  Fehling,  Dr.,  Geh.  Hofrath  und  Professor. 

F  e  h  1  i  n  g ,  Dr.,Vor8teher  d.  Landeshebammenschule. 

Fetz  er,  Hermann,  Dr.  med. 

y.  Fichte,  Dr.,  Generalarzt  I.  Classe. 

V.  Gärttner,  Dr.,  Obermedicinalrath. 

Gantter,  F.,  Dr.,  Chemiker. 

Grub,  Fr.,  Besitzer  der  Milchkuranstalt. 

Gussmann,   Ernst.,  Dr.,  Stadtdirections-   und 
Stadtarzt. 

V.  Hack,  Dr.,  Oberbürgermeister. 

V.  Jäger,    Dr.,     Regierungsdirector ,    Vorsteher 
des  königl.  Medicinalcollegiums. 

Kaiser,  Stadtbaurath. 

Klinger,  Dr.,  Vorsteher  des  stadtischen  chemi- 
schen Laboratoriums. 

y.  Koch,  Dr.,  Obermedicinalrath. 

Königs  höfer,  Oscar,  Dr.  med. 

Kos  tun,  Otto,  Dr.  med.,  Professor. 

Kurz,  Dr.,  Assistenzarzt  I.  Cl. 

Landenberger,  Dr.,  Obermedicinalrath 

Lindenmeyer,  Oscar,  Dr.  rer.  nat. 

y.  Minet,  Dr.,  Oberstabsarzt  a.  D. 

Pfeil  sticker,  A.,  Dr.,  Medicinalrath. 

y.  Reuss,  Dr.,  Obermedicinalrath  a.  D. 

Rheinhard,  Baurath. 

Säur,  Stadtdirections-  und  Stadtthierarzt. 

Schmid,  Carl,  Dr.  med. 

Sigel,  Albert,  Dr.  med.,  Professor. 

Steiner,  Dr.,  zweiter  Stadtarzt. 

Steudel,  Dr.,  Stadtdirections  Wundarzt. 

StoU,  Dr.,  Oberstabs-  und  Regimentsarzt. 

Strauss,  Dr.,  Stabsarzt.- 

Sussdorf,  Max,  Dr.  med.,  Professor  an  der  Thier- 
arzneischule. 

Weil,  Emanuel,  Dr.  med. 

Widenmann,  Adolf,  Dr.,  Centralimpfarzt. 

Zeller,  Dr.,  Obermedicinalrath  a.  D. 

Zöppritz,  August. 

y.  Liebermeister,  Dr.  med.,  Professor. 

Oesterlen,  Otto,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 

y.  Heim,  Oberbürgermeister. 
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792 
793 
794 
795 

Ulm 

» 

Urach 

Leube,  Gustav,  Apothekenbesitzer. 
Volz,  Dr.,  Oberamtsarzt,  Medicinalrath. 
Wacker,  Carl,  Dr.,  Apotheker. 
Garn  er  er,  Dr.,  Oberamtsarsit. 

Grossherzogthnm  Baden. 


796 

Eberbach 

797 

Freiburg  i.  Br 

798 

» 

799 

» 

800 

n 

801 

Heidelberg 

802 

« 

803 

804 

805 

n 

806 

Karlsruhe 

807 

n 

808 

n 

809 

»» 

810 

» 

811 

n 

812 

n 

813 

» 

814 

n 

815 

n 

816 

Mannheim 

817  j 

bis 

n 

826) 

827 

» 

828 

Pforzheim 

829 

Philippsburg 

Oeffinger,  Hermann,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Bäumler,  Dr.,  Geh.  Hofrath,  Professor. 

Eschbacher,  Dr.,  Medicinalrath. 

Reich,  Hubert,  Dr.,  Medicinalrath,  Bezirksarzt. 

Thiry,  Rudolph,  Dr.  med. 

Becker,  Otto,  Dr.  med.,  Professor,  Hofrath. 

Bilabel,   H.   A.,   Oberbürgermeister,    Vertreter 

des  Magistrats. 
Blum,  W.,  Dr.,  Reichstagsabgeordneter. 
Knauff,  F.,  Dr.,  Professor  der  Hygiene. 
Mittermaier,  Karl,  Dr.  med. 
Arnsperger,  L.,  Dr.,  Medicinalrath, Bezirksarzt. 

*  Bat  tl  ebner,  Dr.,  Ober  medicinalrath. 
Baumeister,  R.,  Professor  am  Polytechnicum. 
V.  Beck,  Dr.,  Generalarzt 

Cathiau,  Thomas,  Dr.,  Architekt. 

Hoffmann,  Dr.,  Generalarzt  a.  D. 

Keller,  Wilhelm,  Ingenieur. 

Lauter,  Oberbürgermeister,  Vertreter  des  Ma- 
gistrats. 

Riffel,  Dr.,  DocenC  der  Hygiene  am  Polytech- 
nicum. 

Schnetzler,  Bürgermeister. 

Moll,  Oberbürgermeister,  Vertreter  des  Ge- 
meinderaths. 

10  Mitglieder  des  Gemeinderaths. 

Zeroni  sen.,  Dr.  med..  Geh.  Hofrath. 

*  Thomm,  Dr.  med. 

*  Blume,  J.,  Dr.,  Bezirksassistenzarzt. 


830 
831 
832 
833 
834 
835 
836 
837 
838 


Alsfeld 

Alzei 

Darmstadt 


V 

n 


Friedberg 


Orossherzogthnm  Hessen. 


Schlosser,  Dr.,  Medicinalrath,  Kreisarzt. 

Schenk,  Dr.,  Kreisarzt. 

Eigenbrodt,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 

Krause,  Gustav,  Dr.  med. 

Neidhart,  Dr.,  Medicinalrath,  Kreisarzt. 

Ohly,  Oberbürgermeister. 

Pfeiffer,  Hei'mann,  Dr.,  Obermedicinalrath. 

Reissner,  Dr.,  Obermedicinalrath,  Kreisarzt. 

Lorenz,  M.,  Dr.,  Medicinalrath,  Kreisarzt. 
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839 

Mainz 

^gfS^^y  ^M  ^^'1  Vorsteher  des  chemischen  Unter- 
suchungsamtes  für  die  Provinz. 

840 

n 

Helwig,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath,  Kreisarzt. 

841 

n 

Käu  ff  er,  Paul,  Ingenieur. 

842 

if 

Kreissig,  Stadtbaumeister. 

843 

« 

Kupferberg,  Florian,  Dr.  med. 

844 

n 

Mayer,  Ludwig,  Dr.  med. 

845 

n 

Koos,  Baumeister. 

846 

Offenbach 

Mönch,  Dr.  med. 

847 

Oppenheim 

*  Fertig,  S.,  Dr.,  Kreisarzt. 

Kleinere  norddentsche  Staaten. 


848 

849 
850 
851 
852 
853 
854 
855 
856 
857 
858 
859 
860 
861 
862 
863 
864 
865 
866 
867 
868 

869 
870 
871 
872 
873 
874 
875 
876 
877 

878 
879 
880 

881 


Arnstadt 

Bemburg 

Blankenburg  i.  Br. 

Braunschweig 


Coburg 

n 

Dessau 

n 


Detmold 

Eisenach 

Grnoien 

Gotha 

Greiz 

Güstrow 

Helmstedt 

Jena 

» 
Meiningen 

Oldenburg 

n 

Penzlin 
Rostock 

n 
n 

n 

n 
» 


Osswald,  Hermann,  Dr.,  Sanitatsrath ,  Bezirks- 

physicus. 
W  es  che,  Dr.,  Medicinalrath,  Kreisphysicus. 
Eyselein,  Oscar,  Dr.  med.         V 

*  Blasius,  R.,  Dr.  med.,  Docent  der  Hygiene. 
Prael,  Franz,  Dr.  med. 

Uhde,  C.  W.  F.,  Dr.,  Medicinalrath,  Professor. 
Berg  er,  Friedrich,  Dr.,  Medicinalrath. 
Eichhorn,  Traugott,  Apotheker. 

*  Böttger,  Paul,  Dr.  med. 

Frank el,  Dr.,  Regierungs-  u.  Geh.  Medicinalrath. 

Lehm  er,  Regierungs-  und  Bergrath. 

Mann,  Dr.,  Regierungs-  und  Medicinalrath. 

Richter,  Dr.,  Kreisphysicus. 

Petri,  Premierlieut.  a.  D.,  Vertreter  d.  Magistrats. 

Balzer,  C,  Dr.,  Professor. 

Hörn,  Adolf,  Dr.,  Sanitatsrath. 

V.  Ketelhodt,  Freiherr,  Geh.  Staatsrath. 

Lebensversicherungsbank  für  Deutschland. 

Köttnitz,  0.,  Dr.,  Medicinalrath,  Kreisphysicus. 

Waldow,  Friedrich,  Dr.  med. 

*  Hampe,  C,  Dr.,  Physicus,  Vertreter  des  Braun- 

schweiger Vereins  für  off.  Gesundheitspflege. 
Reichardt,  Dr.,  Professor  der  Chemie. 
Schimmelpfennig,  Postdirector. 
V.  Immhoff,  Freiherr,  Major. 

*  Kelp,  Dr.,  Obermedicinalrath. 
Mutzenbecher,  Oberregierungsrath. 
Krüger,  Ludwig,  Dr.,  Sanitatsrath. 
Behm,  Ernst,  Senator. 

*  Dornblüth,  Fr.,  Dr.  med. 

Lesenberg,  W.,  Dr.,  Medicinalrath,  Kreis- 
physicus. 

Passow,  W.  P.  A.,  Dr.  med. 

Red  er,  Franz,  Dr.  med. 

Scheven,  Ernst,  Dr.,  Medicinalrath,  Kreis- 
physicus. 

Uffelmann,  J.,  Dr.  med.,  Professor. 


8 


114         Bericht  des  Ausschusses  über  die  elfte  Versammlung 


J^ 

Wo  h  u  0  r  t 

Namen  und  Stand 

882 
883 
884 
885 
886 
887 

Rostock 

Schwartau 

Schwerin 

Weimar 

» 

a 

*  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege. 
Hell  wag,  Dr.,  Amtsarzt. 

Heise,  Carl,  Dr.  med. 

V.  Gonta,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 

Pfeiffer,  L.,  Dr.,  Geh.  Medicinalrath. 

*  Zun  ekel,  Hermann,  Ingenieur. 

888 

Bremen             ; 

889 

1 
n 

89() 

n 

891 

1» 

892 

n                               1 

893 

»I 

894 

» 

895 

» 

896 

Hamburg 

897 

n 

898 

» 

899 

» 

900 

T» 

901 

»I 

902 

n 

903 

n 

904 

n 

905 

n 

906 

1» 

907 

1 

908 

» 

909 

n 

910 

n 

911 

n 

012 

n 

913 

n 

914 

.1 

915 

n 

916 

1» 

917 

r 

018 

n 

919 

1 

920 

n 

921 

»? 

022 

1 

923 

n 

024 

n 

025 

1 

926 

r 

927 

» 

Freie  Städte. 

Focke,  W.  0.,  Dr.,  Polizeiarzt. 
.Tanke,  Louis,  Dr.,  Staatsmed.-Chemiker. 

*  Lamm  er  8,  A.,  Redacteur. 

*  Lorent,  Eduard,  Dr.  med. 

*  Pauli,  Bernhard,  Dr.  med. 
Pletzer,  Heinrich,  Dr.  med. 
Runge,  Gustav,  Architekt. 
Thorspecken,  Dr.  med. 
Amsink,  J.,  Dr.  med. 
Arning,  J.  F.,  Dr.  med. 
Barca,  Theodor,  Kaufmann. 
Barg  um,  Baupolizeiinspector. 
Classen,  A.,  Dr.  med. 

*  Classen,  Johannes,  Baupolizeiinspector. 
Curschmann,  H.,  Dr.  med.,  Krankenhausdirectoi 
Dangers,  G.,  Pastor,  stand.  Secretar  des  Verein 

für  öflentliche  Gesundheitspflege  in  Hamburg. 
£isenlohr,  Carl,  Dr.  med. 
Erman,  F.  B.,  Dr.,  Physieus. 
Fränkel,    Eugen,    Dr.  med.,   Prosector   am   all 

gemeinen  Krankenhause. 
Gerson,  C.  IL,  Dr.  med.  • 

Gläser,  J.  A.,  Dr.  med. 
Happe,  Dr.  med. 

Kirch enpau er,  Dr.,  Bürgermeister. 
Köhne,  IL  W.,  Professor,  Staatsthierarzt. 
K ö  1  li 8 c h ,  Districtsthierarzt. 

*  Kraus,  Th.,  Dr.,  Medicinalrath. 
Krieg,  J.  E.,  Dr.  med. 
Krüss,  Hugo,  Dr.,  Opticus. 
Kuehne,  Dr.  med. 

Lundt,  G.  M.,  Director  des  allg.  Kraukenhausee 

*  Lutteroth,  Arthur,  Kaufmann. 
V.  Melle,  E.,  Senator. 

*  Meyer,  F.  Andr.,  Oberingonieur  d.  Baudeputatioii 
Meyer,  G.  A.,  Dr.,  Districtsarzt. 

Möring,  Rudolf  U.,  Kaufmann. 
Müller,  C.  C.  IL,  Medicinalbeamter. 
Neumayer,  Dr.,  Professor  u.  Admiralitätsrath. 
Nie  der  Stadt,  B.  C,  Dr.,  Handelschemiker. 
Oberdörffer,  A. ,  beeidigter  Ilandelschemiker 
Oehrens,  W.,  Dr.  med. 


des  Deutschen  Vereius  für  öS.  Gesundlieitsptiege  zu  ffannover.     115 


Jf 

Wohnort 

Nanieu  und  Stand 

926 

Hamharg 

Petersen,  Dr.,  Bürgermeister. 

929 

» 

Petersen,  Ferdinand,  Ingenieur. 

930 

r 

Pieper,  Oscar,  Dr.,  Chemiker. 

931 

n 

Piza,  M.,  Dr.  med. 

932 

n 

PI  am b  eck,  N.,  Kaufmann. 

933 

rt 

*  Rathgen,  Dr.,  Polizeiarzt. 

934 

I» 

Reincke,  J.  J.,  Dr.,  Physicus. 

935 

n 

Keusche,  E.,  Dr.  med. 

936 

n 

Reye,  Dr.,  Oberarzt  der  Irrenheilanstalt. 

937 

» 

Riekenberg,  Dr.,  Director  der  Kräuterheil- 
anstalt. 

938 

« 

Sandow,  Ernst,  Dr.,  Apotheker. 

939 

ff 

Schaeffer,  Alexander,  Ingenieur. 

940 

n 

Schomburgk,  Hermann,  Architekt. 

941 

n 

Schröter,  Franz,  Dr.  med. 

942 

n 

Sohege,  J.  B.  Ch.,  Dr.' med. 

943 

ff 

Ulex,  G.  F.,  Apotheker. 

944 

n 

Versmann,  E.,  Kaufmann. 

945 

w 

Versmann,  J.,  Dr.,  Senator. 

94(5 

ff 

\  oigt,  L.,  Dr.,  Oberimpfarzt. 

947 

ff 

Wibel,  F.,  Dr.,  Director  des  chemischen  Staats- 
laboratoriums. 

948 

Lübeck 

Martiny,  Baudirector. 

949 

Bolchen 

950 

Colmar 

951 

Metz 

952 

Mülhausen 

953 

Strassburg 

954 

ff 

955 

ff 

9-36 

ff 

957 

ff 

958 

Weissenburg 

959 

Agram 

960 

Amstetten 

961 

Baden 

962 

Brück  a.  d.  L 

963 

Brunn 

964 

965 

966 

ff 

967 

j 

n 

968 

Budapest 

969 

Elsass  -  Lothringen. 

• 

Pawolleck,  Carl,  Dr.,  Kreisarzt. 
Goetel,  Dr.,  Regierungs-  und  Medicinalrath. 
Meiuel,  Dr.,  Sanitätsrath,  Kreisarzt. 
Mieg-Köchlin,  J.,  Bürgermeister. 
Hermann,  Gustav,  Ingenieur. 
Kohts,  0.,  Dr.  med.,  Professor. 
Krieger,  Dr.,  San.-Rath,  Kreisarzt,  Privatdocent. 
Kussmaul,  Dr.,   Geh.  Medicinalrath,   Professor. 
*  Wasserfuhr,  Herm.,  Dr.  med.,  Ministerialrath. 
Veith,  .1.,  Dr.,  Kreisarzt. 

Oesterreich  •  Ungarn. 

Mühlvenzl,  Frz.,  Dr.,  Militär- Sauitätschef. 

Wawra,  Heinrich,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Barth,  Wilhelm,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Blumen  fei  d,  Hermann,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Igl,  Johann,  Dr.,  Bezirksarzt. 

Katholicky,  K.,  Dr.,  Primararzt,  Sanitätsrath. 

Kuh,  Moritz,  Dr.,  Sanitätsrath. 

Kusy,  Eman.,  Dr.,  Statthaltereirath  und  Landes- 

Sanitatsreferent. 
Lorenz,  Alfred,  Oberingenieur,  Professor. 
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Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege 

zu  Freiburg  i.  Br. 

vom   15.  bis  17.  September  1885. 


Erste    Sitzung. 

BienBtag,   den   15.  Septemberi  YormittagR  9  Uhr. 

Voraitsender  Oberlugenleur  Meyer  (Hamburg)  eröffnet  die  Ver- 
MunmloDg  mit  einigen  begrüssenden  Worten  und  ertheilt  hierauf  zunächst 
du  Wort  dem  Beauftragten  der  Grossherzoglich  Badischen  Landesregierung 
Herrn 

Landeseommissftr  Mlnlsterlalrath  Hebting  (Freiburg): 

„Heine  hochgeehrten  Herren!  Die  geschäftsleitenden  Organe  des 
Deutachen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  hatten  die  Freundlich- 
keit, die  GroBsherzoglich  Badische  Regierung  zu  Ihrer  diesjährigen  Zu- 
■ammenknnft  hier  in  Freiburg  einzuladen.  Die  Chefs  der  beiden  Ministerien 
des  Innern  und  der  Justiz,  des  Unterrichts  und  des  Cultus,  sowie  der 
Baspicient  in  Medicinalangelegenheiten ,  Herr  Medicinaldirector  Eisenlohr 
in  Karlsrohe,  hätten  es  sich  zur  grossen  Ehre  angerechnet,  heute  in  Ihrer 
Mitte  SU  erscheinen,  Sie  herzlich  willkommen  zu  heissen  und  Ihnen  ganz 
besonders  dafär  zu  danken,  dass  Sie  für  Ihre  heurige  Versammlung  daß 
Badische  Land  ausgewählt  haben.  Zu  ihrem  grossen  Leidwesen  sind  sie 
ans  einer  Reihe  zwingender  Gründe  verhindeii;,  heute  unter  Ihnen  zu  er- 
seheinen. Diese  Gründe  sind  hauptsächlich  die  Anwesenheit  Sr.  Majestät 
des  Deutschen  Kaisers  in  Karlsruhe  und  die  Vorbereitungen  zu  der  in  aller- 
Bftchiter  Zeit  stattfindenden  Vermählung  Sr.  Königl.  Hoheit  des  Erbgross- 
herxogs.  Se.  Excellenz  der  Herr  Staatsminister  hat  darum  mir  den  ehren- 
ToUen  Auftrag  ertheilt,  Sie  meine  hochgeehrten  Herren  im  Namen  der 
Grosshenoglich  Badischen  Regierung  feierlich  zu  begrüssen.  Ich  entspreche 
diesem  Auftrage  mit  um  so  grösserer  Bereitwilligkeit,  als  Sie  dieses  Jahr 
nicht  nur  Gegenstände  der  allgemeinen  Volks  wohl  fahrt  auf  hygienischem  Ge- 
biete, sondern  insbesondere  auch  eine  Frage  in  den  Kreis  Ihrer  Besprechung 
aufgenommen  haben,  die  gerade  für  uns  in  Baden  von  der  allergrössten 
Bedeatnng  ist,  da  sie  da  und  dort  die  Gemüther  in  grosse  Aufregung  ver- 
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setzt  hat,  und  voranssichtlich  nicht  sobald  von  der  Tagesordnang  ver- 
schwinden wird,  ich  meine  die  Stadterweiternng  in  hygienischer  Beziehung. 

„In  nie  geahnter  Weise  haben  sich  mehrere  badische  Städte  in  den 
letztvergangenen  Jahren  vergrössert.  Grossartige  Unternehmungen,  Bauten 
und  Anlagen  aller  Art,  welche  nicht  nur  die  Annehmlichkeit  des  Zusammen- 
wohnens  erhöhen,  sondern  insbesondere  auch  den  Gesundheitszustand  der 
betreffenden  Städte  zu  fördern  berufen  sind,  wurden  in  Angriff  genommen 
und  sind  zum  Tb  eil  schon  vollendet.  Die  damit  verbundenen  grossen 
Opfer,  die  grosse  Belastung  der  städtischen  Budgets  und  die  ungewohnten 
grösseren  Anforderungen  an  die  Häuserbesitzer  haben  nicht  verfehlt,  da  und 
dort  Verstimmungen  und  Yorurtheile  wachzurufen ,  deren  Beseitigung  den 
localen  Behörden  nur  schwer,  manchmal  auch  gar  nicht  gelingt. 

„Nichts  scheint  nun  aber  geeigneter,  solchem  Yorurtheile  mit  Erfolg 
entgegen  zu  arbeiten,  als  die  Erörterung  dieser  Frage  gelegentlich  der  Zu- 
sammenkunft hervorragender  Männer  aus  allen  Gauen  Deutschlands,  welche 
an  der  Hand  der  Erfahrung  nachweisen  können,  dass  es  sich  jetzt  nicht 
mehr  um  die  Lösung  eines  wissenschaftlichen  Problems,  sondern  vielmehr 
darum  handelt,  bei  uns  auch  das  ins  Werk  zu  setzen,  was  anderwärts  sich 
längst  erprobt  hat,  dass  es  sich  darum  handelt,  durch  umsichtiges  rationelles 
Vorgehen  den  grössten  Schatz  zu  heben,  den  unsere  Städte  in  ihrem 
durchwühlten  Untergrunde  bergen  —  die  Gesundheit.  Nun,  meine  Herren, 
ich  bin  überzeugt,  dass  Ihre  heurigen  Verhandlungen  gerade  so  frucht- 
bringend und  segenspendend  für  das  Gesammtwohl  unseres  deutschen  Vater- 
landes sein  werden,  wie  die  vorhergehenden;  in  dieser  Voraussicht  rufe  ich 
Ihnen  im  Namen  der  Badischen  Regierung  zu:  Seien  Sie  herzlich  will- 
kommen 1"^ 

Oberbürgermeister  Schuster  (Freiburg): 

„Hochgeehrte  Herren!  Gestatten  Sie  mir  nur  wenige  Worte,  womit 
ich  Ihnen  den  Gruss  der  Bürgerschaft  Freiburgs  entgegenbringe,  womit 
ich  Sie  in  unseren  Mauern  herzlich  willkommen  heisse  und  Ihnen  zugleich 
den  Dank  insbesondere  dafür  ausspreche,  dass  Sie  unsere  Stadt  als  Ver- 
sammlungsort gewählt  haben.  Wir  sind  hierauf  ebenso  stolz,  als  wir  Ihnen 
dankbar  sind.  Wir  haben  von  den  Lehren,  wie  solche  der  Verein  für 
öffentliche  Gesundheitspflege  in  Wort  und  Schrift  in  so  reichlichem  Maasso 
und  in  so  segensreicher  Weise  verbreitet  hat,  wenn  auch  nur  im  Kleinen 
Gebrauch  gemacht.  Während  Sie  bisher  bei  allen  Ihren  Versammlungen 
die  grössten  und  grösseren  Städte  Deutschlands  sich  ausgewählt  hatten, 
Städte,  in  welchen  schon  grossartige,  mustergültige  hygienische  Einrichtungen 
bestanden,  können  wir  uns,  wie  schon  bemerkt,  bei  unseren  bescheidenen 
localen  Verhältnissen  nur  in  einem  engen  Rahmen  bewegen.  Icn  glaube 
aber,  dass  das  Wenige,  was  wir  geleistet  haben,  Ihre  Anerkennung,  Ihre 
Billigung  finden  wird.  Jedenfalls  sind  wir  überzeugt,  dass  es  theilweise 
Ihr  Werk,  was  hier  geschehen  ist,  dass  Ihre  Lehren  Anwendung  gefunden 
haben,  und  so  können  wir  wohl  mit  Recht  sagen:  es  sind  auch  Früchte 
Ihrer  Arbeit,  die  wir  Ihnen  vorzeigen  können.  Die  Einwohnerzahl  unserer 
Stadt,  welche  im  Jahre  1870  21000  betrug,  hat  sich  im  Verlaufe  der 
letzten  15  Jahre  auf  42  000,  also  auf  das  Doppelte  erhöht,  und  es  ist  leicht 
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erklärlich,  dass  die  Bedürfnisse  und  die  Anforderungen,  welche  bei  einem 
80  ungewöhnlichen  Bevölkerungszuwachse  an  unsere  Gemeinde  gestellt  wor- 
den sind,  auch  ein  rasches  Tempo  für  ihre  Ausführung  bedurften.  So  sind 
s.  B.  in  dem  letzten  Decennium  ausser  der  Entstehung  neuer  Stadttheile 
drei  Schulgebäude  mit  zusammen  63  Lehrsälen,  ein  grösseres  Pfründnerhaus, 
eine  Quellwasserleitung,  eine  Gasfabrik  und  ein  Schlachthaus  mit  einem 
Kostenaufwande,  der  sich  nach  Millionen  berechnet,  theils  hergestellt  worden, 
theÜB  sind  sie  ihrer  Vollendung  nahe.  Wie  wir  uns  gegenwärtig  mit  der 
Tiefcanalisation  beschäftigen,  das  weisen  Ihnen,  meine  Herren,  unsere 
schlechten,  aufgewühlten  Strassen  zur  Genüge  nach,  und  ich  brauche  wohl 
auch  nicht  zu  yersichem,  dass  in  d«r  allerneuesten  Zeit  wieder  gprössere 
Anforderungen  —  ich  erwähne  nur  die  Friedhofserweiteruj^g,  den  Leichen- 
hausbau  u.  s.  w.  —  unsere  Thätigkeit  in  Anspruch  nehmen  werden. 

„Alles  das,  meine  Herren,  sind  Einrichtungen,  sind  Arbeiten,  bei  welchen 
uns  Ihre  Vorschläge,  Ihre  Belehrungen  in  Wort  und  Schrift  segensreiche 
Dienste  geleistet  haben,  und  noch  leisten  werden  und  wir  werden  eine  be* 
sondere  Befriedigung  darin  erblicken,  wenn  Sie  bei  der  Rundschau,  die  Sie 
hier  halten,  die  Ueberzeugung  gewinnen  können,  dass  wir  wenigstens  be- 
müht waren,  Ihre  Rathschläge,  Ihre  Lehren  für  unsere  Stadt  in  Wirklichkeit 
nutzbar  zu  machen. 

^So  möge  denn  Ihr  Wirken,  das  ja  schon  so  viele  Verbesserungen  in 
unseren  sanitären  Verhältnissen  hervorgerufen  hat,  auch  ferner  von  den 
besten  Erfolgen  begleitet  sein,  mögen  die  Saatkörner,  die  Sie  fort  und  fort 
ausstreuen,  alle  Zeit  auf  einen  guten,  auf  einen  fruchtbaren  Boden  fallen, 
dann  werden  auch  für  Staat  und  Gemeinden  die  reichlichen  Ernten  nicht 
ausbleiben. 

^Schliesslich,  meine  Herren,  wünsche  ich,  dass  es  Ihnen  in  Frcibui'g 
gefallen  möge,  dass  Sie  sich  wohl  und  heimisch  in  unserer  Mitte  fühlen, 
und  ich  gebe  die  Versicherung,  dass  wir  von  uns  aus  bestrebt  sein  werden, 
Ihnen  den  Aufenthalt  in  unseren  Mauern  so  angenehm  wie  möglich  zu 
machen;  und  so  heisse  ich  Sie  in  der  Hauptstadt  unseres  freundlichen,  so 
reich  gesegneten  Breisgaues  nochmals  von  Herzen  willkommen!^ 

Hofrath  Professor  Dr.  Eisele^  Prorector  magniflcns  (Freiburg): 

y, Hochgeehrte  Herren!  Ich  habe  die  Ehre,  Sie  Namens  der  hiesigen 
Hochschule  zu  begrüssen.  Ich  selbst  bin  für  meine  Person  Jurist,  aber 
ich  bin  in  mein  corpus  juris  nicht  so  verbohrt,  dass  ich  nicht  auch  für 
andere  Dinge  Interesse  hätte  und  speciell  für  das,  was  Ihr  Arbeitsfeld  bil- 
det. Die  Gesundheit  ist  ja  ein  Gut ,  das  alle  Menschen  schätzen  und  die 
öffentliche  Gesundheitspflege  ist  ein  Arbeitsfeld,  das  Jeden  interessiren  muss. 
Bei  den  Arbeitsfeldern,  die  Gegenstand  für  die  Wissenschaft  sind,  besteht 
das  eigenth  um  liehe  Verhältniss,  dass,  wenn  sie  bebaut  werden,  sie  sich  ver- 
grössern  und  in  ungeahnter  Weise  erweitern.  Das  ist  auch  mit  Ihrem 
Arbeitsfelde  der  Fall.  Selbst  dem  Laien  muss  sich  dies  nahelegen.  Auch 
die  Universitäten  werden  sich  dem  anbequemen  müssen.  Soviel  ich  weiss, 
ist  schon  die  Rede  davon,  an  den  grösseren  medicinischen  Facultäten  für 
das  Gebiet  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  besondere  Lehrstühle  zu  er- 
richten.  Ich  glaube,  es  werden  nach  und  nach  alle  grösseren  medicinischen 
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Facultäteu  bestrebt  sein  müssen,  solche  zu  bekommen,  und  ich  zweifle  nicht, 
dass  auch  die  hiesige  Facultat,  welche  zu  den  grösseren  gehört,  zu  rechter 
Zeit  das  Nöthige  zu  beantragen  wissen  wird. 

„Meine  Herren!  Ich  würde  es  für  unrecht  halten i  die  für  Ihre  Be- 
rathungen  bestimmte  Zeit  noch  länger  in  Anspruch  zu  nehmen.  Lassen  Sie 
mich  nur  noch  eins  sagen.  Es  sind  jetzt  zwei  Jahre  her,  dass  hier  die 
deutschen  Naturforscher  und  Aerzte  tagten.  Während  der  Zeit  ihrer  Ver- 
sammlung hat  sich  in  Freibnrg  etwas  Merkwürdiges  ereignet:  in  einer 
ganzen  Woche  ist  Niemand  hier  gestorben.  Meine  Herren,  ich  denke,  Sie 
werden  hinter  dieser  Leistung  nicht  zurückbleiben  wollen  und  so  lange  Sie 
hier  sind,  darf  nicht  nur  Niemand  sterben,  sondern  auch  Niemand  krank 
werden.**  ^ 

Mediclnalrath  Dr.  Reich  (Freiburg): 

„Meine  Herren!  Ich  habe  die  Ehre,  Sie  im  Namen  des  hiesigen  Lo- 
calcomites  und  der  hiesigen  Aerzte  zu  begrüssen.  Als  im  Frühjahr 
durch  den  Herrn  Secretär  des  Vereins  die  Anfrage  hierher  gerichtet  wurde, 
ob  die  Versammlung  hier  tagen  könne,  konnte  ich  im  Auftrage  der  Stadt- 
behörde sofort  die  Antwort  ertheilen,  dass  die  Stadt  Freiburg  die  Wahl 
freudig  annehme  und  die  Versammlung  in  ihren  Mauern  herzlich  willkom- 
men heissen  werde.  Freibarg  muss  zwar  hinter  den  grossen  Städten,  die 
bis  jetzt  Sitz  Ihrer  Versammlung  gewesen  sind,  bescheiden  zurücktreten, 
Sie  werden  aber  doch  Gelegenheit  haben  sich  davon  zu  überzeugen,  dass 
Freiburg  in  dem,  was  es  für  die  Hebung  und  Förderung  der  öffentlichen 
Gesundheitspflege  zu  leisten  hatte,  wenigstens  nicht  zurückgeblieben  ist. 
Ist  Freiburg  doch  die  erste  Stadt  Südwestdeutschlands,  welche  die  für  eine 
so  kleine  Stadt  schwierige  Aufgabe  der  Ganalisation  in  Angriff  genommen 
hat  und  zur  Ausführung  bringt.  Die  kleine  Festschrift,  welche  die  Stadt 
Ihnen  gewidmet  hat,  wird  Ihnen  einen  Einblick  in  unsere  hygienischen  Ein- 
richtungen gewähren.  Auch  die  Aerzte  bringen  Ihrem  Vereine  und  Ihren 
Bestrebungen  ein  warmes  Interesse  entgegen.  Es  ist  vor  zwei  Jahren  auf 
der  Versammlung  der  Naturforscher  von  einer  der  ersten  Koryphäen  der 
Medicin  der  Satz  ausgesprochen  worden,  dass  nicht  mehr  die  pathologisch- 
anatomische Forschung  und  Untersuchung,  sondern  die  Erforschung  der 
Aetiologie  der  Krankheiten  in  den  Vordergrund  getreten  ist;  folgerichtig 
ist  damit  der  Verhütung  und  Vorbeugung  der  Krankheiten,  welche  ja  eine 
Hauptaufgabe  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  ist,  die  wichtigste  Stelle 
im  ärztlichen  Handeln  angewiesen  worden. 

„Die  Aerzte,  welche  von  jeher  gewohnt  sind,  Ihre  Zeitschrift  als  eine 
reiche  Fundgrube  hygienischer  Wissenschaft,  als  einen,  ich  möchte  sagen, 
goldenen  Codex  hygienischer  Lehren  hochzuschätzen,  würdigen  vollauf  die 
Thätigkeit  und  die  Bestrebungen  Ihres  Vereins,  und  ich  weiss  mich  so  einig 
mit  den  Aerzten,  wenn  ich  auch  in  ihrem  Namen  Sie  in  Freiburg  herzlich 
willkommen  heisse." 

Vorsitzender  Oberingenieur  Meyer  (Hamburg): 

„Meine  Herren!  Bevor  wir  unserer  Gewohnheit  gemäss  an  die  Ver- 
lesung des  Rechenschaftsberichts  für  das  abgelaufene  Geschäftsrjahr  heran- 
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treten,  haben  wir  die  Pflicht,  uns  dankbar  auszusprechen  gegen  die  Regie- 
rung des  GroBsherzogthums  Baden  sowohl,  wie  gegen  die  Stadt  Freiburg, 
welche  beide  in  so  ausserordentlich  entgegenkommender  Weise  uns  hier  eine 
Stätte  bereitet  haben. 

„Wir  haben  geglaubt,  als  wir  in  der  Ausschusssitzung  zu  Berlin  im 
Februar  dieses  Jahres  den  Platz  für  die  heurige  Versammlung  aussuchten, 
der  Hauptstadt  des  Landes,  Karlsruhe,  verpflichtet  zu  werden.  Wir  waren 
Yon  dortaus  freundlich  eingeladen,  und  Herr Medicinalrath  Dr.  Arnsperger, 
der  gerade  in  Berlin  war,  hatte  die  weitere  Vermittelung  übernommen  und 
ist  ans  darin  treu  geblieben.  Aber  als  höhere  Rücksichten  den  Plan  kreuz- 
ten, die  Rücksicht  auf  die  dorthin  verlegten  Kaisermanöver,  da  würde  eine 
Gemeinschaft,  auf  die  wir  Werth  legen,  nämlich  die  locale  Nachbarschaft 
mit  dem  Aerztetage  und  mit  der  Naturforscherversammlung,  gelitten  haben, 
wenn  uns  nicht  in  einer  ihrer  Lage  ganz  entsprechenden  Weise,  in  der  ein- 
ladendsten Weise  die  Stadt  Freiburg  über  die  Schwierigkeit  hinweg  geholfen 
hätte.  Es  wird  am  Schlüsse  des  Congresses  am  Orte  sein,  näher  auf  den 
Dank  einzugehen,  welcher  unserer  anmuthigen  Wirthin.  gebührt  Aber 
nachdem  wir  bereits  in  unserer  gestrigen  Ausschusssitzung  erkannt  haben, 
wie  viele  mühsame  Vorbereitungen  und  zweckmässige  Veranstaltungen  von 
Seiten  der  Regierung,  von  Seiten  der  Stadt,  von  Seiten  der  Universität,  von 
Seiten  unseres  Localausschusses  für  uns  getroffen  sind,  ist  es  jedenfalls 
heute  schon  an  der  Zeit,  insbesondere  den  Herren,  welche  unserer  Einladung 
gefolgt  sind  und  uns  mit  so  wohlwollenden  Worten  begrüsst  haben,  den 
Herren  Ministerialrath  Hebting,  Oberbürgermeister  Schuster,  Prorector 
Hofrath  Eisele  und  Medicinalrath  Dr.  Reich  zu  danken.  Ich  spreche 
diesen  Dank  hier  namens  des  Congresses  aus. 

„Ich  bitte  jetzt  Herrn  Secretär  Dr.  Spiess,  den  Rechenschafts- 
bericht vorzulesen." 

Der  ständige  Secretär  Sanltätsrath  Dr.  SpiesS  (Frankfurt  a.  M.) 
Terliest  hierauf  den 

Hechensohaftsbericht 

des 

Ausschusses  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege 
für  die  Zeit  vom  September  1884  bis  1885. 

Durch  Beschluss  der  Vereins  Versammlung  zu  Hannover  vom  17.  Sep- 
tember wurde  der  Ausschuss  für  das  Geschäftsjahr  1884  bis  1885, 
wie  folgt,  zusammengesetzt: 

Oberingenieur  F.  Andreas  Meyer  (Hamburg),  Vorsitzender, 

WirkL  Geheimerath  Hobrecht  Exe.  (Berlin), 

Bürgermeister  Dr.  v.  Erhardt  (München), 

Statthaltereirath  Dr.  v.  Karajan  (Wien), 

Sanitätsrath  Dr.  Graf  (Elberfeld), 

Bürgermeister  Struckmann  (Hildesheim)  und 

Dr.  A.  Spiess  (Frankfurt  a.  M.),  ständiger  Secretär. 


6  Bericht  des  Ausschusses  über  die  zwölfte  Versammlung 

Der  AusBchuss  trat  mit  Ausnahme  des  durch  Dieustgeschäfte  verhin- 
derten Herrn  Statthaltereirath  Dr.  y.  Karajan  am  10.  und  11.  Februar  d.  J. 
zu  einer  AuBSchusssitzung  in  Berlin  zusammen,  in  welcher  Zeit  und  Ort 
sowie  die  Themata  und  Referenten  für  die  diesjährige  Versammlung  fest- 
gesetzt wurden. 

Als  Zeit  der  Versammlung  bestimmte  man  dem  Herkommen  gemäss 
die  Tage  vor  Beginn  der  Naturforscherversammlung,  den  15.,  16.  und 
17.  September. 

Als  Ort  der  Versammlung  wurde  mit  Rucksicht  auf  den  gebräuch- 
lichen Wechsel  zwischen  Nord-  und  Säddeutschland  und  auf  das  Zusammen- 
treten der  Naturforscherversammlung  in  Strassburg  die  Stadt  Karlsruhe 
gewählt,  die  durch  ihren  Magistrat  die  Versammlung  dorthin  hatte  einladen 
lassen.  Als  kurze  Zeit  nachher  die  Dispositionen  der  Kaisermanöver  fest- 
gestellt wurden  und  es  sich  zeigte,  dass  gerade  in  den  Tagen  des  CongpresseB 
in  nächster  Nähe  von  Karlsruhe  grosse  Manöver  stattfinden  sollten,  kam 
der  Magistrat  der  Stadt  Karlsruhe  und  der  Ausschuss  überein,  dass  es  wohl 
zweckmässiger  wäre,  für  dieses  Jahr  von  einer  Versammlung  in  Karlsruhe 
abzusehen.  Der  Ausschuss  lenkte  dcsshalb  seine  Wahl  auf  Freiburg  i.  Br., 
von  wo  ihm  seitens  der  städtischen  Behörden  ein  freundliches  Willkommen 
^zugesagt  wurde. 

Als  Themata  für  die  Versammlung  wurden  die  folgenden  bestimmt 
und  die  HeiTen  bezeichnet,  die  um  Uebemahme  der  einzelnen  Referate 
ersucht  werden  sollten;  dieselben  haben  der  Bitte  in  bereitwilligster  Weise 
entsprochen : 

Tagesordnung: 

Dienstag;  den  15.  September. 

Erste  Sitzung. 
I.  lieber  StädteorweiteruDg,  besonders  in  bygienischer  Beziehung. 

Vorbereitende  Commission :    Herr  Oberbürgermeister  Becker  (Düsseldorf)« 

„     Sanitätsrath  Dr.  Lent  (Köln). 
„     StadtbaumeLster  Stubben  (Köln). 

Mittwoch;  den  16.  September. 

Zweite  Sitzung. 
IL  Maassregeln  bei  ansteckenden  Kinderkrankbeiten  in  den  Scbnlen« 

Referenten:   Herr  Medicinalrath  Dr.  Arnsperger  (Karlsrube). 
„     Gymnasialdircctor  Dr.  Fulda  (Sangershnusen). 

Donnerstag,  den   17.  September. 

Dritte   Sitzung. 
ni.  lieber  Banchbelästigung  in  Städten. 

Referenten:    Herr  Medicinalrath  Dr.  Fl  i  uz  er  (Chemnitz). 

„     Professor  Uerrmann  Rietschel  (Berlin). 


des  Deutschen  Vereins  f.  ofiF.  Gesundheitspflege  zu  Freiburg  i.  Br.    7 

Die  Rechnungsablage  fCLr  das  Jahr  1884  wurde  von  dem  AuBschusse 
geprüft  und  in  der  anliegenden  AufstellnDg  genehmigt.     Es  betrug: 
Gassensaldo  am  1.  Januar  1884    ....    2046*46 
Jahresbeiträge  von  1134  Mitgliedern 
Verkauf  von  älteren  Berichten      .    . 

mithin  zusammen  Einnahmen    . 
dagegen  an  Ausgaben     .... 


6804-00 
800 


8858-46 
4556-41 


bleibt  ein  Cassensaldo  für  1885  von    ....    4302-05 

Die  Mitgliederzahl  des  Vereins  betrug  zu  Ende  des  Jahres  1884: 
1134. 

Von  diesen  sind  im  laufenden  Jahre  ausgetreten  108,  davon  19 
durch  Tod.     Es  sind  dies  die  Herren 

Geh.  Gommerzienrath  Albrecht  in  Danzig, 

Medicinalrath  Dr.  y.  Bockelmann  in  Danzig, 

G.  L.  Gersdorff  in  Danzig, 

Albert  Mellien  in  Danzig, 

Sanitätsrath  Dr.  Höltzel  in  Elbing, 

Dr.  Karl  Stahl  in  Berlin, 

Sanitätsrath  Dr.  Ruhbaum  in  Rathenow, 

Ereisphysicus  Dr.  Bank  in  Flensburg, 

Dr.  Adolf  y.  Brüning  in  Frankfurt  a.  M,, 

Sanitätsrath  Dr.  Arntz  in  Gleve, 

Dr.  med.  Zapp  in  Hilden, 

Dr.  Redenbacher  in  Landsberg  am  Lech, 

Bürgermeister  Dr.  Zürn  in  Würzburg, 

Medicinalassessor  Herklotz  in  Dresden, 

Medicinalrath  Dr.  H dring  in  Heilbronn, 

Oberbürgermeister  Wüst  in  Heilbronn, 

Professor  Dr.  Köstlin  in  Stuttgart, 

Hofrath  Dr.  Zeroni  in  Mannheim, 

Docent  Dr.  Popper  in  Prag. 

Neu  eingetreten  sind  bis  heute  38  Mitglieder,  so  dass  der  Verein 
zur  Zeit  1064  Mitglieder  zählt,  yon  denen  124  bei  der  Versammlung  in 
Freiburg  anwesend  sind. 

Vorsitzender  Oberingenieur  Meyer  (Hamburg): 

„Ich  bitte,  einer  guten  Sitte  des  Vereins  gemäss,  sich  zur  Ehre  des 
Andenkens  der  Verstorbenen  yon  den  Sitzen  erheben  zu  wollen.   (Geschieht.) 

„Nunmehr  haben  wir  zur  Wahl  unseres  Vorsitzenden  für  die  dies- 
jährige Versammlung  zu  schreiten.  Ich  erlaube  mir  im  Namen  des  Aus- 
schusses einen  Vorschlag  zu  machen:  Wir  haben  darüber  gesprochen,  dass 
es  dem  Turnus,  der  bei  der  Wahl  des  Vorsitzenden  herrscht,  entsprechen 
würde,  wenn  in  diesem  Jahre  ein  Arzt  an  die  Spitze  des  Vereines  träte. 
Im  yorigen  Jahre  ist  ein  Techniker  Vorsitzender  gewesen,  im  Jahre  yorher 
ein  Jurist  und  wir  haben,  ich  möchte  sagen,  diese  Dreifelderwirthschaft 
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immer  mit  guten  Erfolgen  in  unserem  Vereine  geführt.  Nun  trifiPt  sich 
der  Umstand  sehr  glücklich,  dass  in  diesem  Jahre  ein  anwesender  Arzt  aus 
dem  hiesigen  Lande  eine  nach  unserer  Ansicht  so  geeignete  Persönlichkeit 
ist,  dass  wir  ihn  aus  vollem  Herzen  empfehlen  können:  es  ist  Herr  Medi- 
cinalrath  Dr.  Arnsperger  aus  Karlsruhe." 

Der  hierauf  durch  Acclamation  zum  Vorsitzenden  erwählte  Modi- 
Cfnalrath  Dr.  Arnsperger  (Karlsruhe)  begrüsst  die  Versammlung  mit 
folgenden  Worten: 

„Hochgeehrte  Herren !  Gegenüber  den  hervorragenden  und  für  Lei- 
tung der  Geschäfte  ausgezeichnet  begabten  Mitgliedern  des  Vereins,  welche 
früher  mit  dieser  Thätigkeit  betraut  waren,  beschleicht  mich  ein  Gefühl  der 
Unzulänglichkeit  und  Unerfahrenheit  in  der  Durchführung  der  mir  oblie- 
genden Aufgabe. 

„Ich  hoffe  aber  nichtsdestoweniger,  wenn  ich  es  für  meine  Pflicht 
erachte,  dem  an  mich  ergangenen  Rufe  zur  Leitung  Ihrer  Angelegenheiten 
zu  folgen,  dass  ich  durch  Ihre  Unterstützung  und  Ihre  Nachsicht  in  der 
Lage  sein  werde,  die  mir  gewordene  Aufgabe  durchzuführen  und  die 
Interessen  unseres  Vereines  mit  dem  gewünschten  Erfolge  zu  wahren  und  zu 
fördern.  Um  diese  Ihre  Unterstützung  und  Ihre  Nachsicht  bitte  ich  daher 
herzlich  und  verspreche  Ihnen,  dass  ich  meine  ganze  Kraft  einsetzen  werde, 
um  die  bereits  erwähnte  Aufgabe  zu  erfüllen,  und  dass  ich  mich  besonders 
auch  bemühen  werde,  auch  in  den  nächsten  Tagen  die  Verhandlungen  in 
geeigneter  Weise  zu  leiten. 

„Nach  §.  4  der  Statuten  liegt  mir  die  Verpflichtung  ob,  zwei  Stell- 
vertreter und  zwei  Schriftführer  für  die  Verhandlungen  zu  ernennen.  Ich 
möchte  als  Stellvertreter  des  Vorsitzenden  vorschlagen  Herrn  Oberbürger- 
meister Schuster  von  Freiburg  und  Herrn  Professor  Rietschel  von  Berlin 
als  Schriftführer  würde  der  ständige  Secretair  Herr  Sanitätsrath  Dr.  Spie 88 
wirken  und  femer  würde  ich  mit  Ihrer  Zustimmung  Herrn  Bezirksarzt 
Dr.  Hesse  aus  Schwarzenberg  bitten,  das  Schriftführeramt  mit  zu  über- 
nehmen.   (Zustimmung.) 

„Wir  treten  nun  in  die  Tagesordnung  der  heutigen  Sitzung  ein,  welche, 
wie  Ihnen  Allen  bekannt  ist,  dadurch  eine  Verschiebung  erlitten  hat,  dass 
der  Gegenstand,  welcher  ursprünglich  für  die  heutige  Tagesordnung  be- 
stimmt war,  mit  Rücksicht  auf  die  gestrige  Sitzung  des  Deutschen  Aerzte- 
vereinsbundes  in  Stuttgart,  da  es  vorzugsweise  ein  ärztliche  Kreise  interessi- 
rendes  Thema  ist,  auf  morgen  verschoben  wurde,  heute  dagegen  in  die 
Verhandlungen  der  Städteerweiterung  eingetreten  werden  boU/ 
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Ueber 

Stadteerweiterung,  insbesondere  in  hygienischer 

Beziehung. 


Es  lauten  die  von  der  vorbereitenden  Commission ,  bestehend  aus  den  Herren 
Stadtbaumeister  Btabbeu  (Köln),  Oberbürgermeister  Becker  (Düsseldorf)  und 
Sanitätsrath  Dr.  Lent  (Köln)  vorgelegten 

Thesen: 

I.     Plan. 

A.  Jede  in  der  Entwickelung  begriffene  Stadt  bedarf  für  die  äussere  Erwei- 
terung und  die  innere  Verbesserung  eines  einheitlichen,  umfassenden  Stadtbau- 
planes, in  welchem  auf  angemessene  Strassenbreiten ,  freie  Plätze,  Pflanzungen 
(Baumreihen,  Vorgärten,  Squares)  und  öflfentliche  Gärten,  eine  entwässerungsfähige, 
hochwasserfreie  oder  gegen  Hochwasser  geschützte  Lage,  Be-  und  Entwässerungs- 
einrichtungen, Beinhaltung  der  natürlichen  Wasserläufe,  angemessene  Grösse  der 
Baugrundstücke,  Bauplätze  für  öflfentliche  Gebäude  und  sonstige  Gemeindeanstalten 
Backsicht  zu  nehmen  ist. 

B.  Die  Festsetzung  und  Oflfenlegung  des  Planes  hat  in  der  Regel  nur  für  seine 
Hauptstrassen  und  nach  Bedürfniss  für  diejenigen  Untertheilungen  zu  erfolgen, 
deren  Bebauung  für  die  nächste  Zukunft  zu  erwarten  ist  oder  angestrebt  wird. 

II.     Ausführung. 

G.  Bei  der  Ausführimg  des  Bebauungsplanes  sind  die  Strassen  mit  Be-  und 
Entwässerungsanlagen,  sowie  die  Maassregeln  zur  Reinhaltung  der  natürlichen 
Wasserläufe  soweit  irgend  thunlich  vor  der*  Bebauung  auszuführen. 

D.  Die  Verwendung  faulender  oder  fäulu issfähiger  Stoffe  ist  bei  der '  An- 
schüttung von  Strassen  und  Baugründen  zu  vermeiden. 

£.     Eine  möglichst  zusammenhängende  Ausdehnung  der  Stadt  ist  anzustreben. 

III.     Polizeiliche,  statutarische,  gesetzliche  Bestimmungen. 

F.  Durch  baupolizeiliche  Bestimmungen  ist  zugleicli  Fürsorge  zu  treffen,  dass 
den  hygienischen  Anforderungen  bei  allen  Neu-  und  Umbauten  genügt  wird;  die 
auf  der  dritten  Versammlung  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitb- 
pflege'  in  München  im  Jahre  1875  für  Neubauten  zunächst  in  neuen  Quartieren 
grösserer  Städte  angenommenen  Thesen  sind  dabei  zu  berücksichtigen. 

G.  Durch  statutarische  und  gesetzliche  Bestimmungen  ist  den  Gemeinden  das 
Recht  zu  gewähren: 

a.  die  Genehmigung  zu  Bauten,  welche  gegen  den  Bebauungsplan  der  Stadt- 
erweiterung Verstössen,  ohne  Entschädigung  zu  versagen, 

b.  sich  in  den  Besitz  der  zur  Durchführung  des  Bebauungsplanes  nöthigen 
Grundstücke  einschliesslich  der  zur  Bebauung  ungeeigneten  Absplisse  im 
Wege  des  Enteignungsverfahrens  zu  setzen, 

'  c.    die  Anbauer  zur  Erstattung  der  Kosten  der  Strassenanlagen  bis  zu  einer 
gewissen  Breite  zu  verpflichten, 

d.  in  einzelnen  Stadtgegenden  den  Betrieb  besonders  lästiger  Gewerbe  zu 
untersagen, 

e.  den  Anschluss  aller  bebauten  Grimdstücke  an  die  Be-  und  Entwässeruugs- 
anlagen  vorzuschreiben, 
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f.    ungesunde  Stadtgegenden  durch   ausgedelinte  Enteignungsbefugnisse  ohne 

unverhältnissmässige  Kosten  umzugestalten. 
H.     Endlich  ist   das  Recht   der  Inpropriation   nicht  bebauungsfähiger  Grund- 
stückstheile ,  sowie  das  Recht,  behufs   der  Ermüglichung  einer  zweckmässigen  Be- 
bauung  die  Umlegung  (Zusammenlegung)   von   Grundstücken  im  Zwangsverfahren 
herbeizuführen,  den  Interessenten  gesetzlich  zu  verleihen. 

IV. 

J.  Es  ist  dringend  zu  wünschen,  dass  die  hygienisch -technischen  Fragen  der 
Stadterweiterung  auf  unseren  Hochschulen  mehr  als  bisher  behandelt  und  zum 
Gegenstande  voUständiger  Lehrcurse  gemacht  werden. 

Referent  Stadtbaumeister  Stubben  (Köln): 

„Sehr  geehrte  Herren !  Als  der  Vorstand  unseres  Vereins  die  vor- 
bereitendo  Commission,  bestehend  aus  den  Herren  Oberbürgermeister  Becker, 
Sanitätsrath  Lent  und  meiner  Wenigkeit,  ersuchte,  über  die  hygienischen 
Beziehungen  der  Stadterweiterung  hier  einen  Bericht  zu  erstatten  und  Ihnen 
gewisse  zur  Beschlussfassnng  geeignete  Sätze  vorzulegen,  da  waren  wir 
zunächst  sehr  unschlüssig,  ob  wir  dieser  ehrenvollen  Aufforderung  Folge 
leisten  könnten.  Im  Hinblick  auf  die  in  den  Versammlungen  zu  München, 
Düsseldorf,  Nürnberg  gepflogenen  Verhandlungen  ähnlichen  Inhalts,  sowie 
auf  die  vom  Verbände  deutscher  Architekten-  und  Ingenieurvereine  zu  Berlin 
im  Jahre  1874  aufgestellten  Stadterweiterungsthesen  empfanden  wir  die 
Besorgniss,  Ihnen  nicht  viel  Neues  bringen  zu  können.  Aber  wir  haben 
schliesslich  doch  ja  gesagt  im  Vertrauen  auf  die  Weisheit  unseres  Vor- 
standes, dessen  ausgezeichnete  Mitglieder  ja  die  Bedeutung  und  Tragweite 
der  vorliegenden  Fragen  besser  zu  schätzen  wissen  mussten,  als  wir.  Und  wir 
haben  in  der  That,  als  wir  zur  Arbeit  schritten,  gefunden,  dass  trotz  der 
Beschlüsse  in  den  genannten  Versammlungen  doch  viele  bei  Erweiterung 
der  Städte  auftretende  Rücksichten*  vom  hygienischen  Standpunkte  in  öffent* 
liehen  Besprechungen  noch  kaum  berührt  wurden,  obgleich  sie  das  wohl 
verdienen  möchten.  Wenn  dabei  manches  früher  schon  Gesagte  wiederholt 
wird,  so  schadet's  am  Ende  auch  nicht.  Wir  versuchten  desshalb  eine  Reihe 
sogenannter  Thesen  zu  entwerfen ,  die  wir  hier  entwickeln  und  begründen 
wollten ;  als  aber  die  Reihe  immer  länger  wurde,  haben  wir  den  Stoff  mehr- 
fach eingeschränkt  und  sind  schliesslich  übereingekommen,  Ihnen  diejenigen 
Schlusssätze  zur  Annahme  zu  empfehlen,  welche  sich  gedruckt  in  Ihrer 
Hand  befinden. 

„Mir  als  dem  Jüngsten  wurde  die  Arbeit  und  zugleich  die  Ehre  über- 
tragen, unsere  Schlusssätze  durch  eine  einleitende  Begründung  bei  Ihnen 
einzuführen. 

„Nun,  meine  Herren,  über  Stadterweiterungen  in  hygienischer  Hinsicht 
könnte  ein  deutscher  Professor  zwei  Semester  lang  vortragen.  Freuen  Sie 
sich  also,  dass  ich  es  nicht  bis  zum  Professor  gebracht  habe.  Wenn  es  doch 
länger  wird,  wie  Sie  es  wünschen,  so  liegt  es  an  der  Sache,  nicht  an  mir. 

„Treten  wir  gleich  in  die  Mitte  der  Dinge  ein,  so  sehen  wir  dreierlei 
Arten  von  Stadterweiterung  vor  uns,  nämlich  1)  die  plötzliche  Erweiterung 
von  Festungsstädten ;  2)  die  allmälige,  immerwährende  Erweiterung  der  in 
der  Entwickelung  begriffenen  offenen  Städte;  3)  die  innere  Strassenerweite- 
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rang,  die  innere  Durchbildung,  die  YerbesBerung  der  Altstädte.  Indess  ist 
der  Unterschied  ^^wischen  diesen  drei  Arten  kein  wesentlicher;  die  zn 
beobachtenden  Grundsätze  sind  die  gleichen.  Sie  bezieheu  sich  auf  den 
Plan,  die  technische  Ausführung  und  die  administrative  Durch- 
führung. 

„Die  erste  These,  die  wir  Ihnen  vorlegen,   beginnt  mit  dem  Satze: 
,Jede  in  der  Entwickelung  begriffene  Stadt  bedarf  für  die  äussere  Erweite- 
rung und  die  innere  Verbesserung  eines  einheitlichen,  umfassenden  Stadt- 
bauplanes.*    Dass  eine  Stadt  für  den  Anbau  draussen  und  für  die  Neubauten 
drinnen  einen  grundlegenden  Plan  haben  müsse,  klingt  so  selbstverständlich, 
dass  es  fast  überflüssig  scheint,  es  hier  auszusprechen.     Ebenso  leuchtet  es 
ein,  dasB  dieser  Plan  einheitlich  sein  muss,  d.  h.  nicht  aus  verschiedenen, 
gelegentlich    bearbeiteten,    unzusammenhängenden  Stücken    bestehen  darf. 
Dennoch,  meine  Herren,  werden  sie  in  den  meisten  Städten  vergeblich  nach 
einem  einheitlichen  Stadtbauplane  suchen.    Man  behilft  sich  vielfach,  selbst 
in  grossen  Städten,   stückweise  mit  Bestimmung  einzelner  Baufluchtlinien, 
wenn  gerade  Jemand  ein  neues  Haus  bauen  will,  und  stückweise  mit  Fest- 
stellung einzelner  neuer  Strassen,  wenn  ein  Grundbesitzer  oder  Bauspecu- 
lant  solche  draussen  anlegen  will,  um  sein  Land  in  Baustellen  umzuwandeln. 
DasB  aus  solcher  unzusammenhängenden  Stückarbeit  kein  ordentliches  Ganzes 
werden  kann,  ist  klar;  denn  es  ist  geradezu  unmöglich,  den  Einfluss  der- 
artiger Einzelbeschlüsse    auf   die  Gestaltung    des   Ganzen   vorauszusehen. 
Mehr  oder  weniger  planlos  leben  diese  Städte  in  die  Zukunft  hinein.     Die 
Herren  Bürgermeister  und  Gemeindetechniker  kennen  die  Folgen  der  Plan- 
losigkeit sehr  wohl.    Sie  bestehen  nicht  bloss  in  Unschönheiten,  Unbequem- 
lichkeiten für  den  Anbau,  Un Zweckmässigkeiten  für  den  Verkehr,   sondern 
ebenso  sehr  in  gesundheitlichen  Nachtheilen.      Die  Entwässerungsverhält- 
nisse  leiden  Noth;    gegen  das  Hochwasser  fehlt  der  Schutz;    Bäche   und 
sonstige  natürliche  Wasserläufe  werden  überbaut  oder  umbaut  und  durch 
Schmutzwässer  verdorben ;  für  freie  Plätze,  Baumpflanzungen  .und  öffentliche 
Gärten  ist  nicht  gesorgt.     Ich  könnte  eine  ganze  Reihe  von  Städten  her- 
zählen, wo  diese  Uebelstände  in  grösserem  oder  geringerem  Grade  durch 
das  Fehlen  des  einheitlichen  Stadtbauplanes  hervorgerufen  sind;  ich  will 
mich  aber  darauf  beschränken,  jedem  der  geehrten  Herren  anheimzugeben, 
einen  prüfenden  Gedankenblick  auf  seine  eigene  Stadt  zu  werfen.     Leider 
treten  die  Schattenseiten  der  Planlosigkeit  oder  der  Unzulänglichkeit  der 
Pläne  namentlich  hervor  in  den  meisten  Erweiterungen  jener  grossen  Zahl 
▼on  Städten,  die  sich  seit  der  Mitte  dieses  Jahrhunderts  besonders  in  den 
Industriebezirken  so  rasch  entwickelt  haben.     Die  vollständige  Beseitigung 
der  hervortretenden  Unzuträglichkeiten  ist  dort  nicht  mehr  möglich;  aber 
schon  die  Milderung  der  schlimmsten  Missstände  ist  mit  vielen  Schwierig- 
keiten und  grossen  Kosten  verknüpft,  die  bei  rechtzeitiger  Festlegung  eines 
Planes  hätten  vermieden  werden  können. 

„Also,  meine  Herren,  jede  in  der  Entwickelung  befindliche  Stadt 
bedarf  für  ihr  Aeusseres  und  ihr  Inneres  eines  einheitlichen  Stadtbauplanes, 
welcher  zudem  ,umfas8end'  sein  soll ,  d.  h.  er  soll  sich  auf  alle  Theile  der 
Stadt  and  der  Stadterweiterung  und  auf  eine  voraussichtlich  längere  Zu- 
kunft beziehen.   Die  betreffende  These  des  Verbandes  deutscher  Architekten- 
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und  Ingenieurvereine  lautet  nach  dem  Vorschlage  unseres  verehrten  Prof. 
Baumeister:  ,Die  Projectirung  von  Stadterweiterungen  besteht  wesentlich 
in  der  Feststellung  der  Grundzüge  aller  Verkehrsmittel:  Strassen,  Pferde- 
bahnen,  Dampfbahnen,  Canäle,  die  systematisch  und  deshalb  in  beträcht- 
licher Ausdehnung  zu  behandeln  sind.*  Neben  den  hier  betonten 
Forderungen  des  Verkehrs  hat  der  Plan  insbesondere  zu  erfüllen  die  Forde- 
rungen der  Bebauungsfahigkeit,  der  Schönheit  und  —  worauf  es  uns  heute 
vorzugsweise  ankommt  —  der  öffentlichen  Gesundheit.  In  demselben  ist 
desshalb,  wie  es  in  unserer  These  A.  weiter  heisst,  Rücksicht  zu  nehmen  auf: 
angemessene  Strassenbreiten,  freie  Plätze,  Pflanzungen,  eine  entwässerungs- 
fähige, hoch  wasserfreie  oder  gegen  Hochwasser  geschützte  Lage,  Be-  und 
Entwässerungseinrichtungen,  Reinhaltung  der  natürlichen  Wasserläufe,  an- 
gemessene Grösse  der  Baugrundstücke,  Bauplätze  für  öffentliche  Gebäude 
und  sonstige  Gemeindeanstalten. 

„Was  die  Strassenbreite  betrifft,  so  sind  gesundheitlich  Luft- 
wechsel, Licht  und  Sonnenschein  zu  berücksichtigen;  also  sind  die  Strassen 
nicht  zu  schmal  zu  nehmen,  aber  auch  nicht  unnütz  breit  wegen  des  Staubes, 
des  Windes  und  der  Verkleinerung  der  Baugrundstücke.  Abgesehen  von 
freien  Plätzen  und  öffentlichen  Gärten  pflegt  der  Antheil  der  Strassen- 
flächen  an  der  Gesammtfläche  der  Stadterweiterung  zweckmässig  etwa 
30  Proc.  zu  betragen.  Als  geringste  Breite  wird  für  neue  Stadttheile  das 
Maass  von  12  m  gelten  dürfen.  Hygienisch  am  wichtigsten  —  ich  spreche 
das  freilich  anderen  Leuten  nach ,  die  es  verstehen  —  ist  für  Strassen  und 
Wohnräume  das  unmittelbare  Sonnenlicht,  die  Insolation;  und  zwar  ist  der 
Sonnenschein  nöthiger  auf  den  Hofseiten  der  Häuser  als  auf  der  Strassen- 
seite,  weil  nach  den  Höfen  die  meisten  Menschen  wohnen,  die  meisten  zum 
menschlichen  Aufenthalt  benutzten  Räume  liegen.  Der  Insolation  wegen 
sind  die  gesundheitlich  besten  Strassenrichtungen  diejenigen  von  Südwest 
nach  Nordost  und  von  Südost  nach  Nordwest,  weil  bei  diesen  Himmels- 
richtungen beide  Häuserreihen  auf  der  Vorderseite  und  auf  der  Hofseite 
Sonnenstrahlen  empfangen,  was  Ad.  Voigdt  in  der  Zeitschrift  für  Biologie 
vor  einigen  Jahren  sehr  wissenschaftlich  und  sehr  ausführlich  erörtert  hat. 
Zwar  wird  die  Richtung  der  Strassen  in  erster  Linie  vom  Verkehrsinteresse 
bestimmt,  und  es  wird  Niemandem  einfallen,  eine  Strasse,  welche  einen 
Punkt  im  Westen  erreichen  soll,  aus  Rücksicht  auf  die  Insolation  im  Zickzack 
zu  projectiren.  Dennoch  aber  ist  es  von  Werth,  die  hygienische  Bedeutung 
der  genannten  Strassenorientirung  zu  kennen,  da  beim  Fortfalle  zwingender 
Verkehrsrichtungen  und  bei  der  Untertheilung  die  Insolation  recht  wohl 
berücksichtigt  werden  kann. 

„Die  freien  Plätze,  meine  Herren,  sind  zweierlei,  je  nachdem  die 
Platzfläche  dem  Verkehr,  insbesondere  dem  Fahrverkehr,  preisgegeben  ist 
oder  nicht  Erstere,  die  sogenannten  Verkehrsplätze,  hauptsächlich  auf  den 
Vereinigungspunkten  mehrerer  Strassen,  an  Stadtthoren  u.  s.  w.  gelegen, 
haben  gesundheitlich  keine  Bedeutung;  sie  bieten  sogar  gesundheitliche 
Nachtheile,  wenn  sie  über  Bedürfniss  gross  angelegt  sind  und  zur  Ansamm- 
lung von  Unrath,  Erzeugung  von  Staubwolken  und  Wirbelwinden  Anlass 
bieten.  Die  dem  Verkehr,  insbesondere  dem  Fahrverkehr  entzogenen  Plätze 
sind  dagegen  hygienisch  wichtige  Theile  des  Stadtplanes,    weil    sie    mit 
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Bäumen  und  Ziergesträach  bepflanzt,  als  Rnhe-  und  Schmackplätze  aus- 
gebildet werden  können  und  dann  den  Lungen,  den  Augen  und  dem  Gemüth 
des  Stadtbürgers  wohlthun;  weil  sie  ferner  zu  Einderspielplätzen  geeignet 
sind,  die  unseren  sonst  der  Mehrzahl  nach  nur  auf  enge  Stuben  und  auf  das 
Strassenleben  angewiesenen  Stadtkindern  so  nöthig  sind  wie  das  liebe  Brot. 
„Für  Pflanzungen  in  dem  grössten  erreichbaren  Maasse  zu  sorgen, 
sollte  überhaupt  eine  der  vornehmsten  Aufgaben  b^i  Aufstellung  des  Stadt- 
bauplanes sein.     Vorgärten  zwischen  der  Strassenlinie  und  der  Häuser- 
linie sind  zu  empfehlen  in  allen  Strassen,   welche  nicht  dem  Geschäftsver- 
kehre  dienen ;  Baumreihen  und  beschattete  Spaziergänge  bei  Strassenbreiten 
▼on  mehr  als  25  m ;    Gartenbeete ,  grössere  gärtnerische  Schmuckanlagen 
oder  Tummel flächen  für  die  Jugend  auf  allen  freien  Plätzen   der  vorhin 
genannten  zweiten   Kategorie.      Ihnen ,    meine  Herren ,    brauche   ich   den 
segensreichen   Einfluss   solcher  Pflanzungen,    solcher  Anklänge  an  Gottes 
freie  Natur  auf  das  körperliche  und  geistige  Wohlbefinden  nicht  zu  schil- 
dern.    Aber  es  ist  damit  nicht  genug;   auch   öfl^entliche  Gärten   muss  die 
Stadt  besitzen,  muss  also  der  Stadtbauplan  vorsehen,  damit  die  Bevölkerung 
ihre  Gesundheit  ausreichend  pflegen  könne.     Für  viele,  ja  für  die  meisten 
Stadtbewohner  ist  ja  der  Stadtpark  der  einzige  Garten,  der  ihnen  zugäng- 
lich ist  zur  leiblichen  und  geistigen  Erholung.     Mehrere  Stadtgärten  von 
bescheideneren   Abmessungen    sind,    wie   Prof.  Baumeister   richtig   sagt, 
besser  als  ein  einziger  grosser  Park,    weil   die   ersteren   mehreren   Stadt- 
gegenden, also  einer  grösseren  Einwohnerzahl,  in  bequemer  Weise  zu  statten 
kommen.     Tiefgelegene  Theile  des  Geländes,  Terrainmulden,  eignen  sich 
sowohl  aus  schönheitlichen  Gründen  als  wegen  des  besseren  Gedeihens  der 
Pflanzungen  zu  Gartenanlagen  in  besonderer  Weise.     An  der  Hand  einer 
Anzahl  von  Stadtplänen  möchte  ich  sagen,  dass  auf  höchstens  je  50000  Ein- 
wohner ein  wirklicher  öff'entlicher  Park  kommen  sollte.    Wohl  den  Städten, 
welche  reichlicher  in  dieser  Hinsicht  ausgestattet  sind  oder  sich  reichlicher 
vorsehen  können ;  sorgt  für  die  Zukunft,  möchte  ich  aber  denjenigen  Städten 
zurufen,  welche  bisher  sich  mit  einer  geringeren  gärtnerischen  Ausstattung 
begnügen  mussten.  Wahrhaft  zu  beneiden  sind  solche  Orte,  die,  wie  Frank- 
furt, Bremen,  Braunschweig,  Basel,    frei   über  ihr  ehemaliges  Festungs- 
gelände verfügen  und  dasselbe  im  Wesentlichen  in  Promenaden  und  Garten- 
anlagen  umwandeln  konnten;  nicht  weniger  Residenzstädte,  wie  Darmstadt, 
Karlsruhe,  Stuttgart,  welche  die  wohlthätige  Hand  der  Fürsten  mit  öfl'ent- 
lichen  Parkanlagen  in  grosser  Ausdehnung  schmückte. 

„Wir  verlangen  ferner  in  unserer  These  für  Strftssenflächen  und  Bau- 
gründe eine  entwässerungsfähige  Höhenlage.  Freilich  ist  die  Frage 
der  Entwässerungsfähigkeit  nicht  immer  leicht  zu  beurtheilen;  oft  ist  die 
volle  Aufstellung  eines  Canalisationsplanes  nöthig,  um  über  diese  Frage  ins 
Klare  zu  kommen.  Jedenfalls  sollte  alles  Bauterrain,  wenn  irgend  möglich, 
hochwasaerfrei  und  zwar  so  hoch  über  den  höchsten  Fluss-  oder  Grund- 
wasserstand gelegt  werden,  dass  auch  die  Kellersohlen  der  Ueberschwem- 
mangsgefahr  entzogen  sind.  Ist  unter  besonderen  Umständen,  namentlich 
wenn  die  Bebauung  bereits  zu  weit  vorgeschritten  ist,  das  nicht  erreichbar, 
so  ist  ein  rationeller  Schutz  gegen  Hochwasser  durch  Abdeichung  und 
Pumpwerke  zu  erstreben.     Herr  Stadtbaumeister  Baurath  Kreyssighat 
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in  Mainz  vor  zwei  Jabren  gezeigt,  wie  man  sogar  mit  provisorischen  Werken 
eine  Stadt  gegen  einen  Rhein  Wasserstand  trocken  halten  kann,  welcher  die 
Strassenflächen  um  fast  2  m  überstieg.  Die  Freihaltnng  vom  Hochwasser 
ist  ein  Ziel,  welches  die  Teoiiniker  aller  an  Flüssen  gelegenen  Städte 
erreichen  müssen. 

„Nunmehr,  meine  geehrten  Herren,  komme  ich  zu  dem  vielleicht  wich- 
tigsten Capitel  der  Stadterweiterungshygiene.  In  unserer  These  beisst  es 
kurz:  es  ist  Rücksicht  zu  nehmen  auf  Be-  und  Entwässerungs- 
einrichtungen. Nach  unseren  beutigen  Anschauungen  ist  ^ine  centrale 
öffentliche  Wasserversorgung  für  Städte  unentbehrlich;  nur  durch 
eine  ausgiebige,  allen  hygienischen  Anforderungen  entsprechende  öfientliche 
Stadtwasserkunst  kann  den  Gefabren  begegnet  werden,  mit  welchen  der 
Bezug  des  Trinkwassers  aus  einzelnen  Brunnen  im  städtischen  Untergründe 
stets  verknüpft  ist.  Dennoch  sind  für  den  Nothfall,  bei  Rohrbrüchen, 
Wassermangel  u.  s.  w.,  und  besonders  in  Festungsstädten,  die  Strassenbrunnen 
an  möglichst  unverdorbenen  Stellen  des  Bodens,  endlich  Brunnen  in  gewerb- 
lichen Etablissements  keineswegs  überflüssig.  Ein  Zubehör  der  Wasser- 
versorgung sind  die  Springbrunnen,  zwar  wesentlich  Verschönerungsanlagen, 
deren  hygienische  Bedeutung  als  canalspülend ,  luftreinigend  und  geist- 
erfrischend indess  nicht  zu  unterschätzen  ist.  Einen  wohlthuenderen  Schmuck 
als  lebendig  springendes,  sprudelndes  Wasser,  umgeben  von  Baum-  und 
Pflanzengruppen,  giebt  es  für  eine  Stadt  nicht;  leider  kostet  das  Wasser 
Geld  und  sieht  man  deshalb  in  den  meisten  Städten  der  Springbrunnen  nur 
wenige  und  diese  wenigen  oft  genug  trocken  oder  spärliche  Wasserthränen 
vergiessend. 

„Zur  Bewässerung  gehört  die  Entwässerung,  wie  zum  Berge  das 
Thal.  Für  Meteor-  und  Wirthsohaftswässer  ist  eine  unterirdische, 
systematische  Entwässerung  allgemeines  Bedürfniss.  Die  oberirdische  Ab- 
wässerung  kann  selbst  für  Regen wasser  nur  in  Ausnahmefällen  endgültig 
befriedigen,  in  der  Regel  daher  nur  als  vorläufige  Maassregel  betrachtet 
werden.  Der  städtische  Verkehr  verlangt  gebieterisch  die  Beseitigung  aller 
tiefer  Strassenrinnen ,  besonders  der  Querrinnen,  aller  Gräben  und  Graben- 
brücken u.  s.  w.,  also  die  unterirdische  Ableitung  des  Meteorwassers,  in  der 
Regel  gemeinschaftlich  mit  den  Wirthschaftswässern,  deren  Abführung  auf 
der  offenen  Strassenfläche,  ja  durch  die  einfachsten  Gesetze  der  Reinlichkeit 
und  der  Gesundheitspflege  verboten  wird.  Ich  habe  nicht  die  Absicht, 
näher  auf  die  verwickelten  Fragen  und  Systeme  der  Canalisation  einzugehen. 
Es  genügt  für  den  heutigen  Zweck,  festzustellen,  dass  im  Stadterweiterungs- 
plane für  rationelle,  unterirdische  Entwässerungsanlagen  gesorgt  sein  muss. 
Nicht  weniger  ist  es  noth wendig,  die  Frage  der  eigentlichen  Stadtreinigung 
zu  berücksichtigen,  worunter  ich  in  diesem  Augenblicke  die  systematische 
Beseitigung  der  Fäcalien  und  der  nicht  schwemmbaren  festen  Abfallstoffe 
verstehe.  Bezüglich  der  letzteren  kann  es  sich  nur  um  ein  geordnetes 
Abfuhrwesen  handeln,  bezüglich  der  Fäcalien  kommen  dagegen  eine  Menge 
verschiedener  Beseitigungssysteroe  zur  Erwägung.  Das  einfachste  ist  offen- 
bar das  Abschwemmen  der  Fäcalien  in  den  ohnehin  erforderlichen  und  vor- 
handenen Canälen,  welche  natürlich  entsprechend  beschaffen  sein  müssen; 
aber  überall  ist  das  nicht  durchführbar.     In  kleineren  Städten  hat  sich  das 
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Tonnensystem  mit  Abfahr  bewährt.  Berlier,  Liernur,  Shone  empfehlen 
den  Transport  der  menschlichen  Abgänge  in  einem  Röhrennetze  durch  Luft- 
drack,  sei  es  durch  Verdünnung  oder  durch  Verdickung  der  Röhrenluft. 
Welches  dieser  Systeme  anzuwenden  sei,  das  lässt  sich  keines- 
wegs, wie  Viele  es  versucht  haben,  allgemein  entscheiden, 
sondern  das  ist  eine  Frage  der  Oertlichkeit.  Freilich  eine  sehr 
schwierige  Frage,  die  um  so  verwickelter  ist,  als  es  sich  nicht  bloss  um  die 
Fortschaffung  der  Stoffe  handelt,  sondern  mehr  noch  um  das  Unschädlich- 
machen, und  wenn  die  Sache  ganz  vollkommen  sein  soll,  zudem  um  die  land- 
wirthschaftliche  Verwerthung  derse)|^en  durch  Rieseln,  Poudrettiren  oder 
directen  Ackerbau.  An  dem  Streben  nach  vermeintlicher  Vollkommenheit 
und  an  dem  Uebertreiben  der  mit  der  Fortschaffung  der  lästigen  Stoffe  bei 
allen  Systemen  verbundenen  Unzuträglichkeiten  ist  bis  jetzt  in  den  meisten 
Städten  die  Ordnung  der  so  wichtigen  Fäcalienfrage  gescheitert.  Während 
zahlreiche  „Systeme^  angepriesen  werden,  ist  das  denkbar  schlechteste 
^System"  in  den  meisten  Städten  in  ungestörtem  Gebrauche,  dasjenige 
System  nämlich,  nach  welchem  der  Mensch  seine  eigenen  Abgänge  sorg- 
fältig unter  seiner  eigenen  Wohnung  in  Gruben  sammelt,  also  über  seinem 
eigenen  Schmutze  wohnt  und  zeitweise  dem  Abfuhrunternehmer  oder  dem 
biederen  Landmanne  seinen  Obolus  spendet,  damit  er  ihn  von  dem  Ueber- 
flusse  der  aufgespeicherten  Fäulnissproducte  befreie.  Diese  weit  verbreite- 
ten Zustände  sind  gesundheitlich  sehr  viel  schlimmer,  ja  tausendmal  schlim- 
mer, meine  Herren,  als  die  oft  so  übertrieben  bitter  beklagten  Nachtheile 
der  Flussverunreinigung ,  der  Rieselabflüsse,  der  Poudrettefabrikation ,  des 
Döngerverlustes  u.  dergl.  Desshalb  ist  es  nothwendig,  dass  bei  Feststellung 
von  Stadterweiterungen  auch  die  Frage  der  geregelten  Fäcalienbeseitigung 
in  der  einen  oder  anderen  Weise  gelöst  werde. 

„Unsere  These  verlangt  ferner  Reinhaltung  der  natürlichen 
Wasserläufe.  Wir  haben  damit  besonders  alle  jene  zahlreichen  kleineren 
Flüsschen  und  Bäche  im  Auge,  welche  das  Innere  der  Städte  durchkreuzen 
und  der  Gefahr  der  Verschmutzung  durch  häusliche  und  gewerbliche  Ab- 
gänge unmittelbar  ausgesetzt  sind.  Ungemein  begünstigt  wird  die  Ver- 
unreinigung dadurch,  dass  solche  Wasserläufe  sich  im  Inneren  der  Grund- 
stücke, zwischen  und  unter  Häusern  befinden,  unzugänglich  und  schlecht 
revidirbar  sind.  Im  Stadtbauplane  finden  daher  die  Wasserläufe  zweck- 
mässig ihren  Platz  neben  oder  in  den  Strassen  und  sonstigen  öffentlichen 
Anlagen.  Sie  können  dann  nicht  allein  leichter  rein  gehalten  werden, 
sondern  bilden  zugleich  eines  der  wirksamsten  und  natürlichsten  Mittel  zur 
Stadtverschönerung.  Der  Verband  deutscher  Architekten-  und  Ingenieur- 
vereine hat  auf  Grund  vieler  Beispiele  im  Jahre  1880  zu  Wiesbaden  aus- 
drücklich eine  diesbezügliche  These  zum  Beschluss  erhoben. 

„Die  zweckmässige  Grösse  der  Baugrundstücke  und  Bau- 
blöcke richtet  sich  nach  der  örtlichen  Bauart  der  Wohnhäuser.  Unter 
einem  „Block**  versteht  man  die  von  allen  Seiten  mit  Strassenlinien  um- 
gebene, gewöhnlich  viereckige  Gruppe  von  Baugrundstücken.  Zu  grosse 
Blöcke  werden  leicht  im  Inneren  durch  Errichtung  von  Fabriken,  Lager- 
häusern, Versammlungslocalen  u.  dergl.  verbaut;  zu  kleine  Blöcke  begün- 
stigen eine  enge  Bebauung  mit  beschränkten  Höfen  und  Gärten.     In  den 
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rheinisclieD  Städten,  wo  bekanntlich,  wie  in  Belgien  und  Holland,  das  Einzel- 
haus, das  Wohnhaus  für  Eine  Familie  vorherrscht  im  Gegensatze  zu  den 
sonst  in  Deutschland  meist  üblichen  grossen  Miethhäusern  oder  Etagen- 
hänsem,  beträgt  die  gewöhnliche  Tiefe  eines  Baugrundstückes  30  bis  35  m, 
so  dass  hinter  dem  durchschnittlich  15  m  tiefen  Hause  ein  15  bis  20  m  tiefer 
Hof  und  Garten  liegt.  Baublöcke  von  70  m  Tiefe  und  150  bis  200  m  Länge 
sind  daher  beispielsweise  bei  der  Kölner  Stadterweiterung  am  beliebtesten. 
In  Berlin,  Kassel,  Dresden  liebt  man  Blocktiefen  von  100m  und  mehr. 
Sanitär  sind  ohne  Zweifel  Blöcke  von  massiger  Ausdehnung,  welche  ringsum 
an  luftige  Strassen  und  Plätze  stossen,  im  Inneren  freie  Gärten  besitzen  und 
vorwiegend  mit  Einzelhäusern  bebaut  sind,  den  grossen  Miethshausblöcken, 
welche  mit  ihren  Hinter-  und  Quergebäuden  zur  fast  gänzlichen  Verdrän- 
gung der  Hausgärten  führen,  bedeutend  vorzuziehen;  besonders  dann,  wenn 
die  Freihaltung  eines  gemeinschaftlichen  Innengartens  nach  englischem  Vor- 
bilde durch  Servitut  gesichert  ist.  Indess  wirken  auf  die  Gestaltung  des 
Strassennetzes  zugleich  so  viel  andere  Rücksichten  des  Verkehres,  der 
Schönheit,  des  Geldpunktes  ein,  dass  der  Wunsch  nach  bequem  und  normal 
abgemessenen  Bau  blocken  oft  genug  zurücktreten  muss.  Spitzwinkelige, 
dreieckige,  fünfeckige  Blöcke  sind  nicht  zu  vermeiden;  an  die  Baupolizei 
und  vor  Allem  an  den  die  Baustellen  eintheilenden  und  die  Häuser  ent- 
werfenden Baumeister  werden  alsdann  schwierigere  Anforderungen  gestellt, 
um  eine  zweckdienliche  und  gesundheitsgemässe  Bebauung  zu  erzielen. 

„Das  wünschenswertheste  vom  sanitären  Standpunkte  ist  die  freie 
Bebauung,  der  Villenbau,  auch  Pavillonsyst^m  genannt,  d.  h.  diejenige 
Bebauungsart  eines  Blockes,  nach  welcher  jedes  Haus  oder  je  zwei  Häuser 
von  allen  Seiten  frei  stehen  und  von  Gärten  umgeben  sind.  Ein  Mittel- 
ding zwischen  dem  geschlossenen  Frontenbau  und  der  freien  Bebauung  ist 
das  Stuttgarter  sogenannte  Pavillonsystem ,  wonach  zwischen  je  zwei  Häu- 
sern strassenwärts  eine  meistens  nur  drei  Meter  breite  Gasse  bleiben  muss, 
während  für  geräumige  Höfe  und  Gärten  wenig  gesorgt  ist ;  ich  kann  dieses 
Mittelding  nicht  empfehlenswerth  finden,  weil  jene  Gassen  fast  immer  zugig 
und  unsonnig  sind  und  die  an  ihnen  liegenden  Wohnräume  gesundheitlich 
viel  zu  wünschen  übrig  lassen.  Ob  die  ganz  freie  Bebauung  irgendwo 
durch  öffentliches  Recht  vorgeschrieben  werden  kann  oder  wird,  ist  mir  unbe- 
kannt. In  Preussen  kann  der  Villenbau  nur  auf  dem  Wege  des  Privat- 
Vertrages  zur  Pflicht  gemacht  werden,  von  der  Gemeinde  also  nur,  wenn 
sie  selbst  Eigenthümerin  des  Baugrundes  ist  oder  vertragliche  Gegen- 
leistungen übernimmt.  Wünschenswerth  wäre  es  vielleicht,  dass  in  dieser 
Beziehung  der  Gemeinde  oder  der  Mehrheit  der  Grundbesitzer  grössere 
Rechte  verliehen  würden.  Auch  ist  es  in  Preussen  nicht  möglich,  gesetzlich 
oder  statutarisch  ganze  Bebauungsfelder  für  Fabriken,  für  Arbeiterwohnun- 
gen n.  s.  w.,  überhaupt  für  bestimmte  Bebauungsarten  zu  bestimmen  oder 
andere  Viertel  von  solchen  Anlagen  ganz  frei  zu  halten.  Vermuthlich 
würden  aber  auch  solche  Zwangsmaassregeln  oft  unzweckmässig  und  prak- 
tisch undurchführbar  sein,  weil  die  kastenmässige  Absonderung  der  Bevöl- 
kerungsclassen  social  und  wirthschaftlich  unrichtig  wäre.  Die  Gruppirung 
verschiedenartiger  Stadttheile  soll  nur  durch  geeignete  Wahl  der  Situation 
und  sonstige  chrakteristische  Merkmale  herbeigeführt  werden,  zwangsweise 
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nur  durch  sanitarische  Vorschriften  über  Gewerbe;  so  sagt  mit  Recht  eine 
These  des  Verbandes  deutscher  Arch.-  und  Ing.- Vereine.  Mit  der  Befugniss, 
gewisse  besonders  lästige  Gewerbebetriebe  au  bestimmten  Stellen  der  Stadt 
ZQ  untersagen,  wird  die  Gemeinde  sich  daher  in  der  Regel  begnügen  dürfen. 

„Auch  auf  Bauplätze  für  öffentliche  Gebäude  und  sonstige 
Gemeindeanstalten  hat  der Stadterweitemngsplan  Bedacht  zu  nehmen. 
Erfahrungsmässig  pflegt  jede  aufstrebende  Stadt  in  jedem  Jahre  nach  einem 
zweckmässigen  Bauplatze  für  einen  städtischen  Bau  zu  suchen  und  oft 
genug  mit  einem  Platze  sich  zu  begnügen,  der  die  geforderten  Eigen- 
schaften nur  in  geringem  Maasse  besitzt.  Ist  daher  im  Stadtplane  die 
Möglichkeit  für  Errichtung  von  Kirchen,  Krankenhäusern,  Theatern,  Markt- 
hallen, Schlachthäusern,  Volksbädem,  Friedhöfen  und  dergleichen  systema- 
tisch vorgesehen,  so  wird  nicht  allein  den  späteren  Gemeinde  Verwaltern 
die  Aufgabe  sehr  erleichtert,  sondern  es  wird  auch  eine  zweckmässige, 
gesundheitlich  richtige  Disposition  und  Vertheilung  solcher  Anlagen  vor- 
bereitet. Den  Bedarf  der  Zukunft  vorherbestimmen,  kann  natürlich  Nie- 
mand; das  ist  auch  nicht  nöthig.  Wohl  aber  kann  man  planmässig  gewisse 
Baugründe  für  öffentliche  Zwecke  ins  Auge  fassen,  sie  dem  entsprechend 
gruppiren  und  gestalten,  übrigens  aber  die  endgültige  Bestimmung  d^r 
Zukunft  überlassen. 

„Nachdem  ich  nunmehr,  meine  Herren,  unsere  erste  These  A.  zu  erläu- 
tern und  zu  begründen  versucht  habe,  kann  ich  mich  bezüglich  aller  ande- 
ren Sätze  sehr  kurz  fassen. 

„Der  Satz  B.  lautet:  ,Die  Festsetzung  und  Offenlegung  des 
Planes  hat  in  der  Regel  nur  für  seine  Hauptstrassen  und 
nach  BedürfnisB  für  diejenigen  Unterabtheilungen  zu  erfol- 
gen, deren  Bebauung  für  die  nächste  Zukunft  zu  erwarten 
ist  oder  angestrebt  wird.*  Dieser  Satz  trifft  namentlich  zu  und  hat 
eine  grosse  Bedeutung  für  offene  Städte,  welche  einzelne  Baulinien  den 
Landstrassen  entlang  mehrere  Kilometer  weit  hinauszustrecken  pflegen. 
Die  Stadt  ist  genöthigt,  auf  weite  Entfernungen  von  den  vorhandenen  Thor- 
atrassen  oder  Radialwegen  Baufluchten  festzusetzen,  noch  ehe  sie  in  der 
Lage  ist,  für  die  ganzen  Seotorflächen  zwischen  den  äusseren  Thorstrassen 
die  Bebauungspläne  mit  einiger  Sicherheit  im  Einzelnen  zu  bestimmen.  Man 
begnügt  sich  dann  zweckmässig  damit,  den  Plan  zwar  so  gut  wie  möglich 
ganz  zu  entwerfen,  aber  nur  bezüglich  der  Hauptstrassen  und  der  zunächst 
der  Bebauung  zugänglichen  Nebenstrassen  öffentlich  festzustellen.  Auch  den 
gesundheitlichen  Rücksichten  wird  dadurch  am  besten  gedient.  Die  zweite 
These  des  Verbandes  deutscher  Arch.- und  Ing.- Vereine  aus  dem  Jahre  1874 
ist  nahezu  mit  der  unserigen  gleichlautend.  Ich  will  übrigens  nicht  unter- 
lassen zu  erwähnen ,  dass  bei  kleineren  Städten  und  überall  dort ,  wo  für 
grössere  Städte  nur  ein  bestimmtes  beschränktes  Feld  der  Ausdehnung 
gegeben  ist,  wie  z.  B.  bei  Festungsstädten,  die  Feststellung  des  Planes  fast 
bis  in  die  letzte  Einzelheit  sofort  nothwendig  ist.  Es  hat  sich  in  solchen 
Fällen  als  besser  erwiesen,  später  eines  oder  das  andere  zu  ändern,  als 
stellenweise  Planlosigkeit  nachträglich  regeln  zu  müssen. 

„Der  zweite  Abschnitt  unserer  Thesen  befasst  sich  mit  ein- 
zelnen Grundsätzen  für  die  Ausführung. 

Vierto^Jahrtschrift  Ar  Gesundheitspflege,  1886.  2 
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„These  C.  lautet:  ,Bei  der  AusfOhrang  des  Bebaunugsplanes  sind  die 
Strassen  mit  ße-  und  fintwässerungaanlagen ,  sowie  die  Maassregeln*  zur 
Reinhaltung  der  natürlichen  Wasserläufe  soweit  irgend  thunlich  vor  der 
Bebauung  auszufOhren.*  Der  Schwerpunkt  liegt  in  den  Worten  ,Yor  der 
Bebauung*.  Es  soll  dadurch  derjenige  Anbau  getadelt  werden,  welcher  iu 
vielen  Städten  sich  vollzieht  zwar  im  Rahmen  des  Stadtbauplanes ,  aber 
bevor  die  Strassen  nebst  Zubehör  hergestellt  sind.  Jedermann  weiss,  dass  hier- 
aus unerträgliche  hygienische  Uebelstände  entstehen  können ,  deren  Besei- 
tigung oft  kaum  noch  ausführbar,  jedenfalls  aber  trotz  vieler  Kosten  und 
Yerdriesslichkeiten  nothwendig  ist.  Muss  man  daher  verlangen,  dass  der 
Strassenbau  dem  Häuserbau  vorhergehe,  so  folgt  daraus  von  selbst  eine 
erhebliche  Beschränkung  des  letzteren,  dk  die  Baulust  eines  Einzelnen  nicht 
ausreichen  kann,  um  die  Gemeinde  sofort  zu  einem  kostspieligen  Strassen- 
bau zu  verpflichten,  das  preussische  Gesetz  vom  2.  Juli  1875  hat  desshalb 
den  Gemeinden  das  Recht  verliehen,  den  Anbau  an  unfertigen  Strassen 
überhaupt  zu  untersagen,  und  zwar  ohne  Entschädigungspflicht.  Zu  ver- 
missen ist  hierbei,  dass  nicht  auch  den  baulustigen  Anliegern  unter 
bestimmten  Voraussetzungen  das  Recht  zuerkannt  ist,  die  Gremeinde  zum 
Strassenbau  zu  nöthigen. 

„Kommt  es  zum  Strassenbau,  dann  verlangt  unsere  These  D.,  dass  ,die 
Verwendung  faulender  oder  fäulnissfähiger  Stoffe  bei  der 
Anschüttung  von  Strassen-  und  Baugründen  zu  vermeiden* 
sei.  Ihnen,  meine  Herren,  brauche  ich  für  diesen  Satz  keine  Begründung 
vorzutragen.  Ich  will  nur  hinweisen  auf  den  interessanten  Bericht  Dr.  Lie- 
vin's  über  den  Einfluss  des  aufgeschütteten  unreinen  Bodens  auf  die  Ge« 
Sundheitsverhältnisse  zu  Danzig  im  Correspondenzblatt  des  Niederrhein. 
Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege.  Anschüttungen,  oft  hohe  und 
ausgedehnte,  sind  im  Stadtbauplane  nicht  zu  umgehen;  aber  sie  sollen  aus 
thunlichst  reinem  durchlässigem  Boden,  wo  möglich  Sand  und  Kies,  bestehen, 
jedenfalls  frei  von  Unrath  sein.  So  natürlich  unsere  Forderung  ist,  so  oft 
wird  sie  verletzt.  Hoffentlich  hat  es  einige  Wirkung,  wenn  dieser  Verein 
heute  öflentlich  erklärt:  Das  Anschnitten  von  Strassen  und  ganzen  Baa- 
gründen  mit  Wirthschaftsabfällen ,  Strassenschlamm ,  Faulstoffen  aller  Art 
widerspricht  den  einfachsten  Gesetzen  der  Gesundheitspflege,  welche  vor  Allem 
reinen  Boden  und  reine  Luft  verlangen,  und  ist  daher  in  hohem  Grade  ver- 
werflich. Auf  eine  weitere  Besprechung  der  hygienischen  Rücksichten  des 
Strassenbaues,  insbesondere  der  Drainirung,  der  Oberfläohenbefestigung,  der 
Pflanzung  und  Unterhaltung  von  Baumreihen  n.  s.  w«  haben  wir  geglaubt, 
der  Zeiterspamiss  wegen  heute  nicht  eingehen  zu  sollen. 

„,Eine  möglichst  zusammenhängende  Ausdehnung  der 
Stadt  ist  anzustrebe  nS  sagt  unsere  These  E.  Ja,  meine  Herren,  welcher 
Bürgermeister  oder  Magistrat  unserer  in  rascher  Entwickelung  begriffenen 
Industriestädte  hätte  nicht  diesen  frommen  Wunsch!  Die  Kostspieligkeiten 
der  langen  Strecke  der  Strassen,  der  Beleuchtung,  der  Be-  und  Entwässe- 
rungsanlagen, nicht  weniger  die  Schwierigkeit  der  Verwaltung,  Unter- 
haltung und  des  Sicherheitsdienstes,  zeigen  deutlich  die  Naohtheile  der  zer- 
streuten Bauweise.  Aber  auch  vom  hygienischen  Standpunkte  müssen  wir 
das  Aneinanderschliessen  des  neuen  Anbaues  wünschen,  aus  dem  einfachen 
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Gmnde,  weil  das  Geld  auch  in  der  Gesundheitspflege  eine  maassgebende 
Rolle  spielt,  und  weil  die  gesundheitlichen  Einrichtungen,  wenn  sie  zu  kost- 
spielig werden,  eben  unterbleiben.  Wie  aber  soll  die  geschlossene  Aus- 
dehnung angestrebt  werden?  Zwangsweise  nur  in  bestimmten  Gebieten 
den  Anbau  zuzulassen,  über  deren  Grenzen  hinaus  aber  untersagen,  das  ist 
bekanntlich  in  früherer  Zeit,  namentlich  in  den  künstlich  hervorgerufenen 
Residenzstädten,  mit  einem  gewissen  Erfolge  ausgeübt  worden.  Heute  aber 
Iftsst  sich  doch  die  natürliche  Baufreiheit  nicht  mehr  so  stark  beschränken; 
die  Festungsstädte  klagen  ja  im  Gegentheil  über  die  enge  Begrenzung  ihres 
Baubezirkes.  Dennoch  kann  die  Gemeinde  Vieles  thun  durch  Strassenausbau, 
Entwässernog ,  Anpflanzungen,  Errichtung  öffentlicher  Gebäude,  um  den 
Anbau  auf  bestimmten  Punkten  gedrängter  zusammen  zu  halten;  und  das 
preussische  Fluchtliniengesetz  giebt  ihnen  zudem  manche  Mittel  an  die 
Hand,  den  verzettelten  Anbau  an  unfertigen  Wegen  zu  verhindern.  Nur 
in  diesem  Sinne  möge  unsere  These  verstanden  werden. 

„Ueber  den  dritten  Theil  unserer  Thesen,  welcher  die  Ueber- 
Bchrift  trägt:  ,Polizeiliche,  statutarische,  gesetzliche  Bestim- 
mungen* möchte  ich  mich  als  Techniker  nicht  in  ausführlicher  Weise  ver- 
breiten. Gestatten  Sie  mir  nur,  einiges  hierher  gehörige  technische  Material 
Ihnen  vorzulegen. 

„Die  richtige  Bemessung  der  Baublöcke  und  die  Zweckbestimmung 
gewisser  Bauquartiere  vermag  allein  eine  gesundheitsgemässe  Bebauung  der 
Baugründe  nicht  herbeizuführen.  Es  ist  ausserdem  gemäss  unserer  These  F. 
noth wendig,  dass  die  städtischen  Bauordnungen  dahin  geprüft  und  ergänzt 
werden,  dass  sie  die  neueren  sanitären  Forderungen  der  Baupolizei  be- 
firiedigen,  wie  sie  namentlich  auf  der  Versammlung  des  Deutschen  Gesund- 
heitspflege-Vereins zu  München  berathen  worden  sind.  Nur  auf  zwei  hier- 
her gehörige,  besonders  wichtige  Punkte  möchte  ich  heute  hinweisen,  nämlich 
erstens  auf  die  gesundheitlich  richtige  Anlage  der  Aborte  und  der  Haus- 
eanalisation  und  zweitens  auf  die  ausreichende  Licht-  und  Luftveraorgung 
der  nicht  an  der  Strasse  liegenden  Zimmer.  Diesem  ersten  Punkte  wird 
in  den  wenigsten  Neubauten  und  auch  in  den  wenigsten  Bauordnungen 
genügende  Aufmerksamkeit  gezollt.  Besonders  sind  die  Lüftungseinrich- 
tungen für  Aborte  und  Canalisationsrohre  im  Hause  selten  rationell  durch- 
geführt; diese  Gelegenheit  benutze  ich  desshalb  gern,  um  auf  die  in  den 
letzten  Jahren  erschienenen  vortrefflichen  Schriften  des  deutschamerikani- 
schen Ingenieurs  W.  Paul  Gerhard  zu  New- York  über  Hausentwässerun- 
gen und  Abortseinrichtungen  hinzuweisen  ^).  Der  zweite  Punkt  ist  eigentlich 
noch  schwieriger,  weil  seine  befriedigende  Berücksichtigung  oft  sehr  scharf 
in  das  Interesse  des  Bauunternehmers,  welcher  seine  Baustelle  ausnutzen 
will  und  muss,  einschneidet.     In  Berlin  sucht  man  trotzdem  gegenwärtig 


')  W.  Paal  Gerhard,  Die  Einrichtang  der  HausentwässerungsanUfi:«!,  Berlin  1879  bei 
Sejdel;  femer:  HouKe  drainage  and  saniinry  plumbing,  Frovidence  1882;  Hints  on  tlie  drainage 
asd  sewerage  of  dwellingi>,  New  York  1884;  Sanitary  drainage  of  tenement-houses,  Hartford 
1884;  endlich:  Die  Hauacanalisation,  Principien  und  praktische  Winke  für  eine  rationelle  Anlage 
Yon  Haatentwäaserungen,  eine  bauhygienische  Skizze  von  W.  F.  Gerhard,  Leipzig  bei  Scholze 
1885.  (Vergl.  auch:  Du  drainage  domestique,  par  F61ix  Putzeys,  Li^ge  1885);  endlich: 
W.  P.Gerhard,  A  Guide  to  Sanitary  House-Inspection,  or  Hints  and  helps  regarding 
the  choice  of  a  healthfal  home  in  city  er  country.    New  York,  John  Wiley  and  sons,  1885. 
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polizeilicberseits  durch  eine  neue  Bauordnung  den  Hofbewohnern  —  und 
dies  ist  ja  die  Mehrheit  der  Bevölkerung  —  sanitär  zu  helfen;  mit  welchem 
Erfolge,  das  steht  dahin.  In  Köln  ist  es  leider  bei  vielen  Miethhausem 
auch  nicht  besser.  Am  Schlimmsten  steht  es  bezüglich  der  Höfe  mit  den 
Eckhäusern,  welche  freilich  dadurch  vor  anderen  bevorzugt  sind,  dass  sie 
80  ausgedehnte  Strassenfronten  besitzen.  Die  Behörde  ist  gezwungen,  bei 
den  Eckhäusern  kleinere  Höfe  zuzulassen;  aber  es  käme  in  Frage,  ob  nicht 
Wohnräume,  einschliesslich  der  Küchen,  welche  von  diesen  Höfchen  Licht 
und  Luft  erhalten  sollen,  überhaupt  zu  verbieten  seien.  Fast  unbedenklich 
wäre  ein  solches  Verbot  für  Häuser  die  auf  spitzwinkeligen  Ecken,  da  ja 
diese  Gebäude  wegen  der  nothwendigen  Abstumpfung  der  spitzen  Ecke 
die  vollen  Strassenfronten  erhalten,  also  wohl  auf  die  Ausnutzung  des  Binnen- 
höfchens  zur  Beleuchtung  von  Zimmern  verzichten  können. 

„Auf  die  These  G.  will  ich  nur  in  so  weit  eingehen,  als  ihr  Inhalt  über 
die  in  Preussen  bestehenden  Rechtssätze  hinausgeht.  Dies  bezieht  sich  vor- 
wiegend auf  die  in  den  Unterabth eilungen  h  und  /  verlangten  Enteignungs- 
befugnisse. Nach  meinen  ziemlich  zahlreichen  Erfahrungen,  meine  Herren, 
scheitert  die  Erreichung  der  öffentlichen  und  sanitären  Zwecke  einer  Strassen- 
anlage  oft  daran,  dass  die  Gemeinde  nicht  die  Befugniss  besitzt,  die  Bur 
Bebauung  ungeeigneten  Absplisse  oder  Reststücke  eines  Grundstückes  mit 
zu  enteignen,  vielmehr  genöthigt  ist,  diese  Reste  auf  V^langen  des  Eigen- 
thümers  in  dessen  Besitz  zu  lassen,  nachdem  sie  ihn  für  die  Deformation 
entschädigt  hat.  Dieselben  sind,  wie  gesagt,  bebauungsunfahig  und  dienen 
daher  sehr  häufig  zu  nichts  anderem  als  zur  Chikane.  Man  nennt  sie  bei 
uns  allgemein :  Vexirstreifen.  Sie  behindern  oft  die  Bebauung  der  Nachbar- 
parcellen  und,  was  noch  schlimmer  ist,  sie  führen  eine  wirthschaftlich  und 
sanitär  unzweckmässige  Bebauung  herbei.  Das  badische,  bayerische  und 
meines  Wissens  auch  das  braunschweigische  Enteignungsgesetz  gestattet 
daher  mit  Recht,  solche  Reste  mit  zu  enteignen;  das  preuseische  Geseti 
dagegen  enthält  hier  eine  empfindliche  Lücke.  Dies  zur  Begründung  des 
Verlangens  unter  6. 

„Das  Verlangen  unter  /  geht  weiter.  Der  Gemeinde  soll  das  Recht 
gewährt  werden,  ,ungesunde  Stadtgegenden  durch  ausgedehnte  Enteignungs- 
befugnisse  ohne  unverhältnissmässige  Kosten  umzugestaltend  Es  soll  da- 
durch hingewiesen  werden  auf  die  expropriation  par  eones,  auf  die  Zouen- 
enteignung,  welche  in  Frankreich  und  Belgien  zu  Recht  besteht  und  es  allein 
ermöglicht,  dass  in  Paris,  Marseille,  Ronen  und  besonders  in  Brüssel  so  un- 
gemein wohlthätige  Strassen durchbrücho  und  Stadtverbesserungen  durch- 
geführt wurden.  Ich  erinnere  nur  an  eins  dieser  grossen  Werke,  das  ist 
die  Erbauung  des  grossen  Boulevard  Central  in  Brüssel,  hergestellt  auf 
der  ungesundesten,  schmutzigsten  Partie  der  Stadt,  welche  auf  beiden  Seiten 
der  Senne  lag  und  dieses  Flüsschen  allmälig  in  eine  übelriechenden  Kloake 
verwandelt  hatte.  Man  hat  diese  ganze  Schmutzzone  enteignet,  die  Senne 
durch  eine  breite  luftige  Strasse  überbaut,  mit  Seitencanälen  eingefasst-,  nie 
also  fernerer  Verunreinigung  entzogen,  dann  die  gewonnenen  schönen  Baa* 
gründe  zu  beiden  Seiten  des  neueu  Boulevards  theuer  verwerthet  und  so 
wenigstens  einen  erheblichen  Theil  der  hohen  Geldauslagen  zurückerhalten, 
welche  das  grosse  sanitäre  Werk  erforderte.    Aus  der  hässlichsten  ist  die 
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beste  Stadtgegend  geworden.  In  Dentschland  ist  solches  Werk  bei  den  be- 
stehenden Gesetzen  einfach  finanziell  unmöglich,  und  wie  vielen  Städten  thäte 
eine  ähnliche  Lüftung  Noth! 

„Einen  verwandten  Gegenstand  behandelt  die  These  H.,  welche  verlangt, 
dass  die  für  ländliche  Grundstücke  in  den  meisten  Staaten  bestehende  ge- 
setzliche Zusammenlegung  auch  für  städtische  Baugründe  mutatis 
mutandis  eingeführt  werde,  um  eine  wirthschaftlich  und  gesundheitlich 
zweckmässige  Bebauung  zu  erzielen.  Erst  dadurch,  dass  bebauungsanfähige 
Reststücke  dem  Nachbarterrain  inpropriirt  und  dass  die  schiefwinkeligen, 
missgestalteten  Parcellen  des  zersplitterten  Grundbesitzes  durch  angemes- 
senes Umlegen  der  Grenze  in  brauchbare  Baustellen  verwandelt  werden, 
kommt  man  den  Zielen  des  Stadterweiterungsplanes  näher.  Der  vom  Ver- 
bände deutscher  Architekten-  und  Ingenieur -Vereine  beschlossene  Satz 
lautet:  „Es  ist  für  Stadterweiterungen  wünschenswerth ,  dass  die  Expro- 
priation und  Inpropriation  von  Grundstücksresten  in  angemessener  Weise 
gesetzlich  erleichtert  werde.  Noch  wichtiger  wQrde  der  Erlass  eines  Gesetzes 
sein,  welches  die  Zusammenlegung  von  Grundstücken  behufs  Strassen durch- 
legungen  und  Regulirnng  von  Bauplatzformen  erleichtert.^  Auch  der 
badische  Städtetag  hat  sich  bereits  im  Jahre  1874  in  ähnlichem  Sinne  aus- 
gesprochen. Selbstredend  ist  die  Anwendung  einer  solchen,  das  verfassungs- 
mässig gewährleistete  Recht  des  Eigenthums  stark  verschiebenden  Maass- 
regel mit  den  sorgfältigsten  Cautelen  zu  umgeben ,  und  jedenfalls  darf  es 
sich  nur  darum  handeln,  im  öffentlichen  Interesse  eine  erhebliche  Mehrheit 
Ton  Besitzern  gegen  den  eigensinnigen  oder  übelwollenden  Widerspruch 
Einzelner  zu  stärken.  Für  die  Mainzer  Stadterweiterung  besteht  ein  solches 
Gesetz;  in  wie  weit  es  angewandt  wurde,  ist  mir  nicht  bekannt.  Im  übrigen 
Deutschland  besteht  das  Gesetz  nicht;  und  die  Privatbesitzer  beispielsweise 
in  der  Stadterweiterung  von  Köln  wissen  davon  zu  erzählen,  dass  trotz 
jahrelangen  Bemühens  die  Grenzen  umlegung  von  Grundstücken,  welche  für 
die  Bebauung  völlig  ungeeignet  gestaltet  sind,  nicht  zu  erzielen  ist.  Ein 
grosser  Grundstückscomplex  in  bester  Lage  ist  z.  B.  unbenutzt,  weil  von 
29  Besitzern  zwar  27  der  projectirten  Umlegung  beipflichteten,  sie  die  zwei 
Widersprechenden  aber  nicht  umzustimmen  vermochten.  Aber  weniger  sind 
es  die  wirthschaftlichen  Schädigungen,  welche  uns  veranlasst  haben,  Ihnen 
heate  die  These  vorzuschlagen,  als  die  sanitären  Uebelstnnde,  die  aus  einer 
solchen  Sachlage  entstehen.  Der  vorgetragene  Fall  hindert  beispielsweise 
in  Köln  die  Canalisation  ganzer,  rückwärts  liegender  Strassen,  welche  sich  be- 
reits in  Anbau  befinden.  Und  auch  in  dem  Terrain  mit  ungeregelten 
Grenzen  wird  schliesslich  doch  gebaut;  aber  es  droht  dort  eine  Bebauung 
sa  entstehen,  welche  die  Gesetze  der  Schönheit,  der  wohnlichen  Zweck- 
■  mässigkeit  und  der  Hygiene  nicht  kennt. 

„Nunmehr,  meine  sehr  geehrten  Herren,  noch  ein  Wort  zu  unserem 
SchloBSsatze,  worin  wir  dringend  wünschen,  ,dass  die  hygienisch-  technischen 
Fragen  der  Stadterweiterung  auf  unseren  Hochschulen  mehr  als  bisher  be- 
handelt und  zum  Gegenstande  vollständiger  Lehrcurse  gemacht  werden\ 
Auf  den  technischen  Hochschulen,  das  darf  ich  Sie  versichern,  sind  die  hier 
in  Rede  stehenden  technisch-hygienischen  Disciplinen,  obwohl  sie  den  wich- 
tigsten Theil  des  städtischen  Ingenieurwesens  bilden,  wenig  mehr  als  Stief- 
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kinder;  der  bezügliche  Unterricht  fehlt  entweder  ganz  oder  wird  in  ver- 
wandten Facheursen  nebenbei  erledigt.  Aber  auch  auf  den  Universitäten 
hat  ja,  wie  vorhin  der  Herr  Prorector  der  hiesigen  Hochschule  uns  bezeugte, 
die  Hygiene  sich  kaum  einzubürgern  vermocht.  Erst  nach  und  nach  wird 
in  Preussen,  wie  die  Zeitungen  berichten,  beabsichtigt,  hygienische  Lehr- 
stühle an  den  Universitäten  zu  schaffen  und  zu  besetzen.  Wir  wollen  dieses 
segensreiche  Betreben  der  preussischen  Unterrichtsverwaltung  anerkennen 
und  unterstützen  und  glauben  daher  durch  unsere  These  IV.  Ihre  besondere 
Sympathie  zu  erwerben.  Auch  würden  wir  nichts  dagegen  einzuwenden 
haben,  wenn  Sie  die  einschränkenden  Worte  ,der  Stadterweiterung*  fort- 
lassen und  kurz  den  dringenden  Wunsch  äussern,  dass  die  hygienischen 
und  hygienisch -technischen  Fragen  überhaupt  auf  unseren  Hochschulen 
durch  besondere  Lehrstühle  mehr  als  bisher  gepflegt  werden  möchten.*' 

Correferent  Oberbürgermeister  Becker  (Düsseldorf): 

„Meine  Herren!  Ich  glaube  mich  nach  dem  eingehenden  Vortrage  des 
Herrn  Referenten  eines  Correferats  enthalten  zu  sollen  und  möchte  nur  bei 
dieser  Gelegenheit  nochmals  auf  das  vom  Herrn  Referenten  wiederholt  citirta 
verdienstvolle  Werk  des  Herrn  Prof.  Baumeister  über  Stadterweiterungen 
hinweisen,  welches  ja  denselben  Gegenstand  im  wesentlichen  mit  behandelt 
und  dem  ich  sehr  viel  Anregung  und  Belehrung  zu  danken  habe.  Ich  sehe 
meine  Aufgabe  mehr  darin,  falls  die  einzelnen  Thesen  in  der  Discussion 
bemängelt  oder  angegriffen  werden  sollten,  sie  nach  Kräften  zu  vertreten, 
und  ich  möchte  mir  daher  den  geschäftsordnungsmässigen  Vorschlag  erlau- 
ben, nach  Vollendung  der  etwa  beliebten  Generaldiscussion  die  einzelnen 
Thesen  vielleicht  in  den  vier  Ilauptgruppen ,  wie  sie  von  uns  mit  I.  bis  IV. 
gekennzeichnet  sind,  zur  Specialdiscussion  zu  stellen,  weil  ich  glaube,  dass 
nur,  wenn  wir  die  Thesen  einzeln  berathen,  ein  fruchtbringender  Erfolg  der 
Berathungen  zu  erreichen  ist.  Für  den  Fall,  dass  dieses  Verfahren  beliebt 
werden  sollte,  behalte  ich  mir  nach  Bedürfniss  eine  eingehende  Erläuterung 
der  einzelnen  Thesen  in  der  Specialdiscussion  vor.'' 


Der  Vorsitzende  eröffnet  hierauf  die  Generaldiscussion.  Da  sich  für 
dieselbe  Niemand  zum  Wort  meldet,  wird  sogleich  in  die  Special* 
discussion  eingetreten. 

Zu  L    Plan. 
Correferent  Oberbürgermeister  Becker: 

y, Meine  Herren !  Auch  hierüber  hat  der  Herr  Referent  gerade  besonders 
eingehend  berichtet.  Ich  halte  mich  nur  nach  meinen  aus  dem  praktischen 
Leben  geschöpften  Erfahrungen  für  verpflichtet,  nochmals  Hand  in  Hand 
mit  ihm  auf  die  Nothwendigkeit  hinzuweisen,  dass  jede  Gemeinde,  sobald 
deren  Entwickelung  beginnt,  in  der  That  ohne  Verzug  zur  Aufstellung  eines 
den  Gemeindebezirk  umfassenden  Bebauungsplanes  schreitet  und  zwar  eines 
systematischen  allgemeinen  Bebauungsplanes,  der  nicht  bloss  das  Strassen- 
netz  enthält,  wie  es  gedacht  wird  mit  den  Anschlussstrassen ,   den  öffent- 
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liehen  Plätzen  u.  b.  w.,  sondern  der  die  ganzen  Anforderungen  zu  erfüllen 
hat,  wie  wir  sie  in  Alinea  zusammenzufassen  versucht  haben.  Ich  kann 
nach  den  Erfahrungen,  die  ich  gerade  in  den  sich  schnell  entwickelnden 
westfölischen  und  rheinischen  Gemeinden  gemacht  habe,  nicht  genug  den 
Nachtheil  betonen,  der  darin  liegt,  wenn  man  nur  den  augenblicklichen  Be- 
dQrfnissen  durch  Projectirung  einzelner  Strassen  glaubt  Rechnung  tragen 
zu  sollen  und  bei  der  schnellen  Entwickeluug  der  Städte  nicht  dazu  kommt, 
▼on  Yomherein  einen  allgemeinen,  principiellen ,  alle  Fragen  der  Bebauung 
berücksichtigenden  Bebauungsplan  zur  Unterlage  zu  haben.  Sehen  Sie  sich 
derartige  Städte  an,  dann  sieht  die  Stadt  nicht  aus  wie  ein  systematisch 
allen  Anforderungen  genügendes  Gemeinwesen,  sondern  wie  eine  nach  Will- 
kür Ton  Bauunternehmern  entworfene  Anzahl  von  Strassen,  wo  ab  und  zu 
durch  Zufall  ein  kleiner  Platz  eingefügt  wird.  Die  Nebenstrassen  decken 
sich  nicht,  für  öffentliche  gemeinnützige  Anlagen  ist  meistens  in  solchen 
Fällen  nicht  gesorgt  und  wenn  dann  hinterher  die  Stadt  zu  spät  zum  Be- 
wnsstsein  des  Unterlassenen  kommt,  dann  ist  sie  vielfach  ohne  unverhält- 
nissmässige  Kosten  gar  nicht  mehr  in  der  Lage,  das  Versäumte  nachzuholen, 
resp.  kann  sie  nur  noch  ganz  Unvollkommenes  mit  viel  höheren  Mitteln 
erreichen,  als  sie  zur  Verfügung  hätte  stellen  müssen,  wenn  sie  von  vorn- 
herein nach  einem  einheitlichen  systematischen  P.lane  gehandelt  hätte.  Ich 
könnte  Ihnen  Städte  nennen,  in  denen  einzelne  Strassen  vorn  schmal  sind, 
dann  ist  eine  Periode  gekommen,  wo  man  das  Gefühl  gehabt  hat,  wir  müs- 
sen doch  ein  bischen  weiter  gehen  und  da  fUngt  die  Strasse  gerade  nach 
anssen  hin,  wo  es  weniger  nothwendig  ist,  an,  breiter  zu  werden.  Dann  ist 
wieder  nach  ein  paar  Jahren  das  Gefühl  gekommen:  das  genügt  wieder 
nicht  and  so  siebt  man  schliesslich  ganz  draussen,  wo  der  Verkehr  am  ge- 
ringsten ist,  eine  breite  Anlage  der  Strasse,  und  nun  stehen  mehr  nach  dem 
Inneren  der  Stadt  zu  die  erst  vor  Kurzem  errichteten  neuen  Häuser  vor 
dem  zuletzt  festgesetzten  Alignement  und  müssen  mit  unverhältnissmässigen 
Kosten  dermaleinst  wieder  beseitigt  werden. 

„Viel  schlimmer  ist  aber  die  Sache  nachher,  wenn  es  zur  Frage  der 
Entwässerung  kommt.  Die  Bewässerung  lässt  sich  immer  doch  eher  später 
projectiren  und  aufsuchen,  aber  an  die  planmässige  Entwässerung  hat  man 
ganz  und  gar  nicht  gedacht.  Da  werden  zunächst  mit  einer  nothdürftigen 
Rinne  die  Abwässer  dem  nächsten  Wasserlaufe  zugeführt,  oder  es  werden 
die  beliebten  Senkgruben  auf  den  Grundstücken  errichtet,  die  man  nachher 
wiederum  mit  Widerspruch  und  auf  Kosten  der  einzelnen  Interessenten  be- 
seitigen musB,  und  sehr  bald  sind  die  öffentlichen  kleinen  Wasserläufe,  die 
eine  solche  Stadt  durchziehen,  zu  einer  entsetzlichen  Cloake  geworden.  Der 
Zustand  wird  unerträglich.  Dann  wird  das  sogenannte  Canalisationsnetz 
ausgearbeitet;  das  kostet  natürlich,  weil  es  zu  spät  gemacht  wird  und  nun 
nicht  bloss  für  die  Zukunft,  sondern  auch  für  die  Vergangenheit  mit  gesorgt 
werden  muss ,  wieder  unverhältnissmässig  viel  Geld ,  das  findet  grossen 
Widerspruch  in  der  Bürgerschaft.  Darüber  gehen  wiederum  einige  Jahre  hin, 
biB  die  Zustände  noch  unerträglicher  geworden  sind,  und  bis  dann  endlich 
mit  unverhältnissmässigen  Mitteln,  welche  die  Gegenwart  erheblich  belasten 
müssen,  versucht  wird,  den  Fehlern  der  Vergangenheit  Rechnung  zu  tragen« 
Das  ist  nach  meiner  Ansicht  die  Erfahrung,  die  fast  alle  Städte  machen. 
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welche  sich  schnell  eotwickeln,  und  die  sie  mit  ihrem  eigenen  theureu  Gelde 
bezahlen  müssen,  und  wenn  man  meint,  es  sollten  doch  nachgerade  die  ein- 
zelnen Städte  an  den  Erfahrnngen  ihrer  Vorgänger  klug  geworden  sein,  so 
ist  leider  auch  hier  das  alte  Sprichwort  wieder  wahr:  ,Es  wird  Jeder  erst 
durch  eigenen  Schaden  klug/  Erst  wenn  man  selbst  in  der  Dinte  sitzt, 
pflegt  man  die  Nothwendigkeit  eines  solchen  principiellen  Vorgehens  ein- 
zusehen. 

„Diesen  Punkt,  meine  Herren,  möchte  ich  desshalb  noch  ganz  besonders 
betont  haben  und  dabei  eins  anfügen:  Je  sorgfaltiger  der  Bebauungsplan 
ausgearbeitet  ist,  desto  besser  ist  es  für  die  spätere  ganze  Entwickelung. 
Man  kann  natürlich  nicht  alle  principiellen  Fragen  gleich  bei  der  Aufstel- 
lung des  Planes  lösen,  besonders  die  Entwässerungsfrage  ist  ja  eine  sehr 
zweifelhafte  und  streitige,  aber  man  wird  wenigstens  die  Möglichkeit  der 
Entwässerung  selbst  in  dem  bescheidensten  Plane  vorsehen  und  danach  die 
Strassenhöhe  bemessen  müssen. 

„Endlich  aber  möchte  ich  bei  dieser  Gelegenheit  noch  auf  einen 
anderen  Gesichtspunkt  aufmerksam  machen:  Meine  Herren!  In  solchen 
Städten,  die  lange  Zeit  geruht  haben,  in  denen  die  Entwickelung  beginnt, 
fehlt  es  an  jeder  praktischen  Erfahrung,  wie  man  einen  solchen  Be- 
bauungsplan herzustellen  hat.  Allerdings  ist  dabei  das  bereits  citirt« 
Werk  von  Prof.  Baumeister  von  grossem  Nutzen,  aber  es  ist  immer  nur 
ein  theoretischer  Leitfaden,  der  erst  von  demjenigen  recht  verstanden  wird, 
dem  auch  eine  gewisse  praktische  Erfahrung  zur  Seite  steht,  und  die 
Baubeamten  in  solchen  Städten  ermangeln  meistens  dieser  nöthigen  prakti- 
schen Erfahrung,  um  allen  den  verschiedenen  Gesichtspunkten  Rechnung 
tragen  zu  können,  die  bei  Aufstellung  eines  Bebauungsplanes  beobachtet 
werden  müssen,  wenn  er  wirklich  seinen  Zweck  voll  erfüllen  soll.  Dess- 
halb möchte  ich  di-ingend  das  von  mir  wenigstens  verschiedentlich  mit 
grossem  Erfolge  gewählte  Mittel  empfehlen,  sich  bei  Aufstellung  des  Be- 
bauungsplanes nicht  in  kleinlicher  Rücksicht  auf  die  etwa  entstehenden 
geringfügigen  Mehrkosten  auf  die  örtlichen  Berather  zu  beschränken,  son- 
dern hervorragende,  auf  diesem  Gebiete  erfahrene  Männer  von  vornherein 
zuzuziehen  und  diese  über  den  am  Orte  gemachten  Entwurf  zu  hören  and 
nach  deren  Rath  und  deren  Erfahrung  die  weitere  Bearbeitung  des  Planes 
vorzunehmen.  In  sehr  glänzender  Weise  ist  dies  seiner  Zeit  in  Strassbnrg 
zur  Durchführung  gelangt.  Die  Stadt  hat  damals  eine  grosse  Anzahl  aus- 
wärtiger Sachverständiger  über  die  Erweiterung  gehört  und  das  darüber 
auch  in  Druck  erschienene  Werk,  welches  die  einzelnen  Gutachten  ein- 
gehend mittheilt,  ist  mir  von  grossem  Nutzen  gewesen. 

„So  sehr  ich  nun  aber  auf  der  einen  Seite  mit  dem  Herrn  Referenten 
der  Nothwendigkeit  der  Aufstellung  eines  weit  angelegten,  allen  Verhält- 
nissen Rechnung  tragenden  Bebauungsplanes  das  Wort  reden  möchte,  bo 
sehr  möchte  ich  auf  der  anderen  Seite  davor  warnen,  um  diesen  ganzen 
Plan  etwa  zu  publiciren  und  ihn  gleich  für  den  ganzen  Stadtbezirk  festzu- 
legen. Meine  Herren,  wir  können  Alle  nicht  in  die  Zukunft  schauen,  und 
Niemand  kann  übersehen,  wie  sich  die  Entwickelung  der  Stadt  in  Zukunft 
gestalten  wird,  welchen  Ansprüchen  man  gerecht  werden  muss,  wohin  sich 
die  Indutitrie  wirft  u.  s.  w. 
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„Die  Städte,  die  darin  zn  weit  gegangen  sind,  haben  —  mir  ist  das 
wiederholt  zugestanden  —  in  dieser  Beziehung  sehr  böse  Erfahrungen  ge- 
macht. Der  aufgestellte  Plan  darf  aus  diesem  Grunde  nur  für  diejenigen 
Stadttheile  offen  gelegt  werden,  in  welchen  die  Bebauung  für  die  nächste 
Zukunft  zu  erwarten  steht,  übrigens  hat  er  nur  der  Stadtverwaltung  als 
Anhalt  und  Unterlage  für  alle  späteren  Strassenprojecte  zu  dienen,  die  mit 
ihnen  im  Einklänge  zu  halten  sind.  Nur  auf  diese  Weise,  meiue  Herren, 
erreicht  man  einen  systematischeu  Ausbau  der  Stadt  und  geht  auf  der  an- 
deren Seite  nicht  über  das  wirkliche  ßedürfniss  hinaus.  Allerdings  müssen 
bei  Anlage  der  einzelneu  Strassen  meiner  Ansicht  nach  auch  die  Anschluss- 
strassen ,  wenigstens  mit  ihren  ersten  Theilen ,  sogleich  festgelegt  werden, 
sonst  würde  wieder  die  Gefahr  eintreten,  dass  gerade  die  passendsten  An- 
schlüsse durch  vereinzelte  Baugesuche  verkümmert  werden  könnten;  aber 
in  jedem  Falle  möchte  ich  empfehlen,  den  Bebauungsplan  nur  für  das  bereits 
vorhandene  oder  das  in  der  nächsten  Zukunft  vorherzusehende  Bedürfoiss 
festzulegen.  Erweitern  kann  man  ihn,  wenn  er  genügend  vorbereitet  ist,  ohne 
Schwierigkeiten  in  kürzester  Zeit,  während  leicht  spätere  Aenderungen 
nachtheilig  werden,  wenn  man  anfangs  zu  weit  gegangen  ist.  Das  sind  die 
allgemeinen  Gesichtspunkte,  die  uns  bei  der  Aufstellung  der  These  I.  geleitet 
haben,  welche  ich  Ihrer  Annahme  empfehlen  möchte.'^ 

Sanitätsrath  Dr.  Hüllmann  (Halle  a.  S.)  erklärt  sich  mit  all  den 
Grundsätzen  vollkommen  einverstanden,  die  der  Herr  Referent  erörtert  habe, 
findet  aber,  dass  ein  Grundsatz,  den  dieser  nur  gestreift  habe,  die  „Orienti- 
rung  der  Strassen^  etwas  mehr  zum  Ausdruck  gebracht  werden  sollte.  Es 
sei  bekannt,  dass  die  beste  Orientirung  eines  Hauses  in  der  diagonalen 
Richtung  gegen  die  Haupthimmelsgegenden  0,  S,  W  und  N  liege,  also  gegen 
SO — NW  und  gegen  NO  —  SW,  weil  alsdann  das  Haus  auf  den  Hauptfron- 
ten immer  Licht  bekomme.  Diese  Rücksicht  habe  man  bei  den  neuen  Stadt- 
erweiterungen wenig  ins  Auge  gefasst,  selbst  bei  Stadterweiterungsplänen 
aaf  freiem,  ebenem  Terrain,  welches  jede  beliebige  Strassenanlage  gestatte. 
Strassenrichtungen  direct  von  Osten  nach  Westen  oder  von  Norden  nach 
Süden  seien  unzweckmässig,  da  die  eine  bloss  Licht  von  Süden  und  Nor- 
den, die  andere  von  Osten  und  Westen  habe.  Namentlich  letztere  Richtung 
sei  bedenklich,  da  das  Eindringen  der  horizontalen  Sonnenstrahlen  in  die 
Zimmer  diese  nicht  nur  unbehaglich  mache,  sondern  auch  für  die  Augen 
sanitär  naohtheilig  sei.  Desshalb  wünsche  er  in  dieser  These  noch  ganz  be- 
sonders ausgesprochen  zu  sehen,  dass  die  Strassenrichtung  von  Osten  nach 
Westen  und  von  Süden  nach  Norden  zu  widerrathen  und  die  diagonale 
Richtung  anzuempfehlen  sei,  und  dies  geschehe  am  einfachsten  durch  Ein- 
fügung der  Worte:  „zweckmässige  Orientirung  der  Strassen*'  hinter 
^angemessene  Strassenbreite**. 

Professor  Baumeister  (Karlsruhe)  wünscht  in  Ergänzung  der  Aus- 
führungen der  beiden  Herren  Referenten  noch  einige  Gesichtspunkte  zuzu- 
fügen, welche  insbesondere  das  umfassende  und  systematische  Vorgehen  bei 
der  Städteerweiterung  betrefifen.  Es  sei  die  Rede  gewesen  von  einem 
Strassennetz,  welches  unmöglich  stückweise  und  flickwoise  zustande  kommen 
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könne,  wenn  es  den  künftigen  Anforderungen  genügen  solle.  Aber  die  Yer- 
kebrsmittel  in  den  Städten,  namentlich  in  sich  erweiternden  Städten,  seien 
nicht  bloss  die  Fuhrwerke  auf  den  Strassen,  es  seien  auch  die  Strassenbahnen 
mit  Pferdebetrieb  oder  mit  Dampfbetrieb,  es  seien  die  Eisenbahnen  und 
Eisenbahnanschlussstrecken,  namentlich  für  industrielle  Zwecke,  und  es  seien 
unter  Umständen  auch  Canäle  und  Dampfschifflinien  derartige  Dinge,  also 
diese  modernen  grösseren  Verkehrsmittel  könne  man  offenbar  noch  viel 
weniger  stückweise  projectiren,  als  die  gewöhnlichen  Strassen,  und  darin 
liege  für  mittlere  und  grosse  Städte  ein  ewingendes  Motiv,  einen  Plan 
systematisch  und  auf  weite  locale  Ausdehnung  hinaus  zu  entwerfen.  Durch 
derartige  Verkehrsmittel  könne  man  gerade  auch  die  hygienischen  Anfor- 
derungen an  das  Wohnen  einer  grossen  Anzahl  von  Menschen  auf  beschränk- 
tem Räume  sehr  unterstützen,  indem  man  dadurch  die  Trennung  von  Ge- 
schäft und  Wohnung,  die  für  die  Hygiene,  für  das  Familienleben,  für  das 
sittliche  Leben  nur  erwünscht  sei,  in  bester  und  billigster  Weise  er- 
mögliche. 

Ein  anderes  Motiv,  welches  dazu  nöthige,  den  Plan  umfassend  and 
mit  einer  gewissen  Voraussicht  in  die  Zukunft  zu  entwerfen,  liege  in  dem, 
was  Herr  Stubben  auch  bereits  gestreift  habe,  dass  es  nämlich  der  Wunsch 
der  Bevölkerung  sei,  so  gut  zu  wohnen,  wie  es  ihren  Gewohnheiten,  ihren 
Interessen  und  ihren  Finanzen  entspreche.  Dadurch  ergebe  sich  naturge- 
mäss  das  Zusammenschliessen  ähnlich  situirter  socialer  Classen,  wie  es  sich 
ja  oft  auch  schon  ohne  jeden  Zwang  in  dem  Zusammenschliessen  von  Villen 
oder  von  Arbeiterwohnungen  oder  von  Fabriken  ffnde;  und  wenn  man  aller- 
dings auch  mit  Recht  sagen  müsse,  dass  eine  kastenartige  Trennung  dieser 
Art  nicht  von  socialem  Vortheil  sei,  so  müsse  doch  auch  den  berechtigten 
Wünschen  in  dieser  Hinsicht  entsprochen  werden.  Das  solle  aber  nicht 
durch  Zwang,  sondern  ganz  einfach  durch  das  Project  des  Stadterweiterungs- 
planes selbst  geschehen.  So  gut  wie  man  für  das  Entweichen  schlechter 
Luft  gewisse  Lockflammen  in  einem  Kamin  anbringe,  so  könne  man  auch 
Lockmittel  in  einem  Stadterweiterungsplane  gebrauchen,  um  die  beabsich- 
tigte Trennung  ganz  zwanglos  herbeizuführen. 

Es  liege  beispielsweise  in  der  Hand  des  entwerfenden  Technikera  und 
der  Stadtverwaltung,  ein  Villenquartier  zu  schaffen,  wenn  die  vorhandenen 
Vegetationsmassen  dazu  ausgenutzt  werden,  wenn  die  betreffenden  Strassen 
in  einem  hügeligen  Terrain  nicht  langweilig  geradlinig  den  Berg  hinan- 
steigen, sondern  gefallig  und  landschaftlich  den  Terrainformationen  angepasst 
werden.  Ebenso  lasse  sich  die  Industrie  sehr  wohl  einem  vernünftigen  Stadt- 
erweiterungsplane anpassen  und  werde  ihm  zu  folgen  suchen,  wenn  der 
Plan  ihr  geeignete  und  bequeme  Verkehrsmittel  biete.  Man  könne  in  dem 
Plane  durch  den  vorläufigen  Entwurf  und  durch  die  spätere  Ausführung  von 
Industriebahnen  und  von  Canälen  dahin  kommen,  dass  die  Etablissements 
sich  mit  Vergnügen  in  eine  solche  Stadtgegend  hinausbegeben,  wo  sie  für 
die  übrigen  Bewohner  der  Stadt  möglichst  wenig  Belästigung  mit  sich  brin- 
gen. Einen  eigentlichen  Zwang  könne  nach  dem  heutigen  Stande  der  Ge- 
setzgebung nur  eine  gewisse  Gruppe  von  Gewerben,  die  in  §.  16  der  Ge- 
werbeordnung zusammengestellt  seien,  ertragen.  Viel  weiter  solle  man 
auch  nicht  gehen,  aber  es  sei  eine  sehr  dankbare  Aufgabe,  bei  dem  Projeet 
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eines  Stadterweiteningsplanes  in  der  genannten  Hinsicht  voraoszaschaaen, 
und  das  könne  wieder  nur  geschehen,  wenn  der  Plan  sich  von  vornherein 
aof  sehr  grosse  Gebiete  erstrecke. 

Zu  dem  Zwecke  beantrage  er  in  der  These  I.  an  passender  Stelle  das 
Wort:  „Verkehrsmittel"  einzufügen. 

Begiemngs-  und   Kreismedicinalrath  Dr.  Kuby  (Augsburg) 

wünscht  noch  einen  Zusatz  zu  These  L,  der  der  offenen  Bebauungsweise, 
dem  „Pavillonsystem"  seine  Rechte  wahren  solle,  namentlich  auch  desshalb, 
weil  eine  ähnliche  Resolution,  welche  in  der  dritten  Versammlung  des  Ver- 
eins in  München  seiner  Zeit  gefasst  worden  sei,  eine  ganz  bedeutende 
Wirksamkeit,  wenigstens  in  Bayern,  entfaltet  habe  und  weil  der  Herr  Re- 
ferent in  seiner  These  HL  ausdrücklich  auf  die  Münchener  Resolutionen 
hingewiesen  habe.  Nachdem  das  geschehen  sei,  würde  es  aber  wie  ein  ab- 
sichtliches Aufgeben  des  Pavillonsystems  seitens  der  Majorität  der  heutigen 
Versammlung  aussehen,  wenn  dasselbe  nicht  ausdrücklich  Erwähnung  fände, 
um  so  mehr,  als  der  Herr  Referent,  wenn  auch  nicht  in  einer  These ,  so  doch 
im  Verlaufe  seiner  Rede  sich  speciell  gegen  die  Zulassung  der  offenen  Be- 
bauung, des  „Pavillonsystems",  ausgesprochen  habe.  -  Dasselbe  müsse  aber 
unter  allen  Umständen  aufrecht  erhalten  werden.  Ausserdem  habe  ja  auch  die 
eine  oder  andere  Regierung,  namentlich  auch  die  bayerische,  das  offene  Be- 
bauungssystem gesetzlich  anerkannt  und  im  §.  1  der  königl.  Verordnung 
vom  16.  Mai  1876  bestimmt,  „dass  bei  Anlegung  von  neuen  Strassen  das 
offene  (Pavillon-)  Bausystem  mit  oder  ohne  Vorgärten  durch  ortspolizeiliche 
Vorschrift  angeordnet  werden  könne";  diese  Bestimmung  wurde  durch §.10 
der  Allgemeinen  Bauordnung  vom  19.  September  188-1  ausdrücklich  auf- 
recht erhalten. 

Desshalb  beantrage  er  in  These  I.  am  Schlüsse  von  alinea  I.  zuzufügen: 
„namentlich  empfiehlt  es  sich,  einzelne  Bezirke  oder 
Strassen  vorzusehen,  in  welchen  die  offene  Bebauung 
(Pavillonsystem)  als  die  Regel  in  Aussicht  genommen 
werde." 

Damit  ist  die  Discussion  über  These  1.  geschlossen. 


n.    Ausführung. 

Gorreferent  Oberbürgermeister  Becker  (Düsseldorf).  „Meine 
Herren!  In  Absatz  IL  wird  ausgesprochen,  dass  mit  der  Aufstellung  des  Be- 
bauungsplanes nicht  genug  geschehen  sei,  sondern  dass  Hand  in  Hand  da- 
mit, wenn  die  Bebauung  selbst  eine  zweckmässige  werden  solle,  auch  eine 
schrittweise  Ausführung  des  Bebauungsplanes  gehen  müsse,  und  dass  wo 
möglich  als  Princip  anzustreben  sei,  dass  die  Strassen  vor  der  Bebauung 
fertig  gestellt  werden.  In  den  grossen  Städten  ist  das  auch  wohl  schon  die  Regel 
und  es  wird  ein  absolutes  Erforderniss,  sobald  die  Verkehrsverhältnisse  eine 
gewisse  Grösse  erreicht  haben,  und  die  Bebauung  in  grösserem  Maassstabe, 
besonders  in  grossen  Miethskasernen ,  die  Regel  geworden  ist.  £s  treten 
sonst  schon  in  der  Uebergangszeit  Missstände  ein,  die  allen  sanitären  An- 
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forderangen  IXobn  sprechen  und  die  wir  dessbalb  vom  sanitären  Standpunkte 
aus  nicbt  gf^nng  bekämpfen  können.  Auf  der  anderen  Seite  muss  ich  nach 
meiner  praktischen  Erfahrung  aber  doch  anerkennen,  dass  dies  nicht  ganz 
ausführbar  ist  für  mittlere  und  kleine  Städte,  die  sich  schnell  entwickeln. 
Doi*t  wird  es  nach  meiner  Auffassung  nicht  immer  durchführbar  sein,  die 
Bebauung  der  Strasse  erst  für  zulässig  zu  erklären,  nachdem  dieselbe  fertig 
gestellt  ist.  Ich  meine,  man  muss  da  eine  gewisse  mildere  Praxis  wenn 
auch  nicht  empfehlen,  so  doch  nicht  ganz  ausschliessen,  dahin  gehend,  dass 
die  Gemeinde  sich  darauf  beschränkt,  diejenigen  Strassen,  die  sie  im  öffent- 
lichen Interesse  für  geboten  hält,  von  Stadt  wegen  anzulegen,  und  zwar 
möglichst  vor  doj  Bebauung,  dass  sie  im  übrigen  aber  auch  die  Bebauung 
an  noch  nicht  fertig  gestellten  Strassen  unter  gewissen  Voraussetzungen 
zulässt;  es  kann  sonst  leicht  dahin  kommen,  dass  entweder  die  Stadt  für 
Strassenanlagen  unverhältuissmässige  Aufwendungen  machen  muss  oder 
dass  die  Preise  der  Baugrundstücke  unverhältnissmässig  steigen,  weil  die 
kleinen  Anwohner  die  Anlagekosten  der  Strasse  scheuen  und  dessbalb  zu 
•wenig  Bauplätze  verfügbar  bleiben. 

„Die  Voraussetzung  dieser  milden  Praxis  müsste  aber  sein,  dass  wenig- 
stens mit  den  Unternehmern  oder  den  Interessenten  ein  Vertrag  darüber 
abgeschlossen  würde,  in  welcher  Reihenfolge  die  Bebauung  zulässig  sein 
soll  und  wer  die  Strasse  anlegen  soll,  und  bis  wann  dies  längstens  geschehen 
muss,  unter  Sicherstellung  durch  eine  Caution,  falls  dies  für  nöthig  erachtet 
wird.  Ohne  ein  solches  Abkommen  kann  ich  einer  Bebauuug  ohne  vorhe- 
rige Strassenanlage  nach  meinen  Erfahrungen  nicht  das  Wort  reden.  Hat 
man  aber  durch  Verträge  mit  den  Interessenten  die  Anlage  der  Strasse  in 
einer  bestimmten  Zeit  gesichert,  dann  glaube  ich  für  einfache  Verhältnisse 
diesen  Modus  für  zulässig  erklären  zu  können,  ohne  dass  besondere  Un- 
znträglichkeiten  entstehen ;  ja  dasselbe  ist  in  mittleren  und  kleinen  Städten 
oft  das  einzige  Mittel,  um  noch  grössere  Nachtheile  zu  vermeiden. 

„Den  Passus  hat  der  Referent  bereits  eingehend  erörtert,  ingleichenden 
Passus  ,eine  möglichst  zusammenhängende  Ausdehnung  der  Stadt  ist  an- 
zustreben^  Man  kann  dies  erreichen,  wenn  man  entweder  das  Bauen  an 
nicht  fertig  gestellten  Strassen  ganz  verbietet,  oder  den  Bebauungsplan  nur 
so  weit  festsetzt,  als  die  neuen  Strassen  sich  an  bereits  vorhandene  aoschliessen. 
Es  fragt  sich  nur,  ob  man  dies  in  allen  Fällen  thun  soll.  In  Provinzen,  wo 
eine  geschlossene  Bebauung  der  Bevölkerung  sympathischer  ist,  erscheint 
es  unbedenklich ;  anders  ist  aber  die  Lage  in  vielen  Theilen  Westfalens  und 
Rheinlands,  wo  die  Bevölkerung  grosse  Neigung  hat,  sich  zerstreut  anzu- 
bauen. Da  wird  diese  Beschränkung,  in  voller  Ausdehnung  zur  Anwendung 
gebracht,  zu  grossen  Unzuträglichkeiten  führen,  und  man  wird  desshaib  vor- 
sichtiger .  vorgehen  müssen  und  die  zerstreute  Bebauung  nur  so  weit  er- 
schweren, dass  sie  von  der  Regel  allmälig  zur  Ausnahme  wird.  Darum 
haben  wir  in  dem  Passus  E.  uns  den  Zusatz  erlaubt :  ,Eine  möglichst  zu- 
sammenhängende Ausdehnung  der  Stadt  ist  anzustreben*,  indem  wir  von 
der  Ansicht  ausgingen,  dass  es  von  der  örtlichen  Situation  abhängen  müsse, 
in  welchem  Maasse  dies  durchführbar  sei  oder  nicht.  Das  sind  im  Allge- 
meinen die  Gci<ichtspunkte,  von  denen  wir  bei  der  These  IL  ausgegangen 
sind.^ 
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Professor  Baumeister  (Karlsruhe)  halt  die  These  C.  bei  der  Aus- 
f&hrang  des  Bebauungsplanes  für  so  wichtig,  dass  es  zweckmässig  sei,  noch 
ein  ergänzendes  Bild  denjenigen  Normen  zuzufügen,  welche  von  den  Herren 
Referenten  auf  Grund  des  preussischen  Gesetzes  vom  Jahre  1875  geschil- 
dert worden  seien.  In  Preussen  sei  den  Gemeinden  das  Recht  vermöge  Orts- 
Statuts  verliehen,  das  Anbauen  ausserhalb  fertig  gestellter  Strassen  ganz  zu 
verbieten.  Gerade  das  Gegentheil  davon  sei  in  Baden  der  Fall.  Hier  be- 
stehe die  gesetzliche  Bestimmung,  dass  Jeder  bauen  könne  wo  er  wolle,  und 
dass  die  Gemeinde  ihm  das  nicht  verwehren  dürfe,  ja  dass  sie  genöthigt 
sei«  wenn  sie  einen  Bau  in  die  Linie  hineinzubringen  wünsche,  die  der 
Stadterweiter nngsplan  einstweilen  auf  dem  Papier  besitze,  die  Zugangs- 
strasse zu  diesem  beabsichtigten  Anwesen  auf  ihre  Rechnung  (mit  4*5  m 
Breite)  herzustellen.  Das  sei  also  gerade  umgekehrt  das  ins  Extrem  ge- 
triebene Belieben  des  Einzelnen  zu  bauen  und  die  Gemeinde  dadurch  zu 
gewissen  Ausgaben  zu  zwingen,  wenn  dieselbe  überhaupt  an  ihrem  Stadt- 
erweiterungsplane festhalten  wolle.  Diese  Bestimmung  habe  den  badischen 
Städten  schon  häufig  Unannehmlichkeiten  und  grosse  Kosten  verursacht, 
und  desshalb  habe  auch  der  badische  Städtetag  auf  eine  Aenderung  der  Be- 
stimmungen hinzuwirken  gesucht,  bis  jetzt  aber  vergeblich.  Es  werde  dess- 
halb gewiss  von  Einfluss  sein,  wenn  diese  Versammlung  im  Sinne  der 
These  C.  hier  ihre  Ansicht  ausspreche. 

Aber  eigentlich  könne  man  sich  ebenso  wenig  mit  dem  entgegengesetz- 
ten (preussischen)  Extrem  befreunden.  Unter  Umständen  müsse  auch  das 
Eigenthumsrecht  und  Baurecht  der  Grundbesitzer  gegenüber  der  Gemeinde 
gewahrt  werden,  nicht  bloss  durch  einen  Vertrag  ad  hoc,  wie  ihn  der  Herr 
Correferent  vorgeschlagen  habe,  sondern  durch  eine  gesetzliche  Bestimmung. 
Ein  derartiges  Verfahren  bestehe  beispielsweise  in  Württemberg.  Hier  könne 
die  Baulust  mehrerer  Grundbesitzer  an  einer  vorläufig  nur  auf  dem  Papier  pro- 
jectirteu  Strasse,  wenn  sie  zusammentreten  und  der  Gemeinde  gegenüber  er- 
klären, gleichzeitig  sofort  bauen  zu  wollen,  die  Gemeinde  veranlassen,  die 
Strasse  vor  der  Bebauung  fertig  zu  stellen,  so  dass  die  Eigeuthümer  dann 
auch  sofort  die  Zufuhr  der  Baumaterialien,  die  Entwässerung,  kurz  alles, 
was  dazu  gehöre,  mit  erreichen  können.  Wie  viele  Grundbesitzer  das  nun 
sein  sollen,  das  sei  eigentlich  der  Kern  der  Frage.  Bei  den  württembergi- 
schen Bestimmungen  sei  die  Hälfte  der  Grundbesitzer  an  der  betreffenden 
Strasse  in  der  Lage,  dieses  Verfahren  herbeizuführen,  die  Hälfte  nämlich 
nach  der  Länge  der  Fronten  der  Grundstücke  bemessen.  In  anderen  Städten 
möge  es  vielleicht  ein  anderer  aliquoter  Theil  der  Gesammtheit  sein, 
aber  irgend  eine  demrtige  Bestimmung  sei  wichtig  und  enthalte  das  rich- 
tige Princip  in  dieser  Sache,  nur  dass  man,  wie  in  der  einen  Stadt  mehr, 
io  der  anderen  weniger  nach  der  einen  oder  anderen  Richtung  vorgehen 
könne.  In  diesem  Sinne  habe  auch  der  Verband  deutscher  Architecten- 
und  Ingenieurvereine  in  Berlin  seiner  Zeit  bei  den  Grundzügen  für  Stadt- 
erweiterungen einen  Beschluss  gefasst.  Der  Satz  heisse:  „Die  Gemeinden 
sollten  sich  allgemein  zur  vollständigen  Herstellung  und  Erhaltung  einer 
neuen  Strasse  verbindlich  machen,  sobald  die  Sicherheit  besteht,  dass  ein 
gewisser  Theil  aller  angrenzenden  Grundstücksfronten  mit  Häusern  ver- 
sehen wird."      Einen  besonderen  Antrag  wolle  er  nicht  stellen,  da  durch 
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betreffend  die  Bebauung  vom  2.  Juli  1875,  welches  den  Gemeinden  die 
einschneidende  Berechtigung  giebt,  Bauten  an  noch  nicht  fertig  gestellten 
Strassen  zu  versagen  und  die  Anhauer,  falls  die  Gemeinden  die  Strassen 
seihst  angelegt  haben,  zu  den  autheiligen  Kosten  heranzuziehen.  Aehnliche 
Bestimmungen  sind  nach  unserer  Auffassung  für  jedes  Land  nothwendig, 
wenn  eine  planmässige  Bebauung  ohne  unverhältnissmässige  Kosten  erreich- 
bar sein  soll,  und  das  hat  zugleich  seine  grosse  sanitäre  Bedeutung,  denn 
schliesslich  scheitern ,  wie  der  Herr  Referent  bereits  ausgeführt  hat ,  sehr 
oft  an  dem  Kostenpunkte  die  zweckuiässigsten  sanitären  Maassregeln. 

„In  These  a)  hahen  wir  dann  noch  den  Grundsatz  ausgesprochen,  dass 
die  Gemeinden  befugt  sein  sollen,  die  Genehmigung  zu  Bauten,  welche 
gegen  den  Bebauungsplan  Verstössen,  ohne  Entschädigung  zu  versagen. 
Das  ist  das  Princip,  welches  bereits  dem  preussischen  Gesetze  von  1875  zu 
Grunde  liegt,  wenn  dies  Gesetz  auch  noch  ein  Paar  vereinzelte  Ausnahmen 
Yon  diesem  Princip  zulässt.  Und  das  Princip  hat  sich  in  Preussen  bewährt. 
Die  wenigen  Ausnahmen  haben  dagegen  nach  unserer  praktischen  Er- 
fahrung nur  zu  so  viel  Chicanen  und  Schwierigkeiten  mit  den  Interessenten 
geführt,  ohne  dass  dazu  auf  der  anderen  Seite  eine  besondere  materielle 
Berechtigung  vorlag,  dass  wir  glaubten,  uns  zu  dem  Vorschlage  verständigen 
zu  sollen,  den  Gemeinden  möge  die  Berechtigung  verliehen  werden,  die  Ge- 
nehmigung zu  Bauten,  welche  gegen  den  Bebauungsplan  Verstössen,  ohne 
jede  Entschädigung  zu  versagen.  Das  ist  der  Inhalt  des  ersten  Passus  a), 
den  wir  Ihrer  Annahme  empfehlen. 

„Dann  wird  der  Passus  d)  wohl  noch  einer  kurzen  Erläuterung  be* 
dürfen  : 

,in  einzelnen  Stadtgegenden  den  Betrieb  besonders  lästiger  Gewerbe 
zu  untersagen.* 
In  dieser  Beziehung  giebt  bereits  die  deutsche  Gewerbeordnung  den  Ge- 
meinden einzelne  Befugnisse.  Einmal  bestimmt  sie  in  §.  27,  dass  die  Er- 
richtung oder  Verlegung  von  Anlagen,  welche  mit  ungewöhnlichem  Geräusch 
verbunden  sind ,  der  Ortspolizei  angezeigt  werden  sollen ,  und  letztere  die 
Verpflichtung  hat,  wenn  in  der  Nähe  der  Betriebsstätte  Kirchen,  Schulen 
oder  andere  öffentliche  Gebäude,  Krankenhäuser  oder  Heilanstalten  vor- 
handen sind,  deren  Benutzung  durch  den  Gewerbebetrieb  eine  Störung 
erleiden  würde,  die  Entscheidung  der  höheren  Aufsichtsbehörde  darüber 
einzuholen,  ob  die  Ausführung  der  gewerblichen  Anlage  an  der  beabsich* 
tigten  Stelle  zu  untersagen  oder  nur  unter  Bedingungen  zu  gestatten  sei. 

„Eine  weitergehende  Befugniss  giebt  der  §.  23,  in  welchem  es  am 
Schlüsse  heisst:  Der  Landesgesetzgebung  bleibt  ferner  vorbehalten,  m 
verfügen,  in  wie  weit  durch  Ortsstatuten  darüber  Bestimmung  getroffen 
werden  kann,  dass  einzelne  Ortstheile  vorzugsweise  zu  Anlagen  der  in 
§.16  erwähnten  Art  —  das  sind  nämlich  alle  Aulagen,  welche  einer  be- 
sonderen Genehmigung  bedürfen  —  zu  bestimmen,  in  anderen  Ortstbeilen 
aber  dergleichen  Anlagen  entweder  gar  nicht  oder  nur  unter  besonderen 
Beschränkungen  zuzulassen  sind.  Hier  ist  also  der  Landesgesetzgebung 
vorbehalten,  den  Gemeinden  das  Recht  zu  verleihen,  durch  Ortfistatut  ge- 
werbliche Anlagen  der  bezeichneten  Art  aus  bestimmten  Bezirken  fern  zu 
halten,  resp.  in   bestimmte  Bezirke  zu  verweisen.     Das  ist  ein  sehr  weit- 
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gehendes  Recht,  und  mir  ist  bis  jetzt  keine  Stadt  bekannt,  welche  von 
diesem  Rechte  Gebrauch  gemacht  hat,  in  Preossen  wenigstens  nicht 
(Zuruf:  Wiesbaden!);  und  es  ist  mir  auch  rechtlich  sehr  fraglich,  ob  in 
Preussen  nach  Lage  unserer  jetzigen  Gesetzgebung,  da  die  Landesgesetz- 
gebung ein  specielles  Ausfühi'ungsgesetz  nach  der  Richtung  nicht  erlassen 
hat,  die  Gemeinden  die  Befugniss  haben,  durch  Ortsstatnt  eine  derartige 
Beschränkung  auszusprechen.  Ich  würde  es  für  sehr  erwünscht  halten, 
wenn  nach  der  Richtung  hin  bereits  gemachte  praktische  Erfahrungen  hier 
zur  Kenntnissnahme  resp.  Nachachtung  mitgetheilt  würden.  Da  aber  im 
Ganzen  und  Grossen  nach  den  von  verschiedenen  anderen  Herren  bereits 
ausgeführten  Gesichtspunkten  die  Verlegung  eines  theilweise  lästigen  Gewerbe- 
betriebes in  bestimmte  Stadtgegenden,  resp.  die  Freihaltung  einzelner  Stadt- 
gegenden von  derartigen  Gewerbebetrieben  im  öffentlichen  Interesse  er- 
wünscht ist,  so  glaubten  wir,  eine  derartige  Bestimmung  hier  als  eine  For- 
derung hinstellen  zu  sollen,  welche  im  Interesse  einer  zweckmässigen 
Erweiterung  der  Städte  gesetzgeberisch  aufgestellt  werden  muss. 

„lieber  den  letzten  Punkt  H.  hat  sich  der  Herr  Referent  bereits  aus- 
gesprochen. Ich  möchte  mir  zur  Betonung  unseres  Vorschlages,  dass  die 
Zusammenlegung  von  Grundstücken  auch  im  Interesse  einer  zweckmässigen 
Bebauung  im  Zwangsverfahren  herbeigeführt  werden  möchte,  nur  noch  eine 
kurze  Bemerkung  erlauben.  Meine  Herren,  wir  kennen  derartige  Zu- 
sammenlegungen zur  Zeit  meines  Wissens  bloss  im  Interesse  der  Land- 
wirthschaft.  Im  Interesse  einer  zweckmässigen  Bebauung  ist,  soviel  wir 
wissen,  bisher  eine  derartige  gesetzliche  Bestimmung  noch  nicht  getroffen; 
wir  in  Preussen  kennen  sie  wenigstens  nicht.  Ich  persönlich  stehe  aller- 
dings auf  dem  Standpunkte,  dass  ich  sie  im  Interesse  einer  rationellen  Be- 
bauung für  mindestens  ebenso  wichtig  und  berechtigt  halte,  wie  im  Inter- 
esse der  Landwirthschaft,  und  dass  ich  mich  nicht  scheuen  würde,  trotz  des 
Zwanges,  der  darin  für  die  Wünsche  des  Einzelnen  liegt,  im  Interesse  des 
öffentlichen  Wohles  dies  als  eine  der  ersten  Forderungen  an  die  Gesetz- 
gebung hinzustellen,  und  ich  bin  überzeugt,  dass  dej^  Segen,  der  daraus  für 
viele  grössere  Gemeinden  erwachsen  würde,  ein  ganz  unberechenbarer  wäre. 
Ich  kann  Ihnen  von  der  Stadt,  in  der  ich  seit  einer  Reihe  von  Jahren  zu  wirken 
die  Ehre  habe,  nur  sagen:  es  hat  sich  dort  die  Bebauung  in  einer  Stadt- 
gegend, deren  äussere  Voraussetzungen  dazu  sonst  gar  keine  besondere 
Berechtigung  gaben,  sehr  schnell  und  rationell  entwickelt,  nur  weil  es 
einem  einsichtigen  Manne  ausnahmsweise  gelungen  war,  die  verschiedenen 
grösseren  und  kleineren  Grundbesitzer  zu  einer  vertraglichen  Zusammen- 
legung ihrer  Grundstücke  zu  vermögen.  Dadurch  wurde  eine  rationelle 
Bebauung  ausserordentlich  erleichtert,  im  Gegensatze  zu  den  schiefwinkeligen, 
spitzwinkeligen,  schmalen,  grossen  und  schrägen  Grundstückslagen,  die  wir 
in  allen  anderen  Stadtgegenden  leider  zu  ertragen  haben.  Dorthin  hat 
sich  also  die  ganze  Bebauung  in  erster  Linie  erstreckt,  und  es  ist  einStadt- 
theil  von  grosser  Bedeutung  entstanden,  der  sonst,  nach  der  Ansicht  nicht 
nur  von  mir,  sondern  von  allen  anderen  der  Orts  Verhältnisse  Kundigen, 
kaum  jemals  entstanden  wäre.  Das  ist  der  Segen  einer  derartigen  Zu- 
sammenlegung; und  die  Voraussetzungen  für  eine  solche  werden  in  vielen 
Städten  vorhanden  sein,  nur  dass  die  Zusammenlegungen  jetzt  gesetzgeberisch 
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nicht  erreichbar  sind  und  desshalb  unterbleiben.     Ich  möchte  Ihnen  daher 
auch  die  Annahme  dieser  These  recht  dringend  empfehlen.^ 

Stadtbaurath  Frühling  (Königsberg)  kommt  nochmals  auf  die  schon 
von  dem  Herrn  Referenten  betonte  Thatsache  zurück,  dass  in  den  Städten, 
die  zugleich  Festungen  seien,  die  hierdurch  bedingte  Beschränkung  gegen- 
über der  Durchführung  der  in  den  Thesen  aufgestellten  Forderungen  eine 
ausserordentlich  grosse  Fessel  für  die  Entwickelung  der  Bebauung  im  hy- 
gienischen Sinne  bilde.  Bei  den  vorliegenden  Thesen  sei  vorzugsweise, 
zum  Theil  ausschliesslich,  auf  solche  Städte  Rücksicht  genommen,  denen  eine 
wirkliche  Erweiterung  möglich  sei.  Wenn  eine  Festung  nicht  das 
Glück  habe,  eine  Erweiterung  ihres  Festungsgürtels  zu  erfahren,  so  sei  das 
Gebiet  der  Thätigkeit  der  Stadtverwaltung  eigentlich  vollständig  auf  das 
Innere  beschränkt,  und  das  Innere  sei  meistens  so  eng  bebaut,  und  die 
Verhältnisse  desselben  seien  in  der  Regel  so  schwieriger  Art,  dass  man  wohl 
nicht  zu  weit  gehe,  wenn  man  behaupte,  dass  selbst  die  Verausgabung  ganz 
beträchtlicher  Summen,  die  sich  auf  Millionen  steigern  können,  nur  ganz 
geringfügige  Verbesserangen  im  Inneren  der  Städte  zur  Folge  habe.  Das 
Festungsrayongesetz  schreibe  vor,  dass  die  Bebauung  ausserhalb  der  Thore 
bis  zu  einer  Entfernung  von  2V4kni  oder  2250  m  entweder  ganz  unzulässig 
oder  an  erschwerende  und  für  die  Bebauung  lästige  Bedingungen  geknüpft 
sei.  Es  komme  noch  hinzu,  dass  in  der  neuesten  Zeit  wenigstens  die  grös- 
seren Festungen  mit  selbstständig  befestigten  Aussenwerken,  mit  sogenann- 
ten detachirten  Forts  versehen  worden  seien,  in  deren  Umkreise  ebenfalls 
auf  eine  Entfernung  von  2^4  km  von  den  Aussengrenzen  hin  nur  eine  be- 
schränkte Bebauung  gestattet  werde.  Es  fehle  nun  nicht  an  Stimmen, 
welche  behaupten,  dass  das  gegenwärtige  Reichsrayongesetz  ödes  das  n^e* 
setz  betreffend  die  Beschränkung  der  Bauten  in  der  Umgebung  von  Festun* 
gen  vom  Jahre  1871**  unter  den  heutigen  Verhältnissen  wohl  eine  Ab- 
änderung, und  zwar  im  günstigen  Sinne  für  die  Bebauung  der  sogenannten 
Rayons  der  eigentlichen  Festungen  erleiden  könne,  ohne  dass  die  Verthei- 
digung  und  die  Wehrfähigkeit  der  Festungen  dadurch  eingeschränkt  werde. 
Man  weise  darauf  hin,  dass  durch  die  Anlage  der  Forts  die  eigentliche 
Festungslinie  ziemlich  weit  hinausgerückt  sei,  und  die  Erfahrungen,  die  in 
den  Jahren  1870  und  1871  gemacht  seien,  sprechen  wohl  kaum  dagegen. 
Im  Allgemeinen  sei  wiederholt  betont  worden,  dass  die  Einnahme  eines 
bestimmten  Punktes  dieser  äusseren  Befestigungslinie  in  der  Regel  zn  der 
Einnahme  der  Festung  führen  müsse,  weil  die  sogenannte  innere  Enceinte 
längst  nicht  mehr  die  Bedeutung  besitze,  die  sie  früher  gehabt  habe,  weil 
sich  eben  durch  das  eingenommene  Fort  die  Stadt  selbst  beherrschen  lasse. 
Wenn  es  desshalb  selbst  nur  gelinge,  einen  Theil  der  beschränkenden  Be- 
stimmungen des  heutigen  Rayonsgesetzes  zu  mildern,  so  werde  schon  ansser- 
ordentlich  viel  gewonnen  sein.  Denn  die  Festungsstädte  seien  mit  einem 
eisernen  Gürtel  umgeben,  der  zunächst  auf  eine  Entfernung  von  350  m  jede 
Bebauung  ausschliesst,  für  die  zweite  Zone  in  einer  Entfernung  von  über 
G60m  die  Bebauung  ausserordentlich  beschränke,  und  erst  darüber  hinaus, 
aber  auch  nur  unter  bestimmten  Verhältnissen,  die  Bebauung  gestatte. 
Das  seien  Punkte,  deren  Tragweite  nur  derjenige  übersehen  könne,  der  in 
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einer  Festang  lebe.  Wer  das  Glück  habe,  in  einer  Stadt  zu  leben,  in  der 
wenigstens  eine  Erweiterung  der  Festungswerke  durchgeführt  sei,  der 
habe  auch  Gelegenheit  gehabt,  zu  sehen,  wie  ganz  anders  nun  den  An- 
forderungen, die  an  eine  rationelle  Bebauung  gestellt  werden  müssen, 
Rechnung  getragen  werden  könne,  wie  in  der  alten  Festungsstadt  selbst. 
Wenn  es  auch  nur  gelinge,  etwa  diejenigen  Bestimmungen,  die  im  Augen- 
blick für  den  dritten  Rayon  gelten,  auf  den  zweiten  Rayon  zu  über- 
tragen, so  werde  schon  ausserordentlich  viel  gewonnen  sein.  Desshalb  stelle 
er  den  Antrag,  dass  zu  These  III.  der  Zusatz  gemacht  werde: 

„Es  sind  erleichternde  Bedingungen  für  die  Errichtung 
.derßaulichkeiten  in  der  nüherenUmgebungder Festungs- 
werke anzustreben^. 

Die  Bestimmungen,  die  in  den  Unterabtheilungen  a.  bis  f.  der 
These  III.  in  Vorschlag  gebracht  seien,  Hessen  sich  zum  Theil  durch  die 
gegenwärtige  Gesetzgebung  bereits  erreichen.  Herr  Oberbürgermeister 
Becker  habe  schon  darauf  hingewiesen,  in  wie  weit  dies  mit  Hülfe  der 
bestehenden  Gewerbeordnung  der  Fall  sei.  Auch  dass  das  unter  a. 
für  die  Gemeinden  beanspruchte  Recht,  die  Genehmigung  zu  Bauten,  welche 
gegen  den  Bebauungsplan  der  Stadterweiteining  Verstössen,  ohne  Entschädig 
gung  zu  versagen,  sei  eigentlich  schon  durch  das  Gesetz  vom  2.  Juli  1875 
gewährt.  Es  könne  nach  §.11  den  Stadtgemeinden  das  Recht  zu  dieser 
Beschränkung  eingeräumt  werden.  Ebenso  sei  es  bezüglich  der  Abthei- 
lung c,  wonach  die  Anbauer  zur  Erstattung  der  Kosten  der  Strassenanlagen 
bis  zu  einer  gewissen  Breite  verpflichtet  werden  können.  Da  könne  ehen- 
falls  das  Gesetz  vom  2.  Juli  1875,  und  zwar  der  §.  15  desselben,  zur  An- 
wendung kommen.  Weil  ein  Theil  dessen,  was  angestrebt  werden  solle, 
eich  in  der  That  schon  durch  die  bestehenden  Gesetze  erreichen  lasse,  be- 
antrage er,  den  Anfang  von  G.  so  zu  fassen: 

„Soweit  dies  durch  statutarische  und  gesetzliche  Be- 
stimmung noch  nicht  möglich  sein  sollte,  ist  den 
Gemeinden   das  Recht  zu   gewähren:" 

Oberbfirgermelster  Dr.  Stäbel  (Dresden)  macht  Mittheilung  von 
den  Erfahrungen,  die  er  bei  der  Verwaltung  einer  Stadt  gemacht  habe, 
die  früher  auch  Festung  gewesen  sei,  die  Festungsqualität  aber  schon  zu 
Anfang  dieses  Jahrhunderts  verloren  habe  und  deren  Vorstädte  der  Be- 
bauung frei  gegeben  worden  seien.  In  Sachsen  sei  den  Gemeinden  durch 
die  neuere  Gesetzgebung  mehr  noch  wie  früher  grosse  Selbstständigkeit 
gegeben  und  so  habe  Dresden  schon  seit  einigen  Jahren  die  Bestimmung 
getroffen,  dass  für  einzelne  neue  Stadttheile  nicht  bloss  lästige  Gewerbe, 
sondern  überhaupt  alle  Gewerbe,  die  mit  Dampfbetrieb  arbeiten,  ausge- 
schlossen, andere  Stadttheile  ausdrücklich  dafür  bestimmt  seien.  Die  in 
der  These  unter  Gd.  gestellte  Forderung  sei  also  durchführbar  und  für  grosse 
Städte  von  wesentlicher  Annehmlichkeit. 

Was  den  in  Ga.  aufgestellten  Satz  betreffe,  Bauten,  welche  gegen  den 
Bebauungsplan  der  Stadterweiterung  Verstössen,  ohne  Entschädigung  die 
Genehmigung  zu  versagen,  so  sei  der  Durchführung  dieses  Grundsatzes  von 

8* 


38     12.  Versammlung  d.  D.  Vereins  f.  öS,  Gsndpflg.  zu  Freiburg  i.  Br. 

um  nach  aussen  hin  mit  bestimmten  Aussprüchen  hervortreten  zu  können, 
welche  die  Wucht  der  Yereinsentscheidung  hinter  sich  haben.  Nachdem 
nun  die  Debatte  gezeigt  hat,  wie  interessant  der  Stoff  ist  und  wie  viel  man 
daraus  lernen  kann,  wenn  in  einer  solchen  Versammlung  von  verschiedenen 
Seiten  die  verschiedenen  Gesichtspunkte  hervorgehoben  werden,  sind  wir  nach 
meiner  Meinung  vollständig  dazu  berufen,  diese  wohlbegründeten  Thesen  und 
die  nach  dem  Ausfalle  derDiscussion  völlig  klargestellte  Sache  zum  Schieds- 
spruch der  Versammlung  zu  bringen.  Ich  möchte  desshalb  dringend  bitten, 
nicht  etwa  von  der  Abstimmung  Abstand  zu  nehmen,  wie  es  bei  manchen 
anderen  Dingen,  die  wir  verhandelt  haben,  gewiss  richtig  war,  wo  es  sich 
mehr  um  wissenschaftlich  eingehende  Arbeiten  Einzelner  handelte,  in  deren 
Tiefe  die  Versammlung  dem  specifisch  organisirten  Fachmanne  gar  nicht  so 
genau  folgen  konnte.  Das  ist  hier  nicht  der  Fall.  Hier  haben  wir  es  mit 
einem  Thema  zu  thun,  welches  die  verschiedenen  Kreise  unseres  Vereins 
im  praktischen  Leben  ganz  gleichmässig  berührt,  und  welches  Jeder  auf 
seine  Art  beherrscht,  und  desshalb  möchte  ich  bitten,  zur  Abstimmung  zu 
schreiten.  Wir  müssen  freilich  uns  die  Mühe  geben,  noch  einmal  auf  alle 
einzelnen  Sätze  einzugehen ,  um  die  im  Laufe  der  Verhandlung  gestellten 
Amendements  gebührend  berücksichtigen  zu  können.  Es  wäre  aber  wirk- 
lich zu  bedauern,  wenn  die  Gesichtspunkte  in  der  heutigen  Verhandlung  in 
den  zu  fassenden  Resolutionen  nicht  genügend  zur  Geltung  kämen.  Ich 
bitte  desshalb  dringend,  die  Zeit  darauf  zu  verwenden  und  in  dieser  ein- 
gehenden Weise  in  die  Abstimmung  einzutreten.** 

Nachdem  dieser  Antrag  auch  vom  Herrn  Stadtbaurath  Frühling 
(Königsberg)  warm  empfohlen  war,  beschliesst  die  Versammlung,  über  die 
Thesen  und  Amendements  einzeln  abzustimmen. 

Bei  der  Abstimmung  über  These  I.  gelangt  der  Antrag  Hüll- 
mann, die  Worte  „zweckmässige  Orientirung  der  Strassen**,  sowie  Ar  An- 
trag Baumeister,  das  Wort  „Verkehrsmittel**  einzufügen  und  in  dieser 
Fassung  die  ganze  These  zur  Annahme. 

Zu  These II.  gelaugt  der  gemeinsame  Antrag  der  Referenten  Stadt- 
baumeister Stubben  und  Oberbürgermeister  Becker  in  Folge  der  vom 
Herrn  Professor  Bäum  1er  gegebenen  Anregung,  am  Schluss  von  alinea  D, 
noch  zuzufügen:  „Früher  zur  Ablagerung  derartiger  Stoffe  benutzte  Felder 
sind,  sobald  die  Bebauung  sie  erreicht,  zu  reinigen,  sofern  nicht  diese 
Stoffe  ihre  fäulnissfähige  Eigenschaft  bereits  verloren  haben,**  und  mit 
diesem  Zusatz  sodann  die  These  U.  zur  Annahme. 

Zu  These  III.  wurde  der  Antrag  Baumeister  betreffend  Vorgärten 
und  geschlossene  oder  offene  Bauweise  bei  der  Abstimmung  angenommen 
und  ebenso  die  beiden  Anträge  der  Herren  Kuby  und  Frühling,  Er- 
setzung der  Worte  „Absplisse**  und  „Inpropriation**  durch  „Grundstück- 
rcste**  und  „Eineignung**.  Mit  diesen  Aenderungcn  gelangt  die  ganze 
These  111.  und  hierauf  auch  These  IV.  zur  Annahme. 

Die  schliessliche  Abstimmung  über  die  gesammten 
Thesen  ergiebt  deren  einstimmige  Annahme  in  nunmehr  folgen- 
der Fassung: 
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Thesen  über  StAdteerweiterung,  besonders  in  hygienisoher  Beziehung. 

I.    Plan. 

A.  Jede  in  der  Entwickelung  begriflFene  Stadt  bedarf  für  die  äussere  Er- 
'weitemng  und  die  innere  Verbesserung  eines  einheitlichen,  umfassenden  Stadtbau- 
planes, in  welchem  auf  angemessene  Strassenbreiten,  zweckmässige  Orientirung 
der  Strassen,  freie  Plätze,  Verkehrsmittel,  Pflanzungen  (Baumreihen,  Vorgärten, 
Squares)  und  öffentliche  Gärten,  eine  entwässerungsfähige,  hochwasserfreie  oder  gegen 
Hochwasser  geschützte  Lage,  Be-  und  Entwässerungseinrichtungen,  Reinhaltung 
der  natürlichen  Wasserläufe ,  angemessene  Grösse  der  Baugrundstücke ,  Bauplätze 
für  öffentliche  Gebäude  und  sonstige  Gemeindeanstalten  Bücksicht  zu  nehmen  ist. 

B.  Die  Festsetzung  und  Offenlegung  des  Planes  hat  in  der  Begel  nur  für 
seine  Hauptstrassen'  und  nach  Bedürftiiss  für  diejenigen  Untertheilungen  zu  erfolgen, 
deren  Bebauung  für  die  nächste  Zukunft  zu  erwarten  ist  oder  angestrebt  wird. 

II.    Ausführung. 

C.  Bei  der  Ausführung  des  Bebauungsplanes  sind  die  Strassen  mit  Be-  und 
Sntwässerungsanlagen ,  sowie  die  Maassregeln  zur  Reinhaltung  der  natürlichen 
Wasserläufe  soweit  irgend  thunlich  vor  der  Bebauung  auszuführen. 

D.  Die  Verwendung  faulender  oder  fäulnissfahiger  Stoffe  ist  bei  der  An- 
schüttung von  Strassen  und  Baugründen  zu  vermeiden.  Finiher  zur  Ablagerung 
derartiger  Stoffe  benutzte  Felder  sind,  sobald  die  Bebauung  sie  erreicht,  zu  reini- 
gen, sofern  nicht  diese  Stoffe  ihre  fäulnissfähige  Eigenschaft  bereits  verloren  haben. 

E.  Eine  möglichst  zusammenhängende  Ausdehuung  der  Stadt  ist  anzusti'eben. 

ITT.     Polizeiliche,    statutarisohe,    gesetzliche   Bestimmungen. 

F.  Durch  baupolizeiliche  Bestimmungen  ist  zugleicli  Fürsorge  zu  treffen, 
dass  den  hygienischen  Anforderungen  bei  allen  Neu-  und  Umbauten  genügt  wird; 
die  auf  der  dritten  Versammlung  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesund- 
heitspflege in  München  im  Jahre  1875  für  Neubauten  zunächst  in  neuen  Quartie- 
ren grösserer  Städte  angenommenen  Thesen  sind  dabei  zu  berücksichtigen. 

G.  Durch  statutarische  und  gesetzliche  Bestimmungen  ist  den  Gemeinden  das 
Hecht  zu  gewähren: 

a.  die  Genehmigung  zu  Bauten,  welche  gegen  den  Bebauungsplan  der  Stadt- 
erweiterung Verstössen»  ohne  Entschädigung  zu  versagen, 

b.  sich  in  den  Besitz  der  zur  Durchführung  des  Bebauungsplanes  nöthigen 
Grundstücke  einschliesslich  der  zur  Bebauung  ungeeigneten  Gruudstücks- 
reste  im  Wege  des  Enteignungsverfahrens  zu  setzen, 

c.  die  Anbauer  zur  Erstattung  der  Kosten  der  Strassenanlagen  bis  zu  einer 
gewissen  Breite  zu  verpflichten, 

d.  in  einzelnen  Stadtgegenden  den  Betrieb  besonders  lästiger  Gewerbe  zu 
untersagen, 

e.  denAnschluss  aUer  bebauten  Grundstücke  an  dieBe-  und  Entwässerungs- 
anlagen vorzuschreiben, 

f.  ungesunde  Stadtgegenden  durch  ausgedehnte  Enteignungsbefugnisse  ohne 
unverhältnissmässige  Kosten  umzugestalten, 

g.  in  einer  Strasse  Vorgärten  vorzuschreiben,  ferner  entweder  die  geschlossene 
oder  die  offene  Bauweise,  letztere  jedoch  unter  Wahrung  eines  gewissen 
Mitbestimmungsrechtes  der  Grundbesitzer. 

H.  Endlich  ist  das  Recht  der  Eineignung  nicht  bebauungsfähiger  Grund- 
stückstheile ,  sowie  das  Recht,  behufs  der  Ermöglichung  einer  zweckmässigen  Be- 
bauung die  Umlegung  (Zusammenlegung)  von  Grundstücken  im  Zwangsverfahren 
herbeizuführen,  den  Interessenten  gesetzlich  zu  verleihen. 

IV. 

J.  Es  ist  dringend  zu  wünschen,  dass  die  hygienisch-technischen  Fragen  der 
Stadterweiterung  auf  unseren  Hochschulen  mehr  als  bisher  behandelt  und  zum 
Gegenstaude  vollständiger  Lehrcurse  gemacht  werden. 

SchlusB  der  Sitzung  1  Uhr. 
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Zweite    Sitzung. 

Mittwoch,   den  16.  September,  Vormittaga  9  Uhr. 

Vorsitzender  Medicinalrath  Dr.  Amsperger  (Karlsrahe)  eröfiiiet 
die  Sitzung  mit  einigen  geschäftlichen  Mittheilungen.  Nachdem  Herr 
Ministerialrat!!  a.  D.  Dr.  Wasserfuhr  (Berlin)  die  Versammlung  zur 
Unterzeichnung  einer  von  dem  Verein  für  Feuerbestattung  in  Berlin  an 
den  Reichstag  zu  richtenden  Petition  um  Erlass  eines  Gesetzes  betreffend 
Anordnung  der  facultativen  Feuerbestattung  in  Deutschland  aufgefordert 
hatte,  übernimmt  Herr  Professor  Rietschel  (Berlin)  den  Vorsitz. 

Die  Versammlung  tritt  hierauf  in  die  Berathung  des  zweiten  Gegen- 
standes der  Tagesordnung: 

Maassregeln  bei  ansteckenden  Kinderkrankheiten 

in  den  Scliulen. 

Es  lauten  die  von  den  beiden  Herren  Referenten  aufgestellten 

Thesen: 

I.     Gemeinsame  Thesen 

des  Referenten  Medicinalrath  Dr.  Amsperger  und  des  Correferenten  Gymuasial- 
director  Dr.  Fulda. 

I. 

Alle  an  übertragbaren  Infections-  oder  Hautkrankheiten  leidenden  Kinder  sind 
von  dem  Besuche  der  Schule  auszuschliessen. 

Zur  möglichst  sicheren  und  raschen  Erreichung  dieses  Zweckes  ist  es  wün- 
schenswerth,  dass  der  Lehrer  mit  den  charakteristischen  Erscheinungen  der  ein- 
zelnen Krankheiten  vertraut,  sowie  angewiesen  und  berechtigt  ist,  erkrankte  oder 
verdächtige  Kinder  sofort  aus  dem  Schulzimmer  zu  entfernen,  vorbehaltlich 
gleichzeitiger  Anzeige  an  den  Schul  vorstand. 

Es  empfiehlt  sich,  dass  die  Polizeibehörde  die  bei  ihr  zur  Anzeige  kommenden 
Fälle  von  ansteckenden  Kinderkrankheiten  den  Schulvorstehern  oder  Lehrern  regel- 
mässig mittheilt. 

n. 

Die  Ausschliessung  hat  fortzudauern,  bis  entweder  durch  ärztliches  Zeugniss 
die  Genesung  beziehungsweise  Reinigung  des  Erkranktgewesenen  bezeugt  wird, 
oder,  falls  keine  ärztliche  Behandlung  stattfand,  bis  die  für  den  Verlauf  der  Krank- 
heit erfahrungsgemäss  als  Regel  geltende  Zeit  abgelaufen  und  von  dem  Haushal- 
tungsvorstande die  Erklärung  erfolgter  Reinigung  abgegeben  ist. 

Es  empfiehlt  sich  für  Scharlach  6  Wochen,  für  Masern  3  Wochen,  für  Diph- 
theritis  14  Tage,  für  Keuchhusten  die  Zeit,  in  der  noch  KrampfanfäUe  auftreten, 
festzusetzen,  sowie,  dass  auch  die  Aerzte  in  ihren  Attesten  sich  im  Wesentlichen 
an  ähnliche  Zeitbestimmungen  halten. 


Maassregeln  bei  ansteckenden  Kinderkrankheiten  in  den  Schulen.    41 

IIL 

Neben  den  allgemeinen  sanitätspolizeilichen  Maassnahmen  sind  zur  Abwehr  der 
vorzugsweise  das  jugendliche  Alter  bedrohenden  ansteckenden  Krankheiten  spe- 
cielle  Bestimmungen  namentlich  bei  Diphtheritis,  Scharlach  und  Masern 
erforderlich. 

Tritt  unter  den  Bewohnern  des  Schulhauses  eine  dieser  Krankheiten  auf,  so 
ist  entweder  eine  Entfernung  der  erkrankten  Person  ans  demselben  herbeizuführen 
oder  anter  Mitwirkung  des  zuständigen  Staatsarztes  festzustellen,  ob  nach  Lage 
der  örtlichen  und  persönlichen  Verhältnisse  Garantieen  für  die  Durchführung  einer 
wirksamen  Isolirung  zu  gewinnen  sind. 

Erscheint  die  Transferirung  nicht  möglich,  die  Isolirung  aber  nicht  ausreichend, 
80  mnss  Schulschluss  erfolgen. 

XJebrigens  ist  darauf  hinzuwirken ,  dass  die  zu  Schulen  gehörigen  Dienst- 
wohnungen stets  so  angelegt  werden,  dass  eine  Unterbrechung  des  Unterrichtes  in 
Folge  des  Auftretens  einer  ansteckenden  Krankheit  in  denselben  nicht  erforder- 
lich ist. 

Zeigt  sich  im  Hausstande  eines  Lehrers  eine  der  vorstehend  genannten  drei 
Krankheiten,  so  hat  derselbe  unter  allen  Umständen  zunächst  den  Unterricht  zu 
unterbrechen. 

Es  ist  dann  unter  Mitwirkung  des  zuständigen  Staatsarztes  festzustellen ,  ob 
und  unter  welchen  Voraussetzungen  eine  Wiederaufoahme  des  Unterrichtes,  sei  es 
uach  Entfernung  des  Lehrers  oder  des  erkrankten  Hausgenossen  aus  der  betreffen- 
den Wohnung,  sei  es  nach  Herstellung  einer  wirksamen  Isolirung  innerhalb  der- 
selben, möglich  ist. 

IV. 

Sowohl  zum  Zweck  möglichster  Verhütung  der  Verbreitung  dieser  Seuchen,  als 
auch  mit  Büoksicht  auf  den  bestehenden  Schulzwang  sind  auch  Maassregeln  ge- 
boten bezüglich  des  Schulbesuches  gesunder  zu  der  Familie  oder  dem  Hausstande 
Erkrankter  gehöriger  Schüler. 

Die  Vorstände  der  Haushaltungen ,  welchen  Schüler  angehören ,  sind  zu  ver- 
pflichten, von  dem  Auftreten  der  genannten  Krankheiten  in  ihrem  Hausstande 
dem  Schulvorsteher  oder  Lehrer  Anzeige  zu  machen. 

Bei  der  hochgradigen  Contagiosität  der  Masern  empfiehlt  sich  der  Schluss 
der  Schule  oder  der  betreffenden  Schulclasse,  sobald  die  ersten  ausgesprochenen 
FäUe  unter  den  Schülern  constatirt  wurden,  um  so  mehr,  als  die  Schulen  erfah- 
mngsgemäss  als  der  Hauptheerd  der  Verbreitung  dieser  Krankheit  zu  betrachten 
sind.  Auch  sind  Kinder  aus  Hausständen,  in  denen  Masern  ausgebrochen  sind, 
falls  sie  nicht  nachweislich  die  Masern  schon  gehabt  haben,  vom  Schulbesuche 
auszuschliessen,  bis  drei  Wochen  seit  der  letzten  Erkrankung  dieser  Art  vergangen 
sind,  oder  durch  ärztliches  Zeugniss  die  Genesung  sämmtlicher  Erkrankten  fest- 
gestellt ist. 

Bei  Scharlach  und  Diphtheritis  empfiehlt  sich  unter  allen  Umständen  die 
Femhaltung  der  demselben  Hausstande  angehörigen  Kinder,  bis  6  Wochen,  bezie- 
hungsweise 14  Tage,  seit  Beginn  der  letzten  Erkrankungen  vergangen  sind  oder 
die  Genesung  sämmtlicher  Erkrankten  durch  ärztliches  Zeugniss  festgestellt  ist. 

o 

V. 

Die  Absperrung  und  Isolirung  der  Kranken  ist  nur  in  den  seltensten  Fällen 
in  dem  Grade  durchführbar  und  controlirbar,  dass  sie  als  wirksam  erklärt  werden 
kann;  es  kann  daher  nur  ausnahmsweise,  wenn  dieselbe  durch  staatsärztliches 
Zeugniss  als  vollständig  bezeichnet  ist,  die  Erlaubniss  zum  Schulbesuch  für  die 
gesunden  Kinder  gerechtfertigt  sein.  Jedenfalls  kann  dies  aber  nicht  geschehen, 
ehe  zehn,  bei  Diphtheritis  fünf  Tage  vorüber  sind,  seit  die  Gesunden  mit  dem  Er- 
krankten in  Berührung  gekommen  sind. 

Nehmen  seuchenartige  Kinderkrankheiten  einen  bösartigen  Charakter  an,  so 
steht  der  Sanitätsbehörde  selbstverständlich  das  Becht  zu,  strengere  Maassregeln 
anzuordnen. 
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VI. 

Die  GrundHätze  der  Schul hyjfiene  bezüglich  Lüftunj?  der  Schulräume,  Bewe- 
gung der  Kinder  im  Freien,  Vermeidung  zu  grosser  Belastung  mit  Hausarbei- 
ten u.  8.  w.  sind  zur  Zeit  des  Herrschens  von  seuchenartigeu  Krankheiten  mit 
vermehrter  Sorgfalt  zu  beobachten.  Eine  besondere  Desinfection  der  Schulräume 
ausser  durch  Reinigung  und  Lüftung  empßehlt  sich  in  der  Begel  nicht. 

Die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  den  Schulbesuch  sollen  in  solchen  Zeiten 
nicht  so  strenge  gehandhabt,  dagegen  soll  nicht  ohne  zwingende  Gründe  zur 
Schliessung  der  Schulen  geschritten  werden. 

VII. 

Es  muBs  als  durchaus  unstatthaft  bezeichnet  werden,  Leichen  von  an  Infections- 
krankheiten  verstorbenen  Schulkindern  auszustellen  und  Schulkinder  bei  dem  Be- 
gräbniss  zu  betheiligen. 


II.    Zusatzthesen 

des  Correferenten  Gymnasialdirector  Dr.  Fulda. 

I. 

Eine  Durchführung  der  imter  III.  bis  V.  aufgestellten  Forderungen  erscheint 
im  Allgemeinen  nicht  nöthig  bezüglich  solcher  Classen,  deren  Schüler  sämmtlich 
das  14.  Lebensjahr  überschritten  haben,  bei  Maseru  auch  nicht  hinsichtlich  der- 
jenigen  Classen,  deren  Schüler  wenigstens  annähernd  sämmtlich  die  Masern  gehabt 
haben. 

n. 

Da  besonderes  Gewicht  darauf  zu  legen  ist,  dass  die  Wirkungen  eines  Schul- 
schlusses nicht  durch  Weitläufigkeiten  des  Geschäftsganges  illusorisch  gemacht 
werden,  so  ist  die  Befugniss  zu  provisorischer  Anordnung  des  Schlusses  einer  am 
Schulort  selbst  wohnhaften  Persönlichkeit,  in  vielen  Fällen  am  zweckmässigsten 
dem  Schul  Vorsteher,  zuzuweisen. 

IIL 

Eine  Entlassung  aus  Pensionaten  oder  Internaten,  in  denen  unbedingt  umfas- 
sende Vorkehrungen  zu  völlig  isolirter  Verpflegung  von  Schülern,  die  an  anstecken- 
den Ki-aukheiteu  leiden,  getroffen  sein  müssen,  darf  bei  Ausbruch  einer  Epidemie 
nur  dann  erfolgen,  wenn  dies  nach  ärztlichem  Gutachten  ohne  die  Gefalir  einer 
Uebertragung  der  Krankheit  geschehen  kann. 

Dagegen  kann  auswärtigen  Schülern,  welche  in  einer  Familie  untergebracht 
und  in  Folge  der  Erkrankung  von  Hausgenossen,  in  Folge  des  Schulschlusses  oder 
auf  Wunsch  ihrer  Eltern  vom  Untenichte  dispensirt  sind,  die  Bückkehr  in  die 
Heimath  nicht  versagt  werden. 

IV. 

Besonders  empfehlenswerth  sind  Einrichtungen,  Aurch  welche  die  Schulvor- 
steher, wenn  die  Verbreitung  einer  ansteckenden  Krankheit  unter  den  Schülern,  zu 
befürchten  ist,  in  die  Lage  versetzt  werden,  sofort  eine  ärztliche  Untersachung 
herbeizuführen. 

Es  erscheint  zulässig,  Aerzten,  welchen  durch  die  zuständige  Behörde  eine 
Mitwirkung  bei  Ueberwachung  des  Gesundheitszustandes  der  Schüler  anvertraut 
ist,  bezüglich  der  betreffenden  Schule  die  Wahrnehmung  der  in  The«e  III.  und 
V.  dem  Staatsarzte  zugewiesenen  Functionen  zu  übertragen.  JedenfaUs  ist  je- 
doch in  diesem  Falle  dafür  zu  sorgen,  dass  dem  Staatsarzte  fortlaufend  die  zur 
Wahrnehmung  allgemeiner  sanitätspolizeilicher  Interessen  erforderlichen  Mitthei- 
lungen zugehen. 
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Referent  Medicinalrath  Dr.  Amsperger  (Earlruhe): 

„Hochgeehrte  YersammluDg !  Der  Gegeostand,  der  uns  heute  beschäf- 
tigen wird,  steht  nach  einer  Richtung  in  einem  gewissen  Gegensatze  zu 
dem  gestrigen  Thema  und  denen  der  meisten  früheren  Versammlungen 
unseres  Vereines.  Während  es  seit  Gründung  des  Vereines  jeweils  als  eine 
Hauptaufgabe  der  Verhandlungen  erachtet  wurde,  wissenschaftliches  und 
empirisches  Material  als  Grundlage  für  wünschenswerthes  legislatorisches 
Vorgehen  zusammenzustellen,  eine  Aufgabe,  die  auch  vielfach  mit  dem 
grössten  Erfolge  erfüllt  wurde,  fallt  uns  heute  die  Veranlassung  zu,  die 
praktische  Anwendung  gegebener  Gesetzesbestimmungen  zu  besprechen. 
Erörterungen  über:  „Maassregeln  bei  ansteckenden  Kinderkrank- 
heiten in  den  Schulen*'  werden  vorzugsweise  eine  lex  lata  im  Auge  zu 
halten  haben,  nicht  eine  lex  ferenda, 

„Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  könnten  unsere  Erörterungen  als  un- 
zeitgemäss  und  verspätet  erscheinen.  Sie  alle  aber,  die  Sie  die^Erfahrung 
gemacht  haben,  auf  welche  Schwierigkeiten  die  Durchführung  der  einzelnen 
wissenschaftlich  festgestellten  und  in  die  Verordnungsbestimmungen  auf- 
genommenen Postulate  bei  ihrer  Einführung  in  die  hygienische  Praxis  ge- 
stossen  sind,  werden  es  begreiflich  und  gerechtfertigt  finden,  dass  der  Vor- 
stand unseres  Vereines  diesen  Gegenstand  Ihrer  heutigen  Besprechung 
zu  unterbreiten  beschlossen  hat. 

„Die  Umwälzungen,  die  sich  in  dem  Verlaufe  des  letzten  Decenniums  in 
den  wissenschaftlichen  Anschauungen  über  die  Aetiologie  der  sogenannten  an- 
fiteckenden  Krankheiten  vollzogen  haben,  äusserten  naturgemäss  und  folge- 
richtig bald  auch  ihre  Wirkung  auf  die  prophylaktischen  und  therapeutischen 
Maassnahmen.  Je  mehr  die  Ueberzeugung  sich  Bahn  brach  und  noch  Bahn 
bricht,  dasB  der  menschliche  Körper  die  eigentliche  Nähr-  und  Brutstätte 
für  die  meisten  Ansteckungsstoffe  darstelle,  um  so  mehr  concentrirten  sich  die 
Bestrebungen  zur  Verhütung  oder  Begrenzung  einer  drohenden  seuchen- 
artigen Infectionskrankheit  in  der  Isolirung  oder  Entfernung  des 
bereits  mit  Krankheitserregern  behafteten  Organismus.  Wir 
sehen  daher  bei  den  praktischen  Maassnahmen  der  Behörden,  um  diesen 
wissenschaftlich  anerkannten  Gedanken  zu  verwerthen ,  Maassregeln  mit 
einem  Scheine  von  Berechtigung  wieder  auferstehen,  die  wir  längst  nur 
noch  mit  historischem  Interesse  zu  betrachten  gewohnt  waren.  Die  Grenz- 
sperre hat  zwar  in  dem  verflossenen  Jahre  ihre  Unzulänglichkeit  in  ekla- 
tanter Weise  dargethan,  es  hat  aber  nicht  an  Stimmen  aus  dem  Lager  der 
praktischen  Sanitätspolizei  gefehlt,  die  diese  Niederlage  nur  der  mangel- 
haften Inscenirung  durch  gleichgültige,  leichtsinnige  oder  bestechliche 
Organe  zuschrieben  und  an  der  Hand  der  Analogie  der  Thierseuchenpolizei 
das  radicalste  und  sicherste  Mittel  gegen  verschleppbare  Infectionskrank- 
heiten  in  einer  energischen  Absperrung  von  den  erkrankten  Volksgebieten 
erblicken.  Ebenso  blickte  man  in  unserem  fortgeschrittenen  Zeitalter  nur 
noch  mit  Mitleid  und  Abscheu  auf  die  Leprosorien  des  Mittelalters  zurück, 
während  der  Plan,  isolirte  Asyle  für  fortgeschrittene  Tuberculöse  zu  errich- 
ten, alles  Ernstes  ventilirt  wird. 
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„Neben  dieser  Grundtendenz  der  neueren  Seachenpolizei :  den  an- 
Bteckungsfunkensprühenden  Organismus  zu  isoliren  und  von  der  Berübrung 
anderer  nicht  inficirter,  zur  Aufnahme  geneigter  Körper  fernzuhalten,  gehen 
weitere  wissenschaftlich  wohlbegründete  Schutzbestrebungen  her.  In  erster 
Linie  ist  hier  zu  erwähnen:  das  auf  der  grossen  Entdeckung  Jenner's 
fussende  Ringen  nach  Schaffung  der  Mittel  zu  künstlicher 
Immunität,  und  es  hat  den  Anschein,  als  ob,  den  Gegnern  der  Impfung 
zum  Hohn,  der  grossartige  Gedanke  der  Schutzimpfung  aller  Infections- 
krankheiten  keineswegs  ein  für  alle  Zeiten  so  unerreichbares  Ideal  darstelle, 
als  welches  derselbe  noch  vor  wenigen  Jahren  betrachtet  wurde.  Hier  in 
Freiburg  ist  erst  vor  wenigen  Tagen  eine  schöne  Arbeit  beendigt  worden, 
die  einen  bedeutungsvollen  Baustein  zu  diesem  Zukunftsbau  der  Hygiene 
geliefert  hat.  Sodann  aber  gilt  es,  dem  nach  allen  Seiten  hin  ausströmen- 
den Ansteckungsfunken  das  etwa  sich  dai'bietende  Material  zu  neuer  Ent- 
flammung aus  dem  Wege  zu  schaffen  und  demselben  jeden  günstigen 
Nährboden  zu  entziehen.  Auch  diese  beabsichtigten  Maassnahnien 
werden  direct  oder  iudirect  zum  grössten  Theil  den  menschlichen  Organis- 
mus zum  Object  haben.  Man  mag  eine  Anschauung  über  die  Verbreitung 
der  Cholera,  des  Typhus,  der  Blattern  u.  s.  w.  haben,  welche  man  will,  so 
viel  kann  wohl  als  festntehend  angenommen  werden,  dass  Verbesserung  der 
Lebensverhältnisse  einzelner  Bevölkerungsgruppen ,  der  Durchschnitts- 
beschaffenheit des  einzelnen  Menschen,  Sorgen  für  das  leibliche  Wohl  des 
letzteren  durch  gesunde  Wohnungen,  Sorge  für  Reinheit  der  Luft,  des  Bo- 
dens und  des  Wassers,  für  unverfälschte  Nahrungsmittel,  Verhütung  aller 
Ansammlung  von  Menschen  unter  ungünstigen  Bedingungen,  Vermeidung 
jeder  Berührung  der  Seuche  mit  den  nothwendigcr  Weise  unter  ungünsti- 
geren Lebensbedingungen  stehenden  Volksangehörigen,  wie  sie  in  Gefang- 
nissen, Spitälern,  Fabriken  u.  s.  w.  leben,  vorzugsweise  geeignet  sind,  das 
Umsichgreifen  der  Seuche  zu  verhindern  und  dieselbe  nicht  zur  Epidemie 
oder  Endemie  sich  entwickeln  zu  lassen.  Es  ist  ein  freudiges  Gefühl  des 
Fortschrittes,  das  wir  empfinden,  wenn  wir  überblicken,  was  auf  diesem 
Gebiete  in  den  letzten  Decennien  in  Deutschland  und  der  Schweiz  geschehen 
ist  und  zugleich  ein  Gefühl  der  Sicherheit,  dass  uns  im  verflossenen  Jahre 
und  jetzt  wieder  der  drohenden  Gefahr  der  schlimmsten  Seuche  mit  Ruhe 
und  kaltem  Blute  ins  Angesicht  sehen  liess. 

„Einen  Bevölkerungskreis,  der  durch  die  nicht  vollendete  Entwickelung 
seines  Körpers,  durch  die  noch  nicht  gewonnene  Immunität  gegen  viele 
Seuchen,  durch  die  Zartheit  seiner  Constitution,  sowie  durch  die  ihm  vor- 
liegende Lebensaufgabe  und  Nervenleistung,  vorzugsweise  zu  den  Schwa- 
chen, und  vielen  Seuchen  gegenüber  wenig  oder  gar  nicht  Widerstands- 
fähigen zu  rechnen  ist,  stellt  unsere  Schuljugend  dar.  Wenn  wir  im 
Geiste  überdenken,  wie  viel  Kinder  in  Deutschland  täglich  die  Schule  be- 
suchen, wenn  wir  zusammen  rechnen,  wie  viel  Zeit  des  Jahres  dieses  heran- 
wachsende Volk  in  den  Schulzimmern  zubringt,  und  wenn  wir  uns  ver- 
gegenwärtigen ,  von  welcher  Beschaffenheit  diese  Locale  nicht  selten  sind, 
so  müssen  wir  uns  sagen,  dass  hier,  ganz  abgesehen  von  der  Altersdisposi- 
tion, für  gewisse  Formen  von  Infectionskrankheiten ,  die  Gelegenheit  für 
Ucbertragung    und  Haftung    der   Ansteckungsstoffe    im    reichsten  Maasse 
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geboten  ist,  und  dass  es  eine  eboDSO  schwierige  wie  dankbare  und  zweck- 
dieoliche  Aufgahe  ist,  nach  jeder  der  drei  erwähnten  Richtangen  hin  den 
Kampf  gegen  die  ansteckenden  Krankheiten,  besonders  die,  welche  dem 
Kindesalter  eigen  und  gefährlich  sind,  hier  aufzunehmen  und  durchzuführen. 

„Das  Bewusstsein  und  die  Ueberzeugung,  dass  hier  Eingangspforten  für 
einen  oft  tückischen  und  gefährlichen  Feind  offen  stehen,  ist  schon  alt,  alt 
auch  der  Kampf  dagegen  seitens  der  öffentlichen  Gesundheitspflege,  der 
aber  oft  mit  stumpfen  und  nur  scheinbar  wirksamen  Waffen  geführt  wurde. 
Erst  der  jüngsten  Zeit  war  es  vorbehalten ,  auch  auf  diesem  Gebiete  den 
Kampf  mit  deutlicheren  Angriffspunkten  aufzunehmen. 

„Es  war  zunächst  wohl  ein  Bedürfniss  und  Postulat  der  Seuchen- 
polizei, welches  in  den  letzten  fünf  Jahren  in  den  meisten  deutschen 
Staaten  Verordnungen  und  Erlasse  des  Inhaltes  hervorrief,  Maassregeln  in 
den  Schulen  festzustellen,  die  die  Weiterverbreitung  von  ansteckenden 
Krankheiten  des  Kindesalters  verhüten  oder  einschränken  sollten.  Gerade 
bei  den  afpten  Exanthemen  drängte  die  Machtlosigkeit  der  Therapie  in 
dem  einzelnen  Falle,  der  Mangel  eines  Specificums,  unabweisbar  zu  pro- 
phylaktischen Maassregeln  hin.  Dazu  kam  aber  noch  der  wichtige  Factor 
der  allgemeinen  Schulpflichi. 

„Es  wird  wohl  in  dieser  Versammlung  Niemand  sein,  der  nicht  das 
Bestehen  dieser  segensreichen  Institution  aufs  Lebhafteste  begrüsste  und  dem 
Staate  nicht  das  Recht  zuspräche,  seine  Angehörigen,  nöthigenfalls  durch 
Strafe,  zu  zwingen,  die  Schule  zu  besuchen,  um  sich  ein  gewisses  Maass  von 
Kenntnissen  und  Fähigkeiten  zu  erwerben.  Die  ganze  Zukunft,  die  ganze 
Wohlfahrt  unseres  Volkes  beruht  auf  dieser  Gesetzesbestimmung.  Sie  stellt 
aber  einen  energischen  Eingriff  in  das  Selbstbestimmungsrecht  der  Eltern 
für  ihre  Kinder  dar. 

^Es  ist  eine  von  Merzten  und  Eltern  längst  festgestellte  Thatsache,  dass 
mit  dem  Beginn  des  Schulbesuches  bei  früher  ganz  gesunden  Kindern,  die 
von  der  ungewohnten  Beschäftigung  des  Lernens  gar  nicht  afficirt  werden, 
eine  Periode  von  Kinderkrankheiten  beginnt,  dass  die  Kinder  durch 
den  täglichen  und  stündlichen  Verkehr  mit  ihren  Altersgenossen  verschie- 
dener Stände  viele  Krankheitsstoffe  von  diesen  aufnehmen  können  und  auf- 
nehmen, von  denen  sie  fernzuhalten  sonst  gelingen  würde.  Wenn  nun  der 
Staat  die  Eltern  zwingt,  ihre  Kinder  diesen  Möglichkeiten  auszusetzen,  so 
erwächst  für  ihn  auch  die  unabweisbare,  heilige  Pflicht,  soviel  in  seinen 
Kräften  steht,  dazu  beizutragen,  dass  die  Schädlichkeiten  und  Gefahren,  die 
diese  ihm  anvertrauten  Kinder  bedrohen,  auch  auf  ein  Minimum  reducirt 
"werden ,  dass  dieselben  jedenfalls  sich  nicht  in  vermehrtem  Maasse  geltend 
machen  können,  als  dies  in  dem  gewöhnlichen  Lebensverkehr  und  den 
Familienverhältnissen  der  Kinder  der  Fall  sein  würde.  Daher  das  vereinigte 
Streben  aller  betheiligten  Factoren  zu  Assanirung  der  Schullocale,  der 
Schuleinrichtungen  und  Schulgewohnheiten ,  daher  auch  die  Noth wendigkeit 
von  besonderen  geeigneten  Bestimmungen  über  das  Verfahren 
in  den  Schulen  bei  drohenden  ansteckenden  Krankheiten, 
insbesondere  bei  solchen,  für  die  das  Schulalter  vorzugsweise  disponirt. 

„Die  verschiedenen  im  Laufe  der  letzten  fünf  Jahre  erlassenen  Vor- 
schriften tragen  bald  dem  einen,  bald   dem   anderen  dieser  beiden 
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Gesicbtspankte  vorzugsweise  ReclinuDg.  Eine  einheitlicbe  Regelung  dieser 
hochwichtigen  Angelegenheit  für  das  ganze  Reich  ist  zur  Zeit  nach  dem 
Stande  unserer  Gesetzgebung  weder  möglich  noch  beabsichtigt.  Doch  be- 
steht wenigstens  für  Preussen  und  die  meisten  übrigen  deutschen  Staaten 
das  Bestreben,  für  grössere  Verwaltungs-  und  Bevölkerungskreise  gemein- 
same gesetzliche  Bestimmungen  zu  erlassen,  durch  welche  den  Forderungen 
der  Wissenschaft  und  den  Bedürfnissen  der  Praxis  Rechnung  getragen 
wird.  Diese  Nothwendigkeit  der  möglichst  einheitlichen  Be- 
handlung betont  auch  mit  Recht  der  Vorstand  des  Niederrheinischen  Ver- 
eines für  öffentliche  Gesundheitspflege  in  der  neuen  Ausgabe  des  San  der' - 
sehen  Werkes,  wobei  er  jedoch  auch  zugiebt,  dass  den  örtlichen  Verhältnissen 
unter  Umständen  Rechnung  zu  tragen  sein  wird.  Auf  welche  Weise  und 
bis  zu  welchem  Grade  diese  Berücksichtigung  von  Wissenschaft  und  Praxis 
sowohl  der  Hygiene  als  der  Schule  jeweils  hinzuzutreten  habe,  darüber  be- 
stehen noch  manche  Differenzen  und  es  war  desshalb,  wie  bereits  bemerkt, 
der  Eutschluss  unseres  Vorstandes,  diesen  Gegenstand  heuta  Ihrer  Be- 
sprechung zu  unterbreiten,  durchaus  gerechtfertigt  und  sachlich  begründet. 
Im  Gegensatz  zu  den  bei  anderen  ähnlichen  Fragen  schon  hervorgetretenen 
Grenzstreitigkeiten  zwischen  Schule  und  Gesundheitspflege  dürfen  die 
Aerzte  bei  dem  heute  vorliegenden  Gegenstande  das  volle  Gewicht  fest- 
stehender Thatsachen  in  die  Wagschale  werfen,  wohl  aber  werden  sie 
ernstlich  zu  prüfen  haben,  welche  Thatsachen  so  feststehen,  um  darauf  das 
ganze  Leben  der  Schule  tief  berührende  Anordnungen  zu  bauen;  die 
Schule  ihrerseits  wird  auch  in  dieser  Frage  gewiss  gern  den  Standpunkt 
festhalten,  den  Director  Boodstein  in  einer  Versammlung  des  Nieder- 
rheinischen Vereines  für  öffentliche  Gesundheitspflege  allen  schulhygienischen 
Fragen  gegenüber  einen  treffenden  Ausdruck  verliehen  hat,  indem  er  sagte : 
,So  wenig  gerecht  ein  Urtheil  wäre,  welches  die  Schule  für  alle  Mängel 
und  Schäden,  die  neuerdings  an  der  körperlichen  Entwickelung  der  Jagend 
beobachtet  worden  sind,  allein  verantwortlich  machen  wollte,  so  sehr  be- 
rechtigt ist  die  Forderung,  dass  auch  die  Schule  an  ihrem  Theile  sich  der 
Pflicht  nicht  entziehe,  mit  allen  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln 
das  leibliche  Wohl  der  Kinder  zu  fördern.' 

„Gehen  wir  nun  auf  die  Details  des  vorliegenden  Gegenstandes  über,  so 
sehen  wir  bei  einem  kurzen  Rück-  und  Ueberblick  auf  die  früheren  und 
bestehenden  Vorschriften  bezüglich  des  Kampfes  gegen  ansteckende  Krank- 
heiten in  den  Schulen ,  dass  bis  Ende  der  30er  Jahre  eigentliche  und  spe- 
ciellere  Bestimmungen  in  dieser  Richtung  nicht  bestanden.  Die  Fürsorge 
des  Staates  beschränkte  sich  auf  öffentliche  Belehrungen ,  wie  das  erkrankte 
Kind  zu  behandeln  sei,  und  dass  die  Berührung  mit  Erkrankten  zu  ver- 
meiden sei,  Anordnung  von  Desinfectionsmaassregeln,  dem  damaligen  Stand- 
punkte entsprechend  u.  s.  w. 

„Erst  das  preussische  Regulativ  vom  8.  August  1835  spricht  in  seinem 
§.15  bestimmt  und  klar  von  den  Maassregeln  in  den  Schulen  bei  drohenden 
Seuchen;  derselbe  lautet:  ,Hinsichtlich  der  Schulen  sollen  zwar  die  ge- 
setzlichen Bestimmungen,  die  den  Schulbesuch  befehlen,  in  keinem  von 
einer  ansteckenden  Epidemie  heimgesuchten  Orte  zur  strengen  Anwendung 
kommen,   doch  soll  auch  die  gänzliche  Schliessung  nicht  ohne  dringende 
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Noth  erfolgen  und  nur  von  den  Sanitätscommissionen  besonders  darauf  ge- 
wacht werden,  dass  in  den  Schulzimmern  stets  eine  reine  Luft  erhalten  und 
üeberfQllung  vermieden  werde.  An  ansteckenden  Krankheiten  leidende 
Kinder  müssen  aus  den  Schulen,  Fabriken  und  anderen  Anstalten,  in  denen 
ein  Zusamraenfluss  von  Kindern  stattfindet,  entfernt  werden  und  sind  nicht 
eher  wieder  zuzulassen,  als  bis  ihre  völlige  Genesung  und  die  Beseitigung 
der  Ansteckungsfahigkeit  ärztlich  bescheinigt  ist.  Ebenso  ist  aus  Familien, 
in  welchen  Jemand  an  Pocken,  Scharlach,  Masern  und  anderen,  besonders 
Kindern  gefährlichen  ansteckenden  Krankheiten  leidet,  der  Besuch  der 
Schule  und  ähnlicher  Anstalten  denjenigen  Kindern  nicht  zu  gestatten, 
welche  mit  den  Kranken  in  fortwährendem  Verkehre  stehen.* 

„Sie  sehen,  dass  in  den  Bestimmungen  dieses  vor  gerade  50  Jahren  er- 
lassenen Paragraphen  bereits  der  Kern  des  jüngsten  preussischen  Erlasses 
und  fast  aller  Verordnungen  der  anderen  Staaten  enthalten  ist,  ein  Beweis, 
von  welchem  richtigen  Blick  die  Verfasser  obigen  Regulatives  geleitet  wur- 
den. In  diesem  Sinne  und  Geiste  wurden  auch  dann  die  den  örtlichen  Ver- 
hältnissen angepassten  Localverfügungen  erlassen,  im  Uebrigen  aber  die 
Ausbreitung  und  die  verheerende  Wirkung  der  einzelnen  Epidemieen  als 
etwas  Unvermeidliches  hingenommen.  Sei  es  aus  diesem  Grunde,  sei  es,  dass 
die  Verordnung  auf  dem  Papier  blieb,  sei  es,  dass  die  Schwierigkeiten,  die 
sich  jetzt  der  erneuten  Auflage  derselben  gegenüber  geltend  machen ,  auch 
ihre  Wirksamkeit  beeinträchtigen,  genug,  Sie  alle  erinnern  sich,  welche 
verheerende  Züge  die  Epidemieen  von  Scharlach  und  Diphtheritis  insbe- 
sondere, aber  auch  von  Masern  durch  Deutschland  in  den  letzten  Jahren 
des  vorigen  und  den  ersten  des  gegenwärtigen  Decenniums  gemacht  haben. 
Ich  will  Sie  nicht  mit  Zahlen  belästigen,  die  Ihnen  im  Allgemeinen  noch 
Allen  in  Erinnerung  sein  werden,  es  möge  genügen,  darauf  hinzuweisen, 
dass  im  Grossherzogthum  Baden,  das  fast  genau  soviel  Einwohner  zählt 
wie  der  Regierungsbezirk  Düsseldorf:  1  570  189,  die  Zahl  der  ärztlich  an- 
gezeigten Scharlacherkranknngen  im  Jahre  1882:  5360,  im  Jahre  1883: 
2680  betrug,  von  Diphtheritis  1882:  3635,  1883:  2207,  Zahlen,  die  nur 
annähernd  ein  Bild  der  Verbreitung  dieser  Krankheiten  geben,  da  eben 
so  viele  Fälle  jedenfalls  ohne  ärztliche  Behandlung  verliefen.  In  dem  Zeit- 
räume von  1877  bis  1883  betrug  die  Zahl  der  Todesfälle  im  Lande  an 
Masern:  3145,  an  Scharlach:  7005,  an  Diphtheritis  und  Croup:  9702,  an 
Keuchhusten:  3547,  zusammen  23  399,  bei  einer  Gesammtzahl  der  Ver- 
storbenen von  278  315,  mehr  als  8  Procent  der  Todesfalle. 
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324 
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38  937 
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36  221 

164 

338 
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278  315         3145        7005  5073  4629  3547 
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„Derartige  Zahlen   drängen   zu  ernsten  Erwägungen   über  die   zu  er- 
greifenden Schutzmaassregeln ! 

„Es  kann  als  ein  Verdienst  II  en  och 's  und  Thomas'  bezeichnet  werden, 
dass  dieselben  die  ersten  waren,  die  laut  und  entschieden  den  Mahnruf 
nach  Maassregeln  zur  Verhütung  der  Verbreitung  dieser  mörderischen 
Krankheiten  durch  die  Schule  erschallen  liessen  und  nach  ihnen  noch  viele 
Pädiatrithen.  Derartige  Rufe  und  derartige  Zahlen  blieben  auch  nicht 
ohne  Erwiderung:  rasch  nach  einander  wurden  in  den  einzelnen  Staaten 
und  Provinzen  Erlasse  oder  V^erordnungeu  in  diesem  Sinne  gegeben,  so 
1882  in  dem  Königreich  Sachsen,  in  dem  Grossherzogthum  Sachsen  und 
in  dem  Grossherzogthum  Hessen,  das  schon  1878  ähnliche  Normative  ge* 
geben  hatte,  1883  legte  der  Niederrheinische  Verein  einen  Entwurf  zu  einer 
derartigen  Verordnung  höheren  Ortes  vor,  1884  erfolgten  die  Maassregeln 
in  Preussen,  Baden,  Elsass-Lothringen;  aus  Bayern,  wo  keine  oberpolizei- 
liche Bestimmung  der  Art  besteht,  lasen  wir  jüngst  einen  sehr  eingehenden 
Erlass  der  Regierung  der  Oberpfalz  vom  21.  December  1884,  und  ähnliche 
locale  oder  provinziale  Anordnungen  werden  gewiss  in  allen  deutschen 
Staaten  bestehen.  Es  kann  nicht  die  Aufgabe  dieser  Stunde  sein,  die  ein- 
zelnen Bestimmungen  aller  dieser  Verordnungen  kritisch  zu  beleuchten  und  ' 
zu  vergleichen,  es  wird  sich  lediglich  um  das  Wesentliche  ihres  Inhaltes 
und  die  praktischen  Durchführungsmodali  täten  handeln,  über  welche  wir 
heute  unsere  Anschauungen  auszutauschen  beabsichtigen.  Ehe  wir  dazu 
übergehen,  mögen  noch  einige  untergeordnete  Punkte  Erwähnung  finden,  in 
denen  die  einzelnen  Verordnungen  difieriren  und  bezüglich  deren  wir  Er- 
klärung für  die  von  uns  adoptirten  Sätze  schuldig  sind.  Während  das 
Regulativ  vom  8.  August  1865  die  Anordnungen  bezüglich  der  Schulen  bei 
ansteckenden  Krankheiten  im  Allgemeinen  giebt,  zählt  der  preussische 
Ministcrialerlass  vom  4.  Juli  1884,  sowie  die  elsass  -  lothringische  Ver- 
ordnung die  für  die  Schule  wichtigen  Infectionskrankheiten  namentlich 
auf  und  unterscheidet  von  vornherein  unter  zwei  Categorieen,  die  auch 
bezüglich  der  anzuordnenden  Maassregeln  festgehalten  werden;  die  meisten 
anderen  Staaten  begnügen  sich  mit  Maassnahmen  gegen  die  Kinderkrank- 
heiten erwähnter  Art,  besonders  die  Exantheme,  so  Sachsen  mit  Pocken, 
Masern,  Scharlach  und  Diphtheritis,  Hessen  mit  Scharlach  und  Diphtheritis, 
ebenso  der  erwähnte  Erlass  der  bayerischen  Oberpfalz,  Baden  richtet  sich 
zunächst  gegen  Scharlach,  dem  analog  die  übrigen  Kinderkrankheiten  be- 
handelt werden  sollen,  der  Niederrheinische  Verein  erwähnt  zuerst  im  All- 
gemeinen Scharlach,  Diphtheritis,  Pocken,  Flecktyphus,  Masern,  Stickhusten, 
contagiöse  Augenentzündung,  die  specielleren  Maassregeln  werden  auf  Schar- 
lach, Diphtheritis,  Pocken  und  Flecktyphus  beschränkt.  Es  kann  gar  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  das  Verfahren  des  preussischen  Erlasses  vom 
Standpunkte  der  Schulhygiene  betrachtet,  als  das  zweckmässigere  und  siche- 
rere zu  betrachten  ist,  nur  dürfte  der  betreffende  Erlass  nicht  die  üeber- 
schrift  tragen:  Anwendung  von  Maassregeln  zur  Verhütung 
ansteckender  Krankheiten  durch  die  Schulen,  sondern  Ver- 
hütung der  Inficirung  der  Schulen  und  Schüler  durch  ansteckende  Krank- 
heiten, denn  so  wichtig  und  nothwendig  es  ist,  dass  das  Schulhaus  nicht  zu 
einer  Brutstätte  von  Cholera,  Typhus  oder  Ruhr  werde,  so  wird  doch  von 
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einer  direcien  UebertragUDg  dieser  Seuchen  durch  Schüler  in  dem  Maasse 
wie  bei  Scharlach,  Masern  oder  Keuchhusten  kaum  gesprochen  werden  kön- 
nen. Wird  der  Standpunkt  der  Schulhygiene  festgehalten  und  durchgeführt, 
was  nur  gebilligt  werden  kann:  keine  an  direct  oder  indirect  übertragbaren 
Infectionskrankheiten  leidende  Kinder  in  der  Schule  zuzulassen,  so  wird  die 
Aufnahme  noch  einiger  Krankheitsformen  in  die  Liste  nothwendig  sein,  so 
Favus,  Herpes  tonsurans,  Erysipelas,  dann  aber  auch  Syphilis  und  fort- 
geschrittene Tuberculoso.  f 

„Da  jedoch  die  meisten  der  erwähnten  übertragbaren  Infectionskrank- 
heiten Gegenstand  eingehender  seuchenpolizeilicher  Maass- 
regeln bilden,  die  sich  in  der  Isolirung  des  einzelnen  Krankheitsfalles 
concentriren ,  in  deren  Bereich  auch  jeweils  der  Schulbesuch  gezogen  ist 
nnd  eine  Erörterung  der  jeder  einzelnen  Krankheitsform  einzuschlagenden 
Maassregeln  ausserhalb  des  Rahmens  unserer  heutigen  Erörterungen  liegt, 
da  diese  sich  nur  'auf  die  ansteckenden  Kinderkrankheiten  erstrecken  soll, 
so  werde  ich  mich  in  dem  Femeren  auf  Masern,  Scharlach,  Diphtheritis  und 
Keuchhusten  beschränken.  Auch  die  Pocken  glaube  ich  übergehen  zu 
können,  da  diese  Krankheit  in  den  meisten  deutschen  Staaten  Gegenstand 
eingehender  und  sehr  ausgedehnter  Absperr-  und  Isolirmaassregeln  sind  und 
nicht  als  Kinderkrankheit  ausschliesslich  betrachtet  werden  können.  Eine 
gut  controlirte  Impfbescheinigung  bei  Eintritt  in  die  Schule  für  die  auf- 
zunehmenden Kinder,  die  streng  durchgeführte  Wiederimpfung  der  1 2  Jahre 
alten  Schüler  sind  die  einzigen,  die  Schule  allein  betreffenden  Maassnahmen 
gegen  diese  Krankheit,  die  aber  heute  füglich  ausser  Besprechung  hleiben 
können.  Ebenso  dürfte  für  unseren  heutigen  Zweck  die  Generalclausel 
Schule  genügen  und  keine  Aufzählung  der  einzelnen  Schularten 
nöthig  fallen.  Eine  neuere  sächsische  Verordnung  vom  13.  Juni  d.  J. 
dehnt  die  Anzeigepflicht  auch  auf  die  Vorsteher  der  Kindergärten, 
Kinderbewahranstalten  undKinderspielschulen  aus,  mit  vollem 
Recht,  denn  diese  Institute  leiden  sehr  häufig  unter  sehr  schlechten,  mangel- 
haft yentilirten  Localen,  die  in  Zeiten  von  drohenden  Seuchen  doppelt  nach- 
theilig sind  und  alle  Beachtung  erheischen.  Allein  derartige  Maassnahmen 
sind  theils  selbstverständlich,  theils  localen  Bedürfnissen  entsprechend. 

„Wenn  wir  auf  diese  Weise  eine  Eingrenzung  unseres  Themas  in  den 
besprochenen  Richtungen  vorgenommen  haben,  so  soll  damit  keineswegs  die 
Bedeutung  anderer  Krankheiten  für  die  Schule  in  Abrede  gestellt  werden, 
so  z.  B.  der  contagiösen  Augenentzündung,  der  Syphilis  und  der  Krätze, 
allein  auch  diese  Krankheiten  können  nicht  als  vorzugsweise  oder  aus- 
schliessliche Kinderkrankheiten  betrachtet  werden  und  tragen  die  da- 
gegen zu  ergreifenden  Maassregeln  ebenfalls  einen  durchaus  allgemeinen 
Charakter. 

„Sowohl  die  wissenschaftlichen  Gesichtspunkte  bezüglich  der  Verbrei- 
tung von  Jiiasem,  Scharlach,  Diphtheritis  und  Keuchhusten,  als  auch  die 
praktischen  Maassnahmen,  wie  dieselben  in  den  vorliegenden  Verordnungen 
enthalten  sind,  concentriren  sich  vorzugsweise  in  drei  Hauptpunkten: 

1.    Fernhaltung    der    Erkrankten     aus    dem    Bereich    der 
Gesunden. 
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2.  Maassregeln    für    den   Fall  des    Ausbrnches    einer  Er- 
krankung in  dem  Schulhause  und  Schulschluss. 

3.  Fernhaltung  aller  mit  dem  Erkrankten  in  Berührung 
gekommenen  Personen. 

„Wenden  wir  uns  zunächst  zu  der  Frage  der  Femhaltung  resp.  Entfer- 
nung der  an  einer  der  genannten  Krankheiten  erkrankten  Kinder  ans  der 
Schule,  so  müssen  wir  zu  der  Ueberzcugung  kommen,  dass  dies  so  voll- 
ständig, so  frühzeitig,  so  rasch  wie  möglich  und  so  lange  wie 
nothwendig  zu  erfolgen  habe.  In  der  exacten  und  rücksichtslosen  Hand- 
habung dieser  Anordnungen  liegt  unzweifelhaft  der  Schwerpunkt  des  ganzen 
Vorgehens,  um  so  mehr  als  wir  es  hier  mit  einer  durchaus  ausführbaren 
Maassregel  zu  thun  haben. 

„Um  dieses  Desiderat  der  vollständigen  und  umfassenden  Ausschliessung 
zu  ermöglichen,  ist  es  dringend  nöthig,  dass  der  Schul  Vorsteher  respective 
der  Lehrer  bei  Zeit  und  nach  allen  Richtungen  hin  auf  die  drohende  Ge- 
fahr aufmerksam  gemacht  werde,  dass  derselbe  einen  Fingerzeig  erhalte, 
aufweiche  Kinder,  auf  welche  Bekannten-  oder  Verwandtenkreise,  auf  welche 
Stadtthcile  u.  s.  w.  er  seine  Aufmerksamkeit  zu  richten  habe.  Es  ist  daher 
höchst  wünschenswerth,  dass  demselben  sowohl  von  den  beauftragten  Aerz- 
ten,  als  auch,  wo  Anzeigepflicht  besteht,  seitens  der  OiH:0polizeibehörde 
Kenntniss  von  dem  Auftreten  der  Epidemie  und  den  einzelnen  Krankheits* 
fällen  gegeben  werde.  Im  Wesentlichen  dürften  die  hier  nöthigen  Maass- 
regeln ihren  prägnantesten  Ausdruck  in  dem  §.  7  der  badischen  Verordnung 
gefunden  haben.  Derselbe  lautet:  ,Die  Bezirksämter  haben  den  Ortsschul* 
behörden  und  Vorständen  höherer  Lehranstalten  von  allen  in  der  betreffen- 
den Gemeinde  vorkommenden  Erkrankungen  an  Scharlach  Nachricht  zu 
geben.  In  grösseren  Städten  ist  zu  diesem  Behufe  auf  die  Anzeigen  solcher 
Erkrankungen  alsbald  zu  ennitteln,  welche  Schulen  die  zu  dem  Hausstande 
des  Kranken  gehörenden  Kinder  besuchen.  Auch  die  Lehrer  sind  ver- 
pflichtet, Erkrankungen  von  Schülern  an  Scharlach,  Masern,  Keuchhusten, 
Diphtherie,  die  zu  ihrer  Kenntniss  gelangen,  der  Ortsbehörde  oder  dem  An- 
staltsvorstande  anzuzeigen.'  (Die  Masern  sind  hier  nicht  besonders  auf- 
geführt, weil  eine  allgemeine  Anzeigepflicht  für  diese  Krankheit  nicht  be- 
steht, auch  bei  dem  stets  massenhaften  explosiven  Auftreten  nur  die  ersten 
Fälle  von  Bedeutung  sein  werden.  Bei  Diphtheritis  wird  die  Durchführung 
dieser  Maassregel  erheblich  erschwert  durch  den  selbst  für  ärztliche  Kreise 
noch  nicht  durchaus  feststehenden  Begriff  und  charakteristische  Merkmale 
dieser  Krankheit.)  Ist  auf  diese  Weise  der  Lehrer  aufmerksam  gemacht  auf 
die  drohende  Seuche,  so  muss  ihm  selbst  die  Noth wendigkeit  der  möglichst 
frühzeitigen  und  raschen  Entfernung  von  erkrankten  oder  verdäch- 
tigen Individuen  vollständig  klar  und  zur  strengsten  Pflicht  gemacht  werden. 
Im  Gegensatze  zu  der  früher  lange  Zeit  maassgebenden  Anschauung,  dass 
die  Hauptansteckungsgefahr  von  den  acuten  Exanthemen  in  der  Abschuppungs- 
periode  oder  auf  dem  Höhepunkte  der  Krankheit  vorhanden  sei,  mehren 
sich  die  wissenschaftlichen  Beobachtungen,  dass  in  dem  Stadium  der  Pro- 
dromie  oder  Eruption,  ja  selbst  in  dem  latentis  contagii  die  Inficimng  der 
disponirten  Organismen  am  leichtesten  erfolge.  Daher  die  überaus  wich- 
tige Rolle,  die  dem  Lehrer  bei  der  Prophylaxe  dieser  Krankheiten  zufallt« 
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„Damit  der  Lehrer  diese  wichtige  Aufgabe  möglichst  zweckentsprechend 
durchfahren  könne,  ist  es  unbedingt  nöthig,  dass  derselbe  mit  den  Haupt- 
und  charakteristischen  Symptomen  der  einzelnen  Krank- 
heitsformen vertraut  sei,  dass  er  selbst  das  Bemühen  hat,  sie  auf- 
zufinden und  zu  beurtheilen.  Ich  denke  hier  nicht  an  eine  Art  populärer 
Pathologie,  ähnlich  der  Pastoralmedicin ,  und  bin  mir  der  Gefahr  wohl  be- 
wnsst,  die  in  der  dadurch  möglichen  Heranbildung  von  medicinischen  Halb- 
wissem  liegt,  allein  die  Vertrautheit  des  Lehrers  mit  den  ersten  Erschei- 
nungen einer  Kinderseuche  ist  der  Schlussstein  aller  geplanten  Maassregeln. 
Der  erste  rauhe  Hustenstoss,  das  leicht  thränende  Auge  der  Knaben  muss 
dem  Lehrer  als  Zeichen  beginnender  Masern  geläufig  sein,  er  wird  ein 
Kind,  das  zu  Soharlachzeiten  wegen  des  Initialerbrechens  das  Schulzimmer 
▼erlassen  hat,  nicht  mehr  in  den  Kreis  der  Mitschüler  zurückkehren  lassen, 
sondern  sofort  nach  Hause  weisen,  er  muss  auch  mit  den  charakteristischen 
Tönen  des  Keuchhustens  gut  vertraut  sein.  Auch  das  ,Ra8ch'  wird  der  Lehrer 
sich  zur  Aufgabe  zu  machen  haben,  nie  ist  so  schnell  ein  Arzt  vorhanden, 
besonders  auf  dem  Lande,  und  wenn  der  Lehrer  auch  in'oinem  oder  dem  ancfe- 
ren  Falle  irrt,  so  ist  dies  viel  besser,  als  wenn  er  gleichgültig  der  seinen 
Lieblingen  drohenden  Gefahr  gegenüber  steht.  Um  diese  Kenntnisse  sich 
SU  erwerben ,  bedarf  es  keiner  hygienischen  Vorbildung,  sondern  nur  Inter- 
esse und  guten  Willens,  jeder  Arzt,  besonders  der  Staatsarzt,  wird  gerne 
bereit  sein,  die  nöthigen  Mittheilungen  ihm  zu  machen.  In  grösseren 
Städten  wird  ja  ein  Arzt  jeder  Zeit  herbeigeholt  werden  können,  die 
schlimmsten  und  hartnäckigsten  Epidemieen  spielen  sich  aber  auf  dem 
Lande  ab  und  hier  dauert  es  oft  Tage  lang,  bis  ein  Arzt  in  den  Ort 
kommt. 

„Wenn  dann  im  Verlaufe  der  Epidemie  die  Reconvalescenten  wieder 
sur  Schule  kommen ,  ist  es  weiter  entschiedene  Aufgabe  des  Lehrers ,  des 
Schulvorstandes,  darüber  zu  wachen,  dass  die  vorschriftsmässige  Frist  ein- 
gehalten werde,  sowie  das  an  dem  Kinde  Zeichen  erfolgter  Reinigung  wahr- 
nehmbar sind.  Mit  Rücksicht  auf  viele  Familien  niederen  Standes,  in  denen 
Mann  und  Frau  ihrem  Broterwerbe  nachgehen  müssen,  sind  in  unseren  Sätzen 
die  Fristen  für  den  wieder  zu  gestattenden  Schulbesuch  so  niedrig  wie 
möglich  bemessen.  Wenn  der  Charakter  der  Epidemie  kein  ausnahmsweise 
schwerer  und  bösartiger  war,  in  welchem  Falle  Ausnahmsmaassregeln  ein- 
treten, ist  anzunehmen,  dass  auch  die  Krankheiten  in  den  angegebenen 
Fristen  abgelaufen  sind,  um  so  mehr  als  das  Abschuppungsstadium  viel  von 
seiner  schlimmen  Bedeutung  bezüglich  der  Weiterverbreitung  verloren  hat. 
Dasselbe  gilt  von  Diphtheritis,  von  welcher  Krankheit  Fälle  mittlerer  In- 
tensität mit  14  Tagen  als  abgelaufen  gelten  können.  Alle,  die  längere 
Zeit  in  der  Schule  gefehlt  haben,  sollte  der  Lehrer  gewissenhaft  befragen 
und  untersuchen,  ehe  er  sie  wieder  unter  den  anderen  Schülern  Platz  nehmen 
lAsst.  Mit  diesen  Vorschriften  ist  aber  die  verantwortungsvolle  Stellung 
und  Aufgabe  des  Lehrers  noch  nicht  erschöpft,  er  wird  auch  in  solchen 
schweren  Zeiten  der  Beschaffenheit  undEinrichtung  seines  Schul- 
ioc al  es  besondere  Aufmerksamkeit  zuwenden,  die  Schüler  aufs  Eindring- 
lichste vor  Verkehr  mit  Erkrankten  oder  in  Häusern  und  Familien,  wo 
Kranke  sind,  warnen  und  überhaupt  der  ganzen  körperlichen  Individualität 
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der  ihm  anvertrauten  Kinder  bezüglich  Anstrengung,  Bewegung  im  Freien 
und  geistige  Aufregung  Rechnung  tragen. 

Diese  gesammte  Aufgabe  des  Lehrers  bei  der  Verhütung  der  Schul- 
seuchen ist  eine  überaus  umfangreiche,  schwierige  und  verantwortungrgvolle, 
sie  kann  nicht  durch  Regulative  in  ihrem  vollen  Umfange  bestimmt  werden : 
es  musB  das  Herz  des  Lehrers  bei  der  Sache  sein,  in  dem  Sinne,  wieDirector 
Boodstein  seinen  früher  erwähnten  Vortrag  schliesst:  »Also  in  werk- 
thätiger,  zu  Rath  und  Hülfe  auch  in  körperlichen  Nöthen  bereiter  Liebe 
sich  bezeigen,  das  nenne  ich  Samariterdienste  thun,  und  ihnen  darf  sich 
der  Lehrer  nicht  entziehen.* 

,,Der  zweite  Punkt,  in  dem  sich  die  meisten  neueren  Anordnungen 
bewegen,  ist:  das  Auftreten  der  Seuche  im  Schulhause  selbst 
und  das  Schliessen  der  Schule.  Von  jeher  haben  die  Erkrankungen 
im  Schulhause  selbst  eine  wichtige  Rolle  bezüglich  der  prophylaktischen 
Maassregeln  gespielt.  Lehrer  und  Schuldiener  sind  nicht  selten  reichlich 
mit  Kindern  gesegnet,  ist  es  statthaft,  die  übrigen  Kinder  gewissermaassen 
durect  in  den  Herd  der  Seuche  hineinzuzwingen  wenn  eines  der  ersteren 
erkrankt?  Gewiss  nicht!  Der  nächstliegende  Gedanke  ist  daher:  sofortige 
Schliessung  der  Schule,  sofern  nicht  die  Entfernung  der  Erkrankten  aus  dem 
Schulhause  möglich  ist.  In  schweren  Fällen,  die  hier  am  meisten  in  Betracht 
kommen,  ist  dies  aber  nicht  immer  möglich.  Dann  wird  der  Schluss  der  Schule 
nicht  zu  umgehen  sein.  Erfahrungsgemäss  steht  aber  bei  den  hier  in  Frage 
stehenden  Krankheitsformen  die  Ansteckungsfahigkeit  in  geradem  Verhältnisse 
zur  Intensität,  es  wird  also  bei  leichteren  Fällen  gerechtfertigt  und  gestattet 
sein,  die  Frage  der  Isolirung  der  Kranken  im  Benehmen  mit  der  staatlichen  Be* 
hörde  zu  erörtern  und  nöthigen  Falles  zu  gestatten.  Doch  wird  auch  in 
diesem  Falle  ein  Zwang  zum  Schulbesuche  kaum  statthaft  sein.  In  letzterem 
Falle  würde  in  einer  Stadt  unseres  Landes  mit  bestem  Erfolge  eine  Abstim- 
mung respective  Meinungsäusserung  der  Eltern  in  äcene  gesetzt,  ob  sie 
in  einem  Falle  von  Masern  die  vorgenommene  Absperrung  für  genügend 
erachteten.  Es  stimmten  alle  mit  ,Ja*  mit  Ausnahme  eines  Vaters,  der 
dann  natürlich  auch  nicht  zu  dem  Schulbesuche  seines  Kindes  genöthigt 
wurde. 

„Ueberhaupt  erfreut  sich  der  Schul  schluss  bei  den  Eltern  undAerzten 
keineswegs  der  Beliebheit,  wie  bei  manchen  Lehrern  und  Ortst^orstehem. 
Schablonen  massig  und  durchaus  planlos  wurde  diese  Maassregel  früher  bei 
jedem  Seuchenausbruch  von  zahlreichen  Sanitätsbeamten  angeordnet,  die 
Reaction  blieb  aber  nicht  aus.  Nicht  allein  die  Eltern  in  den  verseuchten 
Orten  beschwerten  sich,  da  die  Kinder  entweder  in  engen  Wohnungen  zu  Hanse 
gehalten  werden  mussten,  oder  aber  auf  Spielplätzen,  durch  Besuche  n.  s.  w. 
einen  viel  regeren  Verkehr  mit  Kranken  und  Verdächtigen  nnterhielten, 
als  in  gut  überwachten  Schulen,  auch  viele  denkende  und  beobach- 
tende Sanitätsbeamte  gewannen  die  Ueberzeugung ,  dass  aus  dem  letzt- 
erwähnten Grunde  bezüglich  der  Verbreitung  der  Seuche  wenig  gewonnen 
sei,  und  die  Frage  wurde  wiederholt  aufgeworfen:  droht  der  Schulbesuch, 
vorausgesetzt,  dass  dabei  die  nöthigen  Vorsichtsmaassregeln  zur  Anwendung 
kommen,  mit  grösserer  Gefahr  bezüglich  der  Ansteckung  als  der  übrige 
Verkehr  unter  Menschen  und  wird  der  gefürchteten  Verschleppung  durch 
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den  Scholschluss  wirklich  vorgebeugt?  Ein  Erlass  dos  preussischen  Cultas- 
niinisteriams  beantwortet  diese  Frage  in  darchaus  zutreffender  Weise 
,Wenn  man  in  Betracht  zieht,  dass  die  Mehrzahl  der  Eltern  nicht  in 
der  Lage  ist,  ihre  Kinder  privatim  unterrichten  zu  lassen  und  sie  unter 
steter  Aufsicht  zu  halten,  dass  somit  die  Mehrzahl  der  Kinder  sich  auf- 
sichtslos in  und  ausser  dem  Hause  umhertreiben  wird  und  im  unbewachten 
Verkehr  mit  anderen  Kindern  der  Gefahr  der  Ansteckung  um  so  leichter 
ausgesetzt  wird,  dass  dagegen  die  durch  den  Schulbesuch  geförderte  Regel- 
mässigkeit des  Lfobens  und  Reinlichkeit  des  Körpers  die  Empfänglichkeit 
eher  zu  vermindern  als  zu  erhöhen  im  Stande  sind,  so  wird  die  Schliessung 
der  Schule  nicht  unbedingt  als  zweckdienlich  erscheinen/ 

„Selbstverständlich  wird  der  Aengstlichkeit  einzelner  Eltern  dadurch 
Rechnung  getragen  werden  müssen,  dass  nicht  strenge  auf  den  Schulzwang 
gehalten  wird,  das  früher  angeführte  Beispiel  zeigt  aber,  dass  viel  mehr 
Eltern,  als  man  gewöhnlich  annimmt,  in  dem  Schulbesuche  ihrer  Kinder 
vielmehr  eine  Wohlthat,  als  eine  Benachtheiligung  erblicken.  Die  erwähnte. 
Verordnung  der  bayerischen  Regierung  der  Oberpfalz  bestimmt  meines  Er- 
achtens  nach  durchaus  correct:  ,Die  Schliessung  der  Schule  ist  zu 
verfügen:  1)  bei  raschem  Umsichgreifen  (oder  in  welchem  Falle 
schon  pädagogische  Gründe  dahin  drängen),  2)  bei  bösartigem  Cha- 
rakter der  betreffenden  Krankheit  und  3)  bei  Erkrankung 
eines  Mitgliedes  einer  im  Schulhause  wohnenden  Familie.* 

„Bei  Wiedereröffnung  der  Schule  spielen  die  Desinfectionsmaassrogeln, 
von  jeher  eine  grosse  Rolle.  Die  Erfahrungen,  die  in  den  letzten  Jahren 
auf  dem  Gebiete  der  Desinfcction  gemacht  wurden,  lassen  eine  Reinigung 
worunter  ich  auch  Erneuerung  des  Kalkverputzes  mit  verstehe,  und  dauernde 
Lüftang  als  genügend  erscheinen,  jedenfalls  ist  das  sogenannte  Aus- 
schwefeln, Abwaschen  mit  schwachen  Carbullösungen,  grüner  Seife  u.  s.  w. 
nicht  nöthig,  gute  Locale  haben  es  nicht  nöthig,  und  schlechte,  wenig  ven- 
tiliriej  niedere  und  dumpfe  werden  dadurch  nicht  besser.  Bei  Diphtheritis, 
die  vielfach  als  Schulhauskrankheit  auftritt,  wird  auf  diese  Reinigung  und  Lüf- 
tung des  SchuUocales ,  mit  oder  ohne  Schulschluss ,  ganz  besonderer  Wei-th 
gelegt  werden  müssen. 

„Der  dritte  und  vorzugsweise  von  der  einen  Seite  ebenso  wichtig  er- 
klärte, wie  von  anderen  Seiten  perhorrescirte  Punkt,  um  den  es  sich  bei 
der  Prophylaxe  der  Verbreitung  ansteckender  Krankheiten  durch  die  Schule 
handelt,  ist  die  Fernhaltung  aller  aus  der  Nähe  von  erkrankten  Individuen 
kommenden  Personen  aus  der  Schule,  das  Schulverbot  für  Kinder 
ans  Haasständen,  in  denen  ein  Glied  an  der  Seuche  erkrankt 
ist,  das  Schalverbot  insbesondere  für  den  Lehrer  in  diesem 
Falle,  auch  wenn  er  nicht  in  dem  Schulhause  wohnt. 

„Je  mehr  wir  bestrebt  sein  müssen  und  wollen,  den  Schulunterricht, 
den  wichtigsten  pädagogischen  Factor,  so  lange  wie  möglich  der  Jugend 
and  den  erziehenden  Eltern  zu  erhalten,  um  so  mehr  muss  die  Sorge  des 
Sanitätsbeamten,  des  Schul  Vorstehers,  des  Schularztes  dahin  gehen,  die  Mög- 
lichkeit der  Uebertragung  des  Ansteckungsstoffes  in  der  Schule  auf  ein 
Minimam  tu  reduciren.  Im  Gefühl  der  grossen  Verantwortlichkeit,  die  da- 
durch der  Einzelne  auf  sich  nimmt,  und  da  auch  in  wissenschaftlichen  Krei- 
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gen  die  Frage  der  Uebortragang  durch  dritte  Personen  noch  nicht  als  ab- 
geschlossen  gelten  kann,  desgleichen  die  Erörterungen  über  Zeit  und  Ort 
der  Uebertragung ,  Daner  der  Incubation  u.  s.  w.  haben  die  bisher  erechie- 
nenen  staatlichen  Anordnungen  die  weitestgehende  Anschauung 
adoptii*t  und  einen  Hauptwerth  auf  die  bedingte  oder  unbedingte 
Fernhaltung  der  noch  gesunden  Glieder  eines  inficirten 
Hausstandes  aus  der  Schule  gelegt.  Auch  die  akademischen 
Lehrer,  Aerzte  und  Sanitätsbeamten  in  ihrer  grossen  Mehrheit,  wissenschaft- 
liche Körperschaften  und  communale  Sanitatscommissionen ,  Vereine  und 
Behörden  betrachten  diese  Maassregel  als  unbedingt  nöthig  und  unabweis- 
bar, so  vor  Allen  Heu  och  und  Thomas,  dann  der  Niederrheinische  Verein, 
der  badische  Landesgesundheitsrath,  sowie  unter  Anderen  auch  der  Ortsge- 
sundheitsrath  dieser  Stadt  haben  sich  in  dieser  Richtung  mit  Bestimmtheit 
ausgesprochen.  Der  in  Schule  und  Haus  tief  einschneidende  Charakter 
einer  derartigen  Maassregel,  sowie  die  ausserordentliche  Schwierigkeit  ihrer 
consequenten  und  vollständigen  praktischen  Durchführung  waren  es,  die 
zunächst  den  Widerstand  der  Schulkreise  hervorriefen,  dann  aber  auch 
hervorragende  Sanitätsbeamte  veranlasste,  die  Nothwendigkeit  der  Maass- 
regel im  Einzelnen  zu  prüfen.  Kerschensteiner  war  es  zunächst,  der 
in  entschiedener  und  bestimmter  Weise  in  München  und  Berlin  den  wissen- 
schaftlichen Hintergrund  derselben  leugnete  und  die  Maassregel  als  unnöthig 
und  unzweckmässig  darstellte.  Der  Umfang  des  Materiales,  das  Kerschen- 
steiner zu  Gebote  steht,  sowie  die  Bedeutung  seiner  anerkannten  Autorität 
auf  dem  Gebiete  der  praktischen  Sanitätsverwaltung  macht  es  mir  sur 
Pßicht,  näher  auf  dessen  Anschauungen  und  Behauptungen  einzugehen. 

„Kerschensteiner  sagt:  , Blattern,  Masern  und  Scharlach 
sind  durch  dritte  Personen,  die  selbst  gesund  bleiben,  nicht 
vertragbar*  und  beruft  sich  dabei  vorzugsweise  und  in  erster  Linie  auf 
die  thatsächliche  Erfahrung,  dass  diese  Krankheiten  seitens  der 
Aerzte  nie  oder  höchst  selten  vertragen  werden.  Diese  Sätse 
im  Allgemeinen  und  als  wissenschaftliche  Thesen  ausgesprochen,  sind  an 
und  für  sich,  wenn  auch  noch  nicht  bewiesen,  doch  nicht  unwahrscheinlich. 
Die  Seltenheit  der  Verschleppung  der  Contagien  durch  Aerzte  ist  auch  von 
anderer  Seite  mehrfach  betont  und  constatirt  worden,  auch  Ranke,  der 
in  den  Verhandlungen  des  ärztlichen  Vereins  zu  München  über  diesen 
Gegenstand  Kerschensteiner  gegen  übertrat ,  betont,  dass  er  sich  nicht 
bewusst  sei,  weder  seinen  eigenen  Kindern,  noch  anderen  eine  Infections* 
krankheit  übertragen  zu  haben,  ebenso  Seitz  weiss  keinen  Fall  von 
Uebertragung  durch  seine  Person  bei  der  grossen  Anzahl  derartiger  Krank- 
heitsfalle, die  er  in  Behandlung  hatte.  Ich  glaube,  jeder  beschäftigte  Kinder- 
arzt wird  ähnliche  Erfahrungen  gemacht  haben.  Danach  ist  die  Frage 
von  der  Verschleppung  durch  Gesunde,  wenn  man  sich,  wie  Ranke  sagt, 
dieselben  ,nackt,  sorgfältig  gewaschen  und  auch  noch  rasirt  denkt\  eher 
zu  verneinen  als  zu  bejahen,  allein  vom  Standpunkte  der  praktischen  6e* 
Sundheitspflege  wird  eben  die  Frage  anders  zu  stellen  sein  als  Kerschen- 
steiner sie  beantwortet.  Schon  bei  der  Besprechung  in  dem  äratliohen 
Verein  zu  München  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  die  Frage  eigentlich 
lauten  sollte:   Kann   das  Contagium  der   betreffenden  Krankheiten  durch 
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Gegenstande,  die  mit  dem  Kranken  während  der  Krankheit  in  Berührung 
kamen,  vertragen  werden,  auch  wenn  diese  Gegenstände  später  dem  Einflüsse 
des  Kranken  entzogen  waren?  Für  unseren  heutigen  Zweck  wäre  aber 
die  Formulirung  richtiger:  Kann  der  Schulbesuch  von  Kindern 
aus  einem  Hausstande,  in  dem  ansteckende  Kinderkrank- 
heiten herrschen,  die  Verbreitung  der  Seuche  unter  den 
gesunden  Schulkindern  ermöglichen  oder  begünstigen? 
Diese  Frage  wird  aber  wohl  nach  vielfacher  Erfahrung  bejaht  werden 
müssen. 

„Ganz  abgesehen  von  dem  Transport  des  Ansteckungsstoffes  in  und 
an  Kleidern,  Büchern,  Instrumenten  u.  s.  w.,  die  mit  denen  des  Kranken 
in  dem  heimischen  Haushalte  in  Berührung  gekommen  sind,  welcher  Ueber- 
tragungsmodus    auch    von  Kerschensteiner    indirect    zugegeben    wird, 
wenigstens  wenn  diese  Gegenstände  von  dem  Kranken  selbst  benutzt  waren, 
ganz    abgesehen  von    diesen   durch  vielfache  Erfahrung   als   Ursache   der 
Uebertragung  erkannten  Wege  ist  es  aber  vor  Allem  die  Ueberzeugung, 
die  uns  stets  zu  dieser  Maassregel  hindrängen  wird,  so  gern  wir  auch  den 
Kersch enste in er'schen  Anschauungen  beistimmen  möchten  —  Kerschen- 
steiuer  sagt:  die  Verschleppung  durch  Gegenstände,  welche  von  den  Kran- 
ken selbst  benutzt  wurden,  muss  zur  unmittelbaren  Uebertragung  gerechnet 
werden,  ebenso  die  Ansteckung  durch  ein  hartnäckiges,  ungewöhnlich  lange 
Zeit  an  einer  Localität  haftendes  Contagium  —  dass  bei  den  schwankenden, 
unsicheren  Angaben  der  Wissenschaft  über  Hauptansteckungsperiode,  Dauer 
des  Incubationsstadiums,  Natur  des  letzteren  und  Verhalten  des  Ansteckungs- 
stoffes während  desselben,  wir  nicht  sicher  bestimmen  können,  ob  ein  an- 
scheinend gesund   zur  Schule   kommendes  Kind   nicht   doch 
bereits  durch  seinen  kranken  Bruder  oder  Schwester  ange- 
steckt und  somit  zur  directen  Uebertrapfung  der  ansteckenden  Krank- 
heit auf  die  neben  ihm  sitzenden  gesunden  Kinder  geeignet  ist.     Derartige 
der  Ansteckung  Verdächtige  sind  aber  wohl  die  meisten  demselben 
Haushalte  angehörigen  Kinder.    Auch  liegen  die  Verhältnisse  in  den  Schulen 
wesentlich  anders  als  bei  den  Aerzten.     Letztere  machen  nur  einen  kurzen 
Besuch  und  bewegen  sich  dann  wieder  im  Freien,  während  die  Schulkinder 
längere  Zeit  mit  einander  in  einem  begrenzten  Räume  verweilen  und  viel- 
fach bei  Spielen  u.  s.  w.  in  innige  Berührung  mit  einander  kommen.     Wir 
glauben  uns  nach  allen  diesen  Ausführungen  in  Uebereinstimmung  mit  dem 
grössten  Theile  der  Sanitätsbeamten  unter  Ihnen,  wenn  wir  den  Eingang 
der  These  4.  so  formulirt  haben,  dass  Maassregelu  bezüglich  des  Schul- 
besuches gesunder,  dem  Hausstände  Erkrankter    angehöriger  Kinder  ge- 
boten sind. 

„Dabei  können  wir  uns  aber  nicht  verhehlen,  dass  der  einfache,  unter 
allen  Umständen  einzutretende  Ausschluss  dieser  Kinder  aus  der  Schule  eine 
ebenso  eingreifende,  wie  schwer  durchführbare  Maassregel  dar- 
stellt, die  mehrfach  auf  heftigen  Widerstand  der  Schulbehörden  und  insbe- 
sondere der  betreffenden  Eltern  gestossen  ist.  Bei  der  langen  Dauer  und 
dem  Umfange  mancher  Schailachepidemieen  z.  B.  in  grösseren  Städten  würde 
anter  Umstanden  der  ganze  Schulunterricht  ilesorganisirt  und  für  manche 
Schüler  der  Verlast  eines  ganzen  Jahres  ihrer  wissenschaftlichen  und  geistigen 
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Ausbildang  auf  dem  Spiele  stehen,  besonders  bei  dem  gegenwärtig  in  den 
höheren  Lehranstalten  beliebten  Systeme,  bei  dem  der  ganze  Schwerpunkt 
des  Unterrichts  in  die  Schulstunden  verlegt  wird.  Die  Maassregel  wäre 
ausserdem  zwecklos,  wenn  die  Absperrung  sich  nur  auf  die  Schule,  nicht 
auch  auf  die  Schulplätze,  die  Kirche,  die  Kaufläden  u.  s.  w.  beziehen  wurde, 
was  in  richtiger  Consequenz  noch  anzuordnen  wäre  (badische  Verordnung 
vom  2.  August  1884,  §.  1);  erfolgt  dies  aber  genau  und  consequent,  so  wird 
die  Maassregel  für  die  abgeschlossenen  Kinder  in  hohem  Grade  schädlich, 
durch  die  mangelnde  Bewegung  in  frischer  Luft  u.  s.  w.  werden  sie  in  ver- 
mehrtem Grade  disponirt  zu  Erkrankungen  und  tragen  so  indii*ect  zur  Ver- 
breitung der  Epidemie  bei.  Bei  den  beschränkten  Wohnungsverhältnissen 
zahlreicher  Kinder  der  niederen  Volksclassen  steigern  sich  alle  diese  Schatten- 
seiten eines  derartigen  Verfahrens  zur  Unerträglich keit ! 

„Daher  die  verschiedenen  Bestrebungen,  die  theoretisch  und  wissen- 
schaftlich begründete  Auflage  praktisch  weniger  drückend  durchführbar  und 
doch  noch  wirksam  zu  machen.  Ofl'eubar  haben  diese  Schwierigkeiten  die 
Einführung  der  einfachen  und  klaren  Anordnungen  des  §.  14  des  preussi- 
schen  Regulativs  vom  8.  August  1835  derart  behindert,  dass  gar  keine 
Maassnahmen  erfolgten  und  die  neueren  Erlasse  nöthig  wurden,  daher  auch 
die  verschiedenartigen  Bestrebungen  in  den  neueren  Verordnungen,  um  diesen 
schwierigen  Punkt  herum  zu  kommen. 

„Als  nächstliegendes  und  bequemstes  Auskunftsmittel,  um  die  unverkenn- 
baren Missstände,  die  mit  dieser  Anordnung  verbunden  sind,  wird  von  den 
meisten  Verordnungen  und  Behörden  die  ärztlich  bescheinigte  aus- 
reichende Absonderung  in  dem  inficirten  Hause  in  den  Be- 
reich der  Maassnahmen  gezogen.  Es  ist  ja  sicher  ausführbar  und  möglich, 
das  erkrankte  Kind  derart  zu  isoliren,  dass  jeder  Verkehr  mit  Gesunden 
aufhört. 

„Damit  aber  diese  Maassregel  wirksam  im  Sinne  der  Verhütung  der 
Weiterverbreitung  auf  andere  Familienangehörige  sei,  und  nicht  bloss  eine 
Formalität  und  Schein  verfahren  darstelle,  sind  ausgedehnte  Wohnräume, 
isolirt  stehende  Gebäude,  genügende  Dienstboten  und  ein  gewisser  Umfang 
einer  Haushaltung  unbedingte  Erfordernisse,  wie  sie  wohl  den  Vermöglichen 
und  Reichen  in  den  Städten,  höchst  selten  dem  Mittelstande,  nie  aber 
den  arbeitenden  Classen,  den  Landleuten  und  Armen  zu  Gebote  stehen. 
Es  ist  also  anzunehmen,  dass  jede  Angabe  über  genügende  Isolirung  bei  nicht 
notorisch  sehr  weitläufig  in  eigenen  Häusern  wohnenden  reichen  Eltern  mit 
dem  grössten  Misstrauen  aufzunehmen  sind,  trotz  des  ärztlichen  Attestes.  Es  ist 
eine  bekannte  Tbatsache  bei  der  Bekämpfung  der  ansteckenden  Krankheiten, 
dass  keine  Maassregel  gefährlicher  und  verhängnissvoller  ist  als  eine  solche, 
welche  den  Eindruck  und  das  Gefühl  der  Sicherheit  und  der  Wirksamkeit 
macht,  andere  Maassregeln  in  den  Hintergrund  drängt,  in  der  That  aber 
keineswegs  das  leistet,  was  man  von  ihr  erwartet.  Dahin  gelangt  das 
Verbot  des  Schulbesuches  der  Geschwister,  wenn  die  durch  ärztliches  Zeug- 
niss  nachgewiesene  Isolirung  davon  dispensirt.  Ohne  den  ärztlichen  Zeug- 
nissen im  Allgemeinen  auch  nur  im  Entferntesten  zu  nahe  treten  zu  wollen, 
muss  doch  hervorgehoben  werden,  dass  der  Begriff  ,ausreichende  Absonde- 
rung' ein  durqhaus  subjectiver,  dehnbarer  und  wechselnder  ist,  und  daher 
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kommt  der  Haasarzt  nicht  selten  angesiclits  der  einschneidendeu  Folgen 
des  Verbotes  der  Gesunden  in  die  allerfatalste  und  gedrängteste  Lage,  so 
dass  es  keineswegs  zu  verwundern  ist,  dass  dem  Staatsarzte  und  der  Polizei- 
behörde bisweilen  Atteste  vorgelegt  werden,  die  gerechte  Zweifel  über  die 
Sachgemässheit  der  bestätigten  Absonderung  erwecken.  Es  wird  dann 
nicht  selten  als  »genügende  Absonderung'  erklärt,  wenn  auf  demselben 
Stockwerke  von  fünf  bis  sechs  Zimmern  das  äussersto  als  Krankenzimmer  de- 
clarirt,  dieselben  Dienstboten  aber,  dieselben  Essgeschirre  den  Kranken  be- 
dienen wie  die  Gesunden,  die  allerdings  auch  isolirte  Mutter  auch  täglich 
einmal  nach  ihren  übrigen  Kindern  sieht,  ebenso  der  auf  der  anderen  Seite 
befindliche  Vater  nach  dem  Kranken  u.  s.  w.  Für  weitaus  die  meisten 
Kinder  aber  ist  selbst  diese  dürftige  Isolirung  nicht  möglich  und  es  wird 
für  die  Behörden  die  Nothwendigkeit  weiterer  Maassregelu  erwachsen,  um 
den  Ausschluss  der  Gesunden  erträglicher  und  dui'chführbarer  zu  machen. 
Es  muss  aber  hier  noch  besonders  darauf  aufmerksam  gemacht  werden,  dass 
auch  eine  vollständige  Isolirung  oder  Entfernung  des  Kranken  aus  dem 
Hause  vorausgeht,  erst  dann  für  die  Geschwister  der  Schulbesuch  wieder 
ermöglicht  sein  darf,  wenn  die  für  dia  betreffende  Krankheit  erfahrungs- 
gemässe  Periode  der  Incubation  von  ihnen  ohne  Erkrankung  überstanden  ist. 
Dieso  kann  für  Masern  auf  11  Tage,  für  Scharlach  auf  9  Tage  festgesetzt 
werden. 

„Mit  Rücksicht  auf  diese  Nothwendigkeit  drängte  die  erfahrungsgemäss 
ausserorordentliche  Verschiedenheit  der  In-  und  Extensität  der  einzelnen 
Epidemieen  von  den  hier  in  Frage  kommenden  Krankheiten,  sowie  die  Ver- 
schiedenheit der  Natur  des  hypothetischen  Contagiums  der  einzelnen  Krank- 
heiten trieb  die  Behörden,  sowohl  politische  als  sanitätliche,  in  den  meisten 
Fällen  dazu,  keine  allgemeine  und  absolut  gültigen  Maassregeln  für  alle  Arten 
und  Formen  der  hier  in  Frage  kommenden  Krankheiten  einzusetzen,  son- 
dern die  Verschärfung  je  nach  dem  Charakter  der  Epidemie  in  das  Er- 
messen der  Sanitätsbehörden  zu  legen.  Obschon  diese  Anschauung 
im  Allgemeinen  viel  für  sich  hat  und  auch  jedenfalls  in  praxi  sich  stets 
wieder  geltend  machen  wird,  so  steht  ihr  doch  das  gewichtige  Bedenken 
der  Thatsache  gegenüber,  dass  bei  den  meisten  Ausschlagskrankheiten  ganz 
leichte  Erkrankungen  auch  die  Veranlassung  zu  sehr  schweren  und  tödt- 
lichen  geben  können.  Nichtsdestoweniger  liegt  auf  dem  Wege  dieser 
Differenzirung  der  Maassregel  das  Mittel,  um  die  Bekämpfung  der 
ansteckenden  Kinderkrankheiten  in  den  Schulen,  in  dem  Umfange,  wie  es 
theoretisch  und  wissenschaftlich  als  nothwendig  festgestellt  ist,  durchführ- 
bar und  oontrolirbar ,  und  damit  in  vollem  Umfange  wirksam  zu  machen. 
Die  zwei  Eategorieen  von  ansteckenden  Krankheiten,  die  der  preussische 
Erlass  von  1884,  sowie  vorher  schon  die  Eingabe  des  Niederrheinischen 
Vereins  stipuliren,  sind  der  erste  Schritt  auf  diesem  Wege,,  und  sind  die 
Bestimmungen,  die  der  letztgenannte  Verein  vorschlägt,  durchaus  diesem 
Gedanken  entsprechend,  derselbe  sagt  §.  5:  ,bei  Häufung  von  Erkrankung 
an  Scharlach,  Diphtheritis,  Pocken  und  Flecktyphus  können  auch  diejenigen 
Kinder,  die  mit  der  inficirten  Familie  auf  derselben  Etage  wohnen,  vom  Schul- 
besuche ausgeschlossen  werden  und  kann  diese  Ausschliessung  in  besonders 
schweren  Fällen  auch  auf  die  Kinder  des  ganzen  Hauses  ausgedehnt  wer- 
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den/      Die  Badische    Verordnung    enthält    in    §§.   5  und  8  ähnliche  Be- 
stimmungen. 

„Wie  eine  Verschiedenheit  der  Maassnahmen  nach  dem 
Grade,  dem  Charakter  und  Intensität  angestrebt  und  gestattet 
werden  muss,  so  wird  auch  das  praktische  Bedürfuiss  für  die  einzelnen 
Krankheitsformen  einen  verschiedenen  Modus  procedendi  sich  nach  und 
nach  herausbilden  und  einbürgern.  Lässt  man  Pocken  und  Flecktyphus 
aus  bereits  oben  erwähnten  Gründen  ausser  Betracht,  so  bleibt  als  Kern 
der  Maassregeln,  die  der  Niederrheinische  Verein  vorschlägt,  nur  die  gegen 
Scharlach  und  Diphtheritis,  und  die  Badische  Verordnung  spricht 
gewissermaassen  als  Maassgabe  des  Beispiels  in  erster  Linie  nur  von 
Maassregeln  gegen  Scharlach  und  bestimmt  in  §.  5  die  Ausdehnung  nach 
Gutachten  und  Antrag  des  Staatsarztes  auf  die  übrigen  ansteckenden  Krank- 
heiten der  Schulkinder.  Auch  in  einer  Instruction  des  Staatssecretärs  für 
Flsass-Lothringen  behufs  Anwendung  der  Verordnung  stehen  Scharlach 
und  schwere  Diphtherie  stets  mit  Pocken,  Cholera  und  Typhus  zusammen, 
während  die  Masern  leichter  wegkommen.  Auch  die  Sächsische  Verordnung 
kennt  die  Stufenleiter  der  Maassregeln  je  nach  Gutachten  des  Staatsarztes 
sowie  die  mildere  Behandlung  der  Masern,  und  die  mehrfach  genannte,  sehr 
eingehende  und  sachkundige  Verordnung  der  Bayerischen  Oberpfalz-Regie- 
rung richtet  sich,  wohl  mit  Berücksichtigung  aller  dieser  Erfahrungen,  aus- 
drücklich nur  gegen  Scharlach  und  Diphtheritis.  Nicht  minder  treibt  die 
ganze  Natur  und  Wirksamkeit  des  hypothetischen  Contaginms  von  Masern 
und  Scharlach  mit  Nöth wendigkeit  dahin,  das  Scharlach-  und  Diphtheritis- 
gift  anders  zu  beurtheilen  und  erfolgreich  anzufassen  als  die  Masem.- 
erkrankungen. 

„Was  die  Masern  betrifft,  so  sucht  bekanntlich  in  der  ganzen  Patho- 
logie deren  Contagiosität  ihres  Gleichen.  Ist  einmal  ein  Kind  erkrankt,  so 
inficirt  es  in  der  Regel  sofort  am  ersten  oder  zweiten  Tage  seines  im  Durch- 
schnitte drei  Tage  währenden  prodromialen  Catarrhs  die  übrigen  früher  noch 
nicht  ergriffenen  Geschwister.  Schon  darum  ist  eine  Isolirung  meist  über- 
flüssig, weil  zu  spät  kommend.  Wir  haben  hier  ein  ^n  hohem  Grade 
während  des  noch  nicht  mit  Bettlägerigkeit  verbundenen  Prodromialstadiums 
entwickeltes,  in  der  Nähe  ungemein  sicher  wirkendes,  aber  sehr  rasch  ver- 
gängliches Gift*,  wofür  beinahe  Jeder  von  Haus  aus  empfiänglich  ist.  Es 
folgt  daraus,  dass  die  Masern  sehr  rasch  sich  ausbreiten ;  diese  rasche  Durch- 
seuchung, sowie  die  Vergänglichkeit  des  Giftes  bewirkt  auch  eine  verhält- 
nissmässig  kurze  Dauer  der  Epidemie  und  ein  zeitweiliges  vollständiges  Er- 
löschen der  Krankheit.  Für  die  Maassregeln,  die  bezüglich  der  Schule  bei 
Masern  zu  ergreifen  sind,  geht  daraus  hervor,  dass  zwar  auch  die  Kinder 
einer  inficirten  Familie,  soweit  sie  die  Masern  nicht  gehabt  haben,  zu  Hause 
zu  belassen  sind,  bis  auch  bei  ihnen  die  Krankheit  ausgebrochen  ist,  dass  aber 
der  Schulschlttss,  d.  h.  der  Schluss  der  betreffenden  Classe,  sobald  mehrere 
Kinder  notorisch  an  den  Masern  erkrankt  sind,  das  radicalere,  wirksamere  und 
pädagogisch  richtigere  Mittel  darstellt,  da  meines  Erachtens  nach  der  Kampf 
gegen  die  Masern  ein  hoffnungsloser  und  desshalb  unzweckmässiger  ist.  Dieser 
Schluss  der  betreffenden  Schulclasse  wird  rasch  vorübergehen,  die  übrige  Schule 
nicht  beeinträchtigen  und  bei  der  Massenhaftigkeit  der  Erkrankungen  auch 
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keinerlei  pädagogische  Nachtheile  mit  sich  bringen.  Will  man  den  Kampf  doch 
aufnehmen,  so  wird  sich  der  nothwendige  Ausschluss  der  Geschwister  aus 
der  Schule  nur  auf  die  zu  erstrecken  haben,  die  die  Masern  noch  nicht  ge- 
habt haben,  da  gerade  bei  dieser  Krankheit  erfahrungsgemäss  die  Ge- 
sunden höchst  selten  als  Träger  des  Gontagiums  betrachtet 
werden  können,  wesshalb  auch  in  These  III.  dem  Lehrer  bei  Ma- 
sern der  Fortbesuch  der  Schule  gestattet  werden  könnte,  wenn 
in  seiner  Familie  Masern  ausgebrochen  sind  und  er  nicht  im  Schulhause 
wohnt. 

„Anders  verhält  es  sich  mit  Scharlach,  dem  wohl,  was  die  Eigen- 
schaften und  die  Wirkungsweise  des  Gontagiums  betrifft,  die  bösartige 
Diphtheritis  an  die  Seite  gestellt  werden  kann,  wenn  wir  uns  auch  nicht 
auf  den  Streit  der  Identität  beider  Krankheiten  hier  einlassen  wollen.  Zu- 
nächst unterliegt  die  Latenz  viel  grösseren  Schwankungen  in  ihrer  Dauer 
als  bei  Masern  und  ist  daher  viel  schwerer  die  Zeit  zu  bestimmen ,  in  der 
die  Infection  erfolgt  sein  müsse,  auch  können  Scharlachfalle  ansteckend 
vrirken,  die  ohne  Exanthem  verlaufen  sind.  Der  hauptsächlichste  Grund 
aber  für  die  Unberechenbarkeit  der  Scharlachansteckungen  ist  die  bekannte 
Lebenskraft  des  Gontagiums  und  die  Zähigkeit,  mit  der  dasselbe  anderen 
Körpern  anhaftet,  sie  ist  die  Hauptursache  für  die  lange  Dauer  der  Epide- 
mieen.  Diese  Eigenschaft  bringt  es  mit  sich,  dass  die  Krankheit  gewiss 
viel  häufiger  als  die  Masern  durch  dritte  Personen  verschleppt  wird  und 
dass  das  Contagium  so  leicht  an  Gegenständen  und  den  Kranken  selbst  noch 
lange  nach  der  Eruption  haftet,  so  dass  in  vielen  Fällen  die  Quelle  der 
Ansteckung  nicht  nachweisbar  ist,  man  sogar  nicht  selten  von  einer  spon- 
tanen Entstehung  von  Scharlach  und  Diphtheritis  gesprochen  hat.  Beide 
Krankheiten  würden  nach  diesem  Gesagten  noch  viel  häufiger  sein,  wenn 
nicht  die  Disposition  für  dieselben  eine  beschränkte  wäre;  eine  Thatsache, 
die  allen  Aerzten  bekannt  und  mit  zahlreichen  exacten  Beobachtungen  zu 
erhärten  ist.  Mit  Berücksichtigung  aller  dieser  Momente  ist  der  Kampf 
gegen  Scharlach  und  Diphtheritis  kein  aussichtsloser,  sondern  im  Gegen- 
theil  eine  sehr  dankbare  und  bei  der  Bedeutung  der  beiden  Krankheiten 
ausserordentlich  wichtige  Aufgabe  der  Schulhygiene.  Hier  wird  unter 
allen  Umständen  verlangt  werden  können,  dass  die  die 
Schule  besuchenden  Geschwister  eines  scharlachkranken 
Kindes  sich  die  entsprechende  Zeit  von  der  Schule  zurück- 
halten. Eine  Differenzirung  der  Maassregeln  nach  der  Schwere  der  Epi- 
demie wird  hier,  so  wünsch enswerth  sie  wäre,  kaum  zulässig  sein,  weil 
gerade  bei  diesen  Krankheiten  aus  ganz  leichten  Fällen  schwere,  selbst 
tödtliohe  bei  besonders  disponirten  Individuen  entstehen  können.  Wenn 
schon  die  Geschwister  nicht  in  gleich  sicherer  Weise  wie  bei  den  Masern  im 
unmittelbaren  Anschluss  an  das  zuerst  erkrankte  Kind  ihrerseits  erkranken, 
und  insofern  auch  nicht  zur  Verbreitung  des  Gontagiums  durch  ihre  Person 
beitragen,  so  können  sie  dies  doch  desshalb  viel  leichter  thun,  weil  das 
Scharlachgift  durch  unbetheiligte  Personen,  Gegenstände  u.  s.  w.  in  höherem 
Grade  versohleppbar  ist,  und  weil  in  den  Schulen  die  Kinder  in  eine  viel 
innigere  Berührung  kommen  als  im  sonstigen  Lebensverkehr.  Das  Ein- 
greifende und  Beschwerliche  der  Maassregeln  darf  nicht  von  ihnen  abhalten. 
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zu  dem  Schiasse ,  dass  für  das  Königreich  Sachsen  mindestens  90  Proc.  der 
durch  die  ansteckenden  Kinderkrankheiten  veranlassten  Todesf&lle  vor  die 
Schalaafnahme  fallen.  Auch  die  statistischen  Untersuchungen,  welche  Dr. 
Max  Kaiser  in  Berlin  im  diesjährigen  Aprilheft  der  Eulen berg'schen 
Zeitschrift  ^)  über  ,die  Verbreitung  des  Scharlachs  und  der  DiphUieritiB  in 
Berlin  von  1874  bis  1883*  veröffentlicht  hat,  führen  den  YerfSasser  m  dem 
Ergebniss,  dass  ein  Einfluss  der  Schule  auf  die  Mortalitätssablen  nicht  er- 
sichtlich sei.  Eine  graphische  Darstellung  der  Betheiligung  der  Aitenitafen 
an  der  Scharlach-  und  Diphtheriemortalität,  welche  die  genannte  Abhand- 
lung darbietet,  ist  auf  der  ausgestellten  Tafel  vergrössert  und  auf  Qnind 
von  privaten  Mittheilungen  des  Herrn  Verfassers  erweitert  Man  aiehi  so- 
fort, wie  die  Curve  unbeeinflusst  durch  den  Eintritt  des  Alten  der  Sohul- 
aufnahme,  welche  auch  in  Berlin  im  Durchschnitte  in  das  siebente  Lebens- 
jahr hineinfällt,  fast  ganz  regelmässig  abfällt,  nachdem  sie  bei  Diphtheritis 
schon  im  zweiten  und  dritten,  bei  Scharlach  im*  vierten  Lebttiqahn  ihren 
Höhepunkt  erreicht  hat  Herr  Dr.  Kaiser  lässt  es  allerdingt  dahin  gestellt 
sein,  ob  nicht  mit  Rücksicht  darauf ,  dass  die  Letalität  im  schulpfliohtigen 
Alter  bereits  eine  geringere  ist,  die  Verbreitung  der  Krankheiten  anter  den 
Schulkindern  doch  eine  grössere  gewesen  sei.  Indess  fehlt  in  Besag  »of  die 
Morbidität  für  Berlin  bis  jetzt  zuverlässiges  statistisches  Material,  and  aneh 
anderweitig  ist  solches  nur  in  geringem  Umfange  zu  gewinnen.  Bei  swei 
grossen  Scharlachepidemieen  in  Norwegen,  über  die  Johannessen')  Mii- 
theilungen  machte,  fiel  der  Höhepunkt  der  Morbidität  auf  die  Vier-  bis  Fünf- 
jährigen. Zu  einem  ähnlichen  Ergebnisse  führt  nach  Krieger  die  eng- 
lische Statistik  ').  Allerdings  fällt  bei  einzelnen  Epidemieen  der  Höhepankt 
der  Morbidität  auch  auf  eine  etwas  spätere  Lebenszeit  ^) ;  indess  scheint  dies 
ein  seltnerer  Fall  zu  sein. 

„Freilich  beschränkt  sich  die  Betheiligung  der  Schule  an  der  Verbrei- 
tung der  Krankheiten  offenbar  nicht  auf  die  Schulkinder  selbst,  vielmehr 
lässt  sich  nicht  in  Abrede  stellen,  dass  vermuthlich  in  vielen  Fällen  für  die 
Uebcrtragung  der  Krankheit  aus  einer  Familie  in  die  andere  die  die  Schale 
besuchenden  Kinder  die  Vermittelung  bilden.  Dass  dies  in  der  That  bei 
Masern  in  umfassendem  Maasse  der  Fall  ist,  ergiebt  die  unmittelbare 
Erfahrung  so  häufig,  dass  eine  weitere  Erörterung  nicht  erforderlich  er- 
scheint. Weniger  oft  ist,  wie  dies  z.  B.  auch  Herr  Dr.  Werthheimber 
in  einem  1883  in  München  gehaltenen  Vortrage^)  hervorhob,  eine  Ver- 
mittelung der  Verbreitung  von  Scharlach  durch  die  Schule  nachweisbar. 
Aehnlich  scheint  es  auch  bei  der  Diphtheritis  zu  stehen. 

nSo  sind  denn  auch  die  Fälle,  in  denen  man  aus  Besorgniss,  dass 
Scharlach  oder  Diphtheritis  in  grösserem  Umfange  durch  die  Schule  ver- 


')  Vierteljahrsschrift  für  gerichtliche  Medicin  XLII,  S.  352  bis  380. 

2)  Die  epidemische  Verbreitung  des  Scharlachfiebers  in  Norwegen,     Christiania  1884, 
S.  104. 

3)  Aetiologische  Studien ,   Beiblatt  2 ;   für  Croup   liegt  der  Höhepunkt  der  Morbidität 
bei  den  Zwei-  und  Dreijährigen,  für  Diphtherie  bei  den  Vier-  und  FünQährigen. 

*)  Z.  B.  nach  Krieger,  Beiblatt  4,   für  eine  grössere  Epidemie  in  Nenmarkt  a.  R. 
1868  bis  1872  auf  die  Fünf-  bis  Zehnjährigen 

*)  Aerztlichei  Intelligenzblatt  für  Bayern  XXX,  S.  431. 
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Botheilistuig  der  Lebenßjahre  an  der  Soharlaoli-  und  Siphtberi» 

Uort&UUt  in  Berlin. 
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breitet  werden  möchten,  sich  zu  einer  Schulscbliessung  veranlaBst  gesehen 
hat,  nicht  allzu  zahlreich.  Ich  habe  versucht,  in  dieser  Hinsicht  bestimmtere 
Anhaltspunkte  zu  gewinnen  aus  den  Schulprogrammen  des  letzten  Jahres, 
soweit  sie  zu  Ostern  zur  Ausgabe  und  zum  Austausch  gekommen  sind. 
Dieselben  beziehen  sich  allerdings  ausschliesslich  auf  die  höheren  Lehr- 
anstalten, indessen  stehen  ja  doch  die  Schüler  der  mit  den  meisten  derselben 
verbundenen  Vorschulen,  sowie  die  grosse  Mehrzahl  der  Schüler  der  unteren 
und  mittleren  Glassen  derselben  im  schulpflichtigen  Alter.  Ans  diesen  Pro- 
grammen nun  von  545  nord-  und  mitteldeutschen  Lehranstalten  ergiebt 
sich,  dass  wegen  Scharlach  im  Bereiche  derselben  im  letzten  Schuljahre 
zweimal  eine  Schliessung  vorgekommen  ist,  nämlich  in  Thom  und  Rawitsch, 
wegen  Diphtheritis  fünfmal,  nämlich  in  Hannover,  Brandenburg  (Domgym- 
nasinm  und  Ritterakademie),  Plauen  und  Stolp.  Die  drei  letztgenannten  Fälle 
wie  auch  die  zweite  Schliessung  wegen  Scharlach  waren  jedoch  dadurch 
veranlasst,  dass  ein  Ausbruch  der  betreffenden  Krankheit  in  der  Wohnung 
des  Schuldieners  vorgekommen  war,  beiläufig  ein  deutlicher  Beweis  für  die 
Wichtigkeit  der  Bestimmung  in  unseren  Thesen,  dass  bei  Schulbauten  auf 
eine  Trennung  der  Wohn-  und  Schnlräume  Bedacht  zu  nehmen  ist» 

„Somit  scheinen  auch  die  neben  den  Mörtalitätsziffem  vorliegenden 
Momente  nicht  gerade  für  eine  besonders  starke  Betheiligung  der  Schale  an 
der  Verbreitung  von  Scharlach  und  Diphtheritis  zu  sprechen* 

„Obwohl  mir  daher  in  dieser  Hinsicht  eine  gewisse  Einschränkung  der 
herrschenden  Meinungen  erforderlich  erscheint,  so  erkenne  ich  doch  in 
vollem  Maasse  die  Verpflichtung  der  Schule  an,  soweit  es  in  ihren  Kräften 
steht,  der  Verbreitung  der  Infectionskrankheiten  entgegen  zu  wirken  und 
dabei  auch  eine  zeitweilige  Störung  in  ihrer  Thätigkeit  nicht  zu  scheuen. 
Vor  Allem  ist  ja  diese  Verpflichtung,  wie  vorhin  schon  hervorgehoben  wor- 
den ist,  begründet  durch  den  Schulzwang,  der  vom  Staate  ausgeübt  wird. 
Aber  auch  für  Schulen,  die  nicht  in  den  Bereich  des  Schulzwanges  fallen, 
lässt  sich  dieselbe  aus  Gründen  der  Humanität  und  des  öffentlichen  Wohles 
nicht  abweisen.  Wenn  aber  auch  die  Verpflichtung  bereitwillig  seitens  der 
Schule  anerkannt  wird,  so  kann  sie  doch  nicht  als  eine  schlechthin  unbe- 
grenzte bezeichnet  werden.  Ich  möchte  in  dieser  Beziehung  auf  beherzi- 
genswerthe  Worte  des  verewigten  Friedrich  Sander  hinweisen.  Es 
heisst  in  seinem  Handbuche  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  (2.  Auflage, 
S.  15):  ,Wie  auf  jedem,  ist  auch  auf  diesem  Felde  die  Aufgabe  der  Staats- 
thätigkeit  zu  beschränken.  Einmal  ist  das  Leben  der  Güter  höchstes  nicht 
und  die  Gesundheit  ist  nur  die  Grundlage  alles  Wohlergehens,  nur  ein 
Mittel  zum  Zweck  und  nicht  an  sich  das  höchste  Ziel  des  Menschen.  Ebenso 
wie  von  jeher  Tausende  und  Abertausende  ihr  Leben  für  die  Existenz  und 
Ehre  ihres  Staates  hingeopfert  haben,  müssen  wir  es  einsetzen  zur  Erlan- 
gung höherer  geistiger  Güter.  Wenn  es  unvermeidlich  ist,  dass  der  Schul« 
besuch  gewisse  Gefahren  für  die  Gesundheit  bringt,  so  werden  wir  desshalb 
die  Schulen  nicht  abschaffen.  Selbst  der  Verkehr  der  Völker  lässt  sich 
heute  nicht  mehr  durch  Cordons  und  Quarantänen  in  früherer  Weise  Schran- 
ken auferlegen ,  um  das  Eindringen  ansteckender  Krankheiten  zu  verhüten. 
Das  Streben  nach   langem  und  gesundem  Leben   muss  an  richtiger  Stelle 
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auf  der  Stufenleiter  der  verschiedenen  Werthe  stehen,  es  soll  nicht  zum 
Leitstern  im  Leben  der  Einzelnen  und  der  Völker  werden.' 

„Versuchen  wir  die  Anwendung  dieser  Grundsätze  auf  das  uns  speciell 
beschäftigende  Gebiet.  Die  AusschliessuDgen  vom  Unterricht  sind  in  der 
That  für  die  Schule  tiefeingreifende  Störungen.  Es  handelt  sich  dabei  nicht 
nur  um  eine  Verkürzung  des  Unterrichtes,  wie  sie  etwa  durch  eine  reich- 
lichere ßemessung  der  Ferien  bedingt  sein  könnte,  sondern  eine  Versäum- 
nisB  von  wenigen  Wochen  bringt  einen  grossen  Theil  der  Schüler  so  aus 
dem  Zusammenhange  heraus,  dass  vielfach  dauernde  Nachtheile  entstehen. 
Auch  lässt  sich  häufig  die  Beobachtung  machen,  dass  ein  längerer  Müssig- 
gang  von  Schülern,  die  nicht  selbst  krank  sind,  schädigend  auf  die  sittliche 
Tüchtigkeit  derselben  ein¥rirkt.  Wenn  demnach  die  Zwecke  der  Schule 
durch  häufigere  und  längere  Schulversäumnisse ,  namentlich  von  persönlich 
schulfähigen  Kindern,  offenbar  wesentlich  gefährdet  werden,  so  wird  man 
sich  gewiss  nicht  zum  Grundsatz  machen  dürfen,  überall  da  auszuschliessen, 
wo  eine  Möglichkeit  der  Uebertragung  einer  ansteckenden  Krankheit  an- 
zuerkennen ist;  man  wird  vielmehr  fordern  müssen,  dass  eine  nicht  uner- 
hebliche Wahrscheinlichkeit  eines  derartigen  schädlichen  Einfiasses 
vorliegt.  Freilich  wird  es  häufig  sehr  schwer  sein,  mit  einiger  Sicherheit 
festzustellen,  in  welchem  Maasse  eine  solche  Wahrscheinlichkeit  vorhanden 
ist.  Eine  exacte  Bestimmung  wird  in  dieser  Hinsicht  nur  auf  Grund  ein- 
gehender ätiologisch  -  statistischer  Untersuchungen  möglich  sein,  und  ich 
glaube,  man  wird  mir  zugestehen,  dass  solche  gerade  in  Bezug  auf  die  hier 
in  Rede  stehenden  Krankheiten  noch  nicht  allzuweit  gefördert  sind.  Ob  das 
bedeutende  actuelle  Interesse,  welches  gerade  die  Schulverordnungen  der 
letzten  Jahre  für  solche  Untersuchungen  geschaffen  haben,  dazu  beitragen 
wird,  uns  in  dieser  Beziehung  umfassenderes  Material  zuzuführen,  wird 
abzuwarten  sein. 

„Gestatten  Sie  mir,  nach  diesen  allgemeinen  Vorbemerkungen  näher 
auf  die  einzelnen  Maassregeln  einzugehen,  wie  sie  in  den  Thesen  vorge- 
schlagen sind. 

„Da  die  gemeinsamen  Thesen  bereits  durch  den  ersten  Herrn  Referen- 
ten eingehend  begründet  sind,  so  werde  ich  mich  rücksichtlich  dieser  auf 
einzelne  Bemerkungen  beschränken  können,  die  insbesondere  die  in  der 
Schulpraxis  bei  Ausführung  der  in  den  letzten  Jahren  erlassenen  neuen 
Reglements,  denen  ja  im  Allgemeinen  die  Thesen  sich  anschliessen,  hervor- 
tretenden Schwierigkeiten  berühren  werden.  Eine  solche  ergiebt  sich  so- 
gleich bei  These  L  bezüglich  der  Feststellung  der  unter  den  Schülern  ein- 
getretenen Krankheiten.  Es  lässt  sich  zwar  wohl  annehmen,  dass  in 
Zukunft  alle  Schulordnungen  die  Bestimmung  aufnehmen  werden,  dass  die 
Eltern  zur  Meldung  der  Infectionskrankheiten  verpflichtet  sind,  aber  die 
Ausführung  wird  trotz  aller  Bemühungen  der  Schule  eine  mangelhafte  blei- 
ben; die  Schule  hat  im  Falle  der  Unterlassung  den  Eltern  gegenüber 
kein  Strafmittel,  und  auch  den  Schülern  gegenüber  wird  sie  in  solchen 
Fällen  niqht  leicht  über  Zurechtweisungen  hinausgehen  können.  Die  Schwie- 
rigkeit, um  die  es  sich  hier  handelt,  ist  um  so  grösser,  da  die  Entschuldi- 
gung der  Schulversäumniss  gerade  bei  gut  gehandhabter  Ordnung  zu  einer 
Zeit  erfolgt,  in  der  häufig  der  Charakter  der  Krankheit  noch  nicht  mit 
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Sicherheit  erkennbar  ist.  Eine  weitere  Entwickelnng  des  polizeilichen  An- 
zeigewesens und  regelmässige  Mittheilnngen  der  Polizei  an  die  Schnlvor- 
steher  sind  daher  eine  wesentliche  Voraussetzung  für  eine  wirksame  Action 
der  Schule  auf  diesem  Gebiete. 

„Die  durch  polizeiliche  Maassregeln  vermittelte  Eenntniss  kann  sich 
jedoch  der  Natur  der  Sache  nach  nur  auf  die  zu  voller  Ausprägung  gelang- 
ten Krankheiten  beziehen,  und  mit  Recht  wird  daher  gewünscht»  dass  seitens 
des  Lehrpersonals  auf  Anzeichen  der  Prodromalstadien  geachtet  werde.  Was 
die  Befähigung  der  Lehrer  zu  dieser  Aufgabe  betrifft,  so  würde  ich  der 
Ansicht  sein ,  dass  eine  gewisse  Kenntniss  auf  diesem  Gebiete  als  ein  noth- 
wendiges  Erfordemiss  der  Fachbildung  des  Lehrers  betrachtet  werden  muss, 
wie  das  ja  auch  auf  der  Versammlung  in  Hannover  in  den  Thesen  des 
Herrn  Generalarztes  Professor  Dr.  Roth  gefordert  war.  Ich  möchte  aber 
doch  davor  warnen,  von  der  prophylactischen  Thätigkeit  des  Lehrers  allzu- 
viel zu  erwarten.  Er  wird  immer  doch  nur  auf  Grund  augenfälliger  Symp- 
tome eine  vorläufige  Entfernung  des  Schülers  veranlassen  können.  Ein 
weiteres  Eingehen  des  Lehrers  auf  die  körperliche  Untersuchung  führt  ihn 
dagegen  leicht  auf  ein  offenbar  seinem  Berufe  fremdes  Gebiet.  Wenn  z.  B.  in 
dem  Entwürfe  eines  für  die  Hand  des  Lehrers  bestimmten  Flugblattes  des 
Niederrheinischen  Vereines  für  öffentliche  Gesundheitspflege  auf  die  bei 
Oeffnung  des  Mundes  und  Niederdrückung  der  Zunge  erkennbaren  Erschei- 
nungen im  Rachen  hingewiesen  wird,  so  meine  ich,  dass  der  Lehrer  davon 
zwar  gelegentlich  zum  Zwecke  der  Belehrung  einmal  Gebrauch  machen 
kann,  aber  nicht  zum  Zwecke  persönlicher  Untersuchung  in  der  Schule. 
Wenn  man  bedenkt,  wie  leicht  geradezu  eine  Gefährdung  der  Gesundheit 
dadurch  eintreten  kann,  dass  eine  Reihe  von  Schülern  mit  demselben 
Instrumente  untersucht  wird,  so  wird  man  gewiss  zugestehen,  dass  Laien- 
untersuchungen in  der  Schule  die  engsten  Grenzen  zu  stecken  sind. 

„Um  so  mehr  ist  es  meines  Erachtens  wünschenswerth^  dass,  wie  es  in 
meiner  letzten  Zusatzthese  ausgesprochen  ist,  bei  drohender  Ausbreitung 
von  Seuchen  der  Lehrer  oder  Schul  Vorsteher  in  der  Lage  ist,  einen  Arzt  zu 
ersuchen,  festzusteUen ,  welche  Schüler  wegen  verdächtiger  Erscheinungen 
behufs  weiterer  Beobachtung  vom  Unterrichte  zu  dispensiren  sind.  Ist  eine 
solche  Maassregel  unter  Mitwirkung  des  Arztes  getroffen,  so  wird  Niemand 
etwas  dabei  finden,  wenn  auch  in  manchen  Fällen  die  befürchtete  Krankheit 
sich  demnächst  nicht  einstellt.  Dagegen  würde  dem  Lehrer  oder  Director 
sicherlich  in  diesem  Falle  der  Vorwurf,  aus  Mangel  an  Sachkunde  ungerecht- 
fertigter Weise  eingegriffen  zu  haben,  nicht  erspart  bleiben. 

„Bei  den  folgenden  Thesen  kommt  nun  vor  allen  Dingen  die  Frage  in 
Betracht,  ob  man  auch  gesunde  Lehrer  und  Schüler  mit  Rücksicht  auf  die 
Erkrankung  von  Hausgenossen  von  der  Schule  fernhalten  soll.  Sie  werden 
von  mir  nicht  erwarten,  dass  ich,  zumal  nach  den  eingehenden  Erörterungen 
des  ersten  Herrn  Referenten,  in  eine  eingehende  Discussion  dieser  Principien- 
frage  eintrete.  Ich  habe  mich  in  dieser  Beziehung  daran  gehalten,  dass 
di^.indirecte  Uebertragnng ,  insbesondere  die  Uehertragung  durch  Kleider 
und  andere  Gebrauchsgegenstände,  von  keiner  Seite  principiell  bestritten 
wird,  dass  vielmehr  wesentlich  nui*  über  die  grössere  oder  geringere  Selten- 
heit dieser  Art  der  Uehertragung  Meinungsverschiedenheiten  zu  bestehen 
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scheinen,  die  sich  in  Folge  des  Mangels  an  statistischem  Material  gegenwär- 
tig mit  Sicherheit  nicht  aasgleichen  lassen,  dass  femer  allgemein  angenom- 
men wird,  dass  gerade  in  dem  Prodromalstadium  die  Exantheme  bei  einem 
häufig  den  Schulbesuch  nicht  hindernden  Allgemeinbefinden  eine  bedeutende 
Ansteckungsfahigkeit  besitzen.  Angesichts  dieser  Lage  der  wissenschaft- 
lichen Auffassungen  erscheint  mir  eine  principielle  Abweisung  des  Aus- 
schlusses solcher  Personen  vom  Sohulverkehr ,  die  in  stetigem  häuslichen 
Yerkehr  mit  den  Erkrankten  stehen,  nicht  gerechtfertigt  zu  sein.  Sehr  yiel 
aber  kommt  offenbar  darauf  an,  mit  welchen  besonderen  Bestimmungen  und 
Cautelen  diese  Ausschliessungen  zur  Anwendung  gebracht  werden.  In 
dieser  Beziehung  sind  in  den  gemeinsamen  wie  in  den  Zusatzthesen  manche 
Abweichungen  von  den  bestehenden  Bestimmungen  enthalten,  die  ohne 
Terletzung  der  hygienischen  Interessen  dem  Schulinteresse  entgegenzukom- 
men suchen. 

^Gestatten  Sie  mir  zunächst  einen  Blick  auf  die  Behandlung  der  Ma- 
sern. Es  kann  fraglich  erscheinen,  ob  die  Schule  den  Kampf  mit  dieser 
Krankheit  überhaupt  aufnehmen  soll.  Dagegen  könnte  angeführt  werden 
das  günstige  Yerhältniss  der  Morbidität  zur  Mortalität,  sowie  die  geringe 
Aussicht,  bei  der  ausserordentlich  intensiven  Contagiosität  nennenswerthe 
Ergebnisse  durch  prophylactische  Maassregeln  zu  erzielen.  So  hat  ja  auch 
eine  Reihe  der  neueren  Regulative  eingreifende  Maassregeln  gegen  die  Ma- 
sern, wenn  sie  nicht  etwa  besonders  bösartig  auftreten,  nicht  vorgesehen. 
Wenn  ich  mich,  entsprechend  der  preussischen  Verordnung,  für  weiter- 
gehende Bestimmungen  auch  bei  dieser  Krankheit  im  Princip  aussprechen 
möchte,  so  ist  für  mich  dabei  maassgebend  zunächst  die  Erwägung,  dass 
doch  die  Zahl  der  Kinder,  welche  den  Masern  zum  Opfer  fallen,  keineswegs 
eine  unerhebliche  ist.  Bei  der  Zusammenstellung  der  Mortalität  sämmt- 
licher  deutscher  Städte  mit  über  15  000  Einwohnern,  wie  sie  das  Kaiser- 
liche Gesundheitsamt  veröffentlicht,  also  bei  einem  sehr  grossen  Zahlen- 
material, ergiebt  sich  für  die  Jahre  1878  bis  1882,  dass  die  Masernmortalität 
48  Proc.  der  Scharlachmortalität  betragen  hat.  Aus  den  gestern  uns  über- 
reichten Uebersichten  über  die  Medicinalstatistik  des  Grossherzogthums 
Baden  erhellt,  dass  in  den  letzten  32  Jahren  in  diesem  Lande  die  Masern- 
mortalität 54  Proc  der  Scharlachmortalität  ausmachte.  Sodann  scheint  mir 
in  Betracht  zu  kommen,  dass  bei  keiner  der  hier  in  Frage  stehenden  In- 
fectionskrankheiten  die  Forschung  so  weit  gefordert  ist,  wie  bei  den  Masern. 
Man  kann  daher  die  Unterbrechungen  des  Schulbesuches  in  diesem  Falle 
bedeutend  einschränken,  ohne  sie  unwirksam  zu  machen.  Geht  man  davon 
aus,  dass  bei  der  Flüchtigkeit  des  Contagiums  die  indirecte  Uebertragung 
als  jedenfalls  sehr  selten  hier  ausser  Betracht  bleiben  kann ,  so  ergiebt  sich 
als  Ziel  der  Schulmaassregeln  bezüglich  der  Masern  die  Verhinderung  eines 
Schulbesuches  von  Kindern,  die  in  dem  Prodromalstadium  stehen.  Da  aber 
eine  erhebliche  Uebertragbarkeit  nur  noch  kurze  Zeit  nach  dem  Auftreten 
des  Exanthems  zu  bestehen  scheint,  und  da  die  Incubationszeit  eine  auffal- 
lend constante  ist,  so  ist  in  der  Regel  die  Gefahr  schon  als  beseitigt  anzu- 
sehen, wenn  in  einem  Hausstande  14  Tage  nach  Ausbruch  des  Exanthems 
des  ersten  Falles  keine  Anzeichen  einer  weiteren  Verbreitung  sich  zeigen. 
Panum  fand  ja  in  seinen  bekannten  Untersuchungen  über  die  Masern epidemie 
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der  Verordnung  für  Oberpfalz  und  Regensbnrg  die  Quarantäne  auf  14  Tage 
beschränkt. 

„Obschon  aber  die  gemeinsamen  Thesen  in  mehrfacher  Hinsicht  bereits 
die  Schulstörungen  wesentlich  mehr  einschränken,  als  die  meisten  neuen 
Regulative,  so  lässt  sich  doch  nicht  in  Abrede  stellen,  dass  diese  noch 
häufig  lästig  genug  für  den  Schulbetrieb  sich  gestalten  würden.  Eine  Ab« 
hülfe  durch  Ueberführung  der  erkrankten  Kinder  in  Krankenhäuser  wäre 
gewiss  in  vielen  Fällen  eine  grosse  Wohlthat  für  diese  Kiuder  selbst  wie 
für  ihre  Geschwister.  Indessen  kann  man  da,  wo  die  Verhältnisse  eine  an- 
gemessene häusliche  Verpflegung  nicht  ausschliessen ,  dem  berechtigten 
Wunsche  der  Eltern,  die  Kinder  im  Hauae  zu  behalten,  nicht  entgegen- 
treten. 

„Dagegen  scheint  mir  der  von  Dr.  Kaiser  in  Berlin  gemachte  Vorschlag 
beachtenswerth ,  Vorkehrungen  zu  einer  geeigneten  Unterbringung  der 
gesunden  Kinder  zu  treffen.  Ich  habe  bei  auswärtigen  Schülern  wiederholt 
den  Fall  gehabt,  dass  die  Eltern  mit  Rücksicht  auf  die  angeordnete  Aus- 
schliessung die  Söhne  zeitweilig  in  anderen  Pensionen  unterbrachten,  und  in 
Städten,  in  d^nen  die  Epidemieen  nie  oder  selten  ausgehen,  würde  es  viel- 
leicht nicht  schwer  zu  erreichen  sein,  dass  eine  grössere  Anzahl  von  einzel- 
stehenden Frauen  oder  Familien  ohne  kleine  Kinder  sich  auf  die  Aufnahme 
von  derartigen  Kindern  gegen  eine  entsprechende  Vergütung  einrichteten. 
Für  die  Unterbringung  unbemittelter  Kinder  in  einer  derartigen  Schatz- 
pflege würden  sich  gewiss  ebenso  gut  wie  für  die  Aussendung  der  Ferien- 
kolonien die  Mittel  finden  lassen.  Eine  durchgreifendere  Abhülfe  glaubte 
ich  in  meiner  ersten  Zusatzthese  für  die  älteren  Schüler  vorschlagen  zu 
dürfen. 

„Die  bisherigen  Reglements  machen  ausnahmslos  keinerlei  Unter- 
schiede zwischen  verschiedenen  Schulcategorien  und  Altersclassen.  Sie 
stellen  den  zwanzigjährigen  Primaner  und  den  sechsjährigen  ABC-Schütaen 
unter  dieselbe  Regel.  Ich  verkenne  durchaus  nicht,  dass  dadurch  die  bezüg- 
lichen Bestimmungen  den  Vorzug  ausserordentlicher  Einfachheit  gewinnen; 
aber  es  fragt  sich  doch,  ob  sich  hier  nicht,  unbeschadet  des  hygienischen 
Zweckes,  eine  wesentliche  Erleichterung  gewinnen  Hesse.  Fragen  wir  ans, 
in  wie  fem  denn  die  Altersclassen,  um  die  es  sich  hier  handelt,  von  den 
ansteckenden  Kinderkrankheiten  bedroht  sind,  so  sehen  wir  uns  zunichst 
wieder  an  die  Mortalitätslisten  gewiesen.  Diese  ergeben  nun  unzweifelhaft, 
dass  im  Verlaufe  der  Schulzeit  die  Gefahr  stetig  abnimmt,  und  dass  diejeni- 
gen Schüler,  welche  das  schulpflichtige  Alter  überschritten  haben,  nar  in 
seltenen  Ausnahmefällen  noch  durch  die  ansteckenden  Kinderkrankheiten 
ernstlich  gefährdet  werden.  Während  z.  B.  in  den  vier  Lebensjahren 
10  bis  13  im  Königreich  Sachsen  1880  bis  1882  die  Zahl  der  Todes- 
fälle an  Masern  23,  an  Scharlach  211,  an  Diphtheritis  und  Croup  236 
betrug,  im  Ganzen  470  oder  jährlich  157,  sind  für  die  sechs  Lebensjahre  14 
bis  19  die  bezüglichen  Zahlen:  Masern  4,  Scharlach  52,  Diphtheritis  und 
Croup  53,  zusammen  109,  also  jährlich  36  oder  1  Fall  auf  ca.  80000  Ein- 
wohner, ff 

„Zu  ganz  ähnlichen  Ergebnissen  führen  die  Berliner  Mortalitäts- 
listen.    Im  Verlaufe  von  zehn  Jahren  sind  in  Berlin  nach  den  von  Herrn 
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Dr.  Kaiser  mitgetheilten  ZasammeDstellangen  von  15-  bis  19  jährigen  — 
für  die  14  jährigen  liegt  das  Material  nicht  für  den  ganzen  Zeitraum  vor  — 
an  Scharlach  71,  an  Diphtheritis  8.4,  zusammen  also  155  oder  jährlich  im 
Durchschnitt  15*5  gestorben.  Da  nun  aber  von  den  in  diesen  fünf  Alters- 
classen  stehenden  Personen  nur  ein  sehr  massiger  Theil,  jedenfalls  noch 
nicht  Vi0  9  noch  die  Schule  besucht,  so  ergiebt  sich,  dass  nur  ganz  ver- 
einzelte Scharlach-  oder  Diphtheritistodesfalle  auf  Schüler  über  15  Jahren 
fallen  können. 

„Noch  günstiger  stellen  sich  die  Verhältnisse,  wenn  man  Zahlen  aus 
einer  Stadt  mit  geringerer  aUgemeiner  Sterblichkeit  zu  Grunde  legt.  In 
Frankfurt a. M.  z.B.  starben  von  1876 bis  1884,  also  innerhalb  neun  Jahren, 
nach  den  besüglichen  medicinischen  Jahresberichten  von  15- bis  19  jährigen 
an  Scharlach  nur  13,  an  Diphtheritis  3,  an  Masern  niemand,  zusammen  also 
16,  durchschnittlich  jährlich  noch  nicht  zwei  Personen,  und  zwar  bei  einer 
Bevölkerung  von  im  Mittel  131000  £in wohnern,  von  denen  etwa  13000 
den  betreffenden  Lebensjahren  angehörten.  Auch  eine  Durchsicht  der  oben 
erwähnten  Schulprogramme  führt  zu  demselben  Ergebniss.  Classen,  in 
denen  die  sämmtlichen  Schüler  der  Regel  nach  das  14.  Lebensjahr  über- 
schritten haben,  sind  vorzugsweise  die  Secunda  und  Prima  der  Gymnasien 
und  Realschulen.  In  jenen  nord-  un4  mitteldeutschen  Programmen  nun 
werden  für  das  Schuljahr  1884/85  zwei  Secundaner  als  an  Diphtheritis  und 
zwei  an  Scharlach,  keiner  als  an  Masern  gestorben  angeführt.  Ich  muss 
dabei  allerdings  bemerken,  dass  die  Angaben  über  die  Todesfälle  nicht  über- 
all ganz  vollständig  und  so  genau  sind,  dass  man  Glasse  und  Krankheit 
erkennen  kann.  Indess  in  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Fälle  ist  dies 
doch  der  Fall.  Somit  ist  es  unzweifelhaft,  dass  die  Todesfälle  von  Secun- 
danem  und  Primanern  an  Masern,  Scharlach  und  Diphtherie  sich  jährlich 
f^  ganz  Deutschland  auf  wenige  Fälle  beschränken.  Dass  freilich  einer  so 
geringfügigen  Mortalität  eine  grössere  Morbidität  entspricht,  ist  unzweifel- 
haft Dass  aber  auch  diese  sich  für  die  in  Rede  stehende  Altersclasse  inner- 
halb sehr  massiger  Grenzen  bewegt,  das  wird  gewiss  die  ärztliche  so  gut 
wie  die  Schulerfahrung  ergeben. 

„Somit  scheint  es  mir  unbedenklich  zu  sein,  von  einer  Anwendung  der 
Reglements  auf  die  Schüler  dieser  Classen  im  Allgemeinen  abzusehen.  Die 
Wahrscheinlichkeit,  dass  ein  Schüler  derselben  sich  in  der  Schule  eine  die- 
ser Kinderkrankheiten  zuzieht ,  ist  offenbar  eine  so  geringe ,  dass  sie  meines 
Erachtens  nicht  schwer  genug  ins  Gewicht  fällt,  gegenüber  den  mannigfachen 
Störungen,  die  auch  für  die  Schüler  dieser  Classen  z.  B.  durch  Ausschliessung 
bei  Erkrankung  von  Hausgenossen  entstehen.  Gerade  bei  diesen  älteren 
Schülern  werden  ja  Ausfälle  und  Störungen  der  Natur  der  Sache  nach  ganz 
besonders  schmerzlich  empfunden.  Ich  würde  es  als  ein  besonders  werth- 
volles  Ergebniss  unserer  heutigen  Verhandlungen  ansehen ,  wenn  Sie  diese 
These  annehmen  und  dadurch  vielleicht  einen  Anstoss  geben  wollten  zu 
einer  Fortbildung  der  Reglements  im  Sinne  fortschreitender  Accommodation 
an  das  unzweifelhaft  dringende  ,Bedürfniss. 

„Wie  eine  solche  Fortbildung  die  Durchführung  der  neuen  Regulative 
wesentlich  fördern  würde,  so  hat  auch  die  zweite  Zusatzthese  in  letzter 
Linie  eine  Kräftigung  der  Wirksamkeit  derselben  zum  Ziele.     Fast  stets, 
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AuBserdem  wird  von  einer  Reihe  von  Anstalten  berichtet,  dass  durch  das 
Auftreten  dieser  Krankheit,  wenn  auch  nicht  eine  Schliessung,  so  doch  eine 
mehr  oder  weniger  erhebliche  Störung  des  Unterrichtes  herbeigeführt  wurde  ^). 
Sie  sehen,  dass  am  meisten  die  Gegend  um  den  Harz  herum  betroffen  ist, 
wo  ein  derartiges  epidemisches  Vorkommen  in  den  Schulen  seit  1882  fast 
unausgesetzt  beobachtet  wird.  Neben  den  höheren  Schulen  sind  überall 
eine  grosse  Anzahl  von  Volksschulen  betheiligt.  So  waren  im  vorigen  Jahre 
z.  B.  sämmtliclie  Volksschulen  in  Nordhausen  und  Sangerhausen  geschlos« 
Ben,  und  erst  in  voriger  Woche  wurden  in  Eisleben  von  etwa  2500  Kin- 
dern der  Hauptvolksschule  die  Mehrzahl  ergriffen  und  daher  die  Schule 
geschlossen.  Ein  besonders  misslicher  Umstand  ist  dabei,  dass  durch  den 
Ablauf  des  Processes  eine  Immunität  in  keiner  Weise  erworben  wird.  An 
meiner  Anstalt  war  im  vorigen  Winter  mehr  als  die  Hälffce  der  Schüler 
betheiligt,  und  vor  wenigen  Wochen  wurde  bei  einem  erneuten  Ausbruch 
nahezu  dieselbe  Zahl  der  Erkrankungen  wieder  erreicht.  Eine  regelmässige 
Erscheinung  nun,  namentlich  beim  ersten  Auftreten  dieser  Krankheit,  ist 
eine  grosse  Differenz  der  Ansichten  der  verschiedenen  Aerzte,  an  welche  die 
Schüler  sich  wenden. 

„Namentlich  die  Frage,  welche  Formen  des  in  mannigfachen  Abstufun- 
gen auftretenden  und  objectiv  häufig  nicht  mit  Sicherheit  zu  constatirenden 
pathologischen  Processes  ansteckend  sind  und  von  dem  Schulbesuche  aus- 
geschlossen werden  müssen,  wird  sehr  verschieden  beantwortet,  und  eine 
Ausgleichung  der  Ansichten  ist  um  so  schwieriger,  da  in  der  Regel  jeder  Arzt 
nur  einzelne  Fälle  vor  sich  sieht,  keiner  aber  ein  volles  Bild  davon  hat,  wie 
denn  eigentlich  in  den  einzelnen  Glassen  und  Pensionen  sich  die  Sache  von 
Tag  zu  Tag  fort  entwickelt.  Diese  Meinungsverschiedenheiten  nun  geben  zu 
den  mannigfachsten  Schwierigkeiten  Veranlassung  Nicht  nur  wenden 
Schüler,  die  von  einem  Arzt  das  Attest,  welches  sie  wünschen,  nicht  erhal- 
ten, sich  an  einen  anderen,  sondern  offenbar  hängt  auch  von  dieser  Ver- 
schiedenheit der  ärztlichen  Auffassung  die  gesammte  hygienische  Leitung 
der  Schule  in  solchen  Zeiten  ab.  Hält  ein  Arzt  gewisse  Fälle  für  nicht 
contagiös  und  schickt  sie  in  die  Schule,  so  hilft  es  wenig,  wenn  zehn  andere 
Aerzte  die  gleichartigen  Fälle  ausschliessen.  Unter  solchen  Umständen 
pflegt  sich  das  Bedürfniss  einer  einheitlichen  ärztlichen  Leitung  aus  hygie- 
nischen und  disciplinarischen  Grründen  unabweisbar  geltend  zu  machen.  In 
der  einen  Stadt  erklärt  der  Director,  er  werde  in  Zukunft  in  solcher  Lage 
nur  noch  die  Atteste  eines  einzigen  Arztes  annehmen,  in  einer  anderen 
errichtet  die  Schule  oder  die  Stadt  eine  ärztliche  UntersuchungsBtation ,  in 
einer  dritten  wird  durch  Veranstaltung  einer  Versammlung  der  Aerzte  ein 
einheitliches  Verfahren  angestrebt.  Das  z weckmässigste  ist  jedenfalls ,  dass 
der  Director,  sobald  er  die  erste  Kenntniss  von  dem  Auftreten  dieser  Krank- 
heit unter  seinen  Schülern  erhält,  einen  Arzt  auffordert,  sämmtliche  Schüler 
sofort  zu  untersuchen  und  auf  Grund  der  ermittelten  thatsächlichen  Verhältnisse 


^)  Gotha,  Halberstadt,  Rendsburg,  Nienburg  a.  d.  Weser,  Strassburg  in  Weatpreossen. 
Auch  in  Speyer  und  Kaiserslautem  zeigte  sich  im  letzten  Jahre  dieselbe  Krankheit.  Im 
Sommer  1885  trat  dieselbe  in  meist  sehr  erheblichem  Maasse  auf  in  Halberstadt,  HettstSdt, 
Wcener  bei  Leer;  ausserdem,  wie  oben  erwähnt,  in  Eisleben  und  Sangerhausen;  in  geringem 
Grade  auch  in  Halle. 
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mit  demselben  einen  Operationsplan  entwirft.  Lässt  sich  auch  bei  Berück- 
eichtigung  der  leichtesten  Sparen  des  Uebels  noch  eine  Beschränkung  auf 
eine  massige  Zahl  von  Schalem,  auf  einzelne  Glassen  und  Pensionen  erken- 
nen, BO  wird  es  am  besten  sein,  eine  rücksichtslose  Entfernung  aller  irgend- 
wie Betheiligten  aus  der  Schule  herbeizuführen.  Wenn  indess  die  Verbrei- 
tung schon  eine  weiter  vorgeschrittene  ist,  so  dass  man  sich  auf  eine  den 
grössten  Theil  der  Schüler  umfassende  Ansteckung  gefasst  machen  muss,  so 
wird  man  sich  am  besten  dazu  entschliessen ,  wenigstens  die  nur  leichter 
Behafteten  im  Unterrichte  zu  belassen  und  so  gut  es  geht,  die  Ordnung  der 
Schule  fortzuführen^).  Besonderes  Gewicht  ist  darauf  zu  legen,  dass  in 
solchen  Gegenden  und  Schulen,  in  denen  das  Uebel  einmal  aufgetreten  ist, 
nachdem  es  zunächst  erloschen  zu  sein  scheint,  längere  Zeit  eine  regel- 
mässige Beobachtung  der  Augen  der  Schüler  stattfindet,  da  Recidive  ausser- 
ordentlich häufig  vorkommen  und  immer  wieder  alle  irgendwie  verdächtigen 
Schüler  aufzufordern  sind,  sich  ärztlich  behandeln  zu  lassen. 

„Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  alle  diese  Maassregeln  nicht  lediglich  auf 
Grund  des  Attestmaterials  durchgeführt  werden  können,  sondern  dass  sie 
ein  möglichst  schleuniges  und  fortgesetztes  Mitwirken  des  Arztes  in  der 
Schule  selbst  erfordern.  Es  fragt  sich  nun  aber,  in  welcher  Weise  diese 
unmittelbare  persönliche  Mitwirkung  des  Arztes,  die,  wie  vorhin  bemerkt, 
auch  dann  sehr  wünschenswerth  ist,  wenn  eine  Verbreitung  anderer  Infec- 
tionskrankheiten  durch  die  Schule  befürchtet  werden  muss,  herbeigeführt 
werden  soll.  Zunächst  wird  man  ja  an  die  bestehende  Organisation  des 
ärztlichen  Beamtenthums  denken.  Inwieweit  diese  in  der  Lage  ist,  der  sich 
hier  darbietenden  Aufgabe  zu  genügen,  das  hängt  von  mannigfachen  spe- 
ciellen  Umständen  ab,  z.  B.  von  der  Grösse  der  Bezirke,  von  der  Freiheit, 
mit  der  der  Bezirksarzt  sich  innerhalb  derselben  ohne  Rücksicht  auf  Kosten 
und  Versäumnisse  bewegen  kann,  auch  von  der  Möglichkeit,  bei  gewissen 
Functionen  sich  durch  Localärzte  vertreten  zu  lassen.  In  jedem  Falle 
scheint  mir  aber  die  Etablirung  eines  directen  Verkehrs  zwischen  der  Schule 
und  dem  betreffenden  Arzte  erforderlich.  Wie  der  einzelne  Kranke  sich 
stets  auf  dem  kürzesten  Wege  an  den  Arzt  wendet,  so  muss  auch  der  noth- 
leidenden  Schulgemeinschaft  dieser  unmittelbare  Weg  eröffnet  und  die  jetzt 
meist  vorgeschriebene  Vermittlung  durch  Polizei-  und  Verwaltungsbehörden 
möglichst  vermieden  werden,  wie  dies  in  einzelnen  deutschen  Staaten,  z.  B. 
im  Königreich  Sachsen,  bereits  der  Fall  ist.  Ein  anderer  Weg,  dem  Be- 
dürfniss  der  Schule  zu  genügen,  würde  die  Anstellung  besonderer  Aerzte 
sein,  die  bezüglich  der  Behandlung  der  Infectionskrankheiten  den  Schul- 


^)  Maassregeln,  durch  welche  man  in  diesem  Falle  der  Ausbreitang  in  der  Schule  ent- 
gegenwirken kann,  sind  die  Aufhebung  jedes  Zusammentretens  des  ganzen  Schulcoetus 
oder  Ton  Schülern  verschiedener  Classen  (z.  B.  bei  Gesang-  und  Turnübungen)  und  Einfüh- 
rung einer  Sitzordnung  in  den  einzelnen  Classen,  durch  welche  möglichst  getrennt  werden: 
1.  Inficirte  Schüler.  2.  Gesunde  Schüler,  die  mit  Inficirten  zusammenwohnen.  3.  Die 
übrigen  gesunden  Schüler.  Nach  strenger  Durchführung  dieser  Maassregel  im  Sangerhäuser 
Gymnasium  ergab  sich,  dass  Neuerkrankungen  fast  nur  noch  in  der  zweiten  Categorie 
eintraten. 

Uebrigens  pflegt  die  bei  Ausbruch  der  Epidemie  oft  so  enorme  Contagiosität  im  Ver- 
laufe derselben  sich  wesentlich  abzuschwächen ,  so  dass  man  einzelne  Fälle  monatelang  in 
in  der  Classe  haben  kann,  ohne  dass  eine  Weiterverbreitung  stattfindet. 
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YorBtehem  zur  Seite  ständen.  Ich  bemerke  in  dieser  Besiehung,  dass  ich 
der  Ansicht  sein  wQrde,  dass  die  Thätigkeit  solcher  Aerzte  in  der  Regel  auf 
die  Epidemieenangelegenheiten  zu  beschränken  wäre.  loh  glaube,  dass  die 
richtige  hygienische  Behandlang  der  gesunden  Schüler  der  Pädagogik  yer- 
bleiben  muss,  and  dass  in  dieser  Hinsicht  eine  ständige  Mitwirkung  eines 
Arztes  nicht  erforderlich  und  auch  nicht  wünschonswerth  ist 

„Offenbar  ist  die  allgemeine  Fassung  der  These  mit  beiden  Systemen 
vereinbar.  Das  Hauptgewicht  fallt  jedenfalls  auf  das  im  ersten  Theile  der 
These  ausgesprochene  Princip,  dass  für  den  Fall  der  Noth  ein  schleuniger 
und  unmittelbarer  persönlicher  Verkehr  zwischen  Arzt  und  Schule  möglichat 
erleichtert  und  gefördert  werden  moss.  Ich  bin  überzeugt,  dass  dieser  Ver- 
kehr nicht  zu  Conflicten  der  Aerzte  und  Lehrer  führen,  sondern  dass  er 
diese  beiden  Stände  zu  erfolgreicher  Bekämpfung  der  die  Gresundheit  unse- 
rer Jugend  bedrohenden  Gefahren  immer  enger'mit  einander  verbinden  wird.** 


Es  wird  hierauf  die  Generaldiscussion  eröffnet: 

Geh.  Sanitätsrath  Dr.  Abegg  (Danzig)  ist  der  Ansicht,  dass  die 
Thesen,  über  deren  Tendenz  wohl  allgemeines  Einverständniss  bestehe,  in 
den  Mitteln  zu  ihrer  Ausführung  etwas  zu  weit  gehen,  so  in  der  in  These  I. 
ausgesprochenen  Forderung  des  Vertrautseins  der  Lehrer  mit  den  charak- 
teristischen Erscheinangen  der  einzelnen  Krankheiten.  Dies  scheine  ihm 
nicht  nöthig,  es  könne  nicht  Sache  des  Lehrers  sein,  zu  untersuchen,  ob 
ein  Kind  eine  bestimmte  Krankheit  habe,  es  genüge,  dass  er  constatire,  das 
Kind  sei  nicht  gesund.  Ferner  sei  er  der  Ansicht,  dass  überall  in  den 
Thesen,  wo  von  „Staatsarzt*'  die  Rede  sei,  man  besser  nur  „Arzt*'  sage,  da 
zur  Gonstatirung  eines  Falles  von  ansteckender  Krankheit  es  doch  nicht 
nöthig  sei,  den  Physicus  herbeizuholen,  wodurch  oft  viel  Zeit  verloren 
gehen  könne. 

Physicus  Dr.  Wallichs  (Altona)  trägt  ebenfalls  Bedenken,  so  weit 
zu  gehen,  wie  es  die  erste  These  des  Referenten  verlange,  um  so  mehr,  als 
die  Theorieen,  auf  welche  diese  Maassregeln  basirt  seien,  noch  nicht  immer 
auf  ganz  sicherem  Boden  stehen.  Die  Uebertragang  der  Krankheiten  durch 
dritte  Personen  z.  B.  sei  ja  vielfach  bestritten  und  die  Fälle  solcher  Ueber- 
tragang stehen  jedenfalls  sehr  vereinzelt  da.  Speciell  die  Maassregeln 
gegenüber  den  Masern  halte  er  für  viel  zu  weit  gehend,  da  ja  alle  Kinder 
früher  oder  später  doch  von  Masern  ergriffen  würden  und  es  desshalb  kaum 
Berechtigung  habe,  dagegen  besondere  Vorkehrungen  zu  treffen,  da  ein 
wesentlicher  Vortheil  für  die  Gesundheitspflege  der  Bevölkerung  nicht  er- 
reicht werde,  wenn  man  z.  B.  durch  Schliessen  von  Schulen  einer  Grossstadt 
der  Verbreitung  der  Masern  entgegentrete.  Die  Schliessung  von  Schulen 
halte  er  überhaupt  für  eine  Maassregel  von  sehr  zweifelhaftem  Werthe,  für 
einen  Schritt,  den  man  nur  in  sehr  seltenen  Fällen  thun  werde  und  der 
bei  den  grossen  Schulen  einer  Grossstadt,  in  der  Masern,  Scharlach, 
Diphtherie  und  Keuchhusten  nie  ganz  aasgehe,  von  sehr  geringem  Nutzen 
sei,  gegenüber  den  mancherlei  dadurch  bedingten  Calamitäten  anderer  Art 
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Wenn  man  gewiss  dem  Herrn  Referenten  beistimmen  müsse,  dass  der  Staat 
die  Verpflichtung  habe,  nach  Thunlichkeit  gegen  die  Verbreitung  solcher 
Krankheiten  in  den  Schulen  zu  wirken,  kranke  Kinder  von  der  Schule  fern 
zu  halten,  so  könne  er  andererseits  dem  verlangten  Ausschlüsse  aller  Kinder 
aus  Häusern,  in  denen  ansteckende  Kinderkrankheiten  auftreten,  doch  nicht 
anbedingt  beistimmen,  da  bei  Scharlach  z.  B.,  wenn  genügende  Trennung 
der  Gesunden  von  den  Kranken  stattfinde,  ein  Femhalten  vom  Schulbesuch 
nicht  erforderlich  erscheine,  andererseits  auch  mitunter  Scharlacherkran- 
kongen  in  einer  Familie  in  grösseren  Intenrallen  vorkommen  und  dadurch 
möglicher  Weise  ein  Ausschliessen  sämmtlicher  Kinder  eines  Hausstandes 
für  viele  Monate  erforderlich  sein  würde.  Auch  in  Bezug  auf  das  Melde- 
wesen seien  Vorschläge  gemacht,  denen  er  sich  nicht  anschliessen  könne, 
nämlich  dass  die  Polizeibehörde  den  Schulvorstehem  oder  Lehrern  regel- 
mässig Mittheilungen  über  die  angezeigten  Fälle  von  Erkrankungen  machen 
sollte;  in  Preussen  sei  es  umgekehrt,  von  den  Schulvorstehern  müssten  die 
Meldungen  an  die  Polizei  gelangen,  wobei  aber  gar  nichts  herauskomme. 
Er  möchte  desshalb  warnen,  noch  weiter  zu  gehen,  als  die  Regierungen  jetzt 
schon  verlangen. 

Obermediclnalratli  Dr.  y.  Kerschensteiner  (München)  erklärt, 

dass  er  einen  von  dem  Herrn  Referenten  etwas  abweichenden  Standpunkt 
einnehme  in  Bezug  auf  den  Punkt  der  Uebertragung  der  ansteckenden 
Kinderkrankheiten  durch  Dritte.  Alles  sei  einfach  und  leicht  in  der  Be- 
gutachtung von  Maassnahmen  bei  Verbreitung  von  Masern  und  Scharlach, 
sowie  auch  Blattern  und  Diphtherie,  wenn  man  sich  auf  den  Standpunkt 
der  directen  Ansteckung  stellte  und  wenn  man  die  Ansteckung  oder  die 
Uebertragung  der  Krankheit  durch  Dritte  weglasse.  Noch  vor  fünf  Jahren 
habe  er  grosse  Bedenken  gehabt,  ob  man  von  dieser  Sache  überhaupt  reden 
BoUe,  indess  habe  einiger  Muth  dazu  gehört,  die  These  aufzustellen,  dass 
diese  Krankheiten  durch  dritte  Personen  nicht  übertragbar  seien.  Eine 
Menge  von  Praktikern  und  akademischen  Lehrern  habe  sich  die  Mühe  ge- 
geben, mit  einer  grossen  Casuistik  den  von  ihm  im  ärztlichen  Vereine  zu 
München  aufgestellten  Thesen  entgegenzutreten.  Diese  Thesen  seien  auch 
nicht  in  der  Absicht  aufgesteUt  gewesen,  dass  sie  wirklich  die  Wahrheit 
enthalten  sollten,  sie  seien  vielmehr  aufgestellt  gewesen,  um  einmal  die 
Frage  unter  das  ärztliche  Publicum  zu  werfen  und  zu  prüfen,  wie  es  sich 
mit  dieser  Uebertragbarkeit  durch  Dritte  verhalte.  In  Folge  hiervon  habe 
er  nach  jener  Berathnng  im  ärztlichen  Verein  ziemlich  umfangreiche  Er- 
hebungen durch  das  ganze  Königreich  Bayern  veranlasst,  theils  auf  dem 
Dienstwege,  theils  durch  Privatbriefe.  Das  Ergebniss  dieser  Erhebungen 
habe  er  sn  einem  ziemlichen  Theile  in  einem  Vortrage  auf  der  Hygiene- 
auBstellung  zu  Berlin  mitgetheilt.  In  Berlin  sei  ihm  dann  ungefähr  das- 
selbe passirt.  Auch  dort  sei  eine  Menge  von  Herren,  Aerzte,  Schulmänner, 
Professoren,  Physiologen  u.  s.  w.  gegen  diese  Thesis  aufgetreten.  Dann 
habe  er  die  Erhebungen  einfach  fortgesetzt  und  sei  jetzt  in  der  Lage,  über 
die  Ergebnisse  der  weiteren  Erhebungen  berichten  zu  können.  Die  Zeit 
sei  zu  kurz,  als  dass  er  sich  hier  ins  Detail  einlassen  könnte,  aber  das 
könne  er  sagen:  dass  das  Ergebniss  ihn  eigentlich  überrascht  habe.    Nach- 
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YorBtehern  zur  Seite  stäDden.  Ich  bemerke  in  dieser  Beziehung,  dass  ich 
der  Ansicht  sein  wQrde,  dass  die  Thätigkeit  solcher  Aerzte  in  der  Regel  auf 
die  Epidemieenangelegenheiten  zu  beschränken  wäre.  Ich  glaube,  dass  die 
richtige  hygienische  Behandlang  der  gesunden  Schüler  der  Pädagogik  ver- 
bleiben muss,  und  dass  in  dieser  Hinsicht  eine  ständige  Mitwirkung  eines 
Arztes  nicht  erforderlich  und  auch  nicht  wünschenswerth  ist. 

„Offenbar  ist  die  allgemeine  Fassung  der  These  mit  beiden  Systemen 
vereinbar.  Das  Hauptgewicht  fällt  jedenfalls  auf  das  im  ersten  Theile  der 
These  ausgesprochene  Princip,  dass  für  den  FaU  der  Noth  ein  schleuniger 
und  unmittelbarer  persönlicher  Verkehr  zwischen  Arzt  und  Schule  möglichst 
erleichtert  und  gefördert  werden  muss.  Ich  bin  überzeugt,  dass  dieser  Ver- 
kehr nicht  zu  Gonflicten  der  Aerzte  und  Lehrer  führen,  sondern  dass  er 
diese  beiden  Stände  zu  erfolgreicher  Bekämpfung  der  die  Gesundheit  unse- 
rer Jugend  bedrohenden  Gefahren  immer  enger'mit  einander  verbinden  wird.*' 


Es  wird  hierauf  die  Generaldiscussion  eröffnet: 

Geh.  Sanitätsrath  Dr.  Abegg  (Danzig)  ist  der  Ansicht,  dass  die 
Thesen,  über  deren  Tendenz  wohl  aUgemeines  Einverständniss  bestehe,  in 
den  Mitteln  zu  ihrer  Ausführung  etwas  zu  weit  gehen,  so  in  der  in  These  I. 
ausgesprochenen  Forderung  des  Vertrautseins  der  Lehrer  mit  den  charak- 
teristischen Erscheinungen  der  einzelnen  Krankheiten.  Dies  scheine  ihm 
nioht  nöthig,  es  könne  nicht  Sache  des  Lehrers  sein,  zu  untersuchen,  ob 
ein  Kind  eine  bestimmte  Krankheit  habe,  es  genüge,  dass  er  constatire,  das 
Kind  sei  nicht  gesund.  Ferner  sei  er  der  Ansicht,  dass  überall  in  den 
Thesen,  wo  von  „Staatsarzt''  die  Rede  sei,  man  besser  nur  „Arzt''  sage,  da 
zur  Constatimng  eines  Falles  von  ansteckender  Krankheit  es  doch  nicht 
nöthig  sei,  den  Physicus  herbeizuholen,  wodurch  oft  viel  Zeit  verloren 
gehen  könne. 

Physicus  Dr.  Wallichs  (Altena)  trägt  ebenfalls  Bedenken,  so  weit 
zu  gehen,  wie  es  die  erste  These  des  Referenten  verlange,  um  so  mehr,  als 
die  Theorieen,  auf  welche  diese  Maassregeln  basirt  seien,  noch  nioht  immer 
auf  ganz  sicherem  Boden  stehen.  Die  üebertragung  der  Krankheiten  durch 
dritte  Personen  z.  B.  sei  ja  vielfach  bestritten  und  die  Fälle  solcher  Üeber- 
tragung stehen  jedenfalls  sehr  vereinzelt  da.  Speciell  die  Maassregeln 
gegenüber  den  Masern  halte  er  für  viel  zu  weit  gehend,  da  ja  alle  Kinder 
früher  oder  später  doch  von  Masern  ergriffen  würden  und  es  desshalb  kaum 
Berechtigung  habe,  dagegen  besondere  Vorkehrungen  zu  treffen,  da  ein 
wesentlicher  Vortheil  für  die  Gesundheitspflege  der  Bevölkerung  nicht  er- 
reicht werde,  wenn  man  z.  B.  durch  Schliessen  von  Schulen  einer  Grossstadt 
der  Verbreitung  der  Masern  entgegentrete.  Die  Schliessung  von  Schulen 
halte  er  überhaupt  für  eine  Maassregel  von  sehr  zweifelhaftem  Werthe,  für 
einen  Schritt,  den  man  nur  in  sehr  seltenen  Fällen  thun  werde  und  der 
bei  den  grossen  Schulen  einer  Grossstadt,  in  der  Masern,  Scharlach, 
Diphtherie  und  Keuchhusten  nie  ganz  ausgehe,  von  sehr  geringem  Nutzen 
sei,  gegenüber  den  mancherlei  dadurch  bedingten  Galamitäten  anderer  Art 
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Wenn  man  gewiss  dem  Herrn  Referenten  beistimmen  müsse,  dass  der  Staat 
die  Verpflichtung  habe,  nach  Thnnlichkeit  gegen  die  Verbreitung  solcher 
Krankheiten  in  den  Schulen  zu  wirken,  kranke  Kinder  von  der  Schule  fern 
SU  halten,  so  könne  er  andererseits  dem  verlangten  Ausschlüsse  aller  Kinder 
aus  Häusern,  in  denen  ansteckende  Kinderkrankheiten  auftreten,  doch  nicht 
unbedingt  beistimmen,  da  bei  Scharlach  z.  B.,  wenn  genügende  Trennung 
der  Gesunden  von  den  Kranken  stattfinde,  ein  Femhalten  vom  Schulbesuch 
nicht  erforderlich  erscheine,  andererseits  auch  mitunter  Scharlacherkran- 
kungen in  einer  Familie  in  grösseren  Interrallen  vorkommen  und  dadurch 
möglicher  Weise  ein  Ausschliessen  sämmtlicher  Kinder  eines  Hausstandes 
für  viele  Monate  erforderlich  sein  würde.  Auch  in  Bezug  auf  das  Melde- 
wesen seien  Vorschläge  gemacht,  denen  er  sich  nicht  anschliessen  könne, 
nämlich  dass  die  Polizeibehörde  den  Schulvorstehem  oder  Lehrern  regel- 
mässig Mittheilungen  über  die  angezeigten  Fälle  von  Erkrankungen  machen 
sollte;  in  Preussen  sei  es  umgekehrt,  von  den  Schulvorstehern  müssten  die 
Meldungen  an  die  Polizei  gelangen,  wobei  aber  gar  nichts  herauskomme. 
Er  möchte  desshalb  warnen,  noch  weiter  zu  gehen,  als  die  Regierungen  jetzt 
schon  verlangen. 

Obermediclnalratli  Dr.  y.  Kerschensteiner  (München)  erklärt, 

dass  er  einen  von  dem  Herrn  Referenten  etwas  abweichenden  Standpunkt 
einnehme  in  Bezug  auf  den  Punkt  der  Uebertragung  der  ansteckenden 
Kinderkrankheiten  durch  Dritte.  Alles  sei  einfach  und  leicht  in  der  Be- 
gutachtung von  Maassnahmen  bei  Verbreitung  von  Masern  und  Scharlach, 
sowie  auch  Blattern  und  Diphtherie,  wenn  man  sich  auf  den  Standpunkt 
der  directen  Ansteckung  stellte  und  wenn  man  die  Ansteckung  oder  die 
Uebertragung  der  Krankheit  durch  Dritte  weglasse.  Noch  vor  fünf  Jahren 
habe  er  grosse  Bedenken  gehabt,  ob  man  von  dieser  Sache  überhaupt  reden 
solle,  indesB  habe  einiger  Muth  dazu  gehört,  die  These  aufzustellen,  dass 
diese  Krankheiten  durch  dritte  Personen  nicht  übertragbar  seien.  Eine 
Menge  von  Praktikern  und  akademischen  Lehrern  habe  sich  die  Mühe  ge- 
geben, mit  einer  grossen  Casuistik  den  von  ihm  im  ärztlichen  Vereine  zu 
München  aufgestellten  Thesen  entgegenzutreten.  Diese  Thesen  seien  auch 
nicht  in  der  Absicht  aufgestellt  gewesen,  dass  sie  wirklich  die  Wahrheit 
enthalten  sollten,  sie  seien  vielmehr  aufgesteUt  gewesen,  um  einmal  die 
Frage  unter  das  ärztliche  Publicum  zu  werfen  und  zu  prüfen,  wie  es  sich 
mit  dieser  Uebertragbarkeit  durch  Dritte  verhalte.  In  Folge  hiervon  habe 
er  nach  jener  Berathung  im  ärztlichen  Verein  ziemlich  umfangreiche  Er- 
hebungen durch  das  ganze  Königreich  Bayern  veranlasst,  theils  auf  dem 
Dienstwege,  theils  durch  Privatbriefe.  Das  Ergebniss  dieser  Erhebungen 
habe  er  zu  einem  ziemlichen  Theile  in  einem  Vortrage  auf  der  Hygiene- 
auBstellung  zu  Berlin  mitgetheilt  In  Berlin  sei  ihm  dann  ungefähr  das- 
selbe passirt.  Auch  dort  sei  eine  Menge  von  Herren,  Aerzte,  Schulmänner, 
Professoren,  Physiologen  u.  s.  w.  gegen  diese  Thesis  aufgetreten.  Dann 
habe  er  die  Erhebungen  einfach  fortgesetzt  und  sei  jetzt  in  der  Lage,  über 
die  Ergebnisse  der  weiteren  Erhebungen  berichten  zu  können.  Die  Zeit 
sei  zu  kurz,  als  dass  er  sich  hier  ins  Detail  einlassen  könnte,  aber  das 
könne  er  sagen:  dass  das  Ergebniss  ihn  eigentlich  überrascht  habe.    Nach- 
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▼orBtehern  zur  Seite  ständen.  Ich  bemerke  in  dieser  Beziehung,  dass  ich 
der  Ansicht  sein  würde,  dass  die  Thätigkeit  solcher  Aerzte  in  der  Regel  auf 
die  Epidemieenangelegenheiten  zu  beschränken  wäre.  loh  glaube,  dass  die 
richtige  hygienische  Behandlung  der  gesunden  Schüler  der  Pädagogik  ver- 
bleiben muss,  und  dass  in  dieser  Hinsicht  eine  ständige  Mitwirkung  eines 
Arztes  nicht  erforderlich  und  auch  nicht  wünsch enswerth  ist. 

„Offenbar  ist  die  allgemeine  Fassung  der  These  mit  beiden  Systemen 
vereinbar.  Das  Hauptgewicht  fallt  jedenfalls  auf  das  im  ersten  Theile  der 
These  ausgesprochene  Princip,  dass  für  den  Fall  der  Noth  ein  schleuniger 
und  unmittelharer  persönlicher  Verkehr  zwischen  Arzt  und  Schule  möglichst 
erleichtert  und  gefördert  werden  muss.  Ich  bin  überzeugt,  dass  dieser  Ver- 
kehr nicht  zu  Conflicten  der  Aerzte  und  Lehrer  führen,  sondern  dass  er 
diese  beiden  Stände  zu  erfolgreicher  Bekämpfung  der  die  Gresundheit  unse- 
rer Jugend  bedrohen  den  Gefahren  immer  enger'mit  einander  verbinden  wird. ^ 


Es  wird  hierauf  die  Generaldiscussion  eröffnet: 

Geh.  Sanitätsrath  Dr.  Abegg  (Danzig)  ist  der  Ansicht,  dass  die 
Thesen,  über  deren  Tendenz  wohl  aUgemeines  Einverständniss  bestehe,  in 
den  Mitteln  zu  ihrer  Ausführung  etwas  zu  weit  gehen,  so  in  der  in  These  I. 
ausgesprochenen  Forderung  des  Vertrautseins  der  Lehrer  mit  den  charak- 
teristischen Erscheinungen  der  einzelnen  Krankheiten.  Dies  scheine  ihm 
nicht  nöthig,  es  könne  nicht  Sache  des  Lehrers  sein,  zu  untersuchen,  ob 
ein  Kind  eine  bestimmte  Krankheit  habe,  es  genüge,  dass  er  constatire,  das 
Kind  sei  nicht  gesund.  Ferner  sei  er  der  Ansicht,  dass  überall  in  den 
Thesen,  wo  von  „Staatsarzt''  die  Rede  sei,  man  besser  nur  „Arzt**  sage,  da 
zur  Constatimng  eines  Falles  von  ansteckender  Krankheit  es  doch  nicht 
nöthig  sei,  den  Physicus  herbeizuholen,  wodurch  oft  viel  Zeit  verloren 
gehen  könne. 

Physicus  Dr.  Wallichs  (Altona)  trägt  ebenfalls  Bedenken,  so  weit 
zu  gehen,  wie  es  die  erste  These  des  Referenten  verlange,  um  so  mehr,  ab 
die  Theorieen,  auf  welche  diese  Maassregeln  basirt  seien,  noch  nicht  immer 
auf  ganz  sicherem  Boden  stehen.  Die  Uebertragnng  der  Krankheiten  durch 
dritte  Personen  z.  B.  sei  ja  vielfach  bestritten  und  die  Fälle  solcher  Ueber- 
tragung  stehen  jedenfalls  sehr  vereinzelt  da.  Speciell  die  Maassregeln 
gegenüber  den  Masern  halte  er  für  viel  zu  weit  gehend,  da  ja  alle  Kinder 
früher  oder  später  doch  von  Masern  ergriffen  würden  und  es  desshalb  kaum 
Berechtigung  habe,  dagegen  besondere  Vorkehrungen  zu  treffen,  da  ein 
wesentlicher  Vortheil  für  die  Gesundheitspflege  der  Bevölkerung  nicht  er- 
reicht werde,  wenn  man  z.  B.  durch  Schliessen  von  Schulen  einer  Grossstadt 
der  Verbreitung  der  Masern  entgegentrete.  Die  Schliessung  von  Schulen 
halte  er  überhaupt  für  eine  Maassregel  von  sehr  zweifelhaftem  Werthe,  für 
einen  Schritt,  den  man  nur  in  sehr  seltenen  Fällen  thun  werde  und  der 
bei  den  grossen  Schulen  einer  Grossstadt,  in  der  Masern,  Scharlach, 
Diphtherie  und  Keuchhusten  nie  ganz  ausgehe,  von  sehr  geringem  Nutzen 
sei,  gegenüber  den  mancherlei  dadurch  bedingten  Galamitäten  anderer  Art 
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Wenn  man  gewiss  dem  Herrn  Referenten  beistimmen  müsse,  dass  der  Staat 
die  Verpflichtung  habe,  nach  Thnnlichkeit  gegen  die  Verbreitung  solcher 
Krankheiten  in  den  Schulen  zu  wirken,  kranke  Kinder  von  der  Schule  fern 
zu  halten,  so  könne  er  andererseits  dem  verlangten  Ausschlüsse  aller  Kinder 
aus  Häusern,  in  denen  ansteckende  Kinderkrankheiten  auftreten,  doch  nicht 
unbedingt  beistimmen,  da  bei  Scharlach  z.  B.,  wenn  genügende  Trennung 
der  Gesunden  von  den  Kranken  stattfinde,  ein  Femhalten  vom  Schulbesuch 
nicht  erforderlich  erscheine,  andererseits  auch  mitunter  Scharlacherkran- 
knngen  in  einer  Familie  in  grösseren  Interrallen  vorkommen  und  dadurch 
möglicher  Weise  ein  Ausschliessen  sämmtlicher  Kinder  eines  Hausstandes 
für  viele  Monate  erforderlich  sein  würde.  Auch  in  Bezug  auf  das  Melde- 
wesen seien  Vorschläge  gemacht,  denen  er  sich  nicht  anschliessen  könne, 
nämlich  dass  die  Polizeibehörde  den  Schulvorstehem  oder  Lehrern  regel- 
mässig Mittheilungen  über  die  angezeigten  Fälle  von  Erkrankungen  machen 
sollte;  in  Preussen  sei  es  umgekehrt,  von  den  Schulvorstehern  müssten  die 
Meldungen  an  die  Polizei  gelangen,  wobei  aber  gar  nichts  herauskomme. 
Er  möchte  desshalb  warnen,  noch  weiter  zu  gehen,  als  die  Regierungen  jetzt 
schon  verlangen. 

Obermediclnalratli  Dr.  y.  Kersehensteiner  (München)  erklärt, 

dass  er  einen  von  dem  Herrn  Referenten  etwas  abweichenden  Standpunkt 
einnehme  in  Bezug  auf  den  Punkt  der  Uebertragung  der  ansteckenden 
Kinderkrankheiten  durch  Dritte.  Alles  sei  einfach  und  leicht  in  der  Be- 
gutachtung von  Maassnahmen  bei  Verbreitung  von  Masern  und  Scharlach, 
Bowie  auch  Blattern  und  Diphtherie,  wenn  man  sich  auf  den  Standpunkt 
der  directen  Ansteckung  stellte  und  wenn  man  die  Ansteckung  oder  die 
Uebertragung  der  Krankheit  durch  Dritte  weglasse.  Noch  vor  fünf  Jahren 
habe  er  grosse  Bedenken  gehabt,  ob  man  von  dieser  Sache  überhaupt  reden 
BoUe,  indesB  habe  einiger  Muth  dazu  gehört,  die  These  aufzustellen,  dass 
diese  Krankheiten  durch  dritte  Personen  nicht  übertragbar  seien.  Eine 
Menge  von  Praktikern  und  akademischen  Lehrern  habe  sich  die  Mühe  ge- 
geben, mit  einer  grossen  Casuistik  den  von  ihm  im  ärztlichen  Vereine  zu 
München  aufgestellten  Thesen  entgegenzutreten.  Diese  Thesen  seien  auch 
nicht  in  der  Absicht  aufgesteUt  gewesen,  dass  sie  wirklich  die  Wahrheit 
enthalten  sollten,  sie  seien  vielmehr  aufgestellt  gewesen,  um  einmal  die 
Frage  unter  das  ärztliche  Publicum  zu  werfen  und  zu  prüfen,  wie  es  sich 
mit  dieser  Uebertragbarkeit  durch  Dritte  verhalte.  In  Folge  hiervon  habe 
er  nach  jener  Berathung  im  ärztlichen  Verein  ziemlich  umfangreiche  Er- 
hebungen durch  das  ganze  Königreich  Bayern  veranlasst,  theils  auf  dem 
Dienstwege,  theils  durch  Privatbriefe.  Das  Ergebniss  dieser  Erhebungen 
habe  er  zu  einem  ziemlichen  Theile  in  einem  Vortrage  auf  der  Hygiene- 
auBstellung  zu  Berlin  mitgetheilt.  In  Berlin  sei  ihm  dann  ungefähr  das- 
selbe passirt.  Auch  dort  sei  eine  Menge  von  Herren,  Aerzte,  Schulmänner, 
Professoren,  Physiologen  u.  s.  w.  gegen  diese  Thesis  aufgetreten.  Dann 
habe  er  die  Erhebungen  einfach  fortgesetzt  und  sei  jetzt  in  der  Lage,  über 
die  Ergebnisse  der  weiteren  Erhebungen  berichten  zu  können.  Die  Zeit 
sei  zu  kurz,  als  dass  er  sich  hier  ins  Detail  einlassen  könnte,  aber  das 
könne  er  sagen:  dass  das  Ergebniss  ihn  eigentlich  überrascht  habe.    Nach- 
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Yorstehern  zur  Seite  Btändeu.  Ich  bemerke  in  dieser  Beziehung,  dass  ich 
der  Ansicht  sein  würde,  dass  die  Thätigkeit  solcher  Aerzte  in  der  Regel  auf 
die  Epidemieenangelegenheiten  zu  beschränken  wäre.  Ich  glaube,  dass  die 
richtige  hygienische  Behandlung  der  gesunden  Schüler  der  Pädagogik  yer- 
bleiben  muss,  und  dass  in  dieser  Hinsicht  eine  ständige  Mitwirkung  eines 
Arztes  nicht  erforderlich  und  auch  nicht  wünschenswerth  ist. 

„Offenbar  ist  die  allgemeine  Fassung  der  These  mit  beiden  Systemen 
vereinbar.  Das  Hauptgewicht  fallt  jedenfalls  auf  das  im  ersten  Theile  der 
These  ausgesprochene  Princip,  dass  für  den  Fall  der  Noth  ein  schleuniger 
und  unmittelbarer  persönlicher  Verkehr  zwischen  Arzt  und  Schule  möglichst 
erleichtert  und  gefordert  werden  muss.  Ich  bin  überzeugt,  dass  dieser  Ver- 
kehr nicht  zu  Conflicten  der  Aerzte  und  Lehrer  führen,  soDdem  dass  er 
diese  beiden  Stände  zu  erfolgreicher  Bekämpfung  der  die  (jesundheit  unse- 
rer Jugend  bedroheoden  Gefahren  immer  enger^it  einander  verbinden  wird.^ 


£s  wird  hierauf  die  Generaldiscussion  eröffnet: 

Geb.  Sanitätsrath  Dr.  Abegg  (Danzig)  ist  der  Ansicht,  dass  die 
Thesen,  über  deren  Tendenz  wohl  allgemeines  Einverständniss  bestehe,  in 
den  Mitteln  zu  ihrer  Ausführung  etwas  zu  weit  gehen,  so  in  der  in  These  I. 
ausgesprochenen  Forderung  des  Vertrautseins  der  Lehrer  mit  den  charak- 
teristischen Erscheinungen  der  einzelnen  Krankheiten.  Dies  scheine  ihm 
nicht  nöthig,  es  könne  nicht  Sache  des  Lehrers  sein,  zu  untersuchen,  ob 
ein  Rind  eine  bestimmte  Krankheit  habe,  es  genüge,  dass  er  constatire,  das 
Kind  sei  nicht  gesund.  Ferner  sei  er  der  Ansicht,  dass  überall  in  den 
Thesen,  wo  von  „ Staatsarzt ^  die  Rede  sei,  man  besser  nur  „Arzt^  sage,  da 
zur  Constatimng  eines  Falles  von  ansteckender  Krankheit  es  doch  nicht 
nöthig  sei,  den  Physicus  herbeizuholen,  wodurch  oft  viel  Zeit  verloren 
gehen  könne. 

Physicus  Dr.  Wallichs  (Altona)  trägt  ebenfalls  Bedenken,  so  weit 
zu  gehen,  wie  es  die  erste  These  des  Referenten  verlange,  um  so  mehr,  als 
die  Theorieen,  auf  welche  diese  Maassregeln  basirt  seien,  noch  nicht  immer 
auf  ganz  sicherem  Boden  stehen.  Die  Uebertragung  der  Krankheiten  durch 
dritte  Personen  z.  B.  sei  ja  vielfach  bestritten  und  die  Fälle  solcher  Ueber- 
tragung stehen  jedenfalls  sehr  vereinzelt  da.  Speciell  die  Maassregeln 
gegenüber  den  Masern  halte  er  für  viel  zu  weit  gehend,  da  ja  alle  Kinder 
früher  oder  später  doch  von  Masern  ergriffen  würden  und  es  desshalb  kaum 
Berechtigung  habe,  dagegen  besondere  Vorkehrungen  zu  treffen,  da  ein 
wesentlicher  Vortheil  für  die  Gesundheitspflege  der  Bevölkerung  nicht  er- 
reicht werde,  wenn  man  z.  B.  durch  Schliessen  von  Schulen  einer  Grossstadt 
der  Verbreitung  der  Masern  entgegentrete.  Die  Schliessung  von  Schulen 
halte  er  überhaupt  für  eine  Maassregel  von  sehr  zweifelhaftem  Werthe,  für 
einen  Schritt,  den  man  nur  in  sehr  seltenen  Fällen  thun  werde  und  der 
bei  den  grossen  Schulen  einer  Grossstadt,  in  der  Masern,  Scharlach, 
Diphtherie  und  Keuchhusten  nie  ganz  ausgehe,  von  sehr  geringem  Nutzen 
Bei,  gegenüber  den  mancherlei  dadurch  bedingten  Calamitäten  anderer  Art. 
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Wenn  man  gewiss  dem  Herrn  Referenten  beistimmen  müsse,  dass  der  Staat 
die  Verpflichtung  habe,  nach  Thunlichkeit  gegen  die  Verbreitung  solcher 
Krankheiten  in  den  Schulen  zu  wirken,  kranke  Kinder  von  der  Schule  fern 
zu  halten,  so  könne  er  andererseits  dem  verlangten  Ausschlüsse  aller  Kinder 
aus  Häusern,  in  denen  ansteckende  Kinderkrankheiten  auftreten,  doch  nicht 
unbedingt  beistimmen,  da  bei  Scharlach  z.  B.,  wenn  genügende  Trennung 
der  Gesunden  Yon  den  Kranken  stattfinde,  ein  Femhalten  vom  Schulbesuch 
nicht  erforderlich  erscheine,  andererseits  auch  mitunter  Scharlacherkran- 
kungen in  einer  Familie  in  grösseren  Interrallen  vorkommen  und  dadurch 
möglicher  Weise  ein  Ausschliessen  sämmtlicher  Kinder  eines  Hausstandes 
für  viele  Monate  erforderlich  sein  würde.  Auch  in  Bezug  auf  das  Melde- 
wesen seien  Vorschläge  gemacht,  denen  er  sich  nicht  anschliessen  könne, 
nämlich  dass  die  Polizeibehörde  den  Schulvorstehern  oder  Lehrern  regel- 
mässig Mittheilungen  über  die  angezeigten  Fälle  von  Erkrankungen  machen 
sollte;  in  Preussen  sei  es  umgekehrt,  von  den  Schulvorstehern  müssten  die 
Meldungen  an  die  Polizei  gelangen,  wobei  aber  gar  nichts  herauskomme. 
Er  möchte  desshalb  warnen,  noch  weiter  zu  gehen,  als  die  Regierungen  jetzt 
schon  verlangen. 

Obermedieinalrath  Dr.  y.  Kersehensteiner  (München)  erklärt, 

dass  er  einen  von  dem  Herrn  Referenten  etwas  abweichenden  Standpunkt 
einnehme  in  Bezug  auf  den  Punkt  der  Uebertragung  der  ansteckenden 
Kinderkrankheiten  durch  Dritte.  Alles  sei  einfach  und  leicht  in  der  Be- 
gutachtung von  Maassnahmen  bei  Verbreitung  von  Masern  und  Scharlach, 
sowie  auch  Blattern  und  Diphtherie,  wenn  man  sich  auf  den  Standpunkt 
der  directen  Ansteckung  stellte  und  wenn  man  die  Ansteckung  oder  die 
Uebertragung  der  Krankheit  durch  Dritte  weglasse.  Noch  vor  fünf  Jahren 
habe  er  grosse  Bedenken  gehabt,  ob  man  von  dieser  Sache  überhaupt  reden 
solle,  indess  habe  einiger  Muth  dazu  gehört,  die  These  aufzustellen,  dass 
diese  Krankheiten  durch  dritte  Personen  nicht  übertragbar  seien.  Eine 
Menge  von  Praktikern  und  akademischen  Lehrern  habe  sich  die  Mühe  ge- 
geben, mit  einer  grossen  Casuistik  den  von  ihm  im  ärztlichen  Vereine  zu 
München  aufgestellten  Thesen  entgegenzutreten.  Diese  Thesen  seien  auch 
nicht  in  der  Absicht  aufgestellt  gewesen,  dass  sie  wirklich  die  Wahrheit 
enthalten  sollten,  sie  seien  vielmehr  aufgestellt  gewesen,  um  einmal  die 
Frage  unter  das  ärztliche  Publicum  zu  werfen  und  zu  prüfen,  wie  es  sich 
mit  dieser  Uebertragbarkeit  durch  Dritte  verhalte.  In  Folge  hiervon  habe 
er  nach  jener  Berathung  im  ärztlichen  Verein  ziemlich  umfangreiche  Er- 
hebungen durch  das  ganze  Königreich  Bayern  veranlasst,  theils  auf  dem 
Dienstwege,  theils  durch  Privatbriefe.  Das  Ergebniss  dieser  Erhebungen 
habe  er  zu  einem  ziemlichen  Theile  in  einem  Vortrage  auf  der  Hygiene- 
ausstellung zu  Berlin  mitgetheilt.  In  Berlin  sei  ihm  dann  ungefähr  das- 
selbe passirt.  Auch  dort  sei  eine  Menge  von  Herren,  Aerzte,  Schulmänner, 
Professoren,  Physiologen  u.  s.  w.  gegen  diese  Thesis  aufgetreten.  Dann 
habe  er  die  Erhebungen  einfach  fortgesetzt  und  sei  jetzt  in  der  Lage,  über 
die  Ergebnisse  der  weiteren  Erhebungen  berichten  zu  können.  Die  Zeit 
Bei  zu  kurz,  als  dass  er  sich  hier  ins  Detail  einlassen  könnte,  aber  das 
könne  er  sagen:  dass  das  Ergebniss  ihn  eigentlich  überrascht  habe.    Nach- 
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Yorstehern  zur  Seite  Btänden.  Ich  bemerke  in  dieser  Beziehung,  dasa  ich 
der  Ansicht  sein  würde,  dass  die  Thätigkeit  solcher  Aerzte  in  der  Regel  auf 
die  Epidemieenaugelegenheiten  zu  beschränken  wäre.  Ich  glaube,  dass  die 
richtige  hygienische  Behandlung  der  gesunden  Schüler  der  Pädagogik  ver- 
bleiben muss,  und  dass  in  dieser  Hinsicht  eine  ständige  Mitwirkung  eines 
Arztes  nicht  erforderlich  und  auch  nicht  wünschenswerth  ist. 

„Offenbar  ist  die  allgemeine  Fassung  der  These  mit  beiden  Systemen 
vereinbar.  Das  Hauptgewicht  fallt  jedenfalls  auf  das  im  ersten  Theile  der 
These  ausgesprochene  Princip,  dass  für  den  Fall  der  Noth  ein  schleuniger 
und  unmittelbarer  persönlicher  Verkehr  zwischen  Arzt  und  Schule  möglichst 
erleichtert  und  gefordert  werden  muss.  Ich  bin  überzeugt,  dass  dieser  Ver- 
kehr nicht  zu  Conflicten  der  Aerzte  und  Lehrer  führen,  sondern  dass  er 
diese  beiden  Stände  zu  erfolgreicher  Bekämpfung  der  die  Gresundheit  unse- 
rer Jugend  bedroheuden  Gefahren  immer  enger ^it  einander  verbinden  wird.*^ 


£s  wird  hierauf  die  Generaldiscussion  eröffnet: 

Geh.  Sanitätsrath  Dr.  Abegg  (Danzig)  ist  der  Ansicht,  dass  die 
Thesen,  über  deren  Tendenz  wohl  allgemeines  Einverständniss  bestehe,  in 
den  Mitteln  zu  ihrer  Ausführung  etwas  zu  weit  gehen,  so  in  der  in  These  I. 
ausgesprochenen  Forderung  des  Vertrautseins  der  Lehrer  mit  den  charak- 
teristischen Erscheinungen  der  einzelnen  Krankheiten.  Dies  scheine  ihm 
nioht  nöthig,  es  könne  nicht  Sache  des  Lehrers  sein,  zu  untersuchen,  ob 
ein  Rind  eine  bestimmte  Krankheit  habe,  es  genüge,  dass  er  constatire,  das 
Kind  sei  nicht  gesund.  Ferner  sei  er  der  Ansicht,  dass  überall  in  den 
Thesen,  wo  von  „Staatsarzt"  die  Rede  sei,  man  besser  nur  „Arzt"  sage,  da 
zur  Constatirung  eines  Falles  von  ansteckender  Krankheit  es  doch  nicht 
nöthig  sei,  den  Physicus  herbeizuholen,  wodurch  oft  viel  Zeit  verloren 
gehen  könne. 

Physicus  Dr.  Wallichs  (Altona)  trägt  ebenfalls  Bedenken,  so  weit 
zu  gehen,  wie  es  die  erste  These  des  Referenten  verlange,  um  so  mehr,  als 
die  Theorieen,  auf  welche  diese  Maassregeln  basirt  seien,  noch  nicht  immer 
auf  ganz  sicherem  Boden  stehen.  Die  Uebertragung  der  Krankheiten  durch 
dritte  Personen  z.  B.  sei  ja  vielfach  bestritten  und  die  Fälle  solcher  Ueber- 
tragung stehen  jedenfalls  sehr  vereinzelt  da.  Speciell  die  Maassregeln 
gegenüber  den  Masern  halte  er  für  viel  zu  weit  gehend,  da  ja  alle  Kinder 
früher  oder  später  doch  von  Masern  ergriffen  würden  und  es  desshalb  kaum 
Berechtigung  habe,  dagegen  besondere  Vorkehrungen  zu  treffen,  da  ein 
wesentlicher  Vortheil  für  die  Gesundheitspflege  der  Bevölkerung  nicht  er- 
reicht werde,  wenn  man  z.  B.  durch  Schliessen  von  Schulen  einer  Grossstadt 
der  Verbreitung  der  Masern  entgegentrete.  Die  Schliessung  von  Schulen 
halte  er  überhaupt  für  eine  Maassregel  von  sehr  zweifelhaftem  Werthe,  für 
einen  Schritt,  den  man  nur  in  sehr  seltenen  Fällen  thun  werde  und  der 
bei  den  grossen  Schulen  einer  Grossstadt,  in  der  Masern,  Scharlach, 
Diphtherie  und  Keuchhusten  nie  ganz  ausgehe,  von  sehr  geringem  Nutzen 
s^)  gegenüber  den  mancherlei  dadurch  bedingten  Calamitäten  anderer  Art. 
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Wenn  man  gewiss  dem  Herrn  Referenten  beistimmen  müsse,  dass  der  Staat 
die  Verpflichtung  habe,  nach  Thunlicbkeit  gegen  die  Verbreitung  solcher 
Krankheiten  in  den  Schulen  zu  wirken,  kranke  Kinder  von  der  Schule  fern 
zu  halten,  so  könne  er  andererseits  dem  verlangten  Ausschlüsse  aller  Kinder 
aus  Häusern,  in  denen  ansteckende  Kinderkrankheiten  auftreten,  doch  nicht 
unbedingt  beistimmen,  da  bei  Scharlach  z.  B.,  wenn  genügende  Trennung 
der  Gresunden  Yon  den  Kranken  stattfinde,  ein  Femhalten  vom  Schulbesuch 
nicht  erforderlich  erscheine,  andererseits  auch  mitunter  Scharlacherkran- 
kongen  in  einer  Familie  in  grösseren  Interrallen  vorkommen  und  dadurch 
möglicher  Weise  ein  Ausschliessen  sämmtlicher  Kinder  eines  Hausstandes 
für  viele  Monate  erforderlich  sein  würde.  Auch  in  Bezug  auf  das  Melde- 
wesen seien  Vorschläge  gemacht,  denen  er  sich  nicht  anschliessen  könne, 
nämlich  dass  die  Polizeibehörde  den  Schulvorstehern  oder  Lehrern  regel- 
mässig Mittheilungen  über  die  angezeigten  Fälle  von  Erkrankungen  machen 
sollte;  in  Preussen  sei  es  umgekehrt,  von  den  Schulvorstehern  müssten  die 
Meldungen  an  die  Polizei  gelangen,  wobei  aber  gar  nichts  herauskomme. 
£r  möchte  desshalb  warnen,  noch  weiter  zu  gehen,  als  die  Regierungen  jetzt 
schon  verlangen. 

Obermedicinalrath  Dr.  y.  Kersehensteiner  (München)  erklärt, 

dass  er  einen  von  dem  Herrn  Referenten  etwas  abweichenden  Standpunkt 
einnehme  in  Bezug  auf  den  Punkt  der  Uebertragung  der  ansteckenden 
Kinderkrankheiten  durch  Dritte.  Alles  sei  einfach  und  leicht  in  der  Be- 
gutachtung von  Maassnahmen  bei  Verbreitung  von  Masern  und  Scharlach, 
sowie  auch  Blattern  und  Diphtherie,  wenn  man  sich  auf  den  Standpunkt 
der  directen  Ansteckung  stellte  und  wenn  man  die  Ansteckung  oder  die 
Uebertragung  der  Krankheit  durch  Dritte  weglasse.  Noch  vor  fünf  Jahren 
habe  er  grosse  Bedenken  gehabt,  ob  man  von  dieser  Sache  überhaupt  reden 
solle,  indess  habe  einiger  Muth  dazu  gehört,  die  These  aufzustellen,  dass 
diese  Elrankheiten  durch  dritte  Personen  nicht  übertragbar  seien.  Eine 
Menge  von  Praktikern  und  akademischen  Lehrern  habe  sich  die  Mühe  ge- 
geben, mit  einer  grossen  Casuistik  den  von  ihm  im  ärztlichen  Vereine  zu 
München  aufgestellten  Thesen  entgegenzutreten.  Diese  Thesen  seien  auch 
nicht  in  der  Absicht  aufgestellt  gewesen,  dass  sie  wirklich  die  Wahrheit 
enthalten  sollten,  sie  seien  vielmehr  aufgestellt  gewesen,  um  einmal  die 
Frage  unter  das  ärztliche  Publicum  zu  werfen  und  zu  prüfen,  wie  es  sich 
mit  dieser  Uebertragbarkeit  durch  Dritte  verhalte.  In  Folge  hiervon  habe 
er  nach  jener  Berathung  im  ärztlichen  Verein  ziemlich  umfangreiche  Er- 
hebungen durch  das  ganze  Königreich  Bayern  veranlasst,  theils  auf  dem 
Dienstwege,  theils  durch  Privatbriefe.  Das  Ergebniss  dieser  Erhebungen 
habe  er  zu  einem  ziemlichen  Theile  in  einem  Vortrage  auf  der  Hygiene- 
auBstellung  zu  Berlin  mitgetheilt.  In  Berlin  sei  ihm  dann  ungefähr  das- 
selbe passirt.  Auch  dort  sei  eine  Menge  von  Herren,  Aerzte,  Schulmänner, 
Professoren,  Physiologen  u.  s.  w.  gegen  diese  Thesis  aufgetreten.  Dann 
habe  er  die  Erhebungen  einfach  fortgesetzt  und  sei  jetzt  in  der  Lage,  über 
die  Ergebnisse  der  weiteren  Erhebungen  berichten  zu  können.  Die  Zeit 
Bei  zu  kurz,  als  dass  er  sich  hier  ins  Detail  einlassen  könnte,  aber  das 
könne  er  sagen:  dass  das  Ergebniss  ihn  eigentlich  überrascht  habe.    Nach- 
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dem  die  Herren  GoUegen  angefangen  hätten,  die  yorgefasste  Meinung  von 
der  Uebertragbarkeit  der  Masern  und  des  Scharlachs  insbesondere  fallen 
zu  lassen,  haben  sie  sich  mit  einem  Male  auf  einem  viel  objectiveren  Gre- 
biete  befunden  und  von  manchem  Collegen  sei  ihm  geschrieben  worden, 
dass  er  ausserordentlich  enttäuscht  sei;  während  er  bisher  immer  geglaubt 
habe,  er  habe  die  Masern  dahin  getragen  oder  so  und  so  seien  sie  durch 
dritte  Personen  hingetragen  worden,  sei  ihm  jetzt  wirklich  die  Sachlage 
eine  viel  klarere  geworden  und  so  sei  in  den  letzten  Mittheilungen,  die 
ihm  geworden,  die  Uebertragung  durch  Dritte  als  eine  ganz  seltene  Aus- 
nahme dargestellt  worden.     So   stehe   die  Sache   gegenwärtig   in  Bayern. 

Bayern  habe  fünf  Millionen  Einwohner  und  dabei  1800  Aerzte,  der 
grösste  Theil  der  Aerzte  habe  sich  mit  dieser  Frage  beschäftigt.  Ea  sei 
nicht  so  leicht,  wie  man  glaube,  eine  solche  Untersuchung  yorzunehmen. 
Man  müsse  nämlich  alles,  was  eine  Möglichkeit  zur  Uebertragung  durch 
dritte  Personen  biete,  mit  ausserordentlicher  Sorgfalt  ausscheiden.  Wenn 
man  das  nun  thue,  dann  käme  man  in  der  Regel  auf  die  Quelle  der  directen 
Ansteckung.  Als  das  beste  Mittel,  um  zu  diesem  Ziele  zu  gelangen,  könne 
er  die  Berechnung  der  Incubationsdauer  angeben,  bei  den  Masern  wisse 
man  die  Dauer  der  Incubation  mit  einer  an  Gewissheit  grenzenden  Wahr- 
scheinlichkeit Es  sei  der  Uebergang  yom  zehnten  zum  elften  Tage.  Der 
zehnte  oder  elfte  Tag  sei  in  mindestens  98  oder  99  Proc.  derjenige,  an 
welchem,  yom  ersten  Falle  an  gerehnet,  das  Exanthem  im  zweiten  Falle 
zur  Erscheinung  komme.  So  sei  es  ihm  jetzt  ganz  geläufig,  dass,  wenn  ein 
masemkrankes  Kind  in  seine  Behandlung  komme,  er  sofort  zehn  Tage  zurück- 
rechne, meistentheils  komme  man  dann,  da  das  Gedächtniss  der  Leute  in 
der  Regel  doch  auf  zehn  Tage  zurückreiche,  auf  die  Quelle  der  Ansteckung. 

Nun  habe  es  ihn  doch  einigermaassen  überrascht,  dass  einige  Behörden 
und  darunter  solche  yon  grösseren  Staaten  sich  ganz  einfach  auf  einen  anderen 
Standpunkt  gestellt  haben,  der  zum  Mindesten  für  den  Schulbetrieb  mit 
ausserordentlichen  Chicanen  yerbunden  sei.  Glücklicher  Weise  könne  diese 
Maassregel  nirgend  durchgeführt  werden.  Es  sei  eine  grosse  Täuschung, 
wenn  man  glaube,  man  könne  irgend  etwas  mit  Erfolg  zur  Verhütung 
gegen  die  Uebertragung  durch  dritte  Personen  thun.  Das  zeige  ja  ein 
Blick  in  ein  einfaches  Verhältniss.  Wenn  ein  Kind  in  der  Schule  die 
Masern  bekomme,  so  werde  es  heimgeschickt,  seien  yier  oder  fünf  Ge- 
schwister da,  so  müssen  sie  auch  zu  Hause  bleiben.  Nun,  der  Vater  gehe 
aus,  die  Mutter  gehe  aus,  die  Köchin  gehe  auf  den  Markt,  der  ganze  Ver- 
kehr gehe  ruhig  fort,  als  ob  das  nicht  auch  dritte  Personen  wären!  Kurz, 
wenn  man  sich  den  Fall  etwas  construire,  so  komme  man  in  die  lächer- 
lichsten Unzukömmlichkeiten  hinein,  und  man  gewinne  alsbald  die  Ueber- 
zeugung,  dass  diese  Instruction  nur  auf  dem  Papiere  stehe,  dass  sie  im 
Leben  ganz  einfach  nicht  y ollzogen  werden  könne.  Am  weitesten  gehe 
übrigens  ein  Satz  im  Deutschen  Hebammenkalender,  der  wohl  m  den  Hän- 
den yieler  Collegen,  insbesondere  aber  der  Hebammen  sei.  Hier  heisse  es: 
„Die  Masern  können  yerschleppt  werden,  wenn  z.  B.  Hebeammen  mit  ihren 
inficirten  Kleidern  auf  der  Strasse  dritte  Personen  berühren  und  diese 
dritten  Personen  dann  unmittelbar  zu  empfanglichen  Kindern  gehen. *^  Hier 
habe  man  also  schon  yier  Personen,  das  erkrankte  Kind,  die  Hebeamme  und  die 
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gute  Freandin,  die  sie  auf  der  Strasse  treffe,  und  die  dann  irgend  einem  anderen 
entfernten  Kinde  diese  Krankheit  zutrage.  Dafür  gehe  ihm  das  Verständniss 
vollständig  aus,  wie  diese  Art  der  Ansteckung  fertig  gebracht  werden  solle. 

Nun  sei  auch  in  Sachsen  -  Coburg  -  Gotha  unter  dem  11.  Februar 
dieses  Jahres  eine  Verordnung  erschienen,  in  der  Sachsen  einen  ganz 
Yemflnfbigen  Standpunkt  eingenommen  habe,  es  habe  die  Maassnahmen, 
die  hier  zu  treffen  seien,  ganz  in  das  Ermessen  des  Amtsarztes  gestellt. 
Dies  sei  derselbe  Standpunkt,  der  auch  in  Bayern  eingenommen  werde.  In 
Bayern  fehle  es  an  allgemeinen  polizeilichen  Vorschriften,  und  man  könne 
einem  grossen  Lande,  wie  Bayern,  wohl  den  Vorwurf  machen,  warum  man 
da  gar  nichts  thue !  In  Bayern  überlasse  man  das  den  Kreisregierungen  und 
auch  sogar  den  Bezirksämtern  und  Bezirksärzten,  sowie  den  Stadt-  und  Schul- 
behörden, wie  sie  es  halten  wollen.  So  wie  die  Sache  liege,  scheine  das  zur  Zeit 
der  einzig  richtige  Standpunkt  zu  sein.  Er  fühle  sein  amtsärztliches  Gewissen 
keineswegs  dadurch  belastet,  dass  er  zu  einer  solchen  Verordnung,  die  ihre  Wir- 
kungen über  das  ganze  Land  erstrecke,  bisher  nicht  die  Hand  geboten  habe.  Er 
glaube,  ein  erheblicher  Schaden  sei  dadurch  bisher  noch  nicht  erwachsen. 

Nun  befinden  sich  in  diesen  Thesen  ein  Paar  Sätze,  die  sich  auf  diese 
Sachen  beziehen;  der  eine  befindet  sich  in  Absatz  5  der  These  III.: 

„Zeigt  sich  im  Hausstande  eines  Lehrers  eine  der  vorstehend 
genannten  drei  Krankheiten,  so  hat  derselbe  unter  allen  Umständen 
zunächst  den  Unterricht  zu  unterbrechen." 

Das  sei  nun  eine  Consequenz  der  Annahme,  dass  die  Masern  oder 
der  Scharlach  durch  den  Lehrer,  der  zu  Hause  ein  krankes  Kind 
habe,  in  die  Schule  übertragbar  sei.  Das  sei  eine  Angelegenheit,  die 
im  Schulbetriebe  yon  ausserordentlicher  Wichtigkeit  sei.  '  Nehme  man 
eine  Stadt  wie  München ,  die  ca.  25  000  Kinder  in  den  Volksschulen 
habe,  und  dazu  die  entsprechende  Anzahl  von  Lehrern,  auch  immer 
einige  Hundert,  da  könnte  der  Fall  eintreten  und  er  würde  eintreten,  wenn 
man  die  Fälle  ganz  stricte  nähme,  dass  möglicher  Weise  der  Lehrer  ein 
ganzes  Jahr  nicht  in  die  Schule  gehen  dürfe,  weil  es  kaum  eine  Zeit  gäbe, 
wo  nicht  eines  seiner  Kinder  au  Masern,  Scharlach  oder  Diphtherie  oder 
an  Varicellen  oder  Typhus,  wenn  man  es  noch  weiter  ausdehnen  wolle, 
krank  sei,  und  da* wäre  der  Fall  recht  wohl  denkbar,  dass  ein  ziemlicher 
Theil  der  Lehrer  einer  grossen  Stadt  das  Jahr  über  spazieren  gehen  würde, 
immerfort  darauf  wartend,  bis  endlich  einmal  die  Zeit  komme,  wo  sie 
wieder  anfangen  dürfen.  Schule  zu  halten. 

Das  sei  ein  Unding.  Wenn  die  Krankheit  durch  dritte  Personen  nicht 
übertragbar  sei,  dann  sei  sie  auch  durch  den  Lehrer  nicht  übertrag- 
bar. In  München  üben  die  Lehrer  diese  Fürsorge  nicht  aus;  es  sei  ihnen 
gestattet,  in  die  Schule  zu  gehen,  und  obgleich  er  auf  diese  Dinge  in  der 
letzten  Zeit  ganz  besonders  Acht  gebe,  sei  kein  Fall  bekannt  geworden,  wo 
ein  Lehrer  yon  seinem  masem-  oder  scharlachkranken  Kinde  zu  Hause  die 
Krankheit  in  die  Schule  getragen  habe. 

Der  andere  Satz  befinde  sich  in  These  IV.  Absatz  1 : 

„Sowohl  zum  Zweck  möglichster  Verhütung  der  Verbreitung 
dieser  Seuchen,  als  auch  mit  Rücksicht  auf  den  bestehenden  Schul- 
zwang sind  auch  Maassregeln  geboten  bezüglich  des  Schulbesuches 
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auf  die  Schulvorsteher  abgeladen  und  diese  seien  erst  recht  nicht  die  geeig- 
neten Persönlichkeiten.  Dann  aber  werde  auch  noch  dnrch  ein  sehr  um- 
fangreiches Erkundigungssystem  längere  Zeit  nutzlos  verbracht,  ehe  eine 
Maassregel  überhaupt  angeordnet  oder  gar  durchgeführt  werden  könne.  So 
habe  in  vielen  Orten  das,  was  Gesetz  sei,  nur  auf  dem  Papier  Geltung. 

Dr.  Dornblüth  (Rostock)  ist  namentlich  auch  in  Folge  der  Ergeb- 
nisse der  heutigen  Discussion  zu  der  Ueberzeugung  gelangt,  dass  die  Sache 
noch  nicht  spruchreif  sei.  Es  sei  eine  wohl  ziemlich  allgemein  anerkannte 
Thatsache,  dass  alle  epidemischen  £[rankheiten  um  so  heftiger  auftreten, 
je  seltener  sie  seien;  dass  sich  durch  das  häufigere  Auftreten  einer  und  der- 
selben Krankheit  in  einer  Bevölkerung  eine  gewisse  Immunitat  bilde,  sei 
es,  dass  weniger  Personen  ergriffen  werden,  sei  es,  dass  sie  weniger  schwer 
befallen  werden.  Sicher  bekannt  sei  dies  von  den  Pocken;  es  werde  be- 
hauptet, dass  Scharlachepidcmieen  immer  um  so  heftiger  werden,  je  länger 
es  gedauert  hat,  dass  eine  Epidemie  vorüber  gegangen  sei.  Auch  für  die 
Masern  gelte  dies,  die  ebenfalls  regelmässig  um  so  heftiger  sich  verbreiten, 
je  länger  es  gedauert  habe,  dass  sie  in  einem  Orte  gewesen  seien.  Unter 
solchen  Umständen  sei  es  doch  gewiss  vielen  Aerzten  sehr  bedenklich,  ob 
man  nun  k  tout  prlx  dahin  streben  solle,  die  Epidemieen  zu  vernichten  und 
dadurch,  da  es  doch  nicht  gelingen  werde,  sie  gänzlich  vom  Erdboden  zu 
vertilgen,  nur  zu  erreichen,  dass  sie  freilich  seltener,  aber  dadurch  um  so 
heftiger  wiederkehre,  was  bei  Masern  noch  ausserdem  die  Folge  haben 
könne,  dass  nicht  das  jüngste  Kindesalter  vorzugsweise  ergriffen  werde,  dass 
am  wenigsten  durch  Zeitverlust  und  andere  Dinge  leide,  sondern  dass  sich 
die  Masern  über  die  ganze  Bevölkerung  ausdehnen  und  dann  eine  ausser- 
ordentlich viel  schlipdmere  Krankheit  sein  würden. 

Ferner  müsse  er  beanstanden,  dass  den  einzelnen  Aerzten  nach  einem 
Vorschlage  zugeschoben  werden  solle  zu  erklären,  ob  ein  Kranker  oder 
krank  Gewesener  noch  ansteckungsfähig  sei.  Dies  sei  eine  ausserordentlich 
schwierige  Aufgabe,  welche  eine  Verantwortung  in  sich  trage,  die  Niemand 
auf  sich  nehmen  könne.  Jeder  Arzt  werde  sich  desshalb  wohl  hüten, 
einen  solchen  Ausspruch  zu  thun,  dass  in  einem  bestimmten  Falle  keine 
Ansteckung  mehr  möglich  sei.  Das  könne  der  Arzt  niemals  erklären,  son- 
dern er  müsse  sich  dann  immer  auf  ganz  genaue  formelle  Vorschriften  be- 
rufen und  sagen,  die  Zeit  sei  abgelaufen,  die  und  die  Maassregeln  seien 
getroffen,  folglich  sei  den  Anforderungen  des  Gesetzes  genügt.  Aber  den 
individuellen  Ansichten  des  Arztes  zu  überlassen,  darüber  zu  urtheilen,  ob 
im  einzelnen  Falle  noch  eine  Ansteckungsfähigkeit  vorliege  oder  nicht,  sei 
absolut  unzulässig. 

Der  dritte  Punkt,  den  er  berühren  wolle,  betreffe  den  Scharlach.  In 
Rostock  habe  man  das  Experiment  einer  sehr  rigorosen  Scharlachverord- 
nung durchgemacht.  Im  Jahre  1873  habe  in  den  benachbarten  Städten 
und  Dörfern  eine  sehr  bösartige  und  ausgebreitete  Scharlachepidemie  ge- 
herrscht. Als  die  ersten  Fälle  nach  Rostock  gekommen  seien,  sei  von  der 
medicinischen  Gesellschaft  der  Antrag  an  die  Stadtbehörde  gestellt  worden, 
sofort  für  die  Kranken  und  für  deren  Geschwister  die  Schulsperre  eintreten 
zu  lassen.     Um  zu  controlliren,  dass  wirklich  auch  die  Geschwister  der  Er- 
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krankten  nnd  die  nur  leicht  Erkrankten  zu  Hause  blieben,  sei  eingeführt 
worden,  dass  jedes  Kind,  welches  länger  als  einen  Tag  die  Schule  versäume, 
nur  auf  ein  ärztliches  Zeugniss,  dass  es  selbst  und  seine  Geschwister  keiuen 
Scharlach  hätten,  wieder  zugelassen  werde.  Es  seien  damals  ein  Paar  Fälle 
in  Rostock  yorgekommen ,  aber  der  Scharlach  habe  sich  nicht  weiter  aus- 
gebreitet. Nun  sei  dies  aber  doch  ein  ausserordentlicher  Eingriff  und  eine 
für  das  Publicum  sehr  unangenehme,  stellenweise  auch  kostspielige  Maass- 
regel gewesen,  und  als  dann  im  Jahre  1878  wieder  einzelne  Fälle  von 
Scharlach  vorgekommen  seien,  sei  von  der  Behörde  gegen  den  Widerspruch 
der  medicinischen  Gesellschaft  der  Zusatz  über  die  Zeugnisse  bei  jeder 
Scholversäumniss  weggelassen  worden.  Damit  habe  aber  die  ControUe  der 
Elrankheit  vollständig  aufgehört,  denn  gewissenhafte,  vorsichtige  und  um- 
sichtige Leute  haben  freiwillig  die  Kinder  zu  Hause  behalten,  aber  viele 
andere  haben  die  Geschwister  und  leicht  erkrankt  Gewesenen  sogleich  oder 
alsbald  wieder  in  die  Schule  geschickt.  Oft  möge  die  Krankheit  wirklich 
gar  nicht  bemerkt  oder  wenigstens  in  den  Schulen  nicht  erkannt  worden 
sein.  Die  ohne  diese  ControUe  vorgeschriebene  Schulsperre  von  sechs 
Wochen  für  scharlachkranke  Kinder  und  deren  Geschwister,  beziehungsweise 
von  14  Tagen  für  letztere,  wenn  sie  alsbald  nach  dem  Ausbruch  der  Krank- 
heit aus  dem  Hause  entfernt  worden  und  nicht  selbst  erkrankt  seien,  habe 
anscheinend  gar  keinen  Einfluss  auf  die  Epidemie  gehabt,  die  sich  mehr 
and  mehr  ausgebreitet  und  über  sechs  Jahre  gedauert  habe  (oder  vielmehr 
in  geringem  Grade  noch  bestehe). 

Nachdem  die  Epidemie  lange  gedauert  und  grosse  Ausbreitung  ge- 
wonnen habe,  habe  man  endlich  erreicht,  dass  wieder  die  Bestimmung  über 
die  ärztlichen  Zeugnisse  bei  jeder  Schulversäumniss  von  mindestens  drei 
Tagen,  also  etwas  milder  als  früher,  eingeführt  wurde.  Nun  habe  man  gar 
keinen  Erfolg  von  der  Maassregel  gesehen,  und  als  endlich  die  Zahl  der 
Scharlachfälle  mehr  und  mehr  abgenommen  habe,  eine  starke  Masern- 
epidemie aber  die  Belästigung  durch  den  Zeugnisszwang  sehr  fühlbar  ge- 
macht habe,  sei  auf  Antrag  des  Aerzte Vereins,  »weil  eine  weitere  Beschrän- 
kung der  Scharlachepidemie  durch  die  Verordnung  nicht  zu  erwarten  stehe", 
die  ganze  Verordnung  aufgehoben  worden.  Die  Epidemie  habe  darauf  aber 
weiter  abgenommen  und  zeitweilig  so  gut  wie  ganz  aufgehört.  Damit  solle  nicht 
behauptet  werden,  dass  das  eine  Folge  der  Aufhebung  wäre,  aber  diese  Auf- 
hebung habe  jedenfalls  keinen  nachtheiligen  Einfluss  gehabt.  Eine  wie  be- 
trächtliche Epidemie  es  aber  gewesen  sei,  ergebe  sich  daraus,  dass  nach  der 
Statistik  des  Rostocker  Aerztevereins  im  Jahre  1879  136,  1880  218, 
1881  230,  1882  601,  1883  257,  1884  165  Fälle  von  Scharlach  in  Rostock 
(bei  circa  40000  Einwohnern)  ärztlich  gemeldet  worden  seien,  so  dass  es 
sich  doch  um  eine  ganz  stattliche  Reihe  von  Beobachtungen  handle. 

Sanitätsrath  Dr.  Ehrenhans  (Berlin)  stimmt  dem  Vorredner  bei, 
dass  die  Frage  noch  nicht  spruchreif  sei,  selbst  der  Herr  Correferent  habe 
erkl&rt,  dass  das  vorhandene  statistische  Material  ein  viel  zu  geringes  sei, 
um  darauf  hin  Thesen  zu  bauen,  lieber  die  von  Herrn  v.  Kerschensteiner 
vorgetragenen  Ansichten  betreffend  der  Uebertragbarkeit  durch  Dritte 
seien  die  Ansichten  der  Aerzte  doch  sehr  gethcilt,  die  Quarantänefristen 
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seien  von  Einzelnen  für  zu  kurz,  von  Anderen  für  zu  lang  gebalten  wor- 
den, von  Herrn  Professor  Thomas  sei  ein  wichtiges  Moment  in  die  Dis- 
cussion  gebracht  worden,  dass  nämlich  die  Qualität  der  Krankheit  mit  in 
Betracht  gezogen  werden  müsse;  nach  alledem  halte  er  es  für  das  Beste, 
die  Frage  bis  zur  nächsten  Versammlung  zu  vertagen,  bis  dahin  aber  nicht 
müssig  in  der  Sache  zu  sein,  sondern  sie  in  die  Localvereine  zu  tragen  und 
alle  bisher  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften  und  Verordnungen  in  Be- 
zug auf  diese  Frage  durch  Druck  vervielfältigen  und  den  Mitgliedern  des 
Vereins  behufs  Information  zukommen  zu  lassen. 

Dr.  Fletzer  (Bremen)  schliesst  sich  nach  eigenen  Beobachtungen  und 
denen  vieler  GoUegen  den  Bemerkungen  des  Herrn  v.  Kerschensteiner 
an,  ntich  dessen  Ansichten  er  Verfügungen  getroffen  habe  und  sein  Ge- 
wissen dadurch  nicht  belastet  fühle.  Einzelne  Beispiele  vermeintlichen 
Uebertragens  durch  Dritte  seien  ohne  Werth  und  beruhen  meistens  auf  sub- 
jectiver  Ansicht,  auf  Glauben,  aber  der  Glauben  müsse  aus  der  Medicin 
eliminirt  werden.  Aber  auch  er  stimme  dem  bei,  die  Frage  noch  offen  zu 
lassen  und  im  Sinne  von  Herrn  v.  Kerschensteiner  weiter  zu  beobachten, 
wodurch  sich  sicher  Viele  zu  seiner  Ansicht  bekehren  werden. 

BQrgermeister  Dr.  y.  Erliardt  (München)  schliesst  sich  den  beiden 
Vorrednern  an,  auch  er  halte  die  Sache  noch  für  eine  offene.  Wenn  er 
auch  als  Nichtmediciner  über  diese  vorwiegend  medicinische  Frage  eigent- 
lich nicht  mitsprechen  könne,  so  glaube  er  doch,  als  Verwaltnngsbeamter, 
als  Jurist,  eine  gewisse  Berechtigung  dazu  zu  haben.  Ihm  als  Juristen 
scheinen  die  vorliegenden  Beweise  für  eine  wirksame  Verhütung  der  Ver- 
breitung ansteckender  Krankheiten  in  den  Schulen  durch  die  angegebenen 
Mittel  nicht  genügend,  ihm  scheinen  in  den  verschiedenen  angeführten 
Thatsachen  nur  Anfänge  zu  einem  nutzbaren  Material  gegeben  zu  sein, 
dies  Material  sei  aber  noch  nicht  ausreichend  und  müsse  erst  durch  fort- 
gesetzte Untersuchungen  nach  einem  bestimmten  Systeme  vervollständigt 
und  sicher  gestellt  werden.  Ob  dies  schon  bis  zum  nächsten  Jahre  mög- 
lich sei,  scheine  ihm  zweifelhaft  und  so  sehr  er  auch  wünsche,  dass  der 
Verein  den  Gegenstand  später  noch  einmal  verhandle,  so  sei  er  doch  der 
Ansicht,  den  Zeitpunkt,  wann  dies  geschehen  solle,  dem  Ausschuss  zu  über- 
lassen. In  der  Ausschusssitzung,  in  der  das  vorliegende  Thema  für  die 
diesjährige  Versammlung  bestimmt  worden  sei,  sei  er  nicht  der  Meinung 
gewesen,  die  Frage  könne  auf  der  diesjährigen  Versammlung  zur  defini- 
tiven Entscheidung  gebracht  werden,  dazu  seien  die  Ansichten  noch  zu 
aus  einander  gehend.  In  Bayern  bestehe  noch  keine  gesetzliche  Rege- 
lung der  fraglichen  Angelegenheit  und  wenn  die  Frage  in  einigen  Jahren 
wieder  im  Vereine  zur  Verhandlung  komme  und  dann  statistisches  Material 
vorliege  über  die  Erfolge,  welche  unter  der  Herrschaft  des  preussischen  Ge- 
setzes und  welche  dort  erzielt  seien,  wo  noch  kein  Gesetz  dieser  Art  be- 
stehe, dann  sei  man  vielleicht  in  der  Lage,  den  Werth  des  ersteren  sicher 
abzuwägen. 

Noch  eine  Bemerkung  aber  glaube  er  zufügen  zu  sollen:  kein  Gesetz 
nütze  etwas,  wenn  es  nicht  vollzogen  werden  könne  und  gerade  auf  sanitä- 
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rem  Gebiete  komme  es  häufig  vor,  dass  Verordnungen  erlassen  würden,  um 
eine  gewisse  Beruhigung  in  die  Bevölkerung  zu  bringen,  von  denen  man 
sich  aber  sagen  müsse,  dass  sie  nicht  durchgeführt  werden  können.  Da 
scheine  es  ihm  nun  aber  doch  besser,  nichts  zu  yerordnen,  wenn  man  es 
nicht  durchführen  könne,  als  mit  Verordnungen  vorzugehen,  die  man  doch 
nicht  durchführen  könne. 

Referent   Medicinalrath  Dr.  Arnsperger  constatirt  zunächst, 

dass  ihm  vom  Ausschuss  der  Auftrag  geworden  sei,  über  Maassregeln  bei 
ansteckenden  Krankheiten  in  den  Schulen  zu  referiren,  mit  besonderer  Be- 
rücksichtigung der  preussischen  Verordnung  vom  14.  August  1884,  womit 
doch  wohl  ausgesprochen  sei,  dass  Maassregeln  hierbei  als  wünschenswerth 
erachtet  werden,  wi^  solche  ja  auch  fast  in  allen  deutschen  Staaten  erlassen 
worden  seien.  Dass  dies  nur  zur  Beruhigung  der  Bevölkerung  geecheben 
sei,  könne  er  nicht  zugeben,  wenn  fast  alle  Regierungen  nach  reiflieber 
Ueberlegung  sich  entscblossen  haben,  diese  Maassregeln  zu  treffen,  so 
müsse  man  sich  doch  sagen,  Maassregeln  seien  nötbig,  seien  möglich,  seien 
erfolgreich  möglich.  Desshalb  scheine  es  ihm  nicht  nöthig ,  jetzt  erst  noch 
einmal  Erhebungen  vorzunehmen,  ob  Maassregeln  erforderlich  seien  oder 
nicht,  zumal  man  einem  bestimmten  Gesetze  gegenüberstehe  und  dem  ent- 
sprechend habe  er  seine  Aufgabe  so  aufgefasst,  zu  untersuchen,  wie  die  be- 
stehenden Gesetzesbestimmungen  praktisch  durchgeführt  werden  sollen. 

Gegenüber  den  Behauptungen  einzelner  Vorredner,  als  sei  er  mit  seinen 
Vorschlägen  noch  über  die  bestehenden  Verordnungen  hinausgegangen, 
müsse  er  constatiren,  dass  er  im  Gegentheil,  z.  B.  in  Bezug  auf  die  Masern, 
der  Ansicht  sei,  dass  bei  ihnen  möglichst  wenige  Maassregeln  eintreten 
sollen  und  dass  er  den  Schulschluss  in  den  Thesen  nur  erwähnt  habe,  weil 
er  glaube,  dass  aus  pädagogischen  und  praktischen  Gründen  sich  der  Schul- 
Bchluss  der  betreffenden  Classen  von  selbst  ergeben  werde. 

Was  die  Bemerkung  des  Herrn  Vorredners  betreffe,  dass  die  Ansichten 
sich  noch  durchaus  entgegenstehen,  so  müsse  er  doch  constatiren,  dass  jede 
Anschauung  ihre  gute  Begründung  zu  haben  glaube.  Den  Erfahrungen  des 
Herrn  v.  Kerschensteiner,  dass  niemals  oder  höchst  selten  Masern, 
Scharlach  und  ähnliche  Krankheiten  durch  gesunde,  selbst  nicht  erkrankte 
Menschen  übertragen  würden,  habe  er  gerade  aus  den  bayerischen  Medicinal- 
berichten  von  1882  Fälle  gegenüber  gestellt,  in  denen  bayerische  Bezirks- 
ärzte auf  das  eclatanteste  beweisen  oder  zu  beweisen  glauben,  dass  doch 
diese  Eirankheiten  durch  Gesunde  übertragen  worden  seien.  Da  es  in  der 
diesjährigen  Versammlung  kaum  möglich  sein  werde,  über  diese  Verschie- 
denheit der  Ansichten  eine  maassgebende  Entscheidung  zu  treffen,  habe  er 
seinerseits  nichts  dagegen ,  die  Frage  nochmals  der  Besprechung  auf  einer 
späteren  Versammlung  zu  unterziehen. 

Correferent  Oymnasialdirector  Dr.  Fulda  hegt  in  Bezug  auf 
die  praktische  Durchführung  der  Regulative  nicht  die  Bedenken,  wie  sie 
hier  ausgesprochen  worden  seien,  glaubt  im  Gegentheil,  dass  bei  gewissen- 
hafter Beobachtung  der  Bestimmungen  eine  wohlthätige  Wirkung  wohl  zu 
erreichen  sei.   Andererseits  müsse  aber  auch  er  anerkennen,  dass  eine  Reihe 
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von  Fragen  in  Betracht  komme,  die  in  der  That  noch  nicht  so  geklärt 
seien,  wie  es  wünschenswerth  sei,  und  desshalb  wolle  auch  er  sich  nicht 
dagegen  aussprechen,  wenn  man  erst  in  einer  späteren  Versammlung  auf 
eine  definitive  Erledigung  der  Sache  zurück  zu  kommen  beabsichtige. 

Vorsitzender  ProfCSSOrBIetscliel  schliesst  hiermit  die  General- 
discussion  und  spricht  die  Ansicht  aus,/das8  vor  Eintritt  in  die  Special- 
discussion  zunächst  über  die  bei  der  Generaldiscussion  gestellten  Anträge 
abgestimmt  werden  müsse,  über  den 

Antrag  Eerschensteiner,  aus  den  Thesen  das  wegzulassen,  was 
sich  auf  die  Uebertragung  von  Scharlach,  Masern  und  Diphtherie 
auf  Gesunde  beziehe,  die  übrigen  Thesen  aber  anzunehmen  — 
ferner  den 

Antrag  Ehrenhaus,  die  Frage  bis  zur  nächsten  Versammlung  zu 
vertagen  und  hierzu  das 

Amendement  v.  Erhard t,  dem  Ausschuss  die  Zeit  für  die  Wieder- 
Vorlage an  die  Versammlung  zu  überlassen. 

Sanitätsrath  Dr.  Ehrenhans  (Berlin)  acceptirt  zu  seinem  Antrage 
das  Amendement  v.  Erhardt  und  fügt  den  Wunsch  bei,  der  Ausschuss 
möge  die  Behandlung  dieser  Frage  sowohl  in  den  ärztlichen  Vereinen  als 
in  den  Specialvereinen  für  Gesundheitspflege  anregen. 

Bei  der  Abstimmung  wird  der  Antrag  Ehrenhaus-v.  Erhardt 
angenommen  und  damit  entfällt  die  Specialdiscussion. 


Schluss  der  Sitzung  1  Uhr. 
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Dritte   Sitzung. 

Donnerstag,  den   17.  September,  Vormittags  9  Uhr. 

Vorsitzender  Medicinalrath  Dr.  Arnsperger  eröffnet  die 
Sitzung  mit  einigen  geschäftlichen  Mittheilungen  und  ertheilt  das  Wort 
zum  Referat  über  den  letzten  Gegenstand  der  Tagesordnung 


Ueber  Rauclibeiastigimg  in  Städten 

Herrn  Medieiualrath  Dr.  Flinzer  (Chemnitz) : 

„Meine  hochverehrten  Herren!  Wenn  man  aus  geeigneter  Höhe  in 
einen  Thalkessel  blickt,  in  welchem  sich  eine  grössere  Stadt  ausbreitet,  so 
findet  man  dieselbe  Tag  aus  Tag  ein  in  eine  graue  oder  schwärzliche,  ziem- 
lich dichte  Wolke  gehüllt,  welche  genau  den  Umkreis  der  Stadt  deckt  und 
in  massiger  Höhe  über  derselben  abschneidet.  Diese  Wolke  erleidet  im  Laufe 
der  Zeit  nur  geringe  Veränderungen,  bedingt  durch  sonntägliche  Ruhe,  durch 
stärkere  Luftströmungen  und  dergleichen.  Sie  bleibt  in  der  Hauptsache 
aber  dieselbe  und  das  ist  die  Luft,  die  wir  in  unseren  Städten  athmen.  Jahr 
aas  Jahr  ein  bewegen  sich  Tausende  von  Menschen  in  diesen  Städten  und 
leben  darin,  ohne  irgend  eine  Störung  ihres  Befindens  wahrzunehmen,  und 
auch  Yom  physiologischen  Standpunkte  aus  ist  es  bisher  nicht  gelungen, 
eine  Beeinträchtigung  der  Gesundheit  durch  das  Athmen  dieser  Luft  nach- 
zuweisen. Ja,  weiter  kann  man  sagen,  dass  auch  die  Forschungen  darüber, 
ob  Städte,  die  vorzugsweise  unter  diesem  Rauche  zu  leiden  haben,  eine 
ungesundere  Bevölkerung  haben  als  andere,  bei  denen  dies  nicht  der  Fall 
ist,  dass  die  Erörterungen  darüber,  ob  die  Sterblichkeit  in  mit  Rauch  ge- 
segneten Städten  eine  grössere  ist  als  in  anderen,  bisher  stets  negative  Re- 
sultate gegeben  haben.  Femer  hat  Hirth  in  seinen  Untersuchungen  über 
die  Krankheiten  der  Arbeiter  in  zuverlässiger  Weise  nachgewiesen,  dass 
Arbeiter,  die  in  der  Lage  sind,  sich  vorzugsweise  mit  Rauch  und  im  Rauch 
beschäftigen  zu  müssen,  keineswegs  ungesundere  Verhältnisse  darbieten  als 
andere  Arbeiter,  ja,  dass  wahrscheinlicher  Weise  gerade  eine  der  Haupt- 
erkrankungen, die  Lungenschwindsucht,  bei  ihnen  relativ  seltener  ist.  Meine 
eigene  Erfahrung  fiber  meine  Vaterstadt  Chemnitz,  die  ich  nunmehr  ziem- 
lich 15  Jahre  verfolgt  habe,  haben  auch  immer  das  gleiche  Resultat  er- 
geben. Dann  ist  weiter  bekannt,  dass  die  Untersuchung  der  Luft  der 
grossen  Städte  auf  ihren  Eohlensäuregehalt  immer  das  Resultat  ergeben 
hat,  dass  die  Zunahme  der  Kohlensäure  in  der  Luft  dieser  Städte  nur  ganz 
unbedeutend  ist.  Ich  halte  es  für  nothwendig,  dies  vom  gesundheitspolizei- 
lichen Standpunkte  hervorzuheben,  damit  man  nicht  von  Voraussetzungen 
ausgeht,  die  sich  nicht  begründen  lassen,  und  in  deren  Folge  man  sehr 
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leicht  Schiffbruch  leiden  und  mit  seinen  Behauptungen  abgewiesen  werden 
könnte.  Es  geht  daraus  hervor,  dass  die  Belästigungen  durch  den  Rauch 
durch  andere  Umstände  bedingt  sind.  Dass  aber  die  grösseren  Städte  durch 
den  Rauch  in  nennenswerther  Weise  belästigt  werden,  und  dass  es  eine  der 
ersten  Pflichten  der  Gesundheitspolizei  ist,  dafür  zu  sorgen,  dass  diese  Be- 
lästigung auf  ein  Minimum  zurückgeführt  wird,  kann  keinem  Zweifel  unter- 
liegen. Es  ist  ein  einfaches  Axiom  der  Gesundheitspolizei  und  bedarf  daher 
keines  Beweises,  dass  jeder  Mensch  das  Recht  hat,  reine  Luft  zu  fordern, 
dass  besonders  die  Menschen,  die  unausgesetzt,  Monate  lang,  in  den  grösse- 
ren Städten  sich  bewegen  und  gar  keine  Gelegenheit  haben,  ins  Freie  zu 
kommen,  dieses  Recht  doppelt  für  sich  in  Anspruch  nehmen  können.  Es 
ist  weiter  nicht  zu  verkennen,  dass  auch  eine  directe  Schädigung  der  Be- 
wohner dieser  Städte  dadurch  herbeigeführt  wird,  dass  sie,  wenigstens  zeit- 
weise, gehindert  sind,  die  Fenster  zu  öffnen  und  dadurch  die  nothwendige 
Erneuerung  der  Luft  in  ihren  geschlossenen  Räumen  zu  bewirken.  End- 
lich findet  sogar  stellenweise  eine  directe  Benachtheiligung  durch  massen- 
haften Rauch  statt,  wie  wir  es  namentlich  in  Folge  von  Ziegeleien  und 
Bäckereien  zu  sehen  bekommen. 

„Wenn  man  der  Frage  näher  tritt,  wodurch  diese  Rauch  bei  ästigung 
bewirkt  wird,  findet  man  ohne  Weiteres,  dass  in  erster  Linie  die  Menge 
des  Rauches  von  der  Art  des  Feuermaterials  abhängig  ist.  Wir  haben  eine 
Anzahl  Materialien,  welche  keine  sichtbaren  Verbrenn ungsproducte  liefern. 
Dahin  gehört  bekanntlich  die  Coke,  die  Holzkohle  und  Anthracit.  Das  letztere 
giebt,  aus  gewissen  Quellen  bezogen,  bei  geeigneter  Verwendung  nahezu 
eine  rauclifreie  Verbrennung,  und  ich  gestatte  mir  besonders  auf  den  An- 
thracit von  Piesberg  bei  Osnabrück  hinzuweisen,  der  diese  Eigenschaften 
nach  den  neuesten  Versuchen  in  vollstem  Maasse  hat. 

„Weiter  kommt  Material  in  Frage,  welches  nur  wenig  Rauch  verbreitet, 
und  dazu  gehört  itn  Wesentlichen  das  Holz.  Wer,  wie  ich,  längere  Zeit  in 
einer  Stadt  gelebt  hat,  wo  nur  Holz  gebrannt  wurde,  der  hat  gefunden, 
dass  diese  Städte  stets  frei  von  Rauch  sind.  Man  sieht  wohl,  wenn  man 
auf  einer  Höhe  steht,  aus  den  Essen  eine  geringe  Menge  von  Rauch  sich 
entwickeln,  aber  sehr  bald  verschwindet  der  Rauch,  und  die  Luft  über  dieser 
Stadt  ist  vollständig  rein,  da  der  Rauch  des  Holzes  insbesondere  die  Eigen- 
schaft hat,  sich  rasch  zu  verflüchtigen.  Leider  sind  in  Deutschland  die 
Verhältnisse  nicht  so,  dass  das  Holz  in  so  grosser  Ausdehnung  als  Feue- 
rungsmaterial verwendet  werden  kann,  wohl  aber  geschieht  dies  in  Oester- 
reich  noch  grösstentlieils.  Das  wichtigste  Material  ist  nun  die  Steinkohle« 
beziehentlich  Braunkohle,  und  wenn  man  von  Belästigung  durch  Rauch  in 
unseren  Städten  spricht,  so  meint  man  darunter  ausschliesslich  die  Belästi- 
gung durch  den  Rauch,   der  bei  der  Heizung  mit  Kohlen  entsteht. 

„Was  die  Entwickelung  des  Rauches  betrifft,  so  kann  ich  mich  um 
desswillen  darüber  ganz  kurz  fassen,  weil  mein  Herr  Gorreferent  diesen 
Gegenstand  Ihnen  später  noch  ausführlicher  vorführen  wird.  Bekanntlich 
besteht  der  Rauch  aus  den  Heiz-  und  Verbrennungsgasen  und  dem  Russ; 
namentlich  im  Anfange  des  Feuems  bei  unvollkommener  Verbrennung  wird 
nur  ein  Theil  des  Kohlenstoffs  zu  Kohlensäure,  zu  Kohlenoxyd  verbrannt,  ein 
anderer  Theil  geht  unverbrannt  fort,   weiter  wird  insbesondere  auch  im 
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Anfange  der  Heizung  eine  Anzahl  flüchtiger  Bestandtheile  mit  dem  Kohlen- 
stoff fortgerissen.  Ausserdem  befindet  sich  im  Rauch  ausser  den  bekannten 
Yerbrennungsproducten,  der  Kohlensäure  und  dem  Kohlenoxyd,  noch  brenz- 
licher  Kohlenwassertoff  in  Gasform,  Theer  und  Theerwasser  in  Dampfform, 
vor  allen  Dingen  fein  vertheilter  Kohlenstoff  (Russ),  dann  schweflige  Säure 
und  zeitweilig  unter  gewissen  Verhältnissen  auch  Flugasche.  Ich  beschränke 
mich  darauf,  hervorzuheben,  dass  aus  den  Erfahrungen,  die  über  den  Ge- 
halt der  schwefligen  Säure  im  Rauch  gemacht  worden  sind,  mit  Bestimmt- 
heit hervorgeht,  dass  für  gewisse  Yegetabilien  dieser  Gehalt  geradezu 
schädlich  ist.  Dies  gilt  ganz  besonders  für  die  grosse  Gruppe  der  Coni- 
feren.  Wenn  Sie  mit  einiger  Aufmerksamkeit  in  den  Anlagen  unserer 
sprossen  Städte  herumgehen,  so  werden  Sie  fast  ausnahmslos  finden,  dass 
die  Coniferen  daselbst  kranken  und  meistentheils  bald  absterben  und  durch 
frische  ersetzt  werden  müssen.  In  noch  ausgedehnterem  Maasse  sehen  Sie  das, 
wenn  Sie  einen  Ziegelbrennofen  beobachten,  der  in  der  Nähe  eines  Nadelholz- 
waldes steht.  Es  dauert  gar  nicht  lange,  so  fallen  die  Nadeln  ab,  die  Bäume 
kranken  und  gehen  zu  Grunde.  Einen  besonderen  Nachtheil  übt  die  schweflig 
Säure  auch  noch  auf  das  Getreide,  namentlich  zur  Zeit  der  Blüthe  aus. 

„Es  ist  Ihnen  weiter  bekannt,  dass  je  nach  der  Verschiedenheit  der 
Zusammensetzung  der  Kohle  auch  die  Menge  des  Rauches  verschieden  ist. 
Wir  besitzen  eine  grosse  Anzahl  chemischer  Analysen  darüber,  aus  denen 
sich  das  Weitere  ergiebt.  Es  ist  für  einen  Vortrag  nicht  wohl  geeignet, 
derartige  Resultate  in  Zahlenform  hier  vorzuführen,  um  so  weniger,  als  die 
Zahlen  in  jedem  Handbuche  leicht  zu  Diensten  stehen. 

„Der  zweite  Gegenstand,  auf  den  es  in  Bezug  auf  die  Rauchbelästigung 
ankommt,  besteht  in  der  Beschaffenheit  der  Feuerungsanlage.  Auch  hier 
beschränke  ich  mich  auf  das  Nothwendigste ,  da  das  nähere  Eingehen  dem 
Herrn  Correferenten  vorzugsweise  vorbehalten  worden  ist.  In  erster  Linie 
kommt  die  grosse  Anzahl  gewöhnlicher  Essen  in  Frage,  in  welche  die  Oefen 
unserer  Wohnungen  einmünden.  Weiter  kommen  je  nach  Umständen  in 
Frage  die  Schornsteine  der  Fabriken,  die  Menge  von  gewerblichen  Anlagen, 
unter  denen  vor  allen  die  Bäckeressen  eine  Hauptrolle  spielen ,  die  Ziege- 
leien, Brauereien  und  Töpfereien,  da,  wo  grössere  Werkstätten  und  grössere 
Bahnhöfe  sind,  auch  der  massenhafte  Rauch  der  Locomotiven,  der  in  meinem 
Vaterlande  Sachsen  in  der  aller  unangenehmsten  Weise  auf  die  Vegetation 
sich  in  gewissen  Gegenden  geltend  gemacht  hat. 

„Das  dritte  Moment,  und  meiner  Ansicht  nach  eins  der  wichtigsten, 
das  bei  der  Rauchbelästigung  in  Frage  kommt,  ist  die  Art  und  Weise  der 
Bedienung  des  Ofens.  Wenn  man,  wie  ich,  Jahrzehnte  lang  in  einer  grossen 
Fabrikstadt  lebt,  erfährt  man  sehr  bald  von  den  tüchtigsten  Fabrikanten, 
dass  es  in  erster  Linie  die  Art  und  Weise  der  Beschickung  des  Ofens  ist, 
welche  die  Rauchentwickelung  bedingt,  und  dass  die  Fabrikanten  in  ihrem 
eigenen  Interesse  sich  Mühe  geben,  gute  Heizer  zu  bekommen.  Verfolgt 
man  eine  Anzahl  von  Essen  längere  Zeit  hindurch,  so  flndet  man,  dass  eine 
bestimmte  Zahl  derselben  vorzugsweise  stark,  eine  andere  ebenso  dauernd 
nur  wenig  Rauch  entwickelt,  und  forscht  man  dem  Grunde  für  diese  Ver- 
schiedenheit nach,  so  wird  man  in  erster  Linie  immer  auf  das  Geschick  des 
Heizers  verwiesen. 
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yDas  würden  die  drei  Gesichtspunkte  sein,  die  man  im  Auge  behalten 
muss,  wenn  man  von  Rauchbelästigung  spricht.  Sie  sind  gleichzeitig  die 
drei  Gesichtspunkte,  von  denen  aus  man  Abhülfe  schaffen  muss.  Es  würde 
sich  dabei  in  erster  Linie  um  die  Auswahl  des  besten  Materials  handeln. 
Nun,  meine  Herren,  das  ist  eine  Aufgabe,  die  sehr  schwer  zu  lösen  ist,  denn 
die  Beschaffung  des  Materials  für  unsere  Fabriken  hängt  von  einer  Menge 
von  Umständen  ab,  auf  welche  weder  der  Einzelne  noch  die  Gesetzgebung,  sei 
es  eines  Staates,  sei  es  einer  Stadt,  irgendwie  einen  Einfluss  ausüben  kann. 
Die  zweite  Abhülfe  bestände  in  einer  möglichst  zweckmässigen  Einrichtung 
der  Feuerungsanlagen,  und  das  ist  der  Punkt,  in  dem  sich  gegenwärtig  und 
bereits  seit  einer  längeren  Reihe  von  Jahren  die  Bestrebungen  der  Tech- 
niker in  Verbindung  mit  denen  der  Gesundheitsbeamten  bewegen.  Wenn 
man  die  Sache  mit  einiger  Aufmerksamkeit  verfolgt  hat,  so  findet  man,  dass 
eine  ganz  beträchtliche  Anzahl  von  sogenannten  Rauch  Verbrennungsappa- 
raten construirt  und  patentirt  worden  sind.  Je  grösser  die  Zahl  von  Pa- 
tenten ist,  desto  misstrauischer  muss  man  werden,  wenigstens  werde  ich  es 
persönlich,  denn  es  geht  mir  da  wie  mit  den  Heilmitteln  gegen  das  Garci- 
nom.  Seit  Hippokrates'  Zeiten  sind  immer  neue  und  neue  gefunden 
worden,  und  die  Leute  sterben  nach  wie  vor  an  Klrebs.  Indess  lässt  sieb 
doch  zweifellos  Einiges  erreichen,  und  ich  möchte  da  auf  zwei  Punkte  Ihre 
Aufmerksamkeit  richten,  dass  nämlich  erstens  Bestimmungen  in  der  Bau- 
ordnung getroffen  sein  müssen,  welche  vorschreiben,  wie  vielOefen  in  einen 
Schlot  einmünden  dürfen.  Das  ist  eine  der  wesentlichsten  Bestimmungen 
für  grosse  Städte,  wo  ja  diese  gewöhnlichen  Hausschomsteine  die  über- 
wiegende Mehrzahl  derjenigen  sind,  die  Rauch  produciren.  Zweitens  ist 
die  Aufmerksamkeit  darauf  zu  richten,  dass  die  Höhe  der  Fabrikschornsteine 
entsprechend  den  Verhältnissen  angeordnet  wirdj  damit  wenigstens  das  er* 
reicht  wird,  dass  der  Rauch  in  grösserer  Höhe  über  dem  Erdboden  aus 
steigt  und  mit  grösserer  Steigkraft  in  die  Atmosphäre  tritt,  also  dadurch 
die  Belästigung  wenigstens  zum  Theil  vermindert  wird.  Ganz  besondere 
Wichtigkeit  haben  nach  meinen  Erfahrungen  in  Chemnitz  aber  die  jetzt 
sehr  ungenügend  construirten  Bäckereiessen,  um  so  mehr,  als  diese  Backe* 
reien  meistens  über  die  ganze  Stadt  vertheilt  sind  und  in  kurzen  Zwischen* 
räumen  auf  die  Bewohner  sehr  lästig  einwirken,  so  lästig,  dass  man  zu 
gewissen  Zeiten  geradezu  das  Gefühl  der  Erstickung  bekommt,  wenn  man 
gezwungen  ist,  die  Strasse  zu  passiren,  um  an  irgend  einen  bestimmten  Ort 
zu  gelangen.  In  einzelnen  Orten  kommen  auch  noch  sogenannte  Ziegeleien 
nach  altem  deutschen  Systeme  in  Frage,  von  denen  wir  noch  in  Chemnitz 
bis  vor  wenigen  Jahren  an  einer  der  verkehrsreichsten  Strassen  in  der 
Mitte  von  Villen  eine  hatten,  die  thatsächlich  auf  1  bis  2  Minuten  die  Passage 
der  Strasse  hinderte  oder  so  lästig  machte,  dass  man  gern  einen  weiten 
Umweg  einschlug. 

„Die  dritte  Abhülfe  würde  durch  sorgfältige  Bedienung  der  Feuerung 
zu  schaffen  sein.  Darauf  haben  die  Fabrikanten,  die  das  meiste  Interesse 
an  der  Sache  haben,  die  Aufmerksamkeit  der  Regierungen  schon  längere 
Zeit  gerichtet,  und  es  bestehen  zu  diesem  Zwecke  auch  sogenannte  Heizer- 
schulen. Indess  ist  dies  auch  eine  Frage,  die  der  Herr  Correferent  später 
noch  ausführlicher  vorführen  wird. 
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„Zum  Schlüsse  liegt  mir  nun  noch  ob,  einen  kurzen  Rückblick  darüber 
zu  geben,  welchen  Einflass  diese  Rauchbelästigung  auf  die  Gesetzgebung 
geübt,  wie  der  Gesetzgeber  darauf  reagirt  hat.  Da  tritt  sofort  die  sehr  interes- 
sante Thatsache  in  den  Vordergrand,  dass  mit  der  Entdeckung  der  Stein- 
kohle auch  sogleich  die  Klagen  über  die  Rauchbelästigung  gekommen  sind. 
Schon  in  dem  ersten  Jahrzehnte  des  14.  Jahrhunderts  wurde  unter  der 
Regierung  Eduard  IIL  in  England  eine  ganz  fulminante  Beschwerde  an  die 
Regierung  gerichtet,  worin  über  die  Belästigung  durch  Rauch  geklagt  und 
um  Abhülfe  gebeten  wurde.  In  späterer  Zeit,  im  Jahre  1773  unter  Carl  II., 
ist  in  England  ein  Gesetz  gegen  das  Rauchen  der  Schornsteine  gegeben 
worden,  und  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts,  1821,  die  sogenannte  Taylors- 
Acte,  die  sich  übrigens  durch  ihre  ganz  eigenthümliche  Fassung  auszeichnet, 
durch  welche  es  geradezu  unmöglich  gemacht  wird,  mit  Erfolg  etwas  zu 
erreichen.  Dann  wurde  am  20.  August  1853  die  sogenannte  Lord-Palmer- 
ston-Acte  für  London  gegeben,  die  1866  über  das  ganze  Land  ausgedehnt 
worden  ist,  und  welche  die  Einführung  der  Rauch  Verbrennung  bei  Dampf- 
kesselanlagen  und  allen  gewerblichen  Feuerungen  vorschreibt.  Nach  dem, 
was  ich  von  meinen  Freunden  gehört  habe  —  ich  bin  nicht  selbst  in  Eng- 
land gewesen  —  raucht  es  auch  heutzutage  in  England  noch  gerade  so  wie 
vor  dieser  Parlamentsacte. 

„Ein  sächsischer  Stadtrath,  der  zu  Zwickau,  hat  bereits  im  Jahre  1348 
einen  Ukas  erlassen,  worin  er  Schmieden,  die  vor  dem  Stadtthore  unterhalb 
der  Stadtmauern  arbeiteten,  das  Verwenden  der  Steinkohle  beim  Schmieden 
unter  Androhung  beträchtlicher  Strafen  verboten  hat. 

9  Was  die  neuere  Gesetzgebung  betrifft,  so  datirt  sie  in  der  Hauptsache 
erst  aus  den  fünfziger  Jahren  und  hat  namentlich  im  letzten  Jahrzehnte  an 
Umfang  gewonnen.  Ich  habe  diese  Specialitäten  der  weiteren  Ausführungen 
meinem  Herrn  Gorreferenten  zu  überlassen,  der  Ihnen  dies  in  genauerer  Weise 
darlegen  wird,  und  will  desshalb  nur  kurz  erwähnen,  dass  eine  grössere  An- 
zahl von  Städten,  wie  Cassel,  Augsburg,  Breslau,  Berlin,  Hamburg,  Braun- 
schweig, Leipzig,  Dresden,  siel}  mit  dem  Gegenstande  in  oft  sehr  eingehender 
und,  wie  man  sieht,  der  sorgsamsten  Erwägung  sich  befleissigender  Weise 
abgegeben  hat. 

„Für  das  Königreich  Sachsen  haben  wir  Handhaben  zum  Eingreifen 
an  drei  Bestimmungen,  die  ich  desswegen  hier  mittheile,  weil  sie  dem  Herrn 
Correferenten  nicht  zugänglich  gewesen  sind.  Das  eine  ist  die  Bestimmung 
in  dem  §.  8  des  Gesetzes  über  die  polizeiliche  Beaufsichtigung  der  Dampf- 
kessel, welche  vorschreibt,  dass  die  Feuerstätten  so  eingerichtet  sein  müssen, 
dass  die  Verbrennung  möglichst  rauchfrei  erfolgt  und  die  Nachbaren  durch 
Rauch,  Russ  u.  s.  w.  eine  Beschädigung  oder  erhebliche  Belästigung  nicht 
erfahren.  Eine  zweite  Bestimmung  ist  im  bürgerlichen  Gesetzbuche  im 
§.  358  enthalten.  Sie  lautet:  Dem  Eigenthümer  ist,  sofern  nicht  besondere 
Gesetze  aus  Rücksicht  auf  das  Allgemeinwesen  Ausnahmen  bestimmen,  nicht 
erlaubt,  auf  seinem  Grundstücke  Vorrichtungen  anzubringen,  durch  welche 
dem  benachbarten  Grundstücke  zu  dessen  Nachtheil  Dampf,  Rauch  oder 
Kohlenstaub  in  ungewohnter  Weise  zugeführt  werden;  und  die  letzte  Be- 
stimmung ist  die  der  Baupolizeiordnung  für  Städte  vom  27.  Februar  1879 
welche  im  neunten  Absätze  vorschreibt:     ,Die  Höhe  der  Schornsteine  ist 
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den  örtlichen  VerhältniBsen  dergestalt  anzupassen,  dass  ungewöhnliche 
Rauch-  und  Russbelästigungen  der  nachbarlichen  Grundstücke  möglichst 
verhütet  werden,  wesshalb  in  bedenklichen  Fällen  dahin  Anordnung  zu 
treffen  ist,  dass  zu  diesem  Zwecke  eine  entsprechende  Erhöhung  der  Schorn- 
steine erfolgen  kann.* 

„Wenn  man  diese  Gesetzgebung  überblickt,  so  kommt  man  unwillkür- 
lich zu  der  Auffassung,  dass  die  Schwierigkeiten  für  den  Gesetzgeber  ganz 
ausserordentlich  gewesen  sind,  denn  wie  ich  glaube  durch  Betonung  von 
einigen  Worten  hervorgehoben  zu  haben :  mit  diesen  Paragraphen  in  der 
Hand  können  Sie  machen  was  Sie  wollen,  da  erreicht  man  gar  nichts  oder 
wenigstens  nur  mit  solchen  Schwierigkeiten,  dass  ich  mir  nicht  getrauen 
würde,  auf  Grund  dieser  Bestimmungen  vorzugehen.  Das  liegt  auch  auf 
der  Hand,  weil  die  Verhältnisse  bis  jetzt  noch  nicht  entfernt  soweit  geklärt 
sind,  dass  man  den  Städten,  beziehentlich  den  grösseren  Gemeinden,  ansinnen 
könnte,  so  scharf  vorzugehen,  dass  dadurch  die  übrigen  Bewohner,  von 
deren  Wohl  und  Wehe  ja  das  Wohl  und  Wehe  der  Stadt  abhängt,  geschädigt 
werden.  In  England  sind,  wie  ich  schon  erwähnte,  die  Eigenthümlichkeiten 
der  Gesetzgebung  auch  in  der  wörtlichen  Fassung  ganz  ausserordentlich 
gross,  und  es  bedarf  eines  sehr  umständlichen  Verfahrens,  um  eine  Belästi- 
gung durch  Rauch  nachzuweisen. 

„Einer  meiner  Freunde,  der  Geh.  Hofrath  Stöckhardt,  ist  vor  drei 
Jahren  als  Sachverständiger  in  England  gewesen  und  hat  mir  eingehend 
von  den  Schwierigkeiten  erzählt,  die  es  gehabt  hat,  dort  einen  Rauchschaden- 
process  durchzuführen. 

^Znm  Schlüsse  gestatte  ich  mir  noch,  meine  Vaterstadt  Chemnitz  mit 
einigen  Worten  zu  erwähnen.  In  einem  allerliebsten  humoristischen  Ge- 
dichte, welches  die  Städte  Sachsens  charakterisirt,  welche  Gymnasien  haben 
und  in  denen  ein  armer  unglückseliger  Gymnasiast,  der  fortgeschickt  worden 
ist,  wieder  Aufnahme  finden  kann,  ist  auch  unsere  Stadt  charakterisirt  und 
zwar  mit  dem  Passus:  ,Wo  mit  riesenhaftem  Fleisse  Chemnitz  alles  über- 
russt.'  So  schlimm  wie  der  Dichter  das  hier  gemacht  hat,  ist  es  nun  in 
Chemnitz  nicht;  wir  sind  weder  besser  noch  schlechter  als  andere  Fabrik- 
städt«,  und  auch  bei  uns  hat  man  sich  seitens  des  Rathes  ernstlich  bemüht, 
Abhülfe  zu  schaffen.  Es  ist  ebenfalls  nicht  gelungen,  obschon  seitens  der 
Parteien  nach  Kräften  gethan  worden  ist,  was  gethan  werden  konnte,  ob- 
wohl man  sogar  an  verschiedenen  Orten  besondere  Rauch  Verbrennungs- 
apparate eingerichtet  hat.  Die  Verfügung  des  Stadtrathes  datirt  aus  dem 
Jahre  1882,  und  ich  kann  Ihnen  versichern:  es  raucht  heute  noch  in  Chem- 
nitz wie  vorher,  und  ich  fürchte,  es  wird  auch  in  Zukunft  noch  einige  Jahre 
weiter  rauchen.  Aber  von  Interesse  ist  dabei  auch  für  weitere  Kreise  eine 
Entscheidung,  die  auf  Grund  eines  Widerspruches  von  einer  Anzahl  grosser 
Fabrikbesitzer  von  Seiten  des  Ministeriums  gefallt  worden  ist.  Die  Fabri- 
kanten hatten  nämlich  vom  Stadtrathe  verlangt,  dass  er  Ihnen  einen  be- 
stimmten Apparat  augeben  sollte,  den  sie  einzurichten  hätten,  um  die  Rauch- 
verbrennung zu  einer  vollständigen  zu  machen.  Der  Stadtrath  hatte  sich 
geweigert,  dies  zu  thun  und  betont,  das  sei  nicht  seine  Sache,  vorzuschreiben, 
wie  man  Rauch  verbrenne,  sondern  er  habe  nur  vorzuschreiben,  dass  er  ver- 
brannt würde,  das  wie  sei  dem  Einzelnen  zu  überlassen,  und  es  könne  ihm 
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nicht  angesonnen  werden,  besondere  Vorschriften  nach  dieser  Richtung  hin 
ZVL  geben  und  damit  seinerseits  auch  die  Verantwortung  für  den  Erfolg  zu 
übernehmen.  Auf  dessfallsigen  Recurs  hat  das  Ministerium  in  letzter 
Instanz  der  Ansicht  des  Stadtrathes  beigestimmt  und  ebenfalls  betont,  dass 
es  nnthunlich  sei,  im  öffentlichen  Interesse  einen  Fabrikanten  in  dieser 
Weise  zil  beschränken,  dass  mau  ihm  einen  Apparat  für  die  Rauchverbren- 
nnng  oder  sonst  etwas  vorschreibe,  wie  er  den  Schaden,  wegen  dessen  er 
angeklagt  gewesen  sei,  abzustellen  habe. 

„Das  war  in  Kürze,  was  ich  den  Herren  mitzutheilen  hatte." 


Correferent  Professor  Hermann  Bletschel  (Berlin): 

„Meine  Herren!  So  lange  Kohlen  als  Brennmaterial  in  Benutzung  ge- 
nommen worden  sind,  so  lange  besteht  die  Fra^e  der  Rauchbelästigung;  sie 
ist  Gegenstand  eifriger  Erörterungen  gewesen  und  hat  Anlass  zu  strengen 
gesetzlichen  Verordnungen  gegeben. 

„In  der  ältesten  Zeit  wendete  man  sich  behufs  Vermeidung  der  Rauch- 
belästigung direct  gegen  die  Verwendung  der  Kohlen  —  soll  doch  in  Eng- 
land im  14.  Jahrhundert  ein  Mann  wegen  Gebrauchs  von  Steinkohlen  und 
der  hierdurch  hervorgerufenenen  Vergiftung  der  Luft  Todesstrafe  oder  Folter 
erduldet  haben.  Die  mächtige  Entwickelung  der  Industrie  durchbrach  aber 
mit  unüberwindlicher  Gewalt  die  gesetzgeberischen  Schranken  und  seit  die- 
ser Zeit  versuchte  man ,  der  Rauchbelästigung  durch  Vorschriften  über  die 
technischen  Einrichtungen  der  Feuerungsanlagen  Herr  zu  werden. 

„Wenn  die  zur  Zeit  bestehenden  gesetzlichen  Verordnungen  auch  nicht 
geeignet  sind,  die  Leistungsfähigkeit  der  Technik  auf  diesem  Gebiete  klar 
zu  stellen,  so  geben  sie  doch  im  Hinblicke  auf  den  durch  sie  bisher  nicht 
erzielten  Erfolg,  ein  Bild  von  der  Schwierigkeit  der  Lösung  dieser  Frage. 
Es  ist  daher  angezeigt,  zunächst  einen  Blick  auf  die  gegen  Rauchbelästignng 
bestehenden  Gesetze  zu  werfen. 

„Die  ältesten  und  mit  die  strengsten  bilden  die  in  England  erlassenen 
Verordnungen.  Vom  Jahre  1853  datirt  in  London,  vom  Jahre  1866  in  ganz 
England  die  gesetzliche  Einführung  der  Rauchverbrennung  bei  Dampfkesseln, 
sowie  bei  allen  gewerblichen  Feuorungsanlagen.  Ueber  die  Wirkung  der 
Gesetze  habe  ich  aus  eigener  Anschauung  kein  Urtheil;  aus  dem  ,Descriptive 
Catalogue^  der  ^Smoke  abatement  exhibitioti'^  aber,  welche  im  Winter  1881/82 
in  London  stattfand,  geht  hervor,  dass  wegen  der  schwierigen  Durchführ- 
barkeit der  Gesetze  ein  voller  Erfolg  nicht  erzielt  worden  ist. 

„Die  in  Frankreich  bestehenden  Verordnungen  gegen  Rauch- 
belästigung bestimmen  laut  Art.  19  des  Decrets  vom  25.  Januar  1865,  dass 
die  Feuerungen  sämmtlicher  feststehender  Dampfkessel  ,ihreu  Rauch  ver- 
zehren müssen*.  Für  Paris  sind  von  dem  Präfecten  diesen  Verordnungen 
noch  weitere  ergänzende  Bestimmungen  hinzugefügt  worden.  Wie  sich  die 
för  Frankreich  beziehungsweise  für  Paris  geltenden  Gesetze  bewährt  haben, 
geht  aus  einem  mir  vorliegenden  Schreiben  des  Bezirkspräsidenten  von 
Metz  hervor,  in  welchem  gesagt  wird,  dass  der  Verwaltung  zur  Bekämpfung 
der  Rauchbelästigung  gesetzliche  Handhaben  zwar  bereits  lange  vor  1870 
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zu  Gebote  gestanden  haben,  dass  aber  leider  die  mit  denselben  gemachten 
Erfahrungen  sehr  unbefriedigte  gewesen  sind. 

„Um  einen  klaren  Einblick  in  die  deutschen  beziehungsweise  öster- 
reichischen und  schweizerischen  Verhältnisse  zu  gewinnen,  hat  der 
Secretär  unseres  Vereins,  llerr  Dr.  Spiess,  die  Güte  gehabt,  an  die  be- 
treffenden Behörden  der  einzelnen  Landestheile,  sowie  der  grösseren  Städte 
zu  schreiben  und  um  Einsendung  der  gesetzlichen  Vorschriften  ersucht. 

„Mit  nur  geringen  Ausnahmen  ist  diesem  Wunsche  mit  dankenswerther 
Bereitwilligung  entsprochen  worden.  Aus  den  eingegangenen  Schreiben  habe 
ich  entnommen,  dass  allgemeine  Gesetze  in  der  Schweiz  nicht  erlassen  sind; 
nur  im  Canton  Basel- Stadt  bestehen  ziemlich  strenge  Vorschriften  für  die 
Feueruugseinrichtungen  aller  Dampfkessel  und  ähnlicher  Anlagen ,  nach 
welchen  unter  Androhung  von  Strafen,  die  bei  nicht  erreichter  Abhülfe  bis 
auf  sofortige  Betriebseinstellung  sich  erstrecken  können,  die  Nachbarschaft 
weder  durch  Rauch  und  Russ,  noch  in  anderer  Weise  durch  die  den  Kaminen 
entströmenden  Gase  belästigt  oder  geschädigt  werden  darf. 

„In  Oesterreich  giebt  es  ebenfalls  allgemeine  Gesetze  nicht,  auch  die 
in  den  einzelnen  Städten  geltenden  sind  meist  ziemlich  weiter  Natura 
hervorzuheben  bleibt  nur  Prag,  welches  in  seiner  neuen  Bauordnung  für 
,grosse  Feuerungen,  insbesondere  für  Dampfkessel'  wirksame  Rauch- 
verzehrungsapparate  vorschreibt.  Diese  Bauordnung  ist  vom  Landtage  be- 
reits genehmigt,  hat  aber  durch  Ausstehen  der  Allerhöchsten  Genehmigung 
noch  keine  Gesetzeskraft  erhalten. 

„Von  den  deutschen  Städten  finden  sich  in  dem  grösseren  Theile  der- 
selben, besonders  in  den  kleineren  Städten,  nur  ganz  allgemein  gehaltene 
Vorschriften,  trotzdem  von  den  Regierungen  —  so  in  Preussen  durch  eine 
Verfügung  des  Ministers  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten  vom 
7.  März  1857  —  die  einzelnen  Landestheile  zu  strengen  Maassnahmen  gegen 
Rauchbelästigung  veranlasst  worden  sind.  Der  Sinn  dieser  allgemeinen  Vor- 
schriften lautet -etwa:  Belästigung  durch  Rauch  ist  thunlichst  zu  vermeiden, 
oder:  übermässige  Rauchbelästigung  ist  verboten. 

„In  einem  Theile  der  deutschen  Städte  jedoch  hat  die  Frage  der  Rauch- 
belästigung eingehende  Erörterung  erfahren  und  besondere  gesetzliche  Vor- 
schriften hervorgerufen,  welche  den  strengen  englischen  Gesetzen  vielfach 
nichts  nachgeben.  Dieselben  schreiben  theils  die  Höhe  der  Schornsteine 
vor,  oder  fordern  die  Erhöhung  derselben  bei  eintretender  Rauchbelästigung, 
theils  gebieten  sie  die  eventuelle  Umänderung  der  Feuerungsanlagen,  theils 
verlangen  sie  Rauch  verzehrende  Feuerungen  für  den  Gewerbebetrieb,  beson- 
ders für  Dampfkessel.  In  einem  Falle  geben  sogar  die  Vorschriften  der 
Baubehörde  das  Recht,  die  Wahl  des  Brennmaterials  vorzuschreiben.  Strafen, 
welche  sich  auf  das  Nichteinhalten  der  Vorschriften  beziehen,  gehen  in 
einigen  Fällen  bis  zur  Möglichkeit  der  Entziehung  des  Gewerbebetriebes.  — 

„Ueber  die  Handhabung  der  Gesetze  und  den  mit  denselben  erzielten 
Erfolg  finden  sich  nur  vereinzelt  in  den  eingegangenen  Schreiben  Mit- 
theilungen. Soweit  solche  vorliegen,  wird  bei  Nichtvorhandensein  von  Vor- 
schriften gegen  Rauchbelästigung  für  die  betreffenden  Städte  die  Noth- 
wendigkeit  besonderer  Vorschriften  meist  nicht  für  nöthig  befunden,  bei 
bestehenden,  ganz  allgemein  gehaltenen  Vorschriften  meist  das  Genügen 


Ueber  Rauchbelästigung  in  Städten.  95 

derselben  betont,  sofern  strenge  Vorschriften  erlassen  sind,  meist  die 
Schwierigkeit  der  Durchführung  hervorgehoben.  In  einem  Falle  wider- 
sprechen sich  sogar  die  Ansichten  des  Regierungspräsidenten  und  des 
Magistrats  einer  Stadt,  indem  ersterer  das  Genügen  der  Vorschriften  im 
Allgemeinen  erklärt,  letzterer  die  «kaum  zu  ertragende  Rauchbelästigung' 
in  Folge  Unmöglichkeit  der  allseitigen  Durchführung  der  Vorschriften  her- 
vorhebt. 

„Von  besonderem  Interesse  für  uns  sind  die  der  allerneuesten  Zeit 
entstammenden  Gesetze. 

„Von  diesen  hebe  ich  die  des  Königreichs  Württemberg  hervor,  welche 
in  der  neuen  allgemeinen  Bauordnung  enthalten  sind.  Nach  Absatz  6  des 
§.  48  derselben  kann  ,insbesondere  bei  gewerblichen  Feuerungen,  wenn  die 
Umstände  dies  rechtfertigen,  die  Anbringung  einer  rauchverzehrenden 
Vorrichtung  verlangt  werden*.  Diese  Vorschriften  haben  indess  der  Haupt- 
stadt Stuttgart  nicht  genügt  und  sind  denselben  vom  Gemeinderath  daselbst 
unter  dem  4.  September  1884  noch  weitere  ergänzende  Bestimmungen  hin- 
SQgefügt  worden,  mit  Hülfe  deren  der  Gemeinderath  sich  verspricht,  der 
Belästigung  durch  Rauch  Herr  zu  werden. 

„Von  den  allerneuesten  Erörterungen,  welche  von  Behörden  angestellt 
worden  sind,  möchte  ich  nur  noch  diejenigen  der  Stadt  Dresden  anführen; 
dieselben  haben  zu  Vorschriften  geführt,  welche  demnächst  den  Stadtver- 
ordneten zur  Berathung  und  Beschlnssfassung  vorgelegt  werden  sollen. 
Dieselben  sind,  da  sie  auf  sehr  eingehenden  Vorarbeiten  beruhen  und  unter 
Zuziehung  von  hervorragenden  Sachverständigen  aufgestellt  worden  sind, 
als  mastergültig  anzusehen  und  werth,  um  zu  Ihrer  Kenntniss  gebracht  zu 
werden. 

„Dieselben  lauten : 

VoTsobriften  zur  Verhütung  von  Rauoh-  und  Russbelästigungen. 

§.  1- 

Fenerungs-  und  Schornsteinanlagen ,  welche  zu  gewerblichen  oder  Fabrik- 
zwecken dienen,  sowie  Centralheizungen  müssen  dergestalt  hergestellt  und  betrieben 
werden ,  dass  aus  den  Schoi-nsteinen  regelmässig  nicht  solcher  Bauch ,  welcher 
Boss  in  sichtbaren  Mengen  enthält,  in  die  Luft  entweicht.  Wo  sich  letzteres  aus- 
nühmsweise  und  vorübergehend  nicht  vermeiden  lässt,  darf  ein  Entweichen  solchen 
Bauches  nicht  länger  und  häufiger  stattfinden ,  als  bei  ordnungsmässigem  und 
sorgfältigem  Betriebe  einer  dem  jeweiligen  Stande  der  Technik  entsprechenden 
zweckmässigen  Feuemngsanlage  bei  Verwendung  eines  mittelguten  Brennstoffes 
unbedingt  nicht  verhindert  werden  kann. 

Diese  Vorschrift  findet  auch  Anwendung  auf  Feuerungs-  und  Schornstein- 
anlagen von  Fahrzeugen  mit  Ausnahme  der  Locomotiven,  jedoch  einschliesslich 
der  Strassendampf wagen  und  Dampfschiffe,  sowie  auf  Locomobilen. 

§.  2. 

Bereits  vorhandene  Anlagen  der  in  §.  1  bezeichneten  Art,  welche  den  da- 
selbst angegebenen  Anforderungen  nicht  entsprechen,  müssen  der  Vorschrift  in 
§•  1  gemäss  bis  zum  1.  Mai  1887  eingerichtet  und  von  diesem  Zeitpunkte  ab  be- 
trieben werden. 

Insoweit  es  jedoch  auf  unzweckmässiger  Handhabung  der  Feuerung  beruht, 
wenn  bei  dergleichen  Anlagen  der  nach  §.  1  erforderliche  Erfolg  nicht  erreicht 
wird,  ist  dem  auch  schon   vor  dem   1.  Mai   1887   innerhalb   angemessener,   vom 
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Ratbe  nach  Gehör  der  Königl.  Gewerbe  -  Inspection  zu  bestimmender  Frist  abzu- 
helfen. 

§.  3. 

Für  andere  als  die  in  §.  1  angegebenen  Zwecke,  insbesondere  also  auch  als 
Küchen-  und  Stubenöfen  dürfen  nur  solche  Feuerungsanlagen  errichtet  werden, 
welche  durch  ihre  Bauart  eine  möglichst  rauch  -  und  russf^eie  Verbrennung  dauernd 
sichern. 

Stellt  sich  später  heraus ,  dass  die.  Bauart  dieser  Feuerungsanlagen  der  vor- 
stehend vorgeschriebenen  Anforderung  nicht  genügt,  so  ist  sie  binnen  einer,  dem 
Hauseigenthümer  zu  setzenden  angemessenen  Frist  der  Bestimmung  des  Absatz  1 
entsprechend  einzurichten. 

Die  technische  und  baupolizeiliche  Genehmigung  einer  Feuerungsanlage  ent- 
bindet den  Eigenthümer,  Inhaber  oder  Unternehmer  einer  derartigen  Anlage  nicht 
von  der  Verpflichtung,  dieselbe,  dafem  sich  später  heraussteUt,  dass  sie  den  An- 
forderungen des  §.  1  nicht  genügt,  binnen  einer  ihm  zu  setzednen  angemessenen 
Frist  den  Bestimmungen  in  §.  1  entsprechend  einzurichten.     • 

§.  5. 

Uebertretungen  der  in  §.  1  bis  4  gegebenen  Vorschriften  wei"den  gegen  den 
Eigentliümer  oder  Inhaber  der  Anlage  sowie  gegen  die  mit  der  Besorgung  und 
Ueberwachung  der  Feuerung  beauftragt«  Person  mit  Geldstrafe  bis  zu  hundert 
und  fünfzig  Mark  geahndet. 

Ausserdem  kann ,  wenn  und  so  lange  trotz  wiederholter  behördlicher  Auf- 
forderung den  Vorschriften  in  §.  1  bis  4  nicht  entsprochen  wird,  die  Einstellung 
der  Benutzung  der  betrefifenden  Feuer ungsanlage  verfügt  werden. 

Dresden,  am 

Der  Rath  der  Königlichen  Haupt-  _.      « .     -, .  ,       ^ 

,   T»      .,  j.    Jij,  T\        A  1^10   Stadtverordneten, 

und  Residenzstadt  Dresden. 

„Meine  Herren!  Aus  dem  Ihnen  von  mir  Mitgetheilten  geht  hervor, 
dass  die  Nothwendigkeit  der  Rauchbeseitiguug  von  vielen  Behörden  als  ein 
dringendes  Bedürfniss  anerkannt  wird,  dass  auch  vielfach  und  zum  Theil 
seit  langer  Zeit  Vorschriften  bestehen,  welche  die  Behörden  in  den  Stand 
setzen,  mit  Energie  einschreiten  zu  können.  Demnach  müsste  eigentlich 
die  Lösung  der  Rauch belästigungsfrage  für  diese  Städte  bereits  als  ab- 
geschlossen zu  betrachten  sein,  da  die  Vorschriften  doch  nur  auf  Grund 
von  Erhebungen  erlassen  worden  sein  können,  welche  die  Einhaltung  und 
Erfüllung  der  gegebenen  Vorschriften  als  möglich  hingestellt  "haben.  Die 
Wirklichkeit  beweist  das  Gegentheil  und  wird  es  daher  meine  Aufgabe  sein, 
Ihnen  die  Schwierigkeiten  für  eine  rationelle  Lösung  der  Rauchbelästigungs- 
frage vor  Augen  zu  führen. 

„Zunächst  müssen  wir  uns  zu  diesem  Zwecke  über  den  Begriff  der 
Ranchbelästigung  verständigen.  Unter  Rauch  werden  die  durch  den  Ver- 
brennungsprocess  entwickelten,  mit  Russ  stark  gemischten,  an  und  für  sich 
unsichtbaren  Gase  verstanden. 

„Als  Ursache  der  Rauchbelastigung  wird  meist  Russ  als  alleinige 
Ursache  angesehen.  Diese  Ansicht  ist  meiner  Meinung  nach  nicht  zu- 
treffend, wenigstens  müsste  alsdann  die  Beseitigung  der  Rauchbelästigung 
mehr  vom  Standpunkte  der  Sauberkeit,  also  mehr  aus  ästhetischen  Gründen, 
als  vom  Standpunkte  des  Gesundheitsschutzes  gefordert  werden; 
denn  der  Russ  als  reiner  Kohlenstoff  kann  auf  die  Gesundheit  einen  be- 
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sonders  nacbtheiligen  Einfluss  wobl  nicht  ausüben,  wenigstens  ist,  soviel  ich 
weiss,  ein  solcher  noch  nicht  nachgewiesen  worden. 

,,Für  die  Gesundheit  kommen  meines  Erachtens  -in  erster  Linie  die 
unsichtbaren  Rauchgase  in  Betracht.  Sofern  diese  nur  aus  Kohlensäure 
bestehen,  werden  sie  bei  der  schnellen  Mischung  mit  atmosphärischer  Luft 
als  unschädlich  zu  betrachten  sein.  Anders  verhält  es  sich  vielleicht  mit 
dem  schon  in  kleinen  Mengen  schädlichen  Kohlenoxjd  und,  soweit  die  Kohle 
Bchwefelhaltig  ist,  mit  der  schwefligen  Säure. 

„In  meinem  eigenen  Hause  habe  ich  beobachtet,  dass  durch  Anthracit, 
welcher  circa  2  bis  3  Proc.  Schwefel  enthielt  und  dessen  Verbrennung  in 
Folge  meiner,  für  denselben  ungeeigneten  Feuerungsanlage  eine  unvoll- 
kommene war,  bei  vollständiger  Rauchlosigkeit  schwere  Rauchgase  ent- 
wickelt wurden,  welche  durch  Herabsinken  und  Eindringen  in  meine  Woh- 
nung derartig  die  Luft  verunreinigen  und  Uebelbefinden  bei  mir  und  den 
Meinigen  hervorriefen,  dass  ich  von  dem  bei  geeigneter  Gonstruction  der 
Feuemngsanlage  so  vortrefflichen  Heizmateriale  absehen  musste. 

„Die  Vermeidung  der  Rauchbelästigung  setzt  entweder  voraus, 
dass  der  durch  Feuerungsanlagen  entwickelte  Rauch  nicht  in  das  Bereich 
unserer  nächsten  Umgebung  gelange,  oder  dass  überhaupt  eine  Entwickelung 
▼on  Rauch  durch  Feuerungsanlagen  vermieden  werde. 

„Die  erste  Bedingung  ist  nur  zu  erreichen,  wenn  der  Rauch  iu  so  hoch 
gelegene  Luftschichten  abgeführt  wird ,  dass  er  entweder  gar  ^icht  oder  in 
mit  Luft  äusserst  verdünntem  Zustande  zu  uns  gelangen  und  das  Herab- 
sinken des  Russes  erst  in  angemessener  Entfernung  von  uns  erfolgen  kann. 
Es  ist  auf  den  ersten  Blick  einleuchtend,  dass  diese  Bedingung  in  der 
Praxis  nicht  immer  zu  erfüllen  ist,  denn  wenn  beispielsweise  eine  Stadt  von 
Bergen  eingeschlossen  wird,  so  führen  selbst  hohe  Schornsteine  die  Rauch- 
gase nicht  denjenigen  Luftschichten  zu,  die  zur  Vermeidung  der  Rauch- 
belästigung erreicht  werden  müssten,  aber  auch  selbst  bei  freier  Lage  der 
Stadt  genügt  die  Höhe  der  Schornsteine  unserer  gewöhnlichen  Haushaltungen 
in  der  Regel  nicht,  um  stets  den  Rauch  von  uns  fei*n  zu  halten.  Im  All- 
gemeinen ist  für  die  Rauchbelästigung  der  Gewerbebetrieb  von  grösserer 
Bedeutung,  als  die  Feuerungen  der  Haushaltungen,  da  bei  einer  jeden  der 
letzteren  nur  geringe  Mengen  Brennmaterial  zur  Verbrennung  kommen, 
mithin  die  Rauchvertheilung  auf  eine  grössere  Fläche  erfolgt,  während  bei 
dem  Gewerbebetriebe  stets  eine  grössere  Menge  Kohlen  verbrannt  werden, 
mithin  die  nächste  Umgebung  durch  quantitativ  grössere  Rauchentwickelung 
stärker  in  Mitleidenschaft  gezogen  wird. 

„Die  zweite  Bedingung,  die  Abwesenheit  des  Rauches,  setzt  die 
vollkommene  Verbrennung  der  Kohle  oder  wie  man  sich  allgemein  aus- 
drückt, die  Rauchverzehrung  voraus.  Allerdings  wird  durch  eine  solche 
aswar  Russ  und  Kohlenoxyd,  nicht  aber  die  Entwickelung  der  schwefligen 
Säure  vermieden.  Für  diese  bleibt  daher  nur  die  Ableitung  in  hohe  Luft- 
Bchichten  oder  zur  möglichsten  Vermeidung  derselben,  die  Wahl  von  Kohlen, 
welche  arm  an  Schwefel  sind,  übrig. 

„Meine  Herren ,  wohl  auf  wenigen  Gebieten  der  Technik  sind  so  viele 
Gonstructionen  entstanden,  als  auf  dem  Gebiete  der  Rauchverzehrung.  Die 
von  dem  Karlsruher  Bezirksvereine  deutscher  Ingenieure  zur  Behandlung 
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der  Raucbverzehrungsfrage  ernannte  Gommisfiion  hat  d^m  von  ihr  eretatteten 
Berichte  allein  238  Constructionen ,  alle  diesem  Zwecke  dienend,  beigefügt, 
ohne  damit  die  Zahl  der  vorhandenen  Constructionen  erschöpft  zu  haben. 

„Nach  der  Theorie  erfolgt  vollkommene  Verbrennung  von  Kohle,  wenn 
mit  dem  Sauerstoffe  der  zugeführten  Luft  der  gesammte  in  den  Kohlen  ent- 
haltene Kohlenstoff  zu  Kohlensäure,  der  Wasserstoff  zu  Wasser  sich  ver- 
bindet. Die  durch  diesen  Hergang  entwickelte  Wärmemenge  wird  zur 
Temperaturerhöhung  der  Verbrennungsproducte  verwendet,  welche  alsdann 
einen  Theil  der  Wärme,  durch  Verdampfung  des  Wassers,  durch  Abgabe 
an  ihre  nächste  Umgebung,  also  an  das  Mauerwerk  etc.  verlieren,  einen 
Theil,  wie  beabsichtigt,  nutzbar  an  die  Recipienten  abführen,  einen  Theil 
zur  Erzeugung  der  erforderlichen  Luftströmung  und  Ableitung  behalten 
und  durch  den  Schornstein  der  Atmosphäre  überliefern.  Offenbar  ist  die 
erzengte  Wärmemenge  dann  die  grösste,  wenn  gerade  so  viel  Sauerstoff, 
also  entsprechend  so  viel  Luft,  als  zur  vollkommenen  Verbrennung  erforder- 
lich ist,  zugeführt  wird,  da  ein  Ueberschuss  nur  eine  Abkühlung  der  Ver- 
brennungsproducte herbeiführt. 

„In  der  Praxis  ist  es  leider  unmöglich,  mit  der  theoretischen  Luft- 
menge eine  vollkommene  Verbrennung  zu  erzielen.  Der  Grund  ist  haapt- 
sächlich  in  der  durch  die  erforderliche  Schichtung,  die  körperliche  Beschaffen- 
heit, die  nothwendige  feste  Lagerung  des  Brennmaterials  u.  s.  w.  bedingten 
ungleichmässigen  Luftvertheilung  zu  suchen,  welche  nicht  gestattet,  an  jedes 
Theilchen  des  Brennstoffes  die  gerade  erforderliche  Luftmenge  zu  leiten.  In 
der  Regel  nimmt  man  daher  in  der  Praxis  zur  möglichst  vollkommenen 
Verbrennung  die  Zuführung  ungefähr  der  doppelten  theoretischen  Luft- 
menge an  und  muss  sich  dementsprechend  mit  einem  geringeren  Nutzunga- 
werthe  des  Brennmaterial  es  begnügen. 

„Was  nun  die  Rauchbildung  betrifft,  so  ist  diese  auf  die  in  den 
Brennstoffen  enthaltenen  Kohlenwasserstoffverbindungen,  sowie  ebenfalls  auf 
die  Unmöglichkeit  der  gleichmässigen  Luftvertheilung  zurückzuführen. 

„Gestatten  Sie,  über  die  Entstehungsweise  des  Rauches  die  in  dem 
bereits  erwähnten  vortrefflichen  Berichte  der  Karlsruher  Commission  an- 
geführte Stelle  statt  aller  weiteren  Auseinandersetzungen  zur  Vorlesung 
bringen  zu  dürfen. 

„Der  Bericht  sagt: 

,Verschiedene  Hypothesen  sind  dafür  aufgestellt  worden,  doch  soheinen 
die  Auffassungen  von  Scheurer-Meunier  wohl  die  richtigen  su  aein; 
derselbe  schreibt  an  angegebener  Stelle  Seite  125  ^): 

,Seit  einigen  Jahren  sind  aber  weitere  Beobachtungen  gesammelt 
worden  und  auf  Grund  dieser  Entdeckungen  ist  es  möglich,  eine  Theorie 
des  Rauches  zu  geben.  Hierzu  fusse  ich  auf  die  Arbeiten  der  Herren 
Sainte-Glaire  Deville  über  die  Dissociation  und  Berthelot  über  die 
Einwirkung  der  Wärme  auf  die  Hydrocarbürette.  Herr  Sainte-Glaire 
Deville  hat  gezeigt,  dass  sich  bei  genügend  starker  Erwärmung  eines 
Gases  seine  Elemente  von  einander  trennen;  kühlt  man  plötzlich  dieses 
Gemenge  ab,  so  findet  man  in  den  kalten  Gasen  ein  einfaches  Gemenge  an 


*)  CiTÜ-Ingenieur,  1869 


Ueber  Rauchbelästigung  in  Städten.  99 

Stelle  der  unpr&nglichen  Verbindung.  Geht  aber  die  Abkühlung  langsam 
▼or  sicli,  80  treten  die  Elemente  wieder  in  die  ursprungliche  Verbindung 
sosammen.  Andererseits  hat  Herr  Berthelot  dargethan,  dass  sich  bei 
hohen  Hitiegraden  aus  gewissen  zusammengesetzten  Körpern,  besonders 
dem  Kohlenwasserstoffe,  neue  Verbindungen  anf  Kosten  der  Elemente  der 
ursprünglichen  Verbindung  bilden  können,  und  dass  dabei  Kohlenstoff 
ausgeschieden  werden  kann. 

,Durch  diese  beiden  Entdeckungen  ist  die  Frage  der  Ranchbildung 
nahezu  gelöst.  Betrachten  wir,  was  auf  einem  mit  Steinkohle  beschickten 
Roste  Tor  sich  geht,  so  sehen  wir,  dass  bei  einem  mit  halb  verbrannter 
Kohle  bedeckten,  also  glühenden  Kokes  führenden  Roste  kein  Rauch  ge- 
bildet wird,  wogegen  sich,  sobald  frische  Kohle  in  das  Feuer  geworfen 
^rd,  schwarzer  Rauch  zu  entwickeln  und  in  die  Rauchcanäle  zu  ent- 
weichen beginnt.  Dieser  Rauch  nimmt  aber  immer  mehr  ab  und  ver- 
schwindet zuletzt  ganz,  bis  wieder  von  Nenem  aufgeschüttet  wird. 

«Hierbei  findet  folgender  Vorgang  statt:  In  dem  Momente,  in  welchem 
die  Steinkohle  auf  die  brennende  Masse  geworfen  wird ,  erfahren  die  darin 
enthaltenen  Kohlenwasserstoffverbindungen  die  Einwirkung  einer  hohen 
Temperatur  und  fangen  zu  destilliren  an.  Diese  Dftmpfe  entzünden  sich 
bei  der  Berührung  mit  atmosphärischer  Luft  sofort  und  verzehren  den 
Sauerstoff  der  Umgebung.  Wird  letzterer  nicht  durch  Zuführung  neuer 
Lnfbmengen  ersetzt,  so  zieht  in  die  Esse  ein  Gasstrom  ab,  welcher  sich  in 
dem  Zustande  befindet,  wie  er  von  dem  Roste  ausgegangen  ist,  nämlich  in 
unvollkommen  verbranntem  Zustande,  und  welcher  desshalb  noch  Kohlen- 
wasserstoffverbindungen enthält.  Dies  ist  die  erste  sich  darbietende  Hypo- 
these. Zweitens  befinden  sich  nach  der  De  vi  11  ersehen  Theorie  die  Kohlen- 
wasserstoffverbindungen im  Moment  ihrer  Entwicklung  in  einem  sehr 
hohen  Hitzegrade,  wo  sie  ein  Gemenge  von  Kohlenstoff  und  Wasserstoff  im 
Gasznstande  bilden;  sie  verbrennen  also  vollkommen,  wenn  ein  genügendes 
Luftquantum  dazu  treten  kann,  verbrennen  aber  bei  ungenügendem  Luft- 
zutritte nur  unvollkommen  und  fallen  in  den  ersten  Zustand  zurück,  wenn 
die  Abkühlung  langsam  erfolgt.  Und  wenn  die  Abkühlung  plötzlich  ein- 
tritt, wie  dies  bei  der  Berührung  mit  dem  Gemäuer,  und  selbst  beim 
Zusammenstoss  mit  dem  kalten  Luftstrome  geschehen  kann,  so  wird  sich 
Kohlenstoff  in  der  Gestalt  von  Russ  ausscheiden  und  Wasserstoff  frei  werden, 
woraus  sich  die  Gegenwart  von  freiem  Wasserstoff  in  den  gasförmigen 
Verbrennungsproducten,  sowie  diejenige  einer  neuen  Quantität  von  Kohlen- 
wasserstoffverbindungen erklärt,  welche  sich  nach  der  Deville' sehen 
Theorie  in  Folge  partiellen  Wiederzusammentretens  bilden. 

^Drittens  wird  nach  der  Berthelot' sehen  Bemerkung  das  aus  der 
Kohle  sich  entwickelnde  und  der  Temperatur  des  Feuerraums  ausgesetzte 
Hydrocarbnret  zersetzt,  wobei  sich  neue  Verbindungen  mit  Ausscheidung 
von  Kohle  bilden,  kurz  schwarzer  Rauch  entwickelt.  Findet  genügender  Luft- 
zutritt statt,  so  verbrennt  das  Ganze ;  wenn  aber  die  Luft  fehlt,  so  bleibt  der 
Rauch  neben  den  nun  entwickelten  Kohlenwasserstoffverbindnngen  bestehen. 

yDies  ist  die  Art,  wie-  Rauch  entsteht.  Dass  dabei  Luftmangel  als 
eine  wesentliche,  wo  nicht  die  einzige  Ursache  bezeichnet  wurde,  mag  für 
den  Augenblick  überraschend  erscheinen,  da  bekanntlich  die  Verbrennungs- 
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producte  der  Steinkohle  stets  überschüssige  Luft  enthalten,  allein  der  hier 
gemeinte  Loftmangel  bezieht  sich  nur  auf  einen  bestimmten  ins  Auge 
gefassten  Gasstrom  und  die  aus  dem  Feuerraume  aufsteigenden  Gase  sind 
wie  ein  Complex  von  verschiedenen  parallel  neben  einander  hinziehenden 
Gasströmen  mit  mehr  oder  weniger  Sauerstoffgehalt  zu  betrachten.  Wenn 
sich  diese  verschiedenen  Schichten  beim  Umspülen  der  Dampfkessel  einmal 
gemischt  haben,  so  können  sie  schon  so  abgekühlt  worden  sein,  dass  der 
Sauerstoff  auf  die  brennbaren  Gase  keine  Wirkung  mehr  auszuüben  vermag. 
Der  Kauch  bildet  sich  also  trotz  des  Ueberschusses  von  atmosphärischer 
Luft,  welcher  in  der  Gesammtmasse  der  Yerbrennungsproducte  der  Steinkohle 
vorhanden  ist,  wegen  des  localen  Mangels  an  Luft  in  gewissen  Gasschichten.' 

„Meine  Herren,  Sie  sehen  aus  diesen  Mittheilungen  das  Ziel,  nach 
welchem  die  Technik  zu  streben  hat.  Wie  aber  stets,  so  führen  auch  in 
diesem  Falle  verschiedene  Wege  zum  Ziele  und  ist  aus  diesem  Grunde  die 
Zahl  der  bestehenden  Gonstructionen  eine  so  bedeutende. 

„Es  würde  über  den  Rahmen  meines  Referates  hinausgehen,  wenn  ich 
Sie  mit  Gonstructionen  für  Rauch  verzehrung  bekannt  machen  wollte,  nur 
soviel  sei  bemerkt,  dass  es  keine  giebt,  die  bedingungslos  als  gut  an- 
gesehen werden  kann,  denn  da  die  Kohlen  verschiedene  Zusammensetzung 
und  körperliche  Beschaffenheit  zeigen,  erfordern  sie  auch  verschiedene  Gon- 
structionen zur  Rauchverzehrung. 

„Auch  die  Frage  der  zukünftigen  Bedienung  der  Feuerungsanlage 
wird  bei  der  Wahl  der  Construction  von  wesentlichem  Einflüsse  sein  müssen, 
denn  eine  noch  so  gute  Anlage,  schlecht  bedient,  wird  nie  zufriedenstellende 
Ergebnisse  liefern  können.  Eine  grosse  Anzahl  von  Gonstructionen  sind 
daher  gemacht  worden,  um  die  Bedienung  möglichst  in  Unabhängigkeit  von 
der  sachgemässen  Beschickung  der  Feuerungsanlage  zu  bringen,  allein  die 
hierdurch  erzielten  Ehrfolge  können  —  abgesehen  von  den  Kosten,  welche 
diese  Gonstructionen  in  der  Regel  sowohl  in  Anlage  als  Betrieb  yer- 
orsachen  —  niemals  in  Goncurrenz  mit  denjenigen  treten,  welche  durch 
die  Arbeit  verständnissvoller  Heizer  zu  erreichen  sind. 

„Wenn  die  Bedienung  der  Anlagen  als  eine  wesentliche  Bedingung 
für  die  gute  Wirkung  der  Feuerungsanlagen  anzusehen  ist,  wird  zur  Er- 
zielung rationeller  Verbrennung  auch  auf  die  Ueberwachung  des  Ueiz- 
personales  Werth  gelegt  werden  müssen.  Ist  die  Feuerungsanlage  der  zur 
Verbrennung  gelangenden  Kohle  angemessen  construirt,  so  bildet  in  der 
That  die  Rauchentwickelung  jederzeit  die  beste  Gontrole.  Nach  dem  Ent- 
weichen des  Rauches  aus  dem  Schornsteine  und  der  Farbe  des  Rauches 
ist  mit  grosser  Sicherheit  auf  die  Bedienung,  d.  h.  sowohl  auf  die  Zwischen- 
räume, als  auf  die  Art  der  Beschickung  zu  schliessen.  Entweicht  dem 
Schornsteine  in  der  weitaus  grösseren  Zeit  ein  ganz  schwacher,  durch- 
sichtiger Rauch,  80  kann  man  mit  dem  Heizer  wohl  zufrieden  sein  und 
ich  ziehe  sogar  für  Beurtheilung  des  Betriebes  in  vielen  Fällen  diesen 
schwachen  Rauch  einer  vollkommen  rauchfreien  Verbrennung  vor,  weil  bei 
dieser  die  Beurtheilung  aufhört,  ob  gerade  der  erforderliche  oder  ein  zu 
grosser  und  auf  die  Verbrennungsproducte  abkühlend  wirkender  Luftübe r- 
Bchuss  dem  Brennmateriale  zugeführt  wird.  —  Es  kann  also  unter  Umstän- 
den eine  rauchfreie  Verbrennung  zu  Vergieudang  von  Brennmaterial  führen. 
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„Da  die  Rauchbildung  auf  die  Kohlen wasserstofTverbindangen  in  der 
Kohle  zurückzuführen  sind,  so  geht  hervor,  dass  die  Anwendung  von  festen 
Brennstoffen,  welche  arm  an  diesen  Verbindungen  sind,  eine  nahezu  rauch- 
freie Verbrennung  sichert.  Es  sind  hier  hauptsächlich  Goaks  und  Anthracit 
zu  nennen.  Leider  ist  die  Anwendung  dieser  Brennstoffe  eine  beschränkte, 
theils  wegen  Eigenart  des  Heizbetriebes,  theils  wegen  Theuerkeit  oder 
schwieriger  Beschaffung.  Wie  bereits  erwähnt,  wird  aber  durch  Anwendung 
dieser  Brennstoffe  wohl  die  Belästigung  durch  Rusb,  nicht  aber  die  Belästigung 
durch  Rauchgase  unbedingt  aufgehoben,  auch  liegt  nicht  unmittelbar  in 
dem  Mangel  an  Russ  ein  Vortheil  für  den  ökonomischen  Betrieb.  —  In 
Bezug  auf  vollkommene  Verbrennung  unterliegen  die  genannten  Brennstoffe 
natürlich  denselben  Bedingungen  wie  die  anderen  Kohlensorten. 

„Den  festen  Brennstoffen  stehen  die  gasförmigen  gegenüber  und 
da  bei  diesen  es  möglich  ist,  eine  sehr  innige  Mischung  mit  der  zur  voll- 
kommenen Verbrennung  erforderlichen  Luft  erzielen  zu  können,  so  ist  man 
in  der  Lage,  mit  nur  ganz  geringem  Luftüberschusse  auszureichen  und 
dem  entsprechend  einen  hohen  Nutzwerth  bei  absoluter  Rauchlos igkeit  zu 
erlangen.  Die  Gasfeuerungen  werden  daher  als  die  Feuerungen  der  Zukunft 
bezeichnet,  und  in  der  That  sind  in  letzter  Zeit,  nachdem  noch  vorhandene 
constructive  Schwierigkeiten  überwunden  worden  sind,  bereits  sehr  beach- 
tenswerthe  Resultate  zu  verzeichnen.  Vorläufig  kann  Gasfeuerung  jedoch 
nur  für  grossen  Betrieb  Anwendung  finden. 

„Meine  Herren!  Aus  dem  Gesagten  werden  Sie  erkennen,  wie  viel- 
seitig die  Aufgabe  der  Vermeidung  der  Rauchbelästigung,  soweit  die  schwef- 
lige Säure  ausser  Betracht  bleibt,  gelöst  werden  kann,  also  entweder  durch 
Entsenden  des  Rauches  in  hohe  Luftschichten,  durch  Wahl  rauchfrei  brennen- 
der fester  Brennstoffe,  durch  rauchverzehrende  Feuerungsanlagen,  durch 
Anwendung  gasförmiger  Brennstoffe.  Die  Technik  ist  also  nicht  in  Ver- 
legenheit in  Bezug  auf  die  Mittel,  wie  steht  es  aber  nun  in  Bezug  auf  die 
praktische  Verwerthung,  auf  die  Durchführung  gesetzlicher  Vorschriften  für 
Rauchvermeidung. 

jyWas  zunächst  die  Ueberleitung  der  Rauchgase  in  höhere  Luftschich- 
ten betrifft,  so  ist  dieselbe  bei  ungünstiger  Lage  nicht  immer  zu  erreichen. 
Für  die  Haushaltungen  ausserdem  muss  von  der  Anwendung  sehr  hoher 
Schornsteine  von  vornherein  aus  ästhetischen,  baulichen  und  finanziellen 
Rücksichten  Abstand  genommen  werden,  nur  im  einzelnen  Falle  kann 
die  Anwendung  eines  entsprechend  hohen  Schornsteines  in  Frage  kommen. 

„In  der  Wahl  derjenigen  festen  Brennstoffe,  welche  arm  an  Kohlen- 
wasserstoffverbindungen sind,  kann  die  allgemeine  Lösung  der  Rauch- 
belästigungsfrage  nicht  erblickt  werden,  da  die  Wahl  der  Brennstoffe  von 
dem  Heizbetriebe  und  der  geographischen  Lage  des  betreffenden  Ortes  ab- 
hängig zu  machen  ist.  Es  würde  eine  grosse  Schädigung  der  wirthschaft- 
lichen  Interessen  heissen,  wollte  die  Behörde  das  Brennmaterial,  selbst  auch 
nur  für  den  einzelnen  Fall,  vorschreiben. 

„Dos  Gleiche  und  in  noch  bedeutenderem  Maasse  muss  bei  der  Kind- 
heit, in  welcher  die  Gasfeuerung  steht,  von  dieser  gesagt  werden;  erreicht 
es  die  Technik,  dass  die  Gasfeuerung  derartig  vervollkommnet  wird,  dass 
dieselbe  in  Anlage  und  Betriebskosten  dem  festen  Brennmateriale  vorzu- 
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Hierauf  wird  die  Discussion  eröffnet 

Geh.  Oberreglernngsrath  Goltz  (Berlin)  machte  im  AnBchluss  an 
die  von  den  beiden  Referenten  gegebenen  Mittbeilungen  über  gesetzgeberische 
Anläufe  zur  Bekämpfung  der  Rauohbelästigung  in  verschiedenen  Ländern 
auf  einige  neuerdings  in  Preussen  von  den  Polizeibehörden  unternommene 
Versuche  aufmerksam ,  auf  Grund  einer  ganz  allgemeinen  gesetzlichen  Be- 
stimmung des  Landrechts,  welche  es  als  Aufgabe  der  Polizei  bezeichne, 
„Anstalten  zu  treffen,  welche  das  Publicum  vor  Gefahren  schützen^,  den 
rauchverbreitenden  Gewerbebetrieben  entgegenzutreten.  Dieser  Versuch 
sei  indess  an  dem  Aus8pruc))e  des  höchsten  Gerichtshofes  in  Verwaltungs- 
streitsachen, des  prenssischen  Oberverwaltungsgerichtes,  gescheitert,  das 
dahin  entschieden  habe,  dass  die  Rauchbelästigung  zwar  als  nachtheilig 
für  das  Publicum  anzusehen,  dass  aber  eine  Gefahr  darin  nicht  zu  erblicken 
sei  und  dass  somit  das  polizeiliche  Einschreiten  gegen  Rauchbelästigung 
für  unzulässig  erklärt  werden  müsse.  Dadurch  sei  die  Frage  der  Rauch- 
belästigung wenigstens  für  Preussen  in  ein  ganz  eigenthümliches  Stadium 
getreten,  denn  es  werde  nunmehr  sehr  schwer  sein,  eine  Polizei  Verordnung 
zu  erlassen,  die  der  Rauchbelästigung  entgegentrete.  Für  Preussen  bleibe 
jetzt  nur  noch  die  Reichsgesetzgebung  übrig,  die  nur  ganz  bestimmte  Ge- 
werbe als  solche  bezeichne,  deren  Anlage  eine  besondere  polizeiliche  Con- 
trole  und  besonderer  Concessionirung  bedürfe  und  nur  auf  solche  direct  der 
Polizei  unterstellte  Gegenstände  erstrecke  sich  ihre  Befugniss,  Verordnungen 
zu  erlassen.  —  Auf  eine  Civilklage,  die  also  das  polizeiliche  Gebiet  gar 
nicht  tangire,  habe  das  Reichsgericht  in  Leipzig  entschieden,  dass  ein 
Nachbar  den  anderen  nicht  durch  Rauch  belästigen  dürfe,  und  dass  das 
Reichsgericht  einen  Schadenanspruch  für  begründet  erachte.  Danach  werde 
sich  also  jetzt,  wenigstens  in  Preussen,  der  Schwerpunkt  der  Raucbbe- 
lästigungsfrage  in  die  Civilgerichte  verlegen. 

Mediclnalrath  Dr.  Reich  (Freiburg)  hat  in  der  Aufzählung  der 
Stoffe,  welche  den  Russ,  den  Rauch  der  Steinkohle  zusammensetzen,  einen 
Stoff  vermisst,  das  Arsen,  der  als  nicht  unerheblicher  Bestandtheil  der  Stein- 
kohle von  Herrn  Hofrath  Fischer,  Professor  der  Mineralogie  an  der  Frei- 
burger Universität ,  nachgewiesen    sei  ^).      Auf  diese  Untersuchungen   hin 


^)  Ueber  das  mikroskopische  und  optische  Verhalten  verschiedener  Kohlenwasserstoffe, 
Harze  und  Kohlen.  Von  H.  Fischer  und  Dr.  Rüst.  Zeitschrill  für  Krystnllo- 
graphie  etc.  VII,  3,  S.  230,  wo  es  heisst: 

p  Bezüglich  des  Auftretens  von  Arsen  in  Steinkohlen  haben  wir  noch  ein  paar  Zeilen 
beizutugcn,  welche  in  das  sanitätspoliteiliche  Fach  schlagen.  Gewisse  Steinkohlensorten, 
welche  sich  im  Handel  befinden,  sind  schon  für  das  freie  Auge  mehr  oder  weniger  reichlich 
mit  Schnüren  und  Adern  von  Schwefelkies  bis  zur  Mächtigkeit  von  mehreren  Centimetem 
durchzogen.  Ist  nun  schon  dieser  Umstand  für  die  Benutzung  der  betrefTenden  Kohlen- 
Sorten  als  Brennmaterial  je  nach  Umständen  wegen  der  Verflüchtigung  des  Schwefelt  aiicht 
unwichtig,  so  fällt  noch  viel  mehr  ein  anderer  in  die  Wagschale,  nämlich  dass  manche 
Schwefelkiese  arsenhaltig  sind;  so  hat  schon  Breithaupt  wahrgenommen,  dass  jenes  bei  den 
von  Klussspath  und  Schwerspath  begleiteten ,  also  auf  Erzgängen  vorkommenden  Schwefel- 
kiesen zutreffe.  Wir  fanden  in  solchen  schwefelkiesreichen  Kohlen  auch  kleine  grünlichgelbe,' 
fast  «ilbcrwcisse  Wellen,  welche  zwar  im  Kölbchen  nicht  die  Beschläge  des  Arsenkieses  gaben. 
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habe  er  bei  der  Regierung  beantragt,  man  möge  Mittel  bewilligen,  um  die 
Sache  weiter  zu  verfolgen  und  die  chemische  Untersuchung  der  Steinkohlen, 
namenllich  des  Rauches  mit  Bezug  auf  den  Arsengehalt,  weiter  zu  gestatten. 
Diesem  Antrage  sei  jedoch  nicht  willfahrt  worden  und  doch  sei  es  gewiss 
Ton  Interesse,  die  Sache  weiter  zu  verfolgen,  denn  wenn  sich  nachweisen 
lasse,  dasB  der  Stein  kohlen  rauch  wirklich  Arsen  enthalte,  so  werde  damit 
eine  Handhabe  gegeben,  polizeilich  in  Bezug  auf  die  Rauchbelästigung  oin- 
zn  schreiten. 

Ingenieur  Einbeck  (Stuttgart)  constatirt,  dass  aus  den  Mittheilungen 
der  beideu  Herren  Referenten  hervorgehe,  daes  eine  Hauptursache  zu  der 
übermässigen  Rauchentwickelung  bei  Feuerungsanlagen  in  unsachgemässer 
Bedienung  zu  suchen  sei  und  dem  müsse  er  nach  seinen  Erfahrungen  bei 
der  Ueberwachung  des  Betriebes  von  Centralheizungen  vollständig  bei- 
stimmen. In  Krankenhäusern  werde  vielfach  die  Feuerungsanlage  von 
sogenannten  frommen  Brüdern,  in  öffentlichen  Staatsgebäuden  von  civilver- 
sorgungsberechtigten  Soldaten  etc.  besorgt,  von  Leuten,  die  von  Feuerungs- 
anlagen und  überhaupt  von  einer  solchen  Arbeit,  wie  sie  hier  nöthig  sei, 
gar  keine  Aiinung  und  meist  auch  wenig  Lust  dazu  haben.  Desshalb 
scheine  es  ihm  durchaus  wünschenswerth,  dass  in  höherem  Maasse  für 
Schalen  gesorgt  werde,  in  denen  sachkundige  Heizer  gebildet  werden,  da  ein 
ganzer  Theil  Sachkenntniss  dazu  gehöre,  eine  Feuerung  gut  und  rationell 
zu  bedienen.  Wenn  solche  Schulen  da  seien,  könne  gesetzgeberisch  verlangt 
werden,  dass  Feuerungsanlagen  von  bestimmter  Grösse  nur  von  geschulten 
Heizern  bedient  werden.    Er  beantrage  desshalb  folgende  Resolution: 

„Da  eine  wesentliche  Ursache  für  die  lästige  Rauch- 
entwickelung bei  Feuerungsanlagen  in  der  unsach- 
gemässen  Bedienung  derselben  zu  suchen  ist,  so 
erscheint  es  wünschenswerth,  dass  seitens  der  Behörden 
für  Schulen  gesorgt  wird,  in  denen  Heizer  die  zu  ihrem 
Berufe  erforderlichen  Kenntnisse  erwerben  können.  Als- 
dann sind  die  Behörden  in  der  Lage,  gesetzgeherisch  zu 
verlangen,  dass  zum  Betriebe  grösserer  Feuerungs- 
anlagen geprüfte  Heizer  angestellt  werden.^ 

Ingenieur  Henneberg  (Berlin)  findet  es  nicht  recht,  dass  bei  Be- 
sprechungen über  Rauchbelästigung  stets  nur  die  Hälfte  und  zwar  die 
kleinere  Hälfte  der  Materie  erörtert  werde,  indem  der  Schwerpunkt  der 
-^»•acbtung  stets  nach  der  Seite  der  grossen  Feuerungen  verlegt  werde, 
^^   die  die  Frage    der    Rauch  Vermeidung    verhältnissmässig    leichter    zu 


**"    doch    Spuren    von   Arsen   zu   enthalten    schienen;    aber    noch    mehr,    eine   Steinkohle, 

^^Iche  äusserlich    selbst   mit    der   Lupe   gar    keine    metallglänzenden    Pünktchen    erkennen 

^^1  ergab    bei    der    qualitativen  Analyse   einen  so   starken  Arsengehalt,    dass    der  hierauf 

^Ht    gefaeste    Chemiker,   welcher   die  Analyse   vornahm,    sich   mehrere   Tage    nachher   in 

^^S^  der  Arseneinwirkung  merklich  unwohl  fühlte.     Wie  leicht  unter  den  mannigfaltigsten 

^^^tinden    bei  der   Benutzung   solcher   Kohlen   schleichende    Vergiftungszufälle,   an    deren 

^•Itten  Grund  nnin  gar  nicht  dachte ,  hervorgerufen  werden  können,  liegt  nahe  genug.     In 

^•B  DünnsrhlifTen    der  Kohlen  heben  sich  die  Partikeln    von  Eisenkies  und  Arsenkies  durch 

>area  Metallglanz  besonders  bei  Abbiendung   des    durchfallenden  Lichtes   sehr   deutlich  ab." 
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lösen  sei  wie  für  die  einfachen  Fenerungsanlagen  des  Hauses,  die  Stuben- 
öfen und  Küchenherde,  die  jeder  amtlichen  Controle  entzogen  seien.  Selbst 
in  Fabrikstädten  seien  die  „grossen"  Anlagen  in  übersehbarer  Anzahl, -«o 
dass  man  wohl  daran  denken  könne,  ihre  Rauchproduction  zu  controliren 
und  ihr  entgegen  zu  treten,  und  dabei  gewiss  bei  vielen  Fabrikbesitzern 
Unterstützung  finden  werde,  die  gerne  bereit  sein  werden,  durch  Aendemng 
der  Construction,  der  Kohle,  der  Bedienung  der  Oefen  dem  Uebelstande  der 
Rauchbelästigung  abzuhelfen.  Ganz  anders  aber  liege  es  mit  den  Oefen 
der  Privathäuser,  die  so  eingerichtet  sein  müssen»  dass  sie  von  vollständig 
unkundiger  Hand  bedient  werden  können  und  die  durch  ihre  überwältigende 
Anzahl  wenigstens  ebenso  sehr  wie  die  Fabriken  und  Centralbeizungen  die 
Luft  durch  Rauch  verunreinigen.  Und  hier  empfehle  es  sich  vielleicht, 
durch  eine  Concurrenz  über  den  besten  und  am  sichersten  wirkenden  Zim- 
merofen, durch  praktische  Regeln  über  die  Anlage  der  sogenannten  „russi- 
schen Röhren",  durch  Beschränkung  der  Anzahl  der  in  einen  Schornstein 
mündenden  Ofenrohre,  durch  Prämirung  solcher  Einrichtungen,  welche  in 
ihren  Leistungen  dem  angestrebten  Ziele  möglichst  nahe  kommen  u.  dergl. 
Besserung  zu  schaffen.  Die  Klagen  über  Rauchbelästigung  seien  fast 
immer  auf  Klagen  über  R  u  s  s  belästigung  zurückzuftkhren ,  und  hiervon 
komme  ein  grosser  Theil  auf  die  kleinen,  häufig  sehr  niedrigen,  oft  zu 
engen,  oft  verstopften,  oft  überlasteten  russischen  Rohre  der  Wohnhäuser. 
Selbst  wenn  die  Anlage  eines  Fabrikschornsteins  und  die  Feuerungsanlage 
so  schlecht  sei,  dass  sie  unverbrannten  Kohlenstoff  in  grösserer  Menge  ent- 
weichen lasse,  so  biete  sie  doch  durch  ihre  Höhe  einige  Sicherheit,  dass  die 
Luftströmungen  in  den  oberen  Regionen  den  Russ  fein  vertheilt  über  eine 
grosse  Fläche  ausbreiten,  so  dass  er  sich  weniger  bemerkbar  mache.  Der 
Russ  aus  den  niederen  Schornsteinen  der  Privathäuser  aber  lege  sich  auf 
das  Dach  und  werde  von  da  durch  den  Wind  in  die  Strassen  gefegt;  die 
kleine  Hausfeuerung  arbeite  langsam  aber  stetig  und  producire  ganz  un- 
glaubliche Quantitäten  von  Russ.  Diese  solle  man  nicht  über  die  grossen 
Fabrikfeuerungen  vergessen. 

Correferent  ProfeSSOr  Bletschel:  Am  schwierigsten  sei  jeden- 
falls den  häuslichen  FeueruDgen  durch  Gesetze  beizukommen  und  so  finde 
man  auch  in  den  meisten  Bestimmungen  gegen  Rauchbelästigung  noch 
Vorschriften  über  die  Weite  der  Schornsteine  und  über  die  Anzahl  der 
Oefen ,  deren  Rauch  in  ein  gemeinschaftliches  Schornsteinrohr  geführt 
werden  dürfe.  Gegen  derartige  Gesetze  aber  werde  meist  sehr  Verstössen, 
da  eine  diesbezügliche  Controle  schwer  durchführbar  sei.  Das  grösste 
Hinderniss,  welches  der  wirksamen  Durchführung  gesetzlicher  Vorschriften 
gegen  Rauch entwickeluug  bei  den  Haushaltungsfeuerungen  entgegenstehe, 
müsse  in  der  BedienuDg  gesucht  werden,  die  meist  in  der  Hand  weiblicher 
Dienstboten  liege,  von  denen  eine  sachgemässe  Behandlung  der  Feaerongs- 
anlage  weder  zu  erwarten  noch  zu  verlangen  sei.  Desshalb  empfehle  et 
sich,  wolle  man  nicht  Unerreichbares  verlangen,  die  Vorschriften  gegen 
Rauch  Vermeidung  zunächst  auf  gewerbliche  Anlagen,  Centralbeizungen  etc. 
zu  beschränken.  In  seinem  Referat  habe  er  die  Nothwendigkeit  der  Ueber- 
wachung  der  Gesetze  betont  und  nur  in  der  Erfüllung  dieser  Forderung 
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könne  man  eine  Lösung  der  Raucbfrage  innerhalb  der  teohnisch  erreich- 
baren Grenzen  erwarten,  lieber  diese  von  ihm  vertretene  Ansicht  bitte  er 
besonders  die  Herren  Yerwaltnngsbeamten  sich  äussern  zu  wollen,  da  wenn 
diese  der  Ansicht  seien,  dass  diese  Fordemng  erfüllbar  sei,  hege  er  die 
Ueberzeugung,  dass  man  sehr  wohl  der  Raachbelastigung  mit  Erfolg  ent- 
gegentreten könne. 

Oberbürgermeister  Dr.  Stäbel  (Dresden)  erklärt  sich  von  dem 
bis  jetzt  Gehörten  wenig  befriedigt  und  erblickt  darin  eine  stille  Kritik 
gegen  das  Vorgehen  des  Dresdener  Magistrats,  dessen  neueste  Verordnung 
betreffend  Rauchverhütung  der  Herr  Correferent  mitgetheilt  habe.  In 
Dresden  sei  der  Rauch  eine  wirkliche  Calamität  geworden  und  der  Magistrat 
sei  gedrängt  worden,  etwas  dagegen  zu  thun.  Aber  er  müsse  dem  bei- 
stimmen, dass  die  Calamität  nicht  allein  durch  den  Fabrikbetrieb,  sondern 
namentlich  auch  durch  die  Wohnungsheizungen  entstehe;  in  Stadttheilen, 
die  gar  keinen  Fabrikbetrieb  haben,  die  nur  aus  Villen  bestehen ,  finde  die 
Ueberschüttung  mit  Russ  zu  .gewissen  Tageszeiten,  ganz  besonders  aber, 
wenn  der  Schornsteinfeger  sein  Unwesen  dort  getrieben  habe,  in  einer  für 
Jedermann  missfälligen  Weise  statt.  Desshalb  bestehe  in  Dresden  die 
Absicht,  nicht  nur  betreffs  der  Feuerungsanlagen,  sondern  auch  bezüglich 
der  Reinigung  der  Schornsteine  Vorschriften  zu  erlassen. 

Die  Heizerfrage  spiele  in  Dresden  gar  keine  Rolle,  da  die  Anstellung 
▼OD  Heizern  für  alle  communalen  Anstalten  zur  stehenden  Regel  geworden 
sei,  im  Gegensatz  zu  den  Staatsanstalten,  in  denen  vielfach  noch  eine  in 
solcher  Beziehung  .übel  angebrachte  Sparsamkeit  herrsche. 

Der  Herr  Correferent   habe   erwähnt,    dass    die  Technik   noch    kein 
Universal-,  d.  h.  kein  in  jedem  Falle  durchgreifendes  Mittel  gegen  Rnss- 
erzeugung  bei  der  Feuerung  kenne,  es  sei  ferner  gesagt  worden,  das  Ab- 
führen von  Rauch  und  Russ  in  höhere  Luftschichten  sei  oft  schwierig,  die 
Wahl  der  Ofenconstruction  könne  den  Leuten  nicht  vorgeschrieben  werden, 
die  Gasfeuerung  sei  noch  in   der  Kindheit,    von  den  Rauch  verzehr  ungs- 
apparaten  sei  der  eine  nur  für  dieses,  der  andere  nur  für  jenes  Brennmaterial 
praktisch  und  der  Erfolg  hänge  also  von  dem  Materiale  ab,  welches  gebrannt 
werden    solle  u.  dergl.,    das   seien    wenig    tröstliche   Aussichten    und    er 
könne  nur  hoffen,  dass  die  einschlägigen  Versuche  und  Studien  noch  nicht 
am  Ende  seien,  dass  neben  der  Technik  vielleicht  auch  die  Chemie  durch 
Verbesserung  des  Feuerungsmaterials  das  Ihre  zur  Lösung  der  so  wichtigen 
^Vage  beitragen  möge. 

Betriebs-  und  Baninspector  Roth  (Frankfurt  a.  0.)  giebt  Mit- 

theilang  über  die  Ranchfrage  beim  Eisenbahnbetriebe,  der  auch  nicht  in 
^  Lage  sei,  die  Beschwerden,  welche  der  Rauch  hervorrufe,  gänzlich  zu 
^^^tigen.  Nur  die  Berliner  Stadtbahn  habe  es  erreicht,  keine  Rauch- 
'^^l^igung  zu  verursachen ,  indem  sie  nur  Coaks  brenne ,  aber  der  Kosten- 
punkt verbiete  die  allgemeine  Einführung  der  Coaks  an  Stelle  der  wesentlich 
billigeren  Steinkohle.  —  Was  die  Förderung  der  Anstellung  geschulter 
l^oizer  betreffe,  so  seien  die  bei  den  Eisenbahnen  reichlich  vorhanden  und 
^  Folge*  der  Kohlenprämien  könne  man  sicher  sein ,  dass  keine  Schaufel 
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Steinkohle  mehr  verbrancht  werde,  als  absolut  nötbig  sei.  Dennoch  ent- 
stehe Ranch,  auch  wenn  man  das  Ausblaserohr  zu  Hülfe  nehme,  da  es 
anmöglich  sei,  das  Feuer  immer  so  zu  behandeln,  dass  man  bei  der  Ankunft 
auf  dem  Bahnhofe  mit  einer  ganz  durchgebrannten  Beschickung  zum  Halten 
komme  und  dass  man  mit  kleinem  Feuer  eine  genügend  hohe  Dampfspannung 
erhalte,  um  eine  bestimmte  zu  bewältigende  Achsenzahl  in^ Bewegung  zu 
setzen.  Noch  erschwert  werde  die  gleicbmässige  Feuerung  durch  das  An- 
halten auf  den  Stationen,  die  ungleichen  Steigungen,  die  Rücksichten  auf 
eingetretene  Verspätungen  und  so  sei  eine  Rauchbelästigung  auf  den 
Perrons  der  Stationen  auch  bei  ausgebildeter  Technik  und  erprobten  Be- 
amten oft  nicht  zu  vermeiden.  Also  auch  da,  wo  keine  Industrie  sei, 
tragen  die  Eisenbahnen  zu  Rauchansammlungen  bei,  welche  durch  den 
Wind  auf  bedeutende  Entfernung  fortgetragen,  recht  unangenehm  fühlbar 
werden  können.  Leider  sei  er  nicht  in  der  Lage,  Mittel  angeben  zu  können, 
wie  den  bezeichneten  Rauchbelästigungen  abzuhelfen  und  so  lange  die 
Eisenbahn  die  Pflicht  habe,  Reisende  und  Güter  zur  rechten  Zeit  fortzu- 
scbafien,  müsse  man  diese  Plage  mit  in  den  Kauf  nehmen. 

Bürgermeister  Schnetzler  (Karlsruhe)  berichtet  über  die  Be- 
rathungen  einer  vor  Kurzem  in  Karlsruhe  zum  Stadium  der  vorliegenden 
Frage  niedergesetzten  Commission  der  städtischen  Behörden,  die  zu  dem 
gleicben  Resultat  gekommen  sei,  nämlich,  dass  sich  eine  bestimmte,  positive, 
klare  Formel,  wie  man  die  Rauchbelästigung  unterdrücken  könne,  einfach 
nicht  finden  lasse,  dass  die  Tecbnik  nicht  so  weit  sei,  eine  solche  Formel  zu 
geben.  Desswegen  aber  dürfe  man  diese  Sache  doch  nicht  so  pessimistisch 
auffassen  und  die  Verwaltungsbehörden  sollen  nicht  die  Hände  in  den 
Schooss  legen.  Es  gebe  eine  Reihe  von  Mitteln,  mit  denen  der  Rauch, 
wenn  auch  nicht  ganz  beseitigt,  so  doch  wesentlich  gemindert  werden 
könne.  Es  sei  hier  ausgeführt  worden,  dass  Feuerungsanlage ,  Heizer, 
Kamine  u.  s.  w.,  alles  so  beschaffen  sein  könne,  dass  es  wenigstens  in  ge- 
ringerem Maasse  rauche,  als  bei  der  gewöhnlichen  un zweckmässigen  Ein- 
ricbtung  oder  Bedienung  und  nun  müsse  es  Aufgabe  der  Verwaltungs- 
behörden sein,  wo  eine  Beschwerde  komme,  gründlich  zu  untersuchen  — 
beziehungsweise  durch  die  den  betreffenden  Behörden  wohl  überall  zur 
Verfügung  stehenden  Sachverständigen  untersuchen  zu  lassen  —  wie  in 
dem  einzelnen  Falle  zu  helfen  sei  und  wie  die  Missstände,  über  welche  die 
Nachbarschaft  mit  Recht  klage,  abzustellen  seien.  Dabei  handele  es  sich 
hauptsächlich  um  gewerbliche  Etablissements,  ihm  sei  noch  nicht  ein  ein- 
ziger Fall  vorgekommen,  dass  jemand  geklagt  habe,  weil  er  durch  Küchen- 
kamine oder  gewöhnliche  Hauskamine  geschädigt  worden  sei.  Dagegen 
kommen  Klagen  sehr  häufig  vor,  dass  gewerbliche  Etablissements  durch 
^auch  belästigen.  Wenn  man  von  einem  Berge  auf  eine  Stadt  herunter- 
sehe, so  würde  man  häufig  genug  bemerken,  dass  aus  einem  einzigen 
Fabrikschornsteine  eine  Rauchsäule  aufsteige,  die  sich  Kilometer  lang  über 
die  Gegend  hinziehe  und  gegen  die  aller  andere  Rauch  schlechterdings 
verschwinde.  Es  seien  hauptsächlich  diese  gewerblichen  Etablissements, 
welche  die  Belästigung  hervorrufen.  In  Karlsruhe  habe  man  nun  eine 
Maassregel  ins  Auge  gefasst,  die  gegenwärtig  in  Ausführung  begriffen  sei 
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und  BU  der  die  GewerbeordnuDg  die  Hand  biete.  Sie  bestehe  darin,  dass 
man  eigene  Fabrikdistricte  an  der  Peripherie  der  Stadt  aasserhalb  der 
Windrichtang  gründe.  Es  sei  nämlich  in  der  Gewerbeordnung  (§.  23, 
Abs.  3)  und  dem  badischeu  Einfuhrungsgesetze  dazu  (Art.  3)  ausdrücklich 
▼orgesehen,  dass  für  Anlagen,  für  welche  die  gewerbliche  Concession 
erforderlich  sei,  besondere  Oertlichkeiten  bestimmt  werden  können  und 
wenn  man  nun  solche  Fabrikdistricte,  die  ausserhalb  der  Windrichtung 
liegen  und  in  deren  Nähe  Wohnhäuser  nicht  entstehen  werden,  ins  Leben 
rufe,  80  könne  mau  innerhalb  der  Stadt,  im  Gebiete  der  Wohnhäuser,  um 
so  strenger  sein.  Es  werde  dann  gar  keine  besonderen  Schwierigkeiten 
haben,  dass  man  die  Rauchbelästigung  wenigstens  auf  ein  geringeres  Maass 
als  es  bisher  der  Fall  wai*,  reducire.  Bis  jetzt  habe  man  nur  in  einer 
einsigen  Stadt  (Dresden)  versucht,  solche  Fabrikdistricte  einzurichten,  sonst 
noch  nirgends.  Das  sei  eine  eigenthümliche  Erscheinung.  Je  nach  der 
Lage  einer  Stadt  und  dem  Terrain,  das  ihr  zur  Verfügung  stehe,  könne  es 
ja  nicht  schwierig  sein,  die  Eirichtung  industrieller  Anlagen  auf  Gebiete 
hinznleiten,  wo  sie  für  Niemanden  schädlich  oder  belästigend  seien,  was 
doch  auch  den  Besitzern  selbst  sehr  zu  Gute  komme.  In  Karlsruhe  z.  B. 
sei  die  herrschende  Windrichtung  Südwest;  nach  Westen  hin  erweitern 
sich  die  Wohnbezirke  der  Stadt;  im  Nordosten  und  Osten  liege  unbebautes 
Terrain,  durch  die  Nähe  von  Eisenbahn  und  Strassenbahn  und  durch 
billigen  Kaufpreis  für  Fabriken  sehr  geeignet;  hier  können  also  solche 
Etablissements  entstehen  und  ohne  Störung  rauchen  soviel  sie  wollen.  Aber 
in  den  anderen  Stadttheilen,  die  vorzugsweise  Wohnzwecken  dienen,  müsse 
die  Errichtung  belästigender  Anlagen  gehindert  und  könne  von  den  Be- 
sitzern grösserer  Feuerungen  mit  Recht  verlangt  werden,  dass  sie  für 
Rauch freiheit  sorgen. 

Oberbargermelster  Becker  (Düsseldorf)  stimmt  dem  Vorredner 
bei,  dass  ein  durchgreifendes  Mittel,  das  in  allen  Fällen  empfohlen  werden 
könne,  zur  Zeit  nicht  bestehe,  dass  dagegen  aber  eine  Menge  einzelner 
Mittel  theils  in  der  Gonstruction  der  einzelneu  Anlagen,  theils  in  der 
Bedienung  derselben  sich  schon  jetzt  als  praktisch  brauchbar  erwiesen 
haben ,  die  zu  einer  wesentlichen  Verminderung  der  von  keiner  Seite  be- 
strittenen Belästigung  durch  Rauch  für  viele  grössere  Gemeinwesen  aus- 
reichend seien.  Wenn  auch  von  den  Herren  Referenten  keine  Thesen  auf- 
gestellt worden  seien,  so  habe  man  doch  aus  der  Discussion  reichen  Nutzen 
jdehen  können:  nur  solle  man  dann  auch  nicht  eine  einzelne,  bei  der  Dis- 
cussion  beantragte  Resolution,  betreffend  Ileizerschulen ,  zur  Abstimmung 
bringen,  was  doch  nur  wie  eine  sehr  einseitige  Behandlung  des  Gegenstandes 
erscheinen  würde. 

Ingenieur  Einbeck  (Stuttgart)  lasst  hierauf  seinen  Antrag  betreffend 
Errichtung  von  Heizerschulen  zurückziehen. 

Stadtbanrath  Frfihling  (Königsberg  i.  Pr.)  macht  darauf  auf- 
merksam, dass,  nachdem  dem  Rauche  so  viel  Uebles  nachgesagt  worden  sei, 
es  auch  Leute  gebe,  so  namentlich  in  England,  die  dem  Rauche  auch  etwas 
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meinem  Referate  nur  ein  Bild  von  dem  jetzigen  Standpunkte  geben  wollen 
und  können,  nnd  wenn  Herr  Oberbürgermeister  St  übel  der  Ansicht  ist, 
dass  es  zunächst  Aufgabe  der  Chemie  sei,  ein  Mittel  zu  finden,  das  man 
entweder  mit  der  Kohle  vereinigen  oder  als  solches  brennen  solle,  um  durch 
dasselbe  eine  vollständig  rauchfreie  Verbrennung  zu  erzielen,  so  ist  das 
ja  vielleicht  möglich,  aber  die  Wahrscheinlichkeit  liegt  meiner  Ansicht 
nach  fern. 

„Was  die  Thesen  betrifft ,  so  hat  bereits  Herr  Medicinalrath  F lin- 
zer dasNöthige  gesagt.  Ich  glaube,  es  ist  gut,  wenn  wir  von  der  Annahme 
aller  Anträge,  die  heute  gestellt  sind.  Abstand  nehmen,  da  diese  Anträge 
den  Anschein  erwecken  könnten,  als  erblicke  der  Verein  nur  in  der  durch 
die  Anträge  ausgesprochenen  Richtung  eine  Abhülfe  der  Rauchbelästigung. 
Dadurch ,  dass  überhaupt  die  Ranchbelästigung  auf  der  Tagesordnung  ge- 
standen hat,  ist  ja  schon  die  Wichtigkeit,  die  der  Verein  der  Frage  beilegt, 
genügend  erwiesen." 

Stadtbaumelster  Frühling  (Königsberg)  zieht  hierauf,  dem  Wunsche 
der  beiden  Herreu  Referenten  entsprechend,  seine  Anträge  zurück  und  es 
erfolgt  keinerlei  Abstimmung. 


Sodann  schreitet  die  Versammlung  zur  Neuwahl  des  AusscliUBses, 
die  entsprechend  §.  7  der  Satzungen  durch  schriftliche  Stimmabgabe  erfolgt. 
Gewählt  werden  die  Herren 

Bürgermeister  Dr.  v.  Erhardt  (München), 
Oberingenieur  F.  Andreas  Meyer  (Hamburg), 
Oberbürgermeister  Becker  (Düsseldorf), 
Medicinalrath  Dr.  Fliuzer  (Chemnitz)  und 
Regierungsrath  Dr.  Wolffhügel  (Berlin), 

die  in  Gemeinschaft  mit  den  Herren 

Medicinalrath  Dr.  Arnsperger  (Karlsruhe)  als  Vorsitzendem,  and 
Sanitätsrath  Dr.  Spiess  (BVankfurt  a.  M.j  als  ständigem  Secretär 

den  Ausschuss  für  das  Geschäftsjahr  1885  bis  1886  bilden  werden. 


Vorsitzender  Medicinalrath  Dr.  Arnsperger: 

„Meine  Herren  !  Erlauben  Sie  mir,  ehe  ich  die  Versammlung  schliesse 
und  ehe  Sie  nach  den  verschiedenen  Richtungen  des  Vaterlandes  aus  ein- 
ander gehen,  noch  einen  Rückblick  auf  die  Verhandlungen  zu  werfen,  und 
an  d(;m  heutigen  Tage,  der  gewissermaassen  den  Schlussstein  des  vergange- 
nen und  mit  der  Neuwahl  des  Ausschusses  den  Beginn  des  neuen  Geschäfts- 
jahres darstellt,  zuerst  und  in  erster  Linie  der  Thätigkeit  des  bisherigen 
verehrten  Präsidenten  und  des  diesjährigen  Ausschusses  zu  gedenken.  Wir 
haben  die  Versammlung  ausserordentlich  gut  vorbereitet  und  alles,  was  im 
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laufenden  Jahre  im  Interesse  des  Vereins  erfolgen  sollte,  in  ganz  vorzüg- 
licher Weise  durchgeführt  und  angeordnet  gefunden.  Mit  Rücksicht  auf 
diese  Geschäftslage  gereicht  es  mir  zu  besonderer  Ehre,  dem  abtretenden 
Herrn  Präsidenten  und  dem  diesjährigen  Ausschüsse  den  Dank  der  Ver- 
sammlang aussprechen  zu  können. 

^Ferner  erfülle  ich  eine  nicht  minder  angenehme  Pflicht,  wenn  ich 
den  Herren  Referenten,  die  uns  so  interessante  Mittheilungen  geliefert 
haben,  ebenfalls  den  Dank  der  Versammlung  ausspreche. 

„Ganz  Yorzüglich  aber  drängt  es  mich,  und  ich  gebe  damit  gewiss 
Ihrer  Aller  Gefühle  und  Ueberzeugung  Ausdruck,  sowohl  der  Stadt  Frei- 
barg als  auch  dem  Localcomite  für  die  freundliche  und  herzliche  Aufnahme, 
für  das  grosse  Interesse,  das  sie  unserem  Vereine  entgegen  gebracht  haben, 
und  für  die  vielen  Mühen  und  Opfer,  die  sie  der  Sache  dieser  Versammlung, 
insbesondere  der  Aufgabe,  uns  hier  aufzunehmen,  gebracht  haben,  unseren 
herzlichsten,  wärmsten  Dank  auszusprechen.  Wenn  Sie  damit  einverstanden 
sind,  so  wollen  wir  schüessen  mit  einem  Hoch  auf  die  Stadt  Freiburg.  Die 
Stadt  Freibarg  lebe  hoch!** 

Die  Anwesenden  erheben  sich  und  stimmen  drei  Mal  in  das  Hoch  ein. 


Schluss    der   Sitzang    12    Uhr, 


Besichtigungen, 

welche  an  den  drei  Nachmittagen  des  15.,  16.  und  17.  September 

Torgenommen  wurden: 

Städtisohe  Wasserleitung.  Seit  1876  besitzt  Freiburg  eine  aus- 
gezeichnete Wasserleitung,  welche  reines,  frisches  Quellwasser  liefert.  Die 
Quellen  liegen  im  Dreisamthaie,  etwa  5  km  oberhalb  Freibnrg  und  in  einer 
Höhe  TOD  etwa  40  m  über  der  Schwabenthoi  brücke  und  können  desshalb 
mit  natürlichem  Drucke  das  Stadtrohrnetz  und  die  Hausleitungen  bis  zu 
den  höchsten  Etagen  speisen ;  sie  speisen  ausserdem  ein  auf  dem  Schloss- 
berge liegendes  Hochreserroir,  welches  aus  zwei  Kammern  mit  je  2000  cbm 
Gehalt  besteht.  Die  tägliche  Wasserzuführung  wechselt  nach  Jahreszeit 
nnd  Witterang  Yon  7500  bis  12 000  cbm.  Was  die  Qualität  des  Wassers 
der  neuen  Wasserleitung  betrifft,  so  hat  die  chemische  Untersuchung 
ergeben,  dass  dasselbe  ein  ganz  vorzügliches  ist,  wie  es  sich  wohl  in 
wenigen  Städten  finden  dürfte:  Der  Härtegrad  beträgt  2*0  bis  2*1  Grade, 
der  Glührückstand  pro  Liter  0*01534  g,  der  Gehalt  an  Salpetersäure 
0*0017  bis  0*002 g,  an  organischer  Substanz  soviel  als  0*29  bis  0*31  mg 
Sauerstoff  zu  binden  vermag.  —  Die  bacteriologische  Untersuchung  des 
Trinkwassers  hat  nur  ganz  minimale  Mengen  von  Mikroorganismen  ergeben, 
wie  sie  wohl  auch  in  dem  reinsten  Quell wasser  vorzukommen  pflegen. 

▼{«rtoUahTMehrlfl  für  OMimdheiUipflage,  188«.  ^ 
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Canalisation.  Dieselbe  beruht  auf  dem  Princip  der  unterirdischen 
Schwemracanalisation ,  wonach  Tiefcanäle  die  Regen-  und  Abwasser  nebst 
den  Fäces  aufnehmen  und  dieselben  im  Süden  und  Westen  der  Stadt 
Lftndereiea  zuführen,  welche  nach  den  Regeln  des  Hang-  und  Beetbaues 
hergericlitct  werden  sollen.  Das  Project  theilt  die  Stadt  in  vier  Entwässerungs- 
bezirke (Zonen),  wovon  jeder  eine  seinen  hydrographischen  und  Gefalls- 
verhältnissen  angepasste  Behandlung  in  Bezug  auf  den  das  Abwasser  auf- 
zunehmenden Recipienten  (Wasserlauf  oder  Rieselfeld)  erfahren  soll.  Die 
Canäle  können  durchgehends  ein  Gefälle  von  beiläufig  1 :  100  erhalten.  Die 
Spülung  des  Hauptcanals  erfolgt  aus  dem  Springbrunnenbassin  am  Allee- 
garten, zur  Spülung  der  Canäle  werden  die  von  der  Altstadt  zufliessenden 
offenen  Bäche,  die  öfifentlichen  Brunnen  und  Springbrunnen  verwendet.  — 
Zur  Ventilation  dienen  die  Revisionsschächte  und  die  Abfallröhren  der 
Küchen  und  Aborte,  welche  als  Dunströhren  bis  über  die  Dachfläche  hinaus 
geführt  werden  sollen.  Nach  Ortsstatut  soll  sich  ein  Anschluss  der 
anstossenden  überbauten  Liegenschaften  an  die  Canalisation  auf  das  Ab- 
wasser aller  Gebäudetheile  einschliesslich  der  Fäcalien  beziehen,  doch 
darf  bei  schon  vorher  vorhandenen  Gehäuden  eine  Hausentwässerung  auch 
auf  die  Beseitigung  der  Abwasser  allein  beschränkt  werden. 

Die  akademischen  Spitäler  und  Universitätsinstitute  (bacteriologi- 
sches  Institut  etc.)* 

Die  Ereispflegeanstalt,  ein  neu  erbautes  Asyl  für  arbeite-  und  erwerbs- 
unfähige, geistig  oder  körperlich  defecte,  meist  der  öffentlichen 
Armenpflege  anheimgefallene  Menschen,  mit  einem  Belegraame  von 
500  Betten. 

Das  Bürgerspital  mit  dem  neuen  Pfründehaus. 

Das  neue  Spital  des  Mutterhauses. 

Das  Oarnisonslazareth. 

Neue  Schulgebäude:  Volksschule  an  der  Earlstrasse,  Realschule,  Gym- 
nasium, das  neue  vollendete  Knabenseminar,  eine  im  Bau  begriffene 
Volksschule  mit  24  Schulsälen. 

Das  neue  Zellengeföngniss. 

Das  neue  kaum  vollendete  städtische  Schlachthaus. 

Die  Milohkuranstalt. 

Die  Foudretteflabrik  von  Buhl  &  Keller. 
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Die  üeberbürdnng  der  Arbeiterinnen  nnd  Kinder  in 

Fabril^en 

auf  Grund  ihrer  der  hygienischen  Section  der  58.  Versammlung  Deutscher 
Naturfoi*scher  und  Aerzte  in  Strasshurg  erstatteten  lierichte 

von 

Dr.  Köttnitz,  Medicinalrath  in  Greiz  im  Voigtlande,  Dr.  Schuler, 
eidgenössischem  Fabrikinspector  in  Mollis  i.  d.  Schweiz  und  Dr.  Schwartz, 

Geh.  Medicinal-  und  Regierungsrath  in  Köln  ^). 


A,    Referat    Berichterstatter:  Dr.  Köttnitz. 

Bei  Erörterung  der  Ueberbürdung  der  Arbeiterinnen  und  Kinder  in 
Fabriken  kommt  nur  die  körperliche,  nicht  die  geistige  Ueberau strengung 
in  Betracht.  Als  solche  muss  yom  hygienischen  Standpunkte  diejenige 
Arbeitsleistung  oder  Thätigkeit  betrachtet  werden,  welche  geeignet  ist,  wenn 
regelmässig  fortgesetzt,  die  Gesundheit  der  betreffenden  Arbeiterinnen, 
beziehungsweise  Kinder,  zu  schwächen  oder  gar  zu  schädigen.  Im  weiteren 
Sinne  kann  auch  diejenige  Fabrikbeschäftigung  hinzugerechnet  werden, 
welche  der  Arbeiterin  die  Möglichkeit  benimmt,  sich  um  ihre  Haushaltung 
und  Familie  genügend  zu  kümmern. 

Die  körperliche  Ueberanstreugung  kann  bedingt  werden:  einmal  durch 
die  während  der  Arbeit  einzuhaltenden  Körperstellungen  und  zweitens  durch 
die  von  der  Arbeit  selbst  erforderte  Kraft.  Die  Folgen  der  Ueberbürdung 
oder  Ueberanstreugung  werden  sich  in  Form  mehr  oder  weniger  acut  oder 


*)  Die  im  Vorjahre  in  der  Magdeburger  Naturforscher-Versammluag  zur  Vorbereitung 
der  Verhandlungen  der  genannten  Section  eingesetzte  Commissiou,  bestehend  aus  den  UciTen 
Leo  Schulz  und  Rosenthal  (Magdeburg),  Günther  (Dresden),  Schwartz  (Köln),  und 
dem  Unterzeichneten,  hatte  beschlossen,  das  obige  Thema  als  besonders  zeitgemäss  auf  die 
Tagesordnung  zu  Retzen.  Wir  gingen  dabei  von  der  Auffassung  aus,  dass  für  die  Beurthei- 
lung  der  wichtigen  socialpolitischen  Fragen ,  welche  gegenwärtig  die  obersten  Behörden  des 
Reiches,  unsere  politischen  Körperschatlen  und  grosse  Volkskreise  mit  Recht  in  hohem 
>IaasL^e  beschäi*tigen,  der  hygienische  Gesichtspunkt  der  vorwiegende  sein  müsse,  und  dass 
die  hygienische  Section  der  Versammlung  Deutscher  Naturforscher  und  Aerzte  ein  geeignetes 
Forum  »ei,  um  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  mehr  oder  weniger  streitige  Fragen  joner 
Art  objectiv  zu  erörtern  und  zu  klären.  Auf  das  im  Auftrage  jeuer  Commissiou  von  dem 
Unterzeichneten  gestellte  Ansuchen  übernahm  bereitwillig  Herr  Köttnitz  das  Referat,  die 
Hen*en  Schuler  und  Schwartz  das  Correferat.  Es  erschien  nützlich,  die  von  den  Ge- 
nannten erstatteten  Berichte,  von  welchen  sich  im  Tageblatte  der  Naturfurscher-Versamm- 
lung  nur  kurze  Auszüge  finden ,  grösseren  Kreisen  zugänglich  zu  machen.  Die  Herren 
Berichterstatter  haben  dieselben  zu  diesem  Zwecke  einer  Revision  unterzogen  und  einzeln 
dem  Unterzeichneten  als  Mitherausgeber  „Der  deutschen  Vierteljabrsschrift  für  ötfentliche 
Sundheitspflege **  zugestellt,  um  ihre  Veröffentlichung  in  derselben  im  Zusammenhange  zu 
bewirken.  Wasser  fuhr. 

8* 
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chronisch  verlaufender  Veränderungen  oder  Erkrankungen  einzelner  Organe 
erkennen  lassen. 

Bei  fast  allen  Fabrikbetnehen ,  in  denen  Arbeiterinnen  und  Kinder 
beschäftigt  werden,  kommen  hauptsächlich  zwei  Körperstellungen  in  Betracht: 
entweder  anhaltend  aufrechtes  Stehen  oder  anhaltendes  Sitzen. 

In  den  mechanischen  Webereien,  Färbereien,  Appreturanstalten,  Sticke- 
reien, Spinnereien  und  Zeug-  oder  Wollen druckereien  muss  die  Arbeit  in 
stehender  Stellung  verrichtet  werden;  es  müssen  die  Arbeiterinnen  im  Alter 
über  16  Jahren  eben  so  lange  als  die  männlichen  Arbeiter  stehen,  und  zwar 
(wie  in  Greizer  Fabriken)  von  Morgens  6  Uhr  bis  Mittags  12  Uhr  mit  einer 
halbstündigen  Pause  um  9  Uhr,  dann  von  Mittags  1  Uhr  bis  Abends  7  oder 
8  Uhr  mit  einer  halbstündigen  Pause  um  4  Uhr.  Die  wirkliche  Arbeits- 
zeit erstreckt  sich  demnach  auf  11  bis  12  Stunden  für  Erwachsene,  auf 
8  bis  10  Stunden  für  Arbeiterinnen  im  Alter  von  14  bis  16  Jahren;  auf 
6  Stunden  für  Kinder,  genau  entsprechend  dem  §.136  der  Gewerbe-Ordnung 
für  das  Deutsche  Reich. 

Es  ist  bekannt,  dass  gerades  Stehen  mehr  ermüdet  als  das  Gehen,  denn 
es  müssen  beim  geraden  Stehen  die  zahlreichen  und  starken  Muskeln  der 
Halswirbelsäule,  zumal  die  Nackenmuskeln  und  die  Lendenmuskeln,  nament- 
lich der  Extensor  darsi  communis  unterstützt  vom  Quadratus  lumborum^ 
ferner  der  Musculus  Ileopsons  und  der  Musculus  rectum  femoris,  sowie  die 
Musculi  glutaci,  der  Quadriceps  fetnoris  und  die  Wadenmuskeln,  unterstützt 
vom  Tibialis  posticus  und  den  beiden  Peronei,  besonders  in  Action  treten. 
Diese  Muskeln  werden  in  Folge  der  gesteigerten  Inanspruchnahme  starker. 
Es  wird  dabei  auf  die  Beckenknochen  ein  bestimmter  Druck  und  Zug  aus- 
geübt. Da  aber  das  Wachsthum  und  die  Ossification  der  Knochen,  speciell 
des  Beckens,  im  Alter  von  12  bis  16  Jahren  noch  nicht  beendigt,  gerade 
während  des  Eintritts  der  Pubertät  in  einen  gewissen  Reizzustand  ver- 
setzt und  für  die  Einwirkung  äusserer  mechanischer  Schädlichkeiten  nach- 
giebiger sind,  so  treten  leicht  Difformitäten  des  Beckens  ein,  namentlich 
wenn  durch  mangelhafte  Ernährung  das  Festwerden  des  Knochengerüstes 
verzögert  wird.  Das  bei  uns  immer  häufigere  Vorkommen  von  platten ,  im 
geraden  Durchmesser  verengten  Becken  bei  Frauen ,  welche  in  ihrer  Kind- 
heit nicht  an  Rachitis  gelitten,  wohl  aber  vom  14.  Jahre  an  in  mechanischen 
Webereien  thätig  waren ,  lässt  sich  darauf  zurückführen.  Bei  solchen  Ar- 
beiterinnen trat  allerdings  kurze  Zeit  nach  ihrem  Eintritte  in  die  Fabrik 
auch  ein  gewisses  Kränkeln  ein. 

Durch  das  anhaltende  Stehen,  welches  nur  dann  mit  einer  stärkeren 
vornübergebeugten  Stellung  wechselt,  wenn  ein  in  der  Kette  gerissener 
Faden  zusammenzuknüpfen  ist,  wird  gleichzeitig  ein  solcher  Druck  auf  die 
im  Becken  liegenden  Organe  ausgeübt,  dass  durch  denselben  frühzeitig 
Lageveränderungen  sowie  Erkrankungen  der  Gebärmutter  und  ihrer  Adnexe 
und  Störungen  in  der  Menstruation  herbeigeführt  werden. 

Jedes  Jahr  in  der  Zeit  von  Ostern  bis  zum  Sommer,  während  welcher 
die  jugendlichen  Arbeiterinnen  in  den  Fabriken  einzutreten  pflegen ,  habe 
ich  zahlreiche  Beobachtungen  über  das  rasche  Entstehen  hartnäckiger  Chlo- 
rose und  Menstruationsanomalien  bei  Fabrikmädchen  machen  können,  die 
vorher  blühend  und  gesund  aussahen.     Man  könnte  geltend  machen,  dass 
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an  dem  raschen  Zastandekommen  der  Bleichsacbt  schlechte  Luft  in  den 
Fabrikr&amen  schuld  wäre,  dass  die  noch  in  der  Zunahme  begriffenen  Lun- 
gen in  ihrer  EntwickeluDg  etwas  zu rijlck gehalten  würden  (woran  ja  auch 
wieder  das  anhaltende  Stehen  Ursache  ist),  dass  es  durch  die  Pubertät  selbst 
bedingt  werde,  so  muss  dem  entgegengehalten  werden,  dass  die  Fabrikräume 
in  der  Textilindustrie  meist  gross  und  luftig  und  gut  ventilirt  sind,  dass 
nur  an  sehr  schwülen  Tagen,  wenn  die  Yentilationseinrichtungen  nicht  ge- 
nügend wirken,  die  in  der  Luft  suspendirten  Wollhärchen  oder  BaumwolU 
fasern  eingeathmet  werden.  Mir  will  es  aber  scheinen,  als  wenn  eiueUeber- 
reizxiTkg  des  Nerimsacusticus  durch  den  beständigen  Lärm  in  den  mechanischen 
Webereien  die  so  hartnäckige  Bleichsucht  auf  reflectorischem  Wege  beför- 
derte, wenn  nicht  gar  verursachte,  wie  ja  von  Ohrenärzten  das  für  möglich 
gehalten  wird.  —  Die  Luft  selbst  in  den  best  ventilirten  Fabriksälen,  in 
denen  die  mechanischen  Stühle  stehen,  riecht  zwar  immer  stark  nach  Schmieröl 
oderThran,  und  es  ist  von  Eulenberg  nachgewiesen,  dass  eine  mit  solchen 
Oelgerüchen  geschwängerte  Luft  sehr  nachtheilig  auf  die  Blutbildung  und 
Assimilation,  namentlich  bei  jungen  Mädchen,  einwirke.  £s  lässt  sich  also 
auch  hier,  wenn  eine  zu  lange  Arbeitsdauer  in  solchen  Räumen  statthat, 
von  einer  Ueberbürdung  reden.  —  Gelang  es  mir,  solche  bleichsüchtige 
Arbeiterinnen  zu  veranlassen ,  die  Fabrikarbeit  einzustellen  und  als  Dienst- 
mädchen oder  Mägde  bei  einem  Landwirthe  einzutreten,  so  wich  die  Krank- 
heit den  bekannten  Mitteln  sehr  rasch. 

Von  Menstmationsanomalien  kommt  Amenorrhoe  zwar  oft ,  profuse 
Menorrhagien  und  schmerzhaftes  Eintreten  der  Menses  aber  häufiger  vor. 
Wurde  wegen  der  profusen  Menstruation  eine  Untersuchung  des  Uterus 
vorgenommen,  so  Hess  sich  fast  stets  eine  anomale  Lagerung,  eine  Knickung 
oder  entzündliche  Zustände  desselben  constatiren.  Unregelmässiges  Eintre- 
ten der  Menses  und  bis  zu  acht  Tagen  anhaltender  Blutabgang  ohne  beson- 
dere Veränderungen  der  inneren  Genitalien  kommen  bei  manchen  jugend- 
lichen Arbeiterinnen  zwar  auch  vor.  Bei  solchen  fällt  entschieden  der  Um- 
stand ins  Gewicht,  dass  sie  in  der  Frühe  und  des  Abends  einen  längeren 
Weg  von  ihren  2  bis  7  Kilometer  entfernten  Ortschaften  bis  zur  Fabrik 
und  wieder  von  da  nach  Hanse  zurückzulegen  haben  und  ausserdem  tagsüber 
10  bis  11  Stunden  stehen  mussten.  Gerade  von  den  entfernter  Wohnenden, 
welche  ja  auf  ihrem  Wege  noch  den  Einflüssen  der  Witterung  sehr  aus- 
gesetzt sind,  leiden  sehr  viele  an  Menstruationsstörnngen ;  gerade  bei  diesen 
macht  sich  die  körperliche  Ueberaustrengung  noch  dadurch  geltend,  dass 
sie  leicht  und  häufig  erkranken.  Bei  den  Arbeiterinnen,  welche  den  Fabri- 
ken näher  wohnen  und  desshalb  vor  und  nach  der  Arbeit  weniger  weit  zu 
gehen  haben,  sind  Menorrhagien  nicht  ganz  so  häufig  als  bei  den  ersteren : 
dafür  leiden  diese  aber  mehr  an  Magenkatarrh,  Obstipationen  und  Hämorr- 
hoidalbeschwerden. 

Daraus  geht  wenigstens  soviel  hervor,  dass  das  Arbeiten  in  anhaltend 
aufrechter  Stellung  in  Fabrikräumen  bei  den  in  der  Pubertät  befindlichen 
Mädchen  nicht  ohne  bedenkliche  Störungen  für  die  darauf  folgende  Lebens- 
zeit ertragen  wird.  Aus  diesen  Gründen  dürfte  vom  hygienischen  Stand- 
punkte aus  gefordert  werden,  dass  junge  Mädchen  vor  vollendetem  18.  Lebens« 
jähre  von  der  Arbeit  in  Fabriken  ausgeschlossen  werden. 
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Verheirathete  Arbeiterinnen,  welche  während  der  Gravidität  die  Arbeit 
in  den  Fabriken  nicht  aufgeben,  ziehen  sich  meist  schon  während  der  ersten 
Schwangerschaft  Variceu  an  den  unteren  Extremitäten  zu,  die  sich  während 
jeder  folgenden  noch  mehr  entwickeln.  Die  meisten  der  schwangeren  Ar- 
beiterinnen stellen  ihre  Beschäftigung  in  der  Fabrik  nicht  ein,  so  dass  es 
ab  und  zu  vorgekommen  ist,  dass  solche  von  ihrer  Niederkunft  im  Arbeits- 
saale oder  auf  dem  Abtritte  in  der  Fabrik  überrascht  worden  sind.  —  Abortus 
iDuerhalb  der  ersten  drei  Monate  gehört  zu  den  in  stetiger  Zahl  zuneh- 
menden Vorkommnissen.  Leichtere  Blutungen  zu  Anfang  der  Gravidität 
werden  ja  nicht  beachtet,  bis  schliesslich  eine  starke  Blutung,  welche  die 
Schwangere  im  Fabrikraume  befällt  und  von  den  Mitarbeitern  gesehen 
wird,  dieselbe  zwingt,  den  Arbeitssaal  zu  verlassen.  Da  Syphilis  hier  zu 
Lande  nur  äusserst  selten  zu  Grunde  liegt,  andere  mechanische  Insulte  in 
Abrede  gestellt  werden ,  so  lässt  sich  in  solchen  Fällen  nur  das  Arbeiten  in 
anhaltend  aufrechter  Stellung,  d.  h.  die  Ueberanstrengung,  dafür  verantwort- 
lich machen.  Gleich  nach  dem  Abortus  wird,  wenn  auch  noch  Blut  in  mehr 
oder  weniger  grosser  Menge  abgeht,  wieder  die  Fabrikarbeit  aufgenommen. 
Solche  Arbeiterinnen  leiden  dann  später  an  bedeutenden  Uämorrhoidal- 
beschwerden  und  Erschlaffung  der  Bauchmuskeln. 

Einer  grösseren  üeberbürdung  sind  ferner  diejenigen  Arbeiterinnen 
ausgesetzt,  deren  Ehemänner  gleichzeitig. in  Fabriken  beschäftigt  sind  und 
welche  bereits  mehrere  Kinder  zu  erziehen  haben.  Wenn  solche  während 
einer  neuen  Schwangerschaft  die  Fabrikarbeit  nicht  aufgeben,  so  müssen 
sie  schon  zwischen  4  und  5  Uhr  Morgens  das  Bett  verlassen,  um  den  Morgen- 
imbiss  vorzubereiten  und  die  schulpflichtigen  Kinder  für  den  Schulbesuch 
fertig  zu  machen,  sind  also  IV2  bis  2  Stunden  bereits  thätig  gewesen,  bevor 
das  Tagewerk  in  der  Fabrik  beginnt.  Am  Abend  haben  sie  dann  wiederum 
mehrere  Stunden  häusliche  Arbeiten  zu  verrichten,  bevor  sie  die  Ruhe 
suchen  können.  Vom  hygienischen  Standpunkte  aus  ist  desshalb  zu  verlan- 
gen, dass  schwangere  Arbeiterinnen  von  der  Beschäftigung  in  Fabriken 
ausgeschlossen  werden. 

Auch  dürften  Wöchnerinnen  vor  Ablauf  von  4  bis  6  Wochen  jyost  par- 
tum in  Fabriken  nicht  wieder  als  Arbeiterinnen  beschäftigt  werden.  Das 
anhaltende  Stehen  wirkt  auf  den  noch  nicht  vollständig  zurückgebildeten 
Uterus  bei  Erschlaffung  der  Bauchdecken,  namentlich  bei  Mehrgebärenden, 
recht  nachtheilig  ein:  Senkungen,  Vorfall  der  Gebärmutter  mit  mehr  oder 
weniger  Betheiligung  der  Scheide,  chronische  Metritiden  und  üterinal- 
katarrhe  sind  die  Folgen  der  Ueberanstrengung,  und  daran  leidet  ein  grosser 
Theil  der  verheiratheten  Arbeiterinnen. 

Es  kommen  bei  älteren  verheiratheten  Arbeiterinnen  so  bedeutende 
Prolapse  der  Scheide  und  Gebärmutter  vpr,  dass  das  Gehen  für  solche  höchst 
schmerzhaft  wird.  Nach  und  nach  gesellt  sich  Hysterie  dazu,  die  Frau  wird 
unfähig,  weiter  zu  arbeiten,  ist  aber  auch  nicht  mehr  fähig,  ihrer  Haushal- 
tung vorzustehen.  Sie  wird  verdriesslich  und  verstimmt,  der  Ehemann  un- 
gehalten, dass  die  kranke  Frau  nicht  mehr  mitverdienen  kann;  der  Aufwand 
wird  grösser,  der  Verdienst  geringer,  und  so  giebt  es  bald  eine  unglückliche 
Ehe,  wie  solche  sich  in  den  Arbeiterkreisen  von  Jahr  zu  Jahr  mehren.  — 
Ganz  abgesehen  davon  muss  der  Umstand,  dass  Wöchnerinnen  das  Lactatious- 
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gescbäft  nicht  regelmässig  ausführen  können,  so  lange  sie  anhaltend  tags- 
über in  Fabriken  arbeiten,  für  uns  Zwingend  sein,  die  obige  Forderung  auf- 
zustellen. Denn  der  Hygieniker  muss  die  Erhaltung  und  Gesundheit  des 
Säuglings  ebenso  erstreben  als  die  der  stillenden  Mutter.  —  Daran  schliesst 
sich  die  Forderung,  dass  Mütter,  welche  in  Fabriken  beschäftigt,  zu  Hause 
aber  noch  der  Pflege  bedürftige  Kinder  haben,  über  Mittag  eine  mehr- 
stündige Pause  haben  und  de%  Abends  früher  entlassen  werden  sollen.  So 
würde  es  der  Arbeiterin  möglich  gemacht,  falls  dieselbe  nicht  zu  weit  von  der 
Fabrik  entfernt  wohnt,  die  Pflege  und  Ernährung  ihrer  Kinder  selbst  vorzu- 
nehmen; sie  würde  Zeit  haben,  für  ihren  Mann,  für  sich  selbst  und  die  Kinder 
das  Mittags-  und  das  Abendessen,  wenn  sie  etwas  zu  kochen  gelernt  hat, 
zuzubereiten.  Leider  kommt  es  bei  der  jüngeren  Fabrikbevölkernng  immer 
seltener  yor,  dass  eine  verheirathete  Arbeiterin  ausser  Caffee  und  Kartoffeln 
noch  andere  Speisen  kochen  kann.  Warme,  kräftige  Mittagskost  verstehen 
dieselben  nur  selten  vorzurichten.  Im  Grossen  und  Ganzen  leben  die 
Fabrikarbeiter  und  Arbeiterinnen  in  den  voigtländischen  Industriebezirken 
tagüber  meist  von  Caffee  und  Butterbrot;  am  Abend  aber  wird  rohes,  ge- 
hacktes Rindfleisch  oder  Schweinefleisch  auf  Butterbrot  gestrichen  oder 
Wurst  dazu  gegessen ,  oder  Zuckergebäck  und  sonstige  Schleckereien  'oder 
Obst.  Warme  Speisen  kochen  nur  solche  Arbeiterinnen,  die  früher  eine 
Zeitlang  als  Dienstmädchen  gedient  und  bei  dieser  Gelegenheit  das  Kochen 
etwas  gelernt  haben.  —  üeber  die  auffallende  Genusssucht  der  Arbeiterin- 
nen ,  namentlich  der  jüngeren ,  und  darüber ,  dass  dieselben  gar  nicht  zu 
wirthschaften  verstehen,  beklagen  sich  mehrere  Fabrikinspectoren  in  ihren 
amtlichen  Berichten.  Dieser  Uebelstand  nimmt  von  Jahr  zu  Jahr  zu,  da 
die  Töchter  solcher  Arbeiterfamilien,  sobald  für  diese  der  Schulbesuch  mit 
dem  14.  Jahre  aufgehört  hat,  als  Arbeiterinnen  in  die  Fabriken  eintreten 
und  in  denselben  wo  möglich  bis  zu  ihrer  Verheirathung  verbleiben.  Von 
der  Mutter  haben  sie  weder  kochen,  noch  haushalten  gelernt,  und  so  machen 
sie  es  genau  wieder  so  wie  die  Mutter.  Die  Kinder,  bisweilen  von  mehre- 
ren Familien,  werden  einer  alten  Grossmutter  oder  Wartefrau  überlassen, 
welche  dieselben  aufpäppeln  und  besorgen  muss;  oder  es  werden  die  Säug- 
linge früh  vor  6  Uhr  nach  der  „Krippe"  getragen  und  des  Abends  nach 
7  Uhr  von  da  wieder  abgeholt,  mag  die  Witterung  sein  wie  sie  will.  Die 
Kinder  von  über  3  bis  zu  6  Jahren  können  auch  der  Kiuderbewahr-  und 
-Beschäftigungsanstalt  zu  denselben  Zeiten  überbracht  werden;  dagegen 
sind  die  über  6  Jahren  ausser  der  Schulzeit  sich  selbst  überlassen.  Keine 
dieser  Anstalten  ist  im  Stande,  die  fehlende  Mutter  zu  ersetzen.  Dass  es 
dabei  mit  dem  leiblichen  Wohle  solcher  Kinder  nicht  zum  Besten  bestellt  ist, 
beweist  auch  die  zunehmende  Sterblichkeit  der  Kinder  unter  einem  Jahre. 
Die  Hauptschuld  daran  trägt  die  mangelhafte  Pflege  und  unzweckmassige 
Ernährung  der  Kleinen,  weit  seltener  ungesunde  Wohnung,  denn  seit  einem 
Jahrzehnt  haben  sich  die  zuständigen  Behörden  und  Baumeister  bemüht, 
auch  den  Fabrikarbeitern  gesunde  Wohnhäuser  zu  errichten.  Was  nützt 
aber  die  bestangelegte  Wohnung,  wenn  die  Bewohner  solche  durch  Rein- 
haltung und  Lüftung  nicht  saluber  zu  halten  wissen?  Denn  wenn  Mann  und 
Frau  werktagsüber  in  Fabriken  beschäftigt  sind,  so  wird  erst  am  Sonn-  oder 
Feiertage  die  nothwendigste  Reinigung,  und  wenn  es  sehr  warm  ist,  auch 
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die  Lüftung  des  Zimmers  vorgenommcD.  Die  Kinder,  welohe  weder  in  der 
Krippe,  noch  in  der  Bescbäftignngsanstalt  untergebracht  sind,  werden,  wie 
schon  gesagt,  während  der  Abwesenheit  der  Mutter  der  Obhut  einer  anderen 
im  Hause  wohnenden  Frau  anvertraut.  So  kommt  es,  dass  die  Kinder  yon 
mehreren  Familien  in  einem  Zimmer  beisammen  sind.  Erkrankt  ein  solches 
der  mütterlichen  Pflege  und  Aufmerksamkeit  entbehrendes  Kind  an  einer 
acuten  Infectionskrankheit,  so  wird  dieselbe  gewöhnlich  erst  spät,  erst  wenn 
die  ausgeprägtesten  Zeichen  einer  ernsten  Krankheit  vorhanden  sind,  wahr- 
genommen. Inzwischen  ist  ein  zweites  oder  drittes  Kind  in  demselben 
Hause  inficirt,  und  es  entsteht  und  verbreitet  sich  eine  £d-  oder  Epidemie, 
deren  Weitergreifen  dann  ärztlicherseits  schwer  zu  hindern  ist.  Wäre  die 
eigene  Mutter  nicht  tagsüber  in  der  Fabrik  beschäftigt,  so  würde  sie  die 
Erkrankung  ihres  Kindes  früher  bemerkt  und  ärztliche  Hülfe  in  Anspruch 
genommen  haben ,  es  würde  dann  weiterer  Infection  eher  vorgebeugt 
worden  sein! 

Wenn  daher  eine  in  der  Fabrik  arbeitende  Mutter  durch  die  tägliche 
Abwesenheit  von  ihren  Kindern  und  ihrer  Haushaltung  verbindert  ist,  die 
Mutterpflichten  ihren  Kindern  gegenüber  zu  erfüllen,  wenn  sie  verhindert 
ist,  das  Hauswesen  so  zu  führen,  wie  es  hygienischerseits  verlangt  werden 
muss,  so  lässt  sich  das  nicht  anders  als  mit  dem  Namen  „Ueberbürdung" 
bezeichnen ! 

Es  erübrigt  noch,  zu  betrachten,  wodurch  sich  die  Ueberbürdung  der 
Arbeiterinnen  documentirt,  welche  in  anhaltend  sitzender  Stellung  thätig 
sein  müssen. 

Unter  den  Fabrikbetrieben,  in  denen  Arbeiterinnen  und  Kinder  anhal- 
tend sitzen  müssen ,  nehmen  die  Cigarrenfabriken  aus  der  Glasse  der 
Industrie  der  Nahrungs-  und  Genussmittel  die  hervorragendste  Stelle  ein; 
nächstdem  die  Industrie  der  Bekleidung  und  Reinigung;  ausserdem  noch 
die  Industrie  der  Metallverarbeitung,  der  Verarbeitung  von  Papier  und 
Leder  etc. 

Beim  anhaltenden  Sitzen  wird  ein  noch  stärkerer  Druck  auf  die  Unter- 
leibsorgane ausgeübt  als  beim  anhaltenden  Stehen,  es  treten  daher  venöse 
Stauungen  in  den  Unterleibsorganen  noch  rascher  auf,  als  ich  früher  ge- 
schildert habe:  Varicen  an  den  unteren  Extremitäten,  Hämorrhoiden,  Stö- 
rungen der  Menstruation,  Leber- und  Milzanschwellnngen,  chronische  Magen- 
und  Darmkatarrhe,  chronische  Verstopfung,  Hypochondrie  bez.  Hysterie. 
Am  frühesten  treten  aber  derartige  Störungen  bei  den  Arbeiterinnen  auf, 
welche  anhaltend  sitzend  mit  Nähmaschinen  zu  arbeiten  haben.  Hier  kommt 
noch  ausser  dem  Sitzen  die  Anstrengung  einzelner  Muskelgruppen  hinzu, 
um  die  Ueberbürdung  bis  zum  Maximum  zu  treiben.  Bei  diesen  wird  nach 
kurzer  Zeit  das  ganze  Nervensystem  so  überreizt,  dass  sie  bald  arbeits- 
unfähig werden. 

Hirt  sagt  in  seiner  Broschüre:  »Die  gewerbliche  Thätigkeit  der 
Frauen  vom  hygienischen  Standpunkte"  —  bezüglich  des  Einflusses  des 
Maschinennähens  auf  den  weiblichen  Organismus:  »^^^  können  jetzt  mit 
positiver  Sicherheit  behaupten,  dass  diese  Beschäftigung,  sobald  sie  als  Brot- 
erwerb benutzt  und  8,  10,  ja  11  Stunden  täglich  vorgenommen  wird,  in  ver- 
bal tnissmässig  kurzer  Zeit  (6  bis  12  Monaten)  auch  die  kräftigste  Gesund- 
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heit  SU  miniren  im  Stande  ist.  Ganz  abgesehen  von  den  nervösen  Affectio- 
nen,  an  welchen  die  Arbeiterinnen  sehr  oft  leiden  (Ohrensausen,  nervöses 
Herzklopfen,  Kreuz-  und  Lendenschmerzen),  ist  es  hauptsächlich  die  Geni- 
talsphäre, in  welcher  sich  die  Hauptnachtheile  der  Arbeit  deutlich  erken- 
nen lassen.*'  Für  diese  Arbeiterinnen  sind  bereits  von  einigen  Behörden 
Bestimmungen  erlassen,  welche  dahin  zielen,  dass  die  betreffenden  Arbeit- 
geber das  Arbeiten  mit  den  Nähmaschinen  in  gewissen  Zeitabstäuden  mit 
anderen  Arbeiten  abwechseln  oder  die  Näherinnen  nach  1 Y2  "  bis  2  stündi- 
gem Nähen  eine  halbe  bis  eine  ganze  Stunde  spazieren  gehen  lassen 
müssen. 

Im  Allgemeinen  sind  die  Beschäftigungen,  d.  h.  die  zu  leistenden  Arbei- 
ten selbst,  welche  Arbeiterinnen  in  Fabriken  auszuführen  haben,  nicht  zu 
anstrengend;  kommen  aber  sehr  anstrengende  Arbeiten  vor,  so  tritt  dann 
auch  ein  öfterer  Wechsel  in  der  Körperhaltung  oder  Stellung  ein.  In 
mechanischen  Webereien  erfordert  die  Bedienung  der  Jacquardmaschinen, 
auf  welchen  gemusterte  Zeuge  angefertigt  werden,  besonderen  Kraft- 
aufwand. 

Zur  Frage  nach  der  Ueberbürdung  der  Kinder  in  Fabriken  ist  zu- 
nächst zu  bemerken,  dass  nach  §.  135  „der  Gewerbeordnung  für  das  Deutsche 
Reich*'  Kinder  unter  12  Jahren  in  Fabriken  nicht  beschäftigt  werden  dür- 
fen und  dass  die  Beschäftigung  von  Kindern  unter  14  Jahren  die  Dauer 
von  sechs  Stunden  täglich  nicht  überschreiten  darf.  Die  Beschäftigung  der 
Kinder  von  12  bis  14  Jahren  ist  aber  in  fast  all  den  Betrieben,  in  denen 
solche  arbeiten,  eine  leichte  und  wenig  anstrengende,  da  dieselben  in  den 
Körperstell nngen  sehr  oft  wechseln  können. 

Die  allerdings  nur  wenigen  Kinder,  welche  in  Greizer  WoUwaaren- 
druckereien  arbeiten,  entwickeln  sich  sehr  gut,  sind  kräftig  und  gesund.  Aus 
den  gesammelten  Berichten  der  Fabrikinspectoren  gebt  hervor,  dass  auch 
die  in  anderen  Industriezweigen  beschäftigten  Kinder  nur  leichte  Arbeit 
haben,  dass  solche  meist  als  Boten  oder  Laufjungen  benutzt  würden.  Ich 
halte  desshalb  die  §§.  135  bis  139  a.  d.  Gew.-Ord.  f.  d.  Deutsche  Reich,  so- 
wie die  Separatbestim mnngen  betreffend  die  Beschäftigung  von  Arbeiterin- 
nen und  jugendlichen  Arbeitern  in  Walz-  und  Hüttenwerken  vom  23.  April 
1879,  ebenso  die  in  Glashütten  vom  gleichen  Datum,  ferner  die  vom  20.  Mai 
1879,  betreffend  die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  in  Spinnereien  und 
die  vom  10.  Juli  1881  betreffend  die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter 
auf  Steinkohlenbergwerken  für  genügend,  die  Kinder  vor  Ueberbürdung  zu 
schützen,  wenn  die  polizeiliche  Controle  gehörig  gehandhabt  wird. 

Um  die  jungen  Arbeiterinnen  vor  der  Ueberbürdung  in  Fabriken  zu 
schützen,  hat  die  Gewerbe-Ordnung  für  das  Deutsche  Reich  §.  135  Absatz  4 
aufgestellt,  welcher  lautet:  „Junge  Leute  zwischen  14  und  16  Jahren  dür- 
fen in  Fabriken  nicht  länger  als  10  Stunden  täglich  beschäftigt  werden.*' 
Nach  dem  früher  Gesagten  halte  ich  aber  eine  zehnstündige  Arbeitszeit  für 
junge  Arbeiterinnen,  so  lange  solche  noch  in  der  Pubertät  begriffen  sind,  in 
anhaltend  stehender  oder  sitzender  Stellung  für  Ueberbürdung,  die  sich  für 
das  spätere  Leben  in  nachtheiliger  Weise  documentirt.  Da  es  im  Interesse 
der  allgemeinen  Wohlfahrt  liegt,  dass  jede  Frau,  demnach  auch  jede  Arbeiter- 
frau, gesund  in  die  Ehe  eintrete,  so  ist  es  auch  Pflicht,  dafür  zu  sorgen« 


124  Dr.  Schüler, 


B.    Erstes  Correferat.    Berichterstatter:  Dr.  Schuler. 

Der  geehrte  Herr  Referent  hat  seine  erste  These  in  einer  Weise 
raotivirt,  dass  es  üherflüssig  wäre,  etwas  Weiteres  hinzuzufügen.  Gestatten 
Sie  mir  daher,  dass  ich  ohne  Weiteres  zur  Besprechung  der  zweiten  These 
übergehe.  Dieselbe  geht  von  der  Voraussetzung  aus,  dass  die  Arbeit  in  den 
Fabriken  für  das  weibliche  Geschlecht  schwere  gesundheitliche  Gefährden 
in  sich  schliesse,  weit  schwerere,  als  für  das  männliche.  Damit  stimmen 
zahlreiche  fremde  Erfahrungen  und  Beobachtungen,  wie  auch  meine  eigenen, 
vollständig  überein.  Wenn  z.  B.  von  1000  männlichen  Arbeitern,  die  der 
Baum  wollspinn  -  und  Weberei,  der  Stickerei,  der  Seidenzwirnerei,  Winderei 
und  Weberei  und  endlich  der  Papierfabrikatiou  angehören,  jährlich  231 
erkrankten,  stieg  diese  Zahl  nach  einer  Tabelle,  die  ich  aus  den  Listen 
zahlreicher  Krankencassen  angefertigt,  bei  den  weiblichen  Arbeiterinnen 
auf  294.  Ebenso  betrug  die  Dauer  der  einzelnen  Erkrankung  bei  den 
weiblichen  Erkrankten  24'8  Tage,  bei  den  männlichen  nur  21*2;  die 
Zahl  der  jährlich  auf  den  Kopf  entfallenden  Krankheitstage  bezifferte  sich 
auf  7*17  für  die  weiblichen  und  nur  auf  4*78  für  die  männlichen  Kranken- 
cassenmitglieder.  Daraus  muss  doch  gewiss  der  Schluss  gezogen  werden, 
dass  das  weibliche  Geschlecht  allen  Schädlichkeiten  weniger  Widerstand  zn 
leisten  vermag,  als  das  männliche,  dass  es  daher  auch  weniger  mit  Fabrik- 
arbeit und  allen  derselben  anklebenden  Nachtheilen  belastet  werden  darf, 
als  der  Mann. 

Auch  die  weitere  Voraussetzung  der  These  bewahrheitet  sich,  dass 
namentlich  für  die  Altersclassen  unter  18  Jahren  diese  Differenzen  zwischen 
den  beiden  Geschlechtern  ganz  besonders  auffallende  sind.  Denn  während 
von  1000  männlichen  Arbeitern  unter  18  Jahren  127  erkrankten,  machte 
diese  Zahl  bei  den  weiblichen  221  aus,  stellte  sich  also  wie  174:100.  — 
Von  den  Arbeitern  jeden  Alters  in  der  Baumwollspinnerei  hatten  die  männ- 
lichen 5*14,  die  weiblichen  6'85  Krankheitstage  pro  Jahr.  Das  Verhältniss 
war  also  wie  100:133.  Aber  unter  18  Jahren  hatten  die  weiblichen  5*46 
Krankheitstage,  während  auf  die  männlichen  3*49  entfielen.  Das  Verhältniss 
war  100:156,  also  viel  ungünstiger  für  das  weibliche  Geschlecht.  Aehn- 
liebes  stellte  sich  in  der  Seidenwinderei ,  -zwimerei  und  -weberei  heraus. 
Hier  stellten  sich  die  entsprechenden  Zahlen  für  sämmtliche  Arbeiter  jeden 
Alters  wie  100 :  167;  für  die  Altersclasse  von  14  bis  18  Jahren  wie  100  :  243. 
Wir  sehen  also,  dass  namentlich  für  diese  Catagorie  der  weiblichen  Arbeiter* 
Schaft  eine  besondere  Berücksichtigung,  eine  ganz  besondere  Fürsorge  für 
Fernhaltung  aller  krankmachenden  Einflüsse  der  Fabrik  geboten  ist. 

Das  radicalste  Mittel  wäre  selbstverständlich  gänzliche  Untersagung 
aller  Arbeit  von  weiblichen  Personen  unter  18  Jahren.  Ich  denke,  dass  bei 
Ihnen  ebenso  schwere  Bedenken  dagegen  auftauchen  würden,  wie  bei  uns 
in  der  Schweiz,  wo  diese  Frage,  wie  auch  der  Ausschluss  der  Hausfrauen 
aus  der  Fabrik,  schon  einlässlich  ventilirt  wurde.  Man  hat  sich  gefragt,  ob 
nicht  aus  technischen  und  ökonomischen  Gründen  ein  solch  gänzlicher  Aus- 
schluss zu  widerrathen  sei. 
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Die  Zahl  der  Arbeiterinnen  unter  18  Jahren  beträgt  in  der  Schweiz 
14  565  oder  fast  11  Proc.  der  gesammten  Fabrikarbeiterschaftf  im  Canton 
Zürich  sind  es  18  Proc,  in  Glarus  ebenfalls.  Der  darchschnittliche  tägliche 
Erwerb  beläuft  sich  auf  miDdestcDS  1*50  Frcs.  per  Kopf.  Ein  Aufgeben 
desselben  würde  für  die  ganze  Schweiz  einer  Einbusse  von  mehr  als  6V31 
wahrscheinlich  8  Millionen  Francs  per  Jahr  gleichkommen,  für  die  nicht 
leicht  und  mit  jedem  Jahre  schwieriger  in  der  Hausindustrie  ein  Ersatz 
gefanden  werden  könnte.  Für  den  Kopf  der  Gesammtbevölkerung  würde 
die  Einbusse  zwar  nur  2^3  Frcs.  betragen,  aber  in  Zürich  schon  4^5,  in 
Glarus  gar  12  Frcs.     Das  war  für  uns  ein  Grund,  zu  verzichten. 

Es  erhebt  sich  die  weitere  Frage:  wer  soll  der  Industrie  nach  Aus- 
schluss der  jungen  Arbeiterinnen  diese  Arbeit  leisten?  Die  verheiratheten 
Frauen?  Diese  sollten  sonst  möglichst  entlastet  werden!  Die  Unver- 
heiratheten  über  18  Jahren?  Ihre  Zahl  würde  für  die  jetzigen  Betriebe  in 
industriereichen  Gegenden  bei  weitem  nicht  genügenden  Ersatz  bieten! 
Soll  das  männliche  Geschlecht  mehr  herangezogen  werden?  Das  wäre  in 
manchem  Industriezweige  das  richtigste;  aber  es  kann  nicht  geleugnet 
werden,  dass  für  gewisse  Industrieen  nur  die  weibliche  Hand  sich  eignet. 
Ich  erinnere  an  die  Kleiderconfection ,  die  Herstellung  von  alleriei  Mode- 
artikeln etc.  Manche  Industriezweige,  namentlich  der  Bekleidungs-  und 
Nahrungsmittelindustrie  angehörige,  sind  durch  die  Mode,  durch  Sitte  und 
Brauch,  die  Jahreszeit  etc.  gezwungen,  ruckweise  zu  arbeiten:  sie  fabriciren 
Saisonartikel.  Der  Bedarf  an  Arbeitskräften,  der  nur  kurze  Zeit  ein  hoher 
ist,  wird  vorübergehend  aus  den  Reihen  der  jüngeren  Mädchen  befriedigt, 
welche  sonst  im  Haushalte  sich  bethätigen,  jetzt  aber  als  Aushelferinnen 
ihren  guten  Erwerb  finden.  Hausfrauen  sind  an  ihre  bestimmte  Beschäfti- 
gung gebunden;  Männer,  auch  wenn  sie  dazu  verwendbar  wären,  können 
sich  auf  solche  temporäre  Erwerbsquellen  nicht  einlassen.  Wie  soll  man 
sich  da  helfen?  Selbst  regelmässig  das  ganze  Jahr  hindurch  arbeitende 
Industrieen  würden  durch  den  vorgeschlagenen  Ausschluss  lahm  gelegt;  so 
die  Stickerei.  Aber  bei  dieser  wäre  noch  ein  weiterer  grosser  Nachtheil 
damit  verbunden:  Zum  mindesten  in  den  ackerbautreibenden  Bezirken  ist 
es  Sitte,  dass  Fädlerinnen,  welche  Kinder  bekommen  haben,  wenn  irgend 
möglich,  ihrem  Haushalte  sich  widmen  und  die  Fabrik  verlassen.  Gleiches 
kommt  bei  der  Seidenindustrie  vor.  Das  niüsste  aufhören,  sowie  die  vier 
jüngsten  Jahrgänge  aus  der  Fabrik  weggewiesen  würden.  Der  hygienische 
Gewinnst  auf  der  einen  Seite*  würde  einen  weit  grösseren  Verlust  auf  der 
anderen  nach  sich  ziehen. 

Angesichts  dieser  Verhältnisse  liegt  die  Frage  zunächst:  ist  es  denn 
nicht  möglich,  statt  zu  diesem  Ausschlüsse  zu  greifen,  überhaupt  die  Arbeit 
der  Frauen  durch  eine  Reihe  von  schützenden  Vorschriften  zu  regeln,  wie 
dies  im  Deutschen  Reiche  bezüglich  der  Kinderarbeit  bereits  geschehen? 

Die  Schwierigkeiten,  die  hierbei  zu  überwinden  wären,  dürften  wohl 
geringer  ausfallen,  als  man  sich  vielfach  vorstellt.  Eine  immer  grössere 
Zahl  von  Arbeitgebern  hat  den  hohen  Werth  erkannt,  den  eine  gesunde 
leistungsfähige  Arbeiterschaft  für  ein  Etablissement  hat,  sie  hat  die  Bedeu- 
tung würdigen  gelernt,  welche  einem  gesunden  arbeitsfrischen  Personale  für 
die  Regelmässigkeit  des  Betriebes,  die  exaote  gleichmässige  Production  zu- 
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kommt.  Ich  habe  z.  B.  mit  Vergnügen  schon  vor  vielen  Jahren  beobachtet, 
wie  ein  Fabrikbesitzer,  der  die  Bemerkung  machte,  dass  Arbeiterinnen  durch 
die  Besorgung  von  mehr  als  zwei  Webstühlen  sich  überanstrengten  und  sehr 
oft  zu  kränkeln  begannen,  sofort  die  Zutheilung  von  mehr  als  zwei  Stühlen 
untersagte,  wie  er  offen  gestand,  in  seinem  eigenen  Interesse.  Zur  Zeit, 
als  das  schweizerische  Fabrikgesetz  berathen  wurde,  beantragte  der  grösste 
und  einflussreichste  Verein  schweizerischer  Industrieller  selbst  das  Verbot 
der  Nacht-  und  Sonntagsarbeit  für  Frauenspersonen  und  eine  gewisse  Schon- 
zeit für  Wöchnerinnen.  Und  Manche,  die  sich  seinerzeit  einer  Beschränkung 
der  Arbeitsdauer,  und  wäre  es  auch  nur  des  weiblichen  Geschlechtes,  feind- 
lich entgegengestellt,  geben  heute  bereitwillig  zu,  dass  mit  der  Verkürzung 
der  Arbeitszeit  der  Werth  der  —  vielleicht  etwas  verminderten  —  Arbeit 
gestiegen,  ja  dass  selbst  das  Quantum  der  Arbeitsproducte  sich  oft  wieder 
auf  die  alte  Höhe  gehoben. 

An  die  Spitze  der  Forderungen  wäre  unzweifelhaft  das  Verbot  der 
Nachtarbeit  zu  stellen.  Ganz  abgesehen  von  allen  der  Physiologie  ent- 
nommenen Gründen,  welche  gegen  dieselbe  angeführt  werden,  geht  das 
allgemeine  Urtheil  der  Arbeiter  dahin,  dass  Nachtarbeit  mehr  ermüde  als 
Tagesarbeit.  Die  Arbeitgeber  finden,  dass  Nachtarbeit  die  kostspieligste 
sei,  weil  Weniger  und  Schlechteres  mit  gleichen  Unkosten  geleistet  werde. 
Die  Arbeiterinnen  ihrerseits  finden  selbst  bei  etwas  erhöhten  Nachtarbeits- 
löhnen keinen  Vortheil,  da  der  Consum  in  der  Familie  durch  die  nöthig 
werdende  Erfrischung  in  der  Nacht  vermehrt  wird.  Von  einem  ebenso 
vollständigen  Ausruhen  bei  Tage  ist  beim  Lnrm  des  Tages,  bei  der  Unruhe 
im  Hause  keine  Bede.  Nicht  selten  werden  Reizmittel  nöthig,  um  Abends 
die  gehörige  Munterkeit  herbeizuführen.  Wie  die  ganze  Ordnung  des  Haus- 
wesens durch  die  Nachtarbeit  und  vornehmlich  die  der  Hausmutter  gestöi*t 
wird,  bedarf  keiner  Erörterung;  so  wenig  als  die  fatalen  moralischen  Folgen, 
welche  aus  dem  nächtlichen  Zusammensein  der  beiden  Geschlechter  nicht 
selten  hervorgehen  dürften. 

Technische  Gründe  bestehen  nicht,  welche  die  Nachtarbeit  der  Frauen 
unentbehrlich  machen.  Machen  doch  wir  in  der  Schweiz  die  Erfahrung, 
dass  sie  nicht  nur  für  die  Frauen  nie  oder  sehr  ausnahmsweise  gewünscht, 
sondern  nicht  selten  für  junge  Leute  selbst  da  preisgegeben  wird,  wo  solche, 
wie  in  Glashütten,  Eisenwerken  u.  s.  w.  gestattet  worden  ist. 

Ebenso  verwerflich  wie  die  Nachtarbeit  erscheint  mir  die  Sonntags- 
arbeit der  Frauen.  Wir  fühlen  es  ja  alle,  "wie  jedes  ohne  Unterbrechung 
Tag  für  Tag  sich  wiederholende  Arbeiten  allmälig  aufreibt,  abstumpft.  Die 
besser  situirten  Classen  empfinden  immer  allgemeiner  das  Bedürfniss,  nicht 
nur  durch  die  eintägigen  Sonntagspausen  sich  zu  restauriren,  dem  Körper 
Erfrischung,  dem  Geiste  neue  Elasticität  zu  verleihen,  sondern  durch  all- 
jährlichen längeren  Aufenthalt  in  der  Sommerfrische  dies  vollständiger  zu 
erreichen.  Post-  und  Eisenbahnverwaltungen  kommen  ohne  periodische 
Fenentage  ihres  Personals  nicht  aus;  die  Truppen  bedürfen  regelmässige 
Rasttage,  wenn  ihre  den  kräftigsten  Altersclassen  angehönge  Mannschaft 
nicht  erschöpft  werden  soll.  Und  die  Fabrikarbeiter  allein  —  ich  spreche 
ausdrücklich  von  beiden  Geschlechtern  —  sollten  dieses  Bedürfniss  nicht 
liaben !    Sic  sollten  zusehen  müssen,  wie  der  Landwirth  am  Sonntagsmorgen 
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mit  behaglicher  Miene  seine  Saaten  umscbreitet,  wie  die  Familien,  Juog  und 
Alt  vereint,  der  Ruhe  sich  freuen,  sich  mehr  oder  weniger  gütlich  thun,  der 
Fabrikarbeiter  aber  sollte  gezwungen  sein  —  er  allein  —  im  alltäglichen 
Geleise  fortzaarbeiten !  Und  man  wundert  sich,  wie  die  selten  einmal  Los- 
geketteten dann  in  vollen  Zügen  geniessen,  wie  sie  nachholen  wollen,  was 
sie  versäumt,  wenn  sie  sich  tollen  Orgien  hingeben.  Man  wundert  sich, 
wenn  sie,  die  allein  keinen  Sonntag  haben,  sich  als  eine  besondere  armselige 
Kaste  fühlen,  die  sich  feindlich  den  besser  gestellten  gegenüberstellt.  Man 
wundert  sich,  wenn  ihre  Wohnungen  von  Schmutz  und  Unrath  starren.  Wo 
soll  die  Hausfrau  die  Zeit  und  Loist  zum  Putzen  und  Ordnen  hernehmen, 
wo  das  Mädchen  Sinn  für  Ordnung  bekommen,  Reinlichkeit  und  Ordnung 
sich  angewöhnen  und  handhaben  lernen?  So  kommt  das  vom  Hygieniker, 
wie  vom  Nationalökonomen  so  viel  beklagte  Resultat  zu  Stande,  dass  Rein- 
haltung von  Leib,  Kleidung  und  Wohnung  versäumt,  dagegen  zur  Ver- 
deckung  des  Schmutzes  und  der  Aermlichkeit  im  Nöthigsten  an  Feiertagen 
für  gleissenden  Putz  die  letzten  Pfennige  ausgegeben  werden. 

Ich  habe  den  sittigenden  veredelnden  Einfluss  der  Sonntagsfeier  noch 
nicht  einmal  erwähnt  und  doch  glaube  ich,  dass  auch  die  Hygiene  in  hohem 
Maasse  damit  zu  rechnen  hat.  Beeinflussen  doch  Geist  und  Gemüth  ebenso- 
sehr das  körperliche  Befinden,  als  die  umgekehrte  Wirkung  sich  geltend 
macht.  Aber  wenn  der  Zweck  des  Sonntags  voll  erreicht  werden  soll,  dann 
muss  er  auch  wirklick  gefeiert  und  nicht  nur,  zu  einem  grossen  Theile 
wenigstens,  zu  einem  Putz-  und  Flicktage  degradirt  werden.  Es  muss  nicht 
am  Sonntagsmorgen  gekehrt  und  gescheuert  und  mit  dem  Fegebesen  der 
Hausvater,  der  erwachsene  Sohn  ins  Wirthshaus,  zum  Schnapsglase  oder 
Frühschoppen  getrieben  werden.  Dies  einsehend,  hat  England  und  ihm 
folgend  die  Schweiz  einen  früheren  Samstagfeierabend  verlangt,  eine 
Neuerung,  gegen  die  ich,  soweit  sie  das  weibliche  Geschlecht  betrifi't,  in 
allen  Jahren  meiner  Amtsführung  noch  nie  eine  Einwendung  vernommen 
habe,  auch  wenn  es  sich  um  weibliche  Personen  handelte,  die  für  keine 
Familie  zu  sorgen  haben.  Denn  wo  ist  eine  ordentliche  Frauensperson,  die 
nicht  noch  reichlich  zu  thun  hätte,  ihre  Wohostätte,  ihre  Kleidungsstücke 
schmuck  rein  und  ganz  zu  machen?  Ich  betrachte  diese  frühere  Beendigung 
der  Samstagsarbeit  mindestens  für  das  weibliche  Geschlecht  als  eine  noth- 
wendige  Ergänzung  der  Sonntagspause,  die  vor  allem  auch  der  Reinlichkeits- 
pflege, dem  häuslichen  Behagen  zu  Gute  kommen  wird. 

Im  Gewerbe,  in  der  Landwirthschaft  ist  es  —  bei  uns  wenigstens  — 
durchwegs  Sitte,  die  Arbeit  durch  Zwischenpausen  Vor-  und  Nach- 
mittags, nicht  nur  durch  die  Mittagspause  zu  unterbrechen  und  in  diesen 
Pausen  etwas  zu  geniessen.  Sehr  viele  Fabrikindustrieen  pflegen  es  ganz 
gleich  zu  halten;  sie  machen  förmliche  Pausen  im  Betriebe.  Andere  können 
dies  nicht  aus  technischen  Gründen,  oder  sie  wollen  solche  nicht,  wie  z.B. 
die  meisten  Spinnereien  und  Webereien,  weil  bei  jedem  Stillestellen  und 
Wiederingangsetzen  der  Maschinen  Zeit  und  Kraft  verloren  geht.  Selbst 
die  Arbeiter  wünschen  diese  Pausen  oft  nicht,  weil  sie  Abends  um  so  viel 
später  nach  Hause  kommen  würden.  Sie  ziehen  vor,  ihre  kleinen  Zwischen- 
mahlzeiten während  der  Arbeit  zu  geniessen.  Und  noch  ein  Grund  macht 
diese  Pausen  zuweilen  zu  einer  Einrichtung  zweifelhaften  Werthes:  sie  werden 


128  Dr.  Schuler, 

oft  nur  von  denen  gelialten,  die  sie  am  wenigsten  bedürfen,  von  den  Männern; 
Weiber  und  Kinder,  die  deren  Hülfsarbeiter  sind,  haben  sieb  inzwischen  mit 
der  Vollendung  ihrer  Hülfsverricbtungen,  mit  Putzen  der  Maschinen,  selbst 
mit  allerlei  Botendiensten  zu  beschäftigen.  Die  angebliche  Pause,  die  in 
die  Arbeitszeit  nicht  eingerechnet  wird,  bedeutet  für  sie  eine  halbe  bis  ganze 
Stunde  Verlängerung  der  sonstigen  Arbeitszelt,  es  wäre  denn,  dass  sie  zam 
Verlassen  des  Arbeitslocales  angehalten  würden,  wie  bei  Ihnen  die  Kinder. 
Das  würde  sich  freilich  nicht  gar  leicht  machen  lassen;  weiss  ich  doch  nicht 
einmal  Genaueres,  welchen  praktischen  Erfolg  diese  Vorschrift  für  die  Kinder 
gehabt.  Jedenfalls  setzt  sie  Esslocale  für  den  Winter  und  für  schlechtes 
Wetter  voraus. 

Alles  erwogen,  komme  ich  zu  dem  Resultate,  dass  Zwischenpausen  und 
Zwischenmahlzeiten  allerdings  im  Allgemeinen  sehr  wünschbar  wären.  Ich 
halte  letztere  für  eine  Wohlthat,  ja  für  unentbehrlich  bei  schwächlichen, 
anämischen,  oft  auch  bei  den  an  schwacher  Verdauung  leidenden  Personen. 
Aber  wenn  irgendwo,  gilt  auch  hier  der  Spruch:  Eines  schickt  sich  nicht 
für  Alle.  Es  wird  nöthig  sein  zu  individnalisiren  und  es  dürfte  sich  viel- 
leicht der  Auswog  empfehlen,  dass  auf  Antrag  der  die  Fabriken  beauf- 
sichtigenden Beamten  oder  aber  auf  motivirten  Wunsch  und  Antrag  der 
Arbeiterschaft  für  die  gesammte  weibliche  Arbeiterschaft  Vor-  und  Nach- 
mittagspausen von  den  competenten  Oberbehörden  vorgeschrieben  werden 
können,  sowie  die  Wünschbarkeit  und  zugleich  die  Möglichkeit  nachgewiesen 
ist,  diese  Pausen  einzuführen  und  deren  wirkliche  Innehaltung  zu  über- 
wachen. 

Ich  komme  zum  wichtigsten  Punkte  meiner  Vorschläge,  nämlich  zur 
Feststellung  eines  Maximalarbeitstages  für  die  ganze  weib- 
liche Fabrikarbeiterschaft. 

Man  hat  sich  schon  oft  der  Hoffnung  hingegeben,  dass  allmälig  das 
Beispiel  derjenigen  Arbeitgeber,  welche  die  Frauenarbeit  auf  11,  10  und 
noch  weniger  Stunden  reducirt  haben  und  sich  dabei  gut  befinden,  zur 
Nachfolge  anspornen  werden.  Aber  noch  immer  berichten  Ihre  Inspectoren 
von  Fällen  ganz  unmässig  langer  Arbeitszeit,  von  13,  14  und  noch  mehr 
Stunden.  Aehnliches  hat  man  in  den  letzten  Jahren  aus  Oesterreich  zur 
Genüge  vernommen. 

Gewöhnlich  wird  solche  lange  Arbeitsdauer  durch  die  Behauptung  za 
rechtfertigen  gesucht,  die  Arbeit  der  weiblichen  Arbeiterinnen  sei  durchweg 
eine  leichte.  Es  wird  nur  die  nöthige  Kraftentwickelung  für  die  einzelnen 
Manipulationen  in  Anschlag  gebracht,  die  wichtigsten  Factoren  bei  Bear- 
theilung  der  Gesammtleistung  vernachlässigt.  Es  wird  keine  Rücksicht 
genommen  auf  das,  was  die  Arbeiterin  bei  Hause  zu  leisten  hat,  bald  als 
Hausmutter,  bald  als  Tochter  des  Hauses,  die  daheim  vielfach  in  Ansprach 
genommen  wird,  als  alleinstehende  Person,  die  für  Instandhaltung  von 
Zimmer,  Kleidung  etc.  sorgen  sollte.  Es  wird  auch  nicht  in  Rechnung 
gezogen  der  weite  Weg,  den  die  Arbeiterin  oft  bis  zur  Fabrik  zurückzulegen 
hat.  Dass  die  Mutter,  die  Tochter  mit  ihrer  Familie,  ihren  Freunden  ver- 
kehren soll,  wenn  sie  nicht  vollends  zur  Fabrikmaschine  herabsinken  will, 
dass  überhaupt  auch  die  Befriedigung  nicht  materieller  Bedürfnisse  ihr  er- 
möglicht sein   soll,    darüber    pflegt    man    stillschweigend   hinwegzugehen. 
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Rechnen  wir  aber  ganz  einfach  die  Tage^ordnuDg  aus  für  eine  der  unzähligen 
Frauen,  die  12  Stunden  täglich  Fahrikarbeit  leisten.  Rechnen  wir  die 
nöthigste  Hausarbeit,  die  Zubereitung  des  Frühstücks  am  Morgen  mit 
einer  Stunde  an,  setzen  wir  die  absolut  nöthige  Mittagspause  auf  1 V^  Stunden, 
Bereitung  und  Genuss  des  Abendessens  auf  eine  Stunde,  die  nöthigsten 
Arbeiten  für  Flicken,  Reinlichkeit  etc.  auf  eine  Stunde  und  den  zweimaligen 
Weg  zur  Fabrik  hin  und  zurück  nur  mit  Va  Stunde,  so  behalten  wir  eine 
Zeit  von  7  Stunden  für  den  Schlaf  —  viel  zu  wenig  für  die  geplagte  Frau  — ; 
für  alles  Uebrige  bleibt  nichts. 

Wie  vielen  Unverheiratheten  liegen  aber  gleiche  Pflichten,  gleiche 
Arbeiten  ob,  so  dass  ihre  Arbeitszeit  mit  gleichem  Rechte  in  gleichem  Maasse 
gekürzt  werden  sollte!  Ich  glaube  auch,  dass  bedeutende  technische 
Schwierigkeiten  sich  ergeben  würden,  wenn  man  grosse  Unterschiede  zwi- 
schen der  Arbeitszeit  derjenigen,  welche  einen  Haushalt  zu  besorgen  haben 
und  den  anderen  eintreten  lassen  wollte.  Bei  uns  z.  B.  haben  viele  Fabriken 
lieber  die  Mittagspause  für  alle  Arbeiter  verlängert,  um  nur  nicht  um  frühere 
Entlassung  der  Hausfrauen  angegangen  zu  werden. 

Die  Schweiz  hat,  wie  Sie  wissen,  einen  11  stündigen  Arbeitstag.  Nach 
meinen  langjährigen  Erfahrungen  scheint  mir  das  richtige  Maass  getroffen, 
das  die  eigentliche  Ueberbürdung  so  ziemlich,  namentlich  bei  den  leichteren 
Beschäftigungen,  beseitigt  und  andererseits  nicht  durch  eine  wesentliche 
Schädigung  der  Industrie  indirect  wieder  die  Wohlfahrt  des  Arbeiters 
schädigt.  Wir  gestatten  dabei  allerdings  Ausnahmen,  Arbeitszeitverlänge- 
rungen, aber  man  überschätzt  dieselben  ausserordentlich,  denn  sie  dauern 
oft  nur  ein  bis  zwei  Tage  bis  eine  Woche  und  noch  öfter  betreffen  sie  nur 
eine  kleine  Zahl,  selbst  nur  einen  einzelnen  Arbeiter  einer  Fabrik.  Die 
durchschnittliche  Arbeitsdauer  unserer  Fabriken  wird  dadurch  nur  um  einen 
kleinen  Bruchtheil  einer  Stunde  wieder  verlängert.  —  Sie  kennen  die  Be- 
denken, die  man  anfangs  gegen  eine  Verkürzung  der  Arbeitszeit  auf 
11  Stunden  hegte,  und  Einzelne  klagen  noch  darüber  —  es  ist  wahr  — , 
aber  man  ist  von  eigentlichen  Angriffen  auf  das  Gesetz  abgekommen,  da 
keine  Aussicht  auf  Wiederaufhebung  desselben  durch  eine  Volksabstimmung 
besteht.  Und  doch  ist  unser  Gesetz  unendlich  viel  weittragender  als  die 
blosse  Normirung  der  Frauenarbeit.  Diese  wird  am  meisten  in  der  Textil- 
industrie verwendet,  so  in  der  Weberei,  Spinnerei,  Stickerei.  Das  Ergebniss 
▼ielflütiger  Nachfragen,  die  ich  seit  Jahren  anstellte,  war,  dass  die  Produc- 
tionsverminderung  der  Gesammtarbeiterschaft  beim  Hernntergehen  von  12 
auf  11  Arbeitsstunden  für  die  Weberei  1  bis  2  Proc  betrug,  dass  sie  auch 
bei  der' Baumwollspinnerei  ganz  minim  ist,  wo  gute  neuere  Maschinen  ver- 
wendet werden,  beträchtlicher,  wo  alte  ohnehin  kaum  mehr  concurrenzfähige 
vorhanden  sind,  dass  endlich  die  Stickerei  ebenfalls  eine  Verminderung  der 
Leistung  um  ganz  wenige  Procente,  gleichzeitig  aber  ein  wesentliches 
Beaaerwerden  des  Productes  constatiren  kann.  Von  einer  Erwerbsver- 
xninderung,  die  z.  B.  wieder  die  Ernährung  des  Arbeiters  verschlechtern 
würde,  ist  mithin  keine  Rede,  zumal  wenn  es  sich  lediglich  um  die  Frauen- 
arbeit handelt. 

Was  hat  aber  eine  minime  Einbusse  für  die  Industrie  zu  bedeuten 
gegenüber  dem  allm&ligen  Verkommen  einer  Bevölkerung,  die  von  Müttern 
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stammt,  deren  permanenter  Ueberbürdang  keine  Gesetzgebong  entgegentritt. 
Nur  ein  kräftiges  Volk  kann  seinen  Nacbbaren  in  der  Indastrie  aaf  die 
Dauer  Concurrenz  macheu.  Dieser  Gedanke  hat  die  englischen  Gesetzgeber 
geleitet,  ihn  hat  Macaulay  in  seiner  Rede  über  die  10  Stunden  Arbeit  aus- 
gesprochen, indem  er  sagte:  „Ich  lache  über  den  Versuch,  uns  zu  schrecken 
mit  der  Concurrenz  von  anderen  Nationen,  welche  übertrieben  arbeiten. 
Wenn  wir  jemals  genöthigt  sind,  die  erste  Stelle  unter  den  Industrievölkern 
abzutreten,  so  werden  wir  sie  nicht  einem  Geschlechte  entarteter  Zwerge, 
sondern  irgend  einem  an  Körper  und  Geist  vorragend  kräftigen  Volke  ab- 
treten." 

Meine  These,  die  ich  mir  an  Stelle  von  These  II  des  Herrn  Referenten 
vorzulegen  erlaube,  lautet: 

Für  weibliche  Personen  ist  jede  Sonntags-  und  Nachtarbeit  in  den 
Fabriken  untersagt. 

Die  Dauer  der  täglichen  Arbeit  darf,  vorübergehende  ausnahmsweise 
Bewilligungen  vorbehalten,  nicht  mehr  als  11  Stunden  betragen.  An  den 
Vorabenden  von  Sonn-  und  Feiertagen  soll  ein  früherer  Schluss  der  Arbeit 
stattfinden. 

Für  das  Mittagessen  ist  mindestens  eine  einstündige  Pause  zu  gewähren. 

Die  Einführung  von  Vor-  und  Nachmittagspausen  ist  wünschbar,  sofern 
irgendwie  genügende  Garantie  für  deren  wirkliche  Innehaltung  geboten 
wird. 

Zur  drittenThese.  Vermuthlich  wird  Niemand  daran  zweifeln,  dass, 
wenn  die  Hausmutter  besondere  Berücksichtigung  bezüglich  der  Arbeit  in 
den  Fabriken  bedarf,  dies  noch  weit  mehr  der  Fall  ist  bei  den  Schwangeren, 
denn  hier  handelt  es  sich  um  die  Sorge  für  zwei  Menschenleben,  um  die 
Frucht  und  um  eine  Frau,  der  die  gleiche  Arbeit  meist  eine  erheblich  grössere 
Anstrengung  kostet,  als  der  Nichtschwangeren  und  deren  Zustand  zu  ver- 
schiedenen Leiden  in  hohem  Grade  disponirt.  Und  zu  alledem  habe  ich 
unzählige  Male  die  Erfahrung  gemacht,  dass  keine  Frau  so,  wie  die  Schwan- 
gere, geneigt  ist,  sich  einem  Uebermaasse  von  Arbeit  hinzugeben,  wenn  sie 
ihren  Erwerb  dadurch  auch  nur  einigermaassen  glaubt  steigern  zu  können. 
Die  Fürsorge  für  ihre  Familie,  das  ist  der  Gedanke,  der  sie  in  diesem  Zu- 
stande weit  mehr  als  sonst  zur  äussersten  Anstrengung  anspornt.  Sie  ver- 
steht sich  äusserst  selten  zu  einem  Aufgeben  der  Arbeit  bis  zur  Niederkunft, 
wenn  nicht  ernstliche  Beschwerden  sie  zwingen;  sie  verheimlicht  ihre 
Schwangerschaft,  wenn  sie  solche  Mahnungen  glaubt  voraussehen  zu  können. 
Und  wenn  sie  sogar  von  ihrer  Arbeit  weggewiesen  wird,  so  verlegt  sie  die- 
selbe, wenn  irgend  möglich,  in  ihre  Wohnstube,  wie  z.  B.  Arbeiterinnen  an 
der  Nähmaschine,  am  Windstuhle  der  Seidenwindereien,  selbst  Fädlerinnen, 
die  dann  durch  ihre  Kinder  die  Nädlinge  hin  und  her  transportiren  lassen. 
Sie  übernimmt  selbst  Arbeiten,  die  sie  weit  mehr  schädigen  als  die  bisherige 
Fabrikarbeit  und  überschreitet  dabei  nicht  selten  alle  Grenzen  einer  ver- 
nünftigen Arbeitsdauer.  Ich  hatte  reichlichen  Anlass  zu  derartigen  Beob- 
achtungen vor  und  nach  Erlass  unseres  Fabrikgesetzes.  Sie  boten  Er- 
klärungsgründe genug  für  die  Thatsache,  dass  bei  uns  vornehmlich  die 
hochindustriellen  Cantone  es  sind,  welche  sich  durch  eine  hohe  Zahl  von 
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Todtgebarten  auszeichnen.  Die  Schweiz  hatte  auf  100  Lebendgeborene  im 
Jahre  1883  z.B.  3*9  Todtgeborene,  der  Can ton  Zürich  5,  der  noch  industrie- 
reicbere  Canton  Glarus  6*4.  In  letzterem  stellte  sich  diese  Zahl  wahrend 
einer  Reihe  von  Jahren  fQr  die  Fabrikarbeiter  auf  8*2,  während  sie  bei  der 
übrigen  Beyölkernng  6*6  ausmachte. 

Solche  Zahlen  scheinen  za  rechtfertigen,  was  These  III.  verlangt,  und 
doch  könnte  ich  mich  nicht  dafür  aussprechen.  Jedenfalls  könnte  an  den 
Ausschiusa  nur  in  der  zweiten  Schwangerschaftshälfte  gedacht  werden, 
wenn  die  Zeichen  recht  deutlich  zu  werden  beginnen.  Aber  zahllos  würde 
die  Zahl  der  Fälle  sein,  wo  sie  auch  jetzt  mit  Erfolg  verheimlicht  und  auch 
von  dem  Aufsichtspersonale  der  Fabrik  nicht  mit  besonderem  Eifer  aufge- 
spürt würde,  zahllos  die  Fälle,  wo  schlimmere  Einflüsse  an  die  Stelle  der- 
jenigen träten,  die  man  zu  vermeiden  gesucht,  wo  das  Gesetz  eine  Fabrik- 
srbeit  aufzugeben  zwänge,  die  durchaus  keine  besonderen  Schädlichkeiten 
für  Schwangere  bedingt  und  an  deren  Stelle  eine  viel  nachtheiligere  Haus- 
arbeit gesetzt  würde.  Der  Abneigung  der  Schwangeren  gegen  das  Gesetz 
wäre  man  gewiss,  würde  es  doch  dem  Haushalte  einen  Erwerb  von  10  Monaten, 
also  durchschnittlich  400  bis  600  Frcs.  entziehen  und  dies  zu  einer  Zeit,  wo 
sonst  die  Bedürfnisse  des  Haushaltes  ausserge wohnlich  gesteigert  werden. 
9 Sollen  wir  denn  diesen  Erwerb  am  Munde  absparen ,  uns  und  dem  erwar- 
teten Sprössling  zum  Nachtheile^,  hat  man  mich  schon  oft  gefragt,  wo  auch 
nur  ein  kurzer  Ausschluss  verlangt  wird. 

Nach  meinem  Dafürhalten  dürfte  man  sich  recht  wohl  darauf  be- 
schränken, jederzeitige  Gestattung  des  Austrittes  aus  der  Fabrik 
ohne  alle  Kündigungsfristen  oder  ähnliche  Beschränkungen  zu  verlangen, 
sofern  dieselbe  wegen  Schwangerschaftsbeschwerden  nachgesucht  wird. 
Höchstens  in  denjenigen  Industrieen  wäre  ein  Zwang  zum  Austritte  angezeigt, 
wo  ganz  besondere  Schädlichkeiten  nachgewiesenermaassen  auf  die  Schwan- 
geren und  die  Früchte  einwirken  können.  Die  Zahl  solcher  Industrieen  ist 
eine  kleine  und  in  den  meisten  derselben  —  soweit  wenigstens  meine  Er- 
fahrung reicht  —  auch  die  Zahl  der  Verheiratheten  eine  sehr  geringe.  Ich 
schlage  daher  vor,  These  III.  dahin  abzuändern:  Personen,  welche  sich 
in  der  zweiten  Schwangerschaftshälfte  befinden,  dürfen  in 
Betrieben  nicht  beschäftigt  werden,  wo  ihre  Gesundheit 
durch  Einwirkung  giftiger  Substanzen  oder  besondere 
mechanische  Schädlichkeiten  bedroht  ist.  Frauen,  die 
wegen  Beschwerden  in  Folge  ihrer  Schwangerschaft  ge- 
nöthigt  sind,  von  der  Fabrikarbeit  wegzubleiben,  soll  der 
Austritt  jederzeit  gestattet  sein. 

Zur  vierten  These.  Die  vierte  These  hat  unzweifelhaft  die  Er- 
reichung eines  doppelten  Zweckes  im  Auge.  Sie  strebt  an  den  Schutz 
der  Wöchnerinnen  und  die  bessere  Pflege  der  Neugeborenen. 
Eine  beträchtliche  Zahl  von  industriellen  Beschäftigungen  dürfte  einer  ge- 
sunden kräftigen  Arbeiterin  nach  10  bis  12  Tagen  wieder  gestattet  werden, 
ohne  Gefährdung  ihrer  Gesundheit;  aber  gerade  von  den  Industriezweigen,  die 
vielleicht  am  meisten  verheirathete  Arbeiterinnen  beschäftigen  —  ich  erinnere 
an  die  verschiedenen  Zweige  der  Baum  Wollindustrie  —  werden  vor  allem  die- 

9* 
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jenigen  Einflässe,  die  sieb  am  häufigsten  geltend  machen,  mechanische 
Schädlichkeiten  bedingt,  tbeils  durch  die  Haltung,  Bewegung,  theils  durch 
Druck,  Erschütterung  u.  s.  f.  Die  Zahl  der  daher  abzuleitenden  Uebel  stellt 
sich  bei  genauerer  Beobachtung  als  eine  überraschend  grosse  heraus  und 
ihr  Zusammenhang  mit  der  Art  und  Weise  der  Arbeit  liegt  auf  der  Hand. 
So  zeichnen  sich  die  Druckerinnen  der  Cattundr uckereien  durch  aufifallend 
viele  Lage-  und  Formyeränderungen  des  Uterus  aus,  eine  naheliegende  Folge 
nicht  nur  der  aufrechten  Stellung,  sondern  auch  des  beständigen  Auf- 
schlagens  der  Modelle.  Auch  die  Baumwoll Weberinnen  fallen  durch  die  Zahl 
der  Leiden  der  Urogenitalorgane  auf.  Sie  haben  48  Fälle,  meistens  Vor- 
fHUe,  Senkungen,  Flexionen  der  Gebärmutter  auf  1000  Erkrankungen,  wäh- 
rend diese  Zahl  bei  den  weniger  heftiger  Erschütterung  ausgesetzten  Spinne- 
rinnen nach  dem  Durchschnitte  von  vier  Jahren  nur  auf  27  steigt. 

Vor  Inkrafttreten  des  Wöchnerinnenausschluflses,  sechs  Wochen  nach 
der  Niederkunft,  waren  diese  Erkrankungen  bei  uns  noch  viel  häufiger;  es 
ist  etwas  besser  geworden  und  ihre  Zahl  würde  wohl  noch  rascher  eine  ab- 
nehmende werden,  wenn  die  Schonzeit  noch  weiter  ausgedehnt  würde,  denn 
es  ist  gewiss  nicht  anzunehmen,  dass  die  Rückbildung  der  Genitalorgane 
mit  sechs  Wochen  so  weit  fortgeschritten  sei,  dass  die  normale  Widerstands- 
kraft gegen  die  erwähnten  mechanischen  Einwirkungen  wiedergekehrt  ist. 

Welche  Bedeutung  die  lange  Schonzeit  der  Mutter  für  das  Kind  hat, 
kann  nur  der  ermessen,  der  das  Leben  der  ärmeren  Fabrikbevölkerung 
genau  kennt.  Wo  kein  Ausschluss  besteht,  wo  die  Mutter  wieder  an  die 
gewohnte  Arbeit  eilt,  da  verfällt  das  Kind  schon  von  der  zweiten  Lebens- 
woche an  der  Wartefrau,  die  meist  in  übelgelüftetem,  möglichst  heissem 
Räume  die  Kinder  unter  Missachtung  aller  Reinlichkeit  unterbringt  und  mit 
einer  Milch  füttert,  die  vermöge  ihrer  Behandlung  allen  hygienischen  An- 
forderungen Hohn  spricht.  Vom  Reichen  der  Mutterbrust  kann  nicht  die 
Rede  sein,  da  Morgens  früh  schon,  oft  noch  im  besten  Schlafe,  das  Kind  von 
Hause  weggetragen,  Abends  spät  zurückgeholt  wird. 

Mag  nun  auch  die  von  der  Fabrik  ferngehaltene  Mutter  ausser  dem 
Hause  einem  Erwerbe,  vielleicht  selbst  landwirthschaftlicher  Arbeit  nachgehen, 
sie  wird  immer  suchen  —  schon  zur  Vermeidung  bezüglicher  Auslagen  — 
das  Kind  selbst  zu  pflegen;  beschäftigt  sie  sich  im  Hause,  desto  besser  für 
ihr  Neugeborenes. 

Auf  diese  Weise  kam  das  Resultat  zu  Stande ,  dass  in  meiner  engeren 
Heimath,  wo  früher  die  Kindersterblichkeit  im  ersten  Jahre  (mit  Einschlnss 
der  Todtgeborenen)  durchschnittlich  mehr  als  29  Proc,  selbst  in  die  30  be- 
trug, dieselbe  in  wenigen  Jahren  nach  Einführung  des  Wöchnerinnen- 
ausschlusses um  5  Proc.  sank  und  seit  Jahren  ungefähr  dem  schweizerischen 
Mittel  entsprochen  hat,  statt  früher  in  der  schweizerischen  Statistik  mit  den 
höchsten  Zififem  zu  figuriren.  Es  stellte  sich  zugleich  heraus,  dass  die 
Sterblichkeit  bei  den  Fabrikarbeiterkindern  im  ersten  Monate  eher  geringer 
war,  als  bei  denen  der  Handwerker  oder  Bauern,  dass  sie  aber  in  den  spä- 
teren Monaten,  d.  h.  mit  dem  Aufhören  der  Mutterpflege  zu  höheren  Ziffern 
anstieg  als  bei  der  übrigen  Bevölkerung.  Die  gleiche  Abnahme  der  Kinder- 
sterblichkeit hat  man  in  Mülhausen  beobachtet,  dessen  allbekannte  muster- 
hafte Fürsorge  für  die  Wöchnerinnen  überall  nachgeahmt  zu  werden  ver- 
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dient.  Sie  allein  ermöglicht  es  auch,  die  Schonzeit  in  Wirklichkeit  und  zum 
wahren  Nutzen  für  Mutter  und  Kind  durchzufuhren,  denn  sonst  wird  Mangel 
und  Hunger  manche  Wöchnerin  zwingen,  zu  früh  in  die  Fabrik  zurückzu- 
kehren. Wo  aber  ein  Beitrag  aus  Ilülfscassen  gesichert  ist,  wird  es  nicht 
schwer  fallen,  den  in  These  lY.  vorgeschlagenen  Ausschlusstermin  auch  auf 
sechs  oder  acht  Wochen  auszudehnen.  Ich  betrachte  daher  den  in  der  These 
Exirten  Termin  nur  als  das  Minimum  dessen,  was  gefordert  werden  sollte 
und  glaube,  dass  füglich  auch  sechs  oder  acht  Wochen  gesagt  werden  dürfte. 

Zur  fünften  These.  Mit  der  Annahme  eines  Maximalarheitstages 
für  die  weiblichen  Fabrikarbeiter  würde  wohl  auch  die  fünfte  These  einiger- 
maassen  in  ihren  Anforderungen  heschränkt  werden  können.  Eine  durch- 
gängig eintretende  Verkürzung  der  Arbeitszeit  dürfte  den  geforderten  frü- 
heren SchlusB  der  Arbeit  am  Abend  überflüssig  machen. 

Ganz  anders  verhält  es  sich  mit  der  Mittagspause.  Diese  beträgt  in 
der  Regel  eine  Stunde,  nur  ausnahmsweise  IV21  wenigstens  in  den  mir  be- 
kannten Fabrikdistricten.  Es  ist  klar,  dass  einer  Frau,  die  in  dieser  Zeit 
den  Hin-  und  Rückweg  zur  Fabrik  zu  machen  hat,  die  für  den  Genuss 
auch  der  bescheidensten  Mahlzeit  doch  mindestens  Vi  Stunde  rechnen  muss, 
eine  ungemein  kurze  Zeit  für  die  Bereitung  der  Mahlzeit  bleibt.  Selbst  in 
dem  günstigsten  Falle,  wo  sie  ihr  Siedefleisch  im  Topfe  hatte  und  vielleicht 
ein  jüngeres  Kind,  eine  Nachbarin  für  genügende  Feuerung  sorgte,  wird  selten 
Zeit  genug  bleiben,  ein  ordentliches  Gemüse  zu  bereiten.  Meist  aber  be- 
schränkt sich  der  Mittagstisch  auf  Mehlspeisen,  Kartoffelngerichte  u.  dergl. 
Wie  nun  diese  ausfallen  müssen,  liegt  auf  der  Hand.  Ich  habe  oft  genug 
gesehen,  wie  ein  Gebäcke  verzehrt  wurde,  dass  aussen  verbrannt,  innen  noch 
roher  Teig  war.  Ich  hatte  mich  seinerzeit  als  Arzt  daran  gewöhnt,  bei  den 
BD  häuflgen  Magenleiden  der  Fabrikarbeiter  vor  allem  auch  die  Bereitung 
und  Zusammensetzung  des  Mittagessens  ins  Auge  zu  fassen  und  sehr  häuflg 
fand  ich,  dass  eben  diese  ungaren,  in  Eile  gekochten  und  genossenen  Speisen 
die  Ursache  des  Uebels  seien.  Daraus  scheint  sich  mir  die  Nothwendigkeit 
einer  früheren  Entlassung  derjenigen  Personen,  welche  das  Kochen  zu  be- 
sorgen haben,  klar  genug  zu  ergeben. 

Den  Arbeitgebern  sind  aber  solche  Ungleichheiten  in  der  Arbeitsdauer 
sehr  yerhasst.  Sie  bedingen  in  der  That  oft  schwere  Störungen  im  Betriebe, 
namentlich  da,  wo  die  zu  Entlassenden  mit  Anderen  zusammen  arbeiten, 
welche  länger  bleiben  möchten,  aber  dann  Ersatzleute  bedürfen.  Diese  sind 
in  der  Regel  gar  nicht  zu  bekommen.  Es  kommt  daher  schon  unter  dem 
schweizerischen  Gesetze,  das  um  eine  Vs  Stunde  frühere  Entlassung  verlangt, 
Tor,  dass  Arbeiterinnen,  die  voll  ausharren,  bevorzugt  werden.  Ich  zweifle 
nicht,  dass  dies  zum  Nachtheile  der  Hausmutter  weit  mehr  der  Fall  wäre 
bei  einer  „mehrstündigen"  Mittagspause,  und  möchte  rathen,  dass  man  sich 
auf  das  Nöthigste,  d.  h.  auf  IY3,  höchstens  2  Stunden  beschränke. 

Zugleich  beantrage  ich  eine  Aenderung,  die  vielleicht  mehr  redactio- 
neller  Natur  ist,  als  dass  sie  eine  eigentliche  principielle  Verschiedenheit 
zwischen  der  These  des  Herrn  Referenten  und  meinem  Vorschlage  in  sich 
schliesst.  Die  These  spricht  nämlich  von  Müttern,  welche  unerzogene  Kinder 
zu  Hause^aben.    Das  will  wohl  sagen,  Mütter,  die  Niemand  zu  Hause  haben, 
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der  für  sie  die  häuslichen  Verrichtungen  besorgt.  Wie  aber,  wenn  die 
Tochter  eines  Wittwers,  die  Schwester  elternloser  Geschwister  dasselbe  zu 
leisten  hat?  Ich  denke,  mein  Herr  College  dürfte  sich  unschwer  dazu  ver- 
stehen, auch  diese  zu  berücksichtigen. 

Die  These  V.  würde  nach  meinen  kurz  begründeten  Ab&nderungs- 
anträgcn  lauten: 

Diejenigen  in  Fabriken  arbeitenden  Frauenspersonen, 
welche  ein  Hauswesen  zu  besorgen  haben,  sind  V2  (erentuell 
eine)  Stunde  vor  der  Mittagspause  zu  entlassen,  sofern  die- 
selbe nicht  ly.j  (respectiye  zwei)  Stunden  beträgt. 

Zur  sechsten  These.  Wenn  mein  geehrter  Herr  Vorredner  be- 
richtet, dass  er  nur  selten  Gelegenheit  gehabt  habe,  Beobachtungen  über 
die  Beschäftigung  der  Kinder  in  Fabriken  anzustellen,  so  muss  auch  ich 
gestehen,  dass  mir  darüber  ebenfalls  weit  weniger  Erfahrungen  zu  Gebote 
stehen  als  bezüglich  der  Frauenarbeit.  Haben  doch  schon  seit  Jahrzehnten 
theils  die  Schul-  und  Fabrikgesetze  unserer  schweizerischen  Cantone,  theils 
aber  seit  bald  acht  Jahren  die  Fabrikgesetzgebung  des  Bundes  Kinder  unter 
12  und  mehr,  seit  dem  jetzt  bestehenden  Gesetze  bis  zu  14  Jahren,  yon  der 
Fabrikarbeit  fem  gehalten.  Es  sind  daher  nur  ganz  vereinzelte  Wahr- 
nehmungen, die  ich  in  Fällen  ausnahmsweiser  und  gesetzwidriger  Verwen- 
dung von  Kindern  unter  14  oder  gar  unter  12  Jahren  zu  machen  im  Falle 
war;  sie  gestatteten  nicht,  mir  ein  Urtheil  zu  bilden  über  den  Einfluss  der 
Fabrikarbeit  auf  Leute  dieser  Altersstufe  und  meine  Mittheilungen  beziehen 
sich  vornehmlich  nur  auf  die  Erscheinungen,  die  bei  den  Altersdassen  von 
14  bis  18  Jahren  zu  Tage  getreten. 

Die  allgemeinere  Aufmerksamkeit  wurde  in  der  Schweiz  vor  Allem  ans 
durch  die  Ergebnisse  der  Recrutenuntersuchung  auf  dieselben  hingelenkt. 
Stellte  man  die  fabrikarmen  den  fabrikreichen  Recrutirungskreisen  gegen- 
über, so  kam  man  zu  dem  auffallenden  Resultate,  dass  durchschnittlich  die 
ersteren  nur  14*3  bis  18'9  Proc.  Recruten  hatten,  welche  wegen  mangel- 
hafter Körperentwickelung  temporär,  d.  h.  für  ein  bis  zwei  Jahre,  entlassen 
wurden,  während  letztere  19*7  bis  23*3  Proc.  aufwiesen;  aber  dagegen 
schwankte  die  Zahl  der  gänzlich  Entlassenen  in  den  Kreisen  mit  wenigen 
Fabriken  zwischen  23*9  und  39*2  Proc,  in  den  fabrikreichen  zwischen  27*8 
und  31*3.  Es  schien  daraus  hervorzugehen,  dass  die  häufige  Fabrikarbeit 
eine  Verspätung  in  der  Entwickelung  bedinge,  nicht  aber  eine  bleibende  Ver- 
schlechterung der  Körperbeschaffenheit  und  man  glaubte,  dass  die  bessere 
und  namentlich  an  Albuminaten  reichere  Nahrung,  welche  der  reichere  Er- 
werb in  Fabrikgegenden  gestatte,  die  Nachtheile  der  Fabrikarbeit  auf  die 
heranwachsende  Jugend  auszugleichen  vermöge.  Forschte  man  aber  weiter 
nach  den  Zahlenverhältnissen  bei  den  Angehörigen  der  verschiedenen  Berufs- 
arten, so  zeigte  sich,  dass  z.  B.  im  Canton  Zug  die  Arbeiter  in  der  Baum- 
wollindustrie nur  37  Proc.  Taugliche  hatten,  die  Handwerker  47  bis  83, 
die  Landwirthe  49,  dass  ferner  die  Zahl  der  wegen  ungenügender  Entwicke- 
lung Entlassenen  in  Zug  bei  Fabrikarbeitern  32  bis  43,  bei  den  anderen 
Berufsarten  7  bis  30  Proc.  betrug.  Im  Canton  Thurgau  stellten  sich  die  Zahlen 
auf  34  bis  39  Proc.  gegen  bloss  12  bis  23  bei  den  Nichtfabrikarbeitem. 
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leb  habe  die  Recmtirungslisten  der  Cantone  mit  starker  Stickerei- 
indoBtrie  genau  durchgesehen  und  Folgendes  gefunden.     Es  wurden 

definitiv  temporär 

entlassen  entlassen 

Von  snmmtlichen  Untersuchten  .     .     .     11*3  Proc.  13*8  Proc. 

„     den  Stickern 14*5      „  18*0      „ 

„     anderen  Fabrikarbeitern      ...     19*3      „  20'1      „ 

Alle  diese  für  die  Fabrikarbeiter  so  ungunstigen  Ergebnisse  können 
wohl  kaum  anders  erklärt  werden  als  dadurch,  dass  die  industrielle  Be- 
schäftigung bereits  einen  sehr  ungünstigen,  einen  bleibenden  Einfiuss  auf 
die  körperlichen  Zustände  der  erst  seit  wenigen  Jahren  daran  sich  bethei- 
ligenden jungen  Männer  geübt  habe.  Es  ist  nun  aber  ganz  auffallend,  dass 
die  Erkrankungsstatistik  der  Fabrikarbeiter  durchaus  nicht  erkennen  lässt, 
dass  die  eine  oder  andere  Berufsart  einen  besonderen  Einfluss  auf  den  Ge- 
sundheitszustand der  jungen  Arbeiter  ausübt.  Vergleicht  man  z.  B.  die 
durchschnittliche  Zahl  der  Krankheitstage,  welche  auf  den  einzelnen  Arbei- 
ter der  Altersclasse  von  14  bis  18  Jahren  entfällt,  mit  denjenigen  für  alle 
Altersclassen,  so  verhält  sie  sich  bei  den  männlichen  Spinnereiarbeitern  wie 
68  :  100,  bei  den  weiblichen  wie  79  :  100,  während  das  entsprechende 
Verhältniss  für  die  Gesammtarbeiterschaft  wie  50,  resp.  60  :  100  ist.  Man 
ist  also  versucht,  anzunehmen  dass  die  Schädlichkeiten  der  Spinnerei  die 
verhältnissmässig  höhere  Zahl  der  Rrankheitstage  bei  der  jüngsten  Alters- 
classe verschuldet  habe.  Allein  es  zeigte  sich,  dass  auch  bei  der  Seiden- 
winderei,  Zwirnerei  und  Weberei  mit  ihren  weit  besseren  Bedingungen  für 
Erhaltung  der  Gesundheit  das  Verhältniss  bei  den  männlichen  Arbeitern 
wie  55  (statt  50)  und  bei  den  weiblichen  gar  81  statt  60  :  100  ist. 

Ebenso  unerwartete  Zahlen  ergeben  sich  bei  manchen  anderen  In- 
dustriezweigen. Es  scheinen  weniger  einzelne  Schädlichkeiten  daran  schuld 
zu  sein,  welche  stets  und  fast  unvermeidlich  mit  dem  Betriebe  einzelner  lu- 
dostrieen  verknüpft  sind,  sondern  mehr  die  übliche  Sorglosigkeit  in  Bezug 
auf  Lüftung,  die  hohen  Temperaturen  und  ähnliche  Dinge,  die  unter  sonst 
noch  so  verschiedenen  Verhältnissen  verderblich  namentlich  auf  den  jungen 
Arbeiter  einwirken.  Oder  sollte  man  vielleicht  annehmen,  dass  entweder 
die  Lebensweise  der  Fabrikarbeiter,  Wohnung  und  Nahrung  ganz  besonders 
mangelhaft  seien  und  dass  sie,  nicht  aber  gewisse  allgemein  der  Fabrik- 
beschäftigung anhaftende  Nachtheile  diese  Erscheinung  verschuldet  haben? 
Nachdem  ich  unlängst  Gelegenheit  gehabt,  bei  einer  ausgedehnten  ofBciösen 
Enquete  wahrzunehmen,  dass  erstere  Voraussetzung  nicht  zutrifft,  wird  das 
zweite  anzunehmen  sein  und  zwar  glaube  ich  vor  Allem  aus  den  Aufent- 
halt im  geschlossenen  Räume  und  die  allzulange  und  zuwenig  unterbrochene 
Beschäftigung  als  Hauptmomente  anführen  zu  dürfen.  Ersteres  scheint 
mir  unter  anderem  aus  der  oft  beobachteten  Thatsache  hervorzugehen,  dass 
auch  bei  Industrieen,  wo  keinerlei  Gesundheitsschädlichkeit,  ausser  der  star- 
ken Anhäufung  von  Personen,  gefunden  werden  kann,  wo  die  Anstrengung 
eine  ganz  minime  ist,  wie  z.  B.  in  Seiden  windereien  und  Zwirnereien,  die 
Neueintretenden  resp.  die  jüngsten  Jahrgänge  der  Arbeiterschaft  relativ 
viele  Erkrankungen  aufweisen,  sogar  mehr  als  die  Fädler  der  Stickereien 
mit  ihrer  so  mangelhaften  Haltung.     Die  Luft  der  erstgen^tnuten  Etablisse- 
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ments  habe  ich  gewöhnlich  sehr  reich  an  Eohlenaäare  gefunden,  während 
dies  bei  letzteren  in  etwas  geringerem  Maasse  vorkam. 

Dass  die  elf  Stunden  Arbeitszeit  für  Kinder,  welche  unser  schweize- 
risches Gesetz  zulässt,  das  Maximum  bedeuten,  was  in  der  Regel  auf  län- 
gere Zeit  unbeschadet  ertragen  werden  kann,  beweist  mir  die  Thatsache, 
dass  wiederholt  bei  Verlängerung  der  Arbeitszeit  in  einzelnen  Fabriken 
nach  Kurzem  die  Zahl  der  bei  Kindern  und  jungen  Leuten  vorkommenden 
Unfälle  zunahm.  Es  wurde  mir  bei  genauer  Nachfrage  zugestanden,  dass 
sie  in  der  ungewohnten  12.  Arbeitsstunde  schlaftrunken  und  unaufmerksam 
geworden  seien. 

Aehnliche  Erfahrungen  sind  in  Stickereien  gemacht  worden,  wo  am 
öftersten  eine  gesetzwidrig  lange  Kinderverwendung  vorkommt.  Berichte 
aus  den  St.  Gallischen  Schulen  melden,  wie  solche  Kinder,  die  neben  dem 
Schulunterrichte  noch  viele  Stunden  das  Fädeln  zu  besorgen  hatten ,  schon 
Morgens  acht  Uhr,  gleich  nach  dem  Eintritt,  in  tiefen  Schlaf  verfallen  und 
zu  jedem  Denken  unfähig  gewesen  seien.  Und  noch  Aergeres  berichtete 
die  nationalräthliche ,  das  Fabrikgesetz  vorberathende  Commission,  welche 
in  Appenzell,  dem  Cantou  mit  den  meisten  Militäruntauglichen,  eine  derart 
„greisenhaft  verkommene  Jugend  fand,  dass  ihren  Mitgliedern  unwillkür- 
lich Thränen  in  die  Augen  traten".  Damals  arbeiteten  in  den  ostschwei- 
zerischen Appreturen  noch  Kinder  von  10  bis  12  Jahren  täglich  14  bis 
16  Stunden  bei  30^  C. 

Nächst  der  allgemeinen  Schwäche  sind  es  namentlich  Difformitäten 
des  Thorax,  welche  der  Ueberanstrengung  in  den  frühen  Altersjahren  ihren 
Ursprung  verdanken.  Ich  citire  als  auffallendsten  Beleg  hierfür  die  Asym- 
metrie des  Brustkorbes  bei  Stickern,  die  allzufrüh  diesen  Beruf  betreiben. 
Bald  nach  Beginn  ihrer  anstrengenden  Arbeit  zeigt  sich  Stechen  auf  der 
Brust,  Athemnoth,  Herzklopfen,  Nasenbluten;  Manche  werden  dadurch  ge- 
zwungen, von  dieser  Beschäftigung  abzulassen.  Nach  Jahresfrist  ist  ein 
solcher  Sticker  schon  an  seinem  einseitig  entwickelten  Brustkorbe  zu  erken- 
nen, wie  Aerzte  aus  Stickereibezirken  behaupten. 

Dass  bei  den  Fädlerinnen  Scoliose  nicht  selten  vorkommt,  ist  bei  den 
langen,  sehr  häuRg  in  ungesetzlicher  Weise  durch  Weglassung  der  vorge- 
sehenen vor-  und  nachmittäglichen  halbstündigen  Zwischenpausen  verlän- 
gerten Arbeitszeit  nichts  Auffallendes  —  weit  mehr  muss  man  sich  wundern, 
wie  die  gleichen  Leute,  welche  auf  öftere  Pausen,  richtige  Haltung,  gut 
construirte  Bänke  in  den  Schulen  so  grosses  Gewicht  legen,  von  der  doppelt 
so  lange  dauernden  nothgedrungen  fehlerhaften  Haltung  am  Fädlertische  so 
wenig  Aufhebens  machen. 

Auch  die  Augenleiden  der  jugendlichen  Fädler,  über  welche  seiner  Zeit 
Herr  Dr.  Busch b eck  aus  Plauen  berichtete,  sind  wohl  nicht  nur  auf  die 
Art  der  Beschäftigung,  sondern  auf  deren  lange  Dauer,  den  Mangel  an  ge- 
nügenden Ruhepausen  zurückzuführen.  Nach  diesem  Berichterstatter  fanden 
sich  in  den  Volksschulen  Plauens  unter  den  Fädlerkindern  5*4  Proc.  mehr 
kurzsichtige  Fädlerkinder  als  andere,  und  an  sonstigen  Augenkrankheiten 
litten  3-1  Proc.  Fädler,  von  den  Nichtfadlern  nur  1-3  Proc;  bei  11*5  Proc. 
der  Fädler  fand  sich  Empfindlichkeit  und  Schmerz  in  den  Augen.  —  Aehn- 
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liebes,  doch  ohne  genaue  Zahlenbelege,  habe  ich  in  meiner  Heimath  vielfach 
yernommen. 

Mögen  nun  diese  Angaben,  die  ich  beizubringen  in  der  Lage  war,  noch 
so  späriich  und  mangelhaft  sein,  so  erbringen  sie  wenigstens  den  Beweis, 
dass  höchste  Vorsicht  in  der  Zulassung ,  grösste  Genauigkeit  in.  der  Ueber- 
wachung  der  Kinderarbeit  geboten  ist,  wenn  die  heranwachsende  Genera- 
tion nicht  darunter  leiden  soll.  In  Deutschland  wie  in  der  Schweiz  hat 
man  durch  die  Gesetzgebung  genügenden  Schutz  eintreten  zn  lassen  ver- 
sucht. Sie  sind  weiter  gegangen  als  wir,  indem  Sie  die  Arbeitszeit  der  14- 
bis  16jährigen  auf  bloss  zehn  Stunden  beschränkten,  indem  Sie  Pausen 
Vor-  und  Nachmittags  vorschrieben,  wir  aber  haben  den  Eintritt  in  die 
Fabrik  erst  mit  14  Jahren  gestattet,  während  er  bei  Ihnen  schon  mit  dem 
erfüllten  12.  Altersjahre  erfolgen  darf;  allerdings  unter  beträchtlichen  Ein- 
schränkungen. Immerhin  ist  sechs  Stunden  Fabrikarbeit  und  drei  Stunden 
Schulunterricht  schon  eine  ganz  bedeutende  Beanspruchung  des  Kindes, 
die  wohl  bei  anstrengenderen  oder  ungesunden  Beschäftigungen  einer  üeber- 
bürdung gleichzuachten  ist.  Die  Erfahrung  wenigstens,  welche  unsere 
Lehrer  mit  den  Kindern  machen,  die  nach  fünf-  bis  sechsstündigem  Aufent- 
halt in  der  Schule  noch  einige  Stunden  als  Aushülfe  in  Haus  oder  Fabrik 
industrieller  Beschäftigung  obliegen,  sprechen  dafür.  So  erscheint  mir  auch 
neun  oder  elf  Stunden  Schule  und  Fabrikarbeit  in  den  heissen  und  staubigen 
Räumen  einer  Baumwollspinnerei,  in  der  dumpfigen  Hitze  einer  Appretur 
als  ein  schweres  Tagespensum,  während  die  Verbindung  von  Unterricht  und 
einigen  Stunden  Aufenthalt  in  wohlgelüfteten  Räumen  mancher  Seiden- 
industriezweige«  bei  manchen  leichten  Verpackung^-  oder  Ausrüstungs- 
arbeiten  in  verschiedenen  Zweigen  der  Textilindustrie  als  vollkommen  zulässig 
erscheint.  Die  Grenze  zu  ziehen,  wo  die  Zulässigkeit,  vom  Standpunkte  des 
Hygienikers  beurtheilt,  beginnt,  wäre  eine  nicht  allzuschwere  Aufgabe  der 
Behörden.  Mehr  Schwierigkeiten  würde  vielleicht  die  Einsprache  der  In- 
dustriellen bereiten,  wenn  der  Versuch  gemacht  würde,  die  Fabrikarbeit  der 
Kinder  nur  auf  nichtgesundheitsschädliche  Industriezweige  zu  beschränken. 
Doch  hat  sich  die  Ueberzeugung  längst  Bahn  gebrochen,  dass  die  Kinder- 
arbeit, resp.  ihre  Billigkeit  weit  überschätzt  wurde.  Dass  sie  allgemein  im 
Abnehmen  begriffen  sei,  wurde  für  Deutschland  schon  vor  fast  einem  Decen- 
nium  constatirt.  Schon  damals  verwendeten  sich  bei  uns  ausgedehnte  und 
angesehene  Gesellschaften  von  Industriellen  nur  noch  für  eine  Zulassung  der 
Kinderarbeit  nach  erfülltem  13.  oder  14.  Altersjahre,  indem  sie  den  Ausschluss 
jüngerer  Kinder  für  durchaus  geboten  hielten.  Sie  wird  mit  jeder  Vermehrung 
and  Complicirung  der  Maschinenarbeit  weniger  zweckmässig  und  rentabel  und 
▼ermehrt  in  gleichem  Maasse  den  Risico,  der  aus  Unfällen  entsteht.  Mangel 
an  Arbeitern  habe  ich  bei  unserer  weitgehenden  Beseitigung  der  Kinder- 
arbeit nur  vorübergehend  bei  einzelnen  Industrieen  entstehen  gesehen  und 
auch  da  ergänzten  meist  in  Kurzem  arbeitslose  ältere  Arbeiter  die  Lücken. 
Yorzagsweise  leiden  unter  einer  solchen  Maassregel  solche  Industrieen,  welche 
im  Niedergange  begriffen  sind  und  keine  anständigen  Löhne  mehr  zu  ge- 
währen vermögen.  Sie  können  ihre  Existenz  noch  kümmerlich  fristen,  in- 
dem sie  Kinder  zu  Spottlöhnen  heranziehen.  Bei  solchen  Etablissementon 
ist  die  Gefahr  der  Üeberbürdung  aus  naheliegenden  Gründen  eine  besonders 
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grosse,  denn  nicht  nur  drängt  die  ökonomische  Noth  zu  Gesetzesüberschrci- 
tungen,  sondern  sie  hindert  auch  das  Zustandekommen  der  sanitarisch  ge- 
nügenden Einrichtungen. 

Dass  ich  alle  Vorschriften  willkommen  heisse,  welche  bei  Ihnen  die 
14-bis  IGjährigen  ausgiebiger  schützen,  als  bei  uns,  versteht  sich  von  selbst, 
d.  h.  unter  der  Voraussetzung,  dass  sie  eich  als  vollziehbar  bewährt  haben. 
Mein  Herr  Vorredner  und  viele  ofßcielle  Berichte  melden  von  ihrer  genauen 
Durchführung,  von  anderen  Seiten  oder  vielmehr  aus  anderen  Gegenden 
hört  man  aber  auch  vielfach  das  Gegentheil  behaupten  und  von  häufiger 
Nichtbeachtung  der  Vorschriften  erzählen.  Es  wird  mich  sehr  interessiren, 
bei  der  heutigen  Discussion  von  möglichst  vielen  Kennern  dieser  Verhält- 
nisse zu  hören,  wie  weit  das  Gesetz  zur  That  und  Wahrheit  geworden.  Sind 
Ihre  Erfahrungen  günstig,  so  werden  sie  hoffentlich  auch  zu  einem  Fort- 
schritte in  meiner  Heimath  den  Anstoss  geben. 

Ich  erkläre  schliesslich  meine  völlige  Zustimmung  zur  VI.  These  des 
Herrn  Referenten,  indem  ich  Sie  bitte,  auch  meine  Anregung  bezüglich 
einer  weitergehenden  Beschränkung  der  Zulassung  12-  bis  14jähriger  zum 
Fabrikdienst  in  Erwägung  zu  ziehen,  als  sie  bis  anhin,  gestützt  auf  bereits 
vorhandene  gesetzliche  Bestimmungen,  stattgefunden  hat. 


C.    Zweites  Correferat.    Berichterstatter:  Dr.  Schwartz. 

Meine  Herreu!  Zunächst  muss  ich  um  Ihre  geneigte  Nachsicht  bit- 
ten, wenn  ich  über  die  uns  vorliegende  überaus  wichtige  hygienische  Frage 
nicht  so  eingehend  referire,  wie  die  beiden  Herren  Vorredner,  da  ich  wegen 
dienstlicher  Abhaltungen  mich  erst  in  den  letzten  Tagen  zur  Theilnahme 
an  unserer  diesjährigen  Versammlung  entschliessen  konnte  und  mir  desshalb 
das  ausführliche  Referat  des  Herrn  CoUegen  Röttnitz,  sowie  das  ebenso 
gründlich  bearbeitete  Correferat  des  Herrn  CoUegen  Sc  hui  er  zur  Einsicht 
vorher  nicht  mitgetheilt  worden  ist.  Wenn  ich  mich  aber  an  die  von  mir 
während  der  beiden  so  eben  gehörten  Vorträge  gemachten  Notizen  halte, 
so  kann  ich  mich  vom  Standpunkte  meiner  persönlichen  Erfahrungen  im 
Allgemeinen  nur  vollständig  einverstanden  erklären  mit  den  Ansichten  der 
beiden  Herren  Vorredner  über  die  «Gesundheitsschädlichkeit  der  Beschäfti- 
gung verheiratheter  Frauen  und  unerzogener  Kinder  in  Fabrikbetrieben, 
wie  solche  unter  Herrschaft  der  jetzigen  Fabrikgesetzgebung  noch  vor- 
kommt, sowie  über  die  Nothwendigkeit  weiter  gehender  Einschränkungen, 
namentlich  aber  auch  einer  praktisch  durchführbaren  Beaufsich- 
tigung der  bereits  erlassenen  gesetzlichen  Vorschriften.  Wenn  die  An- 
sichten der  beiden  Herren  Vorredner  von  einander  abweichen  in  Bestimmung 
des  Alters,  bis  zu  welchem  Kinder  vom  Fabrikbetriebe  fern  gehalten  werden, 
sowie  Bestimmung  des  Zeitpunktes  der  Schwangerschaft  und  des  Wochen- 
bettes, von  welchem  ab  Frauen  in  den  Fabrikbetrieb  wieder  zugelassen 
werden  sollen,  so  möchte  ich  mich  den  mit  Rücksicht  auf  die  Interessen  der 
Industrie  und  der  praktischen  Beaufsichtigung  hervorgehobenen  Bedenken 
des  Herrn  Dr.  S  c  h  u  1  e  r  um  so  mehr  anschliessen ,  als  der  genannte  Herr, 
so  weit  mir  bekannt  geworden,  als  der  eigentliche  Motor  und  Mitbegrftnder 
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der  im  AUgemeinen  wohlthätig  wirkenden  schweizerischen  Fabrikhygiene 
angesehen  werden  kann,  seit  einer  Reihe  von  Jahren  nahezu  1500  ver- 
schiedene Fabrikbetriebe  unter  seiner  directen  hygienischen  Aufsicht  hat,  und 
also  auf  diesem  Gebiete  dem  Herrn  Schul  er  die  umfassenden  Erfahrungen 
zur  Seite  stehen  müssen.  Ich  füge  mich  also  bezüglich  der  zu  bestimmen- 
den Einschränkung  der  Einderarbeiten  in  Fabriken  der  höheren  prak- 
tischen Autorität  des  Herrn  Schul  er,  und  möchte  mir  an  dieser  Stelle 
nar  noch  erlauben,  die  grossen  Nachtheile  hervorzuheben,  welche  namentlich 
die  Beschäftigung  der  verheiratheten  Frau  in  Fabnken  nicht  nur 
für  die  Gesundheit  der  Frau  selbst,  sondern  auch  für  die  Gesundheit  und 
Wohlfahrt  des  ganzen  Familienverbandes  herbeizuführen  pflegt.  — 
Meine  Herren!  Die  wichtigsten  Aufgaben  der  öfifentlichen  und  privaten 
Gesnndheitspflege  können  nach  meiner  Erfahrung  überall  nur  dann  gelöst 
werden,  wenn  die  Familien  verbau  de  richtig  organisirt  sind  und  die  einzelnen 
Glieder  der  Familie  ihre  natürlichen  Pflichten  gegen  einander  erfüllen.  Nun 
fallt  aber  unzweifelhaft  dem  Manne,  als  dem  Haupte  der  Familie,  auch 
die  natürliche  Pflicht  zu,  die  Familie  zu  ernähren,  das  Brod  zu  schafl'en, 
nöthigenfalls  durch  die  ausgedehnteste  Thätigkeit  nach  aussen,  während 
die  Frau  das  Haus  hüten,  besorgen,  dem  Manne  eine  Gehülfln,  den  uner- 
wachsenen Kindern  eine  Pflegerin  und  Erzieherin  sein  soll.  Wir  Alle 
kennen  ja  schon  aus  unserer  Jugend  den  Gesang  unseres  deutschen  National- 
dichters: ,|Der  Mann  muss  hinaus  ins  feindliche  Leben,  muss  wirken  und 
streben  und  pflanzen  und  schafien;  doch  drinnen  waltet  die  züchtige 
Hausfrau,  die  Mutter  der  Kinder  und  regt  ohne  Ende,  die  fleissigen 
Hände  und  mehrt  den  Gewinn  mit  ordnendem  Sinn.^ 

Diesen  ihren  natürlichen  Beruf,  Hüterin  und  Ordnerin  des  Hauses, 
Pflegerin  des  Mannes  und  der  Kinder  zu  sein,  kann  die  verheirathete  Frau 
aber  nicht  erfüllen,  wenn  sie  vom  frühen  Morgen  bis  späten  Abend  in  einer 
entfernten  Fabrik  beschäftigt  ist  und  ihre  unerzogenen  Kinder  fremder 
Pflege,  den  sogenannten  Krippen  oder  sonstigen  Kinderbewahranstalten 
übergeben  muss.  Jeder  beschäftigte  Fabrikarzt  wird  es  bestätigen  und  den 
beiden  Herren  Vorrednern  beistimmen  müssen,  dass  durch  diese  unnatürliche 
Trennung  der  verheiratheten  Frau  vom  häuslichen  Heerde  nicht  nur  die 
Gesundheit  der  Frau  und  ihrer  kleinen  Kinder,  sondern  auch,  wie  ich  aus 
eigener  Erfahrung  hinzusetzen  muss,  die  Gesundheit  des  Mannes  im  hohen 
Grade  gefiahrdet  und  oft  dauernd  untergraben,  also  das  ganze  Familien- 
wohl zerstört  wird. 

Soll  die  Frau  eines  Arbeiters  im  eigenen  Hauswesen  ihre  Pflichten 
erfüllen,  den  Wohnraum,  der  so  häuflg  auch  gleichzeitig  zum  Kochen  und 
Schlafen  dienen  muss,  nothdürftigst  gereinigt,  gelüftet,  geordnet  und  er- 
wärmt halten,  soll  sie  Bett-  und  Leibwäsche,  Kleidungsstücke  ausbessern 
und  reinigen,  gesunde  Kost  für  die  ganze  Familie  bereiten,  sogar,  wie  sol- 
ches auf  dem  Lande  erforderlich,  Gemüsegarten  bestellen  und  Hausthiere 
▼erpflegen,  um  gesunde  Nahrung  zu  erhalten,  dann  ist  Zeit  und  Kraft  einer 
solchen  Arbeiterfrau  derartig  in  Anspruch  genommen,  dass  ihr  eine  noch 
weitere  Beschäftigung  in  Fabriklocalen  ohne  mehr  oder  weniger  vollstän- 
dige Vernachlässigung  ihrer  häuslichen  Pflichten  unmöglich  ist.  Dazu 
kommt,  dass  nach  naturgemässem  Verlaufe  der  Dinge  die  Arbeiterfrauen  in 
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der  Regel  sich  entweder  im  Znstande  der  Gravidität,  des  Paerperioms  oder 
der  Lactation  beRnden  und  durch  die  mit  den  genannten  Vorgängen  ver- 
buudeuen  Leiden  und  Beschwerden  in  ihrer  Arbeitsfähigkeit  in  mannigfach- 
ster Art  gehemmt  sind.  Alle  Lasten,  welche  in  den  bemittelten  Ständen 
sich  vertheilen  auf  Mägde,  Köchinnen,  Wäscherinnen,  Ammen,  Wärterinnen, 
sogenannte  Stützen  der  Hausfrau  und  wie  der  sonstige  lebendige  H&lfs- 
apparat  noch  heissen  mag,  alle  diese  Lasten  müssen  von  der  Arbeiterfrau, 
welche  ihre  Pflichten  gegen  Mann  und  Kinder  erfüllen  will,  allein  ge- 
tragen werden.  Wird  nun  eine  derartig  durch  ihre  häuslichen  Arbeiten 
bereits  überlastete  Frau  noch  in  entlegener  Fabrik  beschäftigt,  so  muss  sie 
entweder  im  Kampfe  zwischen  Haus-  und  Fabrikdienst  ihre  Kräfte  und  Ge- 
sundheit aufreiben  oder  auf  die  Erfüllung  ihrer  häuslichen,  namentlich  ihrer 
Mutter  pflichten  Verzicht  leisten.  Besuchen  wir  dann  eine  derartige  ohne 
weibliche  Aufsicht  gelassene  Arbeiter  wohn  ung,  so  finden  wir  die  Wohnräume 
strotzend  von  Schmutz  und  mikroskopischem  Ungeziefer,  überall  Unordnung 
und  Zerstörung,  keinerlei  geeignete  Kochapparate,  die  kleinen  Kinder  ver- 
wahrlost, blutarm,  scrophulös  oder  sonstwie  kränkelnd,  weil  dieselben  nicht 
nur  der  Muttermilch,  sondern  überhaupt  der  nothwendigsten  Mutter- 
pflege entbehren  müssen.  Der  Mann,  welcher  zu  Hause  weder  gekochte 
Kost  noch  irgendwie  behaglichen  Aufenthalt  findet,  verfallt  dann  allmälig 
der  Schnapsbude,  und  dem  seine  körperliche  und  geistige  Gesundheit  mit 
Sicherheit  zerstörenden  Fuselgifte,  so  dass  wir  in  solcher  Arbeiterfamilie, 
wenn  auch  Mann,  Frau  und  Kinder  dreifachen  Lohn  in  Fabriken  verdienen, 
doch  nur  Unordnung,  Unreinlichkeit,  Armuth  und  Kränklichkeit  antreffen.  — 
Dass  derartige  Arbeiterwohnungen  in  ähnlicher  Weise,  wie  die  sogenannten 
Pennen  der  Vagabonden  auch  die  eigentlichen  Züchtungsanstalten  der  mei- 
sten ansteckenden  Krankheiten  sind,  welche  sich  von  hier  aus  durch  Schu- 
len, Fabriken  und  sonstigen  Verkehr  verbreiten ,  ist  eine  durch  die  tägliche 
Erfahrung  erwiesene  Thatsache.  In  den  Wohnungen  der  arbeitenden  Volks- 
classen  sind  desshalb  noch  die  wichtigsten  Aufgaben  der  öffentlichen  Ge- 
sundheitspflege zu  lösen,  welche  aber  ungelöst  bleiben  müssen,  wenn  nicht 
entweder  durch  die  Macht  der  Volkssitte  oder  der  Gesetzgebung  die  Ter- 
heirathete  Frau  wieder  genöthigt  wird,  vor  Allem  ihre  natürlichen 
Pflichten  gegen  Mann  und  Kinder  im  Hause  zu  erfüllen. 

Die  deutsche  Gewerbeordnung  enthält  bekanntlich  zum  Schutze  der 
Arbeiterfrauen  nur  eine  einzige  Bestimmung,  dass  Wöchnerinnen  während 
drei  Wochen  nach  ihrer  Niederkunft  in  Fabriken  nicht  beschäftigt  werden 
dürfen.  Aber  selbst  über  diese  einzige  gegen  den  dringendsten  sanitären 
Uebelstand  gerichtete  Bestimmung  ist  die  Controle  nach  Erfahrung  der  Fabrik- 
inspectoren  sehr  schwierig,  namentlich  dann,  wenn  den  Frauen  für  den  ihnen 
während  der  Dauer  des  Wochenbettes  entgehenden  Lohn  eine  äquivalente 
Unterstützung  aus  der  Krankencasse  nicht  gewährt  werden  kann.  Die 
Schwierigkeiten  der  Controle  werden  sich  aber  noch  steigern,  wenn  die 
Frau  auch  während  der  vorgerückten  Schwangerschaft  und  während  der 
ersten  Monate  der  Lactation  vom  Fabrikbetriebe  ausgeschlossen  werden  soU. 

Es  ist  dann  grosse  Gefahr  vorhanden,  dass  schliesslich  alle  diese  nicht 
controlirbaren  Bestimmungen  auf  dem  Papier  bleiben,  nichts  nützen,  und 
nur  das  Ansehen  der  Gesetzgebung  schmälern. 
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Da  ich  f&r  meine  Person,  wie  ich  oben  aus  einander  gesetzt  habe,  eine 
jede  yerheirathete  Frau,  welche  neben  ihrer  Hausarbeit  noch  in  der  Fabrik 
beschäftigt  wird,  für  überlastet  und  nebst  ihrer  Nachkommenschaft  ge- 
sundheitlich im  höchsten  Grade  gefährdet  halte,  so  kann  ich  mich  priuci- 
piell  nur  für  den  Ausschluss  aller  yerheiratheten  Frauen  von  der  Beschäf- 
tigong  in  Fabriken  aussprechen  und  würde  Ausnahmen  nur  dann  gestatten, 
wenn  dem  Fabrikinspector  der  Nachweis  geliefert  wird,  dass  die  Hausarbeit, 
namentlich  die  Pflege  der  kleinen  Kinder  anderweitig,  namentlich  durch  die 
Hülfe  verwandter  zum  Hause  gehöriger  Personen,  besorgt  werden  kann. 

Meines  Erachtens  würden  die  Interessen  der  Industrie  durch  eine 
derartige  die  yerheirathete  Frau  nur  ausnahmsweise  zum  Fabrikbetriebe 
salassende  gesetzliche  Bestimmung  eher  gefördert,  wie  gefährdet  sein,  da 
Männer  und  erwachsene  Kinder  gesunder  und  also  auch  für  alle  Arbeiten 
leistungsfähiger  werden  müssen,  sobald  sie  sich  im  geordneten  Familien- 
▼erbande  befinden  und  durch  die  Hausarbeit  der  Frau  eine  geeignete  kör- 
perliche Pflege  erhalten.  —  Der  Werth  der  häuslichen  Frauenarbeit  wird 
in  der  Regel  weit  unterschätzt,  weil  derselbe  sich  nicht,  wie  der  Fabrik- 
lohn, in  klingender  Münze  darstellt;  thatsächlich  kommen  aber  die  Arbeiter, 
deren  Frauen  Hauswesen  und  Kinderpflege  selbst  besorgen,  weiter,  wie  die- 
jenigen ,  deren  Frauen  in  die  Fabriken  gehen ,  der  Hausarbeit  sich  entwöh- 
nen und  dann  in  der  Regel  den  Fabriklohn  für  Putz  und  Näschereien  wie- 
der verausgaben.  Schiller  sagt  in  seiner  Glocke:  „die  Hausfrau  mehrt 
den  Gewinn  mit  ordnendem  Sinn".  —  Das  alte  deutsche  Sprüchwort:  „Ist 
die  Frau  nicht  hauserig,  geht  doch  Alles  hinter  sich."  —  Die  Frau  kann 
aber  nicht  hauserig  sein,  so  lange  sie  nicht  Hausfrau,  sondern  Fabrik- 
arbeiterin sein  muss. 

Was  schliesslich  die  Ueberbürdung  und  Gesundheitsbeschädigung  der 
Kinder  in  Fabriken  betrifi*t,  so  glaube  ich,  dass  denselben  auch  schon  bei 
der  von  Herrn  Schuler  befürworteten  Altersgrenze  und  Arbeitszeit  vor- 
gebeugt werden  kann,  wenn  die  Fabrikbetriebe,  in  welchen  Kinder  be- 
schäftigt werden,  wie  in  der  Schweiz,  unter  besondere  Aufsicht  eines 
firztlich  gebildeten  Inspectors  gestellt  sind  oder  den  nicht  ärztlich  gebilde- 
ten Aufsichtsorganen  die  technische  Mitwirkung  zuverlässiger  und  unab- 
hängig gestellter  Cassenärzte  gesichert  ist. 
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Besprechung  der  lS84er  Typhnsepidemie  in  Zürich 

nach  deren  ursächlichen  Seite. 

Von  Dr.  Gustav  Custer  in  Rheinek. 


In  der  Stadt  Zürich  und  in  den  in  unmittelbarem  Anschluss  an  die- 
selbe befindlichen  neun  sogenannten  Ausgemeinden  —  Communen  mit  selbst- 
ständiger  Verwaltung  —  herrschte  vom  Frühjahr  bis  in  den  Herbst  1884  eine 
verbreitete  Typhusepidemie,  welche  zu  1621  Erkrankungsfallen  Veranlassung 
gab.     Davon  kamen  auf  die  Monate 

März 106 

April 921 

Mai 308 

Juni 158 

Juli 46 

Von  letzterem  Monat  an  nahm  die  Epidemie  stetig  ab,  so  dass  im 
October  nur  noch  13  Erkrankungen  angezeigt  wurden.  Die  Seuche  ver- 
theilte  sich  auf  das  Stadtgebiet  und  auf  die  Ausgemeinden,  welche  zusammen 
eine  Bevölkerung  von  fast  83  000  Seelen  besassen,  derart,  dass  Zürich  627 
und  die  grösste  Ausgemeinde  Aussersihl  417  Fälle  aufwies.  Der  Rest  kam 
in  ungleicher  Weise  auf  die  übrigen  acht  Ausgemeinden.  In  den  Ort- 
schaften im  weiteren  Umkreise  des  Stadtbezirkes  kam  der  Typhus  während 
jener  Zeit  epidemisch  nicht  vor.  Die  Epidemie  forderte  148  Todesf&lle;  die 
Sterblichkeit  unter  den  Erkrankten  war  somit  9*1  Procent.  Trotz  der  ver- 
hältuissmässig  geringen  Mortalität  erwies  sich  die  Seuche  in  Anbetracht 
der  langen  Krankheitsdauer  und  mannigfaltigen  Complicationen  vieler  Fälle 
als  eine  ziemlich  schwere. 

Hinsichtlich  der  Ursache  dieser  ausgedehnten  Epidemie  wurden  die 
gewissenhaftesten,  allseitigsten  Untersuchungen  augestellt,  welche  desshalb 
ein  besonderes  Interesse  vom  hygienischen  Standpunkte  aus  verdienen,  als 
dabei  in  wissenschaftlichen  Kreisen  über  einzelne  ätiologisch  sehr  wichtige 
Punkte  eine  lebhafte  Controverse  geführt  worden  ist.  Dieselbe  hat  ihre 
Schlaglichter  auch  auf  den  noch  ziemlich  dunkeln  mikroparasitären  Ursprang 
des  Unterleibstyphus  geworfen. 

Mit  der  Prüfung  der  ursächlichen  Verhältnisse  der  in  Rede  stehenden 
Epidemie  betraute  man  eine  aus  den  competentesten  Fachmännern,  Aerzten, 
Chemikern,  Bact«riologen  und  Geologen  zusammengesetzte  Specialcommission 
der  erweiterten  Wassercommission.  Dieselbe  fusste  ausser  den  reichen,  vom 
städtischen  Ingenieurbureau  gesammelten  Materialien  von  Statistik  und 
Plänen  besonders  auf  genauen  hygienischen  und  bevölkerungsstatistischen 
Enqueten  über  sämmtliche  Häuser  von  Zürich  und  Ausgemeinden,  in  welchen 
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Typhusfälle  vorgekommen  waren.  Sowohl  durch  directe  Erhehangen  üher 
die  persönlichen  Verhältnisse  aller  erkrankten  Personen  nach  Alter,  Geschlecht 
Beruf,  socialer  Stellung  als  auch  durch  Fragenschema  an  die  Aerzte  und 
ärztlichen  Vorstände  der  hetreffenden  Spitalsahtheilungen  wurde  ein  reich- 
haltiges epidemiologisches  Material  heigehracht.  Dieses  ist  zusammen  mit 
den  vielfältigen  und  exacten  technischen  Untersuchungen  in  einem  hin- 
sichtlich Genauigkeit  und  Gründlichkeit  als  vorzüglich  zu  bezeichnenden 
grossen  Berichte  an  den  Stadtrath  gesammelt  und  bearbeitet  worden  ^). 
Derselbe  zerfällt  in  einen  allgemeinen  und  speciellen  Theil,  ist  durch  eine 
Reihe  detaillirter  Pläne  über  die  Wasserversorgung  von  Zürich,  über  Ver- 
breitung der  Typhusfälle  nach  den  Häusern,  über  Grundwasserstände,  che- 
mische Wasseruntersuchungen  illustrirt.  An  der  Hand  dieses  Berichtes  sowie 
anderweitiger  über  die  Seuche  und  über  die  mit  der  Typhusfrage  in  Zürich 
in  innigem  Zusammenhange  stehende  Wasserversorguug  soll  im  Nachfolgen- 
den eine  gedrängte  Besprechung  der  Epidemie,  namentlich  der  ätiologisch 
wichtigen  Umstände  geliefert  werden.    - 

Zur  Beurtheilung  der  wahrscheinlichsten  ursächlichen  Factoren  für  die 
umfängliche  Züricher  Typhusepidemie  muss  deren  ganz  besonderes  Ver- 
halten hinsichtlich  Auftreten  und  Verbreitung  festgehalten  werden.  Hier- 
bei erscheinen  als  sehr  eigenthümlich: 

1.  Der  ziemlich  plötzliche,  explosionsartige  Ausbruch,  die  rasche  Zu- 
nahme und  ebenso  die  relativ  geschwinde  Abnahme. 

2.  Die    auffallend    gleichmässige  Vertheilung    der    Erkrankungen    auf 
Stadt  und  Ausgemeinden. 

3.  Die  fast  absolute  Beschränkung  auf  dieses  Gebiet  bei  gleichzeitigem 
Freibleiben  der  im  weiteren  Umkreise  gelegenen  Gemeinden. 

Zur  Erklärung  für  diese  charakteristischen  Erscheinungen  lieferten  die 
Nachforschungen  über  die  persönlichen,  socialen  und  hygienischen  Verhält- 
nisse der  Erkrankten,  sowie  der  von  ihnen  bewohnten  Häuser  keinerlei 
ausreichende  Anhaltspunkte.  Die  minder  günstig  situirten  Classen  der  Be- 
wohner wurden  im  Ganzen  nicht  schwerer  heimgesucht  als  die  besser  ge- 
stellten. Bezüglich  des  Verhältnisses  der  Erkrankungen  zur  Dichtigkeit  der 
Bevölkerung  zeigte  es  sich,  dass  die  am  gedrängtesten  bewohnten  Theile 
der  Gemeinwesen  und  Quartiere  relativ  nicht  stärker  litten  als  andere,  in 
jener  Beziehung  günstigere.  Die  reiche,  dünner  bevölkerte  Ausgemeinde 
EInge  ist  sogar  gegenüber  der  dichter  besetzten  Commune  Riesbach  ver- 
h&ltnissmässig  bedeutend  mehr  mitgenommen  worden. 

Die  Prüfung  der  Abortsverhältnisse,  des  Zustandes  sowohl  der 
noch  bestehenden  Abtrittsgruben  als  der  Anschlüsse  an  das  Canalnetz  in 
den  Häusern  wurde  sehr  sorgfältig  vorgenommen.  Es  ergab  sich  das  be- 
znerkenswerthe  Resultat,  dass  die  Zahl  der  Typhusfälle  in  Häusern  mit  ganz 
schlechten  Abtrittsverhältnissen  —  schlecht  gedeckte,  durchlässige  Gruben, 
hölzerne  Abfallrohre  —  nicht  ausnahmsweise  gross  war,  sondern  dass  im 
Gegentheil  im  Vergleich  mit  ihnen  die  Häuser  mit  Tonnensystem  eher  etwas 


^)  Die  WasserversorgUDg  von  Zürich ,  ihr  Zasammenhang  mit  der  Typhasepidemie  des 
Jahres  1884  und  Vorschläge  zur  Verbesserung  der  bestehenden  Verhältnisse.  Bericht  der 
-Erweiterten  Wassercommission''.     Zürich.    Selbstverlag  der  Bauverwaltung,  1885. 
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stärker  betroffen  worden  waren.  Die  Stadt  litt,  trotzdem  in  ihr  bessere 
Ordnung  mit  Bezug  auf  Reinhaltung  durch  Eutwässerungsanlagen  und 
Canalisation  herrscht  als  in  einzelnen  Ausgemeinden,  nichts  desto  weniger 
in  gleich  heftiger  Weise  unter  der  Seuche  wie  letztere. 

Hinsichtlich  der  Canalisation  verdient  ganz  besonders  hervorgehoben 
zu  werden,  dass  das  Gesammtcanalgebiet  sich  aus  drei  für  sich  bestehenden 
Netzen  zusammensetzt  und  zwar  für  das  rechte  und  linke  Limmatufer  und 
für  Aussersihl.  Eine  Verbreitung  des  Typhusgiftes  auf  dem  Wege  der 
Canäle,  wenn  sie  thatsächlich  vorgekommen  wäre,  vielleicht  etwa  durch 
Eindringen  von  Canalgasen,  hätte  desshalb  wohl  kaum  einen  so  symmetri- 
schen Gang  nehmen  können,  wie  dies  wirklich  geschah.  Ausseniem  er- 
krankten auch  Leute  in  ziemlicher  Anzahl  in  solchen  Häusern,  welche  nicht 
an  das  Canalnctz  angeschlossen  sind. 

Auch  das  Studium  der  Grundwasserverhältnisse  lieferte  keine 
positiven  ätiologischen  Momente.  Zu  der  Zeit,  als  die  Epidemie  am  heftig- 
sten herrschte,  konnte  nämlich  ein  langsames  Ansteigen  des  Grundwassers 
im  Gebiete  seiner  Hauptausbreitung  nachgewiesen  werden. 

Nach  Ausschluss  der  kurz  erwähnten  möglichen  Infectionsquellen  blieb 
als  letzter  wahrscheinlichster  Ausweg,  um  sich  die  Epidemie  in  ätiologischer 
Beziehung  zu  erklären,  noch  die  Brauchwasserleitung  übrig,  welche 
schon  kurz  nach  dem  Ausbruche  der  Masseukrankheit  von  verschiedenen, 
berufenen  wie  unberufenen  Seiten,  verdächtigt  worden  war,  die  Seuche 
erzeugt  zu  haben  oder  doch  mit  deren  Verbreitung  hauptsächlich  im  Zu- 
sammenhange zu  stehen.  Ich  gebe  zu  nöthigem  V^erständniss  des  Nach- 
folgenden zunächst  eine  kurze  Schilderung  der  zur  Zeit  der  Massenerkran- 
kungen bestehenden  Wasserversorgung  für  Zürich  und  Ausgemeinden. 

Dieselbe  bestand  im  Wesentlichen  aus  einem  gemischten  System  von 
Quellwasser  mit  öffentlichen,  laufenden  Trinkbrunnen  und  von  sogenanntem 
Brauchwasser.  Letzteres  stammte  aus  dem  den  Zürichersee  im  Herzen  der 
Stadt  verlassenden  Flusse  Limmat  und  wurde  in  einem  am  Ausflusse  des 
Sees  im  Flussbette  angebrachten  Filter  gefasst.  Dieses  war  aus  einer  40 
bis  50  cm  dicken  Schichte  feinen  Sandes  zusammengesetzt.  Nachdem  das 
Flusswasser  dieses  Filtrum  passirt  hatte  und  in  einem  Schachte  gesammelt 
worden  war,  strömte  es  durch  eine  im  Bette  der  Limmat  eingegrabene  Lei- 
tung bis  zu  den  Pumpwerken.  Die  obersten  Abtheilungen  der  Leitung  be- 
standen aus  Betonröhren,  deren  Fugen  bei  der  Erstellung  durch  einen 
Taucher  im  Wasser  gedichtet  worden  waren.  Dieselben  erwiesen  sich  aber 
gleich  von  Anfang  an  —  und  das  war  wohl  von  verhängnissvollem  Nach- 
theil —  als  keineswegs  wasserdicht.  Die  untere  Strecke  der  Rohrleitung 
bis  zum  Wasserwerk  war  ans  gusseisernem  Material  gefertigt  und  voll- 
kommen dicht  geschlossen.  Die  obere,  mangelhafte  Partie  lag  überall  2  bis 
3  m  unter  der  Flusssohle  und  war  immer  mit  wenigstens  1  m,  oft  bis  2  m 
Sand  bedeckt.  Das  Wasser,  das  durch  die  undichten  Fugen  der  Beton- 
leitung Zutritt  in  die  letztere  fand,  musste  vorher  diese  umhüllenden  Sand- 
schichten passiren  und  erfahr  dabei  eine  gewisse  Filtration.  Dass  das 
Quantum  des  so  auf  der  Strecke  vom  eigentlichen  Filter  bis  zu  den  dichten 
Theilen  der  Leitung  in  letztere  aus  dem  Flusse  einfiltrirten  Wassers  be- 
deutend gross  gewesen  sei,  musste  daraus  geschlossen  werden,  dass  die  an- 
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fsLnglich  auf  10000  cbm  berechnete  Filteranlage  bei  einem  bis  auf  21 000  cbm 
steigenden  Tagesverbrauch  immer  das  nöthige  Wasser  lieferte  (s.  Bericht 
Seite  8). 

Von  den  Pampanlagen  aus  wird  das  Brauchwasser  in  drei  Druckzonen 
des  Verbreitungsgebietes  in  Stadt  und  Ausgemeinden  befördert;  für  alle 
drei  Yerbreitungsbezirke  wird  aus  einem  und  demselben  Saugschachte  ge- 
pumpt. In  das  Wasserleitungsnetz  sind  drei  in  verschiedener  Höhenlage 
befindlich«  Reservoirs  eingeschaltet,  welche  aber  in  der  Hauptsache  nur  zur 
Regulirang  für  die  Druck-  und  Verbrauchsschwankungen  dienen.  Das 
Wasser  gelangt  somit  meist  direct  von  den  Pampen  aas  in  die  Häuser,  ohne 
dass  es  erst  das  Reservoir  durchströmt  hätte;  es  sammelt  also  Wasser  nur 
dann  in  den  Reservoirs  sich  an,  wenn  die  Pumpenleistung  den  augenblick- 
lichen Verbrauch  im  betreffenden  Röhrennetze  übersteigt.  Das  Leitungs- 
netz in  den  Strassen  ist  auf  10  000  cbm  Tagesverbrauch  berechnet.  Die 
Röhren  liegen  überall  1*5  m  unter  dem  Terrain.  In  der  Mitte  des  Betriebs- 
jahres 1884  waren  von  der  oben  angegebenen  Gesammtbevölkeruug 
64 140  Einwohner  —  somit  77  Proc.  —  an  diese  Brauchwasserversorgung 
angeschlossen.  Der  tägliche  Verbrauch  stieg  per  Kopf  auf  durchschnittlich 
205  Liter,  im  Maximum  auf  329  Liter. 

Für  die  Zwecke  der.  eigentlichen  Trinkwasserversorgung  besitzt  die 
Stadt  Zürich  schon  seit  Jahrhunderten  eine  stetig  wachsende  Anzahl  von 
Quellen.  Im  Sommer  1884  betrug  die  Menge  der  von  den  umliegenden 
Höhen  hergeleiteten  Quellen  116  und  die  im  Rayon  der  Wasserversorgung 
in  der  Stadt  und  den  neun  Ausgemeinden  öffentlichen  wie  privaten  Quell- 
wasserbrunnen  waren  auf  die  Zahl  von  373  gestiegen.  Daneben  bestanden 
im  Ganzen  noch  493  Sodbrunnen,  denen  der  Bedarf  an  Trinkwasser  zum 
Theil  enthoben  wird. 

Die  Annahme  der  Möglichkeit,  ja  hohen  Wahrscheinlichkeit,  dass  die 
oben  kurz  skizzirte  Brauchwasserleitung  mit  Entstehung  und  Ausbreitung 
der  Epidemie  in  causaler  Verbindung  stehe,  wurde  durch  die  Thatsache 
wesentlich  unterstützt,  dass  im  Verlaufe  der  letzten  15  Jahre  das  von  ihr 
gelieferte  Flnsswasser,  ursprünglich  bloss  für  Zwecke  der  Haushaltung  und 
Gewerbe,  nicht  zum  directen  Genüsse  bestimmt,,  immer  allgemeiner  und 
regelmässiger  auch  zum  Trinken  verwendet  worden  war.  Ja  die  Unter- 
suchungen lehrten,  dass  in  den  jüngsten  Zeiten  eine  so  verbreitete  Ver- 
wendung des  Brauchwassers  als  Trinkwasser  stattgefunden  hatte,  dass  von 
den  primär  an  Typhus  Erkrankten  nur  in  9'6  Proc.  der  Fälle  das  Trinken 
des  Leitungswassers  in  Abrede  gestellt  wurde.  Es  wird  jedoch  im  Berichte 
noch  speciell  hervorgehoben,  dass  bei  keinem  Einzigen  mit  voller  Sicherheit 
aasgeschlossen  war,  dass  absolut  kein  Brauchwasser  auf  diese  oder  jene 
Weise  in  den  Körper  hineingekommen  sei.  Es  kann  ja  auch  dasselbe  hin- 
sichtlich der  Infectionsmöglichkeit  nicht  nur  als  Trinkwasser  in  Betracht 
fallen,  sondern  es  muss  berücksichtigt  werden,  dass  eine  Uebertragung  des 
darin  enthaltenen  Typhuskeimes  auch  mit  Speisen  und  mannigfaltigen 
Manipulationen  des  Haushaltes  denkbar  ist. 

Auf  statistischem  Wege  wurde,  wie  besondere  Zahlentabellen  lehren, 
im  Femeren  erhoben,  dass  mit  Ausnahme  von  drei  Ausgemeinden,  der 
Procentsatz   der   inficirten  Häuser    mit  dem  Verhältniss    der  Häuser  mit 
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Brauchwasser  stieg  und  fiel,  sowie  dass  die  mit  letzterem  ver- 
sorgten Einwohner  fast  dreimal  stärker  von  der  Seuche  heim- 
gesucht wurden,  als  die  nicht  mit  demselben  versehenen.  Die  Art 
des  Auftretens  und  des  Umsichgreifens  der  Epidemie,  ihr  fast  plötzliches 
Ansteigen  auf  ein  Maximum,  das  fast  ebenso  rasche  Abfallen  so  wie  nament- 
lich die  vom  ersten  Beginne  an  mit  der  Vertheilung  der  Brauch- 
wasserleitung parallel  gehende  Verbreitung  sprachen  mit  grosser 
Wahrscheinlichkeit  für  eine  directe  ursächliche  Beziehung  zu  der  Braach- 
wasserversorgung. 

Als  ganz  besonders  wichtig  für  die  Aetiologie  der  Epidemie  erscheint 
der  Umstand,  dass,  wie  schon  oben  kurz  angeführt,  genaue  Prüfungen  des  Zu- 
standes  der  Brauch  Wasserleitung  herausstellten,  dieselbe  auf  grössere  Strecken 
schadhaft  war,  so  dass  dem  Eindringen  von  Typbusgift  in  die  defecten 
Röhren  hinein  kein  Hinderniss  in  den  Weg  gelegt  wurde.  War  dies  aber  ein- 
mal geschehen,  so  konnte  und  musste  dasselbe  auch  auf  dem  Wege  der 
Leitungsverzweigungen  sehr  rasch  sich  verbreiten  und  zu  zahlreichen  In- 
fectionen  „explosionsartig^  Veranlassung  geben,  je  nach  Disposition  und 
Widerstandsfähigkeit  der  von  dem  specifischen  Keime  befallenen  Individuen. 

Von  besonderem  Interesse  sind  die  näheren  Untersuchungen  des  ver- 
dächtigten Leitungswassers  selbst.  Dieselben  wurden  sowohl  vom  che- 
mischen als  bacteriologischen  Standpunkte  aus  vorgenommen.  Da  die 
ersteren  zu  keinen  sehr  auffallenden  Ergebnissen  führten,  sei  hier  nur  der 
mikroskopischen  Befunde  ausführlicher  gedacht,  welche  gerade  für  die  Frage 
der  Typhusätiologie  seit  der  Entdeckung  der  Typhusbacillen  durch 
Gaffky  eine  erhöhte  Bedeutung  gewonnen  haben,  indem  die  Möglichkeit 
und  Hoffnung  der  Auffindung  dieser  pathogenen  Organismen  auch  im  Wasser 
durch  die  im  deutschen  Reichsgesundheitsamt  vorgenommenen  Versuche 
mit  verbesserten  Culturen  jener  Bacillen  nähergerückt  worden  ist-  Die 
bezüglichen,  von  mehreren  Seiten  während  der  Züricher  Epidemie  gemachten 
Studien  ergaben  sehr  differente,  ja  einander  direct  widersprechende  An- 
schauungen und  Forschungsresultate.  Der  Bericht  der  Wassercommission 
sagt  mit  vollem  Rechte,  dass  ein  einziger  unumstösslicher  Nachweis  jenes 
nach  den  heutigen  Anschauungen  über  die  Typhusgenese  der  Infections- 
krankheit  zu  Grunde  liegenden  Spaltpilzes  im  Züricher  Brauchwasser  mehr 
Werth  gehabt  hätte  als  alle  noch  «o  sorgfältige  Statistik. 

Interessant  ist  es  nun,  dass  Professor  Klebs,  Director  des  pathologisch 
anatomischen  Institutes  in  Zürich,  auch  wirklich  den  charakteristischen 
Typhusbacillus  schon  im  Anfange  der  Epidemie  sowohl  im  Schlamme  des 
Filters  als  im  Leitungswasser  selber  aufgefunden  und  in  Reinculturen  ge- 
züchtet haben  wollte.  Es  wäre  dies  die  erste  Entdeckung  des  erwähnten 
pathogenetischen  Mikroorganismus  ausserhalb  des  menschlichen  Körpers  und 
speciell  im  Trinkwasser  gewesen  und  hätte  dieselbe,  wenn  sie  bestätigt 
worden  wäre,  in  der  ätiologischen  Forschung  üb^r  den  so  sehr  verbreiteten 
Unterleibstyphus  einen  grossen  Fortschritt  der  mikroskopischen  und  bacte- 
riellen  Technik  bedeutet.  Die  Befunde  von  Klebs  wurden  von  dem  als 
Bacteriologc  sehr  geachteten  Züricher  Professor  Gramer  auf  ihre  Richtig- 
keit controlirt  und  dabei  nachgewiesen,  dass  die  durch  Klebs  aus  dem 
Leitungswasser  gewonnene  und  gezüchtete,  als  Typhuspilz  angesprochene 
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Bacillenart  yod  einander  getrennt  fundamentale  Unterschiede  gegenüher  dem 
echten  Typbushacillas  zeigte  ^).  Die  nähere  Begründung  dieser  abweichenden 
Anschauung  findet  sich  in  dem  Gutachten  von  Cr  am  er,  welches  als  dritter 
Specialbericht  dem  Werke  der  erweiterten  Wassercommission  beigegeben  ist. 
Es  geht  daraus  heryor,  dass  der  angebliche  Typhusbacillus  von  Klebs  ein 
gegenüber  Nährgelatine  und  Reagentien  behufs  Färbung  ganz  entgegen- 
gesetztes Verhalten  zeigte  wie  der  wirkliche.  So  verflüssigte  derselbe  z.  B. 
die  Nährgelatine  nach  einiger  Zeit  stets,  während  Dr.  Gaffky  in  seiner 
Arbeit  über  die  Wittenberger  Typhasepidemie  (Band  IL  der  Mittheilungen 
aas  dem  Kaiserlichen  Gesundheitsamt)  bei  jeder  Gelegenheit  betont,  dass 
die  Typhusbacillen  dies  niemals  thun.  Gramer  kam,  gestützt  auf  seine 
Untersuchungen,  zum  Schlüsse,  er  müsse  es  bei  der  noch  so  äusserst 
mangelh afiten  Kenntniss  der  Typhusbacillen,  bei  der  grossen  Verbreitung 
ähnlich  aussehender  Spaltpilze  und  der  Unmöglichkeit,  die  pathogene  Natur 
der  Typhnsbacillen  überhaupt  für  zur  Zeit  unmöglich  erklären,  den 
Typhuspilz  in  äusseren  Medien  mit  Sicherheit  nachzuweisen.  Die  An- 
sichten Gram  er  U  über  den  Klebs' sehen  Typhusbacillus  wurden  von  Ge- 
heimrath  Dr.  Koch  in  Berlin,  der  um  sein  Gutachten  in  dieser  Angelegen- 
heit ersucht  worden  war,  bestätigt.  In  dem  im  Werke  der  Wassercom- 
mission veröffentlichten  ausführlichen  Berichte  von  Professor  Dr.  Koch  vom 
28.  November  1884  heisst  es:  „Ich  stimme  mit  dem,  was  Professor  Gramer 
in  seinem  Gutachten  über  das  städtische  Leitungswasser  gesagt  bat,  fast 
durchweg  überein.  Wie  alle  neueren  Untersuchungen  mit  voller  Gewissheit 
gelehrt  haben,  besteht  das  Typhusgift  aus  einer  besonderen  Art  von  Ba- 
cillen, den  sogenannten  Typhnsbacillen,  welche  auch,  wie  die  mir  zur  An- 
sicht zugeschickten  Präparate  von  Professor  Gramer  erkennen  lassen,  in 
der  Milz  von  Leichen  der  Züricher  Epidemie  nachgewiesen  sind.  Aus  der 
Milz  von  Typhusleichen  lassen  sich  die  Typhusbacillen  ohne  Schwierigkeit 
in  Reinculturen  gewinnen.  Es  ist  bisher  aber  noch  niemals  gelungen,  jene 
Pilze  im  Wasser,  Boden  u.  s.  w.  nachzuweisen,  selbst  wenn  man  dieselben 
darin  als  vorhanden  voraussetzen  konnte.  Damit  ist  aber  nicht  gesagt, 
dass  es  nicht  doch  über  kurz  oder  lang  gelingen  könnte,  diese  Aufgabe 
zu  lösen.  Im  Gegentheil  lassen  Versuche,  welche  in  allerletzter  Zeit  in 
meinem  Laboratorium  in  dieser  Richtung  mit  Typhusbacillen  in  Gulturen 
auf  Gelatineplatten  angestellt  wurden,  hoffen,  dass  es  mit  Hülfe  dieser 
Methode,  welche  bei  den  älteren  Versuchen  uns  noch  nicht  zu  Gebote  stand, 
wohl  ausführbar  sein  wird,  die  Diagnose  auf  Typhusbacillen  im  Wasser  etc. 
SU  stellen.  Die  von  Professor  Klebs  zu  diesem  Zwecke  angewandte  Methode, 
welche  darin  besteht,  dass  Bodensatz  des  Wassers  oder  suspendirte  Flöckchen 
einfach  auf  die  Nährgelatine  übertragen  werden,  kann  ich  nicht  als  geeignet 
halten,  um  Reinculturen  von  Bacterien  und  speciell  der  Typhusbacillen  zu 
erzielen.      Die   mit   diesem   Verfahren    hergestellten   Gulturen 


*)  In  seiner  polemischen  Schrift:  „Die  TrinkwaÄserverfiorgunj^  der  Stadt  Zürich  und 
ihrer  Aasgemeinden*'^  Vortrag  in  einer  Versammlung  von  Gemeinderäthen  der  Ausgemeinden 
Zürichs,  sowie  in  einem  in  der  Reulencyclopädie  der  gesammten  Heilkunde,  II.  Auflage  von 
ihm  erschienenen  Aufsätze,  betitelt  „Bacillus",  hält  Klebs  an  seiner  als  irrtbümlich  nach- 
gewiesenen Behauptung,  Typhusbacillen  aus  dem  Züricher  Brauchwasser 
wirklich   gezüchtet   zu   haben,  fest ! 
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gelegt  und  statt  des  bisherigen  Filters  im  Limmatbeite  ein  Sandfilter  im 
trockenen  nnd  zwar  im  sogenannten  Industriequartiere  der  Ausgemeinde 
Aussersihl  errichtet  werden  sollte.  Ucberdies  wurde  für  die  Verbesserang 
der  eigentlichen  Trinkwasserversorgung  eine  Vermehrung  der  öffentlichen 
Quellwasserbrunncu  durch  Ankauf  neuer  Quellen  in  Aussicht  genommen. 

Die  Gemeindeversammlung  der  Stadt  Zürich  stimmte  diesen  Anträgen 
bei.  Bis  zum  Spätherbst  1885  wurde  die  neue  gusseiserne  Leitung  vom  See 
nach  dem  neuen  Filter  und  von  diesem  nach  dem  früheren  Pumpwerke 
fertig  gestellt.  Bis  Ende  November  des  nämlichen  Jahres  hoffte  man  das 
neue  Filter  in  Betrieb  setzen  und  sodann  das  im  Limmatbette  liegende 
Filter  sammt  der  zugehörigen  Wasserleitung  ausser  Function  bringen  zu 
können.  Der  Kostenvoranschlag  für  sämmtliche  Erweiterungen  und  Neu- 
schaffungen der  Brauchwasserversorgung  beträgt  2  200  000  Franken.  So- 
bald ein  Theil  des  neuen  Filtrums  im  Industriequartiere  in  Function  ge- 
treten sein  wird,  sollen  wissenschaftliche  Untersuchungen  des  filtrirten 
Wassers  begonnen  und  fortlaufend  gemacht  werden  mit  jährlicher  Ver- 
öffentlichung im  Berichte  über  Wasserversorgung.  Durch  die  mit  schweren 
Opfern  auszuführenden  Reformen  für  das  Wasserversorgungswesen  von 
Zürich  und  Ausgemeinden  —  der  Hauptsache  nach  bestehend  in  einer, 
schädlichen  Beimengungen  sehr  schwer  zugänglichen  neuen  Fassongsstelle 
für  das  laut  chemischer  Analyse  sehr  reine  Seewasser  in  einer  Entfernung 
von  200  m  oberhalb  der  neuen  Quaibrücke,  in  einer  dichten  eisernen  Leitung 
sowie  in  einer  möglichst  wirksamen,  durch  Erstellung  im  Trockenen  jederzeit 
leicht  zugänglichen  und  besser  zu  reinigenden  Filteranlage  für  das  zuge- 
führte Seewasser  —  werden  für  Stadt  und  die  nächstgelegenen  Gemein- 
wesen die  Gefahren  zukünftiger  schwerer  Typhusheimsuchungen  auf  dem 
Wege  des  so  vielfach  auch  zum  Trinken  verwendeten  Brauchwassers  ohne 
allen  Zweifel  möglichst  ferne  gehalten.  Damit  wird  aber  auch  der  vielfach 
geschädigte  sanitarische  Ruf  Zürichs,  dieses  lieblichen  und  mit  Recht 
frequcntirten  Fremdenaufenthaltes,  wiederum  befestigt  werden. 
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Dr.  Friedrich  Sander's  Handbuch  der  öfffentlicheii  Gesuiid- 

beitspflege  in  zweiter  Auflage  bearbeitet  und  herausgegeben  vom 
Vorstande  des  Niederrheinischen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege.    Leipzig,  Hirzel,  1885.     692  S. 

Wer  die  gewaltige  Eigenart  und  die  herzgewinnende  Persönlichkeit 
Sander's  gekannt,  wer  es  mit  erlebt  hat,  welch  Aufsehen  das  Erscheinen 
seines  im  Auftrage  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege 
.verfassten  Handbuches ,  damals  des  ersten  deutschen  Werkes  dieser  Art, 
erregt  hat,  der  wird  es  mit  freudiger  Genugthuung  begrüssen,  dass  eine 
Anzahl  näherer  Freunde  des  Verstorbenen  sich  vereint  haben,  um  sein  her- 
vorragendstes Werk  vor  dem  Veralten  zu  schützen,  dem  bei  den  gewaltigen 
Fortschritten  der  hygienischen  Wissenschaft  auch  das  geniale  Buch  San- 
der's verfallen  wäre,  wenn  der  vergriffenen  ersten  Auflage  ein  unveränder- 
ter Abdruck  als  zweite  Auflage  gefolgt  wäre.  Freilich  lagen  in  vorliegendem 
Falle  die  Verhältnisse  besonders  günstig.  Der  Niederrheinische  Verein  für 
öffentliche  Gesundheitspflege,  der  älteste  hygienische  Verein  Deutschlands, 
den  Sander  mit  gegründet  und  in  dem  er  stets  eine  der  hervorragend- 
sten Rollen  gespielt  hat,  zählt  unter  seinen  Mitgliedern  eine  Reihe  treff- 
licher Hygieniker,  die  Jahre  lang  in  enger  Gemeinschaft  mit  dem  Ver- 
storbenen gearbeitet  und  gekämpft  haben  und  die  dadurch  wohl  befähigt 
waren,  in  seinem  Sinne  und  seiner  eigenartigen  Gebungsweise  die  Errungen- 
schaften der  letzten  acht  Jahre  dem  Buche  in  einer  Weise  einzuverleiben, 
dass  es  doch  das  blieb,  was  es  von  Anfang  an  war,  „kein  Codex  zum  Nach- 
schlagen^, wie  der  Referent  der  ersten  Auflage  in  dieser  Vierteljahrsschrift 
sagte,  sondern  „ein  Buch,  nicht  in  welchem  man  lesen  soll,  sondern 
welches  gelesen  sein  muss". 

Im  Ganzen  haben  sich  die  Herausgeber,  Graf,  Lent,  Finkeinburg, 
Märklin,  Wolfberg,  Stubben  und  Andere  selbstverständlich  eng  an 
die  Eintheilung  Sander's  angeschlossen  und  einzelne  Capitel,  so  nament- 
lich der  allgemeine  und  der  geschichtliche  Theil,  konnten  fast  unverändert 
wieder  erscheinen,  während  freilich  in  manchen  anderen  sehr  weitgehende 
Umarbeitungen  erforderlich  wurden.  Hierhin  gehört  in  erster  Linie  die 
ganze  Lehre  der  Infectionskrankheiten  und  dem  entsprechend  das  Capitel 
der  letzten  Abtheilung  betr.  Desinfection ,  über  die  sich  die  Ansichten  in 
den  letzten  Jahren  so  bedeutend  geändert  haben.  In  den  streitigen  Fragen 
bei  den  Infectionskrankheiten,  TrinkwaFsertheorie ,  Choleraätiologie  etc.  ist 
auch  die  zweite  Auflage  dem  Geiste  Sander's  entsprechend  bemüht,  die 
Terschiedenen  Ansichten  möglichst  objectiv  mitzutheilen ,  vor  einseitigen 
Auffassungen  zu  warnen,  im  Uebrigen  aber  bescheiden  einzugestehen,  dass 
zar  Zeit  „unsere  Wissenschaft  noch  ein  buntscheckiges  Stückwerk^  sei. 
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Der  ersten  AbthciluDg,  die  Luft,  Wasser,  Boden  und  Nahrung  behan- 
delt, ist  neu  ein  fünfter  Abschnitt  „Die  Kleidung**  zugefugt  und  auch  die 
von  Sander  etwas  knapper  behandelte  zweite  Abtheilung  „Maassregeln  in 
Beziehung  auf  einzelne  Einrichtungen  des  bürgerlichen  Lebens**  hat  viel- 
fache Erweiterungen  erfahren,  besonders  im  Abschnitte  „Strasse  und 
Wohnung**,  dem  einzelne  Capitel,  wie  Stadterweiterung,  Wasserversorgung 
in  den  Häusern,  Schutz  gegen  Ueberschwemmungen  und  Feuersgefahr  etc. 
zugefügt  sind;  dann  ein  Abschnitt  „Schule**,  in  dem  die  in  der  ersten  Auf- 
lage nicht  berührte  ärztliche  Beaufsichtigung  der  Schule  die  nöthige  Berück- 
sichtigung findet,  ganz  besonders  aber  im  Abschnitte  „Fabriken-  und  Gewerbe- 
betrieb**, der  eine  ganz  neue,  sehr  eingehende  Bearbeitung  gefunden  hat. 

So  wird  denn  auch  diese  zweite  Auflage  gleich  der  ersten  weiteste 
Verbreitung  und  Anerkennung  finden  und  der  früh  verschiedene  Freund 
wird  unter  uns  weiter  leben  und  wirken.  A.  S. 


Bericht  über  die  Allgemeine  deutsche  Ausstellung  auf 
dem  Gebiete  der  Hygiene  und  des  Rettungswesens, 
unter  dem  Protectorate  Ihrer  Majestät  der  Kedserin 

und  Königin,  Berlin  1882  —  83.  Mit  Unterstützung  des 
königl.  prcussischen  Ministeriums  der  geistlichen,  Unterrichts-  und 
Medicinal-Angelegenheiten  herausgegeben  von  Dr.  Paul  Börner  in 
Berlin.  II.  Band.  Breslau,  Schottländer,  1885.  gr.  8.  484  S. 
mit  133  Text-Illustrationen. 

Dem  unermüdlichen  Kämpfer  für  öffentliche  Gesundheitspflege,  Herrn 
Dr.  Börner,  war  es  nicht  mehr  vergönnt,  das  grosse  Werk,  das  in  den 
beiden  letzten  Jahren  seines  Lebens  ihn  hauptsächlich  beschäftigt  hat,  zu 
Ende  zu  bringen,  den  Bericht  über  die  Hygiene- Ausstellung ,  den  er  unter 
besonders  schwierigen  Verhältnissen  begonnen  und  mit  seiner  Alles  über- 
windenden Arbeitskraft  auch  zu  Stande  gebracht  hat.  Glücklicher  Weise 
hatte  er  aber  das  Material  zum  zweiten  Bande  schon  so  Weit  gesammelt 
und  geordnet,  dass  es  dem  mit  der  Fertigstellung  des  Berichtes  betrauten 
Herrn  Ingenieur  Albrecht  nicht  all  zu  schwer  ward,  auch  die  Weiter- 
führung und  Fertigstellung  des  umfassenden  Werkes  im  engen  Anschlüsse 
an  den  ersten  Band  und  ganz  in  gleichem  Sinne  zu  bewerkstelligen,  so  dass 
der  zweite  Band  sich  dem  ersten,  über  den  wir  im  vorigen  Jahrgange  dieser 
Zeitschiift  (S.  437)  eingehender  berichtet  und  dem  wir  dort  unseren  nnum- 
wundeuen  Beifall  zollen  konnten,  würdig  an  die  Seite  stellt. 

Einzelne  Capitel  des  zweiten  Bandes  sind  besonders  eingehend  be* 
sprochen  worden,  und  so  ist  es  wohl  gekommen,  dass  die  Yerlagshandlung 
sich  entschlossen  hat,  den  Bericht  nicht,  wie  beabsichtigt  war,  in  zwei, 
sondern  in  drei  Bänden  herauszugeben,  so  dass  der  vorliegende  Band  noch 
nicht  den  Schluss  des  Berichtes  bildet,  sondern  nur  die  Gruppen  XI  bis  XIX 
umfasst. 

Den  Anfang  machen  die  öffentlichen  Gebäude,  von  Herrn  Archi- 
tekt Kuhn  bearbeitet;  doch  sind  es  hier  eigentlich  nur  zwei  Anlagen,  die 
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eingehend  besprochen  werden,  Theater  und  Schlachthänaer.  Bei  Theatern 
waren  es  weniger  die  hygienischen  Gesichtspunkte  als  die  Sicherheit  gegen 
Fenersgefahr,  die  den  Vorstand  der  Ausstellung  unter  dem  noch  frischen 
Eindrucke  des  furchtbaren  Ringtheaterbrandes  veranlasst  hatten ,  die  Con* 
currenz  zu  einem  Mustertheater  auszuschreiben,  die  leider  insofern  nicht 
ganz  den  gehegten  Erwartungen  entsprach,  als  unter  den  fünfzehn  ein- 
gegangenen Plänen  keiner  in  jeder  Beziehung  den  Forderungen  an  ein 
Mustertheater  entsprach.  Doch  enthielten  manche  Pläne  sehr  bemerkens- 
werthe  Vorschläge  und  insofern  bietet  die  detaillirte,  mit  guten  Planskizzeu 
erläuterte  Wiedergabe  der  besten  Projecte  immerhin  eine  interessante  Zu- 
sammenstellung. 

Von  grösserer  hygienischer  Bedeutung  sind  die  von  Herrn  Kuhn  in 
Verbindung  mit  Herrn  Oekonomierath  Hausburg  gegebenen  Beschrei- 
bungen der  ausgestellten  Schlacht-  und  Viehhof  anlagen,  unter 
denen  selbstverständlich  die  mustergültigen  Anlagen  des  städtischen  Central- 
Vieh-  und  Schlachthofes  der  Stadt  Berlin  die  erste  Stelle  einnehmen,  die  in 
ihren  baulichen  wie  ihren  Betriebseinrichtnngen  eingehend  geschildert 
werden.  Doch  finden  auch  alle  anderen  neueren  grossen  Anlagen  der 
bezeichneten  Art  eingehende  Würdigung,  so  dass  man  an  Händen  des 
Berichts  ein  Bild  bekommt,  wie  viel  hierin  in  der  letzten  Zeit  geschehen  ist. 

Nicht  minder  eingehend  sind  die  Kranken-  und  Pfleganstalten 
von  Börner,  Hallervorden,  Kuhn  und  Pelman  geschildert  und  auch 
hier  erleichtem  zahlreiche,  sehr  sorgfaltig  ausgeführte  Pläne  und  Abbil- 
dungen das  Verständniss.  Auch  hier  stehen  voran  die  Berliner  Mustor- 
anstalten  im  Friedrichshaine  und  in  Moabit  und  besonders  die  grossen  neuen 
klinischen  Universitätsbauten  der  Ziegelstrasse  und  der  Artilleriestrasse, 
ihnen  folgen  die  neuen  prachtvollen  Kliniken  in  Halle  und  zahlreiche  andere 
neuere  Civil-  und  Militärhospitäler  und  Irrenanstalten,  so  dass  hier  der 
gewaltige  Fortschritt  des  Hospitalbaues  in  den  letzten  Decennien  klar  zur 
Anschauung  gebracht  ist. 

Die  Gruppe  XIV :  Verhütung  von  Volkskrankheiten,  von 
Regierungs-  und  Medicinalrath  Dr.  Wem  ich  geschildert,  ist  den  vor- 
stehenden Capiteln  gegenüber  sehr  kurz  behandelt  und  bringt  nur  einige 
Mittheilungen  über  Desinfectionsmittel  und  -Apparate  (unter  denen  mit 
Recht  die  SchimmeT  sehen  Desinfectionsapparate  besonders  hervorgehoben 
werden)  und  über  einige  animale  Impfanstalten  in  Hamburg,  Leipzig  etc. 

Nach  einer  ebenfalls  kurzen  Schilderung  der  „Ersten  Hülfe  bei  Kranken, 
Verunglückten  und  Verletzten"  durch  Stabsarzt  Dr.  Villaret  wird  die 
eigentliche  Krankenpflege  wieder  sehr  eingehend  erörtert  und  die 
grosse  Anzahl  der  ausgestellten  Krankenbetten,  -Stühle,  -Wagen  und  -Tragen, 
Bandagen,  Apparate  und  Instrumente  aller  Art  finden  durch  die  Herren 
Dr.  Beely,  Horstmann  und  Eulenburg  sehr  detaillirte,  ebenfalls  durch 
zahlreiche  Zeichnungen  erläuterte  Beschreibung. 

Militär-  und  Marinesanitätswesen  von  Stabsarzt  Dr.  Villa- 
ret, Leichenwesen  von  Herrn  Albrecht  und  Veterinärwesen  von 
Dr.  Börner  bearbeitet  bilden  den  Schluss  des  zweiten  Bandes.  Ist  es  bei 
der  grosseiv^  Anzahl  der  Mitarbeiter  als  ein  nicht  zu  vermeidender  Uebel- 
stand  zu  betrachten,    dass  die  einzelnen  Capitel  eine  etwas  verschiedene 
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Behandlung  und  eine  nicht  immer  ganz  berechtigte  Breite  anderen  nicht 
minder  wichtigen  Abschnitten  gegenüber  erfahren  haben,  so  wollen  wir 
desshalb  mit  dem  Herausgeber  nicht  rechten,  um  so  weniger  als  die  Verlags- 
handluDg  uns  den  nunmehr  drei  Bände  umfassenden  Bericht  zu  demselben 
Preise  giebt,  wie  er  für  die  zwei  Bände  bestimmt  war  und  der  Leser  doch 
nur  den  Nutzen  der  genauen  Mittheilung  vieler  Einzelheiten  hat,  wodurch 
wesentlich  doch  der  Bericht  seinen  hohen  Werth  erhält.  A.  S. 


Dr.  R.  Roth,  königl.  Regierungs-  und  Medicinalrath:  Qeneralbericllt 

Über  das  öfiTentliclie  Qesundlieitsweseii  im  Regierungsk- 
bezirke  Königsberg  für  die  Jahre  1881  bis  1883.    Mit 

zwölf  graphischen   Tafeln    und    zwei   Karten.       Königsberg  i.  Pr., 
Gräfe  &  Unzer,  1883.    gr.  8.    340  S. 

Der  Bericht  umfasst: 

I.  Statistik.  Der  Regierungsbezirk  Königsberg  hat  einen  Flächen- 
raum von  2  110  727  Hectaren,  hatte  nach  der  Zählung  von  1880  1 156  975 
Einwohner  und  nimmt  somit  die  fünfte  Stelle  unter  den  preussischen 
Regierungsbezirken  ein.  Auf  100  qkm  kommen  5481  Menschen.  Die  Stadt 
Königsberg  hat  141010  Einwohner  und  ist  die  vierte  grösste  des  Landes. 

Blinde  gab  es  im  Bezirke  1098  =  0*09  Proc.  der  Gesammtbevölkerung 
(gegen  0*08  Proc.  im  Staate),  Taubstumme  1919  =  0*16  Proc.  (gegen  0*09 
des  Staates),  Geisteskranke  2569  =  0*22  Proc.  (gegen  0*24  Proc.  des 
Staates).  —  Die  Zunahme  der  Bevölkerung  in  den  letzten  fünf  Jahren  betrug 
4-9  Proc.  Auf  1000  Einwohner  kamen  39  Geburten  (im  Staate  38-6); 
es  starben  27*6  pro  Mille  Einwohner  (im  Staate  25*0  pro  Mille).  Die  Säug- 
lingssterblichkeit beansprucht,  wie  im  Staate,  33*6  Proc.  der  Gesammtsterb- 
lichkeit.  Die  meisten  Opfer  forderten  Diphtherie  und  Croup  (12*3  Proc. 
zur  Gesammtzahl  aller  Gestorbenen),  es  folgen  Kinderkräropfe  mit  9*6  Proc, 
Altersschwäche  mit  8*9  Proc,  acute  Erkrankungen  der  Athemorgane  mit 
7*1  Proc,  Lungentuberculose  mit  7  Proc  (die  Mortalität  an  Tuberc.  pulm. 
stellt  sich  in  Königsberg  am  günstigsten  unter  allen  preussischen  Gross- 
Städten),  an  Typhus  abdominalis  3*3  Proc,  an  Keuchhusten  2*4  Proc; 
Pocken  herrschten  1883  in  104  Ortschaften  und  befielen  719  Personen,  von 
denen  119  =  15*1  Proc.  starben.  Auch  hier  zeigte  sich  der  grosse  Nutzen 
der  Impfung  und  Wiederimpfung.  Die  Trichinosis  zeigte  nch  in  nenn 
Jahren  bei  336  Menschen  mit  23  Todesfällen. 

II.  Sanitätspolizei.  Die  Reinhaltung  des  Erdbodens  lässt  ausser^ 
ordentlich  viel  zu  wünschen  übrig.  Nur  Königsberg  hat  eine  theilweise 
Canalisation ;  der  bekannte  Wieb eUche  Entwurf  aber,  die  Canalisation  nach 
einem  einheitlichen  Plane  über  die  ganze  Stadt  zu  verbreiten  und  Beriese- 
lungssystem einzuführen,  harrt  der  Kosten  wegen  noch  seiner  Ausführung. 

Die  Wasserversorgung  der  meisten  kleinen  Städte  geschieht  durch 
alte  hölzerne  Röhrenleitungen,  in  welchen  das  aus  Quellen  und  Wiesen  er- 
schlossene, in  Reservoirs  geleitete  Wasser  zu  Sammelbassins  fliesst  und  aus 
diesen  den  Pumpbrunnen   zugeführt  wird.     Das  Wasser  ist  meist  unrein. 
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In  den  ländlichen  Ortschaften  sind  die  Verbältnisse  noch  ungünstiger.  In 
der  Stadt  Königsberg  ist  seit  1874  eine  künstliche  Wasserleitung,  deren 
Wasser  aus  dem  Grundwasser  stammt.  Es  genügt  aber  nicht  und  es  wurde 
daher  filtrirtes  Wasser  ausSaromelteichen  zu  Hülfe  genommen,  sowie  Wasser 
ans  dem  Peegel  und  aus  verschiedenen  Grundbrunnen.  Doch  ist  die  Mög- 
lichkeit, gutes  Trinkwasser  durch  Bohrungen  zu  erschliessen,  nachgewiesen, 
und  nur  der  Mangel  au  Geldmitteln  verhinderte  seither  die  Verwirklichung 
dieser  Wohlthat. 

Recht  mangelhaft  steht  es  mit  der  Wohnungs-  und  Schulhygiene  und, 
Königsberg  ausgenommen,  mit  den  sanitären  Maassnahmen  bezüglich  des 
Verkehrs  mit  Nahrungsmitteln.  Nur  die  Stadt  Braunsberg  hat  ein  Lebens- 
mitteluntersuchungsamt. Schlachthäuser  auf  Grund  des  Gesetzes  von  1881 
haben  Altenstein,  Bartenstein,  Braunsberg,  Granz.  Die  Trichinenschau  ist  in 
den  meisten  kleineren  Städten  eingeführt;  in  Königsberg  besteht  sie  nicht 
obligatorisch,  doch  ist  die  freiwillige  Untersuchung  fast  allgemein.  Unter 
27  523  im  Jahre  1881  daselbst  geschlachteten  Schweinen  befanden  sich  66 
trichinöse  =  1  auf  407,  1882:  1  auf  595,  1883:  1  auf  B63. 

Gegen  Infectionskrankheiten  wurden  zwei  wichtige  Maassnahmen  ge- 
trofifen;  die  eine  regelt  das  Verfahren  bei  Schliessung  der  Schulen  beim 
Ausbruch  epidemischer  Krankheiten,  die  andere  ordnet  die  Anzeigepflicht 
an.  Die  Impfung  wurde  von  1880  bis  1882  bei  100  258  Kindern,  die 
Revaccination  bei  65  156  Schülern  vollzogen,  ohne  dass  eine  Schädigung 
yorgekommen  wäre. 

III.  Mediciualpolizei.  Der  Bezirk  hat  21  Physiker,  15  Kreis- 
wundarzte, 262  praktische  Aerzte,  von  denen  131  in  Königsberg  wohnen. 
Sieht  man  von  letzterer  Stadt  ab,  so  kommt  ein  Arzt  auf  7815  Einwohner 
und  162  qkm.  Hebammen  giebt  es  533,  =  auf  10  000  Einwohner  4*6,  auf 
100  qkm  2*5  Hebammen.  Ungefähr  die  Hälfte  aller  Geburten  wird  uijter 
Assistenz  von  Pfuscherinnen  besorgt.  Apotheken  existiren  64  =  1  auf 
15  875  Einwohner,  oder,  wenn  man  die  Stadt  Königsberg  ausschliesst,  0*63 
Apotheken  auf  10  000  Einwohner. 

Ausser  den  Kliniken  in  der  Stadt  Königsberg  giebt  es  im  Bezirke 
7  Kreis-,  23  städtische,  4  Johanniter-  und  10  sonstige  Privatkrankenhäuser, 
zusammen  69  Krankenanstalten.  Die  Provinzialirrenanstalt  in  Alienberg 
hat  618  Insassen.  Ein  bei  Gelegenheit  der  goldenen  Hochzeit  des  Kaiser- 
paares  gegründetes  Provinzialsiechenhaus  in  Pr.-Eylau  wurde  vor  Kurzem 
bezogen.  Auch  die  Commune  Königsberg  hat  kürzlich  ein  neues  Siechenhaus 
der  Benutzung  übergeben. 

Für  Epilektiker  und  Blinde  bestehen  nur  Privat-,  für  Taubstumme  da- 
gegen zwei  Provinzialanstalten  und  eine  private.  Unter  den  Anstalten  und 
humanen  Einrichtungen,  die  zur  Gesundheitspflege  und  Krankenbehandlung 
Beziehung  haben,  wird  dem  Seebade  Granz,  den  Volksküchen,  dem  Vater- 
ländischen Frauenvereine ,  den  Feriencolonieen,  dem  Haltekinderwesen  eine 
eingehende  Besprechung  gewidmet. 

Sehr  instructive  graphische  Tafeln  und  zwei  Karten  schliessen  den 
eben  so  fleissig  gearbeiteten  wie  interessanten  Bericht. 

Dr.  E.  Marcus  (Frankfurt  a.  M.). 
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Das  Gesetz  betref%iid  den  Verkehr  mit  Nahrungsmitteln, 
Oenussmitteln  und  Gebrauchsgegenständen  vom  14.  Mai 
1879,  sowie  die  auf  Grund  derselben  erlstssenen  Ver- 
ordnungen. Mit  Erläuterungen  herausgegeben  von  Dr.  Fr.  Meyer, 
Geb.  Ober-Regierungsrath  und  Vortrag.  Rath  im  Reichs -Justizamte 
und  Dr.  C.  Finkeinburg,  Geh.  Regierungs-  und  Medicinalrath, 
Professor  an  der  Universität  Bonn.  Zweite  vermehrte  Auflage.  Berlin, 
Verlag  von  Julius  Springer,  1885. 

Die  zweite  Auflage  dieses  Buches,  die  in  ihrer  Grundform  der  ersten 
gleich  geblieben  ist,  enthält  als  neue  Zusätze  die  kaiserlichen  Verordnungen, 
welche  auf  Grund  des  §.  5  des  Gesetzes  seit  dem  14.  Mai  1879  erlassen 
worden  sind  und  die  Verwendung  giftiger  Farben  und  das  gewerbemässige 
Verkaufen  und  Feilhalten  von  Petroleum  betreffen.  Ferner  sind  darin  die 
Beschlüsse  der  Sachverständigen  -  Commission  mitgetheilt,  welche  im  Jahre 
1884  vom  Reichskanzler  zur  Berathung  einheitlicher  Methoden  behufs  der 
chemischen  Untersuchung  des  Weines  einberufen  worden  ist,  und  besondere 
Berücksichtigung  haben  in  den  Erläuterungen  die  Entscheidungen  gefun- 
den, die  vom  Reichsgerichte  in  den  Fragen  getroflen  worden  sind,  welche 
auf  dieses  Gesetz  Bezug  hatten. 

Das  Werkchen  wird  auch  in  seinem  neuen  Gewände  die  hervorragende 
Stellung  behaupten,  die  es  ähnlichen  Publicationen  gegenüber  bisher  ein- 
genommen hat,  und  wir  können  darum  nur  wünschen,  dass  die  zweite  Auf- 
lage desselben  allseitig  dieselbe  freundliche  Aufnahme  finde,  wie  sie  die 
erste  gefunden  hat.  Dr.  Egg  er  (Mainz). 


niustrirtes  Lexikon  der  Yerfälscliungen  und  Verunreini- 
gungen der  Nahrungs-  und  Genussmittel,  der  Colonial- 
waaren  und  Manufaote,  der  Droguen,  Chemikalien  und 
Farbwaaren,  gewerblichen  und  landwirthsohaftliohen 
Produote,  Documente  und  Werthzeichen.  Mit  Berücksich- 
tigung des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1879,  betreffend  den  Verkehr  mit 
Nahrungsmitteln,  Genussmitteln  und  Gebrauchsgegenständen,  sowie 
aller  Verordnungen  und  Vereinbarungen.  Unter  Mitwirkung  von 
Fachgelehrten  und  Sachverständigen  herausgegeben  von  Dr.  Otto 
Damm  er.     Leipzig,  Verlagsbuchhandlung  von  J.  J.Weber,  1885. 

Von  diesem  Werke,  das  in  fünf  Lieferungen  erscheinen  soll,  liegt  nun 
die  erste  zur  Besprechung  vor.  Der  Titel  desselben  gemahnt  an  Klencke's 
„niustrirtes  Lexikon  der  Verfälschungen",  doch  ist  es  nur  der  Titel,  der 
diese  Erinnerungen  wach  ruft,  bezüglich  des  Inhalts  unterscheidet  es  sich 
recht  vortheilhaft  von  Klencke's  Buch.  Soweit  bis  jetzt  ein  Ürtheil 
gestattet  ist,  wird  das  neue  Wörterbuch  allen  Denjenigen,  welche  sich  mit 
der  Untersuchung  von  technischen  und  Handels -Artikeln,  von  Nahrungs- 
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und  GenusBinittelii  u.  s.  w.  zu  befassen  haben,  viel  schätzbares  Material 
darbieten.  Die  Behandlung  der  einzelnen  Capitel  ist  eine  durchaus  wissen- 
schaftliche und  vielfach  auch  eine  sehr  eingehende.  Die  qualitative  und 
quantitative  chemische  Analyse,  die  Elementar-  und  Spectralanalyse  und 
auch  die  bacterioskopischen  Untersuchungen  speciell  des  Wassers  sind  in 
dem  Buche  gebührend  berücksichtigt.  Die  Ausführung  der  darin  enthalte- 
nen zahlreichen  Illustrationen  und  Tafeln  muss  als  eine  sehr  sorgfältige 
bezeichnet  werden.  Unter  den  Mitarbeitern  finden  wir  eine  grosse  Anzahl 
bekannter  Namen,  die  dafür  bürgen,  dass  auch  die  folgenden  Lieferungen 
bezüglich  der  Gediegenheit  ihres  Inhalts  der  ersten  Lieferung  entsprechen. 

Dr.  Egger  (Mainz). 


Dr.  Fritz  Elan  er:  Die  Praxis  des  Nahrungsmlttel-Oliemikers. 

Anleitung  zur  Untersuchung  von  Nahrungsmitteln  und  Gebrauchs- 
gegenständen, sowie  für  hygienische  Zwecke.  Für  Apotheker,  Chemi- 
ker und  Gesundbeitsbeamte.  Dritte,  umgearbeitete  und  vermehrte 
Auflage.  Mit  108  in  den  Text  gedruckten  Holzschnitten.  In  vier 
Lieferungen.    Hamburg  und  Leipzig,  Verlag  von  Leopold  Voss,  1885. 

Immer  dient  es  einem  Buche  als  Empfehlung,  wenn  es  in  dem  Zeit- 
räume von  kaum  vier  Jahren  drei  Auflagen  erlebt,  und  um  so  mehr  kann 
dieser  Umstand  für  das  vorliegende  Werk  in  einem  günstigen  Sinne  gedeutet 
werden,  als  auf  dem  Gebiete  der  Nabrungsmittel- Chemie  seit  dem  letzten 
Jahrzehnt  ein  Mangel  an  Literatur  nicht  mehr  vorhanden  ist.  Elsner's 
Buch  zeichnete  sich  von  Anfang  an  durch  eine  sachliche  und  klare  Behand- 
lung der  Materie  aus  und  der  Inhalt  desselben  hat  stets  dargethan,  dass 
der  Verfasser  Herr  des  Stoffes  ist,  den  zu  bearbeiten  er  sich  vorgenommen 
batte.  Die  nunmehr  erschienene  dritte  Auflage,  welche  wieder  eine  wesent- 
liche Vermehrung  und  Bereicherung  des  Inhalts  erfahren  hat,  beweist  dies 
aufs  Neue. 

Die  Ansichten  Derjenigen,  die  sich  mit  dem  Studium  der  in  dem  Werke 
behandelten  Fragen  eingehend  beschäftigen  und  selbst  in  der  Praxis  stehen, 
werden  ja  nicht  immer  und  in  allen  Punkten  mit  denen  des  Verfassers 
übereinstimmen,  trotzdem  aber  wird  kein  Sachverständiger  der  Ueber^^ 
aeugong  sich  verschliessen,  dass  das  Buch  in  hohem  Maasse  die  Anerkennung 
verdient,  die  ihm  geworden  ist.  Das  Erscheinen  der  neuen  Auflage  kann 
daher  nur  freudig  begrüsst  werden. 

Dr.  Egg  er  (Mainz). 
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Hygienische  Gesetze  mid  Yerordnongen. 


Erlass  grossherzogl.  badiscfaen  Ministerinms  des  lonern  Tom  2.  Avgast  1884, 
betr.  Maassregeln  gegen  ansteckende  Krankheiten  in  den  Schnlen. 

Auf  Grund  der  §§.  85,  87a  P.-St.-G.-B.  wird  im  Einverstandniss  mit  dem 
GroRsherzoglichen  Ministerium  der  Justiz,  des  Cultus  und  Unterrichts  verordnet, 
wie  folgt: 

§.  1.  Das  Familienhaupt,  in  dessen  Wohnung  eine  Erkrankung  an  Scharlach 
vorkommt,  ist  vei*pflichtet,  für  thunlichste  Absonderung  der  Kranken  zu  sorgen, 
die  zu  seinem  Hausstande  gehörenden  Kinder  vom  Besuche  der  Schule  und 
der  Kirche  abzuhalten  und  darauf  hinzuwirken,  dass  der  Verkehr  dieser  Kinder 
mit  anderen  Kindern,  insbesondere  auf  öffentlichen  Strassen  und  Plätzen, 
thunlichst  beschränkt  werde. 

Diese  Maassregeln  sind  zu  beobachten,  bis  vier  Wochen  seit  Beginn  der 
letzton  in  dem  Hausstande  aufgetretenen  Erkrankung  abgelaufen  sind  und  eine 
Reinigung  des  Kranken  stattgefunden  hat,  oder  bis  acht  Tage  seit  der  Ent- 
fernung des  Kranken  aus  der  Wohnung  verstrichen  sind. 

§.  2.  Der  Zutritt  zu  Leichen  von  an  Scharlach  oder  an  Diphtherie  Ge- 
ßtorbeuen  ist  thunlichst  zu  beschränken,  insbesondere  Kindern  nicht  zu  ge- 
statten. Auch  zu  den  Leichenbegängnissen  dürfen  in  solchen  Fällen  Kinder 
nicht  beigezogen  werden. 

§.  3.  Sofort  nach  dem  erstmaligen  Auftreten  von  Scharlach  in  einer  Ge- 
meinde hat  die  Ortspolizeibehörde  die  Bestimmungen  der  §§.  1  und  2  bekannt 
zu  machen. 

In  grösseren  Städten  wird  den  Familienvätern,  in  deren  Hausstände  Scharlach- 
erkrankungen vorkommen,  die  Beobachtung  der  in  §.  1  vorgeschriebenen 
Maassregeln  durch  schriftliche  Verfugung  der  Ortspolizeibehörde  aufgegeben. 

§.  4.  In  Volksschulen  hat  der  Vorsitzende  der  Ortsschnlbehörde  (das 
Ilcctorat)  in  höhereu  Lehranstalten  der  A nstalts vorstand ,  Schüler,  die  an 
Scharlach  erkranken,  oder  in  deren  Hausstande  Scharlacherkrankangen  ein- 
getreten sind,  von  dem  Besuche  der  Schule  auszuschliessen ,  bis  das  Familien- 
haupt, zu  dessen  Hausstand  der  Schüler  gehört,  der  Schulbehörde  persönlich 
oder  schriftlich  anzeigt,  dass  vier  Wochen  seit  Beginn  der  letzten  in  dem 
Hausstände  aufgetretenen  Scharlacherkrankung  oder  acht  Tage  seit  Entfernung 
des  Kranken  aus  der  Wohnung  verstrichen  sind. 

§.  5.  Nicht  minder  sind  Schüler,  die  an  Diphtherie,  Masern,  Keuchhusten 
erkranken,  von  dem  Schulbesuche  auszuschliessen,  bis  ein  ärztliches  Zeugniss 
die  Gefahr  der  Weiterverbreitung  der  Krankheit  für  beseitigt  erklärt  oder  bei 
Masern  und  Diphtherie  14  Tage  seit  Beginn  der  Krankheit  abgelaufen,  bei 
Keuchhusten  keine  Anfälle  der  Krankheit  mehr  wahrnehmbar  sind. 

Auf  Antrag  des  Bezirksarztes  sind  bei  besonders  gefährlichem  Auftreten 
der  Masern  oder  Diphtherie  auch  Schüler,  in  deren  Hausstand  Fälle  dieser 
Krankheiten  vorkommen,  von  dem  Schulbesuche  auszuschliessen. 

§.  6.  Der  Schluss  der  Schule  soll  nur  auf  Antrag  des  Bezirksarztes  verfügt 
werden.  Der  Antrag  ist  zu  stellen,  wenn  ansteckende  Krankheiten  eine  besonders 
ausgedehnte  Vprl)reitung  oder  einen  besonders  gefahrlichen  Charakter  erlangen, 
oder  in  dem  Schulgebäude  selbst  vorkommen.  Zur  Wiedereröffnung  des  Unter- 
richt« ist  die  Genehmigung  des  Bezirksarztes  erforderlich. 
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Lehrer,  in  deren  Hausstand  ansteckende  Krankheiten  auftreten,  sind  von 
Ertheilung  des  Unterrichts  auszuschliessen. 

§.  7.  Die  Bezirksämter  haben  den  Ortsschulbehörden  und  Vorstanden 
höherer  Lehranstalten  von  allen  in  der  betreffenden  Gemeinde  vorkommenden 
Erkrankungen  an  Scharlach  Nachricht  zu  geben.  In  grösseren  Städten  ist  zu 
diesem  Behufe  auf  die  Anzeige  solcher  Erkrankungen  alsbald  zu  ermitteln, 
welche  Schulen  die  zu  dem  Hausstande  des  Kranken  gehörenden  Kinder  be- 
suchen. Auch  die  Lehrer  sind  verpflichtet,  Erkrankungen  von  Schülern  an 
Scharlach,  Masern,  Keuchhusten,  Diphtherie,  die  zu  ihrer  Kenntniss  gelangen, 
der  Ortsschulbehörde  oder  dem  An  stalts  vor  stände  anzuzeigen. 

§.  8.  Bei  besonders  gefährlichem  Auftreten  von  Scharlach  oder  Diphtherie 
kann  auf  Antrag  des  Bezirksarztes  der  Zutritt  zu  Wohnungen ,  in  denen  sich 
Kranke  befinden,  durch  Anschlag  an  den  Eingängen  polizeilich  untersagt  werden. 

Auch  kann  das  Bezirksamt  bei  besonders  dringender  Gefahr  einer  Ver- 
breitung der  Krankheit  oder  wenn  die  Vorschriften  des  §.  1  nicht  beobachtet 
werden,  die  Verbringung  des  Kranken  in  eine  Krankenanstalt  anordnen. 

§.  9.  Nehmen  Masern,  Scharlach,  Diphtherie,  Keuchhusten  in  einer  Ge- 
meinde einen  gefahrlichen  Charakter  an  oder  ergeben  sich  bei  Behandlung  und 
Pflege  der  Kranken  besondere  örtliche  Missstände,  so  hat  der  Bezirksarzt  an 
Ort  und  Stelle  von  den  obwaltenden  Verhältnissen  sich  zu  verlässigen  und 
über  das  Ergebniss  und  die  getroffenen  Anordnungen  an  das  Ministerium  des 
Innern  zu  berichten. 

Karlsruhe,  2.  August  1884. 

Grossherzogliches  Ministerium  des  Innern. 


Erlass  des  Staatssecrctärs  tod  Elsass-Lothringen  rom  29.  Angnst  ISSi,  betr. 
Yerlialteii  der  Schulbehörden  bei  dem  Auftreten  ansteckender  Krankheiten 

in  den  Schulen. 

Um  die  Verbreitung  ansteckender  Krankheiten  in  den  Schulen  thunlichst 
JEU  verhüten,  wird  Folgendes  verordnet: 

§.  1.  Von  dem  Auftreten  ansteckender  Krankheiten  unter  den  Schülern 
und  Schülerinnen  höherer  und  niederer,  öffentlicher  und  privater  Schulen,  sowie 
unter  den  Bewohnern  der  Schulgebäude  ist  dem  Kreisdirector ,  in  Strassburg 
und  Metz  dem  Bezirkspräsidenten  Anzeige  zu  erstatten. 

§.  2.  Als  ansteckende  Krankheiten  im  Sinne  dieser  Verordnung  sind  an- 
zusehen : 

a)  Pocken,  Typhus,  Ruhr  und  Cholera; 

b)  Scharlach,  Diphtherie,  Keuchhusten,   Masern  und  Röthein,  contagiosa 
Augenkrankheiten  und  Krätze. 

Anzuzeigen  ist  das  Auftreten  der  unter  a)  genannten  Krankheiten  bei  dem 
ersten  Krankheitsfalle,  das  Auilreten  der  unter  b)  bezeichneten  Krankheiten, 
sobald  gleichzeitig  oder  kurz  nach  einander  zwei  oder  mehr  Krankheitsfalle 
vorkomme  Q. 

§.  3.  Verpflichtet  zur  Anzeige  ist  der  Director  (Vorsteher  oder  Vorsteherin) 
oder  die  sonst  mit  der  Leitung  der  Schule  betraute  Person.  Die  Anzeige  ist 
unverzüglich  zu  machen,  sobald  der  dazu  Verpflichtete  Kenntniss  von  der  an- 
zuzeigenden Thatsache  (§.  2)  erhalten  hat. 

Lehrer  und  Lehrerinnen  an  mehrclassigen  Schulen  haben  ihre  Wahr- 
nehmungen über  das  Auftreten  ansteckender  Krankheiten  in  der  Schule  der  zur 
Anzeige  verpflichteten  Person  alsbald  mitzutheilen. 

§.  4.  Schüler  und  Schülerinnen,  welche  an  ansteckenden  Krankheiten 
erkrankt  sind,  dürfen  die  Schule  nicht  besuchen  und  sind  erst  nach  völliger 
Genesung  zum  Schulbesuche  wieder  zuzulassen. 
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Bei  Pocken,  Typbus,  Ruhr,  Cholera  und  Krätze  muss  ein  ärztliches  Zeugniss 
über  die  Genesung  vorgelegt  werden.  Falls  bei  den  anderen  ansteckenden 
Krankheiten  ein  solches  Zeugniss  nicht  vorgelegt  werden  kann,  darf  die  Wieder- 
zulassung bei  Scharlach  und  Diphtherie  erst  nach  sechs  Wochen,  bei  Masern  und 
Röthein  erst  nach  vier  Wochen  und  bei  Keuchhusten  erst  nach  zwölf  Wochen 
vom  Tage  der  Erkrankung  an  geschehen. 

§.  5.  Schüler,  in  deren  Wohnungen  die  im  §.  2  bezeichneten  ansteckenden 
Krankheiten  herrschen,  sind  vom  Schulbesuche  bis  zum  Erlöschen  der  Krank- 
heit auszuschliessen. 

§.  6.  Die  Behörden,  an  welche  die  Anzeigen  zu  erstatten  sind  (§.  1),  haben 
zu  entscheiden,  ob  und  wie  lange  etwa  die  Schule  oder  einzelne  Classen  der- 
selben zu  schliessen,  sowie  welche  besonderen  Maassregeln  bezüglich  Reinigung, 
Lüftung  und  Desinfection  der  Schulen  u.  s.  w.  zu  treffen  sind.  Die  Schul- 
behörden haben  die  bezüglichen  Anordnungen  genau  zu  befolgen. 

Zur  Schliessung  einer  höheren  Lehranstalt  ist  die  Genehmigung  des  Ober- 
Bchulraths  einzuholen. 

§.  7.    Die  gegenwärtige  Verfügung  tritt  sofort  in  Kraft. 

Strassburg,  29.  August  1884, 

gez.  V.  Hof  mann,  Staatssecretär. 


Erlass  königL  prenssischer  Regierung  zu  Königsberg  Tom  21.  März  1885, 

betr.  Impfwesen  im  Regieruigsbezirk  Königsberg. 

Auf  Grund  der  §§.  6,  12  und  15  des  Gesetzes  über  die  Polizeiverwaltung 
vom  IL  März  1850,  der  §§.  137  und  139  des  Gesetzes  über  die  allgemeine 
Landesverwaltung  vom  30.  Juli  1883,  sowie  des  §.  18  des  Reicbsimpfgeaetzes 
vom  8.  April  1874  (R.-G.-Bl.  S.  31)  verordne  ich  unter  Aufhebung  des 
Impfregulativs  vom  20.  Februar  1875  für  den  diesseitigen  Regierungs- 
bezirk mit  Ausschluss  der  Stadt  Königsberg,  unter  Zustimmung  des  Bezirkaus- 
schusses, was  folgt: 

§.  1.  Die  Leitung  des  Impfwesens  geschieht  durch  die  Kreis-  und  Orts- 
polizeibehörden unter  der  Oberaufsicht  des  Regierungspräsidenten. 

§.  2.  In  jedem  landräthlichen  Kreise  werden  nach  Maassgabe  des  §.  6  des 
Reichsimpfgesetzes  vom  8.  April  1874  und  des  §.  1  des  Ausfährungsgesetzes 
vom  12.  April  1875  (G.-S.  S.  191)  Impf  bezirke  gebildet  und  für  jeden  derselben 
ein  Impfarzt  angestellt.    Jeder  ländliche  Impfbezirk  wird  in  Stationen  getheilt. 

Die  einen  Stationsbezirk  bildenden  Ortschaften  dürfen  von  dem  Stations- 
impforte nicht  über  fünf  Kilometer  entfernt  sein. 

§.  3.  Für  jede  Ortschaft  eines  Impfbezirkes  wird  eine  Impfliste  der  Erst- 
impflinge und  eine  eben  solche  der  Wiederimpflinge  aufgestellt. 

Die  besondere  Behandlung  dieser  Listen  erfolgt  nach  den  Bestimmungen 
der  beigegebenen  Anweisung  (Anlage  A.). 

§.  4.  Die  Impfung  geschieht  in  öffentlichen  Impfterminen  unentgeltlich,  in 
der  Regel  in  der  Zeit  vom  Mai  bis  zum  30.  September  jedes  Jahres. 

§.  5.  Als  öffentliche  Impfärzte  sollen  in  erster  Reihe  die  Medicinalbeamten 
der  Kreise  bestellt  werden. 

Ausser  den  Impfärzten  sind  ausschliesslich  Aerzte  befugt,  Impfungen  vor- 
zunehmen. 

§.  6.  Der  öffentliche  Impfarzt  setzt  die  Impf-  und  Nachschautermine  für 
seinen  Impfbezirk  fest  und  reicht  den  Impfplan  für  das  bevorstehende  Impf- 
geschäft im  Monat  Mai  an  den  Landrath  ein,  welcher  denselben  durch  das 
Kreisblatt  sofort  veröffentlicht,  damit  das  Impfgeschäft  rechtzeitig  beginnen  und 
mit  Schluss  des  Monats  September  beendigt  sein  kann. 
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§.  7.  Die  Qats-  und  Gemeindevorsteher,  in  den  Städten  die  Polizeiverwalter, 
haben  zu  den  öffentlichen  Impf-  und  Nachschauterminen  sämmtliche  Impflinge 
zu  bestellen,  für  deren  pünktliches  Erscheinen  zu  sorgen,  geeignete  Impflocale 
bereit  zu  halten,  die  Termine  in  Person  oder  durch  einen  zu  diesem  Zwecke 
ausreichend  unterrichteten  Vertreter  wahrzunehmen,  die  von  den  Impfärzten 
verlangte  Auskunft  über  die  Impflinge  zu  geben  und  die  erforderliche  Kühe 
und  Ordnung  aufrecht  zu  erhalten. 

§.  8.  Die  Lehrer  der  einclassigen  Land-  oder  Stadtschulen,  die  ersten 
Lehrer  der  mehrclassigen  Landschulen,  die  Hauptlehrer  und  Rectoren  der  mehr- 
classigen  Stadt-,  Mittel-,  höheren  Bürger-  und  Töchterschulen,  sowie  die  Vor- 
steher und  Vorsteherinnen  von  Privat-  und  Stiftsschulen  sind  ebenso  verpflich- 
tet, für  pünktliche  Gestellung  der  Wiederimpfpflichtigen  (vergl.  §.  1  Ziffer  2  des 
Reichsimpfgesetzes  vom  8.  April  1874)  zu  den  Impfterminen  zu  sorgen,  letztere 
auch  in  Person  oder  durch  geeignete  Vertreter  wahrzunehmen. 

Die  Directoren  der  höheren  Lehranstalten  verfahren  nach  besonderer  An- 
"weisung. 

§.  9.  Für  die  von  dem  Impfarzte  etwa  verlangte  Schreibhülfe  sorgt  der 
Vorstand  des  Stationsimpfortes,  in  den  Städten  die  Polizeiverwaltung. 

§.  10.  Der  öffentliche  Impfarzt  bringt  die  ihm  durch  den  Landrath  zu- 
g'egangenen  sämmtlichen  Impflisten  mit  zu  den  entsprechenden  Terminen,  sorgt 
für  richtige  Ausfüllung  derselben  und  für  die  richtige  Ausstellung  der  Impf- 
scheine, welche  am  Schlüsse  der  Nachschautermine  an  die  Vertreter  der  Impf- 
linge auszuhändigen  sind. 

§.  11.  Nach  Schluss  des  gesammten  Impfgeschäftes  und  spätestens  bis  zum 
1.  Januar  des  folgenden  Jahres  reicht  der  Impfarzt  die  genau  ausgefüllten  Impf- 
listen nebst  dem  Impfbericht  an  den  Landrath  ein. 

§.  12.  Auch  diejenigen  Aerzte,  welche  nicht  öffentliche  Impfärzte  sind, 
haben  die  Verpflichtung,  über  die  von  ihnen  verrichteten  Impfungen  Impflisten 
in  der  vorgeschriebenen  Form  zu  führen  und  dieselben  bis  spätestens  den 
1.  Januar  des  folgenden  Jahres  dem  Landrathe  einzureichen. 

§.  13.  Der  Landrath  ermittelt  bei  Beginn  des  neuen  Jahres  aus  den  Listen 
der  Impfarzte  zunächst  die  im  abgelaufenen  Jahre  der  Impfung  oder  der  Nach- 
schau ohne  gesetzlichen  Grund  (§§.  1  und  2  des  Reichsiropfgesetzes)  entzogen 
gebliebenen  Impflinge  und  Wiederimpflinge,  übergiebt  ein  Verzeichniss  derselben 
den  betreffenden  Ortspolizeibehörden,  welche  nunmehr  auf  Beibringung  der 
durch  §.  12  des  Reiohsimpfgesetzes  vorgeschriebenen  Nachweise  bei  den  Ver- 
tretern der  genannten  Impflinge  binnen  einer  kurz  zu  bemessenen  Frist 
zu  dringen  und,  wenn  derselbe  bis  dahin  nicht  erbracht  ist,  die  Bestrafung  der 
betreffenden  Vertreter  nach  §.  14  des  Reichsimpfgesctzes  unverzüglich  herbei- 
zuführen haben. 

§.  14.  Der  Landrath  übergiebt  darauf  sämmtliche  von  den  Impf-  und  son- 
stigen Aerzten  eingegangenen  Impfliatenübersichten  und  Impfberichte  an  den 
Kreisphysicus  behufs  Anfertigung  des  Uauptimpfberichtes  und  Ausstellung  der 
Impfübersichten  nach  Formular  VIII.  und  IX.  und  reicht  sodann  beide,  den  Be- 
richt und  die  Uebersichten,  bis  zum  I.April  jeden  Jahres  an  den  Regierungspräsi- 
denten ein.  —  Hierbei  ist  gleichzeitig  über  diejenigen  Fälle  zu  berichten,  welche 
zu  Strafanträgen  nach  §.13  des  Regulativs  und  zu  Bestrafungen  geführt  haben. 

§.  16.  Die  Ortspolizeibehörde  ordnet  bei  Versäumung  der  Impfung  ohne 
gesetzlichen  Grund  (§.  4  des  Reichsimpfgesetzes)  die  letztere  binnen  drei  Monaten, 
bei  Weigerung  der  Wiederholung  der  Impfung  (§.  3  Ziffer  2  des  Reichsimpf- 
gesetzes) die  letztere  in  derselben  Zeit,  und  zwar  in  diesem  Falle  durch  den 
zuständigen  Impfarzt,  unbeschadet  der  etwa  beantragten  Bestrafung  an. 

§.  16.  Die  in  §.  8  bezeichneten  Lehrer,  Schul  vorsteh  er  u.  s.  w.  müssen  bei 
der  Annahme  neuer  Zöglinge  den  vorgeschriebenen  Impfschein  verlangen  und 
die  Beibringung  dieses  Zeugnisses  in  dem  Aufnahmeverzeichnisse  der  Zöglinge 
unter  einer  besonderen  Rubrik  vermerken. 

TiertdÜAhnidirift  fllr  Gtrandheitspflege,  1886.  11 
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Werden  die  verlangten  Impfscheine  nicht  innerhalb  der  ersten  vier  Wochen 
nach  Aufnahme  der  Zöglinge  beigebracht,  so  haben  die  gedachten  Lehrer,  Schal- 
vorsteher u.  8.  w.  davon  der  Ortspolizeibehörde  ungesäumt  Anzeige  zu  machen, 
welche  die  Impfscheine  von  den  säumigen  Eltern,  Pflegeeltern  oder  Vormündern 
zwangsweise  zu  beschaffen,  sowie  auch  deren  Bestrafung  gemäss  §.  14  des  Impf- 
gesetzes zu  veranlassen,  die  zwangsweise  beschaiften  Impfscheine  aber  den  Leh- 
rern, Schulvorstehern  u.  s.  w.  zur  Einsicht  zuzustellen  hat. 

Ausserdem  müssen  die  gedachten  Lehrer,  Schulvorsteher  u.  s.  w.  vier  Wochen 
vorSchluss  des  Schuljahres  der  Ortspolizeibehörde  diejenigen  Zöglinge  namhaft 
machen,  für  welche  der  Nachweis  der  Impfung  beziehungsweise  Wiederimpfung 
noch  nicht  erbracht  ist. 

Die  Directoren  der  höheren  Unterrichtsanstalten  verfahren  nach  besonderer 
Anweisung. 

§.  17.  Zuwiderhandlungen  der  bei  dem  Impfgeschäfte  betheiligrten  Aerzte, 
Lehrer  und  Privatpersonen  gegen  die  Bestimmungen  dieses  Regulativs  und  der 
zu  demselben  gehörigen  Anweisungen  A.  und  B.  werden ,  sofern  nicht  die  in 
den  §§.  14  bis  17  des  Reichsimpfj^esetzes  angedrohten  Strafen  Anwendung  finden, 
mit  Geldstrafen  bis  zu  60  Mark,  im  Unvcrmögensfallc  mit  entsprechender  Haft, 
bestraft. 

Königsberg,  den  21.  März  1885. 

Der  Regierungspräsident. 


Erlass  herzogl.  anhaltinischer  Regiernng  Tom  12.  M&rz  1885,  betr.  Anwendung 

animaler,  aas  dem  Centralimpfinstitat  in  Bernbnrg  bezogener  Lymphe  znr 

AnsfUhrang  der  öffentlichen  Impfungen  und  Wiederimpfongen. 

Da  die  Impfversnche ,  welche  mit  der  zuletzt  im  Centralimpfinstitute  zu 
Bernburg  gewonnenen  und  an  verschiedene  Bezirksimpfärzte  in  Röhrchen  ver- 
sandten Lymphe  gemacht  worden  sind,  nach  sämmtlichen  Berichten  der  be- 
treffenden Impfarzte  gleich  günstige  Resultate  ergeben  haben ,  so  'eröffnen  wir 
Ihnen  hiermit,  dass  gemäss  höherer  Anordnung  in  der  nächsten  Impfperiode 
sowohl  für  die  öffentlichen  Erstimpfungen,  als  auch  für  die  W^iederimi)fungen 
nur  animale,  aus  dem  Centralimpfinstitute  zu  Bernburg  bezogene  Lymphe  ver- 
wendet werden  soll. 

Diese  Lymphe  ist  in  ihrer  Wirkung  bei  weitem  sicherer,  als  die  zu  Anfang 
der  vorigen  Impfperiode  vom  Centralimpfinstitute  zu  Bernburg  auf  Stäbchen 
oder  in  engen  Capillarröhrchen  versandte,  und  besonders  auch  bei  weitem  halt- 
barer, so  dass  dieselbe  erst  dann  versendet  zu  werden  braucht,  nachdem  die 
Besichtigung  des  geschlachteten  Thieres  die  Gesundheit  desselben  sicher  con- 
statirt  hat. 

Sollte  wider  alles  Erwarten  bei  sorgfllltig  nach  gegebener  Vorschrift  aus- 
geführter Impfung  der  Erfolg  ein  ungünstiger  sein,  so  steht  es  Ihnen  frei,  die 
wiederholte  Impfung  mit  huraanisirter  Lymphe  auszuführen. 

Um  die  betreffende  Lymphe  in  hinreichender  Quantität  und  rechtzeitig  zur 
Verwendung  beschaffen  zu  können,  fordern  wir  Sie  auf,  uns  binnen  acht  Tagen 
anzugeben : 

1.  wie  viele  Impfungen  und  Wiederimpfungen  Sie  in  Ihrem  Bezirke  durch- 
schnittlich vorzunehmen  haben,  und 

2.  zu  welcher  Zeit  Sie  dieselben  ausführen  wollen. 

Wir  erwarten,  dass  Sie  die  animale  Impfung  aufs  Sorgfältigste  durchführen 
werden. 

Dessau,  den  12.  März  1885. 

Ilerzogl.  Anhalt.  Regierung. 
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Terordnnng  des  Medicinalamtes  der  Stadt  Lttbeck  vom  5.  Jdü  1884 ,  betr. 
das  Halten  Ton  sogenannten  Pflege-  und  Kostkindern. 

Auf  Grund  des  §.  9,  4.  der  Medicinalordnung  vom  25.  September  1867  ver- 
ordnet das  Medicinalamt,  was  folgt: 

§.  1.  Wer  gegen  Entgelt  ein  noch  nicht  sechs  Jahre  altes  Kind  in  Kost 
und  Pflege  nehmen  will,  bedarf  hierzu  der  Erlaubniss  des  Medicinalamtes. 

§.  2.  Die  Erlaubniss  ist  vor  Aufnahme  des  Kindes  schriftlich  oder  münd- 
lich bei  dem  Medicinalamte  nachzusuchen,  und  zu  dem  Zwecke: 

1.  der  Name  des  in  Pflege  zu  nehmenden  Kindes,  sowie  Ort  und  Tag  seiner 
Geburt , 

2.  Name,  Stand  und  Wohnung  seiner  Eltern ;  bei  unehelichen  Kindern  Name, 
Stand  und  Wohnung  der  Mutter,  sowie  der  Vormünder, 

8.   Name,  Stand  und  Wohnung  der  Kostgeberin 
genau  anzugeben  und  erforderlichen  Falles  zu  bescheinigen. 

Auch  ist  von  verheiratheten  Frauen  die  Zustimmung  ihres  Ehemannes  zu 
dem  Antrage  beizubringen. 

§.  3.  Die  Erlaubniss  wird  nur  solchen  Personen  weiblichen  Geschlechts 
ertheilt,  welche  nach  ihren  persönlichen  Verhältnissen  und  nach  der  Beschafi*en- 
heit  ihrer  Wohnung  zur  Uebemahme  der  Pflege  ohne  Gefahrdung  des  Kindes 
geeignet  erscheinen. 

§.  4.  Ueber  die  ertheilte  Erlaubniss  wird  eine  Bescheinigung  ortheilt;  die- 
selbe ist  von  der  Kostgeberin  sorgfältig  aufzubewahren  und  während  des  Pflepfe- 
verhältnisses  den  Beamten  des  Polizeiamtes  auf  ErfordeiTi  vorzuzeigen. 

§.  5.  Die  ertheilte  Erlaubniss  erlischt  bei  etwaigem  Wohnungswechsel  der 
Kostgeberin.  Vor  solchem  W^echsel  ist  daher  die  Erlaubniss  zur  Fortsetzung 
des  Pflegeverhältnisses  nachzusuchen. 

§.  6.  Die  ertheilte  Erlaubniss  wird  zurückgenommen,  wenn  die  Kostgeberin 
die  ihr  obliegenden  Pflichten  gegen  das  Pflegekind  vernachlässigt,  oder  wenn 
eine  für  das  Pflegekind  nachtheilige  Veränderung  in  den  persönlichen  oder 
häuslichen  Verhältnissen  der  Kostgeberin  eintritt. 

Spätestens  innerhalb  dreier  Tage  nach  erfolgter  Zurücknahme  der  Erlaub- 
niss ist  das  Kind  aus  der  Pflege  zu  entlassen. 

§.  7.  Während  des  Pflegeverhältnisses  ist  den  Beauftragten  des  Polizei- 
amtes  der  Zutritt  zu  der  Wohnung  der  Kostgeberin  zu  gestatten,  auf  alle  das 
Pflegekind  betrefl^enden  Fragen  Auskunft  zu  ertheilen ,  auch  auf  Erfordern  das 
Kind  vorzuzeigen. 

§.  8.  Wird  das  Pflegeverhältniss  aufgegeben,  oder  stirbt  das  Pflegekind,  so 
hat  die  Kostgeberin  hiervon  binnen  24  Stunden  nach  dem  Aufhören  des  Pflege- 
Verhältnisses  beziehungsweise  nach  dem  Tode  des  Kindes  dem  Medicinalamte 
unter  Rückgabe  des  Erlaubnissscheines  Anzeige  zu  machen. 

Dabei  ist  in  ersterem  Falle  der  Name  und  Wohnort  derjenigen  Person,  an 
welche  das  Kind  zurück-  oder  weitergegeben  ist,  aufzugeben,  im  zweiten  Falle 
die  Todesursache  und  der  Name  des  zugezogenen  Arztes  zur  Anzeige  zu  bringen. 

§.  9.  Befinden  sich  noch  nicht  sechs  Jahre  alte  Kinder  bei  Erlass  dieser 
Verordnung  bereits  in  einem  Pflegeverhältnisse  im  Sinne  des  §.1,  so  ist  von 
dem  Pfleger  oder  der  Pflegerin  binnen  14  Tagen  nach  dem  Inkrafttreten  dieser 
Verordnung  eine  die  im  §.  3  geforderten  Angaben  enthaltende  schriftliche  oder 
mündliche  Anzeige  bei  dem  Medicinalamte  zu  erstatten,  und  gleichzeitig  die 
£rlaubniss  zur  Fortsetzung  des  Pflegeverhältnisses  zu  erwirken. 

§.  10.  Den  Bestimmungen  dieser  Verordnung  unterliegen  auch  diejenigen 
Personen,  welche  mit  Pflegekindern  in  das  lübeckische  Staatsgebiet  neu  an- 
ziehen. 

Die  zur  Fortsetzung  des  Pflege  Verhältnisses  erforderliche  Erlaubniss  ist 
innerhalb  drei  Tagen  nach  dem  Zuzüge  nachzusuchen. 
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§.  11.  Auf  diejenigen  Kinder,  für  welche  die  Fürsorge  der  öffentlichen 
Armenpflege,  oder  der  öffentlichen  Wohlthätigkeitsanstalten  eintritt  oder  bereits 
eingetreten  ist,  findet  diese  Verordnung  keine  Anwendung. 

§.  12.  Die  in  dieser  Verordnung  vorgeschriebenen  Anzeigen  haben  unbe- 
schadet der  sonstigen  gesetzlich  angeordneten  Anzeigen,  namentlich  unbeschadet 
der  Vorschriften  über  das  polizeiliche  Meldewesen,  zu  erfolgen. 

§.  13.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  vorstehenden  Bestimmungen  werden 
mit  Geldstrafe  bis  zu  150  Mark  bestraft,  an  deren  Stelle  im  Unvermögensfalle 
entsprechende  Haft  tritt. 

Lübeck,  den  6.  Juli  1884. 

Medicinalamt. 


Verordnung  des  Polizeiamtes  der  Stadt  Lttbeck  vom  11.  September  1SS4, 
betr.  die  Benutzung  von  Kohlensäure -Bierdruckapparaten. 

§.  1.  Bierdruckapparate,  bei  welchen  flüssige  Kohlensäure  als  Druckmittel 
dient,  dürfen  nur  nach  ertheilter  Erlaubniss  des  Polizeiamtes  in  Benutzung 
genommen  werden. 

§.  2.  Die  Behälter  zur  Aufnahme  der  flüssigen  und  gasformigen  Kohlen- 
säure („Flasche"  und  „Windkessel*^)  müssen  mit  der  Firma  des  Fabrikanten» 
einer  laufenden  Nummer  und  der  Atmosphärenzahl  bezeichnet  sein,  bis  zu 
welcher  die  Behälter  Widerstand  leisten. 

§.  3.  Der  Druck  im  Windkessel  muss  durch  ein  Manometer  controlirt 
werden  können,  und  muss  ein  Sicherheitsventil  an  dem  Kessel  so  eingestellt 
sein,  dass  die  gasförmige  Kohlensäure  durch  dasselbe  abbläst,  sobald  dex  Drnck 
den  bezeichneten  Maximaldruck  übersteigt. 

§.  4.  Vor  Ingebrauchnahme  der  Behälter  (§.  2)  sind  dieselben  auf  ihre 
Widerstandskraft  zu  prüfen,  indem  sie  mindestens  dem  doppelten  Maximal- 
drucke ausgesetzt  werden. 

Die  Prüfung  hat  sich  auch  auf  die  Zuverlässigkeit  von  Manometer  und 
Sicherheitsventil  zu  erstrecken. 

§.  6.  Dem  Antrage  auf  Ertheilung  der  Erlaubniss  (§.  1)  ist  die  Beschei- 
nigung eines  geeigneten  Sachverständigen  über  die  Prüfung  der  Behälter  (§.  4) 
beizufügen. 

Wenn  nachgewiesen  wird,  dass  die  Behälter  am  Herstellnngsorte  geprüft 
und  genügend  widerstandsfähig  befunden  sind,  kann  von  Vornahme  einer 
hiesigen  Prüfung  abgesehen  werden. 

§.  6.  Die  Prüfung  (§.  4)  muss  alle  zwei  Jahre  wiederholt  werden.  Sie 
erfolgt  auf  Kosten  des  Inhabers  des  Apparates. 

Die  Bescheinigung  des  die  Prüfung  vornehmenden  Sachverständigen  ist  dem 
Polizeiamte  unaufgefordert  vorzulegen. 

§.  7.  Die  Behälter  (§.  2)  dürfen  nur  im  Keller  oder  an  sonstigen  Orten, 
an  denen  eine  möglichst  gleichmässige  und  nicht  zu  hohe  Temperatur  herrscht, 
aufgestellt  werden. 

Uebertretungen  dieser  Verordnung  werden  mit  Geldstrafe  bis  zu  150  Mark 
oder  mit  Haft  bis  zu  14  Tagen  bestraft  werden. 

Lübeck,  den  11.  September  1884. 

Polizeiamt. 
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Erlus  kSnigl.  säehsischen  Ministeriums  des  Innern  Tom  9.  Jnni  ISSS,  betr. 
Gnindzflge  fOr  die  medicinalpolizeiliche  Benrtheilung  gewerblicher  Anlagen 

von  Schlächtereien  nnd  Ziegeleien« 

Die  Anforderungen,  die  vom  Standpunkte  der  Medicinalpolizei  aus  an  die, 
nach  §.16  der  Gewerbeordnung  fär  das  Deutsche  Reich  einer  besonderen  An- 
lagegenehmigung bedürftigen  Schlächtereien  und  Ziegeleien  zu  stellen 
sind ,  haben  bisher  vielfach  eine  so  verschiedene  ßeurtheilung  gefunden  und  es 
hat  dies  zu  so  wesentlichen  Verschiedenheiten  in  der  Behandlung  der  einzelnen 
Fälle  geführt,  dass  es  sich  als  ein  Bedürfniss  erwiesen  hat,  gewisse  Normen 
aufzustellen,  welche  für  die  medicinalpolizeiliche  Beurtheilung  der  vorgedacbten 
beiden  Arten  von  gewerblichen  Anlagen  zum  Anhalt  genommen  werden  können. 

Zu  dem  Ende  werden  hiermit,  beziehentlich  auf  Grund  von  Vorschlägen, 
die  von  dem  Vereine  der  sächsischen  Bezirksärzte  ausgegangen  sind,  folgende 
allgemeine  Grundsätze  zur  Richtschnur  empfohlen,  ohne  dass  jedoch  dadurch 
für  den  einzelnen  Fall  das  von  den  jeweilig  obwaltenden  besonderen  Ver- 
hältnissen und  Umständen  abhängige  specielle  Ermessen  beschränkt  werden  soll. 

1.    Schlächtereien. 

Für  Schlächtereien  aller  Art,  in  welchen  das  Schlachten  von  Rindern  und 
Kälbern,  Schafen,  Ziegen  und  Schweinen,  sowie  von  Pferden  gewerbsmässig  be- 
trieben werden  soll,  ist  Folgendes  erforderlich: 

1.  Das  für  den  Umfang  der  fraglichen  Anlage  erforderliche  Wasser  muss 
nachweislich  in  genügender  Menge  zur  Verfügung  stehen. 

2.  Schlächtereien  der  gedachten  Art  sollen  nicht  innerhalb  durch  Gebäude 
abgeschlpssener  Hofräume,  sondern  müssen  möglichst  in  freier,  einen  freien 
Luftdurchzug  ermöglichender  Lage  errichtet  werden. 

3.  Die  Schlachthäuser  sollen  wo  möglich  nur  zu  Schlachtzwecken  benutzt 
"werden. 

Der  An-,  Ein-  und  Ueberbau  von  Wohnungen  ist  thunlichst  zu  vermeiden. 

4.  Bei  grösseren  Anlagen  sollen  die  eigentlichen  Schlachträume,  zu  Ver- 
meidung stärkerer  Geruchsentwickelung  durch  die  Wärme,  weder  Kessel  noch 
Fenerränme  enthalten. 

Nur  bei  kleineren  Schlachthansanlagen  soll  dies  für  statthaft  zu  erachten  sein. 

5.  Der  räumliche  Umfang  des  eigentlichen  Schlachtraumes  soll  nach  dem 
Bedarfe,  darf  jedoch  zu  besserer  Erhaltung  reiner  Luft  nicht  zu  knapp  bemessen 
sein.    Die  Höhe  desselben  soll  mindestens  8  bis  ^y^  Meter  betragen. 

Die  Wände  müssen  in  der  Höhe  von  mindestens  zwei  Metern  mit  drei- 
fachem Oelanstrich  versehen  werden. 

6.  Der  Fussboden  des  Schlachtraumes  muss  undurchlässig  sein,  und  zu  dem 
£nde  aus  in  Cement  vermauerten  Steinplatten  oder  hartgebrannten  Klinker- 
ziegeln oder  ans  Asphalt  hergestellt  werden. 

Er  ist  in  ganz  ebener  Fläche  dergestalt  abschüssig  anzulegen,  dass  die 
flüssigen  Abgänge  durch  einen  gehörig  weiten,  wasserdicht  in  Cement  ge- 
mauerten Canal  in  das  Klärbassin  (7)  gelangen  können. 

7.  Zu  Aufnahme  und  Klärung  der  flüssigen  Abgänge  aus  dem  Schiacht- 
raume muss  ein  Klärbassin  hergestellt  werden,  welches  mit  dem  Schiachtraume 
durch  den  in  Nr.  6  gedachten  Canal  in  Verbindung  gesetzt  ist.  Das  Klär- 
bassin  muss  in  gehöriger,  dem  Umfange  der  Schlächtereianlage  entsprechender 
Grösse  hergestellt  werden.  Es  muss  wasserdicht  in  Cement  gemauert,  und  mit 
einer  gehörigen  Desinfectionseinrichtung  versehen  sein. 

8.  Das  Ablaufenlassen  der  im  Klärbassin  sich  ansammelnden  flüssigen 
Abgänge  aus  dem  Schiachtraume  in  Schleusen,  fliessende  oder  stehende  Ge- 
wässer darf  nur  nach  vorheriger  gehöriger  Desinfection  der  ersteren  erfolgen. 
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Das  Klärbassin  muss  von  Zeit  zu  Zeit  gereinigt  und  muss  der  ausgehobenc 
Inhalt  desselben  auf  ein  von  Wohnhäusern  möglichst  weit  abgelegenes  Feld- 
grundstüük  abgefahren  werden.  Das  Eine  wie  das  Andere  geschieht  am  besten 
während  der  Nachtzeit. 

9.  Die  nicht  flüssigen  Abfalle  im  Schlach träume  sind  in  einer,  wasserdicht 
in  Coment  gemauerten,  verdeckten  Grube  unterzubrinpren ,  können  aber  auch, 
soweit  sie  in  Excrementen  bestehen,  auf  den  gewöhnlichen  Dängerstätten  ab- 
gelagert werden. 

Es  ist  für  möglichst  häuüge,  am  besten  während  der  Nachtzeit  vorzn- 
nchmende  Abfuhr  des  Grubeninhalts,  wie  der  Düngerstättemassen,  Sorge  zu 
tragen. 

(Auf  solche  Gebäuderäume,  in  welchen  nur  zeitweilig  für  den  häuslichen 
oder  sonstigen  Wirthschaftsbedarf,  wie  in  Gasthäusern  und  Restaurationen, 
Thiere  geschlachtet  werden,  leiden  die  vorstehenden  Bestimmungen  keine  An- 
wendung.) 

n.    Ziegeleien. 

a)  Feldziegeleien,  die  nicht  bloss  zu  Herstellung  von  Ziegeln  für  den 
eigenen  Bedarf  bestimmt  sind,  dürfen  nur  in  ausreichend  grosser  Entfernung 
von  bewohnten  Gebäuden  und  Waldungen  angelegt  werden. 

Es  ist  darauf  zu  bestehen,  dass  dem  Besitzer  der  Betrieb  der  Ziegelei  auf 
die  Dauer  der  Blüthezeit  des  Getreides  innerhalb  der  näheren  Umgebung  der 
Ziegelei  untersagt  werde. 

b)  Bei  Ringziegelöfen  ist  darauf  zu  sehen,  dass  die  Oesse  eine  den 
Verhältnissen  entsprechende  Höhe  erhält. 

Dresden,  am  9.  Juni  1885. 

Ministerium  des  Innern. 


Yerordnnng  köuigL  preuss«  Regierung  zu  Wiesbaden  Tom  18.  Februar  1885, 
betr.  Anlegung  Ton  Abtritten,  Abtritts-,  Dttnger-  u«  s.  w«  Gruben  und  die 

Aaf  bewalirung  von  Abfallstoffen« 

Auf  Grund  der  §§.5,  6  und  11  der  Allerhöchsten  Verordnung  über  die 
Polizeiverwaltung  in  den  neu  erworbenen  Landestheilen  vom  20.  September 
1867  (Ges.-Samml.  de  1867,  pag.  1529)  werden  nachfolgende  polizeiliche  Anord- 
nungen für  den  Umfang  unseres  Verwaltungsbezirkes,  mit  Ausnahme  der  Städte 
Wiesbaden  und  Frankfurt  a.  M.  und  deren  Gemarkungen,  erlassen: 

§.  1.  Zur  Anlage  neuer  Abtritte,  Abtritts-,  Urin-,  Jauch-  und  Schmutz- 
wassergrubcn ,  sowie  zum  Umbau,  zur  Abänderung  und  Verlegung  derartiger 
Anlagen  ist  die  baupolizeiliche  Erlaubniss  des  königl.  Amtes,  im  Kreise  Bieden- 
kopf des  königl.  Landraths,  durch  Vcrmittelung  der  Ortspolizeibehörde  einzu- 
holen. Dem  bezüglichen  Gesuche  sind  von  der  Ortspolizeibehörde  auf  ihre 
Richtigkeit  zu  prüfende  Situationspläne,  sowie  auf  Erfordern  Grundriss-  und 
Profilzeichnungen  des  beabsichtigten  Baues,  in  zwei  Exemplaren  beizufügen. 

§.  2.  Die  Hauseigenthümer  sind  verpflichtet,  nach  ertheilter  baupolizei- 
licher Erlaubniss  sowohl  vor  Beginn  des  Baues,  als  auch  nach  dessen  Beendi- 
gung, bevor  derselbe  in  Gebrauch  genommen  wird,  der  Ortspolizeibehörde  An- 
zeige zu  machen,  damit  die  vorschriftsmässige  Ausführung  rechtzeitig  geprüft 
werden  kann. 

§.  3.  Die  in  §.  1  genannten  Gruben  müssen  von  Wohngebäuden  mindestens 
15  cm,  von  der  Nachbargrenze  aber  und  von  Brunnen  oder  Quellen  möglichst 
weit  entfernt  bleiben.  Dieselben  sind  in  Sohle  oder  Wand  wasserdicht  aufzu- 
mauern. Zum  Zwecke  ihrer  Entleerung  ist  ein  hinreichender  Zugaugsweg 
ausserhalb  der  Wohnungen  freizuhalten. 
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§.  4.  Der  Inhalt  der  genannten  Gruben  darf  nicht  überfliessen  und  weder 
in  Strassencanäle ,  noch  in  natürliche  oder  künstliche  Wasserläufe,  Teiche, 
Seen  u.  s.  w.  geleitet  werden.  Auch  darf  Regen wasser  in  jene  Gruben  nicht 
abfliessen. 

§.  5.  In  oder  bei  jedem  zum  Wohnen  bestimmten  Gebäude  muss  minde- 
stens ein  Abtritt  vorhanden  sein. 

§.  6.  Die  Abtrittsstoflfe  müssen  in  dicht  gedeckten  Gruben  gesammelt  wer- 
den.   (Abschnitt  I.) 

Wo  die  örtlichen  oder  Vermögensverhältnisse  des  Hauseigenthümers  die 
Anlegung  von  Abtrittsgruben  nicht  gestatten,  dürfen  mit  besonderer  Genehmigung 
des  königl.  Amtes,  resp.  im  Kreise  Biedenkopf  des  königl.  Landraths,  bewegliche 
oder  transportable  Behälter  zur  Aufnahme  der  Abtrittsstoffe  angebracht  werden. 

Diese  Behälter  müssen  wasserdicht  mit  gutem  Verschlusse  der  Einleitungs- 
öfiiiungen  hergestellt  und,  wenn  sie  aus  Holz  construirt  sind,  im  Innern  und 
AeuBsern  mit  einem  Anstrich  von  Theer  oder  Harz  versehen  und  in  be- 
sonderen, von  Wohnräumen  abgeschlossenen,  mit  wasserdichtem  Boden  und 
besonderem  Eingange  vom  Hofe  aus  versehenen  Räumen  aufgestellt  werden. 

§.  7.  Wo  eine  besondere  üriuiranstalt  eingerichtet  wird,  muss  der  Urin 
entweder  in  Gruben  (Abschnitt  I.)  oder  in  wasserdichten  und  mit  gutem  Ver- 
schlusse der  Einleitungsöffnungen  versehenen  Behältern  gesammelt  werden. 

§.  8.  Stalldünger,  sowie  alle  Abfallstoffe,  Kehricht  u.  s.  w.,  welche  belästi- 
gend wirken  können,  dürfen  nur  in  gepflasternen  Gruben  oder  Mulden  auf- 
bewahrt werden,  welche  das  Abfliessen  von  Jauche  und  das  Einfliessen  von 
Regenwasser  verhindern. 

§.  9.  Das  der  fauligen  Zersetzung  ausgesetzte  Haus-  und  Gewerbswasser, 
wie  das  Spüllichtwasser  aus  den  Küchen  muss,  wenn  zu  dessen  Aufnahme  ein 
geeigneter  Canal  nicht  vorhanden  ist,  in  Gruben  (Abschnitt  I.)  gesammelt  wer- 
den. Die  Anlage  von  Senk-  oder  Sickergruben  zur  Aufuahme  solchen  Wassers 
ist  untersagt. 

§.  10.  Obwohl  sich  diese  Verordnung  zunächst  nur  auf  künftige  An- 
lagen (§.  1)  bezieht,  so  hat  doch  die  Ortspolizeibehörde  überall  da,  wo  sich  aus 
der  bisher  bestandenen  Art  der  Aufbewahrung  menschlicher  und  thierischer 
Auswurfstoffe  und  Abfälle  sanitäre  Missstände  ergeben,  auf  deren  Beseitigung 
im  Sinne  dieser  Verordnung  zu  dringen. 

§.  11.  Dispensationen  von  einzelnen  der  in  den  vorstehenden  Paragraphen 
enthaltenen  Vorschriften  können  jedoch  nur  schriftlich,  von  dem  betreffenden 
königl.  Amte,  resp.  im  Kreise  Biedenkopf  vom  königl.  Landrathe  ertheilt  werden, 
wenn  ohne  Gefahrdung  des  öffentlichen  Wohles  besondere  Verhältnisse,  nament- 
lich der  mangelnde  Raum  und  die  ungünstige  Vermögenslage  des  Eigenthümers 
dies  zulässig  erscheinen  lassen,  oder  wenn  der  beabsichtigte  Zweck  nach  tech- 
nischen Gutachten  auf  andere  Weise  erreicht  werden  kann. 

§.  12.  Alle  dieser  Polizeiverordnung  entgegenstehenden  Polizei  Verordnungen 
und  polizeilichen  Anordnungen  treten  ausser  Kraft. 

§.  13.  In  Gemeinden,  in  welchen  sich  ein  Bedürfniss  dazu  ergiebt,  können 
mit  unserer  Genehmigung  Localpolizeiverordnungen  mit  weiter  gehenden  Be- 
stimmungen zur  Regelung  dieser  Materie  erlassen  werden,  und  treten  diese  in 
solchem  Falle  an  die  Stelle  der  vorstehenden  Anordnungen. 

§.  14.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  vorstehende  Polizei  Verordnung  werden, 
sofern  die  allgemeinen  Strafgesetze  nicht  höhere  Strafen  bestimmen,  mit  Geld- 
busse  bis  zu  30  Mark,  im  Unvermögensfalle  mit  verhältnissmässiger  Haft  bestraft. 

Ausserdem  hat  der  Contravenient  die  vorschriftswidrige  Anlage  wieder  zu 
beseitigen,  event.  zu  gewärtigen,  dass  dies  auf  seine  Kosten  zwangsweise  geschehe. 

Wiesbaden,  den  18.  Februar  1885. 

Königl.  Regierung,  Abtheilung  des  Innern. 
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Badceinrlchtuug  in  den  Volksschulen  in  Göttinnen«  In  dem  neuen  Volks- 
Bchulgebäude  in  Göttingen  ist  eine  Einrichtung  getroffen  worden,  die  der 
weitesten  Naobahmung  wcrth  ist,  nämlich  die  Herstellung  von  Badeeinriebtungen 
für  die  Schüler,  da  man  dort  bei  dem  Neubau  einiger  allen  hygienischen  An- 
forderungen entsprechenden  Schulen  sich  sagte,  dass  alle  Bemühungen,  den 
Räumen  durch  gute  Heizung  und  Ventilation  stets  reine  Luft  zu  geben,  nicht 
viel  nützen  können,  wenn  in  diese  gesunden  Räume  schmutzige  Kinder  mit 
allen  möglichen  Infectionskeimen  am  Körper  und  in  den  Kleidern  hineinkommen. 
Die  Badeeinrichtungen,  warme  Douchebäder,  wie  sie  nach  dem  Vorbilde  der  ver- 
schiedenen Casernen  vielfach  zur  Anwendung  kommen,  bei  welchen  die  Kinder 
in  grösserer  Anzahl  zur  gleichzeitigen  Reinigung  gelangen  können,  wurden 
hier  zum  ersten  Male  in  einer  Schule  versucht. 

In  dem  Kcllergeschoss  einer  neuen  Volksschule  wurde  durch  den  Erbauer 
dieser  Schule,  Herrn  Stadtbaumeister  Gerber,  ein  Raum  von  6*12  m  auf  2'51  m 
Grundfläche  zu  einem  Badezimmer,  ein  daran  stossender  Raum  gleicher  Grösse 
zum  Aus-  und  Ankleidezimmer  eingerichtet.  Die  Wände  der  Zimmer  sind  in 
Cement  verputzt,  die  Fussböden  sind  Asphalt,  welche  nach  Bedürfniss  mit 
Rosten  von  Latten  und  Cocosmatten  belegt  werden.  Die  Badeeinrichtung  selbst 
besteht  aus  drei  Douchen  mit  darunter  angebrachten  flachen  Zinkwannen 
von  Im  Durchmesser.  Die  Douchen  worden  gespeist  aus  einem  schmiedeeisernen 
Warm  Wasserreservoir,  welches  in  dem  unmittelbar  darüber  befindlichen  Zimmer 
des  Erdgeschosses  aufgestellt  ist.  Dasselbe  hat  einen  Inhalt  von  1*28  cbm  und 
steht  durch  Circulationsröhren  mit  dem  im  Badezimmer  stehenden  Wasserheiz- 
körper, der  gleichzeitig  das  Badezimmer  heizt,  in  Verbindung,  während  das 
Anklcidczimmer  durch  einen  kleinen  Regulirofen  erwärmt  wird. 

Die  Kosten  für  diese  Einrichtung  haben  mit  Ausschluss  der  baulichen  Um- 
änderungen der  Räume  (wie  Asphaltboden ,  Entwässerung  etc.)  780  Mark  be- 
tragen, der  Wasserverbrauch  für  700  Kinder  ist  circa  20  cbm. 

Anfangs  fand  diese  Einnchtung,  wie  jede  so  ungewohnte  Neoerung,  bei 
den  Aeltern  und  Kindern  wenig  Anklang,  doch  schon  nach  zwei  Monaten 
kamen  grossentheils  wohl  Dank  dem  fördernden  Einflüsse  der  Lehrer  und 
Lehrerinnen  500,  das  ist  circa  75  Proc.  aller  die  Anstalt  besuchenden  Kinder, 
regelmässig  zum  Baden  und  sehr  bald  alle.  Es  wird  eine  Woche  um  die  andere 
an  den  vier  vollen  Schultagen,  während  der  Unterrichtszeit,  gebadet,  und  zwar 
in  der  Weise,  dass  in  der  Classe,  die  an  der  Reihe  ist,  der  Lehrer  6  bis  9 
Schüler  aus  dem  Unterricht  entlässt,  von  denen  3,  sobald  sie  im  Vorzimmer 
sich  entkleidet  haben,  unter  die  8  Douchen  treten;  nachdem  sie  abgewaschen 
sind,  folgen  die  3  nächsten  u.  s.  w. ,  die  Fertigen  gehen  wieder  in  die  Classe, 
wo  3  weitere  zum  Baden  entlassen  werden  und  so  fort,  so  dass  in  einer 
Stunde  die  ganze  Classe  gedoucht  hat.  Die  Störung  des  Unterrichtes  hat  sich 
nicht  in  dem  Maasse,  wie  man  Anfangs  befürchtete,  geltend  gemacht,  besonders, 
wenn  man  das  Baden  auf  die  geeigneten  Stunden,  Schreiben,  Lesen  u.  dergL 
legte. 

Es  wird  Sommer  und  Winter  gebadet.  Die  Temperatur  des  Douchwassers 
ist  27^  bis  30^  R.,  die  Regulirung  der  Krahne  wie  die  ganze  Aufsicht  der  st^ts 
gleichzeitig  nur  wenigen  Schüler,  wie  selbst  das  Abseifen,  wo  es  nöthig  ist,  be- 
sorgt  der   Schuldicncr,   bei   Mädchen    dessen   Frau.     Handtücher  bringen   die 


Kleinere  Mittheilungen.  169 

Kinder  mit.  Dadurch,  dass  die  Kinder  direct  nach  dem  Baden  wieder  in  ihre 
gewärmte  Classe  gehen,  wird  etwaigen  Erkältungen  vorgebeugt. 

lieber  den  gesundheitlichen  Einfluss  dieser  regelmässigen  vierzehntägigen 
Bäder  ist  auch  der  erziehliche  ein  sehr  bedeutender,  die  Kinder  gewöhnen  sich 
an  Reinlichkeit  und  lernen  sie  lieben  und  die  Aeltern  mit  ihnen,  sie  scheuet^ 
sich,  die  Kinder  in  zu  schmutzigen  Hemden  und  Kleidern  in  die  Schule  zu 
schicken,  da  die  Kinder  aus  Scham  vor  ihren  Mitschülern  darauf  dringen." 

Der  Director  jener  Volksschule,  Herr  Personn,  schliesst  seinen  Bericht 
mit  den  Worten :  „Die  Frische  und  Lernfreudigkeit  nach  dem  Baden,  die  Pflege 
des  Sinnes  für  Reinlichkeit,  die  Förderung  der  Gesundheit  unserer  Jugend 
sind  80  wesentliche  und  wichtige  Erfolge  der  Einrichtung,  dass  ich  nicht 
unterlassen  kann,  den  städtischen  CoUegien  den  Wunsch  auszusprechen,  auch 
in  den  anderen  Volksschulen  ähnliche  Badeanstalten  errichten  zu  wollen." 

Dies  verständnissvolle  Zusammenarbeiten  des  Schulmannes  und  des  Hy- 
gienikers  muss  uns  mit  lebhafter  Freude  und  mit  der  Hoffnung  erfüllen,  dass 
das  schöne  Göttinger  Vorbild  recht  vielfache  Nachahmung  und  Erweiterung 
erfahre.  A.  S. 


Sätze  zur  Frage  der  Arbeiter-  nnd  ArmenwohBDngeii  in  Franlifart  a«  M. 

Als  Resultat  einer  fast  vierzigjährigen  Thätigkeit  als  Armenarzt  in  verschiedenen 
Theilen  der  Stadt  Frankfurt  glaube  ich  folgende  Sätze  aufstellen  zu  können. 

1.  In  Folge  der  beiden  Preissteigerungen  nach  dem  Krimkriege  und  nach 
dem  deutsch  -  französischen  Kriege  (^856,  1872)  sind  die  Arbeiter-  und 
Armenwohnungen,  bei  gleichzeitiger  Verschlechterung  der  Qualität,  im 
Durchschnitt  um  das  2y2 fache  im  Preise  gestiegen,  so  dass  ihr  jetziger 
Miethpreis  zu  dem  früheren  wie  5  :  2  sich  verhält. 

2.  Während  der  Lohn  angestrengter  und  im  Freien  verrichteter  Männer- 
arbeit (Maurer,  Zimmerleute,  Steinmetzer,  Gärtnei;  etc.)  seitdem  ums 
Doppelte  gestiegen  ist,  sind  dagegen  durch  die  Schuh-  und  Kleider- 
magazine die  Löhne  der  Schuhmacher  und  Schneider  herabgegangen. 
Der  Lohn  der  Wasch-  und  Putzweiber  ist  etwa  dem  früheren  gleich- 
geblieben, dagegen  wird  in  Folge  der  Wäschefabriken,  der  Nähmaschinen 
und  des  vermehrten  Angebots  die  Näharbeit  schlechter  als  früher  bezahlt, 
und  ebenso  sind  die  Gehalte  der  Ladenmädchen  eher  vermindert. 

8.  Aus  dem  Gesagten  erhellt,  dass  die  Wohnungsmiethe  einen  grösseren 
Theil  der  Gesammteinnahme  der  Arbeiter  in  Anspruch  nimmt,  als  früher. 

4.  Die  Wohnungen  sind  gegen  früher  verschlechtert.  Während  vor  30  Jahren 
die  Dachräume  den  unten  liegenden  Wohnungen  angehörten,  sind  die- 
selben jetzt  zu  selbstständigen  Wohnungen  eingerichtet.  Solche  Dach- 
wohnungen haben  nicht  nur  Mangel  an  reiner  Luft  durch  die  niedrig 
stehenden,  kleinen  Fenster  und  bieten  keinen  Schutz  gegen  rauhe  Witterung, 
sondern  sie  sind  auch  vielfach  feuergefahrlich  durch  unbefugtes  Setzen 
von  Oefen  in  Räume  (Kammern  oder  Gänge),  welche  von  allen  Seiten 
von  Holz  begrenzt  sind. 

5.  Weitere  Uebelstände  sind  die  schlechten,  nicht  erleuchteten  Eingänge 
nnd  Treppen.  In  den  Eingängen  zu  den  Häusern  liegen  häufig  Fall- 
thüren,  welche  zu  Kellern  führen,  ferner  kommt  nicht  selten  mangelhafte 
Unterhaltung  des  Daches  vor  mit  allen  Nachtheilen,  welche  Moder-  und 
Pilzbildung  für  die  Gesundheit  im  Gefolge  haben. 

6.  Trotz  aller  dieser  Nachtheile  sind  die  kleinen  Wohnungen  so  gesucht, 
dass  sie  auch  im  übelsten  Zustande  Miether  finden  und  dass  notorisch 
die  Pächter  solcher  Häuser  die  reichsten  Erträgnisse  ziehen. 

7.  Die  wenigen  Lichtseiten,  welche  das  düstere  Bild  gegen  den  früheren 
Zustand  bietet,  wollen  wir  nicht  verschweigen.  Die  Canalisation  hat 
wenigstens    in   vielen   Häusern    der    oberen   Stadt   den   schädlichen  und 
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lästigen  Abtrittsgeruch  beseitigt  und  die  Wasserversorgung  hat  eine 
grössere  Reinlichkeit  möglich  gemacht.  Die  Aufhebung  der  unteren 
Stufen  der  Klassensteuer  hat  den  bis  dahin  häufigen  Uebelstand  beseitigt, 
dass  wegen  unbedeutender  Steuerrückstände,  diQ  durch  die  aufgelaufenen 
Kosten  rasch  unerschwinglich  wurden,  eine  Pfändung  von  Hausrath  ein- 
trat. Erfahruugsgemäss  wirkt  der  Verlust  von  Mobiliar,  welches  zur 
Aufbewahrung  von  Wäsche  und  dergleichen  dient,  rasch  demoralisirend 
in  Bezug  auf  Ordnung  und  Reinlichkeit. 

8.  Die  Abhülfe  gegen  diese  durch  den  Zuzug  jährlich  sich  verschlimmernden 
Zustände  kann  für  jetzt  nur  eine  palliative  sein.  Sie  besteht  in  der 
fortgesetzten  Errichtung  zweckmässiger,  gesunder  und  nicht  zu  theurer 
Arbeiter  Wohnungen,  wobei  aber  der  Natur  der  Sache  nach  die 
inneren,  am  stärksten  bevölkerten  Stadttheile  wegen  der  Theuerung  des 
Bodens  ausgeschlossen  bleiben  müssen. 

9.  Die  zweite  Abhülfe  ist  die  strengste  Handhabung  der  bestehenden 
Polizeivorschriften  durch  häufige  Revisionen  in  Hinsicht  der 
Feuersgefahr  und  Gefährdung  der  Gesundheit,  insbesondere  nach  dem 
Vorgange  mehrerer  grossen  deutschen  Städte  die  obligatarische  Einführung 
der  Beleuchtung  von  Gängen  und  Treppen,  wodurch  zahlreiche  Un- 
glücksfalle vermieden  würden. 

10.  Eine  radicale  Abhülfe  kann  nur  der  Staat  schaffen  durch  Erlass  eines 
Gesetzes,  welches  der  Polizeibehörde  das  Recht  zur  Ueberwachung  und 
eventuellen  Schliessung  der  Wohnungen  giebt,  nach  Analogie  des  so  wohl- 
thätigen  französischen  Gesetzes,  über  dessen  Wirksamkeit  Dr.  Spiess  sen. 
in  dieser  Vierteljahrsschrift  (II.  377.)  berichtet  hat, 

Dr.  med.  W.  Stricker. 
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formation  including  articles  on  thc  human  body,  digestion  and  nutrition, 
the  causes  of  disease,  the  effects  of  intempcrance ,  food  and  diet,  cleanness 
and  clothing,  exercise,  recreation  and  training,  the  bome  and  its  ar- 
roundings,  the  prevention  of  infectious  disease  etc.  Edited  with  notes  etc. 
by  J.  G.  Richardson.    Philadelphia,  Blakiston,  1885.    8.    314  p. 

Witowsky,  A. ,  Systematisch  -  chronologische  Sammlung  der  österreichischen 
Sanitätsgesetze  und  Verordnungen,  mit  besondere]*  Rücksicht  auf  das 
Königreich  Böhmen.  Zum  Gebrauche  für  Aerzte,  Thierärzte,  Apotheker  etc. 
1.  bis  4.  Heft.    Prag,  Dominicus,  1885.    8. 

2.     Statistik  und  Jahresberichte. 

Arata,  Pedro  N.,  Dr.,  Relacion  de  los  trabajos  practicados  por  la  oficina 
quimica  municipal  de  la  ciudad  de  Buenos  Airrs  durante  el  1er  ano  de  sa 
existencia,  1884.    Buenos  Aires,  impr.  Biedma,  1885.    gr.  8.    84  p. 

Billings,  J.  S.,  Report  on  the  mortality  and  vital  statistics  of  the  United  States 
as  returned  at  the  tenth  census  (June  1,  1880).  Part  I.  Washington, 
Governm.  print.  off.,  1885.    4.    LXIII  —  767  p. 

Blasius,  R.,  Dr.,  Der  Gesundheitszustand  der  Städte  des  Herzogthnms  Braun- 
schweig in  den  Jahren  1883— -84.  Braunschweig,  Meyer,  1885.  gr.  8.  57  S. 
mit  2  Tafeln. 

Boeckhy  Richard,  Die  Bevölkerungs-  und  Wohnungsaufhahme  vom  l.December 
1880  in  der  Stadt  Berlin.  Im  Auftrage  der  städtischen  Deputation  für  Stati- 
stik bearbeitet.  Zweites  Heft.  Tabellen  der  zweiten  und  dritten  Abtheilung. 
Berlin,  Simion,  1885.    Fol.     110  und  84  S.    6  M. 

Boeckh,  Richard,  Statistisches  Jahrbuch  der  Stadt  Berlin.  Elfter  Jahrgang, 
Statistik  des  Jahres  1883.    Berlin,  Stankiewicz,  1885.    8.    XIII  — 333  S. 

Coumailleau,  Louis,  Dr.,  ifitude  sur  le  mouvemcnt  de  la  population  en  France. 
Paris,  Ollier -Henry,  1885.    4.    42  p. 

Flinzer,  Max.,  Dr.,  Medicinalrath ,  Mittheilungen  des  statistischen  Amt«s  der 
Stadt  Chemnitz.    VI.  und  VII.  Heft.    Chemnitz,  Focke,  1885.    4.    138  S. 

Hygiemsohe  Skizzen  aus  Freiburg  im  Breisgau.  Im  Auftrage  der  stadtischen 
Behörden  als  Festschrift  der  XII.  Versammlung  des  Deutschen  Vereins  für 
öffentliche  Gesundheitspflege  gewidmet.  Freiburg,  Druck  von  Thiergarten, 
1885.    8.    64  S.  mit  einem  Plane. 

Jablonski^  Jean,  Dr.,  Recueil  des  travaux  du  conseil  central  d'hygiene  et  de 
salubrite  du  departement  de  la  Vienne  et  Rapport  general  sur  la  Con- 
stitution mcdicale  et  sur  les  epidemies  de  Parrondissement  de  Poitiers 
pcndant  l'annee  1884.    Poitiers,  imp.  Marcireau,  1885.    8.    300  p. 

Jajise,  Johannes  Pieter,  Over  de  constructie  en  afronding  van  sterftetafels 
Amsterdam,  Stemler,  1885.    8.    166  p.    2  p. 

Janssens,  E.,  D.,  Annuaire  demographique  et  tableaux  statistiques  des  canses 
de  deces:  Bruxelles,  Baerlsoen,  1885.    8.    36  p.     1  eh.    2  diag. 

Kammerer,  Emil,  Dr.,  Dr.  Gregor  Sohmld  und  Dr.  Adolf  Iiöffler,  Jahres- 
bericht des  Wiener  Stadt-Physicates  über  seine  Amtsthätigkeit,  sowie  über 
die  Gesundheitsverhältnisse  Wiens  und  der  städtischen  Humanitätsanstalten 
in  den  Jahren  1883  und  1884.  XIII.  und  XIV.  Jahrgang.  Wien,  Brau- 
müller,  1885.    gr.  8.    XIX  —  867  S.    5  fl. 
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Iief)9bvre|  E.,  Prof.,  Rapport  gencral  sur  les  travaux  da  conscil  central  d'hy- 

giene  et  de  salubrite  du  departement  de  Seine- et -Oise  en  1884.    Versailles, 

imp.  Cerf  &  fils,  1885.    8.     112  p. 
IiCijaxiiiey  T.   C.   M.,   CoDtribution   ä   la    geograpbie    medicale;    Tlle  de  Groix 

(Morbihan)  1883  —  1885.    Paris,  imp.  Davy,  1885.    8.    79  p. 
Madseiiy  E.,  Det  kongclige  Sundhedskollegium  Forbandlingen  1883.  Kjobenbavn, 

Reitzel,  1885.    8.    8  Kr.  50  Ore. 
Mediomalberioht  des  Cantons  Zürich,  1883,  Amtlicber  — .    Zürich,   1885. 

8.    202  S. 
Moreno  de  la  Tegera,  Yicente,   Campana  sanitaria  en  el  ano  1884.    Madrid, 

Montegrifo,  1885.    8.    86  p. 
Oeffentliohes  Gesundheitswesen  in  den  Cantonen  der  Schweiz  1883.    Aus- 
züge  aus   den   Rechenschaftsberichten   der   Cantonsregierungen    über   1883. 

Veröffentlicht    vom    Departement    des    Innern    der    Schweizerischen    Eid- 
genossenschaft.   Bern,  1885.    8.     215  S. 
Pollety  Rapport  sur  les  maladies  contagieuses  et  epizootiques  parues  dans  le 

departement  du  Nord  en  1884.    Lille,  impr.  Danet,   1885.    8.    55  p.  avec 

tableaux. 
fiapport   fait   au   conseil   communal   de  la  Ville   de   Bruxelles   en    seance   du 

5  octobre  1885  par  le  College  des  bourgmestre  et  echevins.    Bruxelles,  impr. 

Baertsoen,  1885.    gr.  8.    214  p. 
Keporty  Fourtenth  Annual  —  of  the  Local  Government  Board  1884—85.  London, 

Eyre  &  Spottiswoode,  1885.    gr.  8.    CXLIII  — 312  p.    4  sh.  3  d. 
"Report  y  Supplement  to  the  forty -fifth  —  of  the  llegistrar  -  General  of  Births, 

Deaths,  and  Marriages  in  England.    London,   Eyre  &  Spottiswoode,   1885. 

gr.  8.    395  p.    2  sh.  6  d. 
Heport,  Annual  —  of  the  Board  of  Health  for  the  City  of  Boston,  for  the 

financial  year  18S4— 85.     Boston,  Rockwell  &  Churchill,   1885.    8.     100  p. 

1  pl. 
Heporty  Annual  —  of  the  Brooklyn  Department  of  Health  for  the  year  1884. 

Brooklyn,  1885.    8.    164  p. 
Report  of  the  department  of  health,  city  of  Chicago,    for  the  yoars  1883 

and  1884.    Chicago,  Hazlitt,  1885.    8.     172  p. 
Report  9   Seventh   Annual  —  of  the  State   Board   of  Health   of  the    State   of 

Connecticut.    New  Haven,  Tuttle,  Morehouse  &  Taylor,  1885.    8.    279  p. 
Report  to  the  Board  of  Health  and  vital  statistics   of  the  county  of  Hudson, 

New  Jersey,   for  the  year  ending  Dccember  31,   1884.     Jersey,    1885.     8. 

29  p. 
Report I  Annual  —  upon  the  births,  marriages,    and    deaths    in    the  city  of 

Providence,  during  the  year  1884.   Providence,  1885.    8.    100  p. 
Report,  Seventh  Annual  —  of  the  Stat«  Board  of  Health  of  Rhode  Island, 

for  the  year   1884,   including   the   births,   marriages   and  deaths  in   1883. 

Providence,  Freeman  &  Co.,  1885.    8.    409  p. 
Report  of  the  Wisconsin  State  Board  of  Health,  for  the  period  from  Novbr.  1, 

1882,  to  Sept.  30,  1884.    Madison,  1835.    8.     160  p. 
Sooiedad  espanola  de  higiene,  seccion  provincial  de  Cadiz.    Acta  de  la  sesion 

inaugural  de  los  trabajos  academicos  de   1883  ä  1884.     Cadiz,  Erstudillot 

1885.    8.    25  p. 
State  board  of  Health  of  Connecticut.    Bureau  of  vital  statifftics.    Registra- 
tion report,  1883.  New  Haven,  Tuttle,  Morehouse  &  Taylor,  1885.   8.    106  p. 
Statistik  der  Stadt  Frankfurt  a.  M.^  Beiträge  zur  — .    Die  Sterbefalle  zu 

Frankfurt  a.  M.  in  den  Jahren  1872,  1876  und  1881  nach  Altersclassen  und 

Todesursachen.    Frankfurt  a.  M.,  Sauerländer,  1885.    4.    280  M. 
Statistisohe  Mittheilungen  des  Cantons  Basel -Stadt.    Bericht  über  den  Civil- 

stand,  die  Todesursachen  und  die  ansteckenden  Krankheiten  im  Jahre  1884. 

Basel,  Frehner  &  Rudin,  1885.    4.    75  S. 
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Travaux  du  conseil  central  d'hygicne  publique  et  de  aalubrite  du  Departement 
de  la  Seine- in ferieure  i)endant  Tanuee  1884.  Rouen,  impr.  Cagniard,  1885. 
8.  403  p. 

Woehlingy  J.,  Dr.,  L'Avoi'tement  dans  ees  rapports  ayec  la  depopulation  de  la 
France.    Paris,  Ollier -Henry,  1885.    4.    77  p. 

3.    Wasserversorgang,  Entwässerung  und  Abfuhr. 

Bericht  der  Deputation  für  die  Vcrwaltungf  der  Canalisationswerke  für  die  Zeit 

vom  1.  April  1884  bis  zum  31.  März  1885.   Berlin,  Druck  von  Grunert,  1885. 

gr.  8.    91  S. 
Biroh^  R.  W.  P.,  The  pollution  of  the  river  Thames  near  London.    Effect  of 

the  drought  of  1884.    London,  1885.    8.    7  p.     1  tab. 
Bourquln^  Georges,  Les  eaux  industrielles  et  leur  epuration.   Fournai,  Vasseur- 

Delmee,  1885.    8.     56  p.    3  Frcs. 
Durand  -  Claye ,  Alfred,  L'Assainissement  interieur  et  exterieur  de  la  ville  de 

Berlin.    Paris,  Bernard  &  Co.,  1885.    8.     16  p. 
Gasca,  Giulio,  Le  mie  idec  suUa  fognatura  di  Torino.    Torino,  Celanza,  1885. 

8.    27  p. 
Qrenbergy  K.  0.,  0  kanalisatsii  S.-Petcrburga.    St.  Petersburg,  Demakov,  1835. 

8.    48  p. 
Queroulty  Paul,  Notice  sur  les  travaux  executes  a  Saint-Denis  en  1882 — 1883 

pour  la  distributiou  des  eaux  du   puits  artesien  de  la  Deesse.    Paris,  impr. 

Capiomont  &  Renault,  1885.    8.     18  p. 
Qutton,  Ingenieur -architecte,  Etüde  sur  Tassainissement  de  la  ville  de  Nancy. 

Nancy,  impr.  Berger  -  Levrault.  8.    20  p.  et  3  planches. 
Joly^  Charles,  L'utilisation  des  eaux   d'egout  dans  les  grandes  villes.     (juels 

sont  les  resultats  obtenus  dans  les  divers  pays?    Quels  son  les  moyens  ä 

mettre  en  oeuvre  pour  generaliser  les  pratiques  du  sewage.     Anvers,   1885. 

8.    6  p. 
Jourdan,   Gustave,  L^Assainissement  de  Paris.     Paris,  Berger -Levrault,    1885. 

8.    92  p. 
König,   J.,  Dr.  Prof.,   Uebcr  die  Principicn  und  die  Grenzen  der  Reinigung 

von  fauligen  und  fäulnissfähigen  Schmutzwassern.    Berlin,   Springer,   1885. 

gr.  8.    60  S.  mit  4  Abbildungen.     1*40  M. 
Kratter^  J.,   Dr.,    Studien  über  Trinkwasser  und  Typhus  mit  Zugrundelegung 

der  Trinkwasserverhältnisse  von  Graz.    Graz,  Leuschner  &  Lubeusky,  188(5. 

gr.  8.    III  —  106  S.    6  M. 
Labat,  A.,  Du  degrc  de  certitude  de  l'analyse  des  eaux.    Paris,  1885.    8. 
Mauro^  Fr.,  R.  Nasinl^  A.  Picoini^  Analisi  chimica  delle  acque  potabili  della 

cittä  di  Roma,   eseguita  per  incarico  del  municipio.     Roma,   tip.  frat.  Ben- 

cini,  1885.    8.    XIII  —  104  p. 
Meyer,  Henry  C. ,   Water -waste  prevention:   its  imx)ortance  and  the  evils  due 

to  its  neglect.    With  an  account  of  the  methods  adopted  in  varions  eitles 

in  Great  Britain  and  the  United  States.    New  York,  1885.    8.    70  p. 
NioholSy    Wm.   Ripley  &  C.  R.  Allen,     Contributions   to   our  knowledge  of 

sewage.    Boston,  1885.    8.    6  p. 
Keeves,  R.  Harris,  Bad  Drains ;  and  how  to  test  them :  with  notes  on  the  Ven- 
tilation of  sewers,  drains,   and  sanitary  fittings,   and  the  origiu  and  trans- 

mission  of  zymotic  disease.    London,  Spon,  1885.    12.    73  p.    8*60  M. 
Balet,  Conference  sur  le  deversement  des  eaux  d'cgout  de  Paris  dans  une  partio 

de  la  foret  de  Saint-Germain.    Saint-Germain,  imp.  Lancelin,  1885.   8.    40  p. 
Bcliuster,   G.,  Die  patentirten  (trockenen)  Erdcloset«.    2,  v\;rmehrte  Ausgabe 

mit  Abbildungen.    Zürich,  Schmidt,  1886.    gr.  8.    32  S.    060  M. 
Spataro  y    Donato,    Ing. ,    Studi  d^ingegneria  sanitaria.     Fognatura  domestica. 

Palermo,  tip.  ed.  Tempo,  1885.    4.    30  p. 
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Stammery  Karl,  Dr.,  Die  Reinigung  der  städtischen  Abwässer  und  die  Rein- 
haltung der  öffentlichen  Wasserläufe,  eine  Lebensfrage  für  grosse  und 
kleine  Städte  und  deren  Lösung.  Breslau,  Nessel  &  Schweitzer,  1885. 
gr.  8.    24  S.    1  M. 

Wallace^  W.,  Report  to  the  magistrates  and  Council  of  the  city  of  Glasgow  on 
the  refuse  water  of  chemical  works  and  other  factories.  Glasgow,  Anderson, 
1885.    8.    27  p.    1  table. 

Warins:^  George,  £.,  The  drainage  question  in  Philadelphia.  Philadelphia, 
1885.    8.    11  p. 

4.     Strassen-,  Bau-  und  Wohnungshygiene. 

Brown 9  G.,   Healthy  foundations  for  houses.    New  York,  van  Nostrand,  1885. 

24.    V  — 143  p.    050  Doli. 
Buckton j  Catherine  M.,  Our  dwellings,  healthy  and  unhealty.    Adress  to  girls 

attending  the  Leeds  board  scbools.    London,  Longmanns,  1885.    12.    173  p. 
Deny^  Ed.,  Die  rationelle  Heizung  und  Lüftung.    Deutsche  Ausgabe  mit  einem 

Anhang  über  die  Vervollkommnung  der   Heiz  -  und   Lüftungsanlagen   von 

E.  Haesecke.    Berlin,  Ernst  &  Korn,   1886.    gr.  8.    114  S.  mit  41  Holz- 
schnitten.   5  M. 
Gerhard y  William  Paul,  C.  E.,  A  Guide  to  sanitary  house-inspection ;  or  hints 

and  helps  regarding  the  choice  of  a  healthful  home  in  city  oder  country. 

New  York,  Wiley  &  Sons,  1885.    8.    145  p.    1-25  Doli. 
Instmotions  hygieniques,  publikes  par  la  societe  vaudoise  de  medecine.    No.  4 : 

Instractions   sur   le   chauffage   et  l'asphyxie.     Lausanne,   Payot,    1835.     8. 

0-10  Frc. 
Kaiser y  Gh.,  Stadtbaurath.    Zur  Frage  der  Strassenreinigung.    Stuttgart,  Kohl- 
hammer, 1884.    gr.  8.    80  S.  mit  2  Tabellen     2  M. 
Ordway^  Ira  J.,  Useful  Information  pertaining  to  the  true  System  of  heating 

and  Ventilation  of  buildings.    Chicago,  1885.    4.    11p. 
PutzeySy  Felix,  et  E.  Putzeys^  LMiygiene  dans  la  construction  des  habitations 

privees.    2.  edition,  revue  et  considerablement  augiuentee.    Paris,  Michelet, 

1885.    8.    433  p.    6  pl. 
Vorschriften  in  Beziehung  auf  die  Feuerungsanlagen,   Kamine,  Schornsteine 

und  Schornsteinfeger.    Wiesbaden,  Limbarth,  1885.    8.     16  S.    0*25  M. 
Wazon^  A.,  Chauffage  et  Ventilation  des  cdifices  publics  et  prives:   Chauffage 

des    serres;    precede    d*une    6tude   pratique   sur   les   combustibles.     Paris, 

Lacroix  &  Co.,  1885.    8.    242  p.  avec  51  fig.  et  7  pl. 

5.    Schulhygiene. 

Coronel^  S.  Sr.,  De  gezondheidsleer  der  school  en  van  het  schoolkind.  Practische 
handleiding  voor  allen,  die  in  betrekking  tot  de  school  en  de  opvoeding 
staan.  Bewerkt  met  het  oog  op  de  behoeftcn  en  de  wetgeving  van  Neder- 
land  en  opgedragen  aan  het  Nederlandsch  Onderwijzers  Genootschap.  Nieuwe 
uitgave.  Kuilenburg,  Blom  &  Olivierse,  1885.  8.  VI  —  240  bl.  met  2  gelith. 
uitsl.  platen.    1  fl.  50  c. 

X'arkuharBony  R.,  School  hygicne  and  diseases  incidental  to  school  life.  Lon- 
don, Smith,  Eider  &  Co.,  1885.    8.    382  p.    7  sh.  6  d. 

Fischer y  F.,  Reallehrer,  Schulordnung,  Disciplinarsatzungen  und  Verzeichniss 
der  gebilligten  Lehrmittel  für  die  Realschulen  Bayerns.  Miltenberg,  'Ilalbig, 
1885.    12.    IV  —  CO  S.    0  30  M. 

Kremer^  Harm,  De  oogen  der  stuflentcn  aan  de  Rijks-Universiteit  te  Groningen 
Groningen,  Schoeltens  &  Zoon,  1835.    8.    68  p. 

Kietschel^  Hermann,  Professor,  Lüftung  und  Heizung  von  Schulen.  Ergebnisse 
im  amtlichen  Auftrage  ausgeführter  Untersuchungen,  sowie  Vorschläge  über 
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Herr,  Antoine,  Contribntion  ä  Petude  de  la  meningite  cer^brospinale  epidemique. 

These.    Paris,  1885.    4.    44  p. 
Jabin-Dudognon ;  F.,  Des  rapports  de  la  fievre  paludeenne,  de  la  pbtbisie  pul- 

monaire  et  de  la  iievre  typhoide  en  general  et  en  particulier  ä  Rocbefort. 

These.    Montpellier,  1885.    4.    42  p. 
niinois  State  Board  of  Health.     Vorschriften  zur  Verhütung    yon  Epide- 

mieen.    Nr.  3.    Scharlachfieber.    Springfield,  1885.    8.    9  S. 
Illinois  State  Board  of  Health.    Circulare  über  Bekämpfung  ansteckender 

Krankheiten.    Nr.  3.    Diphtherie.    Springfield,  1885.    8.    8  S. 
Larsen,  C.  F.,  Exantematisk  Tyfus.    En  klinisk  Studie  fra  Epidemien  i  Kjoben- 

havn.    Kjobenhavn,  Steen,  1885.    8.    0*50  Ore. 
Leroy,  Leon,  Statistique  de  la  mortalitc  de  la  nouvelle  clinique  d'accouchements 

au   point   de   vue   de   la   fievre   puerperale  et  de  la  methode  antiseptique. 

These.    Le  Mans,  1885.    4.    42  p. 
Lydtin^  A.,  Dr.,  Med.-Rath,  und  Prof.  Dr.  M.  Sohottelius^  Der  Rothlauf  der 

Schweine,  seine  Entstehung  und  Verhütung  (Schutzimpfung  nach  Pasteur). 

Nach    amtlichen   Ermittelungen   im   Grossherzogthum  Baden.     Wiesbaden, 

Bergmann,  1885.    gr.  8.    XIII  —  254  S.  mit  23  Tafeln.    12  M. 
Mann^   L.,    Das  Wesen  der  Elektricitat  und  die  Aetiologie  der  Pest  und  der 

Cholera.    Berlin,  Heinike,  1885.    8.    58  S.     1*60  M. 
Meissen^  Dr.,  Zur  Eenntniss  der  menschlichen  Phthise.    Berlin,  Grosser,  1885. 

gr.  8.    56  p.    \  M. 
Müller y   Dr.,   Sanitätsrath ,   üeber  Bacterien  als  Krankheitserreger.     Vortrag. 

Minden,  Bruns,  1885.    8.    32  S.  mit  1  Tafel.    0*50  M. 
Muhlert^  Wilhelm,  Beiträge  zur  Eenntniss  über  das  Vorkommen  der  Tuberkel- 

bacülen  in  tuberculösen  Organen.    Inauguraldissertation.    Göttingen,  Hofer, 

1885.    8.    36  S. 
Kaymond  ^  J.  H. ,  Disinfectants.    Preliminary  reports   of  the  committee  on  dis- 

infectants   of  the  American  Public  Health  Association.     XII.  Experiments 

with  sulphurous  acid  gas.    Philadelphia,  1885.    16.    7  p. 
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Bericht  des  Ausschusses 

/^  über  die  1      tc  '     ^  •  -iv-ns 

Dreizehnte    Versam  in  Tu  n  g 


des 


Deutschen  Vereins  fiir  öffentliche  Gesundheitspflege 

zu  Breslau 

vom    13.  bis   15.  Septcmhcr   188G. 


Erste    Sitzung. 

Montag,    den   13.   September,   VormittagH  9  Uhr. 

Oberingenieur  F.  Andreas  Heyer  (Hamburg)  eröffnet  die  Ver- 

mmluDg  mit  folgenden  Worten: 

Meine  verehrten  Herren! 

„Da  der  Vorsitzende  unseres  Vereins,  Herr  Medicinalrath  Dr.  Arn  Sper- 
ber aus  Karlsruhe,  zu  seinem  lebhaften  Bedauern  verhindert  ist,  in  unserer 
"VersaiDmlung  zu  erscheinen,  so  hat  der  Vorstand  mich  beauftragt,  in  seiner 
Stellvertretung  die  Versammlung  zu  eröffnen.     Es  fällt  mir  also  zum  zwei- 
ten Male  diese  Ehre  zu,  und  ich  entledige  mich  dieses  Auftrages  mit  dem  Ge- 
fühl der  Genugthnung,  dass  auch  hier  in  der  Stadt  Breslau  sich  wieder  so 
^ele  nnserer  Vereinsmitglieder  zu  frischer  Arbeit  zusammengefunden  haben. 
„Wenn  wir  in  den  letzten  Jahren  uns  wohl  einmal  die  Frage  gestellt 
laaben,  ob  nicht  vielleicht  die  Form  unseres  Vereinslebens  eine  andere  sein 
IcÖnnte,  ob  nicht  vielleicht  das  Gute,   das  der  Verein  erstrebt,   in  anderer 
"Weüe  BOT  Erscheinung  gebracht  werden  müsse,  so  muss  ich  sagen,  dass 
xsaoh  dem  Ausgang  der  Freiburger  Versammlung  und  nach  unseren  Arbeiten 
im  AuBSchass  in  diesem  Jahre  ich  persönlich  anderer  Meinung  geworden  bin. 
Sie  werden  ja  Alle  die  von  unserem  ständigen  Herrn  Secretär  mit  grossem 
Fleisse  aufgestellte  Uebersicht  über  die  Thätigki-it  des  Vereins  in  den  letzten 
12  Jahren  bekommen  haben  und  werden  —  vielleicht  ist  es  Ihnen  ebenso 
ergangen  wir  mir  —  mit  Erstaunen  gesehen  haben,  auf  ein  wie  reiches 
Gebiet  eich  unsere  Arbeiten  erstreckt  haben,    wie  bedeutende  Fragen   in 
uneerem  Verein  erledigt  und  zur  Lösung  gekommen  sind.    Das  ist  eine  That- 
■aohe,  die  uns  ja  vielleicht  verleitet  hat,  zu  sagen:    schliesslich  ist  einmal 
der  Stoff  erschöpft.     Als  wir  aber  in  unserer  Ausschusssitzung  in  Frank- 
liirt  a.  M.  im  Februar  d.  J.  die  Themen  prüften ,  welche  wohl  Veranlassung 
^ben  könnten,  den  Vorein  zusammonzuborufen,  da  fand  sich  eine  solche 
Reichhaltigkeit  des  Stoffes,  dass  wir  ganz  entschieden  überzeugt  sind:  der 
Terein  wird  noch  lanpre  Beschäftigung  haben,  und  trotzdem  sehr  viel  Gon- 
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currenz  im  YereiDsleben  aafgetreten  ist,  haben  wir  doch  erkannt,  dass  diese 
Concurrenz  nicht  schädlich,  sondern  im  Gegentheil  nützlich  ist,  da  ja  das- 
selbe Ziel  von  allen  unseren  Schwestervereinen  angestrebt  wird  und  die  viel- 
seitige Behandlung  desselben  Stoffes  seiner  Bearbeitung  zu  Gute  kommt. 
Ich  wünsche  auch  unseren  Arbeiten  hier  gutes  Gelingen  und  eröffne  damit 
die  Versammlung,  indem  ich  zunächst  dem  Herrn  Oberbürgermeister  von 
Breslau,  Dr.  Friedensburg,  das  Wort  gebe,  der  uns  freundlichst  hier 
begrüssen  will.*' 

Oberbürgermeister  Dr.  Friodensburg  (Breslau): 

„Namens  der  städtischen  Behörden  Breslaus  und  gleichzeitig  im  Auf- 
trag des  Herrn  Oberpräsidenten  dieser  Provinz,  der  zu  seinem  Bedauern 
durch  anderweitige  Geschäfte  verhindert  ist,  heute  in  Ihrer  Mitte  zu  er- 
scheinen, habe  icli  die  Ehre,  Sie,  meine  Herren  vom  Deutschen  Verein  für 
öffentliche  Gesundheitspflege  zu  begrüssen  und  in  unserer  Stadt  herzlich 
willkommen  zu  heisseu. 

„Breslau  hat  in  den  letzten  Jahren  wiederholt  den  Vorzug  gehabt,  dass 
es  als  Ort  der  Generalversammlung  für  manche  Vereine  und  Gesellschaften, 
welche  ihre  Mitglieder  aus  ganz  Deutschland  rekrutiren,  gewählt  worden 
ist,  und  wir  haben  eine  solche  Wahl  jedesmal  mit  grosser  Freude  begrüsst, 
weil  sie  uns  die  gewünschte  Gelegenheit  gab,  unseren  Landsleuten,  nament- 
lich aus  dem  Westen  Deutschlands,  ad  ocnlos  zu  demonstriren,  dass  Breslau, 
wenn  es  auch  in  der  Nähe  der  berüchtigten  sogenannten  polnischen  Grenze 
gelegen  ist,  dennoch  eine  durch  und  durch  deutsche  Stadt  ist,  und  dass,  wenn  es 
auch  in  vieler  Beziehung  der  Naturschönheiten  und  derjenigen  Annehmlich- 
keiten entbehrt,  welche  der  dauernde  Aufenthalt  eines  Fürstenhauses  ge- 
währt, dennoch  hier  durch  den  Fleiss  und  die  Thätigkeit  seiner  Einwohner 
und  durch  die  Mühe  der  städtischen  Behörden  manches  geschaffen  ist,  um 
das  Leben  und  den  Aufenthalt  auch  in  dieser  Stadt  angenehm  zu  machen, 
manches  auch  geschaffen  worden  ist,  was  der  Besichtigung  durch  Fremde 
nicht  unwei-th  ist. 

„Aber,  meine  Herren,  wenn  irgend  ein  Verein  Anspruch  darauf  hat, 
hier  freudig  aufgenommen  zu  werden,  und  wenn  die  Versammlung  irgend 
eines  Vereins  von  uns  mit  Freuden  begrüsst  worden  ist,  so  ist  es  die  Ihrige, 
denn  der  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  hat  es  ja  zur 
Aufgabe,  die  Ziele  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  praktisch  zu  fördern. 
Er  will  und  strebt  danach,  dass  die  Wohnstätten  der  Menschen  auch  Heim- 
stätten der  Gesundheit  und  des  Wohlseins  werden,  und  es  liegt  in  der 
Natur  der  Dinge  begründet,  dass  seine  Thätigkeit  sich  wesentlich  auf  die 
grösseren  Städte  erstreckt,  wo  das  dichte  Zusammensein  von  grossen  Men- 
schenmengen einen  energischeren  Kampf  gegen  die  dadurch  bedingten 
Feinde  der  menschlichen  Gesundheit  erheischt,  als  dies  auf  dem  platten 
Lande  der  Fall  ist,  wo  die  Menschen  und  die  Heimstätten  derselben  weniger 
dicht  gedrängt,  letztere  weniger  stark  bevölkert  sind. 

„Meine  Herren!  Wir  hoffen,  aus  Ihren  Verhandlungen  reiche  Beleh- 
rung und  neue  Anregung  zu  finden,  fortzuschreiten  auf  dem  Wege  der 
öffentlichen  Gesundheitspflege  in  unserer  Stadt.  Was  vnr  in  dieser  Be- 
ziehung gethan  haben,  das  wollen  wir  Ihnen  vorweisen  in  Wort  und  Schrift 
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und  in  natura.  Ich  erlauhe  mir  in  dieser  Beziehung  zunächst  auf  den  In- 
halt der  FestBchrifb  ^)  Bezug  zu  nehmen,  welche  der  Magistrat  hiesiger  Stadt 
mit  Unterstützung  der  Schlesischcn  Gesellschaf't  für  vaterländische  Cultfir 
aoBgearheitet  und  Ihnen  gewidmet  hat.  Sie  wollen  daraus  ersehen,  dass 
wir  durch  Canalisation  und  Rieselanlagen  uns  hemüht  haheu,  die  animali- 
schen und  yegetahili sehen  Ahfälle  aus  den  Wohnungen  und  aus  der  Stadt 
möglichst  schleunig  zu  entfernen  und  sie  gleichzeitig  im  Interesse  der 
Landwirthschaft  nutzbar  zu  machen.  Unsere  Wasserwerke  haben  es  er- 
reicht, dass  allen  Einwohnern  der  hiesigen  Stadt  auch  in  die  höchsten 
Stockwerke  hinauf  gutes,  reines  Trinkwasser  zu  einem  yerhältnissmässig 
sehr  billigen  Preise  geliefert  wird  und  durch  chemische  Untersuchungen 
hat  unsere  Stadt  sich  bemüht,  der  Verfälschung  der  Nahrungmittel  vorzu- 
beugen und,  wo  solche  eintritt,  sie  zu  entdecken. 

„Meine  Herren!  So  werden  wir  gegenseitig  lehrend  und  lernend  uns 
unterstützen  und  fordern  in  den  beiderseitigen  Bestrebungen,  wir  werden, 
hoffe  ich,  beiderseits  aus  dieser  Versammlung  reichen  Nutzen  ziehen. 

„Zum  Schluss  gestatten  Sie  mir,  zu  erwähnen,  dass,  damit  Ihnen  die- 
jenige Zeit,  welche  Sie  Ihren  Arbeiten  nicht  widmen,  in  Breslau  nicht  zu 
lang  werde,  ein  Localcomite  aus  Bürgern  hiesiger  Stadt  sich  gebildet  hat, 
welches  sich  bemüht  hat,  für  mancherlei  Zerstreuungen  zu  sorgen,  und  die 
städtischen  Behörden  Breslaus  erlauben  sich,  Sie  zu  Mittwoch  zu  einer 
geselligen  Vereinigung  auf  dem  Plateau  der  Liebichshöhe  einzuladen. 

„Und  nun  nochmals  herzlich  willkommen,  meine  Herren,  in  Breslau." 

Vorsitzender  Oberlngenleur  Meyer: 

„Ich  spreche  den  verbindlichsten  Dank  aus  für  die  freundlichen  Worte, 
die  uns  von  Seiten  der  Stadt  Breslau  eben  durch  den  Herrn  Oberbürger- 
meister gewidmet  sind.     Ich  habe  schon  im  vorigen  Jahre  in  der  Abgeord- 
netenversammlung des  Verbandes  der  Deutschen  Architekten  und  Ingenieure 
Gelegenheit  gehabt,    die    grosse   Gastfreundschaft   der  Stadt  Breslau  und 
auch  die  technischen  Einrichtungen  derselben  kennen  zu  lernen,  und  da, 
muBB  ich  sagen,  war  es  mir  ein  Bedürfniss,  in  unserer  Ausschusssitzung  mit 
dafür  zu  sprechen,  dass  unser  Verein  seine  Versammlung  einmal  nach  dieser 
drittgrössten  Stadt  Deutschlands  verlegen  möchte.     Die  Stadt  hat  den  Ruf, 
wie  der  Herr  Oberbürgermeister  es  auch  andeutete,  ganz  ausserordentlich 
entfernt  zu  liegen.     Jeder  sagt  es,   er  mag  noch  so  nahe  wohnen.     Uns 
kam  es  ganz  besonders  darauf  an,   diese  Stadt,   die  in  Deutschland  einen 
BD  hohen  Rang  einnimmt,  uns  und  unserem  Verein  einmal  möglichst  nahe 
zu    bringen,    nicht  so   sehr,    um,    wie   es   sonst  unsere   Aufgabe   ist,    die 
gesunden  Principien  der  öffentlichen  Gesundheitspflege   hier   zu  verbreiten, 
nein,   das  ist  wenigstens  nach  der  Erfahrung,   die  ich   hier  gemacht  habe, 
eigentlich  nicht  nöthig,   denn  die  Einrichtungen   der  hiesigen  Stadtverwal- 
tung sind   in   dieser  Beziehung  so  vortrefi'lich ,    dass  ich  glaube,   es  wird 
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unsere  Aufgabe  sein  können,  aus  denselben  als  einzelne  Mitglieder  des 
'  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  für  alle  die  Bezirke,  in  denen  wir 
zu  Hause  thätig  sind,  zu  lernen  und  daraus  Nutzen  zu  ziehen,  und  da  wir 
das  an  der  Iland  der  berufensten  Vertreter  der  Stadt,  des  Herrn  Ober- 
bürgermeisters und  des  Herrn  Bürgermeisters,  unseres  Ortsausschusses,  in 
dem  ja  auch  werthe  Genossen  unseres  Vereins  vertreten  sind,  erreichen 
können,  die  uns  freundlichst  hier  führen  wollen,  so  müssen  wir  besonders 
unseren  Dank  dafür  aussprechen  und  auch  allen  denen,  die  sich  sonst 
unserer  angenommen  haben.  Wir  sprechen  auch  den  Dank  aus  für  das 
Buch,  welches  uns  durch  Hülfe  der  Schlesischen  Gesellschaft  für  vaterlän- 
dische Gultur  hier  unterbreitet  worden  ist  und  für  die  freundliche  Ein- 
ladung nach  der  Liebichshöbe." 

Der  ständige  Secretär,  Sanitätsratll  Dr.  SpieSS  (Frankfurt a.M.), 
verliest  hierauf  den 

Beohensohaftsberioht 

des 

Ausschusses  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  für  die 

Zeit  von  September  1885  —  1886. 


Durch  Beschluss  der  Vereinsversammlung  in  Freiburg  i.  B.  vom  17.  Sep- 
tember 1885  wurde  der  Ausschuss  für  das  Geschäftsjahr  1885 —  1886 
wie  folgt  zusammengesetzt: 

Medicinalrath  Dr.  Arnspcrger  (Karlsruhe),  Vorsitzender, 

Oberbürgermeister  Becker  (Düsseldorf,  jetzt  Köln), 

Bürgermeister  Dr.  v.  Erhardt  (Müncheu), 

Medicinalrath  Dr.  Flinzer  (Chemnitz), 

Oberingenieur  F.  Andreas  Meyer  (Hamburg), 

Regierungsraih  Dr.  Wolffhügel  (Berlin), 

Sanitätsrath  Dr.  Spiess  (Frankfurt  a.  M.),  ständiger  Secretär. 

Der  Ausschuss  trat  vollzählig  am  13.  und  14.  Februar  1886  zu  einer 
Ausschusssitzung  in  Frankfurt  a.M.  zusammen,  in  der  die  folgenden  Gegen- 
stände zur  Erledigung  kamen: 

1)  Als  Zeit  für  die  diesjährige  Versammlung  bestimmte  man 
dem  Herkommen  gemäss  die  Tage  vor  Beginn  der  Naturforscherversammlung, 
den  13.  bis  IG.  September. 

2)  Als  Ort  der  Versammlung  wählte  man,  nachdem  die  Ver- 
sammlung zweimal  im  Westen  Deutschlands  getagt  hatte,  und  mit  Rücksicht 
auf  die  in  Berlin  am  18.  September  zusammentretende  Naturforscherversamm- 
lung, die  Stadt  Breslau,  deren  Behörden  und  wissenschaftliche  Gorporationen 
auf  Anfrage  uns  in  freundlichster  Weise  willkommen  hiessen. 

3)  Als  Themata  für  die  Verhandlungen  wurden  aus  einer 
giossen  Anzahl  vorgeschlagener  die  folgenden  ausgewählt,  und  die  Herren 
bestimmt,  die  um  Uebernahme  der  Referate  ersucht  werden  sollten.  Die- 
selben haben  sämmtlich  bereitwilligst  zugesagt. 
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Tagesordnung: 

I.  Die  Untersachnngsanstiilteii  fUr  Nahmnirs-  und  OenuHsmittel 
sowie  tiebrauctasgegenstände  9  deren  Organisation  und  Wirkungs- 
kreis. 

Referent:    Herr  Professor  Dr.  Albert  Uilger  (Erlangen). 

II.    Tolks-  und  Schalbäder. 

Referenten:   Herr  Privatdocent  Dr.  Oscar  Lassar  (Berlin). 
„     Oberbürgermeister  Merkel  (Gottingen). 

III*    lieber  Rieselanlagen  mit  besonderer  Berücksichtigung  von  Breslau 
und  über  andere  Reinignngsmethoden  der  städtischen  Abifässer. 

Referenten:    Herr  Baurath  Kaum  an  n  (Breslau). 

„     Professor  Arnold  (Braunschweig). 

lY.    Maassregeln  lur  Terhfitnng  von  Kohlenoxydvergiftnngen. 

Referent:   Herr  Professor  Dr.  Max  Gruber  (Graz). 

T«    Moderne  Desinfectionstechnik  mit  besonderer  Beziehung  auf  öffent- 
liche Desinfectionsanstalten. 

Referenten:    Herr  Professor  Dr.  Franz  Hofmann  (Leipzig). 
„      Bezirk sphysicuR  Dr.  Jacobi  (Breslau). 

An  den  Nachmittagen  sind  Besichtigungen  der  Ganalisations-  und 
Ricselanlagen,  des  städtischen  Wasserwerkes,  der  öffentlichen  Desinfec- 
tionsanstalten, des  chemischen  Untersuchungsamtes  etc.  und  am  16.  Sep- 
tember ein  Ausflug  nach  Fürstenstein  in  Aussicht  genommen. 

Leider  masste  Einer  der  Herren  Referenten,  Herr  Prof.  Dr.  Max  Gru- 
ber in  Graz,  im  Sommer  seine  Zusage  zurücknehmen,  da  die  im  Süden  der 
österreichischen  Monarchie  ausgebrochene  Cholera  ihm  eine  Entfernung  aus 
seinem  Wohnorte  unmöglich  machte. 

4)  In  Ausführung  eines  Beschlusses  des  Ausschusses  in  Freiburg  legte 
der  ständige  Secretär  den  Entwurf  zu  einem  Bericht  über  die  Thätig- 
keit  des  Vereins  in  den  ersten  zwölf  Jahren  seines  Bestehens, 
1873  bis  1885,  vor,  dem  der  Ausschuss  beistimmte  und  dessen  Yerthcilung 
an  sämmtliche  Mitglieder,  die  Landes-  und  Provinzialregiemngen,  sowie  an 
die  Magistrate  aller  grösseren  Städte  er  beschloss,  an  letztere  mit  der  Auf- 
forderung, dem  Vereine  beizutreten  und  bei  dessen  Versammlungen  sich 
vertreten  zn  lassen.  Dieser  Aufforderung  entsprechend  sind  eine  grössere 
Anzahl  Städte  dem  Vereine  beigetreten. 

5)  Ein  von  Herrn  Dr.  Dornblüth  geäusserter  Wunsch,  die  Referate 
nicht  mehr  in  der  Versammlung  zu  verlesen,  sondern  sie  vor  der  Ver- 
sammlung gedruckt  den  Mitgliedern  zuzustellen,  wurde  einer 
sehr  eingehenden  Discussion  unterzogen.  Doch  musste  sich  der  Ausschuss- 
von  der  Undurchführbarkeit  dieses  Vorschlages  überzeugen  und  beauftragte 
den  ständigen  Secretär,  in  der  Deutschen  Vierteljahrsschrift  für  öffentliche 
Gesundheitspflege,  in  der  jener  Vorschlag  des  Herrn  Dr.  Dornblüth 
erschienen,  die  Ansicht  des  Ausschusses  darzulegen. 

6)  Herr  Oberingenieur  Meyer  machte  darauf  aufmerksam,  dass  es 
sich  wiederholt  als  missständig  erwiesen  habe,  dass  der  Vorsitzende  der 
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Versammlung,  der  zu  Anfang  der  ersten  Sitzung  gewählt  werde,  un- 
mittelbar darauf  den  Vorsitz  überoebmen  und  die  Verhandlungen  leiten 
müsse,  ohne  Gelegenheit  gehabt  zu  haben,  sich  mit  den  Absichten  des  Aus- 
schusses bei  Wahl  der  Themata  und  den  Ansichten  sowie  der  Behandlungs- 
art der  Referenten  vorher  bekannt  zu  machen.  Der  Ausschuss  schloss  sich 
dieser  Ansicht  an  und  legt  desshalb  der  diesjährigen  Versammlung  einen 
dahin  zielenden  Statuten -Abänderungsvorschlag  vor. 

7)  Die  Rechnungsablage  für  das  Jahr  1885  wurde  von  dem 
A^sschusB  geprüft  und  in  der  anliegenden  Aufstellung  genehmigt.  Es 
betrug : 

Cassensaldo  am  1.  Januar  1885 430205 

Jahresbeiträge  von  10C6  Mitgliedern 6396*00 

mithin  zusammen  Einnahmen 10  698*05 

Dagegen  an  Ausgaben 4  719*29 

bleibt  ein  Cassensaldo  für  1886  von 5  978*76 

Die  Mitgliedcrzahl  des  Vereins  betnig  zu  Ende  des  Jahres  1885: 
1066.  Von  diesen  sind  im  laufenden  Jabre  ausgetreten  96,  davon  22 
durch  Tod.     Es  sind  dies  die  Herren 

Geb.  Sanitätsrath  Dr.  Varrentrapp  in  Frankfurt  a.  M., 

Sanitätsrath  Dr.  Lefson  in  Berlin, 

Oberstabsarzt  Prof.  Dr.  Starcke  in  Berlin, 

Dr.  med.  W.  Strassmann  in  Berlin, 

Ingenieur  Gottfried  Stumpf  in  Berlin, 

Oberstabsarzt  Dr.  Anton  Schmidt  in  Hannover, 

Sanitätsrath  Dr.  Vogelsang  in  Hannover, 

Regienings-  und  Medicinalrath  Dr.  Witticben  in  Hildesbeiai, 

Rentier  Gonstanz  Wörteier  in  Höxter, 

Oberbürgermeister  Hache  in  Essen, 

Oberbürgermeister  Dr.  Hermann  Becker  in  Köln, 

Dr.  med.  Ploss  in  Leipzig, 

Stadtrath  Schleissner  in  Leipzig, 

Geh.  Medicinalrath  Prof.  Dr.  Uhde  in  Braunschweig, 

Regierungs-  und  Geh.  Medicinalrath  Dr.  Fränkel  in  Dessau, 

Medicinalrath  Dr.  Scheven  in  Rostock, 

Dr.  med.  Eduard  Lorent  in  Bremen, 

Prof.  Köhne  in  Hamburg, 

Prof.  Dr.  Auspitz  in  Wien, 

Primararzt  Dr.  Isidor  Hein  in  Wien, 

Obersanitätsirath  Dr.  Schneller  in  Wien, 

Stabsarzt  Dr.  Haider  in  Znaim. 

Neu  eingetreten  sind  120  Mitglieder,  so  dass  der  Verein  zur 
Zeit  0  1090  Mitglieder  zählt,  von  denen  172  in  Breslau  anwesend  sind. 

')  Die  Zahlen  sinil  die  nach  Schluss  <Ier  Versammlung  feätge^tellten. 
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Vorsitzender  Oberiugenieur  Meyer: 

^Wie  wir  jedes  Jahr  die  Trauer  hahen,  einige  Mitglieder  durch  den 
Tod  zu  verlieren,  so  hahe  ich  auch  heute  wieder  die  schmerzliche  Pflicht, 
der  Klage  um  die  Todten  Ausdruck  zu  gehen.  Ich  kann  aher  dahei  nicht 
umhin,  ganz  besonders  eines  Mannes  zu  gedenken,  dessen  Name  zuerst  ver- 
lesen worden  ist,  unseres  Varrentrapp.  An  ihm  hat  der  Verein  einen  Mit- 
begründer, einen  warmen  Freund  und  grossen  Förderer  gehabt,  und  der 
Verlust  ist  unersetzlich.  Er  wird  auch  weit  hinaus  über  die  Kreise  unseres 
Vereins  empfunden,  denn  nicht  allein  unser  Verein  hat  diesen  hervorragenden 
Mann  verloren,  sondern  es  ist  ein  Verlust  für  die  ganze  Wissenschaft,  wel- 
cher unser  Verein  huldigt  und  der  Verlust  wird  gewiss  empfunden  werden 
auf  der  ganzen  Erde,  denn  Varrentrapp  war  einer  von  den  Wenigen,  die 
mit  ganzer  Hingabe,  mit  klarem  Verständnisse  und  in  selbstloser  Auf- 
opferung arbeiteten.  Es  giebt  ja  sehr  viele  Andere,  die  das  auch  thun, 
aber  gewiss  ist  es  sehr  schwer,  in  seiner  ganzen  Universalität  diesen  Mann 
zu  ersetzen.  Alle  Mitstrebenden,  sie  mögen  noch  so  bedeutend  sein,  sie 
mögen  Richtungen  huldigen,  welchen  sie  wollen.  Alle  werden  mit  uns  über- 
einstimmen in  dem  Schmerze  über  den  Verlust  Varren trappt s.  Ich  bitte 
Sie,  das  Andenken  Varrentrapp^s  und  aller  anderen  Entschlafenen  durch 
Aufstehen  von  den  Sitzen  zu  ehren.     (Die  Versammlung  erhebt  sich.) 

„ Statutengem äss  habe  ich  Ihnen  jetzt  die  Wahl  eines  Vorsitzenden  für 
die  diesmalige  Versammlung  vorzuschlagen.  Der  Ausschuss  hat  darüber 
berathen  und  ,war  der  Meinung,  dass  es  richtig  sei,  bei  der  Form  zu  bleiben, 
wie  wir  sie  in  der  letzten  Zeit  immer  innegehalten  haben,  indem  ein  Bürger- 
meister oder  ein  Mitglied  der  städtischen  Verwaltungen,  dann  ein  Arzt  und 
ein  Techniker  mit  einander  wechseln,  wenn  dies  irgend  möglich  ist.  Wir 
haben  nun  heute,  dieser  Form  gehorchend,  die  grosse  Freude,  ein  Mitglied 
hier  unter  uns  zu  haben,  welches  wir  mit  voller  Seele  bitten  können,  den 
Platz  einzunehmen.  Es  ist  der  Herr  Oberbürgermeister  von  Breslau, 
Dr.  Friedensburg,  und  ich  möchte  Sie  bitten,  darüber  zu  befinden,  ob 
der  Herr  Oberbürgermeister  uns  die  Ehre  geben  will,  die  Versammlung  zu 
leiten.  Ich  bitte  die  Herren,  die  dafür  stimmen,  sich  zu  erheben.  (Die 
ganze  Versammlung  erhebt  sich.) 

„Ich  bitte  den  Herrn  Oberbürgermeister,  diesen  Sitz  einzunehmen.*' 

Oberbfirgermelster  Dr.  Friedensbnrg : 

„Meine  Herren,  ich  danke  Ihnen  für  die  grosse  Ehre,  die  Sie  mir 
dadurch  erweisen,  dass  Sie  mich,  der  ich  ja  dem  grössten  Theile  von  Ihnen 
nicht  bekannt  bin,  zu  Ihrem  Vorsitzenden  für  die  heutige  Versammlung  und 
für  die  Tage,  welche  dem  heutigen  folgen  werden,  gewählt  haben. 

„Meine  Herren!  Nach  §.  4  Ihrer  Satzungen  ernennt  der  Vorsitzende 
zwei  Stellvertreter  sowie  zwei  Schriftführer  und  stellt  die  Tagesordnung 
der  Sitzungen  fest.  Ich  erlaube  mir,  als  Stellvertreter  zu  ernennen:  Herrn 
Generalarzt  Professor  Dr.  Roth  aus  Dresden  und  Herrn  Landesrath  Fuss 
aus  Danzig.  Als  Secretäre  bitte  ich  die  Herren  Dr.  Spicss  (Frankfurt) 
und  Bezirksphysicus  Dr.  Jacobi  (Breslau)  zu  fungiren.^ 
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Der  ständige  Secrctär  Sanitätsrath  Dr.  SpieSS  theilt  hierauf 
mit,  dass  der  Ausschuss  ein  Schreiben  des  Organiaationscomites  des 
VI.  internationalen  Congresses  fdr  Hygiene  und  Demographie 
zu  Wien  1887  erhalten  habe.  In  diesem  Schreiben  spreche  das  Gomite 
die  Ansicht  ans,  dass  der  nächste  internationale  Gongress  nur  durch  eine 
rege  Autheilnahme  der  Gelehrten  und  Fachmänner  aller  Länder  Bedeutung 
gewinnen  könne.  Hierdurch  allein  werde  es  möglich,  dass  dem  Congresse 
der  internationale  Charakter  wiedergegeben  werde,  den  der  erste  dieser 
Congresse  in  Brüssel  1876  getragen  habe,  während  die  folgenden  Congresse 
durch  die  Abstinenz  der  deutschen  Gelehrten  und  Fachmänner  mehr  und 
mehr  diesen  Charakter  eingebüsst  haben  und  so  mit  ihrem  Namen  und  ihren 
Tendenzen  in  Widerspruch  gerathen  seien.  Nun  hege  das  Organisations- 
Comite  die  Befürchtung,  dass  ein  gleichzeitiges  oder  nahezu  gleichzeitiges 
Tagen  zweier  Versammlungen,  welche  nahezu  gleichen  Zweck  verfolgen,  zu 
einer  Kraftzersplitterung  führen  und  für  das  Gelingen  beider  Versammlungen 
von  Nachtheil  sein  könne.  Desshalb  erlaube  sich  das  Organisations-Comite 
dem  Ausschusse  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  den 
Vorschlag  zu  machen,  im  nächsten  Jahre  eine  Versammlung  des  Deutschen 
Vereins  ausfallen  zu  lassen  und  dafür  die  Mitglieder  einzuladen,  dem  inter- 
nationalen hygienisch  -  demographischen  Congresse  zu  Wien  möglichst  zahl- 
reich anzuwohnen. 

Der  Ausschuss  habe  dieses  Schreiben  des  Organisations-Comites  des 
Wiener  internationalen  hygienischen  Congresses  in  seiner  gestrigen  Sitzung 
eingehend  in  Berathung  gezogen,  und,  wiewohl  nach  den  Satzungen  des 
Vereins  ihm  allein  die  Entscheidung  über  Ort  und  Zeit  der  nächsten  Ver- 
sammlungen zustehe,  doch,  da  es  sich  hier  um  eine  ganz  aussergewöhnliche 
Entscheidung  ohne  Präcedenzfall  handle,  sich  nicht  für  befugt  gehalten, 
einen  Beschluss  selbstständig  und  ohne  Befragen  des  Vereins  zu  fassen.  Der 
Ausschuss  ersuche  desshalb  den  Verein,  ihm  seine  Ansicht  über  diesen  Punkt 
bekannt  zu  geben  und  schlage  zu  dem  Ende  der  Versammlung  vor,  nicht 
heute,  sondern  erst  zu  Beginn  der  dritten  Sitzung  in  Verhandlung  ü])er 
diesen  Gegenstand  einzutreten,  damit  die  Mitglieder  dem  Vorschlage  gegen- 
über erst  Stellung  nehmen  und  durch  Besprechung  unter  einander  sich  eine 
bestimmte  Ansicht  bilden  könnten. 

Nachdem  der  von  dem  Wiener  Organisationscomite  zur  Vertretung 
und  Erläuterung  jenes  Schreibens  eigens  nach  Breslau  gesandte  Herr  Pro- 
fessor Ritter  Franz  von  Gruber  in  ausführlicher  Auseinandersetzung 
weitere  Mittheilungen  über  die  beabsichtigte  Organisation  des  internationalen 
Congresses  und  über  die  in  Aussicht  genommenen  und  grossen  Theils  schon 
zugesagten  Vorträge  gegeben  hatte,  beschloss  der  Verein  dem  Vorschlage 
des  Ausschusses  gemäss,  den  Gegenstand  zu  Beginn  der  dritten  Sitzung  zur 
Verhandlung  zu  stellen. 


Es   wird  hierauf  in  die  Tagesordnung  eingetreten.     Das  erste  Thema 
lautet : 


Untersuchungsanstalten  für  Nahrungs-  und  Genussmittel  etc.      9 


Die  TJntersucliungsanstalteii  für  Nalirungs-  und 

Genussmittel  sowie  Gebrauclisgegenstände,  deren 

Organisation  und 


Es  lauten  die  von  dem  Rüferonteo,  Ilerro Professor  Dr.  Albert  II 11  g er 
(Krlaogen)  aufgestellten 

Sohlusssätze: 

1. 

Die  Errichtung  öffentlichcrUntersuchungBanstalten  zum  Zwecke 
der  Ausübung  der  Controle  der  Nahrungs-  und  Genussmittel  sowie  der  Ge- 
brauchsgegenstände ist  ein  dringendes  Bedürfniss. 

Diese  Controle  rauss  eine  regelmässigei  d.  h.  in  bestimmten  Zwischen- 
räumen stattfindende  sein. 

2. 

Die  öffentlichen  Untersuchungsanstalten  sollen  theils  staatliche,  theils 
städtische  sein.  Die  ersteren  sind  wo  möglich  mit  Universitäten,  technischen 
Hochschulen  oder  sonstigen  höheren  technischen  Lehranstalten  zu  vereinigen 
und  haben  ihre  Thätigkeit  vor  Allem  in  den  kleinen  Städten  und  Landgemeinden 
zu  entfalten,  während  die  letzteren  zunächst  für  den  betreffenden  Stadtbezirk 
errichtet  werden. 

Es  sollte  daher  jede  Provinz,  jeder  Kreis   (je  nach  der  politischen 

Eintheilung,  der  Ausdehnung,  der  Grösse  der  Bevölkerung)  eine  oder  mehrere 

Staatsanstaltcn  besitzen. 

3. 

Die  Untersuchungsanstalten,  staatliche  wie  städtische,  sind  vom  Staate  als 

öffentliche  Anstalten  anzuerkennen. 

4. 

Die  Vorstände  der  öffentlichen  Untcrauchungpanstaltcn ,  nicht  minder  die 
Mitarbeiter,  müssen  vollkommen  unabhängig  und  selbstständig  gestellt 
sein,  damit  dieselben  ihren  Wirkungskreis  frei  von  jedwelcher  Beeinflussung 
entfalten  können. 

Jede  öfifentliche  Uutersuchungsanstalt  soll  einen  Vorstand  und  die  ent- 
sprechende Anzahl  Assistenten  besitzen ,  von  welch  letzteren  Einer  stets  als 
stellvertretender  Vorstand  zu  fungiren  hat.  Es  bedarf  kaum  der  Erwähnung, 
dass  das  gcsammte  Personal  die  entsprechende  Ausbildung  auf  dem  Gebiete 
der  Naturwissenschaften  besitzt,  vor  Allem  Chemie,  Physik,  Botanik  (Waaren- 
kande),  nicht  minder  Hygiene,  Mineralogie,  Geologie  und  Zoologie,  wobei  die 
Tüchtigkeit  in  chemisch-analytischen  Arbeiten,  sowie  mikroskopischen  und  bac- 
teriologischen  Untersuchungen  ausser  Frage  steht. 

5. 
Ein  Vertreter  derMedicin,  am  besten  ein  Medicinalbeamter,  ist  einer 
jeden  öffentlichen  Untersuchungsanstalt  als  Sachverständiger   und  Berather  zur 
Seite  zu  stellen. 
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6. 

Jede  öffentliche  Untersuchungsanstalt  soll  neben  den  zu  chemischen  Arbeiten 
nothwendigen  Räumen  getrennte  Abtheilungen  für  optische  und  spectralana- 
lytische  Untersuchungen ,  Gasanalyscn ,  mikroskopische  und  bactcriologischo 
Arbeiten  besitzen. 

7. 

Der  Wirkungskreis  der  Untersuchungsanstalten  soll  sich  nur  auf  das  Gebiet 
der  Nahrungs-  und  Genussmittel,  sowie  Gebrauchsgegenstände  erstrecken,  welch 
letztere  einschliessen :  gefärbte  Gegenstände  aus  Holz,  Metall,  Kaut- 
schuk, Papier,  Spielwaaren  überhaupt,  Buntpapiere,  Beizen, 
Leder,  Haus-  uad  Küchengerät  he,  UmhüUungs-,  Verpackungs-, 
Aufbewahrungsmaterialien,  Oblaten,  Petroleum  undBelench- 
tungsmaterialien,  Textilfabrikate,  Seifen  und  Kosmetika,  Ge- 
heim mittel, Zündmaterialieu,  Wasser. 

8. 
Die   Qualification   zum   Eintritte   in    eine    öffentliche   Untersuchungsanstalt 
verlangt  vor  Allem  eine  bestandene  Staatsprüfung,  welche  speciell  für  den 
Dienst  an  den  genannten  Anstalten  zu  organisiren  ist. 

9. 
Soll  die  Tbätigkeit  der  öiTentlichen  Untersuchungsanstalt^n ,  besonders  der 
staatlichen,  welche  ihren  Wirkungskreis  in  kleineren  Städten,  auf  dem  Lande 
mehr  entfalten  sollen,  wirklich  erfolgreich  sein,  so  ist  die  sogenannte  ambu- 
lante Thätigkeit  durchzuführen,  welche  darin  besteht,  dass  die  Vertreter  der 
Anstalt  die  Gemeinden  besuchen,  die  Verkaufshallen,  Werkstätten  etc.  in  Beglei- 
tung eines  Polizeibeamten  besichtigen,  Proben  entnehmen,  Auskunft  erthcilen, 
event.  Untersuchungen  an  Ort  und  Stelle  vornehmen. 

10. 
Die  Erhaltung  der  Staatsanstalten  hat  aus  Staatsmitteln,  Zuschüssen 
von  Seiten   der  Proviuzial-   (Kreis-,  Districts-)    Vertretung    zu 
erfolgen. 

Es  sind  für  ganz  Deutschland  gültige,  einheitliche  Bestim- 
mungen über  die  Ausübung  der  Controle  auf  dem  Gebiete  derNahrungs-  und 
Genussmittel  sowie  Gebrauchsgegenstände  in  Betreff  der  Probeentnahme,  der 
Betheiligung  der  Untersuchuugsaustaltcn  bei  der  Ausübung  der  Lebensmittel- 
polizei festzustellen,  ebenso  muss  auf  das  Energischste  angestrebt  werden, 
einheitliche  Untersuchungs-  und  Beurthcilungsnormen  durch- 
euführen. 

Referent  Professor  Dr.  Albert  Hilger  (Erlangen): 

„Hochgeehrte  Versammlung! 

„Als  ich  im  Jahre  1869  als  Docent  der  Universität  Würzburg,  mit  dem 
Stndinm  der  Untorsacbungsmethoden  der  alkoholischen  Getränke  beschäftigt, 
gleichzeitig  als  benridenswerther  Besitzer  eines  Privatlaboratoriums  eine 
Anzahl  Biere  in  der  Stadt  Würzburg  untersuchte  und  die  Resultate  der 
Untersuchung  veröffentlichte,  wurde  ich  von  Seiten  der  betreffenden  Bier- 
brauer mit  Vorwürfen,  ja  sogar  sehr  energischen  Grobheiten  überhäuft^ 
welche  zu  dem  für  mich  befriedigenden  Resultate  führten,  dass  meinerseits 
der  Nachweis  geführt  wurde,  dass  eine  Reihe  yon  Schenkwirthen  das  ihnen 
von  den  Brauern  gelieferte  Bier  zu  taufen  gewohnt  war.  Dieser  erste 
Erfolg  brachte  mich  dem  Gebiete  der  Untersuchung  der  Nahnings-  und 
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Genussmittel  in  dieser  Zeit  näher,  dessen  weiteres  Studinm  zum  Zwecke 
der  wissenschaftlichen  und  organisatorischen  Ausbildung  bis  heute  meine 
Aufmerksamkeit  im  vollsten  Maasse  in  Anspruch  nahm,  soweit  es  mein 
Wirkungskreis  an  der  Universität  gestattete.  Meine  Uebersiedelung  nach 
Erlangen  war  der  Entwickelung  dieser  Frage  insofern  günstig,  als  schon 
im  Jahre  1874  der  damalige  Vorstand  der  Stadt  Erlangen  auf  meine  Ver- 
anlassung eine  regelmässige  Lebensmittelcontrole  einführte,  die,  wie  voraus- 
zusehen, von  durchschlagendstem  Erfolge  begleitet  war. 

„Immer  mehr  trat,  wie  Sie  Alle  wissen,  nicht  bloss  in  Deutschland  und 
in  den  übrigen  europäischen  Staaten,  sondern  auch  in  aussereuropäischen 
Ländern,  das  Bedürfniss  der  Controle  der  Lebensmittel  hervor.  Unser 
Reichsnahrungsmittelgesetz  gelangte  zur  Einführung,  allerseits  begrüsst, 
von  den  Sachverständigen  aber  mit  einer  gewissen  Wehmuth  aufgenommen, 
fehlten  ja  doch  die  Ausführungsbestimmungen ,  welche  man  besser  zuerst 
überlegt  hätte,  bevor  man  überhaupt  zu  dem  Gesetz  geschritten  wäre! 
Doch  was  man  damals  versäumte,  waren  die  Interesseuten  und  die  Sach- 
verständigen in  den  letzten  Jahren  bestrebt,  bis  zu  einer  gewissen  Grenze 
wenigstens,  zu  ergänzen,  wenn  auch  manches  noch  zu  thun  übrig  bleibt. 
Trotzdem  hat  aber  das  Nahrungsmittelgesetz  in  erfreulicher  Weise  eine 
grössere  Zahl  von  Einrichtungen  ins  Leben  gerufen,  dazu  bestimmt,  die 
Controle  der  Lebensmittel  und  Gebrauchsgegenstände  durchzuführen,  die 
wissenschaftliche  Ausbildung  der  Untersuchungsmethoden  sowie  der  Bcur- 
theilungsnormen  zu  fördern.  Eine  grössere  Anzahl  von  Städten  Deutsch- 
lands ging  bekannterraaassen  mit  gutem  Beispiele  voraus.  Zahlreiche 
Männer  der  Wissenschaft  nahmen  Interesse  an  diesen  Bestrebungen,  ja  auch 
unsere  Staatsregicrungen  waren  vielfach  schon  mit  Erfolg  auf  diesem  Ge- 
biete thätig,  und  dennoch ,  meine  Herren ,  befinden  wir  uns  augenblicklich 
noch  in  einem  lebhaften  Entwickelungsstadium  dieser  Frage.  Das  Bedürf« 
niss  einer  einheitlichen  Organisation  ist  mehr  als  je  vorhanden. 

„Mit  Freude  habe  ich  es  daher  begrüsst,  als  ich  vernahm,  dass  der 
verehrte  Ausschuss  des  Deutschen  Vereins  für  öfifentliche  Gesundheitspflege 
die  Frage  der  Organisation  und  des  Wirkungskreises  der  Untersuchungs- 
anstalten  für  Nahrungs-  und  Genussmittel  zum  Gegenstand  der  diesjährigen 
Verhandlungen  gemacht  hat.  Weniger  erfreut  war  ich  allerdings,  als 
mir  der  ehrenvolle  Auftrag  ertheilt  wurde,  diese  Frage  zu  behandeln,  mit 
Hinblick  auf  meine  allzu  sehr  zersplitterte  Thätigkeit,  mit  Hinblick  auf 
meine  sehr  in  Anspruch  genommene  Zeit.  Und  dennoch,  meine  Herren, 
bin  ich  heute  in  Ihre  Mitte  getreten,  um  dies  Thema  näher  zu  beleuchten. 
Ich  glaubte  dazu  verpflichtet  zu  sein,  da  ich,  was  ich  wohl  an  dieser 
Stätte  betonen  darf,  durch  eine  Reihe  von  Jahren  mir  vielfache  Erfahrungen 
auf  diesem  Gebiete  gesammelt  habe,  deren  Resultate  Ihnen  heute  im  All- 
gemeinen mitzutheilen  meine  Absicht  ist.  —  Vor  Allem  muss  ich  voraus- 
schicken, dass  ich  in  keiner  Weise  vorhabe,  Sie  mit  statistischen  Notizen 
und  Thatsachen  hinzuhalten,  Ihnen  die  verschiedenartigen  Organisationen 
unserer  Untersuchungsanstalten  in  Deutschland,  in  ausserdeutschen  Ländern, 
die  ja  in  gewisser  Vollkommenheit,  wie  wir  Alle  zugeben  müssen,  existiren,  im 
Detail  vorzuführen.  Es  soll  vielmehr  meine  Absicht  sein,  jene  Gesichtspunkte 
festzustellen   und   zusammenzufassen,  welche    für    die   Entwickelung 
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unserer  Untersuchungsanstalten,  für  deren  Organisation 
und  Wirkungskreis  in  Zukunft  maassgebend  sein  sollen.  Ich 
trete  aus  diesem  Grunde  auch  ganz  direct  in  diesem  Sinne  in  die  weitere 
Behandlung  des  Themas  ein  und  verweise  Sie  vor  allen  Dingen  auf  meine 
Schlusssätze,  in  deren  Besitz  Sie  Alle  sind,  um  an  die  Mittheilung  derselben 
die  entsprechenden  Erläuterungen  zu  knüpfen. 

„Ich  habe  mir  erlaubt,  in  den  Schlusssätzen  zunächst  den  Satz  auf- 
zustellen : 

Die  Errichtung  öffentlicher  Untersuchungsanstalten 
zum  Zwecke  der  Ausübung  der  Controle  der  Nahrungs-  und  Ge- 
nussmittel sowie  der  Gebrauchsgegenstunde  ist  ein  dringendes 
Bedürfniss. 

Diese  Controle  muss  eine  regelmässige,  d.  h.  in  bestimmten 
Zwischenräumen  stattfindende  sein. 

pMeine  Herren,  das  Bedürfniss  der  Errichtung  solcher  Untersuchungs- 
anstalten steht  wohl  ausser  Zweifel.  Ich  werde  wohl  kaum  hier  in  diesem 
Kreise  einen  Widerspruch  in  dieser  Richtung  erfahren.  Eine  andere  Frage 
aber  ist  die  regelmässige  Controle.  Dagegen  können  unter  Umständen 
Einwendungen  erhoben  werden.  Von  meiner  Erfahrung  ausgehend,  muss 
ich  betonen,  dass  die  ganze  Controle  unserer  Nahrungs-  und  Genussmittel 
und  Gebrauchsgegenstände  nur  dann  einen  Zweck  hat,  wenn  sie  eine 
ununterbrochene  ist,  wenn  sie  in  bestimmten  Zwischenräumen  regel- 
mässig stattfindet.  Man  hat  vielfach  geglaubt,  und  diese  Ansicht  ist  ja 
auch  noch  in  manchen  Kreisen  vorhanden ,  die  Untersuchungsanstalten 
könnten  leicht  von  den  Einnahmen  seitens  des  Publicums  existiren,  welches 
die  Gegenstände  der  verschiedensten  Art,  Gebrauchsgegenstände,  wie  Lebens- 
mittel, untersuchen  lässt.  Das  ist  eine  ganz  irrige  Aufifassung.  Wie  können 
wir  einem  Consumenten,  der  sich  einige  Flaschen  Wein  kauft,  zumuthen, 
von  diesem  Wein  eine  Flasche  wegzunehmen,  sie  dem  Untersuchungsamt 
zur  näheren  Prüfung  zu  senden  und  dafür  eine  verhältnissmässig  hohe  Ge- 
bühr zu  entrichten!  Das  wird  selten  stattfinden;  das  wird  nur  von  Seiten 
des  Weinproducenten ,  des  Weinhändlers  geschehen.  Die  Untersuchungs- 
anstalt  hat  die  Aufgabe,  das  Publicum  vor  den  Verfälschungen,  Betrügereien 
zu  schützen,  und  aus  diesem  Grunde  ist  es  nöthig,  und  zwar  absolut 
erforderlich,  eine  regelmässige  Controle  auszuüben.  Dieselbe  ist 
ohne  grosse  Anstrengungen  von  Seiten  der  Mitglieder  der  Untersuchungs- 
anstalt durchführbar,  allerdings  selbstverständlich  nur  mit  Unterstützung 
der  Polizeiorgane.  Die  Untersuchungsanstalten  werden  ja  niemals  in  der 
Lage  sein,  und  können  es  nicht  sein,  die  Initiative  zu  ergreifen;  aber  sie 
haben  die  Aufgabe,  Hand  in  Hand  mit  den  Polizeiorganen,  mit  den  Medi- 
cinalbehörden,  für  die  Controle  der  Lebensmittel  und  Gebrauchsgegenstände 
zu  sorgen.  Es  handelt  sich  also  bloss  darum,  zweckmässige  Organisationen 
zu  schaffen,  um  in  Gemeinschaft  mit  den  Polizeiorganen,  mit  den  Medicinal- 
behörden,  diese  regelmässige  Controle  zur  Ausübung  zu  bringen. 

„Anknüpfend  an  diese  Frage  darf  ich  Sie  zunächst  auf  den  §.  9  hin- 
weisen, den  ich  in  meinen  Schlusssätzen  aufgestellt  habe,  welcher  lautet: 
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Soll  die  Thätigkeit  der  öffentlichen  üntersucbuDgsanstalten, 
besonders  der  staatlichen,  welche  ihren  Wirkungskreis  in  kleineren 
Städten,  auf  dem  Lande  mehr  entfalten  sollen,  wirklich  erfolgreich 
sein,  so  ist  die  sogenannte  ambulante  Thätigkeit  durchzuführen, 
welche  darin  besteht,  dass  die  Vertreter  der  Anstalt  die  Gemeinden 
besuchen,  die  Verkaufshallen,  Werkstätten  etc.  in  Begleitung  eines 
Polizeibeamten  besichtigen,  Proben  entnehmen,  Auskunft  ertheilen, 
eventuell  Untersuchungen  an  Ort  und  Stelle  vornehmen. 
„Dieser  Satz  steht  in  innigem  Zusammenhange  mit  der  Ausübung  der 
I ogel massigen  Controle  selbst,  und  ich  glaube,  gerade  diesen  Punkt  hier 
etwas  eingehender  beleuchten  zu  sollen,  da  diese  von  mir  sogenannte 
ambulante  Thätigkeit  bei  der  Lebensmittelcontrole  bis  jetzt  wohl  zu  wenig 
im  deutschen  Reiche  zur  Durchführung  gelangt  ist.  Meine  Herren,  ich 
musB  zunächst  daran  erinnern,  dass  es  von  der  grössten  Bedeutung  ist, 
dass  bei  der  Ausübung  der  Lebensmittelcontrole  nicht  allein  die  grösseren 
Städte  in  Betracht  gezogen  werden,  sondern  die  Landbezirke,  die  grösseren 
Gemeinden,  ja  die  kleinsten  Dörfer.  Berücksichtige  ich  zunächst,  um  diese 
Frage  zu  beleuchten,  meinen  eigenen  Wirkungskreis.  Nürnberg,  eine  Stadt 
von  über  100000  Einwohnern,  besitzt  selbstverständlich  eine  Untersuchungs- 
anstalt  für  die  Stadt  selbst.  In  der  Umgebung  Nürnbergs  befindet  sich 
eine  ziemlich  grosse  Zahl  von  Gemeinden  mit  ein,  zwei  und  mehr  Tausend 
Einwohnern.  Lange  Jahre  hindurch  wurde  in  diesen  Gemeinden  eine 
Controle  nicht  ausgeübt.  Seit  zwei  Jahren  ist  seitens  der  königlichen  Unter- 
suchuugsanstalt  Erlangen  ein  Vertragsverhältniss  mit  diesen  Districts- 
gemeinden  ins  Leben  getreten,  und  eine  Controle  in  diesen  der  Stadt  nahe 
gelegenen  Gemeinden  zur  Durchführung  gebracht  worden.  Das  Resultat 
der  ersten  Controle  war,  dass  durchschnittlich  40  bis  50  Proc.  Verfälschungen 
der  Lebensmittel  zu  Tage  traten,  ein  Beweis  dafür,  dass  doch  in  der  That 
viel  Material  aus  der  Stadt  auf  das  Land  hinausgeworfen  wird,  welches 
selbstverständlich  der  betreffende  Lieferant,  Fabrikant  u.  s.  w.  in  der  Stadt 
nicht  verkaufen  kann,  weil  eben  dort  eine  strenge  Controle  herrscht.  Wir 
sehen  also  aus  dieser  Thatsache,  dass  die  Controle  der  Lebensmittel  auf 
dem  Lande  unbedingt  nöthig,  ja  vielleicht  nöthiger  ist  als  in  manchen 
Städten  selbst,  wo  einmal  eine  gewisse  Regelmässigkeit  und  eine  gewisse 
Ordnung  im  Laufe  der  Zeit  geschaffen  worden  ist.  Diese  Controle  auf  dem 
platten  Lande,  gerade  in  diesen  Gemeinden,  soll  nach  meiner  Ansicht  von 
den  Untersuchungsanstalten,  von  dem  Personal  derselben  zur  Durchführung 
gebracht  werden,  und  zwar  in  der  Weise,  dass  Vertreter  der  Anstalt  in  die 
Gemeinden  gesandt  werden,  in  Begleitung  eines  Vertreters  der  Polizei  die 
betreffenden  Verkaufsstellen,  Läden  u.  s.  w.  besuchen,  Proben  entnehmen, 
Untersuchungen  sogar  an  Ort  und  Stelle  und  soweit  möglich  mikroskopische 
Untersuchungen  zur  Durchführung  bringen  und  die  erforderlichen  Maass- 
regeln  ergreifen.  Meine  Herren,  diese  Besuche  haben  ausserordentlich 
grossen  Werth.  Manche  Kaufleute,  Fabrikanten,  Bierbrauer  u.  s.  w.  ver- 
langen Rath  und  Auskunft  bei  den  betreffenden  Vertretern.  Es  ist  die 
erfreuliche  Thatsache  zu  beobachten,  dass  bei  diesen  Besuchen  von  allen 
Seiten,  sogar  von  Seiten  der  Privaten,  Anfragen  an  den  betreffenden  Ver- 
treter der  Anstalt  gelangen.     Durch  diese  Besuche  wird  auch  weiter  er- 
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reicht,  dass  das  grosse  Publicum  allmälig  den  Werth  der  regelmässigen 
Lebensmittelcontrole  und  der  Controle  der  Gebranchsgegcnstünde  kennen 
lernt.  —  Diese  sogenannte  ambulante  Thätigkeit  der  Untersuchungs- 
anstalten ist  auf  Grund  der  bis  jetzt  gewonnenen  Erfahrung  einer  der 
wichtigsten  Zweige  ihrer  Thätigkeit  und  von  ganz  hervorragender 
Bedeutung. 

,,Gehen  wir  nun  zur  Organisation,  zur  Einrichtung  dieser  ambulanten 
Thätigkeit,  über,  so  tritt  uns  die  Frage  entgegen:  wie  ist  es  möglich,  das 
Interesse  der  Gemeinden  zu  erregen?  Ist  überhaupt  eine  solche  Thätigkeit 
durchführbar?  Gestatten  Sie  mir,  die  Verhältnisse  in  meiner  engeren  Hei- 
math zu  schildern,  den  Weg  anzudeuten,  der  hier  zum  Ziele  führte  Zum 
Zweck  der  Ausübung  dieser  ambulanten  Thätigkeit,  der  Controle  auf  dem 
platten  Lande,  werden  auf  Anregung  der  Untersuchungsanstalt  in  Gemein- 
schaft mit  den  Verwaltungsbehörden,  der  Districte  (Bezirke),  vor  allen  Ver- 
träge zwischen  den  Untcrsuchungsanstalten  und  den  einzelnen  Districten 
(Verwaltungsbezirken)  oder  auch  Districtsgemeinden,  abgeschlossen.  Die 
Gegenleistungen  der  Districte  (aus  einer  grösseren  Anzahl,  30  bis  60  und  mehr 
Gemeinden  bestehend)  für  Ausübung  der  regelmässigen  Controle  betragen 
je  nach  Grösse  und  Leistungsfähigkeit  150  bis  400  und  mehr  Mark  jähr- 
lich, eine  geringe  Leistung.  Eine  einzelne  Gemeinde  zahlt  demnach  kaum 
oft  pro  Jahr  die  Summe  von  5  Mark  für  die  werthvoUe  Einrichtung,  welche 
gleichzeitig  auch  für  die  Verwaltungsbehörden,  für  die  Medicinalbeamten 
von  Bedeutung  ist,  indem  die  Untersuchungsanstalt  bei  bestehendem  Ver- 
trage den  betreffenden  staatlichen  Behörden  berathend  (ohne  weiteren 
Kostenaufwand)  zur  Seite  steht.  Von  Jahr  zu  Jahr  sieht  man,  speciell  bei 
uns  in  Bayern,  mehr  die  Wichtigkeit  der  Lebensmittelcontrole  ein,  und 
gerade  diese  ambulante  Thätigkeit  zum  Zweck  der  Ausübung  einer  regel- 
mässigen Controle  gewinnt  immer  mehr  Ausdehnung. 

„Wenden  wir  uns  zu  den  Sätzen  2.  und  3.,  welche  lauten: 

2.  Die  öffentlichen  Untersuchungsanstalten  sollen  theils  staat- 
liche, theils  städtische  sein.  Die  ersteren  sind  wo  möglich  mit 
Universitäten,  technischen  Hochschulen  oder  sonstigen  höheren 
technischen  Lehranstalten  zu  vereinigen  und  haben  ihre  Thätigkeit 
vor  Allem  in  den  kleinen  Städten  und  Landgemeinden  zu  ent- 
falten, während  die  letzteren  zunächst  für  den  betreffenden  Stadt- 
bezirk errichtet  werden. 

Es  sollte  daher  jede  Provinz,  jeder  Kreis  (je  nach  der 
politischen  Eintheilung,  der  Ausdehnung,  der  Grösse  der  Bevölke- 
rung) eine  oder  mehrere  Staatsanstalten  besitzen. 

3.  Die  Untersuchungsanstalten,  staatliche  wie  städtische,  sind 
vom  Staate  als  öffentliche  Anstalten  anzuerkennen. 

„Ich  habe  in  diesem  Satze  zwei  Classen  von  Untersuchungsanstalten 
unterschieden,  staatliche  und  städtische  Anstalten.  Ich  glaube,  dass 
die  staatlichen  Anstalten,  wie  ich  sie  nennen  möchte,  die,  wie  ein  anderer 
Schlusssatz  sagt,  aus  Zuschüssen  von  Seiten  des  Staates,  der  Provinzial- 
vertretung,  Districts-  oder  Kreisvertretung  u.  s.  w.  erhalten  werden  sollen, 
hauptsächlich  die  Aufgabe  besitzen  müssen,  die  Thätigkeit,  wie  ich  sie  eben 
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entwickelt  habe,  auf  dem  Lande  auszuüben,  dass  sie  aber  von  der  Aus- 
übung der  Gontrple  für  Privatpersonen  mehr  oder  weniger  befreit  werden 
sollen,  denn  durch  eine  solche  Thätigkeit  wird  selbstverständlich  die  Arbeits- 
last zu  gross,  auch  fehlt  es  nicht  an  Sachverständigen,  Laboratorien,  welche 
den  Wünschen  des  Pablicums,  des  Kaufmanns,  Producenten  entgegenkommen 
können.  Die  staatlichen  Anstalten  sollen  in  der  That  nur  die  regelmässige 
Gontrole  im  wahren  Sinne  des  Wortes  zur  Durchführung  bringen.  Ich 
glaube  ganz  bestimmt,  dass,  wenn  die  Organisation  in  der  Weise  dnrch- 
gefiührt  wird,  wie  ich  es  bereits  geschildert  habe,  wenn  mit  den  .einzelnen 
Gemeinden ,  mit  den  Districten ,  mit  grösseren  Gemeindecomplexen  u.  s.  w. 
Verträge  abgeschlossen  werden,  die  Zuschüsse  von  Seiten  des  Staates  sehr 
minimale  zu  sein  brauchen ,  denn  ich  kann  Ihnen  aus  meiner  Praxis  die 
Thatsache  vorführen,  daes  die  Untersuchungsanstalt,  der  ich  vorstehe,  von  dem 
Staate  keine  Opfer  verlangt,  und  dass  durch  die  Vertrags  Verhältnisse  die  Haupt- 
ausgaben, die  im  Laufe  des  Jahres  erwachsen,  vollkommen  gedeckt  werden. 

„Die  städtischen  Untersnchungsanstalten  wünsche  ich  ausdrücklich  für 
den  Stadtbezirk,  nicht  für  das  Land  oder  für  einen  weiteren  Wirkungs- 
kreis in  der  nächsten  Umgebung  bestimmt.  Es  sollen  in  der  That  städtische 
Anstalten  sein,  da  ja  bekanntermaassen  in  einer  grösseren  Stadt  stets  eine 
ganze  Reihe  von  Fragen  zu  erledigen  ist,  nicht  allein  auf  dem  Gebiet  der 
Nahrungs-  und  Genussmittel  und  der  Gebrauchsgegenstände,  sondern  auch 
Fragen,  mehr  rein  technischer  Art,  über  welche  ja  der  Chemiker  vielfach 
auch  durch  Ausführung  von  Untersuchungen  die  besten  Aufschlüsse  zu 
geben  im  Stande  ist. 

„Dass  die  Untersuchungsanstalten,  staatliche  wie  städtische,  öffent- 
liche sein  müssen,  d.h.  vom  Staate  anerkannt  als  solche  (mit  Berücksichti- 
gung unserer  Gesetzgebung),  ist  ja  als  selbstverständlich  zu  betrachten  und 
bedarf  meiner  Ansicht  nach  hier  an  dieser  Stelle  keiner  weiteren  Begründung. 

„Wir  kommen  nun  zur  Organisation  der  Anstalten  selbst,  und  zwar 
zunächst  zur  Personalfrage.     Die  aufgestellten  Sätze  lauten : 

4.  Die  Vorstände  der  öffentlichen  Untersuchungsanstalten,  nicht 
minder  die  Mitarbeiter,  müssen  vollkommen  unabhängig  und 
selbständig  gestellt  sein,  damit  dieselben  ihren  Wirkungskreis 
frei  von  jedwelcher  Beeinflussung  entfalten  können. 

Jede  öffentliche  Untersuchungsanstalt  soll  einen  Vorstand 
und  die  entsprechende  Anzahl  Assistenten  besitzen,  von  welch 
letzteren  Einer  stets  als  stellvertretender  Vorstand  zu  fuugiren 
hat.  Es  bedarf  kaum  der  Erwähnung,  dass  das  gesammte  Personal 
die  entsprechende  Ausbildung  auf  dem  Gebiete  der  Naturwissen- 
schaften besitzt,  vor  Allem  Chemie,  Physik,  Botanik  (Waaren- 
kunde),  nicht  minder  Hygiene,  Mineralogie,  Geologie  und  Zoologie, 
wobei  die  Tüchtigkeit  in  chemisch  -  analytischen  Arbeiten,  sowie 
mikroskopischen  und  bacteriologischen  Untersuchungen  ausser 
Frage  steht. 

5.  Ein  Vertreter  der  Medicin,  am  besten  ein  Medicinal- 
beamter,  ist  einer  jeden  öffentlichen  Untersnchungsanstalt  als 
Sachverständiger  und  Berather  zur  Seite  zu  stellen. 
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'6.   Jede    öffentliche   Untersucbnngsanstalt    soll   neben  den   zu 
chemischen  Arbeiten  nothwendigen  Räumen  getrennte  Abtheilungen 
für  optische  und  spectralanalytische  Untersuchungen,  Gasanalysen, 
mikroskopische  und  bacteriologische  Arbeiten  besitzen. 
„Hier  glaube  ich  betonen  zu  sollen,  dass  in  erster  Linie  als  wichtigster 
Satz  aufgestellt  werden  niuss:  das  gesammte  Personal  einer  Untersucbnngs- 
anstalt, mag  es  eine  städtische  oder  staatliche  sein,  muss  sich  in  vollkommen 
unabhängiger  Stellung  befinden,  muss  vollkommen  selbständig  sein. 
Die  Vorstände  wie  die  Hülfsarbeiter  müssen  in  einer  solchen  Weise,  auch  mit 
Berücksichtigung  der  pecuniären  Seite,  gestellt  sein,  dass  dieselben  der  An- 
stalt auf  längere  Zeit  erhalten  bleiben ;  ja  es  ist  dringend  wünsch enswerth, 
dass  die  beiden  Vorstände  lebenslänglich  angestellt  werden.     Ebenso  wäre 
es  im  Interesse  der  erfolgreichen  Wirksamkeit  der  Untersuchungsanstalten 
wünschenswerth ,    dass   die   Vorstände,    namentlich   der  staatlichen   Unter- 
suchungsanstalten, pragmatische  Rechte  besitzen,  gewissermaassen  als  Staats- 
diener betrachtet  werden.    In  Bayern  werden  die  Assistenten  der  Ansialten 
von  dem  Ministerium  ernannt  und  in  eine  bestimmte  Rangclasse  eingereiht. 
„  Dass  in  einer  Untersuchungsanstalt  das  uöthige  Personal  zur  Erledigung 
der  Anträge  vorhanden  sein  muss,  ist  selbstverständlich,  und  zwar  muss 
ich  in  dieser  Beziehung  hervorheben,  dass  natürlich  der  Vorstand  das  Ganze 
zu  leiten  hat,  ihm  zur  Seite  aber  ein  sogenannter  stellvertretender  Vorstand 
stehen  muss,  da  ja  der  Vorstand  niemals  in  der  Lage  ist,  seine  Thätigkeit 
nach  allen  Richtungen  hin  zu  entfalten,  namentlich  auch  die  Vertretung 
nach  aussen,  bei  gerichtlichen  Verhandlungen  u.  s.  w.  vielfach  den  Vorstand 
in  einer  solchen  Weise  in  Anspruch  nehmen  kann,  dass  eine  Vertretung 
nöthig  wird.   Also  es  muss  mit  einem  Worte  ein  zweiter  Beamter  vorhanden 
sein,  der  in  Bezug  auf  seine  Qaalification  den  Vorstand  in  würdiger  Weise 
vertreten  kann.     Dass  die  nöthige  Ausbildung  erforderlich  ist,  bedarf  ja 
hier  kaum  einer  weiteren  Erörterung.  —  Wie   muss  diese  Ausbildung  be- 
schaffen sein?    Meine  Herren,  in  der  That  eine  wichtige,  bisher  viel  zu 
wenig  gewürdigte  Frage.     Das  Personal  der  Untersuchungsanstalten   darf 
nicht  einseitig  naturwissenschaftlich  ausgebildet  sein,  sondern  muss  gerade 
mit  Berücksichtigung  des  Wirkungskreises  der  Untersuchungsanstalten  eine 
viel  weitergehendere   und  gründlichere   naturwissenschaftliche  Ausbildung 
besitzen.     Mit  Bedauern  —  ich  kann  es  nicht  verhehlen   —   haben   wir, 
die  wir  an  unseren  Untersuchungsanstalten  beschäftigt  sind,  zu  constatiren, 
dass  es  unter  Umständen  sehr  schwierig  ist,  eine  brauchbare  Persönlich- 
keit als  Mitarbeiter  einer   Untersuchungsanstalt    zu    erhalten,    und   zwar 
aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  das  Studium  der  Naturwissenschaften  auf 
unseren  Universitäten  augenblicklich  in  vielen  Beziehungen  ein  sehr  ein- 
seitiges  ist.      Der  sogenannte   junge   Chemiker,    der  auf  die   Universität 
kommt,  glaubt  vollkommen  seine  Schuldigkeit  gethan  zu  haben,  wenn  er 
seine  Vorlesungen  über  Chemie  in  der  eingehendsten  Weise  hört,  höchstens 
sich  noch  mit  Physik  beschäftigt,  im  Laboratorium  arbeitet  und  dann  pro- 
movirt.     Genügt  eine  solche  Ausbildung?     Verdient  ein  solcher  Studien- 
gang    den    Namen    naturwissenschaftliche    Ausbildung?     Wahrlich    nicht, 
ineine  Herren !  Junge  Leute  mit  solcher  einseitiger  Bildung  können  wir  au 
unseren  Untersuchungsanstalten  nicht  gebrauchen.     Dieselben  werden  auch 
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in  der  chemischen  Praxis,  der  Industrie  wohl  kaum  Erfolge  erringen.  Es  wird 
heutzutage  gerade  von  Seiten  unserer  jungen  Chemiker  vergessen,  dass  die 
allgemeine  naturwissenschaftliche  Anshildung  die  Grundlage  sein  muss. 
Der  jange  Chemiker  sowohl  wie  der  sogenannte  Studirende  der  Natur- 
wissenschaften, auch  der  Philosophie,  hat  nicht  allein  Chemie  und  Physik 
auf  unseren  Universitäten  zu  treiben ,  um  sich  als  tüchtiger  Chemiker  aus- 
zubilden, sondern  sich  auf  dem  Gesammtgebiete  der  Naturwissenschaften 
umzusehen.  Vor  allen  Dingen  ist  ein  gründliches  Studium  der  Botanik, 
der  Mineralogie,  ebenso  der  Zoologie  und  Geologie  nöthig.  —  Der  Vorstand, 
das  gesammte  Personal  einer  Untersuchungsanstalt  muss  nicht  bloss  tüch- 
tig sein  in  der  chemisch -analytischen  Praxis,  sondern  es  muss  auch  vor 
Allem  tüchtig  sein  in  der  Botanik  (Waarenkunde).  Vor  allen  Dingen 
wird  Derjenige,  der  nicht  mikroskopiren  kann,  der  sich  nicht  auf  bacte- 
riologischem  Gebiete  umgesehen  hat,  nicht  zu  beobachten  versteht,  in  einer 
Untersuchungsanstalt  eine  traurige  Rolle  spielen,  eben  unbrauchbar  sein. 
Es  kommen  aber  noch  andere  Fragen  in  Betracht.  Die  Benrtheilung  der 
lATässer  als  Trinkwasser,  zum  technischen  Gebrauche,  verlangt  Kenntnisse 
in  der  Geologie,  weswegen  auch  die  Ausbildung  in  dieser  Richtung  drin- 
gend nothwendig  ist.  Ja,  wir  sind  noch  nicht  zu  Ende,  wir  haben  auch 
Tor  allen  Dingen  zu  verlangen,  dass  das  Personal  einer  Untersuchungs- 
anstalt mehr  oder  weniger  technisch  gebildet  ist,  d.  h.  einen  Einblick  in 
die  technische  Praxis  besitzt.  Derjenige  Sachverständige,  meine  Herren, 
der  ein  Gutachten  über  Wein  oder  Bier,  Branntwein,  abzugeben  hat,  muss 
auch  die  Praxis  des  Bierbrauens,  der  Spiritusfabrikation  und  der  Wein- 
bereitung kennen,  auf  dem  Gebiete  der  Gährungsgewerbe  orientirt  sein. 
Auf  den  Universitäten  wird  vielfach  auf  diese  Bedürfnisse  gar  kein  Werth 
gelegt;  ja,  meine  Herren,  wir  können  unter  Umständen  auf  unseren  deut- 
schen Universitäten  vergeblich  suchen  nach  Vorlesungen  über  chemische 
Technologie  oder  bestimmte  Zweige  derselben.  Man  denkt  nicht  daran, 
dem  Studirenden  Rathschläge  in  dieser  Richtung  zu  ertheilen ,  seinen 
Stndiengang  entsprechend  zu  leiten.  Ich  verlange  nicht,  dass  ein  Assistent 
einer  Untersucbungsanstalt  einen  Curs  in  einer  Bierbrauerei  durchgemacht 
oder  sich  eine  Zeit  lang  auf  dem  Weingebiete  herumgetrieben  und  selbst 
Wein  bereitet  hat.  Ich  verlange  aber,  dass  er  ganz  genau  über  die  Fabri- 
kation orientirt  ist  und  sich  einen  Einblick  in  diesen  Industriezweig  ver- 
schafft hat. 

„Leider  allerdings,  wir  dürfen  es  uns  nicht  verhehlen,  fehlt  an  den 
meisten  deutschen  Universitäten  die  Gelegenheit,  sich  Kenntnisse  in  der 
erwähnten  Richtung  anzueignen.  Es  fehlen  Vorträge  über  landwirth- 
Bchaftlicbe  Nebengewerbe  (Gährungsgewerbe),  über  die  chemische  Gross- 
industrie,  es  fehlen  die  Sachverständigen,  welche  die  erwähnten  Gebiete  in 
einer  Weise  behandeln,  dass  sie  in  der  Lage  sind,  dem  Studirenden  die 
nöthigen  Einblicke  und  Kenntnisse  beizubringen.  Es  muss  daher  das 
dringende  Bedürfniss  anerkannt  werden,  dass  auf  unseren  Hochschulen 
Lehrstühle  und  Institute  entstehen,  welche  die  erwähnte  Lücke  ausfüllen, 
dem  Vertreter  der  theoretischen  Chemie  ergänzend  zur  Seite  stehen,  Vor- 
träge und  Curse  über  technische  Gebiete,  Prüfung  der  Lebensmittel, 
forensische  Chemie,  Gährungsgewerbe  u.  s.  w.  abhalten. 

Yiarteljahmchrm  fOr  Oe«undhiat«pflege,   1887.  2 
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^Mit  der  Frage  der  BefähigUDg  des  Personals  der  Untersnchungs- 
anstalten  steht  selbstverständlich  im  innigen  Zusammenhange  der  Satz  8, 
welcher  sagt: 

Die  Qnalification  zum  Eintritte  in  eine  öffentliche  Unter- 
suchungsaustalt  verlangt  vor  Allem  eine  bestandene  Staats- 
prüfung, welche  speciell  für  den  Dienst  an  den  genannten  An- 
stalten zu  organisiren  ist. 

„In  diesem  Satze  wollte  ich  aussprechen  und  betonen,  wie  wichtig  es 
ist,  dass  in  der  That  eine  gewisse  Qaalification  für  alle  jene  verlangt  wer- 
den mnss,  welche  an  Untersuchungsanstalten  thätig  sind,  und  ich  glaube, 
gerade  hier  darauf  hinweisen  zu  sollen  —  womit  meine  verehrten  Herren 
GoUegen,  die  hier  anwesend  sind,  ja  gewiss  übereinstimmen  —  welch  grosse 
Missgriffe  vielfach  von  Seiten  sogenannter  Sachverständiger  in  jener  Zeit 
gemacht  wurden,  als  das  Reichsnahrungsmittelgesetz  zur  Einführung  ge- 
langte. Eine  ganze  Reihe  sogenannter  Sachverständiger  hat  sich  mit  der 
Untersuchung  von  Lebensmitteln  beschäftigt,  welche  —  ich  muss  es  hier 
unumwunden  aussprechen  —  meiner  Ansicht  nach  nicht  dos  Recht  dazu 
hatten.  Zur  Beurtheilung  aller  hierher  gehörigen  Fragen  gehört  vor  allen 
Dingen  die  nöthige  Erfahrung.  Diese  muss  vorhanden  sein,  und  diese  Er- 
fahrung kann  man  sich  nur  in  der  Praxis  aneignen.  Wir  können  die  Unter- 
suchung der  Lebensmittel  nicht  aus  den  Büchern  lernen,  durchaus  nicht! 
Die  Methoden  der  Untersuchung  sind  verhältnissmässig  einfach,  die  Be- 
urtheilung der  Untersuchungsresultate  bleibt  aber  die  Hauptsache,  und  diese 
ist  selbstverständlich  nur  aus  der  Praxis  zu  holen.  Die  Einführung  einer 
Staatsprüfung  als  Qualificationsnachweis  für  das  Personal  der  Untersuchungs- 
anstalten ist  daher  von  der  grössten  Bedeutung  und  der  erheblichsten  Trag- 
weite. Es  wird  ja  schwierig  sein,  meine  Herren,  —  dessen  bin  ich  mir 
bewusst,  —  ein  allgemeines  Reglement  für  das  ganze  Reich  festzustellen. 
Auch  kann  es  meine  Absicht  nicht  sein,  Ihnen  hier  direct  Vorschläge  zu 
machen.  Ich  möchte  aber  nur  in  allgemeinen  Umrissen  hier  der  Frage 
näher  treten  und  besonders  hinsichtlich  der  Art  und  der  Durchführung 
einer  solchen  Prüfung  meine  Ansicht  hier  zur  Geltung  bringen. 

„Wir  werden,  wenn  wir  diese  Frage  der  Organisirnng  einer  Staatsprü- 
fung näher  behandeln  wollen,  zwei  Gesichtspunkte  festhalten  müssen.  In 
erster  Linie  wird  Jemand,  der  bereits  das  Studium  der  Naturwissenschaften 
absolvirt  hat,  ein  Candidat  für  eine  solche  Prüfung  sein,  also  ein  junger 
Mann,  der  bereits  sein  drei-  oder  vierjähriges  Universitätsstudium  hinter 
sich  hat,  der  also  vielleicht  in  der  philosophischen  Facultät  oder  in  einer 
naturwissenschaftlichen  Facultät  als  Doctor  der  Philosophie  promovirt  und 
einen  gewissen  Abschluss  erreicht  hat.  Wir  werden  andererseits,  was  ich 
betonen  muss,  unter  Umständen  einen  absolvirten  Mediciner  oder  wenigstens 
einen  Doctor  der  Medicin  als  Candidaten  kennen  lernen ,  welcher  sich  spe- 
ciell hygienisch  ausgebildet  hat,  der  in  dieser  Richtung  sich  weiter  fortbilden 
will.  Wir  werden  drittens  aber  auch  einen  Lehramtscandidaten  verwenden 
können,  also  einen  jungen  Mann,  der  seine  Staatsprüfung  für  den  künftigen 
Dienst  in  unseren  Mittelschulen  als  Vertreter  der  Naturwissenschaften  hinter 
sieh  hat,  und  diese  Lehramtscandidaten  sind  in  der  That,  wie  ja  auch  die 
Erfahrung  gezeigt  hat,  brauchbare  Persönlichkeiten.    Dieselben  haben  nur 
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eine  Schattenseite,   die  aber  mit  der  ganzen  Organisation  unserer  Prüfung 
snsammenhängt:  entweder  sind  sie  Chemiker  oder  sie  sind  keine  Chemiker, 
sondern  mehr  Botaniker,    haben  mehr  beschreibende   Naturwissenschaften 
getrieben.     Das  ist  eine  eigenthümliche  Thatsache,  aber  ein  Factum,  das  in 
Wirklichkeit  existirt.     Wir  haben  aber  auch  eine  vierte  Classe  von  Candi- 
daten,  wir  haben  auch  —  was  wir  wohl  berücksichtigen  müssen  —  Pharma- 
ceuten,  welche  ihre  Staatsprüfung  bestanden  haben,  und  sich  dieser  Branche 
zuwenden  wollen,  und  ich  betone,  die  ganze  Ausbildung  des  Pbarmaceuten 
ist  entschieden  geeignet,  später  in  dieser  Branche  zu  wirken,  ans  dem  ein- 
fachen Grunde,  weil   eben   der  Pharmaceut   doch  eine  gewisse  allgemeine 
naturwissenschaftliche  Vorbildung  auf  die  Universität  bringt,   und  wenn  er 
seine  Zeit  auf  der  Universität  gut  benutzt,  sich  weiter  ausbildet,  er  sich 
ja  gewiss  yortrefilich  für  den  Dienst  der  Untersuchungsanstalten  qualificiren 
wird.   Also  wir  haben  nach  den  vier  Richtungen  hin,  die  ich  hier  entwickelt 
habe,  jedenfalls  ein  Personal,  das  als  ausbildungsfähig   für  unsere  Unter- 
suchungsanstalten in  Betracht  zu  ziehen  ist,  und  ich  wünschte  auch,  dass 
das  gerade  bei  der  Organisation  einer  Staateprüfung  festgehalten  wird.     Ist 
also  ein  Doctor  der  Philosophie  vorhanden,   um  mich  so  auszudrücken,  ein 
absolvirter  Lehramtscandidat ,  oder  ein   absolvirter  Mediciner,  endlich  ein 
Pharmaceut,  der  sein  Staatsexamen  hinter  sich  hat,  und  der  sich  nun  durch 
eine  drei-  bis  vierjährige  Universitätszeit  auf  dem  Gebiete  der  Naturwissen- 
schaften ausgebildet  hat,  so  glaube  ich,  dürfte  eine  Staatsprüfung  für  solche 
Candidaten,   wie   ich  sie  eben  erwähnt  habe,  darin  bestehen,   dass  der  Be- 
treffende von  vornherein  in  das  Laboratorium  der  Uutersuchungsanstalt  ein- 
geführt wird,   und  dass  ihm  entsprechende   Gegenstände   zur  Bearbeitung 
vorgelegt  werden,   und  zwar  so,  dass  einerseits  die  chemisch  -  analytische 
Praxis,  resp.  die  chemisch-analytische  Tüchtigkeit,  andererseits  die  Tüchtig- 
keit im  Mikroskopiren,   in    bacteriologischen   Untersuchungen  u.  s.  w.    er- 
kannt werden  kann.     Es  ist  das  Resultat  niederzuschreiben,  es  ist  ein  Gut- 
achten abzugeben,  und  nachdem  dies  vorüber  ist,  reiht  sich  ein  CoUoquium 
mit  dem  Betreifenden  an,  welches  hauptsächlich   den  Zweck  hat,   zu  erfor- 
schen, ob  der  Candidat  über  die  Hülfsgebiete  der  Chemie,  vor  allen  Dingen 
also   über  diejenigen   naturwissenschaftlichen    Gebiete    orientirt  ist,    deren 
Kenntniss  für  unser  Personal  in  den  Untersuchungsanstalten  unumgänglich 
nöthig  ist;  dieses  CoUoquium  dürfte  sich  speciell  auf  das  Gebiet  der  analyti- 
schen Chemie,  auf  das  Gebiet  der  Gährungsgewerbe  erstrecken,  also  jene 
chemisch-technologischen  Abschnitte,  die  den  Untersuchungsanstalten  direct 
nahe  stehen;    ferner  auf  das   Gebiet   der   Botanik,    speciell   Waarenkunde 
(Pharmacognosie) ,  ausserdem  Plygiene,  ferner  allgemeine  Kenntnisse  in  der 
Geologie.     Selbstverständlich  kann  ich  nur  die  allgemeinen   Umrisse   an- 
geben,   da  ja  diese   Frage  hier  nicht  zur  Entscheidung   gebracht   werden 
kann.     Jedoch  glaube  ich,  da  ich   einmal  von  der  Staatsprüfung  spreche, 
hier  noch  speciell  darauf  hinweisen  zu  sollen,  dass  Jeder,  der  zur  Staats- 
prüfung zugelassen  wird  oder  werden  soll,  mindestens  einen  einjährigen 
Cnrsus  in  einer  bereits  bestehenden  Untersuchungsanstalt  nachweisen  muss, 
eine  Anforderung,  die  wohl  als  selbstverständlich  zu  betrachten  ist. 

„Wir  haben  dann  endlich  noch  einen  zweiten  Fall  zu  unterscheiden, 
nämlich  den,  dass  sich  Candidaten  zu  einer  solchen  Staatsprüfung  melden, 
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welche  weder  promovirt  haben,  noch  Leliramtscandidaten  sind,  noch  die 
pharmaceutische  Staatsprüfung  bestanden  haben.  In  diesem  Falle  werden  die 
Bedingungen  ziemlich  allgemein  zusammen  zu  fassen  sein.  Wir  werden  hier 
jedenfalls  ein  zurückgelegtes  dreijähriges  Universitatsstudium  und  ein  Jahr 
Praxis  in  einer  Untersuchungsanstalt  verlangen  müssen,  und  dann  wird  sich 
selbstverständlich  in  diesem  Falle  eine  rigorosere  Prüfung  anzureihen  haben. 
Dicht  bloss  ein  Golloquium  in  allen  bereits  vorhin  von  mir  näher  bezeichne- 
ten Hülfsfachern,  sondern  auch  eine  Hauptprüfung  in  der  Chemie  und  Physik. 

„Anknüpfend  an  diese  Frage  komme  ich  nochmals  zurück  zu  Satz  2, 
in  welchem  es  heisst:  ,die  staatlichen  Anstalten  sind  wo  möglich 
mit  Universitäten,  technischen  Hochschulen  oder  sonstigen 
höheren  technischen  Lehranstalten  zu  vereinigen.'  Gerade 
die  Möglichkeit  der  Durchführung  dieser  Idee  könnte  ja  vielleicht  einige 
Bedenken  bei  Ihnen  erregen.  Wir  haben  im  Auge  zu  behalten,  dass  der- 
jenige, der  sich  dem  Dienste  der  Untersuchungsanstalten  zuwendet,  vor  allen 
Dingen  verlangt,  dass  er  an  der  Universität  Gelegenheit  hat,  die  entspre- 
chenden Gurse  und  Vorlesungen  zu  hören.  Wir  haben,  wie  Ihnen  wohl 
bekannt,  nicht  an  allen  deutschen  Universitäten  und  auch  technischen 
Hochschulen  Vorlesungen,  die  geeignet  sind,  den  betreffenden  Candidaten 
die  nöthigen  Kenntnisse  zu  verschaffen.  Vorlesungen  über  Untersuchung 
der  Lebensmittel ,  ja  sogar  leider  über  forensische  Chemie  u.  s.  w.  existiren 
vielfach  an  unseren  deutschen  Universitäten  nicht.  Es  ist  aber  ein  drin- 
gendes Bedürfniss,  dass  diese  Vorlesungen  gehalten  werden,  und  dass  man 
die  entsprechenden  Einrichtungen  auf  unseren  Universitäten  trifft.  Werden 
an  unseren  Universitäten  Iiehrstühle  speciell  für  angewandte  Chemie  ge- 
schaffen, so  sind  die  Inhaber  dieser  Lehrstühle  meiner  Ansicht  nach  am 
besten  qualificirt,  die  staatliche  Untersuchungsanstat  aufzunehmen.  Ebenso 
sind  die  Vorstände  der  hygienischen  Institute  geeignet,  die  Untersuchungs- 
anstalten als  Nebenzweig  gewissermaassen,  jedoch  als  selbständige  Ab- 
theilung aufzunehmen.  Nicht  minder  geeignet  zu  diesem  Zwecke  werden 
die  pharmacentischen  Institute,  entsprechende  Laboratorien  an  technischen 
Hochschulen  und  höheren  Gewerbe-  oder  Realschulen  sein.  Die  Labora- 
torien der  Institute  sind  also  jedenfalls  vorhanden ,  darüber  ist  kein 
Zweifel,  und  es  handelt  sich  bloss  darum,  ohne  grossen  Kostenaufwand  in 
einem  dieser  genannten  Institute,  sei  es  in  dem  chemischen  Laboratorium, 
in  einem  hygienischen  Laboratorium  eine  selbständige  Abtheilung  zu  schaf- 
fen, in  der  die  Assistenten  der  Untersuchungsanstalten  thätig  sind^  wo  aber 
gleichzeitig  noch  etwas  Raum  gelassen  wird,  um  den  Studirenden  Gelegen- 
heit zu  geben,  in  der  Untersnchungsanstalt  selbst  thätig  zu  sein.  Wir  müssen 
dem  Studirenden,  der  nach  dieser  Richtung  hin  sich  entwickeln  will,  Gelegen- 
heit geben,  die  factischen  Verhältnisse  kennen  zu  lernen.  Es  ist  eine  ganz 
andere  Sache,  meine  Herren,  wenn  wir  einen  Wein  mit  Fnchsinzusatz  n.  s.  w. 
verfälschen  oder  mit'  Heidelbeersaft  vermischen  oder  irgend  eine  andere  Ver- 
fälschungsmanipulation ähnlicher  Art  ausführen  und  dann  die  Untersuchung 
vornehmen  lassen,  als  wenn  wir  irgend  eine  Handelswaare  vor  uns  haben, 
an  welcher  sich  auffallende  Verhältnisse,  Verfälschungen  nachweisen  lassen. 

„Die  Möglichkeit  der  Durchführung  des  soeben  Entwickelten  unter- 
liegt keinerlei  Schwierigkeit.     Man  wird  den  jungen  Studirenden  nicht  als 
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Sachverständigen  in  einer  solchen  Anstalt  benatzen  und  aus  seinen  Unter- 
snchungen  das  Resultat  ohne  jede  Controle  ziehen,  man  wird  ihm  nur  das 
Material  geben,  wenn  es  vorliegt. 

„Es  könnte  hier  jedoch  die  Frage  aufgeworfen  werden:  das  Institut  ist  da, 
die  specielle  Einrichtung  ist  vorhanden,  aber  der  betreffende  Vor»tand,  dem  die 
Leitung  der  Anstalt  zu  seineu  Berufspflichten  als  Lehrer  übertragen  wird,  wird 
zu  sehr  mit  Arbeiten  überbürdet.  —  Die  bis  jetzt  gemachten  Erfahrungen  be- 
seitigen diese  Befürchtung,  sobald  einmal  die  Organisation  der  Anstalt  voll- 
endet ist,  und  das  nöthige  Personal,  vor  Allem  der  stellvertretende  Vorstand, 
vorhanden  ist.  Die  Erfahrung  hat  bei  uns  in  Bayern  gezeigt,  dass  die  Vorstände 
der  Untersuchungsanstalten  wohl  Beschäftigung  haben,  aber  nicht  mit  Arbeiten 
überbürdet  sind,  dass  dieselben  sehr  leicht  die  Untersuchungsanstalten  zu  leiten 
im  Stande  sind,  wenn  die  Organisation  einmal  besteht.  Ich  wünschte  daher, 
dass  die  Untersuchungsanstalten,  und  zwar  im  Wesentlichen  die  staatlichen, 
die  meines  Erachtens  mit  Untersuchungen  für  das  Publicum  nichts  zu 
schaffen  haben  sollten,  aus  dem  Grande  mit  höheren  Lehranstalten  vereinigt 
werden,  damit  der  Studirende  Gelegenheit  findet,  sich  in  zweckentsprechen- 
der Weise  für  den  Dienst  in  der  Untersuchungsanstalt  selbst  auszubilden. 

„Wir  kommen  zu  einem  weiteren  Gegenstände,  den  ich  in  Nummer  5 
zusammenfasse : 

Ein  Vertreter  der  Medicin,  am  besten  ein  Medicinalbeam- 
ter,  ist  einer  jeden  öffentlichen  Untersuchungsanstalt  als  Sach- 
verständiger und  Berather  zur  Seite  zu  stellen. 

„Wenn  ich  mir  erlaubt  habe,  diesen  Satz  aufzustellen,  so  glaube  ich 
einem  Bedürfniss  im  Allgemeinen  entsprochen  zu  haben ,  welches  sich  wohl 
in  vielen  Fällen  ergiebt,  namentlich  dort,  wo  der  Vorsteher  der  Unter- 
suchungsanstalt keine  allgemeine  mediciuische  Bildung  besitzt  Ist  die 
Untersuchungsanstalt  in  den  Händen  eines  Vertreters  der  Hygiene,  so  wird 
es  ja  nicht  nöthig  sein,  dass  ihm  ein  Berather  aus  mediciniscben  Kreisen 
zur  Seite  steht.  Dagegen  scheint  es  mir  aber  doch  von  grösster  Wich- 
tigkeit zu  sein,  dass  in  solchen  Fällen,  wo  kein  medicinischer  Sachverstän- 
diger direct  mit  der  Untersuchungsanstalt  in  naher  Beziehung  steht,  eine 
solche  Persönlichkeit  beigesellt,  gewissermaassen  als  Berather  beigegeben 
wird.  Man  könnte  mir  ja  allerdings  entgegenhalten :  das  ist  nicht 
Döthig;  bei  allen  unseren  Gerichtsverhandlungen  wird  ja,  wenn  auch  das 
Untersuchangsresultat  des  Chemikers  vorliegt,  vielfach  noch  ein  medici- 
nischer Sachverständiger  zugezogen,  wenn  es  sich  um  die  Frage  handelt, 
ob  gesundheitsschädlich  oder  nicht.  Das  ist  allerdings  richtig;  trotzdem 
erscheint  es  mir  aber  sehr  zweckmässig,  wenn  ein  medicinischer  Berather 
der  Anstalt  zur  Seite  steht,  da  vielfach  doch  der  chemische  Sachverständige 
in  die  Lage  kommt,  sich  im  Allgemeinen  zu  orientiren.  Es  ist  ja  gar  nicht 
nöthig,  dass  der  medicinische  Sachverständige  zum  Personal  der  Unter- 
suchungsanstalt gehört.  Das  wünsche  ich  gar  nicht.  Es  soll  nur  eine 
Persönlichkeit  vorhanden  sein,  uud  zwar  am  besten  ein  Medicinalbeamter, 
der  der  Untersuchungsanstalt  als  Berather  gewissermaassen  zur  Seite  steht 
und  in  dieser  Richtang  unterstützend  eingreifen  kann. 
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„Was  die  Einrichtang  der  Untersuch ungsanstalten  betrifft,  so  glaube 
ich  über  dieses  Thema  hier  keine  eingehende  Controverse  eröffnen  zu  sollen. 
Ich  habe  hier  bloss,  den  Bedürfnissen  entsprechend,  den  Schlusssatz  auf- 
genommen, welcher  lautet: 

Jede  öffentliche  Untersuchungsanstalt  soll|[neben  den  zu  chemi- 
schen Arbeiten  nothwendigen  Räumen  getrennte  Abtheilungen  für 
optische  und  spectralanalytische  Untersuchungen,  Gasanalysen, 
mikroskopische  und  bacteriologische  Arbeiten  besitzen. 

„Wir  haben  zur  Zeit  in  Deutschland  vielfach  vortrefflich  eingerichtete 
Untersuchungsanstalten,  namentlich  städtische,  die  schon  längere  Zeit  cxi- 
stiren,  und  die  als  Muster  dienen  können,  und  wir  haben  ja,  glaube  ich, 
über  diesen  Punkt  uns  hier  in  keiner  Weise  eingehend  zu  unterhalten,  da 
ich  voraussetzen  darf,  dass  diese  Frage  der  inneren  Plinrichtung  der  Uuter- 
Buchungsanstalten  eigentlich  im  Grossen  und  Ganzen  gelöst  ist,  auch  stet« 
von  Fall  zu  Fall  zu  erörtern  ist.  Ich  möchte  nur  betonen,  dass  bei  Er- 
richtung der  Untcrsuchungsanstalten  von  Seiten  der  Städte  und  des  Staats 
vor  allen  Dingen  für  eiue  genügende  Einrichtung  gesorgt  werden  muss, 
dass  nicht,  wie  das  vielfach  geschieht,  die  Untersuchungsanstalten  mit 
dürftigen  Laboratorien  in  Verbindung  gesetzt  werden.  Das  ist  nicht  die 
richtige  Art  des  Vorgehens,  wie  ich  mich  überhaupt  mit  den  Winkel- 
anstalten, die  vielfach  errichtet  worden  sind  und  noch  in  oft  dürftigster  Aus- 
stattung existiren,  sei  es  unter  Leitung  eines  vielbeschäftigten  Vertreters 
der  Naturwissenschaften  an  einer  Realschule,  eines  Apothekers  oder  son- 
stigen Sachverständigen,  nicht  einverstanden  erklären  kann.  Derartige  Ein- 
richtungen, die  oft  nur  errichtet  werden,  damit  das  Kind  den  Namen  hat, 
sind  zu  verwerfen,  denn  sie  können  den  Anforderungen  nicht  entsprechen, 
die  wir  an  die  Thätigkeit  einer  Untersuchungsanstalt  zu  stellen  haben  und 
bringen  oft  geradezu  den  Werth  der  Untersnchungsanstaltcn  in  Misscredit. 
Für  das  Publicum  kann  der  Apotheker  sowie  jeder  Sachverständige  an 
unseren  Mittelschulen  beratliende,  aufklärende  Person  sein  und  erfolg- 
reich wirken.  Für  die  Leitung  einer  öffentlichen  Staats-  oder  städtischen 
Untersuchungsanstalt  wird  der  Apothekenbesitzer,  dessen  wissenschaft- 
liche Qualification  ausser  Zweifel  stehen  kann,  nicht  geeignet  sein,  da  die 
absolute  Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit  dem  Publicum  gegenüber  fehlt. 

„Ich  gehe  nun  über  zum  Wirkungskreise  der  Untersnchungsanstaltcn, 
der  gerade  mit  Bezugnahme  auf  die  Gebrauchsgegenstande  wohl  eine  be- 
stimmte Begrenzung  erfahren  muss,  und  erlaube  mir  in  dieser  Richtung 
den  Schlusssatz  7.  aufzustellen,  der  lautet: 

Der  Wirkungskreis  der  Untersuchungsanstalten  soll  sich  nur 
auf  das  Gebiet  der  Nahrungs-  und  Genussmittel,  sowie  Gebrauchs- 
gegenstände erstrecken,  welch  letztere  einschliessen :  gefärbte  Gegen- 
stände aus  Holz,  Metall,  Kautschuk,  Papier,  Spiel waaren  überhaupt, 
Buntpapiere,  Beizen,  Leder,  Haus-  und  Küchengeräthe ,  Umhül- 
lungs-,  Verpackungs-Aufbewahrungsmaterialien,  Oblaten,  Petroleum 
und  Belcuchtungsmateralien,  Textilfabrikate,  Seifen  und  Kosmetika, 
Geheimmittel,  Zündmaterialien,  Wasser. 
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„Meine  Herren,  das  Gesetz  wendet  den  Ausdruck  ,Gebrauchsgegen- 
stände'  an.  Darunter  lässt  sich  vieles  verstehen.  Es  tritt  an  uns  die 
Frage  heran:  wollen  wir  nur  jene  Gegenstände  hineinziehen,  welche  wirk- 
lich in  den  Rahmen  des  Gesetzes  gehören,  oder  wollen  wir  etwas  weiter 
gehen  ?  An  die  Untersuchungsanstalten  treten ,  wie  die  Erfahrung  gezeigt 
hat,  die  verschiedensten  Fragen  heran.  Ein  städtisches  Unterauchungsamt 
wird  vielfach  nicht  bloss  zu  Gutachten  über  Nahrungs-  und  Genussmittel 
sowie  Gebrauchsgegenstände,  sondern  auch  zu  solchen  über  technische  Fra- 
gen in  Anspruch  genommen  und  mit  vollem  Recht.  Aber  trotzdem ,  meine 
Herren,  wünschte  ich  nicht,  dass  das,  was  ich  Untersuchungsanstalt 
nenne,  ein  technisches  Auskunftsbureau  für  das  grosse  Publicum,  für  Fabri- 
kanten U.S.W,  werden  soll.  Das  muss  vollkommen  getrennt  werden.  Unsere 
Untersuchungsanstalten  können  nicht  in  diesem  Sinne  technische  Auskunfts- 
bureaus sein,  wie  sie  in  der  That  zahlreich  existircn  und  mit  Erfolg  unter 
Leitung  der  tüchtigsten  Sachverständigen  vielfach  als  Privatinstitute  thätig 
sind.  Die  Gebrauchsgegenstände  schliessen  allerdings  eine  Menge  tech- 
nischer Gegenstände  ein;  ich  meine  aber,  dass  der  Vorstand  der  Unt«r- 
suchungsanstalt  nicht  dieser  Seite  besondere  Aufmerksamkeit  zuwenden 
soll.  Seine  erste  Aufgabe  muss  es  immer  sein,  als  Vorstand  dieser  Anstalt 
in  erster  Linie  ausschliesslich  den  Nahrungs-  und  Genussmitteln  und  den 
Gebrauchsgegenständen  in  einer  gewissen  Begrenzung  seine  Aufmerksam- 
keit zuzuwenden.  Ich  habe  mir  erlaubt,  eine  Reihe  von  Gegenständen  zu- 
sammenzufassen, allerdings  in  dem  Bewusstsein,  dass  ich  nicht  alles  in  die- 
sen Rahmen  in  detaillirter  Fassung  eingeschlossen  habe,  und  ich  darf 
vielleicht  gerade  an  dieser  Stelle  die  betreffenden  Materialien  einmal  be- 
zeichnen, da  es  mir  wichtig  erscheint,  den  Ausdruck  „Gebrauchsgegenstände^ 
in  irgend  einer  Weise  präcisirt  zu  wissen.  Ich  möchte  in  den  Wirkungs- 
kreis der  Untersuchungsanstalten  mit  dem  Namen  Gebrauchsgegenstände 
eingeschlossen  wissen:  Gefärbte  Gegenstände  aus  Holz,  Metall,  Kautschuk, 
Papier,  Spiel waaren  überhaupt.  Also  ich  habe  eigentlich  hier  im  Grossen 
und  Ganzen  zunächst  die  Spielwaaren  im  Auge,  mit  Berücksichtigung  der 
verschiedenen  Farben ,  die  eben  bezüglich  ihrer  Gesundheitsschädlichkeit  ja 
stets  näher  in  Berücksichtigung  gezogen  werden  müssen.  Die  Buntpapiere 
reihen  sich  an,  die  ja  allerdings  mit  den  Spielwaaren  mehr  oder  weniger  in 
Zusammenhang  stehen,  dann  gehören  hierher  die  Anstrichfarben,  die  Bei- 
zen, Leder,  Haus-  und  Küchengeräthe,  UmhüUungs-,  Verpackung»- ,  Auf- 
bewahrungsmaterialien. Oblaten  sind  auch  wohl  zu  nennen,  Petroleum-  und 
Beleuchtnngsmaterialien ,  selbstverständlich  Leuchtgas  mit  eingeschlossen. 
Begreiflicher  Weise  müssen  auch  die  Textilfabrikate  hier  mit  aufgeführt 
werden,  unter  allen  Verhältnissen  Seifen  und  Kosmetika,  Geheimmitte], 
Zündmaterialien,  endlich  das  Wasser  als  Nahrungsmittel,  wie  zu  technischen 
Zwecken.  —  Vielleicht  dürfen  wir  hier  noch  der  Conservirungs-  und 
Desinfectionsmaterialien  gedenken,  die  ich  bis  jetzt  nicht  aufgenom- 
men habe,  die  aber  jedenfalls  in  unseren  Untersuchungsanstalten  vielfach 
Gegenstand  näherer  Untersuchung  und  Prüfung  sind. 

„Bei  dieser  Gelegenheit  kommen  wir  aber  zu  einer  Unterfrage,  die 
allerdings  nicht  streng  in  dem  Rahmen  meines  Referates  liegt,  die  sich  aber 
doch    auf   die    Ausdehnung,    auf    den    Wirkungskreis    der   Uutersuchuugs- 
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anstalten  bezieht.  Sie  haben  vielleicht  vermisst,  dass  ich  nicht  die  forensi- 
schen, die  sogenannten  gerichtlich  -  chemischen  Untersnchnngen  mit  in  den 
Wirkungskreis  hineingezogen  habe,  also  die  Leichenuntersuchungen,  Ver- 
giftungsf ragen  u.  s.  w.  Sie  sind  absichtlich  von  mir  weggelassen  wor- 
den, allerdings  muss  ich  sagen,  aus  mehr  oder  weniger  egoistischen  Grün- 
den. Mir  hat  nämlich  die  Organisation  vorgeschwebt,  die  wir  bei  uns  in 
Bayern  haben,  wo  bekauntlich  für  das  ganze  Königreich  drei  Chemiker  an- 
gestellt sind,  die  für  sämmtlichc  Provinzen  in  gerichtlichen  Fällen  die 
Untersuchung  durchzuführen  haben.  Wir  haben  drei  Medicinalcomites, 
welche  ihren  Sitz  an  den  drei  Landes  Universitäten  haben ,  und  einem  jeden 
Medicinalcomite  ist  ein  Chemiker  beigegeben,  der  ausschliesslich  diese 
chemischen  Untersuchungen  von  gerichtlichen  Fällen,  also  die  forensischen 
Arbeiten ,  durchzuführen  hat.  Soviel  mir  bekannt  —  ich  kann  mich  ja 
auch  irren  —  existirt  diese  Organisation  allerdings  nur  in  Bayern,  wäh- 
rend wir  in  anderen  Ländern  andere  Einrichtungen  haben.  Ich  muss 
offen  gesteheu,  dass  ich  mich  in  dieser  Frage  für  nicht  ganz  competent 
halte.  Ob  es  richtig  ist,  die  rein  forensischen  Untersuchungen  mit  den 
Untersuchungsanstalten  zu  vereinigen,  weiss  ich  selbst  nicht.  Ich  für 
meine  Person  wünsche  nicht,  dass  die  rein  forensischen  Fragen  in  der 
Untersuchungsanstalt  zur  Ausführung  gelangen  und  halte  die  Einrichtungen 
in  meinem  engeren  Vaterlande  für  sehr  zweckmässig. 

„Wir  kommen  nun  zu  dem  letzten  Satze  meiner  Schlusssätze,  zur  Frage 
der  Einführung  einheitlicher  allgemein  gültiger  Bestimmungen  über  die  Aus- 
übung der  Controle  auf  dem  Gebiete  der  Nahrungs-  und  Genussmittel, 
sowie  der  Gebrauchsgegenstände  in  Betreff  der  Probeentnahme,  der  Be- 
theiligung der  Untersuchungsanstalten  bei  der  Ausübung  der  Lebensmittel- 
polizci  überhaupt  uod  endlich,  was  ja  immer  noch  das  dringendste  Bedürfniss 
ist,  wenn  auch  bereits  noch  so  viel  auf  diesem  Gebiete  gearbeitet  worden 
ist,  der  Feststellung  einheitlicher  Untersuch uogs-  und  Beurtheilungsnormen. 
Dass  hier  ein  Bedürfniss  vorliegt,  wird  Jedermann  zugeben  müssen,  der 
die  Thätigkeit  der  Untersuchungsanstalten  auf  dem  Gebiete  der  Lebens- 
niittelcontrole  kennt.  Welche  Ungeschicklichkeiten  bisher  allein  bei  der  Probe- 
entnahme von  Lebensmitteln  geschehen  sind,  ist  gar  nicht  zu  schildern,  und 
es  ist  auch  ganz  begreiflich,  dass  der  Kaufmann,  derjenige,  der  die  Lebens- 
mittel verkauft  und  für  die  Reinheit  eintreten  muss,  sich  bei  den  Behörden 
über  die  Ungeschicklichkeit,  über  die  Art  und  Weise,  wie  die  Probeent- 
nahme stattfindet  n  beschwert.  Wenn  es  factisch  vorkommt,  dass  jetzt  noch 
in  grösseren  Städten  die  Lebensmittel  gekauft  und  die  Proben  von  Seiten 
des  Vertreters  der  Polizei  in  der  Weise  entnommen  werden,  dass  der  Polizei« 
anwalt  oder  wie  die  betreffenden  Persönlichkeiten  sich  nennen,  Kinder  in 
Kaufläden  schickt,  um  die  Proben  zu  entnehmen  und  sie  dann  der  Unt-er- 
suchungsanstalt  in  einem  Korbe  offen  hinträgt,  wenn  derartige  Ungeschick- 
lichkeiten immer  noch  vorkommen,  so  ist  ja  durch  diese  einfache  Thatsache 
das  dringende  Bedürfniss  unbedingt  festgestellt.  Es  wäre  sehr  wünschens- 
werth ,  dass  hier  eine  Einheit  erzielt  wird ,  dass  nicht  bloss  wieder  jedes 
Land  für  sich  seine  ganz  speciellen  Bestimmungen  erlässt,  sondern  dass  in 
dieser  Richtung  wirklich    einmal  durchgreifend   eine  Organisation  für  das 
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ganze  Reich  geschaffen  wird ,  die  diese  Frage  feststellt.  Es  wird  ja  bei- 
spielsweise vielfach  noch  die  Frage:  „hat  der  Vertreter  der  Untersuchungs- 
anstalt  das  Recht,  in  Gemeinschaft  mit  einem  Polizeivertreter  eine  Probe  zn 
entnehmen  oder  hat  er  es  nicht**,  verschieden  iuterpretirt.  Mir  ist  es  noch 
nicht  YoUständig  klar,  ob  solches  möglich  ist,  ob  nicht  der  Kaufmann  unter 
Umständen  das  Recht  hat,  den  Betreffenden  zur  Thür  hinaus  zu  weisen, 
wenn  er  hintritt  und  eine  Probe  verlangt.  Ich  selbst  habe  schon  die  ver- 
schiedenartigsten Anschauungen  und  Aeusserungen  hören  müssen,  die  es 
wünschenswerth  erscheinen  lassen,  präcisere  Bestimmungen,  vor  Allem  ein- 
heitliche Organisationen  anzustreben.  Es  ist  auch  von  der  erheblichsten 
Wichtigkeit,  dass  einmal  in  dieser  Beziehung  eine  gewisse  Vorschrift  exi- 
stirt,  dass  nicht,  wie  es  thatsächlich  der  Fall  ist,  in  jeder  Stadt  möchte  ich 
sagen,  die  Probeentnahme  eine  andere  ist,  die  Art  und  Weise  der  Durch- 
fahrung der  Lebensmittelcontrole  eine  andere  ist,  immer  Verschiedenheiten 
zu  Tage  treten ,  der  eine  diese ,  der  andere  jene  Ansicht  hat.  Schon  aus 
diesem  Grunde  wäre  es  wünschenswerth,  wenn  endlich  einmal  eine  Einheit, 
speciell  in  Bezug  auf  die  Art  und  Weise  der  Probeentnahme  und  der  Be- 
theiligung der  Untersuchungsanstalten  bei  der  Ausübung  der  Lebensmittel- 
polizei, festgestellt  werden  könnte.  Wie  wichtig  einheitliche  Untersuchungs- 
und  Beurtheilungsnormen  sind ,  bedarf  wohl  hier  keines  weiteren  Beweises. 
Wir  haben  ja  leider  in  dieser  Richtung  sehr  viel  Lehrgeld  geben  müssen, 
eben  veranlasst  durch  die  verschiedenartige  Auffassung  und  Beurtheilung 
der  Resultate  der  Untersuchung  unserer  Lebensmittel,  vorzugsweise  ge- 
wisser Glassen  von  Lebensmitteln,  sei  es  von  Seiten  der  Sachverständigen, 
sei  es  von  Seiten  der  Gerichtsbehörden.  Dass  diese  Verhältnisse  sich  ge- 
bessert haben,  ist  eine  erfreuliche  Thatsache,  und  wir  können  ja  auch  wohl 
constatiren,  dass  die  «Sachverständigen  ununterbrochen  thätig  und  bestrebt 
sind,  diese  Fragen  weiter  auszubilden,  die  Untersuchungsmethoden  und 
Beurtheilungsnormen  einheitlich  zu  gestalten.  Aber  trotzdem,  meine  Herren, 
sind  wir  noch  nicht  am  Ziele.  Wir  haben  noch  keine  idealen  Zustände 
nach  dieser  Richtung  hin,  und  werden  darum  zur  Frage  gedrängt:  Ist  es 
nicht  wünschenswerth,  dass  das  Reich  sich  dieser  Sache  annimmt?  Sollten 
nicht  von  Seiten  des  Reiches  ständige  Commissionen,  aus  Sachverständigen 
zusammengesetzt  mit  juristischem  Beirath,  eingerichtet  werden,  die  sich  mit 
dieser  Frage  beschäftigen,  die  von  Jahr  zu  Jahr  über  den  Stand  der  Frage 
berichten?  Es  brauchen  ja  keine  Gesetze  hierüber  erlassen  zu  werden, 
sondern  es  sollen  eben  für  die  Untersuchung  und  für  die  Beurtheilung 
eines  jeden  Nahrungs-  und  Genussmittels  vor  allen  Dingen  einheitliche 
Untersuchungsmethoden  geschaffen  und  einheitliche  Gesichtspunkte  in  Be- 
zug auf  die  Beurtheilung  festgestellt  werden ,  die  von  dieser  Reichscommis- 
sion  zur  Mittheilung  gelangen.  Eine  solche  ständige  Coramission  des  Reiches, 
welche  sich  je  nach  Bedürfniss  durch  weitere  Sachverständige  zu  ergänzen 
hat,  wird  einen  segensreichen  Wirkungskreis  zu  entfalten  haben,  wird  aller- 
dings manches  Geschaffene  den  Forschungen  der  Wissenschaft  entsprechend 
wieder  umstossen  und  Neuerungen  veranlassen.  Sicher  wird  aber  nach 
meinem  Dafürhalten  durch  eine  solche  Maassregel  oder  ihr  verwandte  Orga- 
nisationen nur  allein  die  vollendete  Handhabung  des  Nahrungsmittel- 
gesetzes  im  Deutschen  Reiche  möglich  sein. 
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„Meine  HerreD,  ich  bin  zu  Ende  und  glaube,  die  wesentlichen  Punkte 
in  speciellere  Erwägungen  gezogen  zu  haben,  welche  mich  veranlassten, 
diese  11  Schlusssätze  aufzustellen.  Ich  stehe  zu  jeder  weiteren  Auskunft 
bereit  und  bitte  Sie,  gerade  auch  über  die  Art  und  Weise  der  Behandlung 
dieses  umfangreichen  Themas  Ihre  Meinung  zu  äussern.^ 

Der  Vorsitzende  eröffnet  hierauf  die  Discussion  und  theilt  mit, 
dass  ein  Antrag  des  Herrn  Syndicus  Dr.  Eras  (Breslau)  eingegangen 
sei,  der  den  Schlusssätzen  des  Herrn  Referenten  noch  als  Nr.  12  folgenden 
Satz  beizufügen  wünscht: 

„Man  sollte  nicht  länger  zögern,  auf  Grund  des  §.  5  des  Ge" 
setzes  vom  14.  Mai  1879  mittelst  besonderer  Verordnung  fest- 
zustellen ,  welche  Arten  der  Herstellung  der  gebräuchlicheren 
Nahrungs-  und  Genussmittel  zulässig  resp.  verboten  sind  und  in 
welchen  Maximal-  resp.  Miuiinalmengeu  die  hauptsächlich  in  Betracht 
kommenden  chemischen  Stoffe  darin  enthalten  sein  dürfen,  resp. 
vorhanden  sein  müssen." 

Zur  Begründung  dieses  Antrages  ertheilte  der  Vorsitzende  zunächst 
dem  Antragsteller  das  Wort 

Syndicus  Dr.  EraS  (Breslau)  stimmt  der  von  dem  Herrn  Referenten 
gethanen  Aeusserung  bei,  dass  nicht  geleugnet  werden  könne,  dass  nament- 
lich in  der  ersten  Zeit  seitens  der  Sachverständigen,  die  sich  mit  der  Hand- 
habung des  Nahrungsmittelgesetzes  zu  befassen  gehabt  haben,  verschiedene 
Missgriffe  gemacht  worden  seien.  Wenn  wohl  Niemand  bezweifle,  dass  eine 
Controle  über  die  Beschaffenheit  der  Nahrungs-  und  Genassmittel  im  öffent- 
lichen Interesse,  wie  im  Interesse  des  Gewerbetreibenden  selbst  dringend 
geboten  erscheine,  so  könne  eine  solche  Controle,  wenn  sie  sehr  streng 
gishandhabt  werde,  doch  unter  Umständen  Handel  und  Gewerbe  tief  schä- 
digen. Der  Herr  Referent  scheine  der  Ansicht,  dass  mögliebst  sorgfaltige 
Ausbildung  der  Sachverständigen,  zweckmässige  Organisation  der  betreffen- 
den Untersuchungsanstalten,  die  grösste  Sorgfalt  bei  der  Entnahme  der 
Proben  und  dergleichen  Handel  und  Verkehr  gegen  Belästigungen  und 
gegen  unberechtigte  Eingriffe  sichere  und  habe  desshalb  in  seinen  Resolu- 
tionen gerade  diese  Punkte  besonders  betont.  Aber  alle  Praxis  der  einzel- 
nen Sachverständigen,  alle  Thätigkeit  der  bestorganisirten  Untersuchungs- 
ämter  werde  nicht  im  Stande  sein,  weder  heute  noch  künftig,  eine  Lücke 
auszufüllen,  die  in  dieser  Beziehung  bestehe.  Die  Frage,  was  Bier,  was 
Wein  sei,  welche  Beschaffenheit  ein  Trinkbranntwein  haben  müsse  und  der- 
gleichen ,  sei  fast  so  schwer  zu  beantworten ,  wie  die  schon  im  Alterthum 
aufgeworfene  Frage,  was  Wahrheit  sei,  und  die  Ansichten  der  verschiedenen 
Gelehrten  pehen  darin  oft  sehr  weit  auseinander.  So  dürfe  z.  B.  eine  ge- 
wisse Art  Tapeten  in  Preusscn  nicht  hergestellt  werden,  die  in  Württem- 
berg noch  heute  fortgesetzt  gearbeitet  werde,  weil  man  dort  der  Ansicht 
sei,  dass  durch  das  sehr  geringe  Quantum  einer  giftigen  Farbe  die  Tapete 
an  sich  noch  nicht  zu  eiuem  verbotenen  Gebrauchsgegenstande  werde.  Wie 
schwer  diese  Verschiedenheit  der  Ausschlag  gebenden  Ansichten  mitnntcr 
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der  KaufmaDDstand  empfinde,  zeige  ein  Beispiel,  das  sich  neuerdings  in 
Breslau  zugetragen  habe:  £in  Specereihändler  habe  vor  etwa  zwei  Jahren 
von  einem  Obstwein fabrikanten  in  der  Provinz  ein  Fass  Apfelwein  bezogen, 
der  als  er  angekommen,  noch  nicht  einmal  zum  Abfüllen  reif  gewesen  sei. 
Von  diesem  Apfelwein  habe  ein  Polizeibeamter  Probe  entnommen  und  die 
chemische  Untersuchung  habe  ergeben,  dass  der  Wein  ungefähr  15  Proc. 
Alkohol  und  ausserdem  auch  noch  etwas  Fuselöl  enthalte.  Daraufhin  sei 
dem  Kaufmann  untersagt  worden,  den  Apfelwein  zu  verkaufen,  dieser  habe 
ihn  dem  Fabrikanten  wegen  nicht  vertragsmassiger  Beschaffenheit  zur  Ver- 
fügung gestellt,  der  Fabrikant  aber  habe  den  Kaufmann  auf  Abnahme  ver- 
klagt. Das  Amtsgericht  habe  verschiedene  Gutachten  eingeholt  und  darauf- 
hin erkannt,  dass  der  betreffende  Kaufmann  zur  Abnahme  des  Obstweins 
verpflichtest  sei,  weil  nach  Ansicht  der  maassgeblichsten  Sachverständigen 
ein  Alkoholgehalt  von  15  Proc.  bei  Apfelwein  keineswegs  zu  gross  sei  und 
weil  allerdings  wohl  Spuren  von  Fuselöl  vorhanden  seien,  aber  nach  An- 
sicht der  Medicinalbehörde  nicht  in  solchem  Maasse,  dass  dadurch  der 
Apfelwein  nicht  mehr  zum  Genuss  tauglich  sei.  Der  Kaufmann  nun  habe 
den  Apfelwein  und  die  Processkosten  bezahlt  und  dann  bei  der  Polizei- 
behörde den  Antrag  gestellt,  sie  möge  nunmehr  den  Apfelwein  zum  Ver- 
kauf frei  geben.  Der  Polizeipräsident  aber  habe  rescribirt:  da  in  dem  frag- 
lichen Apfelweim  nach  dem  Ergebniss  der  chemischen  Untersuchung  fusel- 
haltiger  Alkohol  enthalten  und  derselbe  daher  gesundheitsschädlich  sei, 
mache  sich  der  Kaufmann  durch  Verkauf  desselben  nach  §.12  des  Nah- 
rungsmittelgesetzes strafbar!  Der  Bezirkscommissarius  aber  —  nur  als 
Curiosum  sei  dies  beigefügt  — ,  der  dem  Kaufmann  die  betreffende  Ver- 
fugung überbracht  habe,  habe  ihm  den  guten  Rath  gegeben,  er  möge  noch 
etwas  Alkohol  zu  dem  Obstwein  giessen  und  ihn  dann  als  Branntwein  ver- 
kaufen ! 

Wohl  Jeder,  der  bei  der  Abfassung  des  Nahrungsmittelgesetzes  vom 
14.  Mai  1879  mitgearbeitet  habe,  werde  sich  bewusst  gewesen  sein,  dass 
bestimmte  Ausführungsverordnungen  hinzutreten  müssen,  um  die- 
ses Gesetz  für  die  Untersuchungsanstalten  zu  einem  wirklich  brauchbaren 
und  handlichen  zu  machen  und  um  nicht  nur  Missgriffen  vorzubeugen, 
sondern  auch  vor  allen  Dingen,  um  dem  Verkehr  eine  gewisse  Sicherheit  zu 
geben.  Das  Gesetz  selbst  schreibe  in  seinem  §.  5  vor,  dass  „zum  Schutze 
der  Gesundheit*'  solche  Verordnungen  von  der  kaiserlichen  Regierung  er- 
lassen werden  können;  richtiger  heisse  es  in  dem  Gesetz  vielleicht:  „zum 
Schutz  der  Gesundheit  und  zur  Sicherung  des  Verkehrs".  Jedenfalls  aber 
müsste  eine  solche  kaiserliche  Verordnung  erlassen  werden,  in  welcher 
z.  B.  bestimmt  ausgesprochen  werde,  was  Wein  sei,  welche  Bestandtheile 
er  enthalten  müsse  und  in  welchem  als  Maximum  und  Minimum  zulässigen 
Verhältniss;  das  Gleiche  gelte  von  Bier,  Obstwein,  Branntwein.  Wenn  man 
eine  solche  Verordnung  nicht  fordere,  weil  man  sage,  dass  dies  die  Praxis 
machen  möge,  oder  dass  der  Erlass  solcher  Ausführungsverordnungen  den 
Herren  im  Reichsgesundheitsamt  zu  viel  Schwierigkeiten  bereite,  so  heisse 
dies  einfach,  die  Verlegenheit  von  den  kräftigeren  Schultern  der  hervor- 
ragendsten Fachmänner  im  Reiche  auf  weniger  kräftigere  Schultern  abwäl- 
zen,   es  heisse,    wenn  die    grossen   Herren    in  einem  heiklen   Falle  nicht 
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Herrn    Referenten   beantragt    i 
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landesrath  FOSS  (Dauzig)  beantragt,  nicht  in  die  0 
einzelnen  Schlusssätze  einschlieBslich  des  Antrags  des  Uerru  E 
zutreten.  So  viel  ihm  bekannt,  sei  eine  solche  Ansf&hrnni 
seitens  der  Reich sbeh Orden  wesentlich  desahalb  noch  nicht  e 
(,8  den  Sachverständigen  noch  nicht  gelungen  sei,  derartige  h 
zu  finden,  mit  denen  Handel  und  Gewerbe  sich  einverBUo 
könne.  Wolle  der  Verein  auf  dem  von  Herrn  Dr.  Eraa  bot; 
etwas  erreichen,  so  sei  das  einzige  Mittel  dazu,  da«8  der  Ver< 
misfiion  erwähle  und  dieser  den  Auftrag  gebe,  gana  bestimm 
KU  machen,  die  dann  seitens  des  Vereins  bei  dem  Reichsgeau] 
befürworten  wären.  Einer  blossen  neachlnssfassung  ira  Sinn 
tiou  des  Herrn  Dr.  Eraa  scheine  es  ihm  nicht  BU  bedürfei 
Btrebenswerthe  solcher  Ausfflhrnngsbestimmungen  ganz  all 
kannt  sei.  Aehnlicb  sei  es  mit  den  anderen  Thesen,  die  ja 
Büglicbe  und  Üelieriigungswerthe  enthielten,  aber  auch  1 
zweckmässig  fortbleiben  würde,  so  namentlich  §.  10,  der 
Seite  der  Frage  berühre,  die  in  den  verschiedenen  Theilen 
eine  sehr  verschiedene  Behandlung 
Herrn  Referenten  vollständig  bei,  dt.    . 

NahrungB^ittelgeeeta  eigentlich  noch  Fleisch  und  Blut  ge| 
niasse.  Wenn  es  gelhige,  lebenskräftige  Behörden  zu  schaffei 
Praxis  und  Fühlnng  mit  Handel  und  Wandel  festere  Grunds 
machen,  dann  we.de  es  auch  möglich  werden,  wirklich  p-e 
muugen  aufzustellen  nnd  im  Wege  der  Verordnung  und 
Sätze  zu  schaffen,  die  von  den  reaommirten  und  angesehenen 
Bierbrauern    nnd    anderen   Gewerbetreibenden    von    vornber 

Bürgermeister  Franckc  (Stralsundi  tritt  den  Woni 

redners  entgegen  und  bittet  die  Versammlung,  sich  mit  dem 
Gegeuätand  doch  eingehender  zu  beschäftigen  und  in  eine 
selben  einzutreten.  Der  Herr  Referent  habe  gewisserma« 
sprach  darauf,  dass  seine  Ansichten  hier  zur  Besprechung  B 
nnd  fraglich  kftnne  nur  allenfalls  sein,  ob  man  in  die  Bes 
einzelneu  These  eintreten  aolle  oder  ob  sich  diese  nur  auf  ' 
Grundsätze  erstrecken  solle.  Ihm  scheine  es  verfrüht,  sct 
die  Einzelheiten  einzugeben,  wie  die  AnsUlten  einzurichten 
als  Mitglieder  derselben  anzustellen,  welche  Gegenstände  B 
ehe  man  sich  darüber  klar  sei,  ob  die  ganze  Einrichtung  i 
Gesundheitspflege  nöthig  sei.  Das  aber  scheine  ihm  vor  Ali 
dass  sich  der  Verein  über  die  allgemeine  Frage  ansspreche, 
Untersuchungsstntionen  in  den  Städten  und  auch  ainbiilaii 
nannt  worden  seien,  für  Sie  Undliche  Bevölkerung  im  Intel 
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Beamten.  Dem  Verlangen  des  Herrn  Referenten  nach  einer  besseren  natur- 
wissenschaftlichen Grundlage,  als  sie  bis  jetzt  üblich  sei,  stimme  er  voll 
und  ganz  bei  und  ebenso  der  Ansicht,  dass  fast  noch  wichtiger  als  die 
richtige  Ausführung  der  Untersuchung  die  hygienische  Beurtheilung  sei. 
Darum  sei  diese  Seite  des  Unterrichts,  mit  der  es  meist  noch  sehr  traurig 
aussehe,  ebenfalls  von  der  grössten  Wichtigkeit  und  liege  hierin  ein  neuer 
Hinweis,  wie  durchaus  nothwendig  es  sei,  dass  an  den  Hochschulen  und 
technischen  Lehranstalten  endlich  der  Hygiene  die  ihr  gebührende  Stelle 
angewiesen  werde.  Wenn  der  Herr  Referent  vielleicht  einen  besonderen 
Hinweis  in  dieser  Richtung  für  entbehrlich  halte,  so  beruhe  dies  darauf, 
dass  eben  in  Bayern  für  den  hygienischen  Unterricht  schon  bedeutend  mehr 
gethan  sei  als  in  Preussen,  wo  ausserdem  auch  noch  nicht  einmal  eine  eines 
grossen  modernen  Staates  würdige  Sanitätsorganisation  bestehe,  an  die  sich 
die  Organisation  der  Nuhrungsmittelämter  als  neues  Einzelglied  sicher 
und  desshalb  mit  der  Hoffnung  grösster  Leistungsfähigkeit  anschliessen 
könne. 

Als  dritter  Hauptgegenstand  sei  dann  die  Abgrenzung  des  Gebietes 
im  Einzelnen,  die  Gegenstände  der  Untersuchung,  Bestimmungen  über  Gren- 
zen und  Maximalzahlen  zu  bezeichnen.  Doch  seien  diese  Fragen  wieder 
so  umfassend  und  zum  Theil  so  verschiedener  Beurtheilung  zugänglich, 
dass  zu  vielen  definitiven  Bestimmungen  noch  die  Arbeit  von  Jahren  er- 
forderlich sei.  Was  nach  dieser  Richtung  praktisch  durchführbar  sei,  habe 
die  Vereinbarung  der  bayerischen  Chemiker  in  trefflicher  Weise  gebracht  und 
sie  habe  dadurch  eine  vorläufig  brauchbare  Ausführungsbestimranng  ins  Leben 
gerufen,  von  der  nur  zu  wünschen  sei,  dass  ihr  reiches  Material  zusammen 
mit  dem  im  Gesundheitsamt  gewonnenen  Material  bald  zu  allgemeinen  Be- 
stimmungen führen  möchte,  die  den  Unsicherheiten  des  gegenwärtigen  Zn- 
standes  ein  Ende  machen. 

Director  Dr.  Schmidt  (Wiesbaden)  erklärt  sich  auf  Grund  seiner 
jahrelangen  praktischen  Erfahrungen  mit  den  Ausführungen  und  Schluss- 
sätzen  des  Herrn  Referenten  im  Wesentlichen  einverstanden,  wenn  ihm 
auch  immerhin  Einiges  zu  Bedenken  Anlass  gebe.  Im  Jahre  1884  habe 
dasselbe  Thema  den  Niederrheiniscben  Verein  für  öffentliche  Gesundheits- 
pfiege  beschäftigt  und  der  Verein  habe  damals  beschlossen,  auf  die  vom 
Herrn  Referenten  aufgestellten  Einzelthesen  nicht  einzugehen  und  folgende 
drei  Sätze  angenommen: 

Die  Versammlung  erklärt  es  für  dringend  wünschenswerth: 

1.  dass  in  jedem  Regierungsbezirk  mindestens  ein  Untersucbungs- 
amt  für  Lebensmittel  und  für  physiologisch  -  chemische  und 
bacteriologisch  -  hygienische  Arbeiten  gegründet  wird; 

2.  dass  die  zur  Leitung  und  Arbeit  an  diesen  Aemtern  berufenen 
Personen  in  Staatsanstalten  (Universitäten,  Hochschulen,  Acade- 
mieen)  vorgebildet  und  staatlich  für  qualificirt  erklärt  werden 
müssen ; 

3.  dass  ausser  diesiMu  Bezirksamt  möglichst  zahlreiche  örtliche 
UntiTsuchungsämtor  eingerichtet  werden. 
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Mit  diesen  drei  Sätzen  sei  im  Wesentlichen  alles  das  gesagt,  was  der 
Herr  Referent  ansgesprocben  habe  und  wenn  es  desshalb,  wie  einzelne 
Herren  betont,  zu  weit  führen  würde,  in  die  Discussion  der  einzelnen  The- 
sen einzutreten,  so  dürfe  es  sich  vielleicht  empfehlen  zu  heschliessen ,  der 
Deutsche  Verein  für  öfifentliche  Gesundheitspflege  stehe  auf  dem  Boden  der 
vom  Niederrheinischen  Verein  unter  dem  8.  November  1884  gefassten  Be- 
schlüsse und  erkläre  es  für  dringend  wünschenswerth ,  dass  seitens  der 
Staats-  nnd  Communalbehörden  diesen  Folge  gegeben  werde. 

Oberbürgermeister  BÖtticher  (Magdeburg)  stimmt  dem  Antrag 
des  Herrn  Director  Schmidt  bei.  Es  sei  ganz  unmöglich,  dass  der  Ver- 
ein sich  hier  über  jeden  einzelnen  Paragraphen  schlüssig  mache,  auf  den 
Antrag  des  Herrn  Director  Schmidt  aber  könne  sich  die  Versammlung 
vereinigen  und  dadurch  erklären,  dass  der  Verein  für  die  Einführung  sol- 
cher Untersuchungsstationen  sei,  die  einzelnen  Detailbestimmungen  aber 
weiteren  Berathungen  vorbehalte. 

Referent  ProfeSSOr  Dr.  Hilger:  „Meine  Herren,  ich  halte  mich 
für  verpflichtet,  im  Interesse  der  Sache,  Sie  auf  die  Grundgedanken  auf- 
merksam zu  machen,  die  mich  bei  der  Bearbeitung  des  Referates  selbst  ge- 
leitet haben.  Als  ich  von  dem  verehrten  Ausschuss  des  Vereins  für  öffent- 
liche Gesundheitspflege  den  Auftrag  erhielt,  mich  über  die  Frage  der 
Errichtung  von  Gesundheitsanstalten  zu  äussern,  glaubte  ich  Alles,  was  in 
dieser  Richtung  anzustreben  sei,  in  möglichst  gedrängter  Form  zusammen 
fassen  zu  sollen.  Das  ist  der  Grundgedanke  gewesen,  der  mich  bei  der 
Ausarbeitung  des  Referats  geleitet  hat,  und  ich  habe  selbstverständlich 
niemals  daran  gedacht,  dass  wir  heute  an  dfesem  Orte  die  einzelnen 
Fragen  detaillirt  berathen  würden.  Solches  hat  mir  fern  gelegen.  Ich 
habe  nur  diese  Schlusssätze  aufgestellt,  um  eine  möglichst  vollkommene 
Uebersicht  über  das  gesammte,  wie  wir  alle  wissen,  ziemlich  umfangreiche 
Gebiet  zu  geben,  und  ferner  die  hier  noch  zu  erfüllenden  noth wendigen 
Bedürfnisse  zu  kennzeichnen.  Ich  glaube,  dass  es  in  der  That  für  die  Ent- 
wickelung  dieser  Frage  bedeutungsvoll  wäre,  wenn  der  Deutsche  Verein 
für  öffentliche  Gesundheitspflege  sich  dahin  ausspricht,  dass  er  im  Wesent- 
lichen mit  meinen  Intentionen  in  dieser  Frage  einverstanden  ist,  ohne 
dass  er  die  einzelnen  Paragraphen  unterschreibt  und  sie  als  unfehlbar 
hinstellt. 

„Mir  sind  ja  die  Beschlüsse  des  Niedcrrheiuischen  Vereins  für  öffentliche 
Gesundheitspflege  selbstverständlich  bekannt  gewesen.  An  diesen  Be- 
rathungen war  ich  sogar  insofern  auch  betheiligt,  als  ich  indirect  dem  be- 
treffenden Herrn  Referenten  meine  Erfahrungen,  die  ich  bereits  in  Bayern 
gemacht  hatte ,  zur  Benutzung  mitgetheilt  habe.  Ich  bin  ganz  damit  ein- 
verstanden, dass  wir  uns  diesem  Beschluss  anschliessen.  Aber  andererseits 
glaube  ich,  dass  es  doch  zweckmässig  wäre,  wenn  die  Versammlung  in 
irgend  einer  Weise  ausspricht,  dass  sie  mit  meinen  11  Schlusssätzen  im 
Grossen  und  Ganzen  einverstanden  ist  und  sie  zur  Kenutniss  genommen 
hat,  sich  aber  demselben  Beschluss  anschliesst,  den  schon  ein  anderer  Ver- 
ein für  öffentliche  Gesundheitspflege  seinerseits  ausgesprochen  hat. 
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„Meine  Herren ,  ich  bemerke  dabei ,  dass  ich  von  vornherein  auf  den 
§.10  verzichte,  auf  den  ich  gar  keinen  Werth  lege.  Diesen  Paragraphen 
habe  ich  nur  aufgeBtellt,  um  anzudeuten ,  dass  es  auch  in  der  angedeuteten 
Weise  möglich  ist,  die  Mittel  zur  Erhaltung  der  Untersuchungsanstalten 
zusammenzubringen.  Aber  ich  gebe  vollkommen  zu,  dass  wir  uns  hier 
nicht  Über  solche  Fragen  aussprechen  können.  Ebenso  bemerke  ich,  was 
die  regelmässige Controle  betrifft,  dass  ich  darunter  selbstverständlich 
eine  solche  verstanden  habe,  die  nicht  alle  vier  Wochen  an  einem  bestimm- 
ten Tage  stattfindet,  sondern  ohne  Kenntniss  der  Betheiligten.  Ich  ersuche 
daher  die  Versammlung,  die  von  mir  aufgestellten  Schlusssätze  in  dem 
von  mir  soeben  entwickelten  Sinne  zu  beurth eilen  und  einen  entsprechen- 
den Beschluss  zu  fassen.^ 

Nach  einer  kurzen  Debatte  zur  Geschäftsordnung,  an  der  sich  die  Herren 
Stadtrath  Hendel,  Sanitätsrath  Dr.  S  p  i  e  s  s ,  Oberbürgermeister  B  ö  1 1  i  - 
eher,  Sanitätsrath  Dr.  Hüllmann  und  Landesrath  Fuss  betheiligen, 
nimmt  die  Versammlung  folgenden  von  den  Herren  Professor  Dr.  Hilger 
und  Director  Dr.  Schmidt  redigirten  Antrag  nahezu  einstimmig  an: 

„Die  Versammlung  nimmt  mit  Befriedigung  von  den  seitens 
des  Herrn  Referenten  aufgestellten  Schlusssätzen  Kenntniss  und 
erklärt  sich  im  Princip  mit  den  bezüglich  der  Organisation  der 
Untersuchungsanstalten,  sowie  der  Qualification  des  Personals  auf- 
gestellten Grundsätzen  einverstanden. 

„Sie  erklärt  es  desshalb  im  Anschluss  an  die  vom  Niederrhei- 
nischen Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  am  10.  October 
1884  gefassten  Beschlüsse  für  dringend  wünschenswerth : 

1.  dass  in  jedem  Regierungsbezirk  mindestens  ein  Unter- 
suchungsamt für  Lebensmittel  und  für  physiologisch  -  chemi- 
sche und  bacteriologisch  -  hygienische  Arbeiten  gegründet 
wird; 

2.  dass  die  zur  Leitung  und  Arbeit  an  diesen  Aemtern  berufe- 
nen Personen  in  Staatsanstalten  (Universitäten,  HochschuleD, 
Akademieen)  vorgebildet  und  staatlich  qualificirt  erklärt 
werden  müssen; 

3.  dass  ausser  diesem  Bezirksamt  möglichst  zahlreiche  örtliche 
Untersuchungsämter  eingerichtet  werden. ** 


12  bis  12V2  Uhr  Pause. 


Vorsitzender  Oberbürgermeister  Friedensburg  eröffnet  die 

Versammlung  wieder  und  es  kommt  nunmehr  der  zweite  Gegenstand  der 
Tagesordnung  zur  Verhandlung: 


Volks-  und  Schull)ä(ler.  3r, 


Volks-  und  Schulbader. 


Referent. Dr.  Oscar  Lassar  (BerüD):    lieber  Tolksbäder. 

„Meine  Herren !  Wenn  ich  in  Ihrem  Kreise  —  dem  ehrenden  Auftrage 
unseres  Ansschnsses  Folge  leistend  —  wage,  über  Volksbäder  zu  reden, 
80  kann  dies  nicht  in  der  Voraussetzung  geschehen,  Ihnen  selbst  die  Noth- 
wendigkeit  einer  Reform  auf  diesem  Gebiete  zur  Ueberzeugung  gestalten 
zu  sollen.  Ja,  es  dürfte  vielleicht  gerade  im  Verein  für  öffentliche  Gesund- 
heitspflege überflüsBig  erscheinen,  über  Badeeinrichtungen  überhaupt  sich 
zu  verbreiten,  nachdem  erst  vor  wenigen  Jahren  in  der  Stuttgarter  Ver- 
sammlung die  Herren  Architekt  Robertson  und  Oberingenieur  F.  An- 
dreaH  Meyer ^)  eine  classische  und  nach  vielfacher  Richtung  hin  fruchtbar 
gewordene  Darstellung  des  modernen  Badewesens  gegeben  haben.  Auch 
ist  ja  gelegentlich  der  Hygieneausstellung  und  durch  die  Monographie 
von  J.  Renk  in  v.  Ziemssen^s  Handbuch  der  öfTeutlichen  Gesundheits- 
pflege den  fachwissenschaftlichen  Gesichtspunkten  mannigfaltige  Rechnung 
getragen  worden.  In  diesem  Saale  wenigstens  braucht  Niemandem  klar 
gelegt  zu  werden,  wie  tiefgreifend  die  physiologische  Förderung 
der  Hautthätigkeit,  die  Ventilation,  die  Widerstandskraft 
gegen  Schädlichkeiten  thermischer  und  organischer  Natur  durch  eine 
rationelle  Badegymnastik  berührt  werden,  —  aber  ich  hoffe,  nicht  irre 
zu  gehen,  wenn  ich  einen  der  bedeutsamsten  Scl^werpunkte  dieses  Congresses 
in  der  Aufdeckung  socialgesundheitlicher  Missstände  und  der  Anregung  zur 
Abhülfe  derselben  erblicke.  Der  Wiederhall  unserer  Verhandlungen  findet 
Ohr  bei  allen  maassgebenden  Factoren,  und  in  diesem  Sinne  bitte  ich,  meine 
Ausführungen  entgegen  zu  nehmen. 

„Wollen  wir  nach  Mitteln  und  Wegen  zur  Abhülfe  suchen,  so  muss  vor 
Allem  das  Vorhandensein  und  die  Grösse  des  Missstandes  bestimmt  werden. 
Die  Frage  lautet:  Ist  im  Deutschen  Reiche  oder  einzelnen  Landestheilen 
genügende  Gelegenheit  vorhanden  oder  nicht,  um  einem  massigen  Bade- 
bedürfnisB  zu  entsprechen?  Nun  wird  man  wohl  annehmen  dürfen,  dass 
ein  warmes  Reinigungsbad  per  Woche  ungefähr  das  Maass  desjenigen  dar- 
stellt, was  wir  zur  Popularisirung  der  körperlichen  Reinigung  erstreben 
dürfen  und  müssten,  ein  Gebrauch,  welcher  bei  anderen  Nationen  —  es  sei 
nur  an  Russland  und  die  Türkei  erinnert  —  längst  zur  Volksgewohnheit 
geworden  ist.  Damit  aber  jeder  Einwohner  eines  Bezirkes,  beispielsweise 
von  1000  Einwohnern,  wöchentlich  einmal  warm  baden  könne,  müsste  aus- 


')  Siehe  Deutsche  Vicrteljahrsschr.  f.  öffentl.  Gesundheitspfl.,  XII,  1880,  Seite  180. 
Viencljahntchria  für  Gcanndhoitüpflege ,  1887.  3 
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reichende  und  bequem  erreichbare  Gelegenheit  gegeben  sein,  um  j&hrlich 
52  000  Bäder  zu  verabreichen.  Diesem  Zwecke  würde  eine  (immerhin  schon 
grössere)  Anstalt  von  10  Wannen  oder  Badeständeu  genügen  können, 
wenn  in  der  ganzen  Zeit  täglich  von  früh  6  Uhr  bis  Abends  8  Uhr  und 
Sonntags  von  6  bis  1  Uhr  ununterbrochen  pro  Wanne  und  Stunde  ein  Bad 
genommen  würde.  Thatsächlich  ist  dies  bekanntlich  nicht  durchführbar, 
weil  erfahrungsmässig  nur  in  den  arbeitsfreien  Zeiten  mit  natürlicher  Vor* 
liebe  für  Sonnabend  und  Sonntag  gebadet  wird.  Selbst  bei  einer  nur  halb- 
stündigen Badezeit  und  wenn  keine  Minute  von  den  gedachten  90  Bade- 
stunden  der  Woche  verloren  ginge,  würden  für  einen  Kreis  von  30  000 
£inwohnern  immerhin  allermindestens  16  bis  17  Anstalten  erforderlich  sein. 
Da  man  aber  mit  imaginären  Minimalziffern  nicht  arbeiten  kann,  so  würde 
eine  Durchschnittsannabme  nicht  fehl  geben,  welche  für  den  Zweck  eines 
wöchentlichen  Durcbschnittsbades  für  je  1000  Einwohner  eine  irgend- 
wie eingerichtete  Badeanstalt  verlangt.  Es  würden  also  bei  einer  Be- 
völkerung des  Deutschen  lieiches  von  etwa  44  bis  45  Millionen,  um  jedem 
Deutschen  einmal  wöchentlich  ein  warmes  Bad  zu  gewähren ,  im  Ganzen 
44  bis  45  000  Anstalten  vorhanden  sein  müssen. 

„Literarische  Angaben  über  die  Formen  der  Bäder,  wie  dieselben  im 
In-  und  Auslande  am  zweckdienlichsten  eingerichtet  sind,  bestehen  in  Menge, 
aber  vergeblich  sucht  man  nach  Mittheilungen,  an  Hand  derer  ein  all- 
gemeiner Nachweis  von  Angebot  und  Nachfrage ,  eine  Uebersicht  über 
durchschnittliche  Kosten  und  Frequenz  der  Bäder  zu  führen  wäre.  P^ür  die 
Beurtheilung  der  thatsäcblichen  Verhältnisse  kann  die  Grundlage  nur  eine 
statistische  Kenntniss  bilden.  Eine  solche  bestand  bislang  nicht.  Sie  musste 
also  so  weit  wie  möglich  geschaffen  werden. 

„Davon  ausgehend,  dass  bei  Förderung  hygienischer  Interessen  st^ts 
und  in  erster  Linie  auf  das  Entgegenkommen  der  medicinalbeamteten  Aerzte 
zu  rechnen  ist,  habe  ich  mir  gestattet,  an  jeden  der  1030  im  Börner- 
Gutt  mann 'sehen  Calender  verzeichneten  Herren  Physici  eine  Antwort- 
Postkarte  mit  der  Bitte  um  Ausfüllung  folgender  Rubriken  zu  senden: 

1.  Wie  viel  Warmwasser -Badeanstalten  beßnden  sich  in  Ihrem  Kreise? 

2.  Wie  viel  in  Städten  über  10  000  Einwohner? 

3.  Wie  viel  in  Städten  unter  10  000  Einwohner? 

4.  Wie  viel  in  Städten  unter  3000  Einwohner? 

5.  Wie  stellen  sich  i.  A.  die  Preise? 

G.    Etwaige  weitergehende  Bemerkungen  über  besondere  Einrichtungen? 

„Obgleich  nun  diese  Belästigung  keine  geringe  war  und  für  viele  der 
Herren  Collegen  die  präcise  Beantwortung  eine  grosse  Summe  von  Zeit  und 
Bemühung  in  Anspruch  nahm,  ist  die  Zahl  der  eingegangenen  Antworten  ^) 
eine  namentlich  in  Rücksicht  auf  den  privaten  Charakter  der  Enquete  über- 


^)  Bemerk,  während    der  Correctur:    Seither  laufen    noch    iortwährend  Karten    ein,    «lo 
dH>s  das  Muterial   über  b>warten  vollständig  zu  werden  verspricht. 
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rascbend  grosse  zu  nennen.  Bis  zum  6.  September,  wo  die  Arbeit  ab- 
gesoblossen  werden  masste,  sind  666  Antwortkarten  angekommen  und  damit 
ist  über  fast  genau  zwei  Drittel  der  Gesammtbevölkerung  Anfscbluss  ge- 
geben. Indem  ich  den  Herren  Physici  für  ihre  uneigennützige  Mitarbeit  an 
dieser  Stelle  danke,  darf  es  in  dem  anspornenden  Bewusstsein  geschehen, 
dass  die  gute  Sache  in  der  That  zahlreiche  Freunde  im  Lande  besitzt. 

„Die  Eingänge  beziehen  sich  auf  eine  Bevölkerung  von  31  250857  Ein- 
wohnern. Für  diese  31 Y4  Million  Menschen  bestehen  nachweislich 
im  Ganzen  nur  1060  oder  procentualisch  auf  etwa  80000  Personen  —  statt 
dreissig  —  eine  Warmwasser  -  Badeanstalt.  In  Wirklichkeit  kommen 
nur  1011  Badeanstalten  in  Betracht,  weil  von  den  genannten  25  auf 
Krankenhäuser  und  24  auf  Cnrbäder  entfallen.  Diese  Art  von  Bädern, 
ebenso  wie  die  Gelegenheiten  zu  FIuss-  und  Seebädern  haben  einen  speciellen 
oder  temporären  Charakter.  Sie  sind  nur  für  beschränkte  Gesellschafts- 
oder Altersclassen  in  gegebener  Jahreszeit  verwendbar  und  entsprechen 
nicht  dem  Wunsche,  für  die  arbeitende  Bevölkerung  das  ganze  Leben  hin- 
durch eine  ausreichende  Reinigungsstätte  ausfindig  zu  machen.  Auch  die 
häuslichen  Badeeinrichtungen  der  bevorzugten  Classen  kommen  für  die  Be- 
rechnung numerisch  in  Wegfall  und  werden  durch  die  Tausende  von  Reisen- 
den mehr  als  ausgeglichen. 

„Aus  Preussen  sind  von  338  Kreisen  Nachrichten  eingegangen.  In 
denselben  befinden  sich  für  das  grössere  Publicum  zugängliche  Bade- 
anstalten 499  (mit  den  20  Krankenhaus-  und  13  Curbädern  532).  Es 
kommt  also  auf  höchstens  38  000  Einwohner  eine  Badeanstalt.  In  den 
zwei  Dritteln  der  Monarchie,  über  welche  die  Zahlen  berichten,  bestehen  in 
etwa  397  Städten  unter  dreitausend  Einwohnern  nur  87  Anstalten,  es  sind 
also  ohne  solche  in  diesen  Kreisen  310  kleine  Städte  geblieben.  Etwas 
besser  stellt  sich  das  VerhSltniss  in  den  betreffenden  340  Städten  zwischen 
drei-  und  zehntausend  Einwohnern  mit  200  und  den  etwa  117  über  zehn- 
tausend Einwohner  zählenden  Städten  mit  212  Bädern.  Ganz  in  den 
Hintergrund  tritt  das  flache  Land.  So  weit  dasselbe  nicht  in  den  benach- 
barten Städten  Badegelegenheit  findet  (und  auch  sucht),  müsste,  nach  den 
eingegangenen  Notizen,  in  zwei  Dritteln  des  preussischen  König- 
reichs die  gesammte  Landbevölkerung  sich  durchweg  ohne 
jedwede  öffentliche  Warmwasser-Badeanstalt  behelfen.  Von 
keiner  Seite  her  wenigstens  ist  über  die  Existenz  einer  Badeanstalt  auf  dem 
Lande  Bericht  eingegangen.  Selbst  wenn  wir  hoffen  wollen,  dass  diese  An- 
gaben nicht  ganz  lückenlos  sind,  auch  sich  einige  der  87  kleinstädtischen 
Anstalten  in  Dorfschaften  befinden  mögen,  so  ist  doch  kaum  zu  viel  gesagt: 
Der  Bauer  badet  nicht.  Damit  stimmt,  dass  von  den  erwähnten  338  preussi- 
schen Kreisen  im  Ganzen  96  Kreise,  also  30  Proc,  thatsächlich  ohne  Bade- 
anstalten sind. 

„An  Hand  des  gegebenen  Materials  lassen  sich  verschiedene  Erhebungen 
anstellen,  von  denen  einige  —  vorbehaltlich  einer  für  später  in  Aussicht 
genommenen,  competenteren  statistischen  Verarbeitung  —  hier  angeführt 
werden  mögen. 

3* 
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^Die  TerschiedeneD  Provinzen  Freussens  stellen  sich  folgendermaassen 
Es  kommt  eine  Badeanstalt  in 

Hannover auf   24  000  Personen, 

Pommern „     29  000          „ 

Schlesien „31000          „ 

Sachsen „33  000          „ 

Schleswig -Holstein    ....  „     34000 

Brandenburg n     ^^  ^^^ 

Westphalen „     36  000 


1» 


Posen „     45  000         „ 

Westprenssen r»     47  000         „ 

Hessen -Nassau „     48  000         „ 


Rheinpreussen r     ^^  ^^^ 

Ostpreussen n     ^6  000 


n 


„Der  absoluten  Zahl  angeblich  vorhandener  Badeanstalten  nach  grnp' 
piren  sich  die  Provinzen  mit 

19  in  Hessen  -  Nassau, 
22    „  Westprenssen, 

27  „  Posen, 

28  „  Ostpreussen, 

35  „  Schleswig -Holstein, 

38  „  Westphalen, 

40  „  Brandenburg, 

46  „  Pommern, 

48  „  Rheinpreussen, 

53  „  Sachsen, 

56  „  Hannover, 

87  „  Schlesien. 

„Es  bestehen  ferner  beispielsweise  in 

Kreise        «^«^11       Kreise 
ohne  Anstalt  ^  ^      mit  Anstalt 

Rheinpreussen 22  23 

Westphalen 12  15 

Hannover 12  21 

Ostpreussen 12  24 

Hessen -Nassau 10  12 

Posen 7  13 

Westprenssen 5  12 

Schlesien 5  38 

Schleswig -Holstein 4  19 

Pommern 3  23 

Brandenburg 0  21 

Sachsen 0  27 


n 
n 


Volks-  und  Schulbäder.  37 

„Unter  grösseren  Städten  finden  wir  je  eine  Anstalt  in 

Altona auf  100  000  Einwohner  *), 

Cöln „  72  000 

Magdeburg „  66  000 

Lübeck „  63  000  „ 

Hamburg „  62  000  „ 

Frankfurt „  50  000  „ 

Barmen  .......  „  50  000  „ 

Bremen „  39  000  „ 

Berlin „  34  000  „ 

Stettin „  26  000  „ 

Hannover „  17  000  „ 

Breslau „  14  000  „          »). 

„Von  268  Kreisen  der  deutschen  Staaten  ausser  Preussen  liegen  Mit- 
theilungen vor.  Unter  ihnen  sind  80  Kreise,  also  das  Wohnungsgebiet  von 
etwa  2*4  Millionen  Menschen,  jeder  öffentlichen  Badeeinrichtung  haar.  Kom- 
men hierzu  noch  die  96  erwähnten  Kreise  gleicher  Lage  in  Preussen,  so 
sind  notorisch  in  zwei  Dritteln  des  Reiches  über  fünf  Mil- 
lionen, also  mindestens  ein  Sechstel  der  Einwohnerschaft  gänz- 
lich ausser  Stande,  jemals  ein  warmes  Reinigungsbad  zu 
nehmen. 

„In  verschiedenen  Einzelstaaten  stellt  sich  das  Yerhältniss  der  Kreise 
ohne  Anstalten  unter  den  sämmtlichen  Überhaupt  gemeldeten  Kreisen 
auf  Procente  berechnet: 

Baden 10 

Königreich  Sachsen 10 

Elsass- Lothringen 15 

Württemberg 18 

Mecklenburg -Schwerin 20 

Sachsen -Weimar 20 

Hessen 27 

Preussen 30 

Sachsen -Altenburg 33 

Bayern 37 

Sachsen -Meiningen 40 

Braunschweig 47 

Sachsen- Coburg -Gotha 63 

„Die  Zahl  der  Badeanstalten  in  den  verschiedenen  Kreisen  ist  eine 
äusserst  verschiedene.  Unter  242  preussischen  Kreisen,  in  denen  es  solche 
giebt,  besitzen  111  Kreise  je  eine,  die  grössere  Anzahl  2,  3  und  4  Anstalten, 
auch  mehr. 


^)  Hier  wie  durchweg  sind  die  Zifiern  der  Volkszählung  von  1880  zu  Grunde  gelegt. 
Da  die  Angabe  der  Bäder  aus  der  neuesten  Zeit  stammt,  so  stellt  sich  das  Verhältniss 
eher  ungünstiger. 

^)  In\  Landkreise  Breslau  bcßndct  sich  keine  Anstalt. 
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„So  euthulten  in  Preussen 

fünf  Badeanstalten  die  Kreise  Krotoschin  ^)  .  .  .  mit  69  905  Einwohnern, 

Lubliiiitz  1;  .  .  .  .  „  42  974  „ 

Merseburg  .  .  .  .  „  G9  115  „ 

Bonn „  87  320 

Osnabrück    .  .  .  .  „  59  164  „ 

Springe  i.  IL.  .  .  „  81930  „ 

sechs             5,                V        n     Kalbe „  84  613  „ 

Ohaus  i.  W.   .  .  .  „  35  649  „ 

Lübbecke  i.  W.  .  „  47  895 

Iserlohn „  60  956  „ 

sieben           „                 n        n     Adelnau  in  Posen  „  62  827  „ 

Cleve^) „50  460  „ 

neun             „             der  Kreis  Zellerfeld  i.  H. .  .  „  28  905  „ 

somit  kommt  in  diesem  Kreise  auf  3200  Einwohner  eine  Anstalt.  In  den 
übrigen  deutschen  Ländern  verfügen  über  eine  grössere  Anzahl  von  Bädern 
namentlich  folgende  Kreise:  In  Bayern  hat  der  Amtsbezirk  Rosenheim 
mit  48  580  Einwohnern  8  Anstalten,  Passau  mit  56  451  Einwohnern  6 
und  Weringen  mit  18  280  Einwohnern  sogar  25  Anstalten,  also  je  eine 
auf  731  Einwohner.  In  Sachsen  haben  die  Medicinalbezirke  Leipzig 
mit  311  027  Einwohnern  und  Glauchau  mit  125  266  Einwohnern  je  neun, 
Borna  mit  69  764  und  Freiberg  mit  110  211  Einwohnern  je  acht  An- 
stalten. In  Württemberg  sind  Stuttgart  (117  300  Einwohner)  und 
Cannstatt  (40  400  Einwohner)  mit  je  7  Badeanstalten  hervorzuheben, 
ebenso  in  Hessen  der  Kreis  Bensheim,  welcher  ebenso  viele  bei  47  600 
Einwohnern  aufweist. 

„Diese  Daten  mögen  einstweilen  ohne  jede  weitere  Schlussfolgernng 
bleiben.  Weitere  Nachforschungen  und  Prüfungen  müssen  ergeben,  in  wie 
weit  das  gewonnene  Zahlenmaterial  richtig  und  zum  Einblick  in  die  Gesetz- 
mässigkeit der  Verhältnisse  geeignet  ist.  Denn  es  lieg^  auf  der  Hand,  dass 
die  Unterschiede  in  den  einzelnen  Landestheilen  ganz  regellose  und  zu- 
fällige zu  sein  scheinen.  Zwar  wird  man  annehmen  dürfen,  dass  da,  wo 
bedeutende  Wasserläufe  wenigstens  im  Sommer  das  Baden  ermöglichen,  das 
Bedürfniss  für  künstliche  Anstalten  weniger  dringend  erscheint.  Aach  sind 
die  CommunicatioDsverhältnisse,  die  Grösse  und  Beliebtheit  einzelner  Insti- 
tute, Clima,  Tradition  und  Yerwaltungscharakter  gewiss  von  maassgebendem 
Einflnss,  der  sich  rein  scheraatisch  von  weitem  nicht  erkennen  lässt.  Wess- 
halb  kommt  z.  B.  iu  Sachsen-Weimar  auf  8000  Einwohner  und  im  benachbarten 
Sachsen  -  Meiningen  erst  auf  24000  Einwohner  eine,  wesshalb  in  Meckeln- 
burg-Strelitz  schon  anf  11000  Einwohner,  in  Meckelnburg  -  Schwerin  nur 
auf  19  000  Einwohner  je  eine  Anstalt?  Reuss  ältere  Linie  muss  sich  für 
34  000  Einwohner  mit  einem  Bade  begnügen,  während  anf  den  gleich- 
namigen Staat  jüngerer  Linie  je  13  000  Einwohner  ein  solches  benutzen 
können. 


')  Darunter  je  drei   rituelle  für  jüdische   Frauen.     Die   Anstalten   werden  jedo<:h  auch 
von  der  übrigen  Bevölkerung  benutzt. 

^)  Hiervon  sind  vier  Anstalten  in  Gasthöfen. 
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„Wie  immer  aber  man  diese  Zahlen  schieben  und  deuten  will,  Eins 
geht  ohne  Zweifel  aus  ihnen  hervor,  dass  zwischen  dem  berechtigten 
Badebedurfniss  und  der  Möglichkeit,  dasselbe  zu  befriedigen, 
ein  absolutes  Missverhältniss  besteht.  Dass  demselben  nach 
Kräften  abzuhelfen  sei,  darüber  sind  alle  Meinungen  einig.  Ueber  den 
einzuschlagenden  Weg  bestehen  verschiedene  Auffassungen. 

,,Es  scheint  desshalb  am  Platze,  auf  einige  beispielgebende  p]inrich- 
tungen  hinzuweisen ,  die  zum  Wohle  der  arbeitenden  Classen  und  ohne 
theoretische  Voreingenommenheit  eingerichtet  sind. 

„Kommen  dieselben  auch  ihrer  Zahl  nach  für  die  Gesammtheit  voll- 
kommen ausser  Betracht,  so  geben  sie  doch  ein  erfreuliches  Zeugniss  von 
dem  Bestreben  leitender  Kreise,  dem  erkannten  Bedürfniss  nach  Vermehrung 
der  Arbeiterbäder  entgegenzukommen. 

„So  besitzt^)  die  Baumwollspinnerei  am  Stadtbach  zu  Augs- 
burg eine  eigene  Badeeinrichtung  für  Wannenbäder  mit  Zuleitung  von 
heissem  und  kaltem  Wasser.  Inder  Hospelt'schen  Bleiweiss-  und  Farben- 
fabrik zu  Ehren feld  befindet  sich  ein  Bad  von  acht  Bassinzellen  und  vier 
Wannenbädern.  Die  Gesammteinrichtung  wird  auf  etwa  3000  Mk.  ge- 
schätzt. Da  im  Ganzen  12  Bäder  zur  Verfügung  stehen,  ist  die  Durch- 
führung einer  Vorschrift  ermöglicht,  nach  welcher  die  Arbeiter  der  Bleiweiss- 
fabrik,  circa  80  an  der  Zahl,  jeden  Sonnabend  baden  müssen.  Ausserdem  ist  es 
den  übrigen  an  besonders  staubigen  Arbeiten  beschäftigten  Leuten,  die  nicht 
direct  mit  der  Bleiweissfabrikation  zu  thun  haben,  gestattet,  häufiger,  wenn 
nöthig,  täglich  zu  baden,  von  welcher  Gelegenheit  in  ausgedehntester  Weise 
Gebrauch  gemacht  wird.  Vor  dem  Baden  wird  jedem  Arbeiter  ein  reines 
Uandtach  und  ein  Stück  Seife,  Sonnabends  auch  ein  reiner  Arbeitsanzug 
geliefert.  Der  Zweck  der  Anstalt,  bei  den  Arbeitt:ru  durch  das  regelmässige 
Baden  den  Sinn  für  Reinlichkeit  im  Allgemeinen  zu  heben  und  auf  diese 
Weise  auch  ihr  W^ohlbefinden  und  auf  ihre  Gesundheit  vortheilhaft  einzu- 
wirken, scheint  nach  dem  Bericht  des  Herrn  Ho  speit  in  sehr  befriedigender 
Weise  erreicht  zu  werden.  Ausserdem  aber  liefert  auch  die  seit  Benutzung 
dieser  Anlage,  sowie  der  sonst  zur  Absaugung  und  zum  Niederschlagen  des 
Staubes  getroffenen  Maassnahmen  eingetretene  Abnahme  der  Krank- 
heitsfälle und  namentlich  die  sehr  verminderte  Häufigkeit  der  Bleikolikcn 
den  Beweis  für  den  Nutzen  der  Bäder.  Im  ersten  Betriebsjahre  1884  ver- 
ringerten sich  die  Krankheitsfälle  um  20  Proc. ,  im  Jahre  1885  schien  bis 
zum  Ende  November  sich  das  Verhältniss  sogar  bis  auf  50  Proc.  herabzu- 
mindern. Wenn  also  hier  nicht  andere  Zufälle  vorliegen ,  kann  man  die 
Erfolge  der  Badeeiurichtung  in  der  That  als  sehr  günstige  bezeichnen. 

„Die  Herren  Gebrüder  Heyl  u.  Co.  in  Charlottenburg  bei  Berlin 
haben  dem  Muster  des  in  Folge  meiner  Anregung  auf  der  Ilygieneausstellung 
in  Betrieb  gesetzten  Volksbades  entsprechend  in  ihrer  Farbstofffabrik  ein 
Brausebad  von  zehn  Zellen  errichtet.     Die  Anstalt  zeichnet  sich  durch  Ge- 


')  Das  einschlägige  Material  verdanke  ich  der  Güte  des  Herrn  GeneralsecretHr  D  i  1 1  - 
mar  in  Mainz,  der  mich  im  Namen  des  rühmlichst  beicnnnten  Vereins  zur  Förderung  des 
Wohles  der  Arbeiter  Concordia  zur  Verfassung  eines  kleinen  Mahnwovts  an  die  Arbeiter 
„zu  •baden''  aufgefordert  hat. 
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räamigkeii  und  Einfachheit  aas.  Sie  ist  einladend  und  reinlich.  Die 
Bäder  werden  mit  Handtuch  und  Seife  unentgeltlich  verabreicht  und  in  den 
Abendstunden  von  den  Arbeitern  und  ihren  Kindern,  im  letzten  Sommer 
auch  von  mehreren  Abtheilungen  der  Moabiter  Feriencolonien ,  also  aus 
dem  benachbarten  Stadtgebiet,  auf  das  Eifrigste  benutzt.  Dieselben  er- 
weisen sich,  wie  die  Firma  noch  unter  dem  6.  d.  M.  gefälliger  Weise  mit- 
theilt, für  das  Wohl  der  Arbeiter  von  grösstem  Segen  und  legen  —  wie 
der  Ausdruck  lautet  —  den  Wunsch  nahe,  dass  eine  solche  Anstalt  an 
vielen  Orten  Nachahmung  finden  möge. 

„In  der  Gladbacher  Baumwollspinnerei  der  Herren  M.  May 
u.  Co.  wird  den  Kranken  unentgeltlich,  den  Gesunden  gegen  10  Pf.  ein 
Wannenbad  mit  Seife  und  Handtuch  verabfolgt.  Das  Baden  fällt  in 
die  gewöhnliche  Arbeitszeit  und  die  Arbeiter  dürfen  bis  zu 
einer  halben  Stunde  Zeit  dazu  versäumen.  Die  Bäder  werden  im 
Sommer  stärker,  in  den  kälteren  Monaten  wenig  benutzt.  Die  Arbeiter 
baden,  wie  es  scheint,  hauptsächlich  um  das  Behagen  der  Abkühlung  an 
heisseu  Tagen  zu  geuiessen;  die  Arbeiterinnen  baden  am  wenigsten. 

„Ausgezeichnete  Einrichtungen  bestehen  in  der  Leipziger  Woll- 
kämmerei. Die  Zugänge  sind  von  den  Arbeitssälen  aus  vollständig  getrennt 
in  die  Männer-  und  die  Frauenabtheilung,  deren  jeder  ein  Bademeister  and 
eine  Badefrau  vorsteht.  Jeder  der  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  badet 
wöchentlich  einmal.  Die  Reihenfolge  der  Controle  findet  derart  statt,  dass 
jeden  Morgen,  von  den  Meistern  eine  bestimmte  Anzahl  Bademarken  verab- 
folgt wird.  Die  Anlage  der  Bäder  ist  relativ  theuer  geworden  durch  ört- 
liche Verhältnisse,  indem  766  Mk.  pro  Wanne  haben  aufgewandt  werden 
müssen.  Die  täglichen  Unterhaltungskosten  einer  Zelle  belaufen  sich  da- 
gegen nur  auf  65  Pf.  für  Dampf-  und  Wasserverbrauch,  Wäsche  und  Be- 
dienung. —  Danach  wäre  bei  fünf  Badetagen  und  12  Wannen  ein  Etat  von 
2500  Mk.  zu  balanciren.  Rechnet  man  20  bis  25  Bäder  pro  Tag  and 
Wanne,  so  stellen  sich  die  Selbstkosten  auf  wenige  Pfennige  pro -Bad. 

„Entstehen  nun  wirklich  an  verschiedenen  Plätzen  —  und  wahrscheinlich 
an  mehr  als  bekannt  —  wohlwollend  eingerichtete  Arbeiterbäder,  so  werden 
dieselben  doch  nicht  immer  hinreichend  benutzt.  So  bestand  seiner  Zeit  — 
es  ist  seitdem  in  Essen  ein  communales  Bad  eingerichtet  —  nach  dem  für 
die  Hygieneausstellung  ausgearbeiteten  Bericht  im  Krupp'schen  Etablisse- 
ment eine  Badeanstalt  von  sieben  Zeilen  für  die  10  000  Arbeiter  der  ge- 
sammten  Gussstahlfabrik.  Man  sollte  annehmen,  dass  eine  derartig  geringe 
Zahl  von  Badewannen  nicht  entfernt  dem  Andränge  genügen  könnte.  Zwar 
sind  —  wie  wohl  allerorten,  wo  dies  nöthig  —  für  die  Kohlenarbeiter  der 
Zechen  besondere  Waschvorrichtungen  vorhanden;  aber  wenn  jeder  der 
zehntausend  Arbeiter,  von  den  Frauen  und  Kindern  gar  nicht  zu  reden, 
wöchentlich  einmal  in  Wirklichkeit  baden  wollte,  so  müssten  mindestens 
500  000  Bäder  jährlich  zur  Verabreichung  gelangen  oder  100  statt  7  Bade- 
wannen vorräthig  sein.  Dieser  Uebelstand  aber  scheint  nie  hervorgetreten  zu 
sein,  denn  im  Jahre  des  stärksten  Verkehrs  ist  die  Zahl  von  4000  Bädern 
nicht  überschritten,  es  sind  also  pro  Tag  und  Wanne  nicht  ganz  zwei  Bäder 
genommen  worden.  Mit  einem  Worte,  selbst  da,  wo  die  Fücaorge  der  Ar- 
beitgeber die  Möglichkeit   schafft,  bedarf  es   immer  noch  eines  kräftigen 
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Antriebes  für  die  mit  dem  Noth wendigsten  reebnenden  Volksclassen,  um 
sieb  der  Wobltbat  einer  darcbgefiibrten  Badegewobnbeit  auzabeqnemen. 

„Aas  diesen  Andeutungen,  welcbe  in  so  kurzer  Fassung  den  geebrten 
Herren  gewiss  genügen  werden,  geben  mit  Notbweudigkeit  zwei  Haupt- 
ergebnisse hervor.  Die  Anzahl  der  in  Deutschland  vorhandenen 
Badeanstalten  steht  in  auffallendem,  man  darf  wohl  sagen, 
beschämendem  Missverhältniss  zu  der  vorhandenen  Ein- 
wohnerzahl. Andererseits  werden  selbst  da,  wo  ausreichende 
Einrichtungen  ezistiren,  dieselben  nicht  im  Entferntesten 
ausgenutzt.  Diese  beiden  Factoren  stehen  in  bleibender  Wechselwir- 
kung. Wirthschaftlich  erscheint  diese  leicht  begreiflich,  denn  Anstalten, 
die  nicht  genügend  besucht  werden,  verfallen,  gehen  allmälig  ein. 

„Aber  die  Deutschen  sind  eine  reinliche  Nation.  Mag  es  hier  und  da 
verkommene  Kreise  der  Bevölkerung  geben.  Jedermann,  dem  es  vergönnt 
ist,  in  persönlicher  Berührung  mit  den  arbeitenden  und  selbst  den  ganz  ver- 
armten Glassen  Einsicht  in  deren  alltägliche  Lebensgewohnheiten  zu  nehmen, 
wird  zugeben  müssen,  dass  die  Wahrung  der  körperlichen  Würde,  die  Sorge 
für  Reinlichkeit  der  Kleider  und  der  Person  eine  nicht  geringe  Holle  spielt. 
Und  doch  badet  man  nicht,  pflegt  vielmehr  das  Bad  mit  warmem  Wasser 
und  Seife  lediglich  als  einen  für  Wohlhabende  oder  für  Kranke  bestimmton 
Luxus  anzusehen.  Demnach  sind  im  Allgemeinen  Badeanstalten  selten  von 
einiger  Rentabilität.  Wo  nicht  bereits  überkostbare  Grundstücke  und 
Bauten  die  Ertragsfähigkeit  von  vornherein  schmälern,  kommen  grosse 
laufende  Unkosten  an  Bedienung  und  Material,  namentlich  Heizung,  Wasser 
und  Abnutzung  in  Betracht.  Die  Controle  ist  unsicher  oder  unverhältniss- 
mässig  kostspielig.  Die  Reparaturen  und  Sachbeschädigungen  nehmen  kein 
Ende.  Hierdurch  werden  die  Preise  im  Verhältniss  zur  Leistung  in  die 
Höbe  geschraubt. 

„Als  Durchschnittspreis  eines  Bades  ohne  Seife,  meist  auch 
ohne  Wäsche,  geht  aus  den  Mittheiliingen  der  Herren  Physici  in  ganz  über- 
wiegender Mehrheit  der  Satz  von  50  Pfennigen  hervor.  Ausnahmen 
allerdings  bestehen.  In  einzelnen  grossen  gemeinnützigen  Anstalten,  wie  zu 
Barmen  und  in  Cöln,  verabreicht  man  Volksbüder  schon  zu  10  Pfennigen. 
In  Usingen  baden  die  Seminaristen  für  den  gleichen  Preis.  Im  Kreise 
Freystadt  i.  Schi,  kostet  das  Bad  15  Pfennige,  ebenso  in  Halle;  hier 
erhält  man  im  Abonnement  acht  Marken  für  1  Mk.  Im  Bezirksamt 
Dinkelsbühl  in  Bayern  sind  die  beiden  dortigen  Badeanstalten  städtisch 
und  fordern  nur  20  Pfennige  für  das  Bad.  Derselbe  Preis  wird  in  Chateau- 
Salins  (Elsass-Lothringen)  verlangt.  Diese  Anstalt  aber  ist  nur  für  Bahn- 
beamte und  -Arbeiter  bestimmt.  Die  Ausnahmen  nach  der  anderen  Rich- 
tung sind  aber  nicht  minder  reichlich  vertheilt.  In  den  Kreisen  St.  Goar 
und  Apenrade  schwankt  der  Preis  eines  Warmbades  zwischen  100  und 
150  Pfennigen,  im  Amtsbezirk  Bayern  (Königreich  Bayern)  zwischen  1*50 
und  2*50  Mk.  Es  wird  aus  Ballenstedt  in  Anhalt  speciell  angeführt, 
der  Preis  des  Bades  ermögliche  die  Benutzung  nur  für  Wohlhabende.  Alles 
in  Allem  betr&gt  in  49  Anstalten,  26  derselben  liegen  in  Preussen,  der  Preis 
eines  Einzelbades  mehr  als  eine  Mark. 
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„Der  Darchschnittsprcis  von  50  PfeDoigen  für  ein  Warmbad  muss 
anstandslos  als  für  einen  Arbeiter  anerschwinglich  betrachtet  werden,  auch 
die  Abonnementsermässigungen  kommen  für  ihn  in  Rücksicht  auf  die  Höhe 
des  von  ihm  zu  leistenden  Vorschusses  ausser  Betracht.  Und  hier  liegt 
der  Angriffspunkt  gegen  den  bisherigen  Zustand.  Sind  die 
üblichen  Bäder  nicht  so  billig  herzustellen,  dass  der  Arbeiter  ohne  unver- 
hältnissmässige  Opfer  für  sich  und  die  Seinen  Nutzen  ziehen  kann,  so  muss 
die  Badeform  geändert  werden. 

„Die  Bestrebungen,  unter  den  althergebrachten  Verhältnissen  billige 
und  sich  selbst  erhaltende  Anstalten  zu  schaffen,  sind  nur  da  geglückt,  wo 
vorsichtige  Bewirthschaftung  Hand  in  Hand  ging  mit  unablässiger  Aufsicht 
und  Controle.  Ein  Beispiel  dieser  Art  giebt  die  Anstalt  des  Vereins  für 
Volksbäder  in  der  Höchsteustrassc  in  Berlin.  Dieselbe  hat  es  seit  einer 
Reihe  von  Jahren  zu  Wege  gebracht,  bei  Verabreichung  eines  Vollbades  mit 
Seife  für  25  Pf.  selbständig  unter  Tragung  aller  Betriebsunkosten  zu  be- 
stehen. Allerdings  darf  dabei  nicht  verschwiegen  werden,  dass  der  Curator 
der  Anstalt,  Herr  Dr.  A.  Kalischer,  eine  Summe  von  Sorglichkeit  und  Ver- 
waltungsgeschick entfaltet,  welche  bei  etwaiger  Nachahmung  nicht  in  letzter 
Linie  in  Betracht  zu  ziehen  sein  wäre. 

„Die  Wege,  auf  denen  ein  Fortschritt  im  Badewesen  möglieb  erscheint, 
sind  gewiss  verschiedene.  In  grossen  Städten,  wo  gewaltiges  Capital,  Legate, 
Schenkungen  monumentale  Bauten,  wie  z.  B.  das  Hohenstaufenbad  in  Cöln, 
ohne  directe  Rücksicht  auf  finanzielle  Auswerthung  entstehen  lassen,  will 
man  sich  ungern  zu  äusserlich  bescheidenen  Vorrichtungen  bequemen.  Auch 
in  Berlin,  wo  aus  allen  Schichten  der  Bevölkerung  der  Wunsch  unauf- 
haltsam an  die  Oberfläche  dringt,  die  Arbeitermassen  mit  Volksbädem  aus- 
zurüsten, will  man  sich  auf  die  Zulassung  zweckentsprechender  aber  ein- 
facher Badebuden  einstweilen  nicht  recht  einlassen ,  sondern  ist  auf  Grand 
anderer  Voraussetzungen  in  Verhandlung  über  die  Gründung  grösserer 
Bädercomplexe  begriffen. 

„Jedes  Bestreben  zur  Hebung  unserer  Bäderarm uth  muss  mit  Freude 
begrüsst  werden.  Es  handelt  sich  aber  in  letzter  Linie  nicht  darum,  einige 
besonders  bevorzugte  Orte  mit  gefälligen  Anstalten  zu  schmücken.  Das 
Postulat  lautet:  Jedem  Beutsehen  wöchentlich  ein  Bad!  Und  um  dem 
SU  genügen,  muss  eine  durchgreifende  Umwandlung  in  unseren  Einrichtun- 
gen und  den  Anschauungen  Platz  greifen. 

„Gewiss  gilt  für  viele  Fälle  und  in  den  Augen  der  Mehrheit  das 
Wannenbad  als  das  vorzüglichste.  Aber  wollte  man  dem  entsprechend 
vorgehen,  so  würden  die  Mittel  des  Aufbaues  und  namentlich  des  Betriebes 
wohl  bald  versagen  und  an  der  thatsächlichen  Undurchführbarkeit  auch 
die  volksfreundlichsten  Bemühungen  scheitern  wie  bisher. 

„Zunächst  wenigstens  wird  nur  das  denkbar  Einfachste  zu  erreichen 
sein.  Als  solches  muss  das  lauwarme  Brausebad  gelten.  In  ihm  bat  man 
die  Badeform  der  Zukunft  zu  erblicken. 

„Abgesehen  von  geringem  Preis  und  Platzanfwand  besitzt  das  Brause- 
bad ganz  allgemein  folgende  Vorzüge  für  den  Badenden  selbst.  Die  phy- 
siologische Einwirkung  auf  den  Organismus  ist  eine  belebende,  erfrischende. 
In  jeder  Jahreszeit  ist  es  angenehm  und  nie  erschlaffend,  den  eingeseiften 
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Körper  mit  lauem  Wasser  zu  berieseln  und  hernach  eine  massig  kühle  oder 
ganz  kalte  Abgiessung  vorzunehmen.  Die  Reinigung  ist  eine  absolut 
gründliche  und  wird  dadurch  wesentlich  gefördert.,  dass  alles  mit  dem  an- 
haftenden Staub  und  Schmutz  vermengte  Wasser  sogleich  abgeschwemmt 
und  fortlaufend  durch  reines  ersetzt  wird.  Im  Vollbad  aber  badet  man 
doch  schliesslich  (namentlich  ein  Arbeiter,  der  alle  Adhärenzen  der  ganzen 
Woche  in  der  Wanne  zurücklassen  will)  in  schmutzigem  Wasser.  Auch  ist  der 
Einzelne  im  öffentlichen  Brausebad  mehr  als  iu  der  Wanne  vor  Ansteckung 
and  intimer  Berührung  mit  den  Spuren  seines  Vorgängers  gewahrt  und 
kann  ohne  Mühe  die  Reinigung  der  Badestelle  durch  einfache  Abspülung 
selbst  besorgen.  Dazu  kommt,  dass  das  Bad  selbst  wenig  Zeit  in  Anspruch 
nimmt,  persönliche  Bedienung  des  Badenden  nicht  erfordert  und  die  Mög- 
lichkeit bietet,  eine  grosse  Anzahl  von  Personen  rasch  hinter  einander  ab- 
zubaden.  Auch  darf  man  annehmen,  dass  die  Erkältungsgefahr  jedenfalls 
im  Vergleich  zu  den  gefässerschl  äffen  den  warmen  Vollbädern  eine  geringe 
ist,  vielmehr  die  Abhärtung  kaum  rationeller  erlangt  werden  kann,  als 
durch  auf  einander  folgende  laue  und  kühle  Abgiessungen. 

,,Hat  schon  das  System  an  sich  unbestreitbare  Vorzüge,  so  giebt  gewiss 
die  Kosten  frage  unter  allen  Umständen  den  Ausschlag.  Laut  der  uns 
gütigst  heute  von  der  Stadt  Breslau  übergebenen  Festschrift  stellen  sich 
hierorts  die  Ueberlassungspreise  von  1000  Litern  W^asser  auf  15  Pfennige. 

„Zu  einem  Brausebad,  wenn  es  geradezu  verschwenderisch  bemessen 
wird,  genügen  nach  von  mir  angestellten  Versuchen  bei  richtiger  Beschaffen- 
heit der  Douchenöffnung  ad  maximum  zehn  Liter.  Man  kann  jedoch 
schon  mit  fünf  Litern  ganz  gut  auskommen.  Das  Wasser  für  ein 
Brausebad  kostet  demnach  höchstens  0*0015  Mk.  Zu  einem  Wannenbad 
braucht  man  200  Liter  =  3  Pf.  Auslage  für  Wasser.  Bei  einem  Wasser- 
preise von  15  Pf.  pro  Cubikmeter  erhält  man  für  eine  Mark  das  Was- 
ser zu  666  Brausebädern,  aber  nur  für  33  Wannenbäder. 
Der  Wasserverbrauch  in  einem  Landkreise  von  30  000  Einwohnern,  wenn 
diese  je  wöchentlich  ein  Bad  nähmen,  würde  bei  Brausebädern  einen  Auf- 
wand von  2340  Mk.,  bei  Wannenbädern  aber  von  46  800  Mk.  jährlich  er- 
fordern. Dies  bedeutet  auf  ganz  Deutschland  berechnet  eine  etwaige 
Ersparniss  von  mehr  als  66  Millionen  oder  1*48  Mk.  pro  Kopf  und 
Jahr  zu  Gunsten  der  Brausebäder. 

„Erachtet  man  auch  vielleicht  solche  Durchrechnungen  als  müssig,  bo 
legen  sie  gleichwohl  dar,  dass  das  Princip  grossartig  durchgeführter  Volka- 
bäder  nur  auf  Grundlage  weitgehendster  Wohlfeilheit  als  möglich  zu  denken 
ist.  Bedarf  es  doch  keiner  weiteren  Ausführung,  dass  bei  gesteigertem  Wasser- 
verbrauch auch  alle  anderen  kostenerregenden  Factoren  —  Heizmaterial, 
Raum ,  Bau  und  Bedienung  —  in  geometrischer  Progression  sich  steigern 
müssen. 

„Deshalb  ist  und  bleibt,  —  wie  ich  schon  Gelegenheit  genommen 
habe  im  Bericht  über  das  Badewesen  auf  der  Hygieneausstellung  hervor- 
zuheben *)  —  Postulat,    die  Herstellung    von  Reinigungsanstalten,    welche 


*)  Cfir.  Bericht  über  die  Allg.  deutsche  Ausstellung  auf  dem  Gebiete  der  Hygiene  und 
des  RettuDgswcsens.     Breslau.     Schottländer  1885,  S.  340. 
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unter  knappster  Form,  bequemer  Zugänglichkeit  und  Erreichbarkeit  alles 
für  die  umfassende  Körperreinigung  Nöthige  gegen  ein  minimales  Entgelt, 
aber  in  würdiger  und  zugleich  einladender  Weise  zu  bieten  vermögen.  Qnd 
diese  Bäder  müssten  geradezu  auf  der  Strasse  stehen,  damit  die  Vorüber- 
gehenden immer  und  immer  wieder  darauf  hingeführt  werden,  sie  zu  be- 
nutzen. So  ist  das  auf  meine  Initiative  in  der  Hygieneausstellung  1883 
eingerichtete  Volksbad  construirt.  Die  ganze  Anstalt  —  absichtlich 
auf  das  Einfachste  reducirt  —  bestand  aus  einem  Wellblechhäuschen  von 
etwa  40  Quadratmetern  Grundfläche,  das  in  der  Mitte  längs  getheilt  eine 
Frauen-  und  eine  Männerabtheilung  mit  je  besonderem  Strasseneingang, 
zehn  Douchezellen ,  zwei  Wasserclosets ,  Vorraum,  Corridore,  Waschküche, 
Trocken-  und  Ueizraum  umfasste.  Der  Entwurf  war  von  Herrn  Regierungs- 
baumeister  Thür  ausgeführt,  um  die  sinnreiche  Ausführung  und  Betriebs- 
leitung hat  sich  Herr  David  Grove  ganz  besonders  verdient  gemacht  ^). 

„Diese  von  mehr  als  10  000  Personen,  an  einzelnen  Tagen  von  hunder- 
ten  mit  sichtlichem  Vergnügen  benutzte  Anstalt  hat  die  Möglichkeit  dar- 
gethan,  weitesten  Kreisen  der  Bevölkerung  die  Wohlthat  einer  ausgiebi- 
gen körperlichen  Reinigung  zu  verschaffen.  Sie  erfordert  so  geringe  An- 
lage- und  Betriebskosten,  dass  in  geschlossener  Einzelzelle  ein  warmes  und 
kaltes  Regeubad  mit  Seife  und  Handtuch  für  10  bis  15  Pfennige  verabreicht 
werden  kann.  Auf  diese  Weise  nur  vermag  zahlreichen  Classen  der  Be- 
völkerung, welche  einstweilen  das  warme  Bad  als  unerschwinglichen  Luxus 
statt  als  Lebensbedürfniss  betrachten  müssen,  ein  Ersatz  bereitet  zu  wer- 
den. Ueberall  in  Städten  und  auf  dem  Lande,  auf  öfifentlichen  Plätzen  und 
an  Knotenpunkten  des  Verkehrs,  an  Eisenbahnstationen,  in  Schulen,  Fabri- 
ken ,  Bergwerken ,  Casernen ,  Asylen ,  Gefangenanstalten  lassen  sich  die 
Brausebäder  ohne  Schwierigkeit  in  Betrieb  halten  und  werden  in  der  That 
dahin  führen,  dass  für  Jedermann  das  Bad  zur  Gewohnheit  wird. 

„Dass  die  Art  der  Körperreinigung  in  Brausebädern  eine  ausreichende 
und  gesundheitsfördernde  ist,  haben  die  vielfach  erprobten  Erfahrungen 
dargelegt,  welche  wir  dem  Vorgehen  der  militärischen  Behörden,  nament- 
lich der  Anregung  der  Herren  Generalarzt  Roth  und  Oberstabsart  Mün- 
nich,  danken.  Dass  aber  dieselbe  wohl  geeignet  ist,  sich  rasch  in  das 
Interesse  und  die  Gewohnheiten  des  Pnblicums  einzubürgern,  hat  der  Be- 
trieb in  der  Hygieneausstellung  bewiesen.  Es  ist  überflüssig,  die 
zahlreichen  Anerkennungen . und  Nachfragen,  welche  dieser  eiufache  Ver- 
such hervorgerufen  hat,  anzuführen.  Der  Gedanke,  grösseren  Kreisen  eine 
auf  das  Nothwendige  beschränkte,  also  billige,  dabei  aber  ausreichende  und 
einladende  Badegelegenheit  vorzuführen,  ist  in  der  That  kein  ganz  unfrucht- 
barer geblieben..  Der  Umstand,  dass  es  mir  an  dieser  hervorragenden 
Stelle  vergönnt  war,  in  diesem  Sinne  das  Wort  zu  ergreifen,  beweist  dies. 

„Dürfen  wir  demnach  annehmen,  dass  die  mächtige  sociale  Hebung, 
welche  eine  aligemeine  Einführung  billiger  und  leicht  zugänglicher 
Volksbäder  bedeuten  würde,  in  erster  Linie  durch  Brausebäder  erzielt  wer- 


^)  Ein  anderes  nach  meinen  Angaben  gearbeitetes  Modell  —  die  Pläne  »ind  von  den 
Herren  Börner  u.  Co.  entworfen  —  befindet  »ich  im  Bcsit2  de»  Hygienemuseum  in  Berlin, 
Klo>terstra'ihe  36. 
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den  kann,  so  erübrigt  es  schliesslicb,  die  Art  der  praktiscben  Dnrcbfübrung 
aozudenten. 

„Staat  und  Gemeinde  baben  so  viele  näberliegende  Pflichten,  dass  mehr 
als  eine  frenndwillige  Begünstigung  auf  diesem  Gebiete  von  ihnen  kaum 
erwartet  werden  darf.  Auch  werden  die  Comraunen  nur  in  ihrer  Minder- 
zahl überhaupt  in  der  Lage  sein,  grosse  Opfer  für  das  Badewesen  zu  er- 
zwingen. Die  Privatwohlthäiigkeit  endlich  dürfte  einem  so  umfassenden 
Werke  kaum  gewachsen  und  den  eigentlichen  Interessenten  gewiss  nicht 
willkommen  sein.  Auch  kann  ein  gemeinnütziges  Unternehmen  sich  nur 
dann  als  gesund  erweisen ,  wenn  es  auf  eigenen  Füssen  zu  stehen  vermag. 
Sollen  die  Volksbäder  lebensfähig  sein ,  so  müssen  sie  sich  selbst  erhalten. 

„Dies  wird  nur  möglich  sein,  wenn  sie  durch  gemeinnützige  Er- 
werbsgesellschaften gehalten  werden.  Verwaltung  und  Beaufsichti- 
gung mögen  unentgeltlich,  als  eine  Art  von  Ehrenämtern  besorgt,  Grund 
und  Boden,  an  vielen  Orten  auch  das  Wasser  von  den  Gemeinden  gestellt 
werden.  Das  geringe  erforderliche  Capital  ^)  müsste  in  Form  ganz  klei- 
ner Antheilsscheine  unter  Bürgern  und  Bauern,  bei  Gutsbesitzern,  Fabrik- 
inhabern, Handwerksmeistern,  kurz  allen  besitzenden  Haushaltungsvorstän- 
den  aufgebracht  werden.  Dieselben  sollten  dann  ihre  Interessen  nicht  in 
Form  von  Zinsen,  sondern  in  einem  etwa  gleichwerthig  gedachten  Be- 
nutzungsrechte für  sich  oder  ihre  Angehörigen  und  Angestellten  erhalten, 
etwa  in  der  Art,  wie  man  die  meisten  zoologischen  Gärten  in  das  Leben 
gerufen  hat.  Auch  würde  die  Organisation  der  grossen,  durch  das  ganze 
Reich  verbreiteten  Erankencassen  hereinzuziehen  sein.  Zahlreiche  Beamten- 
kategorien, selbst  Militärbehörden,  namentlich  aber  die  Verwaltungen  von 
Eisenbahn  und  Post  werden  solchen  Unternehmungen  auf  die  Dauer  nicht 
fern  bleiben  wollen,  bei  denen  es  sich  nicht  um  Gewinnüberschüsse  zu 
Gunsten  von  Privaten,  sondern  um  die  Ermöglichung  einer  gesundheit- 
lichen Förderung  auch  ihrer  Untergebenen  handelt.  Auf  diese  Weise  würde 
auch  die  Hauptschwierigkeit,  welche  in  der  zu  erwartenden  Indifferenz  der 
Menge  liegt,  zwanglos  beseitigt.  Wenn  aus  den  Familien  und  Hauswesen 
heraus,  von  dienstlich  Vorgesetzten,  von  Cassenvorständen  und  Arbeitgebern 
die  Anregung  immer  wieder  geweckt  wird,  nur  dann  ist  Aussicht  vorhan- 
den, dass  die  arbeitenden  Classen  der  Neuerung  ihre  active  und  unentbehr- 
liche Theilnahme  allmälig  zuwenden.  Hierzu  muss  allerdings  kommen,  dass 
die  Badeanstalten  nicht  in  abgelegenen  Winkeln  und  auf  lichtscheuen  Höfen 
ein  wie  bisher  anbeachtetes  Dasein  fristen,  sondern  dieselben  müssen  in 
die  Mittelpunkte  des  alltäglichen  Verkehrs  gestellt  werden.  Kein  Umweg 
und  unnützer  Zeitverlust  darf  der  mühescheuen  Indolenz  zu  Hülfe  kom- 
men, sondern  Lage  und  Bauart  der  Bäder  müssen  einladen,  im  Vorüber- 
gehen die  Gelegenheit  zur  Kräftigung  und  Erfrischung  wahrzunehmen. 
Dabei  bleibt  es  unbenommen,  auch  diesem  einfachen  Häuschen  eine  tekto- 
nisch  angenehme  Form  zu  geben,  und  endlich  das  Budget  der  Anstalt 
durch  Placate  und  Annoncen  zu  entlasten. 


*)  Die  Herstellang  des  Volksbades  für  zehn  Personen  in  der  Hygieneausstellung  hat 
6300  Mark  gekostet.  Und  dies  war  ein  erster  Versuch.  Fabrikmässige  Beschaffung,  Be- 
natzung vorhandener  Räumlichkeiten  oder  Dörker'sche  Baracken  würden  die  Kosten  er- 
behlich  vernnindem. 
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^So  viel  steht  fest,  nuf  dem  Felde  des  öffentlichen  Badewesens  ist 
fast  Uueudliches  zu  thuu.  Was  nicht  brach  liegt,  krankt  an  Theilnahm- 
losigkeit.  Und  diese  zu  brechen,  ist  die  nächste  Aufgabe.  In  Fing- 
schriften und  Vorträgen,  in  Vereinen  und  durch  Wanderlehrer,  nament- 
lich aber  in  beispielgebendem  Vorgehen  einzelner  Vergesellschaftungen 
sollten  die  maassgebenden  Kreise  für  eines  der  vornehmsten  Interessen 
praktischer  Gesundheitspflege  gewonnen  werden.  Dann  kann  allmälig  die 
Zeit  herannahen ,  wo  im  entlegensten  Winkel  des  Vaterlandes  auch  der 
Armselige  und  Beladene  unsere  Bestrebungen  segnen  wird.** 


Correferent  Oberbärgermeister  Merkel  (Göttingen):  Ueber 
Schulbäder. 

„Meine  hochgeehrten  Herren ! 

^Der  Herr  Vorredner  hat  über  die  Befriedigung  des  Badebedürfnissos 
unseres  Volkes  durch  die  neuerdings  auf  der  Tagesordnung  stehenden  Volks- 
bädor  gesprochen. 

„Ich  habe  auf  Wunsch  des  Vorstandes  es  übernommen,  über  eine 
neue  Specialität  auf  diesem  Gebiete,  über  die  Badeeinrichtungen  inner- 
halb der  Volksschulen  der  Stadt  Göttingen  Ihnen  Bericht  zu  erstatten. 

„Zunächst  gestatten  Sie  zur  Orientirung  in  den  Göttinger  Schul  Ver- 
hältnissen Ihnen  vorzuführen ,  wie  die  Stadt  —  21  000  Seelen  —  vor  zehn 
Jahren  eine  gründliche  Neuorganisation  ihres  Schulwesens  erfuhr.  Danach 
ist  die  Stadt  in  zwei  gleiche,  durch  die  einigen  der  Herren  wohlbekannte 
Weenderstrasse  geschiedene  Volks -Schnlbezirke  getrennt.  Der  obere,  nach 
dem  Berge  belegene  Theil  hat  ein  für  700  Kinder  berechnetes  neues  Schul- 
gebäude am  Albanithore,  der  untere  Bezirk  ein  gleiches  Gebäude  ausserhalb 
des  Gronerthores  erhalten.  Für  die  ganze  Stadt  ist  eine  etwa  1000  Kin- 
der fassende  gehobene  Volksschule  oder  Mittelschule  gebaut  und  eine 
600  Kinder  fassende  neue  höhere  Töchterschule.  Das  Gymnasium,  gleich- 
falls in  einem  neuen  Gebäude,  ist  ein  staatliches. 

„So  stellt  sich  im  Aeusseren  und  ich  hoffe  auch  in  seinen  Leistungen 
unser  Schulwesen  als  ein  durchaus  befriedigendes  dar. 

„In  allen  Schulgebäuden  ßnden  Sie  sämmtliche  Anforderungen  der 
Neuzeit,  hohe  weite  Räume,  Centralheizung ,  Ventilation,  Bänke  bester 
Construction  u.  s.  w.,  erfüllt  und  zwar  Dank  unserem  intelligenten  Stadt- 
baumeister in  tadelloser  Weise  ausgeführt.  nnJ&*  ^^s  helfen  aber  alle 
diese  hygienischen  Einrichtungen  —  meinte  in  einem  Gespräche  der  Pro- 
fessor Flügge,  der  unseren  Lehrstuhl  für  Hygiene  zu  unserem  Bedauern 
verlässt  — ,  wenn  nun  in  diese  gesunden  Räume  schmutzige  Kinder  mit 
allen  möglichen  Infectionskeimen  am  Körper  hineinkommen?''*^ 

„Dieser  frappirende  Ausruf  führte  mich  auf  den  Gedanken,  ,ob  denn 
nicht,  wie  neuerdings  in  einzelnen  Casernen,  auch  in  den  Schulgebäaden 
selbst  ähnliche  Badeeinrichtungen  getroffen  werden  könnten,  durch  welche 
den  Kindern  in  Trupps  zur  Reinigung  nahe  Gelegenheit  geboten  würde?* 
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„Auf  die  freudige  Bemerkung  des  Professors,  dass  das  eine  famose 
Einrichtung  werden  dürfte,  gab  ich  ihm  die  Zusicherung,  dass  der  Versuch 
sofort  gemacht  werden  solle,  da  alle  Bedingungen  zu  einer  leichten  Aus- 
fährung vorlägen  —  loer  stehende  hohe  Souterrains  in  den  Gebäuden,  vor- 
handene Wasserleitung  und  Canalisation ,  Centralheizung ,  tüchtige  Schnl- 
wärter  n.  s.  w. 

„In  der  nächsten  gemeinschaftlichen  Sitzung  fand  der  Antrag  auf 
Bewilligung  einer  Summe  von  etwa  1000  Mark,  zum  Zwecke  der  Her- 
stellung Einer  Badeeinrichtung,  die  einstimmige  Genehmigung  unseres  auf 
die  Gesundheit  der  Universitätsstadt  als  solcher  stets  eifrig  bedachten 
Stadtverordneten -Collegiums  in  der  Voraussetzung,  dass  Schulvorstand  und 
Lehrercollegium  dem  Unternehmen  geneigt  seien. 

„Beides  traf  zu;  namentlich  war  die  Zustimmung  des  Lehrercollegiums 
eine  besonders  freudige,  und  so  wurde  denn  die  Einrichtung  getroffen  in 
der  sogenannten  Albanischule,  wie  sie  dieselbe  hier  in  Skizze  und  Modell 
vor  sich  stehen  sehen.  Ein  halbes  Jahr  später  wurde  nach  einem  etwas 
veränderten  Modell  auch  in  der  anderen  Volksschule  die  Badeeinrichtung 
ausgeführt.  Dies  Modell  steht  im  nahen  Universitätshofe  und  wird  Ihnen 
im  vollen  Dampfbetriebe  von  dem  Göttinger  Meister  selbst,  der  zufHllig 
seine  Geschicklichkeit  hier  in  Breslau  in  achtjähriger  Lern-  oder  Arbeitszeit 
erworben  hat  (!),  nach  der  Sitzung  vorgeführt  werden.  (Folgt  die 
Demonstration  der  im  Versammlungslocale  aufgehängten  grossen  Skizze 
und  des  Modells.) 

„Ich  will  Ihnen  nun  den  Vorgang  beim  Baden  einer  Classe  genau 
vorführen  und  wähle  dazu  eine  zweite  Classe  unserer  sechsstufigen  Schule, 
mit  Schülern  im  11.  und  12.  Lebensjahre.  Der  Lehrer  fragt  zu  Beginn 
der  Stunde:  „Wer  will  heute  am  Baden  theilnehmen?"  Von  54  Schülern 
der  Classe  melden  sich  circa  50.  Auf  ein  Zeichen  des  Lehrers  gehen  die 
obersten  neun  nun  still  hinaus  und  begeben  sich  in  das  Vorzimmer  zum 
Baderaume,  wo  sie  vom  Schulwärter  erwartet  werden.  Nach  einigen  Minuten, 
in  welchen  sich  die  vorigen  Knaben  entkleidet  haben  können,  entlässt  der 
Lehrer  in  derselben  geräuschlosen  Weise  die  neun  folgenden  Knaben,  so  dass 
gleichzeitig  18  Knaben  in  der  Classe  fehlen.  Während  die  zuletzt  ent- 
lassenen Knaben  sich  entkleiden,  treten  von  den  ersteren  je  drei  unter  eine 
Douche.  Der  Wärter  öffnet  die  Hähne  und  die  neun  Knaben  werden  gleich- 
zeitig überbraust.  Sie  waschen  dann  noch  in  dem  in  den  Zinkwannen 
zusammengeströmten  Wasser  die  Füsse  und  andere  Körpertheile  besonders 
ab,  während  das  Brausen  fortdauert.  Jetzt  treten  sie  zur  Seite  und  reiben 
sich  ab.  Inzwischen  sind  die  folgenden  Knaben  bereit,  unter  die  Douchen 
zu  treten,  und  die  ersten  kleiden  sich  an.  Da  nicht  alle  gleichmässig  rasch 
mit  dem  Ankleiden  fertig  werden,  so  ist  es  gestattet,  in  Gruppen  von  vier 
bis  fünf  in  das  Classeuzimmer  zurückzukehren,  jedoch  nicht  einzeln.  Sind 
die  ersten  neun  Knaben  wieder  auf  ihren  Plätzen,  so  folgen  neun  andere 
und  so  fort. 

„Auf  diese  Weise  sind  am  30.  November  vorigen  Jahres  in  Gegenwart  des 
Herrn  Stadtschulraths  Bertram  und  des  Herrn  Stadtverordneten  Dr.  Stryck 
aus  Berlin  51  Knaben  in  der  Zeit  von  5  Minuten  nach  9  Uhr  bis  5  Minuten 
vor    10   Uhr  vollständig  fertig   gebadet.      Es   ist  demnach   möglich,    eine 
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Classe  von  50  bis  60  Knaben  in  einer  Stunde  zu  baden;  dagegen  dürften 
von  den  Mädchen  und  kleineren  Kindern  im  ersten  und  zweiten  Schuljabre 
kaum  mehr  als  36  in  einer  Stunde  gebadet  werden  können. 

„Der  Schnlwärter  ist  angewiesen,  sobald  Unzuträglicbkeiten  im  Vor- 
zimmer oder  Baderaume  vorkommen  sollten,  die  trotz  seines  Verbotes  nicht 
aufhören,  durch  ein  Kind  den  Lehrer  benachrichtigen  zu  lassen.  Aber 
auch  ohne  dass  er  gerufen  wird,  hat  der  Lehrer  Auftrag,  sich  in  der  Stunde 
wenigstens  einmal  zu  überzeugen,  dass  in  den  genannten  Räumen  Alles 
ordentlich  zugeht. 

„Regel  ist  sonst:  „Der  Lehrer  ist  in  der  Classe,  der  Schulwärter  (und 
bei  den  Mädchen  und  kleineren  Knaben  die  Frau  des  Wärters)  besorgt  die 
Aufsicht.'^  Dabei  muss  ich  gleich  hinzufügen,  dass  der  bisherige  gute 
Erfolg  unserer  Einrichtung  nicht  zum  wenigsten  dem  guten  Tacte  und  dem 
Eifer  der  Wärter  und  ihrer  Frauen  zuzuschreiben  ist. 

„In  der  Auswahl  der  Wärter  ist  die  Schulverwaltung  in  Anbetracht 
der  Bedienung  der  hier  in  allen  Schulen  vorzüglich  bewahrten  Central- 
heizungen  besonders  vorsichtig  und  giebt  geübten  Maschinenheizem  den 
Vorzug.     Nicht  weniger  wird  auf  Tüchtigkeit  der  Frau  gesehen. 

„Sie  werden  nun  fragen ,  ob  nicht  doch  der  Unterricht  durch  solches 
Baden  innerhalb  der  Schulzeit  allzu  sehr  gestört  werde,  und  da  sagt  unser 
Schul director:  „„Es  kann  nicht  geleugnet  werden,  dass  der  Erfolg  des  Unter- 
richts während  der  Badestunde  beeinträchtigt  wird.  Schon  das  Gehen  und 
Kommen  der  Kinder  und  die  vorübergehende  Abwesenheit  des  Lehrers  müssen 
nachtheilig  wirken.  Aber  da  die  einzelnen  Kinder  nur  etwa  10  Minuten  in 
der  Classe  fehlen,  so  braucht  man  die  Stunde  doch  nicht  als  durchaus  verloren 
für  den  Unterricht  anzusehen.  Für  die  Unterstufe  sind  Abschreibeübungen 
in  Verbindung  mit  Wiederholung  des  vorher  geübten  Lehrstoffes,  auf  der 
Mittel-  und  Oberstufe  cursorisches  Lesen  in  Verbindung  mit  orthogra- 
phischen und  grammatischen  Uebungen,  welche  unter  Zugrundelegung  des 
Lesestückes  angefertigt  werden,  geeignet,  in  der  ßadestunde  vorgenommen 
zu  werden;  auch  kann  recht  zweckmässig  in  solchen  Stunden  gerechnet 
werden,  wenn  man  dabei  die  Erlangung  grösserer  Fertigkeit  in  den  bereits 
festgelegten  Rechenoperationen  ins  Auge  fasst.  Da  in  den  Volksschulen 
doch  wohl  meistens  der  Classenunterricht  vorherrscht  und  nicht  der  Fach- 
unterricht, so  lässt  sich  ohne  Aenderung  des  Lectionsplanes  leicht  eine 
Stunde  verschieben,  und  wo  dieses  wegen  eingeschobener  Fachstunden 
Schwierigkeiten  haben  sollte,  kann  man  die  Aufeinanderfolge  der  zu  badenden 
Classen  so  ordnen,  dass  für  jede  derselben  die  ßadestunde  (resp.  zwei  auf 
einander  folgende  Stunden)  in  ein  geeignetes  Unterrichtsfach  föUt.  Auf 
diese  Weise  ist  eine  Störung  im  Lectionsplane  zu  vermeiden.**  ** 

„Und  wenn  nun  also,  meine  Herren,  alle  14  Tage  in  jeder  Classe  nur 
eine  Stunde  etwas  beeinträchtigt  wird,  was  will  das  sagen  gegenüber  dem 
unschätzbaren  Segen  der  Einrichtung  nach  allen  anderen  Seiten  hin! 

„Diese  Badeeinrichtung  in  den  Volksschulen  Göttingens  wurde  von 
der  Presse  als  etwas  Neues  aufgegriffen  und  in  den  weitesten  Kreisen  ver- 
breitet, so  dass  nun  ein  solcher  Sturm  von  allen  Seiten  gerichtet  auf  nähere 
Mittheilnngen  sich  erhob,  dass  ich  mich  genöthigt  sah,  in  einer  beschränkten 
Zahl   von   Druckexcmplaren   solcher  Mittheilungen   diese  Anfragen   zu   be- 
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friedigen.  Den  Reigen  dieser  Anfragen,  Anerkennungen  und  Zustimmungen 
zu  der  Idee  und  Anmeldungen  zu  Besuchen  eröffnet  in  unserer  Acte  der 
für  die  körperliche  Entwickelung  der  deutschen  Jagend  so  sehr  interessirte 
Herr  Cultusminister  mit  dem  folgenden  Schreiben: 

,,„  Ew.  Hoch  wohlgeboren  danke  ich  verbindlichst  für  die  gefällige  Ueber- 
sendung  der  Druckschrift  über  die  Badeeinrichtung  innerhalb  der  Göttinger 
Yolksscbulen.  Bereits  von  Herrn  Professor  Flügge  hatte  ich  vor  einiger 
Zeit  Kenntniss  von  dieser  trefflichen  Unternehmung  der  Stadt  Göttingen 
erhalten  und  ich  freue  mich  nun  besonders,  aus  den  mir  freundlichst  zur 
Verfügung  gestellten  Materialien  die  mich  sehr  interessirendeu  Einzelheiten 
kennen  zu  lernen.  Ich  werde  es  mir  angelegen  sein  lassen,  diesen  Vorgang 
der  in  gemeinnützigen  Angelegenheiten  so  rüstig  vorwärts  strebenden  Stadt- 
gemeinde Göttingen  zu  verwerthen  und  ihm  die  verdiente  Anerkennung  und 
Nacheiferung  in  weiteren  Kreisen  zu  verschaffen  etc."** 

„Es  folgen  dann  eine  ganze  Anzahl  von  Schreiben,  sammtlich  für  die 
Idee  freudig  sich  aussprechend,  aus  ärztlichen,  Lehrer-,  Beamtenkreisen  und 
Behörden  der  Städte.  Aus  Städten:  von  Plauen,  Berlin,  Stuttgart,  Würz- 
barg, Breslau,  Karlsruhe,  Magdeburg,  Höxter,  Iserlohn,  Stettin,  Wittmund, 
Wernigerode,  Frankfurt  a'.  M.,  Bielefeld,  Bochum,  Erfurt,  Kiel,  Herford, 
Hamburg,  Weimar,  Hagen,  Kassel,  Hannover,  Giessen,  aus  verschiedenen 
Städten  des  Auslandes  und  so  fort.  Dai'an  schlössen  sich  zahlreiche  Be- 
suche unserer  Einrichtung  aus  dem  In-  und  dem  Auslande,  von  denen  Keiner 
bedenklich  ging,  wie  er  etwa  gekommen  war,  sondern  sammtlich  voll  von 
Lob  über  die  glückliche  Idee  und  deren  gute  Ausführung.  Zustimmende 
Aufsätze  in  englischen ,  amerikanischen ,  schwedischen ,  dänischen ,  fran- 
zösischen Blättern  kamen,  anter  Kreuzband  uns  zugesandt. 

„Eine  dieser  Anerkennungen  wird  gerade  dieser  hochgeehrten  Ver- 
sammlung von  besonderem  Werthe  sein.  Der  Geh.  Rath  Professor  Koch 
in  Berlin,  der  behufs  Austausches  seiner  wissenschaftlichen  Arbeiten  mit 
Professor  Rosenbach  in  Göttingen  war  und  auch  unsere  Badeeinrichtung 
eich  ansah,  sprach  sich  vom  hygienischen  Standpunkte  aus  im  hohen  Grade 
befriedigt  aus,  und  gab  namentlich  dem  rasch  abfliessenden  Douchewasser 
vor  dem  stehenden  Bassinwasser  den  Vorzug. 

„Meine  Aufgabe  wird  heute  wesentlich  noch  darin  bestehen,  diejenigen 
Zweifel  und  Bedenken,  welche  gegen  die  Bäder  in  den  Volksschulen  selbst 
erhoben  sind  und  aus  dieser  Versammlung  etwa  erhoben  werden,  zu  be- 
seitigen. 

„Nur  von  einer  Seite  sind  solche  Bedenken  geltend  gemacht  und  zwar 
aus  der  Stadt  der  höchsten  Intelligenz,  unserer  Hauptstadt  Berlin.  Das 
dortige  Stadtverordneten-Colleg  hat  in  seiner  Sitzung  vom  4.  März  den  auf 
Anstellung  eines  Versuches  mit  Einrichtung  von  Bädern  in  drei  Gemeinde- 
schulen gerichteten  Antrag  des  Magistrats  abgelehnt,  sich  in  seiner  Majorität 
von  vornherein  als  „principieller  Gegner**  dieser  Einrichtung  erklärt,  ab- 
geneigt, auch  nur  einmal  auf  eine  weitere  Prüfung  der  Sache  in  einer  Com- 
mission  sich  einzulassen. 

„Dies  Resultat  war  um  so  auffallender,  als  mehrere  hochgeschätzte 
Mitglieder  jener  Versammlung,  der  Schulrath  Bertram  und  Dr.  Stryck 
von   der  Güte  der  Sache  sich  persönlich  in  Göttingen  so  sehr  Überzeugt, 
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dass  sie  in  der  Stadtverordnetenversammlung  dieselbe  vom  pädagogischen 
wie  hygienischen  Standpunkte  aus  mit  Liebe  und  grosser  Wärme  vertraten. 

^Der  erste  Gegner  der  Vorlage,  Dr.  Gerstenberg,  begann  seine 
Opposition  mit  der  Aufstellung  des  allgemeinen  Satzes:  ,Die8e  Vorlage 
bringt  Sachen  in  die  Schule  hinein,  die  nicht  in  die  Schule  gehören.  Die 
Aufgabe  der  Schule  ist  doch  eine  doppelte,  einerseits  die  Erziehung  —  das 
wird  als  Hauptsache  betrachtet  —  und  dann  der  Unterricht,  und  ich  meine, 
eine  wirkliche  Leistung  ist  doch  kein  erziehliches  Momeut.  Der  Lehrer 
kann  durch  Wort  und  Beispiel  einwirken;  das  ist  erziehlich.  Aber  dadurch, 
dasB  die  Reinigung  an  den  Kindern  vollzogen  wird,  wird  nicht  auf  sie  er^ 
zieblich  eingewirkt.^ 

„Darauf  ist  zu  erwidern:  Die  Schule  erzieht  nicht  nur  durch  Wort 
und  Beispiel,  sondern  auch  durch  die  That,  durch  Gewöhnung  und  durch 
nachhaltige  Forderung  von  Leistungen  Seitens  der  Zöglinge.  Wir  erinnern  z.  B. 
an  den  Turnunterricht. 

„Um  solche  Erziehung  durch  Gewöhnung  (nämlich  an  regelmässige 
Reinigung  des  Körpers)  handelt  es  sich  beim  Schulbaden.  Die  Leistung 
wird  den  Kindern  nicht  als  etwas  Fertiges  dargereicht,  sondern  dieselben 
werden  angeleitet,  die  Arbeit  des  Reinigens  an  sich  selbst  in  zweckmässiger 
Weise  zu  vollziehen.  Wir  sollten  meinen,  dass  wir  durch  diese  Gewöhnung 
an  Sauberkeit,  Ordnung,  Decenz  u.  s.  w.  in  eminenter  Weise  erziehlich 
wirken. 

„Dieser  Gegner  der  Vorlage  in  der  Berliner  Stadtverordnetenversamm- 
lung, wie  auch  die  später  nachfolgenden  ereiferten  sich  förmlich  in  dem 
Gedanken,  dass  , Etwas,  was  absolut  der  Familie  gehöre,  zwangsweise  in 
die  Schule  hineingebracht  werden  solle;  dass  neben  dem  Schulzwange  jetzt 
auch  ein  Badezwang  eingeführt  werden  solle*! 

„Ja,  meine  Herren,  von  einem  solchen  Zwange  ist  in  Göttingen  keine 
Rede;  das  Baden  ist  nicht  obligatorisch,  sondern  völlig  den  Eltern  frei- 
gelassen, ob  sie  ihre  Kinder  am  Baden  theilnehmen  lassen  wollen  oder  nicht. 

„Das  SchluBsresultat  ist  nun,  dass  die  Wenigen,  die  anfangs  dem  Bade 
fern  blieben,  jetzt  auch  kommen. 

„Aber  die  falsche  Voraussetzung,  dass  es  sich  um  die  Einfühmng  eines 
Badezwanges  handle,  beherrschte  die  ganze  Stimmung  der  Opposition 
in  jener  Stadtverordnetenversammlung  von  Anfang  bis  zu  Ende. 

„Der  Herr  Dr.  Gerstenberg  kommt  dann  auf  die  Kosten  zu  sprechen, 
welche  die  Ausführung  der  Badeeinrichtungen  in  allen  Berliner  Gemeinde- 
Bchulen  veranlassen  würde,  falls  der  vom  Magistrate  vorgeschlagene  Versuch 
in  drei  Schulen  gelingen  und  als  segensreich  sich  erweisen  sollte.  Und  dieser 
finanzielle  Gesichtspunkt  ist  für  eine  grosse  mit  zahlreichen  Gemeinde- 
oder Volksschulen  ausgestattete  Commune  allerdings  von  Bedeutung.  Wenn 
aber  der  Herr  Dr.  Gerstenberg  die  Gesammtausgabe  für  sämmtliche 
ISO  Gemeindeschulen  Berlins  auf  600  000  Mk.  veranschlagt,  nachdem  der 
Magistrat  für  drei  Schulen  10  000  Mk.  verlangt,  so  muss  ich  nach  meiner 
Erfahrung  annehmen,  dass  jene  Summe  übertrieben  hoch  angenommen  ist. 

„In  Göttingen  hat  die  Herstellung  dieser  Bäder  in  der  einen  Schule 
1300  Mk.,  in  den  anderen  900  Mk.  Alles  in  Allem  gekostet,  nicht  2000  Mk., 
wie  der  Magistrat  zu  Berlin  in  seiner  Vorlage  annimmt.     Der  Betrieb  aber 
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erfordert  in  Gottingen  entfernt  nicht  die  Summe  Yon  1000  Mk.  jährlich. 
Angeschlossen  an  die  vorhandene  Centralheizung ,  Wasserleitung  und  Cana- 
lisation  stellen  sich  in  Göttingen  die  jährlichen  Kosten  höchstens  auf  200  Mk. 

„Aber,  wie  gesagt,  der  Kostenpunkt  kommt  für  Berlin  und  vielleicht 
einzelne  andere  grosse  Städte  dos  Reiches  in  Betracht  und  wird,  wenn  ich 
nicht  irre,  wesentlich  die  oppositionelle  Haltung  der  Berliner  Stadtvertreter 
bestimmt  haben! 

„Für  alle  anderen  Städte  aber  spielt  der  Kostenpunkt  gar  keine  Rolle,  wenn 
man  sich  einmal  wie  wir  in  Göttungen  und  mit  uns  alle  unsere  Besucher  sich 
überzeugt  haben  von  den  immensen  directen  und  indirecten  Erfolgen  dieser 
80  höchst  einfachen  und  bescheidenen  Maassregel.  Der  Dr.  Gersten- 
berg sagt  ferner,  dass  sehr  viele  Eltern  ihre  Kinder  in  die  „Gemeinde- 
schulen **  schickten,  die  sehr  wohl  in  der  Lage  wären,  die  Bäder  zu  bezahlen. 
Ich  glaube  nicht,  dass  es  sehr  viele  sein  werden;  sollte  diese  Behauptung 
aber  richtig  sein,  so  erhebe  man  doch  ein  massiges  Badegeld  von  diesen. 
Jedenfalls  darf  man  aus  diesem  Umstände  nicht  folgern,  dass  man  nun 
auch  den  Aermern  die  Wohlthat  des  Badens  nicht  zukommen  lassen  dürfe. 

„Endlich  meint  der  Dr.  Gersten berg:  ,Das  geht  absolut  nicht,  dass 
die  Kinder  ihre  Handtücher  mitbringen  und  allen  möglichen  Unfug  damit 
machen.*  Ich  bestätige  Ihnen  aus  der  Erfahrung,  dass  es  vortrelTlich  geht. 
Jedes  Kind  bringt  alle  14  Tage  zu  seinem  Bade,  sobald  es  an  der  Reihe 
ist,  sein  Handtuch  mit  und  bringt  es  mit  den  Büchern  wieder  zurück  nach 
Hause,  ohne  irgend  welchen  Unfug  damit  zu  machen.  Dasselbe  ist  von  den 
Berliner  Kindern  doch  auch  wohl  zu  erwarten! 

„Nächst  dem  Dr.  Gerstenberg  hat  wesentlich  der  Stadtverordnete 
Spinola  gegen  jeden  Versuch  mit  dem  Baden  in  den  Schulen  sich  principiell 
und  in  nicht  sehr  freundlicher  Weise  erklärt.  Er  hält  die  ganze  Idee 
verfehlt  und  nicht  für  nöthig,  dass,  wenn  man  in  Göttingen  eine  verfehlte 
Sache  unternommen  habe,  in  Berlin  das  nachzumachen. 

„In  Göttingen  hält  die  ganze  Bürgerschaft  und  Universität,  jeder  be- 
theiligte Vater,  jede  Mutter,  die  ganze  Lehrerschaft,  kurz  Jedermann  die 
Idee  und  ihre  Ausführung  für  vollkommen  gelungen  und  zwar  nach  ly^ jäh- 
riger Erfahrung. 

,Die  Herren  Collegen  des  Stadtverordneten  Spinola,  Dr.  Stryck  und 
Dr.  Bertram,  sind  mit  grossem  Misstrauen  gegen  die  Idee  nach  Göttingen 
gekommen  und  gestehen,  dass  sie  nach  der  eigenen  Anschauung  ihre  Zweifel 
und  Bedenken  völlig  haben  fallen  lassen.  Ich  spreche  die  feste  Ueberzeugung 
aua,  dass  die  Herren  Spinola,  Dr.  Gerstenberg  und  Andere  ihre  prin- 
cipielle  Opposition  aufgeben  würden,  wenn  sie  die  Einrichtungen  und  den 
ganzen  Badevorgang  in  Göttingen  angesehen  hätten. 

„Das  Baden,  sagt  der  Stadtverordnete  Spinola,  ist  eine  Sache,  die 
das  Haus  und  die  Familie  angeht,  nicht  der  Schule  zukommt.  Es  erfüllt 
nun  aber  das  Haus  und  die  Familie  diese  Sorge  für  Ordnung  und  Reinlich- 
keit so  wenig  und  wird  auch  in  absehbarer  Znkunft  diese  Aufgabe  so 
schlecht  erfüllen,  dass  man  ohne  Uebertreibung  die  Behauptung  aufstellen 
kann,  dass  an  den  bei  Weitem  grössten  Theil  der  Jugend,  abgesehen  von 
Gesicht  und  Händen,  Jahr  aus  Jahr  ein  während  ihrer  Schulzeit  kein  Tropfen 
Wasser  kommt.     Auf  der  anderen  Seite  aber  ist  gezeigt,  wie  die  Schule, 

4* 
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wenn  sie  sich  der  Ordnnng  und  Reinlichkeit  ihrer  Schüler  annehmen  will, 
mit  Leichtigkeit  nnd  Sicherheit  jene  Aufgaben  sofort  zu  erfüllen  im 
Stande  ist. 

„Und  da  sollte  man  auf  die  Hülfe  der  Schale  jetzt  und  für  die  Zukunft 
verzichten  ? 

„Die  gegnerischen  Stadtverordneten  behaupten,  «dass  jedenfalls  durch 
die  Bäder  der  Schulunterricht  gestört  und  beeinträchtigt  werde*. 

„Ja,  meine  Herren,  dies  , jedenfalls*  ist  in  Göttingen  auch  nicht  ein- 
getroffen. Wohl  sind  die  gleichen  Bedenken  auch  dort  gehegt,  durch  die 
Erfahrung  aber  völlig  beseitigt.  Die  Störung  des  Unterrichtes  durch  das 
Baden  ist,  wie  ich  oben  bereits  ausgeführt,  nicht  von  Bedeutung,  wenn 
die  Badezeit  in  geeignete  Unterrichtsfächer  verlegt  wird,  welche,  wie  das 
Lesen  oder  Schreiben  ein  Kommen  und  Gehen  einzelner  Schüler  wohl  ge- 
statten. Die  Befürchtung,  dass  die  Kinder  unmittelbar  nach  dem  Baden 
für  den  Unterricht  nicht  disponirt  seien,  bestätigt  sich  durchaus  nicht;  im 
Gegentheil  zeigen  dieselben  eine  erheblich  grössere  Frische  als  zuvor. 

„In  hygienischer  Beziehung  sollen  nach  dem  Stadtverordneten  Spi- 
nola  diese  Volksschulbäder  Viel  zu  wünschen  übrig  lassen.  ,Die  Kinder 
müssen  nachher  über  die  im  Winter  sehr  kalten  Flure,  Corridore  und  Höfe 
gehen'  und  werden  sich  zumal  bei  mangelhafter  Kleidung  und  schwächlicher 
Constitution  viele  Erkältungen  zuziehen. 

„Das  gerade  Gegentheil  ist  wahr.  Deshalb  werden  ja  die  Kinder 
gerade  innerhalb  des  Schulgebäudes  und  in  der  Schulzeit  gebadet,  dass 
sie  in  ihre  warmen  Classen  zurückkehren;  über  Höfe  brauchen  die  Kinder 
nicht  zu  gehen,  sondern  über  die  Corridore,  welche  in  den  Schulen  zumal 
mit  Centralfeuerungen  nicht  sehr  kalt  zu  sein  pflegen.  Es  kann  in  der 
That  kaum  unter  hygienisch  günstigeren  Umständen  gebadet  werden  als  hier. 

„Endlich  meint  der  Stadtverordnete  Spinola:  ,Die  Kinder  der  armen 
Volksclassen  sind  häufig  nur  äusserlich  anständig  gekleidet;  unter  der 
Oberkleidung  zerrissene  Hemden  oder  gar  keine;  nun  soll  sich  ein  solches 
armes  Kind  vor  den  besser  situirten  Kindern  decouvriren;  das  verletzt  das 
Schamgefühl*  u.  s.  w. 

„Ja,  meine  Herren,  da  dachten  wir  ganz  anders  bei  Errichtung  unserer 
Bäder.  Wir  dachten,  welchen  Einfluss  muss  dies  Baden  der  Kinder  in 
den  Kreisen  der  Eltern  ausüben,  welchen  erziehlichen  Einfluss  auf  die 
Familien  in  Beziehung  auf  Reinlichkeit  und  Ordnungssinn  in  den  Häusern. 
Die  Eltern  schämen  sich  mit  den  Kindern,  wenn  diese  zerrissenes,  schmutziges 
Zeug  decouvrii't  haben  und  gewöhnen  sich  durch  ihre  Kinder  an  mehr 
Reinlichkeit  und  Ordnung.  Diese  indirecte  Wirkung  auf  die  Familie 
halten  wir  für  fast  ebenso  bedeutend  wie  den  directen  Segen  für 
das  Wohl  der  Kinder! 

„Noch  auf  einen  Vorgang  innerhalb  dieser  Verhandlungen  in  der 
Berliner  Stadtverordnetenversammlung  muss  ich  kommen.  Zu  verschiedenen 
Malen,  wenn  der  Schulrath  Bertram  und  Dr.  Stryck  betonten,  dass  unter 
den  Berliner  Lebens  Verhältnissen  eine  grosse  Anzahl  von  Familien  während 
des  Winters  keine  Gelegenheit  habe,  für  die  Reinlichkeit  der  Kinder  ge- 
nügend zu  sorgen,  so  dass  viele  Eltern  nicht  im  Stande  seien,  für  dies 
Lebensbedürfniss  zu  sorgen;    dass  nach  durchgemachten  Hautkrankheiten 
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der  Kinder  viele  Leute  in  der  grössten  Verlegenheit  um  eine  Badewanne 
seien  u.  s.  w.,  bezeugt  der  stenographische  Bericht  aus  der  Versammlung, 
(yermuthlich  Seitens  der  Opposition)  «Widerspruch*  und  ,Unruhe*.  Es 
scheinen  damit  die  Herren  der  principiellen  Opposition  behaupten  zu  wollen, 
dass  die  Zustände  bezüglich  der  Reinlichkeit  und  Ordnung  nicht  eben 
schlimm,  dass  also  das  Bedürfniss  nach  Badegelegenheiten  für  die  Kinder 
in  Berlin  so  gross  nicht  sei. 

„Dieser  Widerspruch  reizt  mich,  der  ich  Berlin  ganz  gut  kenne,  dazu, 
gerade  in  Beziehung  auf  Berlin  die  Behauptung  in  etwas  drastischer 
Weise  dahin  zu  Wagen,  dass  an  den  bei  Weitem  grössten  Theil  der  Berliner 
Jugend,  namentlich  des  weiblichen  Theiles,  abgesehen  von  Gesicht  und 
Händen,  während  ihrer  Schulzeit  kein  Tropfen  Wasser  kommt! 

„Jener  Widerspruch  Berliner  Stadtverordneter  veranlasste  mich  vor  eini- 
gen Tagen  doch  einmal,  einen  Blick  in  die  sogenannten  höheren  Stände  zu  wer- 
fen. Schon  seit  längerer  Zeit  trug  ich  mich  mit  dem  Gedanken,  dies  Volksschul- 
baden auch  in  unserer  Mittelschule  einzuführen,  welche  also  von  der  Jugend 
des  eigentlichen  guten  Bürgerstandes  besucht  wird.  Ich  richtete  also  an 
den  vortrefflichen  Director  unseres  gesammten  Volksschulwesens  am  9.  Sep- 
tember die  folgende  Anfrage  : 

^„Es  ist  mehrfach  in  Frage  gekommen,  ob  dieselben  Badeeinrich- 
tungen, wie  wir  sie  in  unseren  Volksschulen  eingeführt  haben,  nicht  auch 
in  der  gehobenen  Schule  —  Mittelschule  sich  empfehlen  würde.  Wenn 
dort  auch  Seitens  der  Jugend  verhältnissmässig  mehr  gebadet  wird,  als  in 
den  Volksschulen  früher,  so  dürfte  doch  auch  in  Beziehung  auf  die  Mittel- 
schule anzunehmen  sein,  dass  ein  grosser  Bruchtheil  der  Schuljugend,  nament- 
lich der  weibliche  Theil,  insbesondere  Winters  entweder  gar  nicht  oder  doch 
viel  zu  selten  badet.  Selbstverständlich  würden  die  Bäder  dort  nicht  ganz 
unentgeltich  abzugeben  sein,  sondern  nur  gegen  ein  Badegeld  von  etwa 
10  Pf.  Ich  würde  es  gern  sehen,  wenn  ich  vor  meiner  Abreise  nach  Breslau 
am  Sonnabend  Nachmittag  darüber  Ihre  und  die  Ansicht  der  Lehrercon- 
ferenz  hören  könnte;  und  bitte  ich  um  deren  Mittheilung  hierunter. "** 

„Ich  erhielt  darauf  eben  vor  meiner  Abreise  die  folgende  überraschende 
Antwort : 

„„Nach  Eingang  obiger  Zuschrift  habe  ich  durch  das  LehrercoUegium 
der  gehobenen  Volksschule  verschiedene  Ermittelungen  anstellen  lassen, 
welche  ich  hier  in  Kürze  zusammenfasse: 

1.  Von  den  860  Kindern  der  gehobenen  Volksschule  haben  im  ver- 
gangenen Winter  in  Franzis  Badeanstalt  im  Ganzen  10  gebadet, 
d.  i.  1  Proc. 

2.  In  Kübeln  oder  Wannen  werden  in  der  Familie  gebadet  insgesammt 
145  Kinder  =17  Proc.  Dies  sind  vorzugsweise  die  kleineren  Kin- 
der im  Alter  von  sechs  bis  neun  Jahren.  Vom  zehnten  Lebensjahre 
an  hört  die  Gesammtreinigung  des  Körpers  im  Winter  fast  ganz  auf. 

3.  493  Kinder  bestellen  mir  von  ihren  Eltern,  dass  sie  am  Schulbaden 
theilnehmen  sollten,  wenn  die  gehobene  Volksschule  Douchenbäder 
bekäme. 

Bei  einem  Badegelde  von  5  Pf.  würden  diese  circa  500  Kinder 
im  Jahre  350  M.  aufbringen,  eine  Summe,  welche  vöUig  zur  Be- 
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Boldang  des  Wärters  und  zur  Verzinsung  und  Amortisation  des 
Anlagecapitals,  sowie  zu  den  nöthigen  Reparaturen  ausreichen  würde. 
Ich  empfehle  deshalb  5  Pf.,  nicht  10  Pf.  zu  nehmen. 

4.  Obgleich  das  Baden  auch  an  dieser  Schule  nur  innerhalb  der 
Unterrichtszeit  mit  Erfolg  betrieben  werden  kann,  so  ist  das 
Lehrercollegium  einstimmig  für  die  Einrichtung. 

5.  Wir  haben  hier  einen  ganz  vortrefflichen  Raum,  der  sich  zu  jedem 
der  beiden  Systeme  eignen  würde,  und  in  dem  Wärter  und  dessen 
Frau  recht  geeignete  Aufseher. 

„„Nach  diesen  Ausführungen  darf  ich  hoffen,  dass  Sie,  hochverehrter 
Herr  Oberbürgermeister,  Ihren  gewichtigen  Einfiuss  geltend  machen  werden, 
damit  die  neue  Schnle  baldigst  an  dem  Segen  Ihrer  Schöpfung  theil- 
nehmen  kann.**'' 

„Meine  Herren,  ganz  ähnlich,  nur  noch  viel  bedenklicher  wie  in  unserer 
kleinen  Universitätsstadt  sieht  es  in  den  grossen  Städten  aus. 

„Meine  Herren,  ich  will  damit  meine  Mittheilungen  über  die  neuen 
Bäder  in  den  Schulen  der  Stadt  Göttiugen  schliessen. 

„Eingehendere  Nachrichten  werden  Sie  in  der  von  unserem  verehrlichen 
Vorstande  gütigst  besorgten  kleinen  Druckschrift  finden,  welche  sogleich 
vertheilt  werden  wird.  Zu  ferneren  Mittheilungen  auf  Anfragen  auch 
später  bin  ich  jederzeit  gern  bereit. 

„Ich  habe  nur  noch  die  Ueberzeugung  auszusprechen,  dass  dem  Be- 
dürfnisse des  Badens  der  Schuljugend  durch  Einrichtung  von  allgemeinen 
Volksbädern  in  keinem  Maasse  Rechnung  getragen  werden  kann.  Solche 
Bäder  sind  für  Erwachsene,  schliessen  aber  den  Besuch  von  Kindern  in 
grösserem  Umfange  aus  naheliegenden  Gründen  geradezu  aus. 

„Darum  gebe  ich  anheim,  nehmen  Sie  sich  durch  ihre  höchst  wirkungs- 
volle Zustimmung  einer  hygienischen  Maassregel  an,  von  welcher  Alle,  welche 
dieselbe  gesehen,  und  darunter  Bind  grosse  Autoritäten  auch  aus  Ihren 
Kreisen,  fest  überzeugt  sind,  dass  sie  eine  grosse  Zukunft  für  das  leibliche 
und  geistige  Wohl  unseres  deutschen  Volkes  haben  werde.** 


Es  laut^jn  die  von  den  beiden  Herren  Referenten  aufgestellten 

Thesen. 

1.  Eine  Hauptaufgabe  der  praktischen  Hygiene  hat  die  Populari- 
sirung  dt^r  körperlichen   Reinigung  zu  bilden. 

2.  Zu  diesem  Zweck  muss  die  systematische  Vermehrung  der 
Badegelegenheiten  Hand  in  Hand  gehen  mit  durchgreifen- 
der Anregung  zur  Ausnutzung  derselben. 

3.  Die  aussichts vollste  Form  der  Lösung  ist  in  der  Gründung  ge- 
meinnütziger Erwerbsgesellschaften  unter  communaler 
Aufsicht  und  Begünstigung  gegeben. 

4.  Badeeinrichtungen  in  den  Volksschulen,  wie  sie  in  Göttin- 
gen seit  Jahresfrist  in  Wirksamkeit  sind,  verdienen  die  weiteste 
Verbreitung. 
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Professor  Dr«  Hermaim  Cohn  stimmt  den  Aasführungen  der  beiden 
Herren  Referenten  Yollst&ndig  bei.  Sei  es  docb  eine  ansgemachte  Sache, 
dass  Hygiene  und  Reinlichkeit  zwei  sich  einander  deckende  Begriffe 
seien.  Für  die  Göttinger  Bestrebungen  der  Schulbäder,  für  die  er,  als  er 
davon  gehört  habe,  gleich  begeistert  gewesen  sei,  habe  er  bei  den  Lehrern 
bis  jetzt  noch  wenig  Zustimmung  gefunden.  Von  Seiten  der  Hygieniker 
sei  ihm  kein  Widerspruch  bekannt,  die  Lehrer  aber  behaupteten  wohl,  es 
sei  nicht  Sache  der  Schule,  in  dieser  Richtung  vorzugehen.  Dem  müsse 
man  aber  entgegenhalten,  dass  die  Schule  überhaupt  erziehen  solle,  und 
dazu  gehöre  auch  die  Erziehung  zur  Reinlichkeit.  Nun  sei  ihm  von  einem 
Lehrer,  dem  er  auseinandergesetzt  habe,  wie  wünschenswerth  die  Einrich- 
tung der  Schulbäder  sei,  die  entgegengesetzte  Antwort  geworden,  wie  sie 
Herr  Oberbürgermeister  Merkel  von  Professor  Flügge  erhalten  habe;  der 
Lehrer  habe  gesagt:  Was  nützt  mir  das  schönste  Schulbad,  wenn  die  Kinder 
in  die  staubige  und  nicht  gereinigte  Schulst  übe  wieder  hineinkommen?  Das 
sei  leider  wahr,  die  Reinigung  der  Schulzimmer  geschehe  in  der  Regel  nicht 
so,  wie  sie  sein  sollte,  sie  geschehe  in  fast  allen  Schulen  viel  zu  selten, 
namentlich  in  Anbetracht  der  zahlreichen  darin  verkehrenden  Schüler.  Wenn 
Schulärzte  da  wären  —  und  in  Breslau  sei  man  eben  daran,  solche  einzu- 
führen — ,  würde  das  nicht  mehr  vorkommen,  diese  würden  dann  eben  so 
sehr  wie  auf  die  Reinlichkeit  der  Schüler  auch  auf  die  Reinlichkeit  der 
Schulzimmer  zu  achten  haben. 

Oberlngenlenr  Meyer  (Hamburg)  spricht  sich  ebenfalls  sehr  warm 
für  die  von  den  Herren  Referenten  vorgeschlagenen  Einrichtungen  aus  und 
für  den  Wortlaut  der  Thesen  —  wenn  auch  mit  Abänderung  einiger  Fremd- 
wörter —  und  wünscht,  dass  in  allen  Schulen,  nicht  nur  in  den  Volks- 
schulen, Badeeinrichtungen  eingeführt  werden,  da  es  nicht  darauf  ankommen 
könne,  alle  14  Tage  eine  Stunde  einem  solchen  Zwecke  zum  Opfer  zu 
bringen  und  man  alle  anderen  körperlichen  Uebungen  doch  auch  in  der 
Schule  betreibe. 

Generalarzt  Professor  Dr.  Roth  (Dresden)  erinnert  daran,  dass 
das  Princip  der  Brausebäder,  die  einzige  Form,  in  der  man  ja  an  Massen- 
reinigung denken  könne,  in  der  ganzen  Armee  in  grossem  Maassstabe 
existire,  dass  in  sämmtlichen  Casernements  Brausebäder  officiell  eingerichtet 
seien,  in  der  sächsischen  Armee  jetzt  bereits  über  19  Jahre  bestehen,  mithin 
ganz  genaue  Erfahrungen  vorliegen.  Danach  halte  er  die  Forderung  von 
10  Liter  Wasser  für  unnöthig  gross,  mit  8  Liter  komme  man  ganz  voll- 
ständig aus,  ja  mit  noch  weniger,  da  es  ganz  erstaunlich  sei,  welch  eine 
aasserordentliche  Wassermenge  die  Zerstäubung  des  Wassers  producire.  — 
Was  Herr  Professor  Cohn  gesagt  habe,  dem  stimme  auch  er  ganz  bei,  was 
könne  Reinlichkeit  des  Körpers  in  unreinen  Räumen  nützen?  Desshalb 
herrsche  such  in  den  Casernements,  die  er  näher  kenne,  die  peinlichste 
Reinlichkeit  in  jeder  Beziehung.  —  Wenn  man  die  Noth wendigkeit  der 
Reinhaltung  der  Luft  in  einem  Schulzimmer  betone,  so.  könne  nichts  Besseres 
geschehen,  als  die  Kinder  recht  oft  abzuwaschen;  ein  einziger  Mensch  mit 
Schweissfüssen    sei    im    Stande,    die    schönsten    Ventilationsvorrichtungen 


56      XIIL  Versammlung  d.  D.  Vereins  f.  öS.  Gsndhpflg.  zu  Breslau. 

illuBoriBcb  zu  macben.  Die  Bedenken  der  Lehrer  schlage  er  nicht  hoch  an; 
man  könne  in  der  Schale  über  so  yiele  Dinge  hinwegkommen,  je  nach  den 
herrschenden  Strömungen,  dass  sich  auch  dies  machen  lassen  werde.  Wenn 
den  Schulkindern  damit  ein  gewisses  Interesse  an  Reinlichkeit  anerzogen 
werden  könne,  so  sei  damit  der  häuslichen  Erziehung  jedenfalls  sehr  gedient. 
Darum  könne  er  die  möglichste  Verbreitung  der  Brausebäder  nur  auf  das 
Wärmste  empfehlen. 

Referent  Dr.  LaSSar  ist  sehr  bereit  etwaige  redactionellen  Aende- 
rungen  der  Thesen  ganz  dem  Belieben  des  Ausschusses  zu  überlassen,  bittet 
nur  das  Wort  „Brausebäder**  in  die  Thesen  irgendwo  aufzunehmen,  weil 
die  Erfolge,  die  in  den  Schulen  und  in  der  Armee  erreicht  worden  seien, 
gerade  lediglich  durch  diese  Form  der  Bäder  haben  erzielt  werden  können. 
Wenn  in  erster  Linie  die  Schule  die  Kinder  baden  lehre  und  wenn  dann 
die  zweite  grosse  Schule,  die  sie  durchzumachen  haben,  die  Armee,  sie  lehre, 
an  dieser  Badogewohnheit  festzuhalten,  so  sei  es  auch  Pflicht  der  Nation, 
das  so  Gelernte  nicht  wieder  fallen  zu  lassen. 

Oberbfirgermeister  Kuntze  (Plauen)  ist  nicht  mit  These  3  einver- 
standen, die  besage,  dass  die  aussichtsvollste  Form  der  Lösung  dieser  Frage 
in  der  Gründung  gemeinnütziger  Erwerbsgesellschaften  unter  commnnaler 
Aufsicht  und  Begünstigung  gegeben  sei.  Er  halte  es  für  eine  unabweisbare 
Pflicht  aller  Gemeinden,  auch  in  dieser  Beziehung  social-reformatorisch  vor- 
zugehen, auch  für  die  Reinlichkeitspflege  durch  Bäder,  durch  Vermehrung 
von  Badeanstalten,  wie  Arbeiterbäder  und  Volksbäder,  besonders  in  der  von 
Herrn  Dr.  Lassar  vorgeschlagenen  Form  der  Brausebäder,  zu  sorgen. 
Jedenfalls  wolle  er  sich  dagegen  verwahren,  dass  durch  eine  etwaige  An- 
nahme der  These  3  seitens  des  Vereins  die  Gemeinde  dadurch  der  Verpflich- 
tung, für  Badeeinrichtungen  zu  sorgen,  entbunden  erscheine. 

Oberbürgermeister  Botticher  (Magdeburg)  hält  das  Bedenken  des 
Vorredners  gegen  These  3  für  vollständig  begründet,  da  auch  er  dem  nicht  bei- 
stimmen könne,  dass  die  aussichtsvollste  Form  der  Lösung  in  der  Gründung 
gemeinnütziger  Erwcrbsgesellschaften  zu  suchen  sei.  Im  Gegentheil,  seiner 
Ansicht  nach  werde  es  sehr  schwer  halten,  gemeinnützige  Erwerbsgesell- 
schaften zu  bilden.  Ihm  scheine  die  aussichtsvollste  Lösung  die  zu  sein, 
wenn  in  allen  Kreisen  möglichst  für  die  Sache  gewirkt  werde,  wenn  auch 
von  oben  herab  seitens  der  Aufsichtsbehörden  auf  etwaige  widerspenstige 
Communen  gedrückt  werde.  Desshalb  halte  er  es  für  das  Geeignetste,  den 
§.  3  ganz  fallen  zu  lassen  und  es  jedem  einzelnen  Kreise  anheim  zu  geben, 
sich  selbst  die  aussichtsvollste  Lösung  zu  suchen. 

Vorsitzender  Oberbfirgermeister  Friedensbnrg  bemerkt,  die 

Commune  könne  doch  nur  gezwungen  werden,  Badeeinrichtungen  zu  machen, 
wenn  es  sich  um  Armenbäder  handle,  im  äussersten  Falle  um  Sohnlbäder, 
aber  zur  Beschaffung  weiterer  Badeeinrichtungen  könne  eine  solche  „wider- 
spenstige Commune **  durch  die  höhere  Aufsichtsbehörde  nicht  gezwungen 
werden,  weil  diese  Einrichtungen  ausserhalb  der  durch  Gesetz  den  Communen 
überwiesenen  Pflichten  liegen. 


Volks-  und  Schulbäder.  57 

Referent  Dr.  LaSSar  schlägt  vor,  den  Wünschen  der  beiden  Vor- 
redner dadurch  Rechnung  zu  tragen,  dass  man  in  These  3  die  Einschiebung 
mache:  „soweit  die  Gemeinden  nicht  selbstthätig  vorgehen". 


Hiermit  ist  die  Discussion  geschlossen  und  die  von  den  Referenten  vor- 
geschlagenen Thesen  kommen  bei  der  Abstimmung  in  folgender  Fassung 
zur  Annahme: 

Resolutionen: 

1.  Eine  wichtige  Aufgabe  der  praktischen  Hygiene  besteht  darin,  die 
Reinigung  des  Körpers  durch  Bäder  volksthümlich  zu 
machen. 

2.  Zu  diesem  Zwecke  muss  die  systematische  Vermehrung  der  Bade- 
gelegenheiten, namentlich  in  Form  von  Brausebädern, 
Hand  in  Hand  gehen  mit  durchgreifender  Anregung  zur  Ausnutzung 
derselben. 

3.  Die  aussichtsvollste  Form  der  Lösung  ist,  soweit  die  Gemeinden 
nicht  selbstthätig  vorgehen ,  in  der  Gründung  gemeinnütziger 
Erwerbsgesellschaften  unter  communaler  Aufsicht  und  Be- 
günstigung gegeben. 

4.  Badeeinrichtungen  in  den  Volksschulen,  wie  sie  in  Göttingen 
seit  Jahresfrist  in  Wirksamkeit  sind,  verdienen  die  weiteste  Ver- 
breitung. 


Schluss  der  Sitzung  3  Uhr. 
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Zweite    Sitzung. 

Dienstag,  den  14.  September,  Vormittags  9  ülir. 

Vorsitzender  Generalarzt  Professor  Dr.  Roth  (Dresden)  er- 
öffnet die  Sitzung  und  stellt  zunächst  den  Antrag  des  Ausschusses  auf 

Aenderung  der  §§.  4  und  7  der  Satzungen  des  Vereins 

zur  Verhandlung. 

Es  lautete  der  Antrag  des  Ausschusses: 

„Der  Ausschuss  beantragte  bei  der  13.  Versammlung  des  Deutscben 
Vereins  für  offentlicbe  Gesundheitspflege,  der  Verein  wolle  nacbstehender 
Aenderung  der  §§.  4  nnd  7  der  Satzungen  zustimmen. 


Bisherige  Fassung: 

§•4. 

Die  Verhaudlunj]ren  der  Versamm- 
lungen leitet  ein  Vorsitzender,  der 
in  der  ersten  Sitzung  von  den  anwesen- 
den Mitgliederu  gewählt  wird.  Derselbe 
ernennt  zwei  Stellvertreter,  sowie  zwei 
Schriftführer  und  setzt  die  Tagesord- 
nung jeder  Sitzung  fest. 

Er  ist  als  solcher  auch  leitender 
Vorsitzender  des  Ausschusses  (§.  7)  für 
das  Jahr  bis  zur  nächsten  Versammlung. 

§•7. 

Vor  dem  Schlüsse  einer  joden  Vit- 
sammluDg  wird  für  das  nächste  Ge- 
schäftsjahr ein  Ausschuss  gebildet; 
derselbe  besteht  aus: 

1)  dem  Vorsitzenden  der  Versamm- 
lung (§.  4); 

2)  fünf  für  das  Jahr  bis  zur  näch- 
sten Versammlung  gewählten 
Mitgliedern; 

3)  einem  stimmberechtigten  stän- 
digen Secretär,  welcher  von  dem 
Ausschusse  zu  wählen  und  zu 
cngagiren  ist. 


Abänderungsvorschlag : 

§.4. 

Die  Verhandlungen  der  Versamm- 
lungen leitet  der  Vorsitzende  des 
Ausschusses  (s.  §.  7). 

Derselbe  ernennt  zwei  Stellvertreter, 
sowie  zwei  Schriftführer  und  setzt  die 
Tagesordnung  jeder  Sitzung  fest. 


§. 


7. 


Vor  dem  Sclilusse  einer  jeden  Ver- 
sammlung wird  für  das  nächste  Ge- 
schäftsjahr ein  Ausschuss  gebildet; 
derselbe  besteht  aus: 

1)  sechs  für  das  Jahr  bis  zur  näch- 
sten Versammlung  gewählten 
Mitgliedern ; 


2)  einem  stimmberechtigten  stän- 
digen Secretär,  weicher  von  dem 
Ausschusse  zu  wählen  und  zu 
engagiren  ist 


Aenderung  der  Satzungen.  59 

Der  AuBBchuss  mit  AusschlusB  des  Der  Aasschuss  mit  Aasschloss   des 

Vorsitzenden  und  des  standigen  Secre-  ständigen  Secretärs  wird  von  der 
tärs  wird  von  der  Jahresversammlung  Jahresversammlung  durch  schiiftliche 
durch  schriftliche  Abstimmung  gewählt.      Abstimmung  gewählt. 

Der  Ausschuss  wählt  nach  Schluss 
der  Versammlung  seinen  Vorsitzenden. 
Der  Ausschuss  setzt  etc.  Der  Ausschuss  setzt  etc. 

Motive. 

Es  hat  sich  bisher  wiederholt  als  roissständig  erwiesen,  dass  der  Vor- 
sitzende der  Versammlungen  des  Vereins,  der  zu  Anfang  der  ersten 
Sitzung  gewählt  wurde,  unmittelbar  darauf  den  Vorsitz  übernehmen  und  nun 
die  Verhandlungen  leiten  musste,  ohne  Gelegenheit  gehabt  zu  haben,  sich  mit 
dem  betreffenden  Gegenstande  der  Verhandlung,  den  Absichten  des  Ausschusses 
bei  Wahl  des  Themas  und  den  Ansichten  sowie  der  Behandlungsart  der  Refe- 
renten vorher  bekannt  zu  machen.  Diesem  Missstande  glaubt  der  Ausschuss 
dadurch  abhelfen  zu  können,  dass  der  Vorsitzende  des  Ausschusses, 
der  bei  Aufstellung  der  Themata  und  der  Auswahl  der  Referenten  mit  thätig 
war  und  mit  der  Art,  wie  der  Ausschuss  sich  die  Behandlung  des  Gegenstandes 
dachte,  vollkommen  vertraut  ist,  auch  die  betreffenden  Verhandlungen  in  der 
Versammlung  noch  leitet  und  die  Neuwahl  des  Vorsitzenden  für  das  nächste 
Jahr  erst  am  Schlüsse  der  Versammlung  und  dann  aus  dem  und  durch  den 
neugcwählten  Ausschuss  geschieht.'' 


Oberlngenienr  Andreas  Meyer  (Hamburg)  begründet  Namens  des 
Ansschnsses  die  vorstehend  vorgeschlagene  Abänderung  der  Satzungen,  in- 
dem er  sich  wesentlich  auf  die  Darlegung  bezieht,  wie  sie  in  den  dem  An- 
trag beigegebenen  Motiven  enthalten  sei.  Der  Verein  besitze  ja  in  seiner 
Mitte  einige  Mitglieder,  die  dem  ganzen  Leben  des  Vereins  so  nahe  stehen, 
dass  sie  alle  Zeit  gesattelt  seien  und  bereit,  den  Vorsitz  zn  übernehmen. 
Aber  so  gehe  es  nicht  allen  Mitgliedern  und  er  kenne  es  aus  eigener  Er- 
fahrung, wie  schwer  es  sei,  wenn  man,  ohne  vorher  eine  Ahnung  davon  ge- 
habt zu  haben,  mit  der  Ehre  des  Vorsitzes  betraut  werde  und  nun  eine 
Verhandlung  leiten  solle  über  Theraaten,  mit  denen  man  sich  vorher  gar 
nicht  beschäftigt  habe  und  die  man  vielleicht  in  ihrer  Materie  noch  gar 
nicht  einmal  übersehe.  Darum  habe  er  im  Ausschuss  diese  Aenderung  an- 
geregt und  er  halte  es  für  eine  wesentliche  Besserung,  dass  man  deigeni- 
gen,  dem  man  die  Leitung  der  Verhandlungen  anvertraue,  schon  ein  Jahr 
vorher  wähle,  damit  er  sich  bei  den  Vorbereitungen  für  die  nächste  Ver- 
sammlung bereits  betheiligen  könne. 

Sanltätsrath  Dr.  Notzel  (Colberg)  beantragt,  da  der  Antrag  seitens 
des  Ausschusses  ausreichend  motivirt  erscheine  und  der  Ausschuss  selbst 
wohl  am  besten  beurtheilen  könne,  mit  welchen  Schwierigkeiten  er  und 
Bpeciell  der  Vorsitzende  in  früheren  Jahren  zu  kämpfen  gehabt  habe,  die 
Annahme  des  Antrags  ohne  Debatte. 

Der  Antrag  wird,  da  sich  Niemand  weiter  zum  Wort  meldet,  ohne 
Discussion  angenommen. 


Es  kommt  hierauf  das  dritte  Thema  der  Tagesordnung  zur  Verhandlung: 
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Ueber  Rieselanlagen,  mit  besonderer 
tigung  von  Breslau,  und  über  andere  Reinigungs- 
methoden  der  städtisclien  Abwässer. 


Es  lauten  die  von  den  beiden  Referenten,  Herrn  Baurath  Kau  mann 
(Breslau)  und  Herrn  Professor  Arnold  (Braunschweig)  aufgestellten 

Thesen: 

1. 

Jede  frrössere,  namentlich  mit  Wasserleitung  versorgte  Stadt  kann  der 
goregelten  Entwässerung  durch  eine  unterirdische  Canalisation  nicht 
entbehren,  da  die  Schmutiwasser  so  rasch  als  thunlich  aus  dem  Bereiche  der 
Wohnungen  entfernt  werden  müssen. 

2. 

Die  Canäle  sollen  zur  Aufnahme  und  sicheren  Abführung  der  gesammten 
Schmutzwasser,  einschliesslich  der  Closetabgangc ,  geeignet  sein  und  je 
nach  Lage  der  Ortsverhältnisse  auch  das  Regenwasser  mit  abführen  können, 
sofern  für  letzteres  keine  besondere  Ableitung  vorzusehen  ist. 

3. 
Die  städtischen  Abwässer  dürfen  in  der  Kegel  erst  nach   erfolgter 
Reinigung  den  öffentlichen  Flussläufen  zugeführt  werden,     (cf.  d.  Besolut 
Pkt.  1,  d.  IV.  Versammlung  des  Vereins  zu  Düsseldorf,  1876.) 

4. 

Zur  Unschädlichmachung  der  städtischen  Schmutzwasser  und  zur  gleich- 
zeitigen  Verwerthung  der  in  denselben  enthaltenen  Dungfstoffe  ist  bis  jetzt  die 
Berieselung  von  Feld-  und  Wiesenflächen  das  geeignetste  MitteL  (cf.  die 
Resolut.  Pkt.  2,  d.  IV.  Versammlung  des  Vereins  zu  Düsseldorf,  1876.) 

5. 
W^o  die  Berieselung  nicht  zweckmässig  auszuführen  geht,  muss  die  mög- 
lichste Reinigung  der  städtischen  Abwasser  durch  Anwendung  des  com- 
binirten  Verfahrens  „der  chemischen  Fällung,  der  Abklärung 
und  Filtration"  erstrebt  werden,  unter  thunlichster  Gewinnung  der  für  die 
Landwirthschafb  dungwerthigen  Stoffe. 


Die  erwähnten  beiden  Resolutionen  der  DÜBseldorfer  Versammlung 
lauten : 

1.  Die  directe  Ableitung  des  städtischen  Canalwassers  in 
fliessende  Gewässer  ist,  sei  es,  dass  sämmtliohe  menschliche 
Excrete  in  dasselbe  gelangen  oder  nicht,  in  der  Regel  aus  sanitären 
Gründen  bedenklich. 

Wie  weit  dieselbe  nach  der  Wassermenge,  Geschwindigkeit, 
geologischen  Beschaffenheit  der  Flusse  etc.  zu  gestatten  sei,  sollte 
baldmöglichst  durch  exacte,  gesetzliche  Normen  festgestellt  werden. 

Zur  Vorbereitung  der  letzteren  beantragt  der  Deut«che  Verein 
für  öffentliche  Gesundheitspflege  beim  Reichsgesundheitsamt  syste- 
matische Untersuchungen  an  den  deutschen  Flüssen. 


Ueber  Reinigungsmethoden  der  städtischen  Abwässer.  Gl 

Immer  aber  ist  diese  EinleituDg  als  ein  volkswirthschafilicher 
Nachtheil  zu  kennzeichnen. 
2.  Die  Berieselung  geeigneter  mit  Cultur pflanzen  bestandener  Lan- 
dereien ist,  eine  rationelle  Anwendung  techsisch  richtiger  Principien 
vorausgesetzt,  erfahrungsgemäss  das  einfachste  und  durchschlagendste 
Mittel,  das  Canalwasscr  sanitär  unschädlich  zu  machen  und  es  gleich- 
zeitig zu  Gunsten  der  Interessenten  landwirthschaftlich  in  befriedigen- 
dem Maasse  auszunutzen. 


Referent  Stadtbanrath  Kaumann  (Breslau) : 

„Meine  Herren! 

„Die  fünf  Thesen,  die  den  Gegenstand  der  heutigen  Verhandlung  bilden, 
und  die  Ihnen  gedruckt  vorliegen ,  habe  ich  gemeinschaftlich  und  in  voller 
üebereiustimmung  mit  dem  Herrn  Correferenten ,  Professor  Arnold  in 
Braunschweig,  aufgestellt  und  dabei  in  erster  Linie  die  mir  zunächst  liegen- 
den, bei  der  Canalisation  von  Breslau  gesammelten  Erfahrungen  benutzt. 

„Ein  Bericht  über  die  Canalisation  und  Rieselanlagen  Breslaus  ist  der 
Festschrift  beigefügt,  welche  Ihnen  die  Stadt  Breslau  übergeben  hat,  und 
ich  kann  mich,  unter  Bezugnahme  auf  diesen  Bericht  und  die  ausliegenden 
Pl&ne,  die  denselben  vervollständigen,  sowie  namentlich  mit  Rücksicht  dar- 
auf, dass  eine  Besichtigung  der  Rieselfelder  für  heute  Nachmittag  in  Aus- 
sicht genommen  ist,  in  meinem  Referate  ziemlich  kurz  fassen;  ja  ich  muss 
dies  thun,  um  Wiederholungen  zu  vermeiden,  falls  Einer  oder  der  Andere 
von  Ihnen  schon  Zeit  gefunden  haben  sollte,  einen  Bliok  in  jenen  Bericht 
zu  thun,  und  will  Sie  namentlich  mit  Zahlen  verschonen,  die  nur  dann  Be- 
weise zu  liefern  im  Stande  sind,  wenn  man  sie  vor  sich  hat  und  genügend 
vergleichen  und  prüfen  kann,  während  das  blosse  Anhören  derselben  un- 
möglich genügt. 

„Die  erste  These  lautet: 

Jede  grössere,  namentlich  mit  Wasserleitung  versorgte  Stadt  kann 
der  geregelten  Entwässerung  durch  eine  unterirdische  Canali- 
sation nicht  entbehren,  da  die  Schmutz wasser  so  rasch  als  th unlieb 
aus  dem  Bereiche  der  Wohnungen  entfernt  werden  müssen. 

„Ein  Rückblick  auf  die  grösseren  Städte  unseres  Vaterlandes,  wie  sie 
etwa  vor  einem  Viertel -Jahrhundert  aussahen,  liefert  allein  schon  einen 
schlagenden  Beweis  für  die  Richtigkeit  dieser  Behauptung. 

„Wenn  ich  zurückdenke  an  meine  Studienzeit  in  Berlin  (1849  bis  I85I), 
80  treten  jene  tiefen,  übelriechenden  Rinnsteine  der  Leipziger  Strasse  und 
anderer  Hauptstrassen  vor  meine  Augen,  und  wieder  empfinde  ich  die  ganze 
Gränel,  welche  die  nächtliche  Ausfuhr  der  Dunggruben  in  den  Strassen  und 
Häusern  verursachte,  — 

„wenn  ich  mich  an  jene  Zeit  nach  dem  Feldzuge  1866  erinnere,  wo 
ich  mit  dem  4.  Landwehrregiment  in  Danzig,  jener  Perle  von  West- 
preussen,  stand,  so  drängt  sich  in  dieses  sonst  so  freundliche  Bild  die 
alte  Radaune  mit  ihren  Schrecken,  der  gänzliche  Mangel  von  Trinkwasser 
in  der  Stadt,  das  damals  meilenweit  (von  Pelonken)  angefahren  werden 
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muBsto,  und  traurig  stimmt  mich  die  Erinnerung  an  manchen  Kameraden, 
der  dort  der  Cholera  zum  Opfer  fiel,  und  den  ich  zu  seiner  letzten 
Ruhestätte  auf  den  Danziger  Friedhof  begleiten  musste;  — 

„wenn  ich  mir  endlich  Breslau  vergegenwäi-tige,  wie  es  vor  20  Jahren, 
als  ich  hier  mein  Amt  als  Stadtbaurath  antrat,  aussah  —  so  fallen  mir 
jene  im  höchsten  Grade  verunreinigten,  sogenannten  Pamsgräben  ein, 
die  zur  Entwässerung  der  incommunalisirten  Ortschaften  in  Strassen 
der  Vorstädte  dienten,  die,  wie  die  Kaiser  Wilhelmstrasse,  jetzt  zu  den 
schönsten  unserer  Stadt  gezählt  werden;  — 

„dann  tritt  die  ehemalige  Ohle  wieder  vor  meine  Augen,  die  die 
eigentliche  innere  Stadt  umfioss  und  zur  Aufnahme  aller  Schmutzmengen 
diente,  die  mau  aus  den  umliegenden  Grundstücken  los  werden  wollte: 
sie  zeigte  mit  ihren  Umgebungen:  Hinterhäusern,  Altanen,  Abtritts- 
anbauten etc.  stellenweise  recht  malerische  Bilder,  die  lebhaft  an  die 
unsaubersten  Partieen  Venedigs  erinnerten,  aber  den  Anforderungen  der 
Hygiene  wenig  entsprachen; 

„und  dann  fällt  mir  endlich  das  sogenaonte  Auskübelgorüst  wieder 
ein:   eine  ganz  merkwürdige  Einrichtung,  die  am  Oderufer  unterhalb 
der  Vordermühle  von   Uolzwerk  hergestellt  war  und  dazu  diente,  die 
Schmutzkübel  einer  Menge  von  Grundstücken,  deren  geringe  räumliche 
Ausdehnung  die  Anlage  von  GemüUe-   und  Abtrittsgruben   nicht   ge- 
stattete, bei  nächtlicher  Weile  in  die  Oder  zu  schütten,  was  bei  niedrigem 
Wasser-  oder  Eisstande  einen  geradezu  Schrecken   erregenden  Anblick 
gewährte,  denn  die  festeren  Bestandtheile,  die  der  Schmutzkübel  lieferte, 
blieben  dann  dem  Auge  sichtbar  und  den  Geruchsueryen  fühlbar  oft  längere 
Zeit  auf  dem  trockenen  Vorlande  resp.  der  Eisdecke  der  Oder  liegen. 
„Wie   ganz  anders  sieht  es  jetzt  in   diesen  Städten  aus:    die  tiefen 
Rinnsteine  Berlins  sind  durch  die  Canalisation  verschwunden,  und  anbe- 
lästigt von  dem  widerlichen  Gerüche  der  Kothabfuhr  kann  man  jetzt  auch 
zur  Nachtzeit  die  Strassen  der  herrlichen  Kaiserstadt  durchwandern; 

„die  Bewohner  Danzigs  sind  mit  dem  schönsten  Trinkwasser  ver- 
sehen, 

„die  Radaune  und  Mottlau  dienen  nicht  mehr  zur  Aufnahme  der 
Schmutzmassen  aus  den  Häusern  und  Höfen 

„und  die  Cholera  fordert  nicht  wie  früher  ihre  zahlreichen  Opfer;  — 

„Breslaus  Pamsgräben  sind  nicht  mehr,  und  mächtig  hat  sich  die 
Bebauung  gerade  der  südlichen  Vorstadt  entwickelt,  welche  früher  von 
derartigen  Gräben  durchzogen  war; 

„die  ehemalige  Ohle  ist  zugeschüttet  und  in  eine  angenehme  Fuss- 
güngerpassage  verwandelt  worden,  an  deren  beiden  Seiten,  an  Stelle  der 
unsauberen,  widerlichen  Hofräume  mit  sehr  untergeordneten  Baulich- 
keiten, hübsche  Gebäude  mit  Läden  n.  s.  w.  aufgeführt  worden  sind ;  — 

„auch  jenes  berüchtigte  Auskübelgcrüst  ist  verschwunden  und  mit 
peinlicher  Sorgfalt  wird  jetzt  jede  Verunreinigung  der  Oder  innerhalb 
der  Stadt  vermieden,  ja  sogar  die  Thätigkeit  der  Regenauslässe,  die  nur 
bei  starken  Regengüssen  in  Function  treten,  und  dann  etwaige  Schmutz- 
theile  in  sehr  verdünntem  Zustande  dem  Strome  zuführen,  wird  ängstlich 
überwacht. 
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„Es  sind  gesunde  Städte  geworden :  sie  sind  es  geworden  durch  die 
Einführung  der  Wasserleitung  und  durch  die  regelrechte  Ableitung  des 
yerbranchten  Wassers  durch  unterirdische  Canäle,  die  man  als  eine  noth- 
wendige  Folge  der  Wasserversorgung  betrachten  kann ;  —  und  sie  verdanken 
diese  Veränderung  und  ihr  rasches  Emporblühen  der  Einsicht  und  Energie 
von  Männern,  wie  Hobrecht,  v.  Winter,  v.  Forckenbeck,  die  das 
Uebel  erkannten,  es  bei  der  Wurzel  fassten  und  es  mit  der  Wurzel  aus- 
rotteten. 

„Es  erübrigt  sich  weitere  Beispiele  anzuführen:  Ihnen  Allen,  meine 
Herren,  sind  aus  eigener  Anschauung  andere  Städte  bekannt,  die  in  gleicher 
Weise  sich  zu  ihrem  Vortheile  verändert  haben,  —  Ihnen  Allen  sind  Männer 
bekannt,  deren  Namen  man  den  genannten  ebenbürtig  zur  Seite  stellen  kann ! 

„In  allen  grösseren  Städten  ist  der  Eutwickelnngsgang  der  Canalisa- 
tion  fast  genau  derselbe  gewesen,  wie  hier  in  Breslau  und  wie  ich  ihn  in 
dem  Ihnen  vorliegenden  Berichte  zu  schildern  versucht  habe. 

„Mit  dem  grösseren  Wasserconsum  wurde  das  Bedürfniss  zu  einer 
geregelten  Ableitung  des  verbrauchten  Wassers  immer  dringender,  überall 
wurde  man  zur  Anlage  von  Canülen  und  zur  Vereinigung  dieser  Canäle  in 
ein  geregeltes  System  gedrängt. 

„Auf  dem  vorliegenden  Plane  sind  die  älteren  Canäle  Breslaus  mit 
blauen  Linien  angedeutet,  und  diese  Linien  zeigen  recht  deutlich  an,  wie 
mit  der  fortschreitenden  Wasserversorgung  die  unterirdische  Entwässerung 
Schritt  gehalten  hat,  von  der  jetzt  cassirten  Ketzelknnst  an  der  Ohle  in  der 
Nähe  des  Ketzerberges  and  der  Matthiaskunst  bei  der  Matthiasiusel  an,  bis 
zur  Fertigstellung  des  noch  im  Betriebe  befindlichen  alten  Wasserwerkes 
an  der  Vordermühle  und  bis  zur  Inbetriebsetzung  und  Vervollständigung 
des  neuen  Wasserwerkes  am  Weidendamm,  welches  sein  Rohrnetz  über  die 
ganze  Stadt,  an  beiden  Ufern  der  Oder  ausbreitet,  während  die  erst- 
genannten Werke  nur  den  am  linken  Oderufer  liegenden  Theil  Breslaus 
und  von  diesem  auch  nur  einen  Theil,  die  eigentliche  innere  Stadt,  vor  der 
Inoommunalisirung  der  Ortschaften  mit  Wasser  versorgten. 

„So  weit  die  Wasserversorgung  reichte,  wurden,  unabhängig  von  ein- 
ander, Canäle  gebaut,  die  das  Schmutzwasser  unterirdisch  der  Oder  zu- 
führten. Vor  der  Einführung  einer  geregelten  Wasserversorgung  dienten 
hier,  wie  überall,  offene  Gräben  zur  Aufnahme  und  Ableitung  des  Schmutz- 
wassers. 

„Diese  offenen  Gräben  wurden  bald  zur  Pein  und  Belästigung  der 
Gegend,  die  sie  nicht  durchströmten,  sondern  in  der  sie  stagnirten,  und  die 
Vorfluth  in  denselben  wurde  durch  den  Einsturz  der  Grabenböschungen 
sehr  oft  beeinträchtigt. 

„Man  suchte  diesem  Uebelstande  zunächst  dadurch  zu  begegnen,  dass 
man  massive  Wände  an  Stelle  der  Erdböschungen  setzte;  später  bedeckte 
oder  überwölbte  man  auch  wohl  diese  Gräben,  um  sich  gegen  die  Miasmen 
zu  schützen,  die  ihnen  entströmten;  und  endlich  befestigte  man  auch  die 
Grabensohle,  um  eine  regelrechte  Grabenräumung  zu  ermöglichen,  vielleicht 
auch  um  den  Untergrund  vor  weiterer  Verunreinigung  zu  schützen. 

„So  entstanden  die  ersten  Canäle,  die  Hobrecht  in  seinem  Werke 
über  die  Canalisation  Berlins  mit  vollem  Rechte  schlechte  Canäle  nennt. 
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„Diese  Canälo  mussten  begehbar  sein,  um  eine  Räumung  dorcH 
Handarbeit  zuzalassen,  und  sie  führten,  dem  natürlichen  Gefälle  folgend^ 
nach  irgend  einem  tiefer  liegenden  Punkte,  einem  Flusse,  Bache  oder  Teiche, 
und  in  dieselben  mündete  nun  von  beiden  Seiten,  was  eben  hineingeführt 
werden  konnte:  oflene  Seitengräben,  Rinnsteine,  Ilausröhren  u.  s.  w.,  die 
Alles  hineinbrachten,  was  man  eben  für  den  Augenblick  los  werden  wollte, — 
aber  nur  für  den  Augenblick,  denn  beim  Räumen  dieser  Canäle  und  bei 
der  unvermeidlichen  Abfuhr  ihres  widerlichen  Inhaltes  musste  man  jene 
Schmutzmassen  noch  einmal  wiedersehen,  noch  einmal  musste  man  die  ihnen 
entströmenden  Gase,  die  an  üblem  Geruch  durch  die  Fäulniss  der  darin 
befindlichen  organischen  Stoffe  nur  noch  zugenommen  hatten,  mit  Mund 
und  Nase  einathmen. 

„Erst  nach  Einführung  der  Wasserleitung  wurde  die  Abfuhr  des 
Canalinhaltes  entbehrlich,  —  an  Stelle  der  alten  schlechten  Canäle  baute  man 
bessere,  die  Forderung  der  Begehbarkeit  der  Canäle  konnte  aufgegeben 
werden,  man  gab  den  Canälen  einen  geringeren  Querschnitt,  und  hierdurch 
wuchs  die  spülende  Kraft  des  Wassers,  und  der  Widerstand,  den  die  Schmutz- 
massen derselben  entgegensetzten,  wurde  geringer. 

„Die  Schmutzwässer  so  rasch  als  thunlich  aus  dem  Bereiche  der  Woh- 
nungen zu  entfernen,  war  von  jeher  das  Bestreben  der  Menschen,  und  diese 
Wässer  rasch  und  sicher  abzuführen,  ist  nur  durch  die  Schwemmcanalisation 
möglich,  die  in  keiner  mit  Wasserleitung  yersehenen  Stadt  entbehrt  werden 
kann. 

„Die  zweite  These  lautet: 

Die  Canäle  sollen  zur  Aufnahme  und  sicheren  Abführung  der 
gesammten  Schmutzwässer,  einschliesslich  der  Closetabgänge 
geeignet  sein  und  je  nach  Lage  der  Ortsverhältnisse  auch  das  Regen- 
wasser mit  abführen  können,  sofern  für  letzteres  keine  besondere 
Ableitung  vorzusehen  ist. 

„Diese  These  zerfällt  in  zwei  Theile:  sie  verlangt  die  unterirdische 
Ableitung  der  gesammten  Schmutzwässer,  einschliesslich  der  Closetabgänge 
und  wünscht  unter  Umständen  die  Aufnahme  des  Regenwassers  in  die  Canäle. 

„Dem  ersten  Theile,  meine  Herren,  werden  Sie  gewiss  Ihre  Zustimmung 
nicht  versagen,  wenn  Sie  davon  überzeugt  sind,  dass  Schmutzwässer  so 
rasch  wie  thunlich  aus  dem  Bereiche  menschlicher  Wohnungen  entfernt 
werden  müssen,  —  denn  der  Closentinhalt  ist  wohl  das  non  plus  ultra  aller 
Seh  mutz  Wässer,  deren  Beseitigung  man  anstrebt. 

„Ohne  Wasserleitung  ist  die  Anlage  von  Wasserciosets  nicht  wohl 
möglich,  wo  aber  Wasserleitung  vorhanden  ist,  da  ist  die  Anlage  von 
Wasserciosets  kaum  mehr  zu  verhindern ,  denn  die  Annehmlichkeit  und 
Nützlichkeit  dieser  Closets  ist  zu  gross  und  so  allgemein  anerkannt,  dass 
Jeder,  der  einmal  eine  Wohnung  mit  Wasserciosets  inne  hatte,  sich  nur 
sehr  schwer  entschliessen  wird,  diese  Wohnung  mit  einer  anderen  zu  ver- 
tauschen, in  welcher  diese  Annehmlichkeit  fehlt,  —  und  wird  sich  nimmermehr 
mit  dem  Bestehenbleiben  der  alten  Abtrittsgruben  einverstanden  erklären 
können,  deren  vollständige  Beseitigung  ein  Hauptziel  der  Schwemmcana- 
lisation ist  und  sein  muss. 
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„Sind  aber  erst  Wasserclosets  in  Benutzung,  und  ist  der  Wasserver- 
brauch in  denselben  ein  unbeschränkter,  so  ist  die  Abfuhr  der  durch 
grössere  Quantitäten  Wasser  verdünnten  Imunditien,  namentlich  in  grossen 
Städten,  nicht  mehr  möglich:  es  müssen  Canäle  angelegt  werden,  die  den 
Ciosetinhalt  gleich  bei  seiner  Entstehung  aufnehmen  und  ihn  abführen,  ohne 
ihm  Zeit  zu  lassen,  in  Gährung  und  Fuulniss  überzugehen. 

„Die  Aufnahme  des  Regen  wassers  in  die  Canäle  ist  vielleicht  nicht 
80  dringend  geboten,  wie  die  des  Ciosetinhaltes,  —  aber  im  Interesse  der 
Salubrität  und  der  Reinhaltung  der  Canäle,  sowie  namentlich  mit  Rücksicht 
auf  eine  zur  Verwendung  des  Ciosetinhaltes  als  Düngemittel  auf  Rieselfeldern 
unerlässlich  nothwendige  Verdünnung  der  Excremeute,  ist  sie  mindestens 
dringend  erwünscht. 

„Die  Aufnahme  des  Regenwassers  in  die  Canäle  bietet  technische 
Schwierigkeiten,  weil  überall  die  zuverlässige  Grundlage  für  eine  richtige 
Bemessung  der  durch  die  Canäle  abzuführenden  Regen wasser  menge  fehlt, 
und  sie  erhöht  das  Anlage-  und  Betriebscapital,  weil  sie  eine  entsprechende 
Yergrösserung  des  Canalquerschnittes  fordert,  und  diese  grösseren  Canäle 
ein  grösseres  Wasserquantum  zu  ihrer  Spülung  nöthig  haben. 

„Auf  die  Ableitung  ganz  aussergewöhnlich  starker,  wolkenbruchartiger 
Regen,  die  in  kurzer  Zeit  sehr  grosse  Wassermengen  liefern,  muss  man 
von  vornherein  verzichten,  denn  dadurch  würde  man  leicht  wieder  in  den 
alten  Fehler  der  Anlage  zu  grosser  und  dadurch  schlechter  Canäle 
verfallen,  die  enorme  Kosten  erfordert,  und  den  Zweck  einer  guten  Cana- 
lisation  verfehlt,  weil  bei  ihr  die  unbedingt  nothwendige,  gründliche  Canal- 
Spülung  mit  den  für  gewöhnlich  zur  Disposition  stehenden  Verbrauchs-  und 
Regenwassermengen  nicht  mehr  möglich  ist. 

„Solche  grosse,  den  grössten  Theil  des  Jahres  nicht  genügend  an- 
gefüllte Canäle  verschlammen  leicht,  verlangen  kostspielige,  die  Bewohner 
der  Stadt  belästigende  Räumungen  und  werden  leicht  ein  Lieblingsanfenthalt 
von  Ratten  und  anderem  Ungeziefer,  so  dass  die  Nachtheile,  die  sie  bringen, 
erheblich  grösser  werden,  als  die  Unbequemlichkeiten  und  Störungen,  die 
ein  starker  Regenguss  im  Gefolge  hat,  dessen  Wassermassen  die  Canäle 
nicht  in  derselben  kurzen  Zeit  abzuleiten  im  Stande  sind,  in  welcher  sie 
herabfallen. 

„Gegen  derartige  Störungen,  die  doch  verhältnissmässig  selten  vor- 
kommen, kann  man  sich  durch  zweckmässige  Anlage  der  Hausentwässe- 
rangen  y  durch  Anbringung  von  Stauklappen  und  Regen  auslassen  allenfalls 
schützen,  —  gegen  die  ununterbrochen  bestehenden  Nachtheile  zu  grosser 
Canäle  giebt  es  aber  keinen  Schutz. 

„Es  ist  unendlich  schwer,  ja  fast  unmöglich,  bei  Abmessung  derCanal- 
dimensionen  für  alle  Fälle  das  Richtige  zu  treffen,  weil,  wie  gesagt,  hierzu 
die  zuverlässige  Grundlage  fehlt. 

„Diese  Grundlage  würde  sein:  die  Kenntniss  der  heftigsten  am  Orte 
vorgekommenen  Regenfalle,  — ihre  Dauer»  — ihre  räumliche  Ausdehnung, — 
die  Kenntniss  der  minimalen  Verdunstung  und  der  minimalen  Versickerung 
zur  Zeit  der  heftigsten  Regenfälle,  —  der  Verzögerung  im  Abflüsse  des 
Regen  wassers  u.  s.  w. 
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„Diese  Grundlage  kennt  man  nicht,  und  es  ist  auch  keine  Aussiclit 
vorhanden,  dass  man  sie  je  in  zuverlässiger  Weise  auch  nur  für  irgend 
einen  Ort  kennen  lernen  wird.  Und  wenn  man  sie  kennte,  so  würde  dies 
auch  nur  einen  bedingten  Vortheil  gewähren,  denn  auch  dann  ist  eine 
Veränderung  der  Verbältnisse  nicht  ausgeschlossen,  so  namentlich  die 
Permeabilität  .des  Bodens  z.  B.  durch  dichtere  Bebauung,  zahlreichere 
Schieferdächer,  bessere  Pflasterung  der  Strassen  u.  s.  w.  Das  gefundene 
Resultat  m&sste  also  wiederum  willkürlich  geändert  werden;  kurz  man  ist 
hierbei  lediglich  auf  Schätzungen  und  Annahmen  angewiesen,  die  unmöglich 
immer  zutreffend  sein  werden. 

„Trotzdem  ist  es  im  allgemeinen  Salubritätsinteresse  und  für  die  Ver- 
werthung  des  Canallnhaltes  von  hohem  Werthe,  Regenwasser  den  Ganälen 
zuzuführen ,  auch  auf  die  Gefahr  hin ,  dass  die  Canäle ,  trotz  ihrer  Nothaus- 
lässe,  nicht  unt«r  allen  Umständen  im  Stande  sein  werden,  auch  die  grössten 
Regenmengen  in  der  Zeit,  wo  sie  fallen,  aufzunehmen  und  abzuleiten,  weil 
dadurch  die  Canäle  gründlich  gespült,  der  Canalinhalt  verdünnt  und  Unrei- 
nigkeiten  von  den  Strassen  und  Höfen,  die  der  Regen  abwäscht,  wie  Pferde- 
urin etc.,  nicht  direct  in  den  Strom,  sondern  zunächst  in  die  Canäle  gelangen- 

„In  Städten,  die  durch  zahlreiche  Wasserläufe  durchschnitten  werden, 
wie  Venedig,  Amsterdam,  vielleicht  auch  Hamburg  etc.,  fällt  diese  Bücksicht 
mehr  oder  weniger  fort,  weil  das  Regenwasser  rasch  jenen  grossen ,  offenen 
Canälen  zugeführt  werden  kann,  die  auch  jederzeit  Gelegenheit  zu  einer 
gründlichen  Canalspülung  bieten. 

„Man  kann  auch  in  Städten,  wo  diese  natürliche  Ableitung  fehlt,  eine 
solche  für  das  Regenwasser  künstlich  schaffen,  und  ich  habe  vor  Kurzem 
Gelegenheit  gehabt,  ein  grösseres,  von  einem  Italiener  höchst  geistreich 
bearbeitetes  Project  zur  Entwässerung  von  Prag  kennen  zu  lernen,  in  welchem 
der  Verfasser  für  die  Ableitung  des  Schmutz-  und  Regenwassers  vollständig 
getrennte,  und  nur  nach  Bedürfniss  zum  Zwecke  der  Canalspülung  in  Ver- 
bindung gebrachte  Leitungen  angenommen  hat.  Aber  die  Durchführung 
eines  solchen  doppelten  Canalisationsprojectes  kostet  auch  fast  das  Doppelte 
als  die  einer  Seh wemracanalisation ,  bei  welcher  Schmutz-  und  Begenwasser 
durch  dieselben  Leitungen  abfliesst,  und  bietet  trotzdem  nicht  die  Garantie, 
dass  bei  starken  Platzregen  eine  zeitweise  Ueberfluthung  der  Strassen  unter 
allen  Umständen  vermieden  wird. 

„Ich  gehe  nun  zur  dritten  These  über,  die  bereits  vor  zehn  Jahren 
bei  der  vierten  Versammlung  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheits- 
pflege in  Düsseldorf  Gegenstand  der  Berathung  gewesen  ist*    Sie  lautet: 

Die  städtischen  Abwässer  dürfen  in  der  Regel  erst  nach  er- 

folgterReinigung  den  öffentlichen  Flussläufen  zugeführt  werden, 

und  die  geehrte  Versammlung  hat  in  Düsseldorf  folgende  Resolution  gefasst: 

Die  directe  Ableitung  des  städtischen  Canalwassers  in  fliessende 

Gewässer  ist,  sei  es  dass  sämmtliche  menschliche  Excrete  in  dasselbe 

gelangen  oder  nicht,  aus  sanitären  Gründen  bedenklich. 

Wie  weit  dieselbe  nach  der  Wassermenge,  Geschwindigkeit, 
geologischen  Beschaffenheit  der  Flüsse  etc.  zu  gestatten  sei,  sollte 
baldmöglichst  durch  exacte  gesetzliche  Normen  festgestellt  werden. 
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Zar  YorbereituDg  der  letzteren  beantragt  der  Deutsche  Verein 
für  öffentliche  Gesundheitspflege  beim  Reichsgesundheitsamte  syste- 
matische Untersuchungen  an  den  deutschen  Flüssen. 

Immer  aber  ist  diese  Einleitung  als  ein  volkswirthschafblicher 
Nachtheil  zu  kennzeichnen. 

„Ohne  auf  die  damals  gepflogenen  Verhandlungen  näher  einzugehen, 
möchte  ich  hier  nur  einige  kurze  Bemerkungen  zu  dieser  These  mir  er- 
lauben. 

„Auf  dem  vorliegenden  Lageplane  sehen  Sie  die  Einmündungen  der 
alten  Canäle  Breslaus  mitten  in  der  Stadt,  direct  in  die  Oder,  am  Schlacht- 
hofe, an  der  Weissgerberstrasse ,  an  der  Königsbrücke,  an  der  Neuen  Oder- 
strasse  und  an  der  Füller  Insel,  die  jetzt  in  Regenauslässe  verwandelt  worden 
Bind.  Der  Canalinhalt  der  früher  dort  in  die  Oder  floss,  wird  jetzt  in 
der  Pumpstation  auf  dem  Zehndelberge  zusammengeführt  und  von  dort  nach 
den  Rieselfeldern  befördert. 

^Aehnlich  war  es  vor  circa  30  Jahren  fast  in  allen  anderen  grösseren 
Städten,  in  denen  zur  Ableitung  des  verbrauchten  Wassers  Canäle  angelegt 
waren.  Diese  Canäle  reinigten  in  der  That  den  Stadttheil,  den  sie  dnrch- 
Bogen,  verunreinigten  aber  das  Flusswasser  innerhalb  der  Stadt,  weil  sie 
dem  natürlichen  Gefälle  folgend,  direct  in  den  die  Stadt  durchströmenden 
Fluss  mündeten. 

„Der  Zustand  Londons  und  die  Riagen,  welche  über  die  Verunreinigung 
der  Themse  daselbst  laut  wurden,  geben  hiervon  ein  beredtes  BeispieL 

„Bazalgette  war  der  Erste,  der  diesen  Uebelstand  zu  beseitigen  suchte: 
er  erbaute  Abfangungscanäle,  die  meist  in  paralleler  Lage  mit  dem  Strome 
angelegt  wurden  und  den  Inhalt  der  rechtwinkelig  in  sie  einmündenden 
Canäle  aufnahmen  und  ihn  unterhalb  der  Stadt,  nach  möglichster  Abklärung 
in  Bassins,  erst  in  den  Strom  laufen  Hessen. 

„Diese  Abfangungscanäle  (intercepting  sewers)  sind  allerdings  im 
Stande,  diesen  Uebelstand  für  die  Stadt  und  den  Strom  innerhalb  der 
Stadt  zu  beseitigen,  —  aber  noch  bleibt  derselbe  ausserhalb  der  Stadt  be- 
stehen, und  an  dem  Flusse  unterhalb  der  Stadt  wohnen  in  anderen  Städten 
und  Dörfern  wieder  Menschen,  und  wenn  die  Entfernungen  dieser  Ortschaften 
von  einander  gering,  die  Flüsse  klein  und  die  Städte  gross  sind,  so 
wird  die  Verunreinigung  des  Flusses  doch  ein  grosses  Uebel,  denn  die 
chemischen  und  mikroskopischen  Untersuchungen  des  Flusswassers  unter- 
halb einer  canalisirten  Stadt  haben,  wenigstens  in  Breslau  vor  der  Inbetrieb- 
setzung der  Pumpstation,  zur  Genüge  dargcthan,  dass  namentlich  bei  kleinen 
Wasserständen  sich  der  Canalinhalt  im  Oderwasser  meilenweit  bemerkbar 
macht. 

„Mit  Recht  sind  daher  die  Behörden  überall  kräftig  gegen  ein  Ver- 
fahren eingeschritten,  bei  welchem  durch  Einführung  des  nicht  desinficirten 
Canalwassers  der  Strom  verunreinigt  und  die  Gesundheit  der  unterhalb  am 
Strome  wohnenden  Menschen  gefährdet  wird. 

„Wunderbar  bleibt  es,  dass  auf  die  Reinhaltung  der  Flüsse  nicht  in 
allen  Städten  mit  gleicher  Strenge  gehalten  wird,  und  dass  sogar  Badeorte, 
wie  das  sonst  so  schöne  Bad  Kissingen,  noch  bis  heute  von  derartigen  Vor- 
schriften verschont  geblieben  sind.   In  Kissingen  wird  noch  jetzt  das  Resultat 

5* 
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der  Wirkung  des  Rakoczy- Brunnens,  ganz  in  der  Nähe  der  Trinkanstalt, 
munter  direct  der  kleinen  fränkischen  Saale  anvertraut,  die  zur  Fortschaffung 
jener  Fäcalmassen  höchstens  durch  ihr  starkes  Gefälle  geeignet  erscheint, 
während  gerade  dieses  starke  Gefalle  die  Ausführung  einer  Canalanlage 
wesentlich  erleichtern  würde,  die  zur  Aufnahme,  Abführung  und  Verwertbung 
des  Ciosetinhaltes  dienen  könnte. 

„Wenn  unsere  These  nur  in  der  Regel  eine  Reinigung  der  städtischen 
Abwässer  vor  ihrem  Eintritt  in  den  öffentlichen  Fluss  verlangt  und  dadurch 
für  einzelne  Städte  Ausnahmen  zulässt,  so  können  zu  diesen  Ausnahmen 
doch  nur  Städte  gezählt  werden,  die  an  grösseren  Strömen  liegen,  in 
denen  die  Schuiutzwässer  eine  solche  Verdünnung  erleiden,  dass  sie  in  der 
nächst  unterhalb  gelegenen  Ortschaft  nicht  mehr  in  einer  Menge  nachzu- 
weisen sind,  die  irgendwie  schädlich  auf  die  Gesundheit  der 'Bewohner  jener 
Ortschaft  einwirken  kann. 

„Die  Entscheidung  darüber,  ob  hier  oder  da  eine  Ausnahme  von  der 
allgemeinen  Regel  zu  statuiren  sei,  setzt  eine  möglichst  genaue  Kenntniss 
des  Flussgebietes  und  seiner  Bevölkerung  voraus:  man  muss  wenigstens 
annähernd  das  Quantum  der  städtischen  Abwässer  feststellen  können  und 
wissen,  wie  viel  Wasser  der  Strom  im  ungünstigsten  Falle,  d.  h.  beim 
niedrigsten  Wasserstande,  abführt. 

„Die  vierte  These,  welche  ebenfalls  der  geehrten  Versammlung 
schon  vor  zehn  Jahren  zur  Fassung  einer  Resolution  Veranlassung  gegeben 

hat,  lautet: 

Zur  Unschädlichmachung  der  städtischen   Schmutzwässer  und 
zur  gleichzeitigen  Verwertbung  der  in  denselben  enthaltenen  Dung- 
stoffe ist  bis  jetzt  die  Berieselung  von  Feld-  und  Wiesenflächen 
das  geeignetste  Mittel, 
und  die  1876  in  Düsseldorf  gefasste  Resolution  lautet: 

Die  Berieselung    geeigneter,    mit  Culturpflanzen    bestandener 
Ländereien  ist,  eine  rationelle  Anwendung  technisch  richtiger  Pnn* 
cipien  vorausgesetzt,  erfahrungsgemäss  das  einfachste  und  durch- 
schlagendste Mittel,  das  Canalwasser  sanitär  unschädlich  zu  machen 
und  es  gleichzeitig  zu  Gunsten  der  Interessenten  landwirthschaftlich 
in  befriedigendem  Maasse  auszunutzen. 
„In  welcher  Weise  man  hier  in  Breslau  bemüht  ist,  den  Canalinhalt 
durch  Berieselung  von  Flächen  der  Rittergüter  Otwitz,  Leipe  und  Rausem 
unschädlich  zu  machen  und  zu  verwerthen,  habe  ich  in  dem  Ihnen  vor- 
liegenden Berichte  zu  beschreiben  versucht,   und   werde  noch   beute,   bei 
Besichtigung  der  Rieselfelder  Gelegenheit  haben,  diesen  Bericht  zu  ergänzen. 
„Auch  bei  der  Berieselung  war  England  unsere  Lehrmeisterin:  dort 
hat  man  zuerst  das  Canalwasser,  das  man  nicht  mehr  in  den  Fluss  leiten 
durfte,  zum  Berieseln  von  Aeckern  verwendet,  wodurch  es  nicht  nur  in 
vollkommenster  Weise  gereinigt  wird,  sondern  auch  einen  nicht  unbedeu- 
tenden Geldertrag  abwirft.   Beispiele  hiervon  sind  Croydon,  Aldershoi,  Lodge-* 
Farm,  Craigentenny-Farm  u.  s.  w.,  —  und  wenn  auch  nicht  alle  diese  Anlagen 
gerade  zur  Nachahmung  anreizen,  so  sind  sie  doch  alle  in  hohem  Grade 
belehrend,  und  mindestens  konnte    man    dort    die    eine  Lehre  bestimmt 
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empfangen,  dass  grosse  Flächen  sehr  durchlässigen  Bodens  daza  gehören, 
um  die  Canalwässer  recht  zweckentsprechend  zu  verwenden. 

„Diese  grossen  Flächen  anzuschaffen,  ist  aber  gerade  in  England  oft 
sehr  schwer,  ja  in  manchen  Gegenden  fast  unmöglich,  und  daher  kam  es, 
dass  die  zur  Berieselung  bestimmten  zu  kleinen  Flächen  zuweilen  sehr 
ungünstige  Resultate  lieferten. 

„Die  Native  Guano  Compagnie  legte  sich  ins  Mittel:  sie  leitete,  z.B.  in 
"Watford  die  Canalwässer,  die  man  auf  den  Rieselfeldern  nicht  mehr  unter- 
bringen konnte,  in  Staubassins,  führte  sie  über  Stauwerke  und  geneigte  Ebenen, 
die  mit  Desinfectionsmitteln  nach  Art  des  Süv  er  naschen  Verfahrens  ver- 
sehen waren,  in  ein  Hochbassin,  in  welchem  die  Schlussdesinfection  stattfand. 

„Wenn  auch  eine  Verpestung  der  Luft  auf  diesem  Wege  nicht  voU- 
ßtandig  zu  vermeiden  war,  so  gelang  es  doch,  das  Canalwässer  vollständig 
zu  desinficiren,  und  unterhalb  des  Hochreservoirs  wurde  durch  dasselbe  eine 
Fontaine  getrieben,  in  deren  Bassin  sich  Gold-  und  Silberfische  lustig 
tummelten,  und  in  der  That  hatte  das  so  desinficirte  Canalwässer  einen 
vollständig  reinen  Geschmack.  Aber  der  auf  diese  Weise  gewonnene  Guano 
kam,  bis  er  zum  landwirthschaftlichen  Gebrauche  geeignet  war,  viel  zu 
theuer  und  wurde  sehr  bald  vom  Import -Guano  verdrängt. 

„Nach  den  Erfahrungen,  die  der  auch  in  weiteren  Kreisen  bekannte 
praktische  Landwii-th  und  Culturtechniker  v.  Lengercke  gemacht  und  in 
einem  Berichte  über  die  Danziger  Rieselfelder  niedergelegt  hat,  sind  pro 
Quadratmeter  durchlässigen  Bodens,  nachdem  derselbe  einmal  satt  getränkt 
worden  ist,  zur  ferneren  Anfeuchtung  11  Liter  Wasser  täglich  nöthig,  dies 
ergiebt  pro  Tag  und  Hectar  llOcbm.  Rechnet  man  mit  Lengercke  pro 
Einwohner  und  Tag  180  Liter  Abwässer,  so  würde  ein  Hectar  Rieselfeld 
zur  Aufnahme  der  Abwässer  von  circa  600  Einwohnern  ausreichen  und  für 
eine  Stadt  von  300  000  Einwohnern,  wie  Breslau,  würden  nur  500  Hectar 
Rieselfelder  erforderlich  sein.  Was  jedoch  für  so  durchlässigen  Sand- 
boden wie  die  Dünen  bei  Danzig  gilt,  ist  für  schwerere  Bodenarten  nicht 
zutreffend,  und  in  Breslau,  wo  Ende  dieses  Jahres  Rieselfelder  im  Umfange 
von  659  Hectar  fertig  gestellt  sein  werden,  sind  wir  mit  unseren  Aptirungen 
noch  nicht  am  Ende,  sondern  werden  dieselben  nach  Bedarf  fortsetzen,  bis 
jede  Besorgniss  einer  Ueberdüngung  der  Rieselfelder  ausgeschlossen  ist. 

„Glücklicher  Weise  ist,  wie  der  Ihnen  vorliegende  Uebersichtsplan  zeigt, 
hierzu  noch  Areal  am  rechten  Oderufer  in  Rausern  disponibel,  und  sollte 
dasselbe  nicht  ausreichen,  so  kann  noch  eine  ziemlich  umfangreiche  Fläche 
von  den  der  Stadt  gehörigen  Gütern  Herrnprotsch  und  Peiskerwitz  am 
linken  Oderufer  hinzugenommen  werden,  wenn  auch  nicht  so  viel,  wie 
Herr  Lop  er  in  Magdeburg  fordern  würde,  da  er  nur  zwölf  Personen  pro 
Hectar  Rieselfeld  rechnet,  also  für  Breslau  25  000  Hectar,  d.  h.  etwa 
100  000  Morgen!). 


1)  Die  betrefTende  Mittheilung  des  Herrn  Lop  er  (Blätter  für  Handel,  Gewerbe  und 
BOcialeK  Leben,  1886,  S.  279)  lautet:  „Der  Landwirt!»  rechnet  erfahrungsgcmä»»  5000kg 
reinen  Menscbendünger,  also  da««  ungeiähre  Product  von  12  Personen  pro  Jahr  (365.12.1  Yg) 
anf  den  Hectar ,  uro  ausserordentliche  Ernten  zu  erzielen ,  der  Rieselteldingenieur  hingegen 
400  Personen  pro  Hectar,  also  ergiebt  sich  auch  hierbei  eine  ca.  33fache  Vergeudung  des 
so  werth vollen  Menschendüngers.  ** 
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der  WirkuDg  des  Rakoczy-Brunnens,  ganz  in  der  Nähe  der  Trinkanstalt, 
munter  direct  der  kleinen  fränkischen  Saale  auvertrant,  die  zur  Fortschaffung 
jener  Fäcalmassen  höchstens  durch  ihr  starkes  Gefälle  geeignet  erscheint-, 
während  gerade  dieses  starke  Gefälle  die  Ausführung  einer  Canalanlage 
wesentlich  erleichtern  würde,  die  zur  Aufnahme,  Abführung  und  Verwertbung 
des  Ciosetinhaltes  dienen  könnt«. 

„Wenn  unsere  These  nur  in  der  Regel  eine  Reinigung  der  städtischen 
Abwässer  vor  ihrem  Eintritt  in  den  öffentlichen  Fluss  verlangt  und  dadurch 
für  einzelne  Städte  Ausnahmen  zulässt,  so  können  zu  diesen  Ausnahmen 
doch  nur  Städte  gezählt  werden,  die  an  grösseren  Strömen  liegen,  in 
denen  die  Schmutzwässer  eine  solche  Verdünnung  erleiden,  dass  sie  in  der 
nächst  unterhalb  gelegenen  Ortschaft  nicht  mehr  in  einer  Menge  nachzu* 
weisen  sind,  die  irgendwie  schädlich  auf  die  Gesundheit  der  Bewohner  jener 
Ortschaft  einwirken  kann. 

„Die  Entscheidung  darüber,  ob  hier  oder  da  eine  Ausnahme  von  der 
allgemeinen  Regel  zu  statuiren  sei,  setzt  eine  möglichst  genaue  Kenntniss 
des  Flussgebietes  und  seiner  Bevölkerung  voraus:  man  muss  wenigstens 
annähernd  das  Quantum  der  städtischen  Abwässer  feststellen  können  und 
wissen,  wie  viel  Wasser  der  Strom  im  ungünstigsten  Falle,  d.  h.  beim 
niedrigsten  Wasserstande,  abführt. 

„Die  vierte  These,  welche  ebenfalls  der  geehrten  Versammlung 
schon  vor  zehn  Jahren  zur  Fassung  einer  Resolution  Veranlassung  gegeben 

hat,  lautet: 

Zur  Unschädlichmachung  der  städtischen   Schmutzwässer  und 
zur  gleichzeitigen  Verwerthung  der  in  denselben  enthaltenen  Dung- 
stoffe ist  bis  jetzt  die  Berieselung  von  Feld-  und  Wiesenflächen 
das  geeignetste  Mittel, 
und  die  1876  in  Düsseldorf  gefasste  Resolution  lautet: 

Die  Berieselung    geeigneter,    mit  Culturpflanzen    bestandener 
Ländereien  ist,  eine  rationelle  Anwendung  technisch  richtiger  Prin* 
cipien  vorausgesetzt,  erfahrnngsgemäss  das  einfachste  und  durch- 
schlagendste Mittel,  das  Canalwasser  sanitär  unschädlich  zu  machen 
und  es  gleichzeitig  zu  Gunsten  der  Interessenten  landwirthschaftlich 
in  befriedigendem  Maasse  auszunutzen. 
„In  welcher  Weise  man  hier  in  Breslau  bemüht  ist,  den  Canalinhalt 
durch  Berieselung  von  Flächen  der  Rittergüter  Otwitz,  Leipe  und  Rausero 
unschädlich  zu  machen  und  zu  verwerthen,  habe  ich  in  dem  Ihnen  vor- 
liegenden Berichte  zu  beschreiben  versucht,  und   werde  noch   beute,   bei 
Besichtigung  der  Rieselfelder  Gelegenheit  haben,  diesen  Bericht  zu  ergänzen. 
„Auch  bei  der  Berieselung  war  England  unsere  Lehrmeisterin:  dort 
hat  man  zuerst  das  Canalwasser,  das  man  nicht  mehr  in  den  Fluss  leiten 
durfte,  zum   Berieseln  von  Aeckern  verwendet,  wodurch  es  nicht  nur  in 
vollkommenster  Weise  gereinigt  wird,  sondern  auch  einen  nicht  unbedeu- 
tenden Geldertrag  abwirft.   Beispiele  hiervon  sind  Croydon,  Aldershoi,  Lodge-* 
Farm,  Craigentenny-Farm  u.  s.  w.,  —  und  wenn  auch  nicht  alle  diese  Anlagen 
gerade  zur  Nachahmung  anreizen,  so  sind   sie  doch  alle  in  hohem  Grade 
belehrend,  und  mindestens  konnte    man    dort    die   eine  Lehre  bestimmt 
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empfangen,  dasB  grosse  Flächen  sehr  durchlässigen  Bodens  dazu  gehören, 
um  die  Canalwässer  recht  zweckentsprechend  zu  verwenden. 

,1  Diese  grossen  Flächen  anzuschaffen,  ist  aber  gerade  in  England  oft 
sehr  schwer,  ja  in  manchen  Gegenden  fast  unmöglich,  und  daher  kam  es, 
dass  die  zur  Berieselung  bestimmten  zu  kleinen  Flächen  zuweilen  sehr 
ungünstige  Resultate  lieferten. 

,iDie  Native  Guano  Compagnie  legte  sich  ios  Mittel:  sie  leitete,  z.B.  in 
Watford  die  Canalwässer,  die  man  auf  den  Rieselfeldern  nicht  mehr  unter- 
bringen konnte,  in  Staubassins,  fahrte  sie  über  Stauwerke  und  geneigte  Ebenen, 
die  mit  Desinfectionsmitteln  nach  Art  des  Sü vernaschen  Verfahrens  ver- 
sehen waren,  in  ein  Hochbassin,  in  welchem  die  Schlussdesinfection  stattfand. 

„Wenn  auch  eine  Verpestung  der  Luft  auf  diesem  Wege  nicht  voll- 
ständig zu  vermeiden  war,  so  gelang  es  doch,  das  Canalwässer  vollständig 
zu  desinficiren,  und  unterhalb  des  Hochreservoirs  wurde  durch  dasselbe  eine 
Fontaine  getrieben,  in  deren  Bassin  sich  Gold-  und  Silberfische  lustig 
tummelten,  und  in  der  That  hatte  das  so  desinficirte  Canalwässer  einen 
vollständig  reinen  Geschmack.  Aber  der  auf  diese  Weise  gewonnene  Guano 
kam,  bis  er  zum  landwirthschaftlichen  Gebrauche  geeignet  war,  viel  zu 
theuer  und  wurde  sehr  bald  vom  Import -Guano  verdrängt. 

„Nach  den  Erfahrungen,  die  der  auch  in  weiteren  Kreisen  bekannte 
praktische  Landwii-th  und  Culturtechniker  v.  Lengercke  gemacht  und  in 
einem  Berichte  über  die  Danziger  Rieselfelder  niedergelegt  hat,  sind  pro 
Quadratmeter  durchlässigen  Bodens,  nachdem  derselbe  einmal  satt  getränkt 
worden  ist,  zur  ferneren  Anfeuchtung  11  Liter  Wasser  täglich  nöthig,  dies 
ergiebt  pro  Tag  und  Hectar  llOcbm.  Rechnet  man  mit  Lengercke  pro 
Einwohner  und  Tag  180  Liter  Abwässer,  so  würde  ein  Hectar  Rieselfeld 
zur  Aufnahme  der  Abwässer  von  circa  600  Einwohnern  ausreichen  und  für 
eine  Stadt  von  300  000  Einwohnern,  wie  Breslau,  würden  nur  500  Hectar 
Rieselfelder  erforderlich  sein.  Was  jedoch  für  so  durchlässigen  Sand- 
boden wie  die  Dünen  bei  Danzig  gilt,  ist  für  schwerere  Bodenarten  nicht 
zutreffend,  und  in  Breslau,  wo  Ende  dieses  Jahres  Rieselfelder  im  Umfange 
von  659  Hectar  fertig  gestellt  sein  werden,  sind  wir  mit  unseren  Aptirungen 
noch  nicht  am  Ende,  sondern  werden  dieselben  nach  Bedarf  fortsetzen,  bis 
jede  Besorgniss  einer  Ueberdüngung  der  Rieselfelder  ausgeschlossen  ist. 

„Glücklicher  Weise  ist,  wie  der  Ihnen  vorliegende  Uebersichtsplan  zeigt, 
hierzu  noch  Areal  am  rechten  Oderufer  in  Rausern  disponibel,  und  sollte 
dasselbe  nicht  ausreichen,  so  kann  noch  eine  ziemlich  umfangreiche  Fläche 
von  den  der  Stadt  gehörigen  Gütern  Herrnprotsch  und  Peiskerwitz  am 
linken  Oderufer  hinzugenommen  werden,  wenn  auch  nicht  so  viel,  wie 
Herr  Löper  in  Magdeburg  fordern  würde,  da  er  nur  zwölf  Personen  pro 
Hectar  Rieselfeld  rechnet,  also  für  Breslau  25  000  Hectar,  d.  h.  etwa 
100  000  Morgen »). 


1)  Die  betrefTende  Mittheilung  des  Herrn  Löper  (Blätter  für  Handel,  Gewerbe  und 
socialen  Leben,  1886,  S.  279)  lautet:  „Der  Landwirth  rechnet  erfahrungsgemäss  5000kg 
reinen  Menschendünger,  also  das  ungefähre  Product  von  12  Personen  pro  Jahr  (365.12.1  y^) 
anf  den  Hectar ,  uro  ausserordentliche  Ernten  zu  erzielen ,  der  Rieselfeldingenieur  hingegen 
400  Personen  pro  Hectar,  also  ergiebt  sich  auch  hierbei  eine  ca.  33fache  Vergeudung  des 
so  weribvollen  Menschendüngers.  ** 
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„Durch  die  Berieselung  ist  die  Desinfection  der  Canalwässer  eine  bei- 
nahe vollständige,  denn  die  Abflussstoffe  haben  keine  Zeit,  sich  vor  ihrer 
Landung  auf  dem  Rieselfelde  zu  zersetzen,  und  Analysen  des  Ganalwassers 
haben  ergeben,  dass  nur  Spuren  von  Ammoniak  vorhanden  und  die  stick- 
stoffhaltigen Substanzen  als  noch  unzersetzte  Organismen  und  hauptsächlich 
als  salpetersaure  Verbindungen  im  Canalwasser  vertreten  sind. 

„Das  Rieselfeld  soll  die  Gesundheit  der  Bewohner  canalisirter  Städte 
fördern  helfen,  indem  es  die  ihm  gelieferten  Ganalisationsabflüsse  immerfort 
absorbirt  und  zugleich  desinficirt,  —  und  es  soll  auch  den  Canalinhalt  ver- 
werthen ,  ihn  in  Waare  und  Geld  verwandeln ,  damit  er  die  Anlage  unter- 
halte, verzinse  und  amortisire. 

„Wenn  dies  auch  nicht  so  rasch  geht,  wie  man  wünscht,  so  nähert 
man  sich  diesem  Ziele  doch  von  Jahr  zu  Jahr  immer  mehr. 

„Die  Kosten  der  Canalisation  Breslaus  incl.  der  Aptirung  der  Riesel- 
felder bis  zur  vollständigen  Fertigstellung  dieser  Anlagen  werden  die  Uöhe 
von  6  000  000  Mk.  kaum  erreichen,  das  ergiebt  pro  Einwohner  20  Mk.,  also 
für  100  Einwohner  2000  Mk.,  davon  6  Proc.  für  Verzinsung  und  Amorti- 
sation giebt  pro  Jahr  120  Mk.,  dazu  die  Unterhaltungskosten  mit  30  Mk. 
pro  100  Einwohner,  erfordert  pro  100  Köpfe  jährlich  für  Verzinsung, 
Amortisationen  und  Betrieb  der  ganzen  Anlage  150  Mk.,  also  für  400  Ein- 
wohner, die  hier  etwa  pro  Ilectar  zu  rechnen  sind,  600  Mk.,  wovon  schon 
jetzt  mindestens  100  Mk.  durch  die  Verpachtung  der  Rieselfelder  gedeckt 
werden,  so  dass  pro  Einwohner  und  Jahr  höchstens  1  Vi  Mk.  verbleiben  für 
alle  übrigen  Vortheile,  die  ihm  die  Schwemmcanalisation  bietet. 

„Zur  Zeit  sind  5811  Grundstücke  in  Breslau  an  die  Canalisation  an- 
geschlossen ,  es  entföllt  also  für  die  regelrechte  Entwässerung  eines  Grund- 
stückes jährlich  die  Summe  von  circa  65  Mk. ;  eine  Summe,  die  sich  von 
Jahr  zu  Jahr  verringern  wird,  und  schon  jetzt  kaum  so  hoch  ist,  wie  die 
Kosten  der  jährlichen  regelrechten  Abfuhr  qämmtlicher  Schmutzwässer  aus 
dem  Grundstücke. 

„Wenn  Herr  Lop  er  in  seinem  in  Magdeburg  im  Januar  d.  J.  gehaltenen 
Vortrage  über  Städtereinigung  ein  verdammendes  Urtheil  über  die  Canal- 
Wasserberieselungssysteme  fällt,  für  Berlin  eine  Versumpfung  des  ganzen 
Terrains  und  Verjauchung  des  Grundwassers  in  sichere  Aussicht  stellt,  and 
es  betreffs  der  Rentabilität  erklärlich  findet,  dass  bei  solchen  Anlagen  der 
Pariser  Rieselpächter  William  Hope  wie  der  Danziger  Aird  in  Concurs 
geriethen,  so  irrt  er  sich  darin,  denn  William  Hope  hat  mit  der  Riesel- 
anlage in  Paris  nie  in  irgend  welcher  Verbindung  gestanden,  und  Alexander 
Aird,  der  nachweislich  nicht  durch  die  Rieselfelderpachtung  in  Danzig  und 
Breslau,  sondern  durch  die  in  Quedlinburg  und  München  von  der  Firma 
Aird  u.  Marc  übernommenen  Verpflichtungen  in  Concnrs  gerathen  ist,  hat 
die  Danziger  Rieselfelder  auch  nach  dem  Concurse  wieder  auf  eine  längere 
Anzahl  von  Jahren  übernommen,  und  der  Magistrat  von  Danzig  ist  mit  dem 
bestehenden  Arrangement  durchaus  zufrieden  ^). 


^)  Die  betreffende  Mittheilung  des  Herrn  Lop  er  (loco  citato)  lautete:  .Besondent 
der  letztere  Theil  der  Klage  erscheint  auch  durchaus  nicht  ungerechtfertigt;  wenn  man 
bedenkt,   dass  Berlin  nach  Vollendung   seiner  Riesclfeldanlage   ungefähr  3000ha  Rieselland 
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„Lengercke  sagt  am  Schiasse  seines  Berichtes  über  die  Danziger 
Kieselfelder : 

Ihr  Städte  bedenkt,  dass  Ihr  die  Canalisation  doch  haben  müsst 
fär  Eure  Regen  • ,  Wasch  -  and  Fabrikwässer,  —  and  säamt  nicht, 
£ach  mit  den  nöthigen  Flächen  zu  versehen,  oder,  wenn  Ihr  diese 
habt,  sie  zu  nutzen:  statt  dass  Ihr  unausbleiblich  jedem  Poudrette- 
fabrikanten  oder  Abfahrer  erheblich  zuzahlen  müsst,  werdet  Ihr 
sicher  bei  rationeller  Anlage  die  Zinsen  und  das  Capital  bald  ver- 
dienen resp.  wieder  verdienen,  welches  Ihr  für  gute  entsprechende 
Rieselfelder  auslegtet,  nnd  Eure  Zwecke  wie  auf  keinem  anderen 
Wege  erreichen:  Gesundheit  der  Stadt  durch  die  bequeme  und 
sichere  Ableitung  und  Desinfection  der  Seh  mutz  wässer,  —  Hebung 
der  Industrie  und  Eures  Vermögens ! 

„Wenn  Sie,  meine  Herren,  die  Sie  sich  die  herrliche  Aufgabe  gestellt 
haben,  die  öfifentliche  Gesundheitspflege  zu  fördern,  dem  alten  Praktiker 
Yon  Lengercke  hierbei  nur  einigermaassen  zustimmen,  so  werden  Sie 
auch  nicht  zögern,  unsere  vierte  These  anzunehmen. 

„Die  fünfte  und  letzte  These  endlich  lautet: 

Wo  die  Berieselung  nicht  zweckmässig  auszuführen  geht,  muss 
die  möglichste  Reinigung  der  städtischen  Abwässer  durch  An- 
wendung des  combinirten  Verfahrens  „der  chemischen 
Fällung,  der  Abklärung  und  Filtration^  erstrebt  werden, 
unter  thanlichster  Gewinnung  der  für  die  Landwirthschaft  dung- 
werthigen  Stoffe. 

„Meine  Herren!  Wenn  nach  These  I.  und  IL  die  Schmutzwässor  und 
namentlich  der  Ciosetinhalt  so  rasch  als  möglich  aus  dem  Bereiche  mensch- 
licher Wohnungen  entfernt  werden  muss;  —  wenn  nach  These  III.  die 
städtischen  Abwässer  erst  nach  erfolgter  Reinigung  den  öfi'entlichen  Fluss- 
läufen zugeführt  werden  dürfen,  —  und  wenn  man  endlich  keine  Gelegen- 
heit bat,  den  Canalinhalt  nach  These  IV.  zur  Berieselung  von  Feld-  und 
Wiesenflächen  zu  verwenden,  —  dann  entsteht  die  wichtige  Frage,  wie 
man  jene  Schmutzmassen  unschädlich  machen,  wohin  man  dieselben  bringen 
soll,  ohne  die  Gesundheit  der  Bewohner  von  Stadt  und  Umgegend  zu  ge- 
fährden. 


haben  wird,  so  kommen  pro  Tag  und  Hectar  bei  einer  Einwohnerzahl  von  1  250  000  Seelen 
und  nur  pro  Kopf  und  Tag  40  Liter  "Wasser  gerechnet,  lö^/scbm  Jauche.  Wenn  nun 
auch  in  den  ersten  Jahren  die  Ländereien  diese  Spülwasser  leicht  aufsaugen,  so  wird  früher 
oder  später  eine  Versumpfung  des  ganzen  Terrains  eintreten  und  die  Verjauchung  des 
Grundwassers  zur  Folge  haben.  —  Es  ist  ja  richtig,  dass  in  den  ersten  Jahren  die  land- 
wirthschaftlichen  Erzeugnisse  der  Rieselfelder  ausserordentlich  reichliche  waren ,  alle 
14  Tage  bis  drei  Wochen  konnte  Gras  von  45  cm  Höhe  geschnitten  werden ,  aber  schon 
heut«  will  das  Vieh  weder  Gras  noch  Heu  von  den  Rieselfeldern  fressen ,  ebenso  wie  die 
angebauten  Gemüse  wegen  mangelnder  Güte  nicht  mehr  den  gewünschten  Abgang  finden. 
Alles  wuchert  üppig  in  die  Höhe,  aber  es  fehlt  den  Producten  der  eigentliche  Gehalt,  die 
Vegetabilien  sind  mit  einem  Worte  schon  heute  verwässert.  Hierunter  leidet  natürlich 
auch  die  Rentabilität  dieser  so  theuren  Anlagen  und  es  ist  hierdurch  wohl  erklärlich,  dass 
der  Pariser  Rieselpächter  (William  Hope)  wie  der  Danziger  (Aird)  in  Concurs  gerathen 
mussten." 
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„Eine  Frage,  an  deren  Lösung  sich  schon  Viele  den  Kopf  zerbrochen, 
haben,  ohne  bisher  das  Richtige  zu  treffen,  —  und  doch  müssen  die  Schmutz- 
massen fortgeschafft  werden,  doch  dürfen  dieselben  nicht  in  dem  Zustande 
ihrer  Entstehung  gelassen  werden,  weil  dieser  sich  von  Stunde  zu  Stande 
durch  Gährung  und  Fäulniss  zu  seinem  Nachtheile  verändert,  und  auch  der 
Strom  darf  nicht  verunreinigt  werden. 

„Und  es  giebt  in  der  That  Städte,  in  deren  Nähe  die  Anlage  von 
Rieselfeldern  absolut  unmöglich  ist;. Städte,  die  in  einem  Thalkessel  liegen, 
die  ringsum  von  Bergen  umgeben  sind,  auf  deren  Gipfel  oft  ein  zur  Anlage 
von  Rieselfeldern  ausreichendes  Hochplateau  mit  durchlässigem  Boden  fehlt,  — 
und  wenn  ein  solches  vorhanden  ist,  so  würde  die  Aptirung  desselben  zn 
Rieselfeldern  und  namentlich  der  Transport  des  Ganalwassers  auf  diese  hoch- 
gelegenen Felder  erhebliche  Schwierigkeiten  und  Kosten  verursachen. 

„Ich  führe  hier  nur  Prag  als  ein  solches  Beispiel  an:  dort  müsste  das 
Ganalwasser  über  100  m  gehoben  und  meilenweit  fortgedrückt  werden,  bevor 
man  es  zur  Desinfection  und  Verwerthung  seiner  Dungstoffe  auf  Rieselfelder 
bringen  könnte. 

„Das  L lern u rasche  System,  welches,  wie  Liernur  selbst  in  der 
Patentbeschreibung  sagt,  sich  auf  die  Gombination  aller  Mittel  zum  Sam- 
meln, Entfernen  und  Verwerthen  der  Fäcalien  bezieht,  und  welches 
sich  mit  den  menschlichen  Dejecten  von  dem  Augenblicke  ihres  Entstehens 
an  bis  zu  dem  Momente  befasst,  wo  dieselben  dem  Boden  einverleibt 
werden  —  nämlich  durch  Einackern  — ,  könnte  uns  hier  vielleicht  aus 
der  Verlegenheit  helfen ;  —  aber  auch  dieses  Verfahren  hat  sich  nicht  bewährt, 
was  schon  der  Umstand  beweist,  dass  die  erste  grössere  Anlage  in  Amster- 
dam auf  halbem  Wege  stehen  blieb  und  sich  mit  der  Bereitung  von  Gom- 
post  begnügt,  angeblich  weil  Gompost  bei  Amsterdam  leichter  verkäuflich 
ist;  — es  kann  sich  nicht  bewähren,  weil  die  Liernu raschen  Berechnungen 
der  Entwässerung  unter  Beihülfe  von  Injectoren  mathematisch  unrichtig 
sind.  Liernur  addirt  nämlich  die  Druckhöhen  der  Injectoren  und  meint, 
dass  das  Zusammenwirken  vieler  Apparate  dieser  Gattung  wahrhaft  wunder- 
bare Resultate  hervorbringen  müsse,  —  und  befindet  sich  hierbei  in  einem 
radicalen  Irrthume,  wie  Hajnis  in  seiner  ,Studie  über  das  Liernur- 
System'  (Prag  1886)  zur  Evidenz  klar  nachgewiesen  hat. 

„Ausserdem  hat  das  Liernur^  sehe  Verfahren  den  grossen  Nachtheil, 
dass  bei  ihm  der  Wasserverbrauch  in  den  Closcts  beschränkt  werden 
muss,  während  gerade  in  dem  unbeschränkten  Wasserverbrauche  ein 
Hauptvortheil  der  Wasserclosets  liegt. 

„Auch  eine  geregelte  Abfuhr,  wie  sie  der  Baudirector  Linner  in 
Graz  in  ganz  vorzöglicher  Weise  durchgeführt  hat,  vermag  die  Berieselung 
nicht  zu  ersetzen,  wenn  auch  in  Ausnahmefällen  in  kleinen  Städten  dieses 
Verfahren  einer  Grubenentleerung  mit  Menschenkraft  oder  auf  pneumati- 
schem Wege,  mit  oder  ohne  Anwendung  von  Dampf,  im  Einzelnen  oder 
durch  eine  centrale  Pumpstation  aus  fixen  unter  dem  Strassenpflaster  ansu- 
legenden  Reservoiren,  in  welche  eine  ganze  Gruppe  von  Häusern  den  Closet- 
inhalt  abgiebt,  vorzuziehen  ist. 

„Vor  etwa  12  Jahren  hatte  ich  Gelegenheit,  die  Anlagen  in  Graz  zu 
besichtigen:  der  in  kleinen,  sehr  zweckmässig  eingerichteten  Fässern  auf- 
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gefangene  und  ohne  nennenswerthe  Belästigang  der  Bewohner  abgefahrene, 
nur  wenig  mit  Wasser  vermischte  Glosetinhalt  sollte  zur  Poudrettefabrikation 
▼erwendet  werden;  —  die  betreffende  Fabrik,  ein  PriTatunternehmen,  hatte 
jedoch  nach  kurzem  Bestehen  das  Schicksal  vieler  ähnlicher  Fabriken 
getheilt  und  ihre  Arbeiten  eingestellt,  und  der  Inhalt  der  Closet - ,Fassol' 
wurde  nun  munter  über  ein  eigens  dazu  errichtetes  Geräst  —  ähnlich  dem 
Breslauer  Auskübelgerüst  —  in  die  Muhr  geschüttet,  gelangte  also  auf  einem 
kostspieligen  Umwege  dorthin,  wohin  er  rascher,  billiger  und  besser  durch 
die  Ganäle  der  Stadt  Graz  ebenfalls  gelangt  wäre.  —  Wie  es  heute  in  Graz 
ist,  weiss  ich  nicht. 

„So  bleiben  also  wahrscheinlich  nur  chemische  Mittel  übrig,  den  Closet- 
inhalt  ohne  die  Anlage  von  Rieselfeldern  unschädlich  zu  machen,  und  wenn 
möglich  zu  verwerthen. 

„.Chemiker  und  Teckniker  sind  unermüdlich  in  der  Auffindung  der- 
artiger Mittel,  unter  denen  die  intermittirende  Filtration  zuweilen,  wenn 
es  an  Terrain  zu  Rieselfeldern  fehlte,  namentlich  in  England,  mit  Yortheil 
angewendet  worden  ist. 

„Unendlich  viel  ist  in  dieser  Beziehung  bereits  geleistet  worden,  und 
Herr  Professor  Arnold  wird  die  Güte  haben,  näher  auf  die  verschiedenen, 
bereits  auch  im  Grossen  zur  Anwendung  gebrachten  Verfahren  einzugehen. 
Wenn  bei  allen  diesen  Verfahren  bis  jetzt  vielleicht  ein  vollständiger  Ersatz 
für  die  Rieselfelder  noch  nicht  gefunden  worden  ist,  so  zweifle  ich  doch 
nicht  daran,  dass  in  unserem  an  grossartigen  Erfindungen  so  reichen  Jahr- 
hundert und  bei  den  enormen  Fortschritten,  die  gerade  die  Chemie  in  der 
Neuzeit  gemacht  hat,  auch  die  Lösung  dieses  Problems  möglich  werden 
wird,  —  dass  es  gelingen  wird,  ein  Verfahren  ausfindig  zu  machen,  das 
den  wirthschaftlichen  und  sanitären  Interessen  in  gleicher  und  vielleicht 
noch  vollkommenerer  Weise  Rechnung  zu  tragen  im  Stande  ist,  wie  die 
Canalisation  mit  Rieselfeldern. 

„Darum  bitte  ich  Sie,  meine  Herren,  auch  unserer  fünften  These  zuzu- 
stimmen, denn  nur  durch  die  Unterstützung  des  Bestrebens,  das  bisher 
Erprobte  zu  vervollkommnen  und  zu  verbessern,  kann  die  Lösung  dieser 
grossartigen  hygienischen  Frage  gefördert  werden." 


Correferent  ProfeSSOr  Amold  (Braunschweig) : 

Geehrte  Versammlung! 

„Wenn  wir  uns  heute  den  Stand  der  Städtereinigung  vor  Augen  führen, 
so  fallen  uns  zunächst  zwei  entgegengesetzte  Wege  auf,  deren  einer  ledig- 
lich die  Reinhaltung  der  Städte  verfolgt,  während  der  andere  hauptsächlich 
die  Verwerthung  der  Fäcalstoffe  zum  Ziele  hat.  —  Auf  der  einen  Seite  ist 
nämlich  das  Bestreben  vorhanden,  durch  Schwemmcanäle  hinweg  Alles  in 
den  Fluss  zu  leiten;  man  vergisst  aber  dabei  im  eigensten  Interesse  das 
,Wasser'  als  Lebenselement  alles  organischen  Seins,  und  als  unentbehrliches 
Bedürfniss  für  unseren  Haushalt,  möglichst  rein  zu  erhalten.  Das  ist  also 
ein  Extrem,  das  ausserdem  noch  die  Masse  der  Dungstoffe,  die  in  den 
Städten  producirt  wird,  vollständig  nutzlos  dem  Flusse  übergiebt.     Dass 
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dadurch  die  Flüsse,  vorwiegend  durch  die  grossen  Städte,  in  bedenklicher 
Weise  verunreinigt  werden,  und  dass  dem  Einhalt  geboten  werden  ronas, 
ist  ja  schon  wiederholt  dargelegt  worden ,  so  dass  die  Grfinde  dafür  hier 
nicht  noch  besonders  zu  erörtern  sind.  Auf  der  anderen  Seite  will  man 
in  erster  Linie  nur  die  Fäcalien  gewinnen,  am  deren  Dungwerth 
für  die  Landwirthschaft  nutzbar  zu  machen.  Diese  Richtung,  welche  ein 
ordentliches  Canalisationssystem  in  vielen  Städten  noch  zurückhält,  dient 
jedoch  nur  theilweise  der  Landwirthschaft,  ohne  die  Reinlichkeit  in  den 
Städten  wesentlich  zu  fordern  und  ist  vom  hygienischen  Standpunkte  voll- 
ständig zu  verwerfen.  Denn  Jedermann  weiss,  dass  die  Aufspeicherung 
der  Abgänge  in  Senkgruben  insofern  eine  technische  Schwierigkeit  bietet, 
als  wir  nicht  in  der  Lage  sind,  auf  die  Dauer  die  Senkgruben  dicht  zu 
erhalten,  also  damit  eine  Verunreinigung  des  städtischen  Untergrundes  zu 
verhindern,  während  ausserdem  noch  das  sonstige  Schmntzwasser  zumeist 
oberflächlich,  also  sanitätswidrig,  in  und  aus  der  Stadt  fliesst  und  dem 
nächsten  Wasserlaufe  zugeführt  wird. 

„Sowohl  der  eine  wie  der  andere  dieser  Wege  ist  demnach  nicht  geeignet« 
das  Ziel  zu  erreichen,  welches  wir  dem  heutigen  hygienischen  Standpunkte 
entsprechend  erstreben  müssen.  Es  wird  also  auch  hier  ein  Mittelweg  zu 
betreten  sein,  welcher  der  Reinlichkeit  und  zugleich  der  möglichsten  Ver- 
werthung  der  Dungstoffe  Rechnung  trägt;  ein  solcher  ist  bereits  durch 
meinen  Mitreferenten  Herrn  Stadtbaurath  Kaumann  ,in  der  Canaliaation 
und  in  der  Berieselung'  zum  Ausdruck  gebracht,  —  wobei  aber  mit  her- 
vorgehoben wurde,  wie  schwierig  es  ist,  die  Berieselung  allenthalben  und 
unter  allen  Umständen  zur  Ausführung  zu  bringen! 

„Wenn  wir  die  Schmutzwasser  einer  Stadt  specialisiren ,  so  sind  zu 
unterscheiden:  1.  dieCloset-  und  Pissoirabgänge,  2.  die  Haus-  und  Küchen- 
abwässer, 3.  die  Hof-  und  Strassenabwässer,  4.  die  Gewerbe-  und  Indastrie- 
abwässer,  und  5.  das  Regenwasser.  —  Vom  hygienischen  Standpunkte  muss 
auf  eine  möglichst  rasche  Entfernung  der  gesammten  Schmutzwaaser  und 
aller  Abfälle  aus  dem  Bereiche  der  Wohnungen  Bedacht  genommen  wer- 
den; es  fragt  sich  nur:  wie  und  wohin  sollen  diese  fünf  verschiedenen 
Gattungen  Schmutzwässer  mit  ihren  abschwemmbaren  Stoffen  am  zweck- 
mässigsten  abgeführt  werden? 

„Das  ,wie?*  ist  in  Bezug  auf  die  unterirdische  Ableitung  in 
geschlossenen  Rohr-  und  Ganalnetzen  heute  kein  Streitpunkt 
mehr;  wir  finden  es  bei  der  durch  meinen  Mitreferenten  erörterten 
,Schwemmcanalisation*,  welche  alle  Abwässer  zusammen  genommen  in  einem 
und  demselben  Rohrnetze  ableitet,  mit  aller  Entschiedenheit  beantwortet. 
Aber  auch  beim  , Abfuhrsystem',  das  sich  lediglich  auf  den  Glosetinhalt 
bezieht,  wird  trotzdem  ein  grosser  Theil  der  Pissoirwässer  and  alles  übrige 
Schmi|tzwasser  in  einem  unterirdischen  Canalnetze  abzuleiten  sein.  — 
Selbstverständlich  werden  die  festen  nicht  abschwemmbaren  Abfälle  des 
Haushaltes ,  sowie  diejenigen  von  Strassen  und  Höfen ,  selbst  bei  der  ge- 
regeltest durchgeführten  Canalisation  nebenbei  stets  durch  eine  besondere 
Art  ,Abfuhr'  entfernt  werden  müssen;  diese  Abfuhr  gehört  jedoch  nicht 
zu  den  brennenden  Fragen  der  Hygiene  und  kann  hier  füglich  ausser  Be- 
tracht bleiben. 
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„Es  drängt  sich  udb  vielmehr  die  UeberlegnDg  auf,  ob  bei  Verwer- 
fung des  eigentlichen  Abfahrsjstems  der  Landwirthscbaft  die  Cioset- 
abgänge direct  enteogen,  und  die  Schmutz wasser  durch  den  Inhalt  der- 
selben und  Yornehmlich  durch  deren  organische  Substanzen  noch  mehr 
▼erunreinigt  werden  dürfen  ?  —  Wenn  man  an  die  Reinigung  der  Schmuta- 
wässer  überhaupt  und  an  deren  wirthschaftliche  Verwerthung  durch  Be- 
rieselung oder  durch  Wiedergewinnung  eines  Theils  der  dungwerthigen 
Stoffe  denkt,  wird  man  unbedingt  für  die  Einleitung  der  Ciosetabgänge  in 
die  Canäle  stimmen  können.  Die  gesammte  Stickstoffmenge  eines  städti- 
schen Seh  mutz  Wassers  mit  eingeleiteten  Ciosetabgängen  beträgt  ungefähr; 
um  20  Proc.  mehr,  als  ohne  die  Ciosetabgänge.  Die  Fäcalien  machen  nur 
5  Proc.  aller  städtischen  Abfallstoffe  aus  und  belaufen  sich  durchschnittlich 
pro  Kopf  und  Tag  auf  etwa  1*3  Liter,  wovon  rund  0*1  Liter  auf  feste  Theile 
und  1*2  Liter  auf  flüssige  Theile  entfallen.  Wenn  wir  dagegen  die  Haus- 
and Küchenabwässer  in  Vergleich  ziehen,  so  hat  man  pro  Kopf  und 
Tag  rund  50  Liter  anzunehmen,  so  dass  sich  zwischen  beiden  ein  Ver- 
hältniss  von  1:40  ergiebt.  Werden  dazu  auch  noch  die  Hof-  und 
Strassen  ab  Wässer  ins  Auge  gefasst,  so  steigert  sich  die  Schmutzwasser- 
menge pro  Kopf  und  Tag  auf  etwa  75  Liter  und  das  gegenseitige  Verhält* 
niss  auf  1 :  60.  Es  hat  sich  überall  erwiesen,  dass  in  den  mit  Wasser  ver- 
sorgten Städten  keine  so  grosse  Wasserverschwendung  auf  die  Dauer  statt- 
findet, wie  man  ursprünglich  annahm;  die  Schwierigkeit  der  Wassergewin- 
nung wird  auch  die  Städte  mit  noch  grösserem  Verbrauche,  bis  100  und  150 1, 
dahin  führen,  dass  die  Vergeudung  durch  Einführung  von  Wassermessern 
oder  durch  andere  Controlmaassregeln  gemässigt  werden  muss.  —  Nach  die- 
sem Verdünnungsverhältnisse  und  in  Berücksichtigung  der  Art  und  Be- 
schaffenheit der  Verunreinigungen  in  den  Haus-  und  Küchenabwässern  wird 
man  die  gemeinschaftliche  Abführung,  also  dieEinleitung  der  Cioset- 
abgänge in  die  Canäle,  wie  auch  mein  Mitreferent  aus  einander  ge- 
setzt hat,  unbedingt  als  das  technisch  Vortheilhafteste  und  zugleich  auch- 
als  das  hygienisch  Richtigste  anerkennen  müssen.  Zudem  wird,  wie  be- 
reits hervorgehoben,  eine  Erhöhung  des  Werthes  des  Schlammes,  wenn  wir 
denselben  gewinnen  und  an  sich  verwenden,  oder  aber  eine  Erhöhung  des 
Düngwerthes  der  Rieseljauche  damit  erzielt. 

„Die  Industrieabwässer  sollten  principiell  in  das  städtische  Canal- 
netz  nicht  eingeleitet  werden  dürfen.  Besondere  Umstände  können  die 
Einleitung  wohl  erheischen  und  zweckdienlich  erscheinen  lassen;  im  All- 
gemeinen muss  man  aber  auf  dem  Standpunkte  stehen,  dass  die  Industrie- 
abwässer für  sich  gereinigt  werden  müssen,  weil  sie  den  Dungwerth  des 
Schmutzwassers  beeinträchtigen  und  vollständig  vernichten  können.  Ob 
endlich  da#  Regenwasser  gemeinschaftlich  mit  den  vorgenannten 
Schmutzwässem  in  denselben  Leitungen  abgeführt  werden  soll  oder  nicht, 
ob  also  eine  «summarische  oder  eine  getrennte  Canalisation'  in 
jedem  besonderen  Falle  das  Richtige  ist?  —  diese  Frage  wollen  wir  hier 
nicht  entscheiden;  sie  lässt  sich  allgemein  auch  nicht  ohne  Weiteres 
entscheiden,  weil  —  wie  mein  Mitreferent  besonders  betonte  —  dabei 
noch  andere  Factoren  und  namentlich  der  Kostenpunkt  wesentlich  mit- 
sprechen. 
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„In  jedem  Falle  stehen  wir  aber  immer  vor  der  gewichtigen  Frage: 
^ wohin?**  —  vor  dem  Verbleib  mit  den  Schmntzwässern  —  und  weun 
damit  nicht  berieselt  werden  kann,  so  muss  unabweislich  auf  irgend  eine 
andere  Weise  Rath  geschafift  werden,  um  die  Flüsse  und  kleine- 
ren Wasserlänfe  vor  nachtheiligen  Vernnreinigangen  zu 
schützen.  —  Die  , Berieselung'  von  Feld-  und  Wiesenflächen  ergiebt 
eine  natürliche  Reinigung  der  Schmutzwässer,  welche  seit  Alters  her 
geübt,  bis  heute  noch  die  besten  Resultate  aufweist  und  gleichzeitig  — 
technisch  richtig  ausgeführt  und  behandelt  —  ein  wirthschafblicbes  £r- 
trägniss  liefert.  Wenn  wir  daher  zu  einem  künstlichen  Reinigungsver- 
fahren unsere  Zuflucht  nehmen,  so  fragt  es  sich:  wie  muss  ein  solches 
künstliches  Reinigungsverfahren  beschaffen  sein,  damit  es  wenigstens  an- 
nähernd diejenige  Reinigung  erzielt,  welche  bei  der  Berieselung  thatsäch- 
lich  erreicht  wird? 

„Hier  haben  wir  zwei  Analysen  über  das  Ergebniss  der  Berieselung 
in  Berlin  und  Breslau  zusammengestellt,  welche  von  den  Herren  Sal- 
kowsky  beziehungsweise  Klopsch  ausgeführt  sind.  Dieselben  finden 
sich  auch  in  der  vortrefflichen  Schrift  ,Ueber  die  Principien  und  die  Gren- 
zen der  Reinigung  von  fauligen  und  faulnissfahigen  Schmutzwassern  von 
Professor  Dr.  J.  König  in  Münster,  —  Berlin,  Julius  Springer  1885*  — 
abgedruckt.  Die  Tabellen  besagen  im  Allgemeinen,  dass  bei  der  Be- 
rieselung durchschnittlich  Vs  des  gesammten  Stickstoffs  entfernt  werden, 
das  Chlor  um  etwa  Vs  redncirt  erscheint,  die  Phosphorsäure  dem  Drain- 
wasser  vollends  entzogen  ist,  und  auch  ungefähr  V4  des  Kalis  von  den 
Rieselfeldern  aufgenommen  sind.  Diese  Vergleichszahlen  dürften  genügen, 
da  es  hauptsächlich  auf  die  organischen  Stoffe  und  im  Besonderen  auf  die 
dungwerthigen  Stoffe,  Phosphor,  Stickstoff  und  Kali,  ankommt. 

„Wenn  man  nun  den  Vorgang  bei  der  Berieselung  näher  stndirt,  so 
findet  man,  dass  erstlich  ein  Absetzen  der  suspendirten  Stoffe  des  Schmntz- 
wassers,  dann  aber  eine  Filtration  durch  den  Boden  stattfindet;  ausserdem 
hat  man  das  Absorptionsvermögen  des  Bodens  und  besonders  für  die  ge- 
lösten organischen  Substanzen  deren  Umwandlung  oder  Oxydation  zu  be- 
achten, welche  nach  neuerer  Anschauung  nicht  lediglich  durch  den  Sauer- 
stoff geschehen,  sondern  unter  Mitwirkung  der  Mikroorganismen  im  Boden 
vor  sich  gehen  soll,  wie  auch  die  gelösten  mineralischen  Stoffe  oder  die 
mineralisirten  Verbindungen  hauptsächlich  durch  den  Einfluss  der  Pflanzen- 
vegetation, also  durch  Wurzelaufsaugung,  umgebildet  werden.  Wäre  sol- 
ches nicht  der  Fall,  bo  würde  alsbald  eine  Uebersättigung  des  Bodens  und 
wahrscheinlich  der  Zustand  eintreten,  der  ja  von  mancher  Seite  noch  den 
Rieselfeldern  vorausgesagt  wird,  wonach  der  Boden  mit  der  Zeit  voll- 
ständig verschlammen  und  unfähig  werden  soll,  später  das  Wftser  in  sich 
9U  reinigen.  Diese  letztere  Thatsache  hat  genügt,  um  die  sogenannte 
,intermittirende  Bodenfiltration'  als  unzweckmässig  erscheinen  «zu  lassen, 
wenn  dieselbe  auch  in  neuester  Zeit  nach  dem  ,Report  of  a  commission 
appointed  to  consider  a  general  System  of  drainage  for  the  Valleys  Mystic, 
Blackstone,  and  Charles  rivei*s,  Massachusetts,  U.  S.  A.  —  Boston,  Wright 
and  Potter,  1886'  —  veröffentlicht  vom  Ingenieur  Eliot  C.  Glarke  als 
praktisch,  öconomisch  und  wirksam  dargestellt  wird. 
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^Wenn  ein  künstliches  Reinigungsverfahren  an  Stelle  des  natürlichen 
durch  die  Berieselung  treten  soll,  müssen  die , Kriterien  der  Berieselung'  den 
Prüfstein  bilden,  also:  eine  mechaniRche  Abklärung  und  Filtration,  eine  Oxy- 
dation der  gelösten  organischen  Substanzen,  ein  Ersatz  für  deren  Umwandlung 
durch  die  Mikroorganismen,  sowie  für  den  Einfluss  der  Pflanzenvegetation  auf 
die  gelösten  Mineralstofife,  verlangt  werden.  Die  Wirkung  in  letzterer  Bezie- 
hung ist  eine  so  gewaltige,  dass  es  nicht  leicht  möglich  sein  wircL  eine  so  voll- 
ständige Reinigung,  wie  durch  die  Berieselung,  auf  künstlichem  Wege  zu 
erzielen,  wenn  wir  den  Einfluss  der  Mikroorganismen  und  der  Pflanzen- 
vegetation nicht  durch  chemische  Mittel  ersetzen  können.  Ohne  chemische 
Behandlung  wird  demnach  die  gewünschte  Reinigung  der  Schmutzwässer, 
allein  auf  mechanischem  Wege  durch  Abklärung  und  Filtration,  niemals  zu 
erreichen  sein.  —  Wir  haben  desshalb  in  unserer  fünften  These  gesagt,  dass 
die  Reinigung  durch  das  combinirte  Verfahren  ,der  chemischen  Fällung, 
der  Abklärung  und  Filtration'  erstrebt  werden  muss. 

„Von  den  verschiedenen  chemischen  Zuschlägen,  die  heutzutage  in 
Unzahl  auftauchen  und  wieder  verschwinden,  spielen  zur  Zeit  die  Haupt- 
rolle: Kalk,  Thonerde-  und  Magnesiasalze,  Kieselsäurehydrat  n.  s.  w.  Die 
Chemie  macht  ja  mit  jedem  Tage  neue  Fortschritte,  wodurch  auch  die 
zum  Theil  noch  schwache  Seite  der  chemischen  Behandlung  der  Schmutz- 
wässer verbessert  wird.  Auch  der  Torf  wird  wegen  seiner  desinficirenden 
Eigenschaften,  die  uns  in  Torfclosets,  Pissoirs  und  Stallungen  hinlänglich 
bekannt  geworden,  in  neuester  Zeit  wieder  vielfach  bei  der  Seh  mutz  wasser- 
reinigung  mit  Erfolg  verwandt. 

„Wenn  wir  die  verschiedenen  Bestrebungen  zur  künstlichen  Reinigung 
der  Schmutzwässer  besprechen,  so  sollen  alle  diejenigen,  welche  sich  lediglich 
auf  die  Industriewässer  beziehen ,  heute  hier  ausser  Betracht  bleiben.  Die 
Reinigung  der  Industrieabwässer  ist  verhältnissmässig  insofern  leichter,  weil 
man  deren  constante  chemische  Zusammensetzung  im  Wesentlichen  kennt,  also 
eher  in  der  Lage  ist,  die  richtigen  Zuschläge  und  das  richtige  Verhältniss 
derselben  auszuproben,  als  dies  bei  den  städtischen  Canalwässern  möglich 
sein  wird,  welche  entsprechend  dem  stündlichen  Wasserverbrauch  und  un- 
serer Lebensweise  ihre  Quantität  und  Qualität  in  den  verschiedenen  Tages- 
stunden ändern.  In  dieser  stündlich  verschiedenen  Quantität  und  der  fort- 
während wechselnden  Qualität  der  städtischen  Schmutzwässer  liegt  nun 
eine  grosse  Schwierigkeit,  die  richtigen  chemischen  Zuschläge  und  deren 
jeweilige  Zusatzmenge  zu  finden.  Diese  Schwierigkeit  greift  aber  auch  auf 
das  finanzielle  Gebiet  über,  denn  durch  eine  übermässige  Zuführung  von 
Chemikalien  werden  einerseits  die  Betriebskosten  bedeutend  erhöht,  und 
andererseits  die  zu  erhoffenden  Einnahmen  für  den  Dungwerth  des  Schlam- 
mes vermindert.  —  Es  muss  daher  bei  jedem  künstlichen  Reinigungsverfahren 
darauf  Bedacht  genommen  werden,  nach  der  stündlichen  Verschiedenheit  der 
Schmutzwässer  die  chemischen  Zuschläge  auch  nach  Quantität  und 
Qualität  reguliren  zu  können. 

„Nachdem  nunmehr  dargelegt  ist,  welche  Anforderungen  an  ein  künst- 
liches Reinigungsverfahren  gestellt  werden  müssen,  können  wir  zur  Erörte- 
rung derjenigen  Systeme  übergehen,  die  bis  jetzt  im  Grossen  versucht 
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worden  Bind.  Dass  die  verschiedenen  chemischen  Zuschläge  an  sich  kein 
Reinigungssystem  bilden,  und  als  ein  solches  nicht  betrachtet  werden  können, 
ist  aus  dem  vorher  Gesagten  wohl  selbstverständlich,  denn  dieselben  sind 
nur  ein  Theil  des  Verfahrens,  allerdings  ein  wichtiger,  aber  in  ihnen  liegt 
nicht  das  System  der  Reinigung.  Die  vielen  Laboratorienversuche  mit  städ- 
tischer Spüljauche,  und  die  Erfolge,  die  man  mit  verschiedenen  chemischen 
Fällungsraitteln  erzielt  hat  oder  erzielt  haben  will^  sind  allein  nicht  aus- 
schlaggebend, sie  müssen  erst  ins  Grosse  übersetzt  in  den  Städten  an  den 
stündlich  veränderlichen  Schmutzwässern  ausprobirt  werden,  und  in  dieser 
Beziehung  zu  irgend  einem  praktisch  brauchbaren  Ergebniss  geführt  haben. 
Mit  den  bezüglichen  chemischen  Fällungsmethoden  kann  durchschnittlich 
der  gelöste  organische  Kohlenstoff  um  etwa  40  Proc,  und  der  gelöste  orga- 
nische Stickstoff  um  50  Proc.  reducirt,  die  Phosphorsäure  aber  gans  aus 
dem  Wasser  entfernt  werden,  was  desshalb  von  Wichtigkeit,  weil  dieselbe  ein 
wesentlicher  Nährstoff  der  Mikroorganismen  ist,  und  wir  nach  den  neueren 
Grundsätzen  der  Hygiene  von  den  gereinigten  Abwässern  neben  der  mecha- 
nischen Klarheit  nicht  allein  die  erreichbare  chemische  Reinheit,  sondern 
auch  die  möglichste  Reinigung  von  allen  Mikroorganismen  fordern  müssen. 
Die  Herren  Mediciner  wissen  ja,  welcher  Werth  in  dieser  Beziehung  heut- 
zutage auf  die  bacterioskopischen  Untersuchungen  nach  der  Dr.  Koch'schen 
Methode  gelegt  wird.  Die  suspendirten  Stoffe  werden  mit  allen  bislang 
erprobten  künstlichen  Reinigungsverfahren  völlig  beseitigt.  —  Wir  sind 
wirklich  in  der  Lage,  klares,  fast  geruchloses  und  auch  bacterienfreies  Ab- 
wasser herzustellen,  welches  natürlich  noch  ,gelöste  organische*  Substanzen 
enthält,  da  die  Chemie  diesbezüglich  durchgreifend  wirksame  und  praktisch 
anwendbare  Fällungsmittel  ,bis  jetzt  nicht  besitzt*!  —  Diese  gelösten 
organischen  Substanzen  widerstehen  aber  durch  die  Kalk-  und  Magnesiazu- 
sätze der  fauligen  Gährung ,  bis  die  in  erheblichem  Grade  gerei- 
nigten Abwässer  in  den  Fluss  gelangen,  woselbst  in  Yermengung  und 
starker  Verdünnung  mit  dem  Flusswasser  die  weitere  ,Se]bstreinigung* 
durch  Oxydation  des  Restes  der  noch  gelösten  schädlichen  Stoffe  bewirkt 
wird,  ohne  eine  belästigende  oder  gar  nachtheilige  Verunreinigung  des 
Wasserlaufes  befürchten  zu  müssen. 

„Von  den  Methoden  nun,  die  in  Städten  erprobt  oder  zur  Ausführung 
gelangt  sind,  hat  man,  der  technischen  Anordnung  zu  Folge,  im 
Wesentlichen  zwei  Gruppen  zu  unterscheiden.  Die  Grundlage  der  einen 
Gruppe  bilden  die  Klärbecken,  wie  die  ausgestellten  Pläne  der  in  Aus- 
führung begriffenen  Anlage  in  Frankfurt  a.  M.  (siehe  Tafel  I  und  JI)  — 
und  der  bereits  im  Betriebe  befindlichen  Reinigungsanlage  in  Wies- 
baden (s.  Tafel  III)  —  veranschaulichen.  Die  zweite  Gruppe  verwirft 
die  Klärbassins  und  führt  dafür  die  aufsteigende  Abklärung  ver- 
bunden mit  Filtration  ein;  als  deren  Repräsentanten  dienen  die  aus- 
gehängten Pläne  von  der  jüngst  in  Probebetrieb  genommenen  Anlage  in 
Halle  a.  S.  (siebe  Tafel  IV)  —  und  von  der  auf  Grund  eines  vorher  ge- 
lungeneu Probebetriebes  nunmehr  in  Ausführung  begriffenen  Gesammt- 
anlage in  Essen  a.  d.  Ruhr  (siehe  Tafel  V  bis  VII).  Das  letztere  System 
wird  zur  Zeit  auch  in  Braunschweig  versuchsweise  ausgeführt.  —  An 
diese  beiden  Gruppen   reiht  sich  neuestens  noch  ein  System,   das   auf  der 
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letzten  Zeicbnung  (siebe  Tafel  VIII)  —  dargestellt  und  der  ,Berliner  Mascbi- 
nenbau-Actiengesellschaft,  vormals  L.  Scbwartzkopff*  eigen  ist. 

„Bei  der  ersten  Gruppe  mit  Klärbecken  werden  die  durcb  Chemikalien 
versetzten  Scbmutzwasser  in  verhältnissmässig  grosse  und  flache  Bassins 
oben  oder  seitlich  eingeleitet,  gestaut  und  entweder  in  Ruhe  oder  bei  sehr 
langsamer  Zu-  and  Abströmnng  geklärt,  wobei  der  Schlamm  und  die  flocki- 
gen Niederschläge  allmälig  zu  Boden  sinken.  Bei  der  zweiten  Gruppe  hin- 
gegen wird  das  mit  Chemikalien  behandelte  Schmutzwasser  in  Tiefbrunnen 
oder  in  aufrecht  stehende  Cylinder  dicht  Über  dem  Boden  derselben  ein- 
geleitet und  gezwungen,  in  aufsteigender  Bewegung  sich  abzuklären 
und  dabei  die  gleichzeitig  niedersinkenden,  schwereren  und  flockigen 
Schlammschichten  zu  durchfliessen ;  es  wird  also  in  diesem  Kampfe  der 
entgegengesetzten  Bewegungen  neben  der  Abklärung  auch  noch  eine  Fil- 
tration und  eine  yortheilhaftere  Ausnutzung  der  Chemikalien  erzielt  —  als 
in  den  Klärbecken.  Für  beide  Gruppen  muss  sich  die  jeweilige  technische 
Anordnung  der  Anlage  in  ihrer  Gesammtheit  und  im  Einzelnen  danach  richten, 
ob  eine  summarische  oder  eine  gt^rennte  Canalisation  yorlieg^.  Bei  einer 
summarischen  Canalisation  kommt  verhältnissmässig  viel  Sand  und  aller 
Strassen*  und  Hofschmutz,  der  keinen  oder  nur  geringen  Dungwerth  hat,  in  die 
Canäle;  man  wird  daher  in  solchen  Fällen  das  Wasser  zunächst  von  diesen 
Stoffen  möglichst  mechanisch  zu  befreien  suchen,  bevor  der  Zusatz  der 
Chemikalien  erfolgt,  was  natürlich  bei  einer  getrennten  Canalisation,  wobei 
nur  die  Closet-  und  Pissoirabgänge  mit  den  Haus-  und  Küchen  abwassern 
zusammen  abgeführt  werden,  in  dem  Maasse  nicht  erforderlich  sein  wird. 
In  jedem  Falle  muss  aber  zur  Vermeidung  unliebsamer  Störungen  im  Be- 
triebe der  Anlage,  sowie  der  Kosten  erspar  niss  wegen,  Vorsorge  dafür  ge- 
troffen werden,  dass  vor  dem  Znsatz  der  Chemikalien,  also  vor  Beginn  des 
eigentlichen  Reinigungsprocesses,  die  schwimmenden  Theilchen  —  nament- 
lich das  Papier  —  aus  dem  Scbmutzwasser  entfernt  werden. 

^Nach  diesen  allgemeinen  Erörterungen  sind  wir  nun  in  den  Stand 
gesetzt,  die  Wirkungsweise  der  einzelnen  Anlagen  an  der  Hand  der  Zeich- 
nungen uns  klar  zu  machen,  und  den  Grad  der  erreichten  Vollkommenheit 
in  der  künstlichen  Reinigung  der  städtischen  Schmutzwässer  zu  erkennen. 

„Die  Klärbeokenanlage  in  Frankfurt  a.  M.  ist  auf  Tafel  I  und  II 
dargestellt.  —  Das  Scbmutzwasser  gelangt  aus  dem  städtischen  Hauptent- 
wässemngscanal  zunächst  in  die  sogenannte  Zuleitungsgallerie.  Diese  ist 
gleich  beim  Eintritt  dermaassen  erweitert,  dass  das  Wasser,  welches  mit 
durchschnittlich  50  cm  Geschwindigkeit  aus  dem  Canale  einströmt,  momentan 
eine  Geschwindigkeitsänderung  auf  ungefähr  5  cm  erleidet,  wodurch  alle 
schweren  Stoffe,  wie  Sand  u.  dergl.,  niederfallen;  es  besteht  also  hier  ein 
Sandfang,  natürlich  mit  den  nöthigen  Vorkehrungen  ausgerüstet,  um  die  Sink- 
stoffe ohne  Betriebsstörung  ausbaggern  und  herausheben  zu  können.  Am  Ende 
des  Sandfanges  verwehrt  eine  die  Gallerie  quer  absperrende  Eintauchplatte 
auf  etwa  0*4  m  Tiefe  den  Oberflächenabfluss  des  von  den  schwersten  Stoffen 
befreiten  Abwassers,  damit  hier  die  schwimmenden  Theile  sofort  aufgefan- 
gen und  entfernt  werden,  und  nicht  in  die  nun  folgende  Siebkammer  mit 
hinein  fliessen.     Diese  Kammer  ist  viertheilig  und    durch   schräggestellte 
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Siebe  abgeschlossen,  darcb  welche  die  Schmutz wässer  durchgeseiht,  und 
die  schwebenden  Stoffe  zurückgehalten  werden.  Damit  sich  die  Siebe  nicht 
yerstopfen  und  nach  Bedarf  gereinigt  werden  können,  ist  jede  Abtheilung 
für  sich  absperrbar  eingerichtet,  so  dass  jedes  Sieb  einzeln  gehoben  und  für 
kurze  Zeit  ausgeschaltet  werden  kann,  w&hrend  die  anderen  in  Function 
bleiben.  Die  derartig  gereinigten  Schmutzwässer  treten  nun  in  dieChemi- 
kalien-Mischkammer,  in  der  sie  mit  den  zugeführten  Chemikalien,  als  welche 
z.  Z.  Kalk  und  schwefelsaure  Thonerde  vorgesehen  sind,  durch  Mischvor- 
r  ichtun  gen  und  Rührwerke  innig  vermengt  werden.  Dann  fliessen  die  mit 
chemischen  Zuschlägen  versehenen  Wässer  in  den  Zuleitungscanal ,  durch 
dessen  Querschnittsvergrösserung  sie  abermals  eine  Geschwindigkeitsvermin- 
derung auf  etwa  3  cm  erfahren ,  also  den  durch  die  chemische  Fällung  er* 
zeugten  gröberen  Schlamm  daselbst  zum  Theil  absetzen,  der  hier  mittelst 
Baggerung  zeitweilig  entfernt  wird.  Aus  diesem  Canal  tritt  das  roh  ge- 
klärte Wasser  durch  2*0  m  breite  und  0*2  m  hohe  verstellbare  Schützen- 
öffnungen, 5  cm  unter  Wasserspiegel,  in  die  eigentlichen  Klärbecken  von 
je  6  m  Breite  und  82  m  Länge  über.  Dieselben  haben  eine  gleichmässig 
geneigte  Sohle,  derart,  dass  die  Wassertiefe  am  Einlaufe  2  m  und  am  Aus- 
laufe 3  m  beträgt,  und  demnach  die  Durchströmungsgeschwindigkeit  sich 
von  etwa  5  mm  am  oberen  Ende  allmälig  bis  auf  etwa  3  mm  am  unteren 
Ende  des  Beckens  verlangsamt,  und  so  bemessen  ist,  dass  auch  die  feineren 
Stoffe  sich  wirklich  niederschlagen  und  absetzen  können.  Durch  diese 
Querschnittsänderung  der  Becken  und  die  dadurch  bedingte  fortwährend 
abnehmende  Geschwindigkeit  gegen  den  unteren  Ueberlauf  zu,  wird  eine 
ArtSortirung  der  abgesetzten  Schiaromstoffe  ihrer  Schwere  nach  stattfinden. 
Das  am  unteren  Beckenende  nun  völlig  geklärte  Wasser  fällt  alsdann  im 
regelmässigen  Betriebe  mit  nur  3  cm  Strahldicke  über  den  festen  Rücken 
der  Ausflusswehre  in  die  Ableitungsgallerie  und  wird  aus  dieser  durch  den 
Ablaufcanal  dem  Main  zugeführt,  woselbst  die  Ausmündung  in  der  Strom- 
rinne unter  dem  niedrigsten  Wasserstande  erfolgt. 

„Jedes  Becken  ist  für  die  Reinigung  von  täglich  4500  cbm  Schmutz- 
wasser bei  durchschnittlich  sechsstündigem  Aufenthalt  desselben  in  der 
Anlage  berechnet,  so  dass  die  jetzige  Grösse  mit  vier  Becken  für  täglich 
18000  cbm  genügt.  Die  ganze  Reinigungsanlage  ist  als  Tiefbau  ausge- 
führt und  überwölbt,  mithin  den  Einflüssen  von  Wind  und  Wetter  und 
der  Betriebsstörung  durch  den  Frost  entzogen.  Zur  Beseitigung  des  Schlam- 
mes, als  Lichtluken  und  auch  zur  Ventilation  sind  in  den  Gewölben 
Schächte  angeordnet,  welche  bis  zur  Krone  der  Ueberschüttung  ragen  and 
daselbst  abgedeckt  sind. 

„Es  fragt  sich  nun,  wie  der  Schlamm  aus  den  Becken  beseitigt  wird? 
Derselbe  kann  von  der  grossen  Fläche  auf  keine  andere  Weise  entfernt 
werden,  als  dass  das  Becken  vom  Betriebe  ausgeschaltet  und  das  Wasser  ' 
mittelst  Schieber  schichten  weise  abgelassen,  beziehungsweise  völlig  ab- 
gepumpt wird,  zu  welchem  Zwecke  unter  der  Ableitungsgallerie  noch  ein 
gemauerter  Entleerungscanal  angelegt  ist.  Wenn  also  das  Wasser  ab- 
gelassen und  der  dünnflüssige  Schlamm  am  Ausflussende  des  Beckens  weg- 
gepumpt ist,  mnss  der  dickere  und  feste  Schlamm  zusammengescharrt,  in 
Kübel    gefüllt    und    durch   die  einzelnen  Schachtöffnungen   herausgehoben 
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werden,  wozu  ein  Dampf krabn  vorgesehen.  Die  Kübel  werden  auf  die 
drainirten  Schlamm-  und  Sand-Lagerplatze  befördert  und  daselbst  entleert, 
wo  alsdann  durch  Versickerung  und  Verdunstung  des  reichlichen  Wasser- 
g^ehaltes  die  erforderliche  Stichbarkeit  des  Schlammes  erzielt  werden  soll. 
Ob  dessen  Beschaffenheit  und  die  hier  leicht  mögliche  Wasserfracht  die 
Verwerthung  als  Dünger  begünstigt,  bleibt  abzuwarten! 

„Die  Klärbeckenanlagen  erfordern  jedenfalls  ein  bedeutendes  Anlage- 
capital  und  sind  auch  im  Betriebe  nicht  billig,  indem  die  Schlammbeseitigung 
unter  allen  Umständen  eine  missliche,  beschwerliche  und  auch  für  die  Arbeiter 
keine  recht  angenehme  ist,  vielleicht  sogar  gesund heitsscliädlich  sein  kann. 
Selbstverständlich  muss  eine  solche  Anlage  auch  mit  den  nöthigen  maschi- 
nellen Einrichtungen  ausgerüstet  sein ,  als  da  sind :  Kraftmaschinen,  Wasser- 
aiid  Schlammpumpen,  Krähne  und  Becherwerke,  sowie  Rührapparate  und 
Mahlgänge  für  die  Zubereitung  der  Chemikalien.  Hier  mussten  auch  noch 
besondere  Hochwasserpumpen  für  den  Abzug  des  gereinigten  Abwassers  bei 
eintretendem  Hochwasser  des  Mains  vorgesehen  werden,  weil  dann  der  Ab- 
laufcanal  gegen  die  Ableitungsgallerie  abgesperrt  werden  muss,  um  einen 
unliebsamen  Aufstau  in  den  Recken  und  im  städtischen  Canalnetze  zu  ver- 
hüten. Das  sind  jedoch  technische  Schwierigkeiten,  die  nach  den  gegebenen 
Localverhältnissen  jeweils  gelöst  werden  müssen. 

„Die  Frankfurter  Anlage  ist  bislang  noch  nicht  ganz  fertig  gestellt. 
Nach  der  Veröffentlichung  des  Herrn  Stadtbaurathes  W.  H.  Lindley  in  der 
Deutschen  Vierteljahrsschrift  für  öffentliche  Gesundheitspflege,  Bd.  XVI, 
Heft  4*  ist  die  Betriebseröffnung  wohl  für  dieses  Jahr  in  Aussicht  genommen 
gewesen,  soweit  mir  aber  mitgetheilt  wurde,  steht  dieselbe  erst  zum  Früh- 
jahr 1887  zu  erwarten. 

„Dagegen  ist  die  Kläranlage  in  Wiesbaden  —  s.  Taf.  HI  —  seit  Mai 
dieses  Jahres  im  Betriebe,  wenn  auch  noch  nicht  unter  den  geplanten  nor- 
malen Verhältnissen.  Dieselbe  hatte  ursprünglich  die  Frankfurter  Anlage 
zum  Vorbilde ;  nachdem  aber  der  günstige  Erfolg  der  aufsteigenden  Abklärung, 
verbunden  mit  Filtration,  sich  mehr  und  mehr  geltend  machte,  Hess  man 
hier  eine  Gombination  der  beiden  Methoden  eintreten,  so  dass  nun  die 
Wiesbadener  Anlage  gewissermaassen  in  der  Mitte  zwischen  der  Frankfurter 
und  der  Essener,  beziehungsweise  derjenigen  in  Halle  steht;  denn  das  mit 
Chemikalien  vermischte  Schmutzwasser  tritt  hier  nicht  direct  in  die  Klär- 
becken, sondern  es  wird  zuvor  durch  Vorkammern  oder  ,Schlammfönge^ 
geleitet  und  da  gezwungen,  in  ab-  und  aufsteigenden  Bewegungen  unter 
Ausscheidung  der  schwereren  Sinkstoffe  sich  schon  wesentlich  abzuklären. 

„Das  zugeleitete  Wasser  muss  bei  seinem  Eintritt  in  den  Zulaufcanal  zu- 
erst wieder  Eintauchplatten  und  Siebe  passiren,  welche  die  schwimmenden 
Gegenstände  auffangen  und  die  schwebenden  Stoffe  zurückhalten,  und  von 
diesen  durch  Heransheben  und  Umkippen  leicht  gereinigt  werden  können. 
Dann  fliesst  dasselbe  über  einen  Sandfang,  wo  die  gröbsten  Stoffe  nieder- 
sinken, und  gelangt  durch  Vertheilungsschützen  regulirt,  in  Zweigcanäle, 
welche  nach  je  einem  Mischraum  führen,  in  dem  die  Chemikalien  zugesetzt 
nnd  durch  ein,  Luftgebläse*  mit  dem  Schmutzwasser  tüchtig  vermengt  werden. 
Vorläufig  wird  nur  Kalkmilch  aUein  verwendet,  weil  es  sich  z.  Z.  lediglich 
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nur  um  eine  Klärung  handelt,  und  von  einer  weiteren  chemischen  Reinigung 
zunächst  Abstand  genommen  wurde,  bis  über  die  Yerwerthung  der  Schlamm- 
rückstände eine  sicherere  Beurtheilung  möglich.  Man  hat  hier  aber  die 
Idee  zum  Ausdruck  gebracht,  atmosphärische  Luft  zuzublasen,  wodurch 
beim  Aufbrausen  eine  bessere  Oxydation  der  gelösten  organischen  Sub- 
stanzen stattfindet.  Dieses  derartig  mit  Chemikalien  durchmischte  und  mit 
Luft  gesättigte  Wasser  tritt  nun  in  die  brunnenartigen  Vorkammern,  in 
welchen  das  Wasser  durch  eine  Scheidewand  gezwungen  wird,  in  der  ersten 
Abtheilung  nach  unten  zu  fallen,  durch  enge  Oeffnungen  in  die  zweite  Ab- 
theilung überzufliessen  und  in  dieser  auf  etwa  4  m  wieder  emporzusteigen, 
um  dasselbe  Spiel  nochmals  zu  wiederholen.  Beim  Durchströmen  der  engen 
Oeffnungen  in  der  Scheidewand  wird  zunächst  eine  weitere  Vermischung 
zwischen  Schmutzwasser  und  Chemikalien  erzielt  und  ein  rascheres  Fällen 
der  Sinkstoffe  begünstigt,  während  das  Wasser,  sich  abklärend,  nach  oben 
steigt,  —  also  durch  den  niedersinkenden  Schlamm  hindurch  filtrirt.  Das 
dermaassen  abgeklärte  Wasser  fliesst  über  die  obere  Brunnenkante  durch 
verstellbare,  unter  Wasser  liegende,  flache  Schützenöffnungen  den  Klär- 
becken zu.  Die  Sohle  dieser  10  m  breiten,  30  m  langen  und  2*5  m  tiefen 
Bassins  ist  nach  dem  Auslaufe  um  0*5  m  ansteigend ,  während  die  Durch- 
flussgeschwindigkeit des  Wassers  nur  etwa  2  mm  bis  4mm  beträgt^  so  dass 
die  Abscheiduug  und  Ablagerung  der  feinen  Schlammstoffe  in  fast  voll- 
ständiger Weise  vor  sich  geht.  Aus  den  Becken  tritt  dann  das  gereinigte 
Wasser  über  Ueberfalle  in  den  Ableitungscanal  und  fliesst  weiter  dem 
dortigen  Mühlbach  zu. 

„Die  Entfernung  des  Schlammes  ist  hier  eine  verschiedene,  je  nach- 
dem dieselbe  aus  den  Klärbecken  oder  aus  den  Vorkammern  erfolgen 
soll.  Letztere  haben  in  den  Schlammfangabtheilungen  einen  Uacb  der 
Mitte  zu  geneigten  Boden,  sowohl  in  der  Länge  als  in  der  Quere,  so 
dass  man  daselbst  im  Stande  ist,  eine  Schlammpumpe  oder  ein  Baggerwerk 
einzusetzen  und  den  Schlamm  ohne  Unterbrechung  des  Betriebes,  also  ohne 
Ablassung  des  Wassers,  herauszuschaffen.  Der  Schlamm,  welcher  sich  in 
den  Klärbecken  niederschlägt,  muss  aber  auf  dieselbe  Weise  entfernt  werden, 
wie  in  Frankfurt,  wesshalb  in  derUeberfallmauer  zwischen  den  Vorkammern 
und  den  Bassins,  zum  allmäligen  Ablassen  des  Wassers  durch  einen  Damm- 
balkenauslass,  ein  tiefliegender  Canal  mit  Schiebern  angelegt  ist.  Nach  den 
mir  gewordenen  Mittheilungen  bleibt  der  Schlamm  vorläufig  so  lange  in 
den  Bassins  liegen,  bis  das  häufigere  Aufsteigen  von  Blasen  in  dem  Wasser 
den  Beginn  einer  Gährung  desselben  anzeigt.  —  Durch  das  Aufquellen  der 
Gährungsgase  wird  das  in  den  Becken  befindliche  gereinigte  Wasser  zum 
Theil  aber  wieder  verunreinigt,  und  das  ist  ein  hygienischer  Grund,  der 
mit  gegen  die  Klärbecken  spricht! 

pDer  gewonnene  Schlamm  wird  in  besondere  Schlammbassins  befördert 
und  da  durch  Filtereinrichtungen  von  der  Hauptmasse  des  Wassers  befreit 
lieber  dessen  Verwendung  ist  noch  keine  Entscheidung  getroffen,  welche  z.  Z. 
des  dortigen  zu  geringen  Dungwerthes  wegen  auch  sehr  schwer  zu  treffen 
sein  dürfte.  Doch  darüber,  wie  über  den  hygienischen  Erfolg  der  Reini- 
gung, welche  ein  klares,  gelblich  gefärbtes  Abwasser  liefert,  kann  erst  nach 
den  betreffenden    chemischen  und  bacteriologischcn  Untersuchungen  geur- 
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theilt  werden.  —  Leider  können,  der  noch  abnormaleD  Betriebsverhältuisse 
wegen,  z.  Z.  auch  keine  maassgeblichen  Kostenangaben  gemacht  werden. 

„Die  ganze  Kläranlage  besteht  aus  drei  offenen  Becken  mit  je  zwei 
Schlaromfangen  und  ist  für  die  Reinigung  yon  täglich  6500  cbm  bestimmt, 
wobei  der  Aufenthalt  des  Abwassers  in  der  Anlage  etwa  5  Stunden  be- 
tragen Boll.  Für  die  Unterkunft  der  maschinellen  Einrichtungen  zum  Be- 
triebe der  Pumpen  und  Bagger,  der  Kalkmilch -Rührwerke  und  Luftgebläse 
wnrde  eine  ehemalige  Mühle  ausgebaut. 

„Die  Reinigungsanlage  in  Halle  a.  d.  S.,  welche  auf  Tafel  lY  darge- 
stellt ist,  gehört  schon  ganz  der  erläuterten  zweiten  Gruppe  an,  indem  zur 
mechanischen  Abklärung  ausschliesslich  Tiefbrunnen  benutzt  werden.  Sie 
ist  nach  dem  System  Müller-Nahnsen  (Sobönebeck)  ausgeführt,  und  erst 
jüngst  —  am  1.  September  —  in  Betrieb  genommen  worden.  Der  techni- 
schen Anordnung  liegt ,  wie  in  Frankfurt  und  in  Wiesbaden ,  eine  sum- 
marische Canalisation  zu  Grunde,  die  auch  Fabrikwässer  mit  aufnimmt.  Die 
Leistungsfähigkeit  ist  auf  täglich  3000  cbm  vorgesehen,  wird  aber  z.  Z.  nur 
bis  etwa  900  cbm  ausgenutzt.  —  Das  zuiliessendc  Canalwasser  passirt  zu- 
nächst einen  Sandfang,  der  durch  ein  eingebautes  Ueberfallwehr  zugleich 
mit  einem  ,Nothauslass*  zur  Umfluthung  der  Reinigungsanlage  verbunden 
ist.  Dann  treten  die  Abwässer  durch  den  Zuführnngscanal  in  das  Mascbiuen- 
haus,  wo  sie,  in  zwei  Arme  getheilt  und  durch  Schützen  regulirt,  in  be- 
sonderen Rinnen  abfliessen. 

„Während  wir  bei  den  vorher  besprochenen  Anlagen  keine  Regulirung 
für  den  Zusatz  der  Chemikalien  vorgesehen  fanden  —  meines  Wissens  solche 
auch  nicht  ausgeführt  sind  — ,  tritt  uns  hier  und  in  Essen,  eine  der- 
artige Vorrichtung  vor  Augen.  Die  Aufgabe  kann  ja  auf  verschiedene 
Weise  gelöst  werden ;  hier  ist  das  Princip  des  oberschläohtigen  Wasserrades 
benutzt.  Die  Menge  des  aus  den  Rinnen  zuströmenden  Schmntzwassers 
dreht  diese  Räder  bald  rascher,  bald  langsamer  und  damit  die  auf  derselben 
Welle  sitzenden  Schöpf  becher  für  die  Chemikalien,  deren  Anzahl  und  Grösse 
jeweils  ausprobirt  werden  muss,  und  welche  sich  nach  dem  Gange  der  Räder, 
also  entsprechend  dem  zugeflossenen  Wasserquantum,  entleeren.  —  Ein 
ähnlicher  Apparat  ist  bei  der  Reinigungsaulage  für  die  Arbeitercolonie 
,Cronenberg*  von  Fried.  Krupp  in  Essen  »bereits  im  vorigen  Jahre*  zur 
Ausführung  gekommen,  aber  in  einer  etwas  anderen  Form,  indem  dort  wirk- 
liche Wasserräder  und  hier  Schöpfkästen  verwandt  sind.  —  Das  Schmutz- 
wasser  läuft  zuerst  in  einen  Kasten,  deren  vier  an  einem  Kreuze  angebracht 
sind,  und  wenn  der  Kasten  voll  ist,  kippt  er  das  Drehkreuz  durch  sein 
Uebergewicht  selbstthütig  um,  und  in  demselben  Momente  schlägt  ein 
anderer  vor  den  Rinnenausfluss.  Ein  solcher  Kasten  fasst  150  Liter;  an 
der  Achse  ist  ein  Zählwerk  befestigt,  das  die  Wellenumdrehungen,  also 
(4  X  150)  Liter,  angiebt,  wodurch  man  im  Stande  ist,  genau  festzustellen, 
wie  viel  Schmutzwasser  überhaupt  aus  der  canalisirten  Zone  zufliesst.  Mit 
jeder  Kastcnkippung  wird  gleichzeitig  aus  den  von  den  darüberstehenden 
Ruhrwerken  gespeisten  Schöpfbassins  je  ein  Becher  Kalk  und  ein  Becher 
der  übrigen  Chemikalien  geschöpft  und  seitlich  in  Rinnen  ausgegossen,  dorn 
Wasser  aber  getrennt  zugesetzt.     Zuerst  fliesst  der  Kalk  in  den  Ausguss- 

G* 
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canal  der  Kästen,  dann  fällt  das  Wasser  über  eine  Mauerkante  in  einen 
tieferiiegenden  Canal,  woselbst  durch  die  zweite  verlängerte  Rinne  der  Zu- 
satz der  übrigen  Chemikalien  bewirkt  wird. 

„Nun  fliesst  das  mit  Chemikalien  vermengte  Wasser  weiter  in  den  Mittel- 
canal,  welchen  zwei  hinter  einander  angeordnete  Siebe  in  Form  von  Dreh- 
gittern abschliessen ,  um  die  schwimmenden  und  schwebenden  gröberen 
Theile  aufzufangen  und  za  beseitigen,  was  durch  einfache  Drehung  ohne 
Ausschaltung  geschehen  kann.  Die  Entfernung  dieser  Theile  erfolgt  —  im 
Gegensatz  zu  den  anderen  Anlagen !  —  hier  also  erst  nach  dem  Chemikalien- 
zusatz. Hinter  den  Sieben  tritt  das  Wasser  über  zwei  durchbrochene, 
breite  Ueberfallbleche ,  deren  Anordnung  so  getroffen  ist,  dass  es  möglichst 
zertheilt  eine  schlängelnde  Bewegung  zu  machen  gezwungen  wird,  damit 
ein  inniges  Vermengen  statt6ndet  und  die  atmosphärische  Luft  reichlich  zu- 
treten kann.  Das  dermaassen  vermischte  Schmutzwasser  fällt  alsdann  in 
einem  Mauerschlitze  hinab  und  fliesst  durch  einen  4*5  m  breiten  und  0*5  m 
hohen  Spalt  in  den  Klärbrunoen,  wo  es,  wie  in  den  Wiesbadener  Vorkam- 
mern, communicirend  und  durch  den  Ueberdruck  des  Zuflusses  3  m  auf- 
steigt, während  die  Schlamm massen  zu  Boden  sinken.  Derselbe  Vorgang 
wiederholt  sich  hier  in  dem  zweiten  Brunnen,  in  dem  die  feineren  Nieder- 
schläge sich  noch  absetzen  sollen  und  aus  dem  schliesslich  das  abgeklärte 
Wasser  in  die  Saale  geleitet  und  —  wie  in  Frankfurt  —  durch  einen 
Rohrstrang  bis  in  die  Stromrinne  geführt  wird.  ^ 

„Das  Wesen  der  Abklärung  der  in  Brunnen  über  der  Sohle  eingeleiteten 
Schmutzwasser  wui'de  eingangs  erklärt.  Da  hier  das  Wasser  unten  an  der 
Seite  eintritt  und  oben  über  die  entgegengesetzte  Hälfte  des  Brunnenrandes 
abströmt,  so  wird  in  dem  Brunnen  eine  schräge  Ström nngsrichtung  sich 
geltend  machen  und  keine  völlig  gleichmäspige  Aufsteigegeschwindigkeit 
im  Querschnitte  stattfinden.  Selbstverständlich  würde  man  den  zweiten 
Brunnen  ersparen  können,  und  gewiss  auch  einen  besseren  Erfolg  des  Ab- 
klärens  erzielen,  wenn  der  erste  Brunnen  mit  grösserer  Tiefe  hergestellt  wird. 

„Es  liegen  bei  der  kurzen  Zeit  des  Betriebes  noch  keine  Kosten- 
ergebnisse und  auch  keine  chemischen  und  bacteriologischen  Untersuchungen 
vor,  die  irgend  welchen  Anspruch  auf  eine  verlässliche  Beurtheilung  der  hygie- 
nischen Reinheit  des  Wassers  machen  könnten  ^).  Dem  Augenscheine  nach 
sind  die  Wässer  ziemlich  rein,  haben  aber  einen  Stich  ins  Gelbliche  und 
riechen  noch  etwas  nach  ihrem  Ursprünge.  Das  sind  jedoch  Umstände,  die 
wahrscheinlich  beseitigt  werden  können;  denn  es  kommt  wesentlich  darauf 
an,  dass  bei  einer  gewissen  Praxis  in  der  Behandlung  der  Abwässer  die 
erprobten  Zusatzverhältnisse  gewissenhaft  angewandt  werden.  Die  im 
Maschinenhause  durch  den  ofl'enen  Einlauf  der  Canal  Wässer  auftretenden 
Gase  werden  durch  Ventilationsrohre  abgeführt,  so  dass  weder  im  Gebäude 
noch  draussen,  über  den  mit  Bohlen  abgedeckten  Brunnen  und  Canälen,  be- 
lästigende Gerüche  wahrzunehmen  sind. 


^)  Während  des  Dmckes  i»t  ein  Bericht  des  Stadtbauamtes  in  Halle  erschienen,  der 
über  die  muthmaasslichen  Betriebskosten  der  Anlage  Mittheilnngen  enthält;  desgleichen 
sind  die  seitens  der  Braunschweiger  Commission  (s.  S.  85)  am  16.  October  Ter- 
anlassten  chemischen  und  bacteriologiKchen  Untersuchungen  zum  Abschluss  gelangt. 

Der  Referent. 
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„Die  aasgeschiedeneii  Schlamm inassen  werden  aus  dem  unteren,  trichter- 
förmigen Theile  des  Brunnens  mittelst  einer  durch  einen  Gasmotor  ge- 
triebenen Pumpe,  ohne  den  Betrieb  zu  unterbrechen,  abgesaugt,  in  gewöhn- 
liche Filterpressen,  wie  sie  bei  Zuckerfabriken  gebräuchlich  sind,  gedrückt 
und  in  1  qm  grosse,  2*5 cm  dicke  Kuchen  abgepresst,  deren  Abwasser  in 
den  Zulaufcanal  geleitet,  den  Reinig ungsprocess  wieder  durchmacht,  wäh- 
rend die  Sc.hlammkuchen  an  der  Luft  abtrocknen  und  wenig  Raum  ein- 
nehmend leicht  verfrachtet  werden  können. 

„Die  ganze  Anlage  ist  nett  und  sauber  ausgeführt;  es  fragt  sich  nur, 
ob  die  mechanische  Verarbeitung  des  Schlammes  sich  lohnt,  und  ob  es 
nicht  bedenklich  erscheint,  ohne  den  Dungwerth  des  Schlammes  zu  kennen, 
dergleichen  Kosten  dafür  aufzuwenden?  Das  ist  natürlich  eine  Frage,  die 
sich  jede  Stadtverwaltung  selbst  beantworten  muss!  Vom  technischen  und 
hygienischen  Standpunkte  verdient  diese  Verarbeitung  aber  unbedingte  Zu- 
stimmung, weil  der  Schlamm  auf  rasche  Weise  weggeschafft,  seines  über- 
mässigen Wassergehaltes  entledigt  und  in  eine  sehr  compendiöse  Form  ge- 
bracht wird. 

„Die  Beinigungsanlage  für  die  Stadt  Essen  a.  d.  B.,  wie  sie  zur  Zeit 
nach  dem  System  Röckner-Rothe  (Bernburg)  im  Ausbau  begriffen,  ist 
auf  Taf.  V  bis  VII  dargestellt.  —  Wie  schon  erwähnt,  ist  diese  Gesammtanlage 
auf  Grund  einer  provisorischen  Versuchsanlage,  welche  Ende  Juli  1885  in 
Betrieb  genommen  wurde  und  den  vierten  Theil  der  städtischen  Canalwässer 
durch  mehrere  Monate  zur  Zufriedenheit  der  städtischen  und  königlichen 
Behörden  gereinigt  hat,  vom  Stadtverordnetencollegium  beschlossen  wor- 
den! —  Es  ist  dies  bislang  der  einzige  Versuch  im  Grossen,  nach  dessen 
Ergebnissen  in  vollständiger  Weise  über  die  Betriebskosien  und  über  die 
hygienische  Reinheit  der  Wässer  verlässliche  Veröffentlichungen  gemacht 
sind.  In  dieser  Beziehung  muss  in  erster  Linie  auf  die  Mittheiluugen  des 
Herrn  Stadtbaumeister  Wiebe  in  Essen  hingewiesen  werden,  welche  auf 
der  Generalversammlung  des  Niederrheinischen  Vereins  für  öffentliche  Ge- 
sundheitspflege, abgebalten  zu  Essen  am  21.  October  1885,  vorgetragen,  — 
und  im  ,Centralblatt  für  allgemeine  Gesundheitspflege ,  V.  Jahrgang*  unter 
der  Ueberschrift  ,die  Reinigung  städtischer  Abwässer  zu  Essen*  ab- 
gedruckt sind.  Ferner  ist  der  «Bericht  über  das  Röckner-RotheUche 
Reinigungsverfahren  der  städtischen  Abwässer  in  Essen  a.  d.  Ruhr,  —  er- 
stattet am  21.  Januar  1886  von  der  seitens  der  Stadt  Braunschweig 
entsendeten  Gommission*  zu  erwähnen,  welcher  mit  allen  Beilagen  in 
dem  vom  , Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  im  Herzogthum  Braun- 
schweig* herausgegebenen  ,Monatsblatt ,  1886,  Nr.  3  und  5*  zum  Abdruck 
gelangt  ist. 

„Dieses  System  zählt  der  Grundidee  nach  zur  zweiten  Gruppe,  ist  aber 
dadurch,  dass  es  früher  zur  praktischen  Ausführung  gelangt  ist  und  auch 
schon  vorher  bei  verschiedenen  industriellen  Wässern  angewandt  und  er- 
probt wurde,  in  technischer  Beziehung  —  nach  meinem  Dafürhalten  —  mehr 
ausgebildet,  als  die  anderen  Systeme,  die  ja  erst  kurze  Zeit  im  Betriebe  sind. 

„Dem  R öckn er- Rothe^ sehen  Systeme  eigen thümlich  ist  der  für  die 
aufsteigende  Abklärung  angewandte  ,lleberkesser,  der  aus  einem  Tiefbrun- 
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nen  das  Schmutzwasser  ansaugt,  wodurch  neben  anderen  Yortheilen  zu* 
nächst  der  erforderliche  höhere  Aufstieg  des  Wassers  erzielt  wird. 

„Ueber  dem  etwa  5  m  tiefen  Brunnen  ist  ein  Heber  aufgestellt,  dessen  auf- 
steigender Ast,  als  ein  7  bis  8  m  hoher  Cylinder  construirt,  mit  seinem  unteren 
offenen  Ilande  in  das  Schmutzwasser  eintaucht,  während  der  abfallende  Ast  als 
Rohr  an  dessen  oberem  geschlossenen  Rande  abzweigt  und  mit  seinem  Aus- 
gusse uuter  dem  Wasserspiegel  eines  kleinen  Auslaufbassins  mündet.  Wer- 
den nun  die  Wasserstände  im  Brunnen  durch  den  Zufluss  des  Schmutz- 
wassers und  im  Auslaufbassin  durch  den  Abfluss  des  gereinigten  Wassers 
auf  einer  bestimmten  Nivcaudififerenz  gehalten,  so  wirkt  der  angesogene 
Heber  selbstthätig.  Es  wird  hierbei  also  der  Druck  der  Atmosphäre  aus- 
genutzt, und  zwar  in  der  Weise,  dass  oben  auf  dem  Cylinder  ein  Aufsatz- 
rohr angebracht  ist,  in  welchem  etwa  lim  über  dem  Wasserspiegel  das 
Saugrohr  einer  kleinen  Luftpumpe  endigt,  damit  beim  Ingangsetzen  des 
Hebers,  selbst  bei  völliger  Luftleere  im  Cylinder,  das  Wasser  nicht  in  das 
Luftrohr  gelangen  und  den  Betrieb  der  Luftpumpe  stören  kann. 

„Wenn  nun  eine  Luftverdünnung  im  Heborkessel  erzeugt  wird,  so  steigt 
das  Schmutzwasser  aus  dem  Brunnen  durch  den  äusseren  Druck  der  atmosphä- 
rischen Luft  allmälig  in  die  Höhe,  bis  es  das  Abfallrohr  erreicht  hat,  und 
fliesst  dann  in  Folge  der  vorhandenen  Wasserstandsdifferenz  im  Brunnen 
und  Auslaufbassin  weiter  selbstthätig  und  gereinigt  ab.  —  Die  Aufsteige- 
geschwiudigkeit  im  Cylinder  kann  durch  das  Verhältniss  der  Querschnitte 
zwischen  Cylinder  und  Abfallrohr,  dem  zu  leistenden  Quantum  und  der 
Qualität  des  Wassers  entsprechend,  bestimmt,  und  durch  einen  im  Abfall- 
rohre  vorgesehenen  Schieber  regulirt  werden,  darf  aber  nach  den  ge- 
wonnenen Erfahrungen  nur  2  bis  höchstens  9mm  betragen,  um  ein  völlig 
geklärtes  Wasser  zu  Tage  zu  fördern. 

„Wie  einfach  dieses  Princip  ist,  so  hat  es  doch  in  seiner  praktischen 
Durchbildung  verschiedene  Schwierigkeiten  zu  überwinden  gehabt,  welche 
hauptsächlich  in  der  Erzielung  und  Sicherung  einer  ruhigen  und  gleich- 
massigen  Bewegung  des  Wassers  im  ganzen  Cylinderquerschuitte  bestanden. 
Zu  diesem  Zwecke  tritt  das  Schmutzwasser  durch  ein  Rohr  über  der  Sohle 
des  Brunnens  unter  einem  sogenannten  Stromverthoiler  aus,  der  sich  im  gan- 
zen Bruuncnquerschnitt  trichterförmig  über  die  Ausmündung  erhebt  und 
aus  schräg  gelegten  Lattenstäben  mit  jalousieartiger  Vertäfelung  besteht, 
wodurch  ein  Zertheilen  und  Vertheilen  dos  aufsteigenden  Wassers  statt- 
findet; ausserdem  ist  im  oberen  Thcile  dcsCylinders  über  den  ganzen  Quer- 
schnitt eine  eigenartige  Ueberlaufconstruction  eingebaut,  welche  die  vom 
unteren  Stromverthoiler  eingeleitete  gleichmässige  Bewegung  auf  die  ganze 
Aufsteigehöhe  gewährleistet,  und  die  nachtheiligen  Wirbel  und  Strömungen, 
welche  der  Zulauf  und  Abfall  des  Wassers  verursachen,  nicht  zur  Wirkung 
kommen  lässt.  Es  ist  dies  jedenfalls  eine  entschiedene  Verbesserung 
gegenüber  den  einfachen  Brunnen  in  Halle,  mit  im  Wesentlichen  einseitiger 
Ein-  und  Abströmuug. 

„Der  Verlauf  der  Reinigung  ist  nun  folgender:  Das  aus  dem  städti- 
schen Canalnetz  zufliessende  Schmutzwasser  wird  zunächst  durch  schräge 
Siebe  geleitet,  welche  den  Querschnitt  des  Zalaufcanals  vorstellen,  um 
alle    schwimmenden     und    die    groben    schwebenden    Theilo    aufzufangen. 
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Dann  gelangt  es  in  den  Sandfangbrunnen ,  der  durch  ^ine  Scheidewand 
bis  nahe  Über  die  trichterförmige  Sohle  abgetheilt  ist,  um  mit  ver- 
langsamter Geschwindigkeit  in  der  einen  Hälfte  hinabzusinken  und  nach 
Ablagerung  der  schwersten  Stoffe  in  der  zweiten  Hälfte  wieder  empor 
zu  steigen.  —  Der  Sand  und  gröbere  Schlamm  wird  durch  ein  Becher- 
werk herausgehoben,  ohne  dass  der  Brunnen  geleert  oder  der  Betrieb  ge- 
stört zu  werden  braucht,  und  durch  eine  Rinne  in  das  seitlich  gelegene 
Ablagerungsbassin  geleitet.  —  Das  in  der  zweiten  Brunnenhälfte  aufsteigende 
Wasser  tritt  nun  in  den  Mischcanal  über,  wo  zuerst  die  Kalkmilch  and  dann  die 
Chemikalien  selbbtthätig  regulirt  zufliessen.  In  diesen  Mischcanal  sind  im 
Zickzack  gestellte  Hindernisse  eingebaut,  so  dass  durch  die  erzwungenen 
schlängelnden  Bewegungen  ein  inniges  Vermengen  des  Schmutzwassers  mit 
den  chemischen  Zuschlägen  erreicht  und  auch  der  atmosphärischen  Luft 
genügender  Zutritt  geboten  wird.  Das  auf  diese  Weise  vorbereitete  Schmutz- 
wasser gelangt  dann  in  die  Zuflusscanälo  zu  den  Heberbrunuen  und  durch 
die  Mündungsrohre  in  jeden  einzelnen  Brunnen.  Natürlich  kann  jeder  Zu- 
fluss  für  sich  durch  Schützen  abgestellt  werden,  damit  einzelne  Cylinder 
vom  Betriebe  ausgeschieden  werden  können.  Mit  dem  Eintritt  des  Wassers 
in  den  Brunnen  sinken  die  schwersten  Stoffe  gleich  zu  Boden,  während  bei 
dem  langsamen  ruhigen  Aufsteigen  im  Gjlinder  ein  allmäliges  Absetzen 
und  Niedersinken  der  specifisch  schwereren  Verunreinigungen  und  der 
durch  den  Zusatz  der  Chemikalien  bewirkten  Ausscheidungen  stattfindet, 
so  dass  sowohl  im  Brunnen  als  auch  im  unteren  Theile  des  Gylinders 
Schlammschichten  entstehen,  die  für  das  nachfolgende  aufströmende  Wasser 
einen  Filter  bilden,  der  sich  fortwährend  selbst  erneuert,  wiewohl  die  com- 
pacteren  Schlamm massen  sich  niederschlagen.  In  diesem  beständigen 
Kampfe  des  aufsteigenden  Schmutzwassers  und  der  niedersinkenden  zum 
Theil  noch  mit  Chemikalien  vermengten  Schlammschichten  wird  auch  eine 
vortheilhafte  Ausnutzung  der  Chemikalien  stattfinden.  Der  Schlamm  legt 
sich  zunächt  auf  den  Strom vertheiler;  indem  das  nachströmende  Schmutz- 
wasser durch  die  jalousieartigen  Ritzen  desselben  durchzieht,  wird  hier  be- 
reits der  Filtrationsprocess  eingeleitet ,  der  nach  oben  sich  fortsetzend  eine 
vorzügliche  Abklärung  des  Schmutzwassers  erzeugt. 

„Wenn  die  Schlammmassen  auf  dem  Stromverthoiler  zu  mächtig  werden, 
rutschen  sie  von  den  schrägen  Flächen  ab  und  gelangen  auf  die  Brunnensohle, 
von  wo  sie  ohne  jede  Störung  des  Reinigungsbetriebes  durch  eine  Schlamm- 
pumpe aufgesaugt,  in  Rinnen  gedrückt  und  nach  den  Ablagerungsbassins  ge- 
leitet werden.  Da  der  Dungwerth  des  Schlammes  bei  der  summarischen 
Canalisation  ein  verhältnissmässig  geringer  ist,  und  pian  ihn  zur  Zeit  noch 
nicht  recht  unterzubringen,  oder  für  die  Landwirthschaft  begehren swerth  zu 
machen  weiss,  hat  man  hier  vorläufig  nur  drainirte  Becken  —  wie  in 
Frankfurt  a.  M.  —  vorgesehen,  aus  welchen  das  absickernde  Schmutzwasser 
wieder  in  den  Zulaufcanal  fliesst  und  den  Reinigungsprocess  erneut  durch- 
macht. —  Die  gefüllten  Becken  müssen  natürlich,  nachdem  der  Schlamm 
abgelagert  und  stichfest  geworden  ist,  ausgeleert  werden,  und  da  tritt 
uns  die  Frage  der  Schlammverwerthung  als  wichtiger  Factor  für 
die  Lösung  der  künstlichen  Reinigung  der  Schmutzwässer  so  recht  vor 
Augen ! 
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sind;  dass  der  reichliche  Schwefelwasserstoff  ganz  entzogen  und  das  Chlor 
in  den  Verbindungen  vermindert  ist,  dass  dagegen  die  an  sich  unschädliche 
salpetrige  Säure  und  Salpetersäure  etwas  zugenommen  hat,  durch  Oxydation 
des  auf  die  Hälfte  gesunkenen  Ammoniakgehaltes;  dass  der  in  den  suspen* 
dirten  organischen  Substanzen  enthaltene  Stickstoff  mit  diesen  ganz,  und 
der  in  Gestalt  organischer  Verbindungen  vorhandene  Stickstoff  auf  die 
Hälfte  entfernt  wurde;  —  und  dass  auch  eine  beinahe  vollkommene  Reini- 
gung von  allen  Mikroorganismen  erzielt  ist. 

„Die  mechanische  und  bacterioskopischc  Reinheit  entspricht  hiernach  den 
gestellten  Anforderungen  vollständig,  während  die  chemische  Reinheit  an  die 
Grenze  des  heutzutage  wissenschaftlich  und  praktisch  Möglichen  reichen 
dürfte!  —  „In  letzterer  Beziehung  dürfte  es  sich  vielleicht  empfehlen,  noch  auf 
eine  Vermehrung  der  Oxydation  dadurch  hinzuwirken,  dass  sowohl  der  Zu- 
laufcanal  des  Schmutzwassers  als  auch  der  Abflusscanal  des  gereinigten 
Wassers  mit  mehrmals  abgetreppter  Sohle  hergestellt,  oder  wenn  nicht  ge- 
nügend Gefälle  vorräthig,  einfach  Strauchwerk  in  die  Ganäle  gelegt  würde, 
damit  beim  Abfall  und  Durchwinden  des  Wassers  eine  reichlichere  Ver- 
mengung mit  atmosphärischer  Luft  stattfindet.  Wenn  ferner  die  Erfah- 
rungen mit  Torffiltern  sich  bewähren,  so  könnte  ein  solcher  ganz  leicht  und 
ohne  nennonswertbe  Kosten  in  den  Abflusscanal  noch  eingeschaltet  werden, 
so  dass  das  an  sich  schon  gereinigte  Wasser  beim  Durchgang  durch  den- 
selben nochmals  filtrirt  und  nach  der  behaupteten  Wirkung  des  Torfes 
auf  die  organischen  Stoffe  vielleicht  chemisch  reiner  werden  würde. 

„Der  Essener  Versuch  hat  uns  auch  einen  Anhalt  oder  vielmehr  Auf- 
schluss  über  die  Kosten  dieser  künstlichen  Abwässerreinigung  gegeben.  Sie 
sondern  sich  wesentlich  in  die  Ausgaben  für  die  Ghemikalien  und  für  den 
maschinellen  Betrieb  einschliesslich  Kohlen,  Schmiermaterial  und  Löhne  und 
haben  durchschnittlich  für  l^bm  gereinigten  Wassers  (l'O  +  0*7)  =  1*7  Pfg. 
betragen.  Diese  Zahlen  dürfen  jedoch  nicht  ohne  Weiteres  auf  die  Gesammt- 
anlage übertragen  werden.  Bei  der  vier-  bis  sechsfachen  Wassermasae  in  conti- 
nuirlichem  Tag-  und  Nachtbetriebe,  und  vorzugsweise  durch  die  sorgfaltige 
Regulirung  des  Ghemikalienzusatzes  nach  der  Quantität  und  Qualität  des 
Schmutzwassers  wird  sich  gewiss  eine  merkliche  Ersparniss  an  Chemikalien 
einstellen,  welche  eine  Herabminderung  der  bezüglichen  Kosten  bis  auf  etwa 
0*75  Pfg.  erwarten  lägst.  —  Nach  den  gemachten  Erfahrungen  musste  für  einen 
Ileberkesscl  die  Luftpumpe  täglich  ^/^  Stunde  und  das  Baggerwerk  3  Stunden 
arbeiten.  Die  maschinelle  Anlage  für  vier  Heberapparate  kann  demnach  un- 
streitig besser  ausgenutzt  werden ,  weil  mit  einer  guten  Maschine  von  nur 
wenig  grösserer  Kraft  als  die  Locömobile,  die  Luft-  und  Schlammpumpen  ab- 
wechselnd neben  den  Rührwerken  zu  bi-treiben  sein  werden,  so  dass  in  An- 
betracht der  vier-  bis  sechsfachen  Wassermasse  die  Kosten  des  roaeohinellen 
Betriebes  für  1  cbm  sich  ganz  bedeutend  günstiger  gestalten  müssen  und 
schätzungsweise  bis  auf  ungefähr  0'25  Pfg.  sinken  dürften.  —  Eis  kann  also 
für  die  Gesammtanlage  vorausgesetzt  werden,  dass  sich  die  Betriebskosten 
bis  auf  etwa  (0*75  +  0*25)  =  1*0  Pfg.  für  1  cbm  gereinigten  Wassers  ver- 
mindern werden.  Unter  dieser  Annahme  und  mit  Berücksichtigung  der 
Verzinsung  und  Amortisation *des  Anlagecapitals  von  240  000  Mark  stellen 
eich  für  die  Essener  Entwässern ngs-  und  Einwohnerverhältnisse  nach  der 
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Berechnung  des  Stadtbaumeisters  Wiehe  —  ,ohne  Yerwerthaog  des 
Schlammes*  —  die  jährlichen  Kosten  pro  Kopf  der  Bevölkerung  auf  nahezu 
1*00  Mark.  —  Wenn  wir  diesen  Betrag  mit  den  Angaben  zusammenhalten, 
welche  mein  Mitreferent  gemacht  hat,  so  scheint  der  Kostenpunkt  besondere 
Schwierigkeiten  der  Berieselung  gegenüber  nicht  zu  ergeben,  denn  wir 
haben  gehört,  dass  auch  dort  die  bezugliche  Belastung  100  Mark,  ja 
1'50  Mark  betragen  kann. 

„Das  künstliche  Reinigungsverfahren  ist  mithin  so  weit  gediehen, 
dass  es  den  Stadtsäckel  nicht  in  einer  allzu  bedeutenden  Weise  bean- 
sprucht und  mit  der  Berieselung  unter  Umständen  wohl  concurriron 
kann,  besonders  wenn  der  Schlamm  sich  entsprechend  verwertheu  lässt! 

„Das  ist  nun  noch,  wie  schon  betont,  der  wunde  Punkt  bei  der 
kunstlichen  Reinigung  der  städtischen  Schmutzwässer.  —  Nach  den  mit- 
getheilten  authentischen  Yeröfientlichungen  ergab  1  cbm  Essener  Schmutz- 
wasser 2*5  bis  3*0  Liter  stichfesten  Schlamm  von  rund  70  Procent  Feuch- 
tigkeitsgehalt. Derselbe  enthielt  bei  100^'  G.  getrocknet:  75  Procent 
anorganische  Substanzen,  darunter  37  Procent  Thon  und  Sand,  und  25  Pro- 
cent organische  Substanzen,  darunter  5  Procent  stickstoffhaltige.  —  Die 
bedeutende  Masse  von  anorganischen  Substanzen  lässt  sich  dadurch  erklären, 
dass  damals  noch  kein  Sandfangbrunnen  angelegt  war.  Bei  anderen  che- 
mischen Untersuchungen  haben  sich  die  organischen  Substanzen  bis  30 
und  33  Proc.  ergeben;  natürlich  tritt  mit  der  Vermehrung  der  organischen 
Substanzen  auch  eiu  grösserer  Dungwerth  ein.  Die  dungwerihige  Phosphor- 
säure ist  mit  084  bis  1*45  Proc.  und  der  dungwerthige  Stickstoff  mit  0*71 
bis  0*94  Proc.  ermittelt  worden.  Diese  schwankenden  Zahlen  sind  durch 
die  zu  verschiedenen  Tageszeiten,  je  nach  der  Verunreinigung  des  Wassers, 
verschiedene  Beschaffenheit  des  Schlammes  zu  erklären,  so  dass  eine  einzelne 
Analyse  keineswegs  als  Durchschnittswerth  gelten  kann. 

„Die  Braunschweiger  Gommission  berechnete  für  den  Gehalt  von 
0*84  Proc.  Phosphorsäure  und  0*71  Proc.  Stickstoff  in  der  Trockensubstanz, 
mit  Zugrundelegung  der  Preise  dieser  Dungstoffe  im  unverarbeiteten  Schlamm 
zu  0*75  Mark  für  1  kg  Stickstoff  und  0*30  Mark  für  1  kg  Phosphorsäure,  den 
Dungwerth  des  für  die  Verwendung  geeigneten  ,lufttrockenen*  Schlammes, 
mit  etwa  50  Proc.  Wassergehalt,  auf  rund  5*00  Mark  pro  Cubikmeter,  zu 
welchem  Resultate  auch  Stadtbaumeister  Wiebe  ungefähr  gekommen  ist. — 
Das  sind  natürlich  vorläußge  Annahmen  und  theoretische  Zahlen,  denn 
man  kann  den  Schlamm  jetzt  nicht  an  den  Mann  bringen,  weil  die  Land- 
wirthe  noch  nicht  das  nöthige  Vertrauen  dazu  gewonnen  haben,  wcsshulb 
in  Essen  auf  städtische  Veranlassung  der  Dungerfolg  praktisch  erprobt 
wird  ^). 

„Bezüglich  des  Gehaltes  an  dungwerthigen  Stoffen  bleibt  noch  hervor- 
zuheben, dass  das  untersuchte  städtische  Schmutz wasser  in  Essen  nur  ver- 
botwidrig einen  Theil  Fäcalien  enthielt,  und  dass  mit  der  allgemeinen 
Einleitung  der   gesammten    Fäcalien    in    die    Canäle    der  Dungwerth    des 


^)  Nach    der  Sit/iing    ist  aus   Es<pn    ein  Telegramm  eingegangen ,    dass   das   auf   dem 

Dungtelde  gezogene  Gemüse  prämiiit  wurde. 

Der  Reicrcut. 
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den  muss !  —  gelangt  jetzt  die  mit  Chemikalien  vermischte  und  desinficirte 
Jauche  aus  den  Rührwerken  in  eine  offene  Rinne.  Dieselbe  ist  offen,  damit 
man  etwaige  Störungen  gleich  sehen  kann,  und  weil  der  weitere  VerBchloss 
auch  nicht  mehr  erforderlich  ist,  da  das  Gemenge  keinen  irgendwie  belästi- 
genden Geruch  hat.  In  dieser  offenen  Rinne  sind  drei  einfache  Schieber 
angebracht,  und  unter  denselben  befinden  sich  drei  Klärkästen,  welche  so 
bemessen  sind,  dass  jeder  von  ihnen  Vio  der  ganzen  T a  g e  s production  auf- 
nehmen kann.  Es  wird  nun  abwechselnd  ein  Kasten  nach  dem  anderen 
gefüllt.  Darin  setzt  sich  der  Schlamm  langsam  nieder,  und  das  Wasser 
klärt  sich  in  der  gewöhnlichen  Weise  ,in  Ruhe*  ab,  wozu  nach  den  dortigen 
Erfahrungen  ungefähr  eine  Stunde  erforderlich  ist.  In  den  Klärkästen  sind 
über  einander  einige  Ablasshähne  angebracht,  so  dass  das  Wasser  yon  oben 
schichtenweise  seiner  Reinheit  entsprechend  abgelassen  werden  kann.  Das 
Ablassen  mnss  schon  der  Controle  wegen  mit  der  Hand  geschehen  und  das 
kann  der  Wärter  auch  leicht  besorgen.  Das  abgelassene  Wasser  fliegst 
dann  hier  auf  einen  Torffilter,  der  mit  einem  Lattenwerk  versehen  ist  und 
dessen  Grösse  ausprobirt  werden  muss,  wenn  die  Filtration  ihren  Zweck 
wirklich  erfüllen  soll.  Diesen  Torffilter  passirend  fiiesst  hier  thatsächlich 
ein  ganz  geruchloses,  ebenso  vollkommen  klares  Wasser  ab,  das  dem  Aus- 
sehen nach  vom  Leitungstrinkwasser  nicht  zu  unterscheiden  ist. 

„Das  gereinigte  Abwasser  hat  also  nicht  mehr  den  gelblichen  Stich, 
wie  bei  den  vorhin  besprochenen  Systemen  und  desswegen  erwähnte  ich, 
dass  dieselben  durch  einen  eingeschalteten  Torffilter,  welcher  die  im  Wasser 
noch  vorhandenen  Eiweissstoffe  ausziehen  soll,  vielleicht  wesentlich  ver- 
bessert werden  könnten.  —  Auf  diese  Weise  ist  also  aus  den  Ciosetabgängen 
das  Wasser,  welches  im  Harn  und  in  den  Fäcalien  enthalten  war,  ganz 
klar  wieder  gewonnen;  um  so  mehr  muss  es  nach  meiner  Ansicht  möglich 
sein,  wenn  dieselben  durch  die  Küchenabwässer  und  die  häuslichen  Schmutz- 
Wässer  noch  sehr  verdünnt  werden. 

„Der  in  den  Klärkästen  verbliebene  Schlamm  wird  durch  einen  Hahn 
in  ein  weiteres  Gcfäss  abgelassen,  das  für  die  erwähnten  1200  Per- 
sonen etwa  1  cbm  gross  ist,  und  den  Namen  ,Nachtkasten*  führt;  in 
diesem  bleibt  der  Schlamm  von  der  ganzen  Tagesproduction  die  Nacht 
über  stehen  und  hat  hier  Gelegenheit,  sich  vollständig  niederzuschlagen 
und  consistenter  abzusetzen,  also  noch  einen  Theil  des  Wassers  abzu- 
klären. Dieses  abgekläHe  Wasser  wird  jeden  Morgen  in  derselben  Weise  wie 
aus  den  Klilrkasten  auf  den  Torffiltcr  geleitet,  während  der  Schlamm  in 
den  darunter  stehenden  Schlammkasten  abfliesst.  Dieser  Schlamm,  der 
zwar  schon  ziemlich  consistent  ist,  aber  immerhin,  wie  der  aus  den  Röck- 
ner-Rot he' sehen  oder  Müller-Nahnsen'schen  Brunnen  gewonnene,  un- 
gefähr 85  bis  90  Proc.  Wassergehalt  besitzt,  muss  natürlich  noch  weiter 
abgetrocknet  werden.  —  Zu  diesem  Zwecke  wird  er  nochmals  pneumatisch 
in  einen  höherstehenden  Rehälter  gehoben ,  damit  man  wieder  einen  abstei- 
genden Weg  gewinnt,  und  aus  diesem  dann  in  die  darunter  befindlichen 
Trocken-Kippkästen  eingelassen.  Diese  flachen  Trockenkästen  haben  einen 
durchlöcherten  oder  aus  Gitterwerk  hergestellten  Boden  und  sind  mit  Seih- 
oder Filtertüchern  ausgelegt;  darunter  ist  eine  Platte  schrägliegend  gegen 
eine  Rinne  angebracht,  so  dass  das  absickernde  Wasser  über  die  Platte  und 
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durch  die  Rinne  wieder  auf  den  Torf  filier  geleitet  wird.  —  In  den  Trocken - 
kästen  verbleibt  der  Schlamm  ungefähr  24  Stunden,  bis  er  durch  den  Wasser- 
▼erlust  zu  einer  lehmartigen  Masse  geworden,  worauf  die  Kästen  um  ihre 
Achse  gekippt  und  entleert  werden.  Diese  Scblammmasse,  welche  vollstän- 
dig geruchfrei  ist,  wird  nun  mit  dem  Torffiltermaterial  zusammengemengt., 
also  damit  eine  Art  Compost  gebildet,  dann  von  Hand  zu  ziegelähnlichen 
Platten  ausgeformt,  und  an  der  Luft  einfach  trocknen  gelassen;  wenigstens 
hat  man  z.  Z.  keine  besondere  Vorrichtungen  dazu. 

„Dass  dieser  Schlamm,  der  jetzt  bloss  aus  Ciosetabgängen  und  später 
auch  aus  den  Küchenabwässem  gewonnen  wird,  natürlicher  Weise  einen  viel 
bedeutenderen  Dnngwerth  haben  muss,  als  bei  der  summarischen  Ganalisation, 
wo  aller  Strassen-  und  Hofschmutz  mit  hineinkommt,  ist  ja  selbstverständlich! 
Chemische  und  bacterioskopische  Untersuchungen  sind  aber  meines  Wissens 
von  unbetheiligter  Seite  noch  nicht  angestellt  worden,  so  dass  vcrlässliche 
Angaben,  sowohl  über  die  Reinheit  des  Wassers,  als  auch  in  Bezug  auf  den 
Dungwerth  des  Schlammes,  heute  nicht  gemacht  werden  können.  —  Nach 
meinen  Wahrnehmungen  ist  das  gereinigte  Abwasser  ganz  geruchlos  und 
wirklich  wasserhell,  also  klarer  als  bei  den  übrigen  Systemen,  und  der 
Schlamm  sowie  die  Compostmasse  vollständig  geruchfrei. 

„Aus  dem  Gesagten  dürfte  klar  geworden  sein,  dass  man  über  das 
,System  Schwartzkopff  in  seiner  ganzen  Anordnung  nicht  so  ohne 
Weiteres  zur  Tagesordnung  übergehen  kann,  wie  das  bislang  zum  Theil 
geschehen  ist,  weil  Niemand  dessen  Grundidee  und  technische  Durchbil- 
dung kannte.  Die  Anlage  hat  entschieden  etwas  für  sich  und  entspricht 
den  im  Eingange  meines  Vortrages  aufgestellten  Bedingungen ,  welche  von 
einem  rationell  durchgebildeten  künstlichen  Reinignngsverfahren  erfüllt 
werden  müssen;  denn  wir  haben  auch  hier  nichts  anderes,  als  ,eine  che- 
mische Fällung,  eine  Abklärung  undFiltration*  kennen  gelernt. 


Der  Vorsitzende  eröffnet  nunmehr  die  Generaldiscussion  und 
ertheilt  das  Wort  zunächst  Herrn 

Sanitätsrath  Dr.  Httllmann  (Halle  a.  d.  S.).  Derselbe  legt  im 
Anschluss  an  die  Mittheilungen  des  Herrn  Correfercnten  über  das  Müller- 
Nahnsen^sche  System  Proben  der  Producto  der  seit  Anfang  September  d.J. 
nach  diesem  System  betriebenen  Reinigungsanstalt  in  Halle  vor,  und  zwar 
eine  Probe  des  ungereinigten  und  eine  des  gereinigten  Canalwassers  und 
Stücke  der  Kuchen  aus  der  Filterpresse.  Nach  der  von  dem  Chemiker 
Herrn  Dr.  D renkmann  vorgenommenen  Analyse,  die  bei  dem  kurzen 
Bestehen  der  ganzen  Anlage  zunächst  nur  als  eine  provisorische  anzusehen 
sei,  ergebe  sich,  dass  in  100  g  Schlamm  0'55  g  Stickstoff  und  1*49  g  Phos- 
phorsäure, in  dem  ungereinigten  Wasser  0*13  g  Stickstoff  per  Liter,  im 
gereinigten  etwa  halb  so  viel  enthalten  sti.     Das  Abflusswasser  sehe  klar 
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aus,  sei  frei  von  suspendirten  Stoffen  und  von  Phosphorsäure  und  reagire 
alkalisch,  dürfe  somit  als  desinficirt  zu  hetrachten  sein.  —  Ueber  weitere 
Erfahrungen  mit  dem  Reinigungsverfahren  lasse  sich  zur  Zeit  noch  nicht 
yiel  mittheilen;  von  den  Anwohnern  der  Anstalt  werde  tkber  Gestank  ge- 
klagt, welcher  durch  das  Aufrühren  der  Schlammmassen  und  das  Hinein- 
führen in  die  Klärbecken  hervorgebracht  werde;  auch  habe  das  ganz  klar 
abfliessende  Wasser  einen  stechenden  Geruch,  nach  Urin  oder  verdünntem 
Menschenkoth.  —  Die  Anlage  in  Halle  sei  für  ein  Achtel  bis  ein  Zehntel 
der  Bewohner  der  Stadt  gemacht,  für  die  ganze  Stadt  würden  noch  4  bis 
5  solcher  Anstalten  erforderlich  sein.  Der  Bau  der  jetzigen  Anstalt  habe 
30  000  Mark  betragen ,  über  die  Höhe  der  Betriebskosten  lasse  sich  zur 
Zeit  natürlich  noch  gar  nichts  sagen. 

Docent  Dr.  Hneppe  (Wiesbaden)  entnimmt  den  Mittheilungen  des 
Herrn  Referenten,  dass  man  erfreulicher  Weise  über  die  Berieselungsfrage 
insofern  etwas  kühler  zu  denken  anfange,  als  man  zugebe,  dass  in  Deutsch- 
land, besonders  im  Süden  und  Westen  desselben,  zahlreiche  Städte  bestehen,  bei 
denen  eine  Rieselanlage  von  vornherein  ausgeschlossen  sei  und  an  die  dess- 
halb  die  Frage  nach  Kläranlagen  herantrete.  Zu  diesen  Städten  gehöre 
auch  Wiesbaden,  wo,  wie  erwähnt,  der  von  der  Regierung  verlangten  Klär- 
beckenanlage die  aufsteigende  Filtration  nach  dem  Rock n er- Roth  ersehen 
System  zugefügt  worden  sei.  Die  Wiesbadener  Anlage  unterscheide  sich 
von  der  Frankfurter  Klärbeckenanlage  wesentlich  dadurch,  dass  dort  die 
mechanisch  geklärten  Wässer  einem  grossen  Flusse  zugeführt  werden,  der 
das  noch  Fehlende  durch  „Selbstreinigung**  zu  Ende  führen  könne,  wäh- 
rend in  Wiesbaden  die  Abflusswässer  der  Kläranlagen  in  einen  kleinen 
Bach  gelangen,  der  nicht  im  Stande  sei,  durch  „Selbstreinigung*'  etwas 
Nennenswerthes  zu  leisten.  Hier  müsse  desshalb  versucht  werden,  durch 
chemische  Zusätze  neben  der  mechanischen  Reinigung  noch  etwas  mehr  za 
erreichen,  nämlich  durch  die  Lebensthätigkeit  von  Mikroorganismen  die 
organischen  Substanzen,  wie  dies  die  Flüsse  oder  bei  Rieselanlagen  der 
Erdboden  thue,  in  ihre  Endresultate  überzuführen,  sie  zu  „mineralisiren**. 
Der  Aetzkalk,  die  Grundlage  aller  chemischen  Methoden,  aller  Patente  und 
Geheimmittel,  bewirke  neben  der  Klärung  eine  entschiedene  Verminderung 
der  Bacterien  und  damit  zunächst  eine  günstige  chemische  Beeinflussung. 
Sehr  bald  aber  ändere  sich  das  Bild,  es  beginne  eine  Zersetzung  unter 
rascher  Vermehrung  der  Bacterien.  Anders  sei  dies  mit  der  Magnesia,  die 
gleichfalls  mechanisch  klärend,  daneben  aber  auch  antiseptisch,  zersetzungs- 
hemmend  wirke,  wodurch  die  mit  Magnesia  geklärten  Wasserproben  lange 
Zeit  nicht  in  Zersetzung  übergehen.  So  sei  man  also  wohl  im  Stande,  durch 
die  Anwendung  von  Magnesia  statt  von  Kalk  die  Zersetzung  der  geklärten 
Abwässer  in  einem  kleinen  Bach,  der,  wie  dies  bei  Wiesbaden  der  Fall  sei, 
bald  in  den  Rhein  münde,  so  lange  aufzuhalten,  bis  das  Wasser  dem  grossen 
Fluss  zugeleitet  sei,  der  nun  durch  Selbstreinigung  das  Weitere  besorge. 
Kalk  und  Magnesia  habe  er  nur  als  Beispiele  verschiedener  Wirkung  er- 
wähnt, nicht  etwa  als  die  einzig  brauchbaren  Klärmittel,  die  je  nach  der 
Art  der  Abwässer  ja  ganz  verschieden  sein  müssten.  Jedenfalls  aber  sei 
die  Forderung  eine  berechtigte,  dass  man  neben   der  schon  so  hooh  ent- 
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wickelten  mechanischen  Seite  auch  die  chemische  Seite  der  Klärfrage  unter 
Berücksichtigung  der  allgemeinen  hygienischen  Gesichtspunkte  studire  und 
in  Betracht  ziehe.  Der  entscheidende  Anhaltspunkt,  der  allein  auf  die 
Dauer  befriedigende  Zustände  erwarten  lasse,  bleibe  aber  auch  für  die 
Kläranlagen,  wie  für  die  meisten  hygienischen  Einrichtungen,  die  sorgfaltige 
Berücksichtigung  der  örtlichen  Verhältnisse. 

Stadtrath  Harggraff  (Berlin)  wendet  sich  gegen  die  Angabe  des 
Herrn  Prof.  Arnold,   dass  die  Kosten  bei  den  mechanischen,  resp.  chemi- 
schen Reinigungsmethoden  sich   pro  Kopf  und  Jahr  auf  1  Mark  beziffern, 
während  diejenigen  für  die  Rieselfelder    1*20  Mark    betragen.     Solche  Be- 
rechnungen seien  sehr  schwierig,  da  vor  Allem   erforderlich  sei,  dass  die 
beiden  Yergleicbsobjecte  yoUständig  gleichgestellt  seien,  dass  also,  wie  für 
die  mechanische   und  chemische  Klärung  die  Canalisation  einer  Stadt  mit 
ihren  Röhren    und   maschinellen  Einrichtungen    gänzlich    ausscheide,   auf 
der  anderen  Seite  auch  nur  die  Rieselfelder,  als  Ohject  der  Reinigung,  und 
natürlich  das  Capital  der  Landerwerbung,  Aptirung  etc.,  in  Betracht  kom- 
men.    Danach  nun  stelle  sich  die  Sache  für  Berlin,  was  die  Rieselfelder 
anbetreffe,  vorausgesetzt,  dass  dieselben  gar  nichts  einbringen,  pro  Kopf 
und  Jahr  auf  60  Pfg.,  also  um  40  Pfg.  geringer  als  bei   der  künstlichen 
Reinigung.     Dazu  komme  aber  noch  Manches,  was  den  Vergleich  für  die 
Rieselfelder  noch  günstiger  mache:     Bei  den  Berechnungen  über  die  Klär- 
anlagen  sei  die  Fortschaffung  des  Schlammes  noch  ganz  ausser  Rechnung 
gelassen   und  es   sei  einer  Zukunftsrechnung  vorbehalten,    was    etwa  der 
Werth  des  Schlammes   ergebe.      Vorläufig  seien  die   Resultate   überall   so 
gewesen,  dass  der  Schlamm  nicht  nur  keinen  Werth  ergeben  habe,  sondern 
eigentlich   die  Hauptschwierigkeit   für    alle  Reinigungsmethoden    gewesen 
sei,   weil  er  die  colossalsten  Kosten  und  Umstände  verursacht  habe,  wäh- 
rend, wenn  jetzt  bei  den  Rieselfeldern  gar  keine  Einnahmen  gerechnet  wür- 
den, in  Zukunft  wohl  viel  eher  die  dort  gewonnenen  Producte  einen  Werth 
repräsentiren  würden.     Factisch  sei  in  den  letzten  Jahren  die  Sache  schon 
so  gewesen,  dass   ein  kleiner  Ueberschnss  von  30-,  40-,  50  000  Mark,  die 
von  diesen  60  Pfg.  pro  Kopf  abgehen  würden,  erzielt  worden  sei.     Endlich 
komme  ein  dritter  Factor  hinzu,  der  für  das  Reinigungsverfahren  sehr  un- 
günstig und  für  die  Rieselfelder,  wo  sie  anwendbar  seien,  günstig  spreche. 
In  der  Berechnung  von   1  Mark,  resp.   60  Pfg.,  seien  die  Zinsen  für  die 
Werthe  enthalten,  die  dort  geschaffen  seien.  In  dem  einen  Falle  seien  Werthe 
geschaffen  in  Mauern,  Bassins,  maschinellen  Einrichtungen;  auf  der  ande- 
ren Seite  seien  Werthe  geschaffen  in  Landerwerb  und  Grundbesitz.    Mathe- 
matisch genau    werden  nach    einer  Reihe    von  Jahren   dieses  Mauerwerk, 
diese   maschinellen  Einrichtungen,  grossartige  Reparaturen    erfordern,  sie 
werden  nach  längerer  Zeit  werthlos  sein,  und  es  würde  sogar  sehr  bedeu- 
tende Kosten    erfordern,   um  sie  wieder  fortzuschaffen,  und  sollten  neue 
Methoden  erfunden  werden,  so  würde  die  Zeit  vielleicht  sehr  bald  kommen, 
wo  die  ganzen  angewandten  Capitalien  nutzlos  geworden  seien,  während  in 
den  Rieselfeldern,  falls  neue  Methoden  erfunden  werden  oder  falls  auch 
keine  erfunden  werden,  jedenfalls  ein  Werthobject  den  Gemeinden  erhalten 
sei,  dass  nicht  nur  nach  einer  Reihe  von  Jahren  den  heutigen  Werth  reprä- 
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Bentire,  Bondern  einen  bedeutend  grösBeren.  DesBhalb  sei  es  nöthig,  wenn 
man  solche  Vergleiche  ziehe,  erstens  ganz  richtige  Zahlen  zu  Grunde  zu 
legen  und  zweitens  alle  Faptoren  zu  berücksichtigen,  die  zum  Vergleich 
dienen  können. 

Correferent  ProfPSSOr  Amold  bemerk^  hierzu,  dass  er  gar  nicht  be- 
absichtigt habe,  einen  Vergleich  zwischen  den  Kosten  der  verschiedenen 
Reinigungsmethoden  zu  ziehen.  Er  habe  die  von  Herrn  Stadtbaumeister 
Wiebe  berechneten  Kosten  nur  mitgetheilt,  damit  man  nicht  von  den  un- 
erschwinglichen Kosten  für  den  Betrieb  solcher  maschinellen  Anlagen  spreche 
und  dabei  habe  er  nur  erwähnt,  dass  nach  Angabe  des  Herrn  Stadtbaurath 
Kau  mann  sich  die  Kosten  der  Berieselung  in  Breslau,  wie  angegeben, 
stellen. 

Dr.  LiSSauer  (Danzig)  stimmt  den  von  den  Referenten  aufgestellten 
Thesen  im  Allgemeinen  vollständig  zu,  gestützt  auf  eine  14jährige  Erfah- 
rung, die  man  mit  Canalisation  und  Berieselung  in  Danzig  gewonnen  habe, 
wo  man  glücklich  über  den  Besitz  dieser  Anlagen  und  stolz  darauf  sei,  den 
anderen  deutschen  Städten  mit  gutem  Beispiel  vorangegangen  zu  sein. 
Die  Rieselfelder  habe  man  anfangs  nur  als  eine  Versuchsstation  angesehen, 
weil  weder  die  theoretischen  noch  die  praktischen  Landwirthe  Erfahrungen 
über  die  Behandlung  solcher  Anlagen  besessen  haben;  nunmehr  aber  habe 
sich  eine  bestimmte  Praxis  der  Behandlung  herausgebildet,  die  wohl  auch 
für  die  Zukunft  als  Norm  bleiben  dürfte.  Es  seien  nämlich  von  den  560 
Morgen  in  Betrieb  befindlichen  Riesellandes  400  Morgen  Wiesenland  an  Ein- 
wohner der  benachbarten  Dörfer  Weichselmüixde  und  Heubude  in  Pacht 
gegeben.  Diese  Leute  seien  früher  die  heftigsten  Gegner  der  Farm  ge- 
wesen, sie  haben  der  Canalisation  durch  Einwendungen  und  Verdächtigun- 
gen aller  Art  die  grössten  Schwierigkeiten  bereitet  und  jetzt  seien  sie  die 
grössten  Freunde  der  Anlage,  sie  bitten  förmlich  um  Ueberlassung  dieser 
Wiesen  und  es  sei  eine  Freude  zu  sehen,  wie  sowohl  der  Wohlstand  in  die- 
sen armen  Dörfern  sich  gehoben  und  die  Gesundheitsverhältnisse  in  ihnen 
sich  gebessert  haben.  —  Ausser  zu  Wiesencultur  seien  60  Morgen  der 
gärtnerischen  Cultur  übergeben  und  diese  seien  an  Handelsgärtner  von  Fach 
verpachtet,  die  theils  Gemüse  für  die  Stadt  bauen,  theils  Blumen,  welche 
als  Strohblumen  vielfach  nach  Paris  und  Amerika  verschickt  werden  und 
einen  wichtigen  Handelsartikel  für  Heubude  bilden.  Von  diesen  Leuten 
werde  stets  mehr  Land  zur  gärtnerischen  Cultur  verlangt,  was  aber  die 
städtische  Verwaltung  in  richtiger  Erkenntniss,  dass  der  Wiesenbau  als 
die  für  städtische  Rieselanlagen  zweckmässigste  Cultur  gefördert  werden 
müsse,  abgelehnt  habe.  —  Die  verbleibenden  100  Morgen  habe  die  Verwal- 
tung in  eigene  Regie  genommen  und  gleichsam  als  Versuchsstation  behan- 
delt und  baue  hier  abwechselnd  Getreide,  Rüben,  Tabak  etc.  Hier  bringe 
der  Boden,  der  vor  der  Berieselung  ein  Pacht erträguiss  von  0'7Ö  Mark  per 
Morgen  ergehen  habe,  nunmehr  4*50  Mark  jährlich. 

Was  nun  die  übrigen  Verhältnisse  der  Rieselanlagen  betreffe,  so  Beien. 
alle  Besorgnisse,  die  man  früher  wohl  gehegt  habe,  verschwunden.  Das 
Abwasser  der  Rieselfelder   sei  zu  wiederholten  Malen  von  dem  Chemiker 
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Herrn  0.  Ueiro  anteraacbt,  zuletzt  im  Jahre  1883,  nnd  ao  rein  befuaden, 
daas  man  es  ohne  Bedenken  in  die  Weichsel  flieseen  lassen  könne.  Es  ent- 
halte nar  noch  Sparen  von  organisch  gebundenem  Stickstoff,  nur  Sparen 
Ton  PhospborBlare,  weaig  Ammoniak,  dagegen  viel  Chlor,  Kali  und  Salpeter- 
■finre.  W&hrend  in  den  ersten  Jahren  das  AbSaBswasaer  sehr  viel  Ammo- 
niak and  sehr  wenig  Salpeters&are  enthalten  habe,  sei  es  jetzt  umgekehrt. 
Da«  Btä  ein  Beveia  dafar,  daas  sich  die  Verhältnisse  ia  dem  reinen  Sand- 
boden dnrcb  die  Berieselung  gOostig  ge&ndert  haben.  Wenn  man  das 
Wasser  längere  Zeit  in  einem  verschlossenen  Gefässe  stehen  lasse,  so  gehe 
es  nicht  in  Fäulniss  über,  sondern  bleibe  geruchlos. 

Was  nan  ferner  die  GesDudheitsverhältnisse  der  Bewohner  der  beiden 
an  die  Rieselfarm  aogrenzenilen  Ortschaften  betreffe,  über  die  ja  auch  so 
viel  Verdächtigungen  ausgesprengt  worden  seien,  so  sei  auch  hierüber  nach 
den  amtlichen  Listen^)  nur  Günstiges  zu  berichten.  In  Weichsel tDÜn de,  wo 
die  Sterblichkeit  früher  im  Durchschnitt  3*06  betragen  habe ,  sei  sie  in  den 
letaten  11  Jahren  3*05  gewesen;  in  Heubade  aber,  wo  die  Sterblichkeit 
früher  4'89  betragen  habe,  sei  sie  jetzt  im  Darchschuitt  der  letzt«D  elf 
Jahre  auf  3'52  gesunken,  Dies  sei  wohl  nicht  auf  die  Anlage  der  lüesel- 
farm  lu  schieben,  sondern  darauf,  dass  gerade  die  Bewohner  von  Heubude 
durch  die  Beschäftigung  auf  den  Rieselanlagen  sehr  viel  Geld  verdienen 
and  die  Mädohen  nnd  Frauen  dort  den  ganzen  Tag  auf  den  Feldern  beim 
Wiesenbau  oder  in  der  gärtnerischen  Cultar  arbeiten. 

Was  endlich  den  Paukt  betreffe,  der  die  Hygiene  besonders  interessire, 
das  Bedenken,  es  könne  im  Winter  nicht  berieselt  werden,  so  sei  diese  Be- 
■orgnisB  vollständig  geschwanden  nach  den  Erfahrungen  von  14  zum  Theil 
sehr  kalten  Wintern.  Selbst  im  letzten  Winter,  in  welchem  anhaltend  sehr 
hohe  Kälte  geherrscht  habe,  so  zwischen  dem  23.  Febr.  und  4.  März ')  an- 
haltend zwischen  —  5"  und  —  20"  R.,  sei  das  Canalwasser  mit  einer  Tem- 
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peratur  Yon  -f~  ^^  bis  -\-  7^R,  im  Haaptcanal  aDgekommen  und  sei  ohne 
Hindemiss  aaf  die  Fläche  geflossen.  Eine  früher  hergestellte  AosmOndang 
des  Zaffihmngscanals  direct  in  die  Ostsee,  durch  die  Däne  hindurch  angelegt, 
um  für  den  Fall,  dass  es  uicht  möglich  wäre,  im  Winter  zu  rieseln,  das  Canal- 
wasser  sicher  los  zu  werden,  sei  jetzt  vollständig  geschlossen,  weil  dayon 
nie  Gebrauch  gemacht  worden  sei,  ausser  im  ersten  Jähre  auf  einige  Wochen, 
wo  die  Anlage  überhaupt  noch  nicht  aptirt  gewesen  sei.  Seit  der  Zeit  aber 
sei  trotz  der  grössten  Kälte  davon  niemals  Gehrauoh  gemacht  worden. 

So  bestätige  also  die  Danziger  Erfahrung,  welche  nun  14  Jahre  alt 
sei,  vollständig,  was  die  Herren  Referenten  ausgesprochen  haben,  und  zeige 
besonders,  dass  die  Berieselung  von  Feld-  und  Wiesenflächen  als  die  vor- 
züglichste und,  wo  es  irgend  angehe,  einzig  richtige  Methode  der  Reinigung 
der  städtischen  Abwässer  zu  betrachten  sei,  während  die  anderen  Methoden 
nur  als  Nothbehelf  anzusehen  seien. 

Oberbfirgermeister  Becker   (Köln):    Das  vollkommene  und  klare 
Bild,  das  der  Herr  Correferent  über  die  in  einzelnen  Orten  mit  den  ver- 
schiedenen Systemen  der  Abwässerreinigung  gemachten  Erfahrungen  gegeben 
habe  und  andererseits  die  Mittheilungen  über  Rieselanlagen,  haben  doch 
gezeigt,  dass  bei  allen  Reinigungsverfahren,  namentlich  allerdings  bei  den 
Systemen  der  künstlichen   Klärung,    die  Sache  trotz  herrlicher  Prinoipien 
und  trotz   mancherlei  Vorzüge  noch  ihr  grosses  „Aber*'   habe.     Wie  die 
Berieselung,  selbst  in  Berlin,  noch  zahlreiche  Gegner  habe,  so  zeien  auch, 
über  die  verschiedenen  Klärmethoden,  für  deren  Mehrzahl  heutsutage  noclm 
jede  praktische  Erfahrung  fehle,  die  Ansichten  noch  sehr  getheili.     Ausser- 
dem sei  bei  den  künstlichen  Klärmethoden  die  Fortschaffung  des  Schlammes 
dessen  etwaiger  Werth  noch  ein  ganz  unbekannter  sei,  und  dessen  Yer^ 
werthung  aller  Orten    die    grössten  Schwierigkeiten  biete,    eine  zur  ZeM 
noch  gänzlich  ungelöste  Frage.     Kurz,  man  befinde  sich  noch  vollst&ndi 
auf  dem  Gebiete  des  Versuches,  eines  noch  in  keiner  Weise  bew&hrten  Ter-* ' 
snches;  selbst  in  England,  wo  schon  seit  einer  grossen  Reihe  von  Jahre 
die  verschiedensten  Versuche  gemacht  werden,  seien  die  Erfahrungen  noc 
keineswegs  abgeschlossen,  überall  experimentire  man  und  noch  keine«  de^ 
zahlreichen  Systeme   habe  sich   dauernd  als  richtig  und  empfehlenswerttS 
erwiesen.    Hierzu  komme,  dass,  welches  System  der  Abwässerreinigung  mac^ 
auch  wähle,  dies  in  der  ersten  Anlage  und  der  Durchführung  Kosten  erfor— ' 
dere,  die  ganz  unverhältnissmässig  das  übersteigen,  was  alle  Städte  mittlerei^ 
Grösse  sonst  für  die  grössten  communalen  Anlagen  auf  anderen  Gebietec::^ 
aufzuwenden   gewohnt  seien   und   aufwenden  können.     Zur  Zeit  liege  di^i* 
Sache  also  so:  auf  der  einen  Seite  noch  nicht  abgeschlossene  EIrfahrungen 
auf  der  anderen  Seite  ungewöhnlich  hohe  Kosten,  die,  wie  Herr  Mar ggraf"  -= 
richtig  betont  habe,  bei   den  künstlichen  Klarsystemen  weit  bedenkliche^^ 
seien,  als  bei  Rieselfeldern,  bei  denen  ein  in  der  Nähe  aufblühender  Städt^^ 
an  Werth  stets  steigender  Grund  und  Boden  bleibe,  das  Capital  also  jeden^ 
falls  gut  angelegt  sei,  während  nicht  die  geringste  Bürgschaft  dafür  bestebOf 
dass  nicht  alle  diese  Eintagsfliegen  von  Systemen  zur  künstlichen  Klärung 
vielleicht  sehr  bald  zu  den   überlebten,  veralteten  Einrichtungen  gehören 
und  die  ganzen  Anlo gekosten  einfach  weggeworfen  seien. 
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Für  den  praktischen  Yerwaltungsbeamten  erwachse  hieraus  die  Ver- 
pflichtung, mit  der  grössten  Vorsicht  vorzugehen,  nicht  zu  sagen,  wie  es 
die  These  3  vorschlage,  es  müsse  in  der  Regel  geklärt  werden,  sondern 
zu  sagen,  bei  dem  jetzigen  Standpunkte  der  Technik,  bei  den  grossen  Geld- 
mitteln, die  jedes  System  erfordere,  solle  man  die  Sache  von  Fall  zu  Fall 
behandeln  und  zur  Zeit  eine  Klärung  nur  in  denjenigen  Fällen  verlangen, 
in  denen  sie  durch  die  örtlichen  Verhältnisse  geboten  sei.  Wenn  eine  Stadt 
in  der  glücklichen  Lage  sei,  an  einem  grossen  Flusse  zu  liegen,  wenn  die 
Einwohnerzahl  der  Stadt  im  Verhältniss  zur  Wassermenge  und  Geschwin- 
digkeit des  Flusses  keine  Bedenken  errege,  wenn  bisher  nicht  die  gering- 
sten Schwierigkeiten  vorgelegen  haben,  warum  solle  man  jetzt  mit  einem 
Male  diese  Stadt  bei  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Technik  zwingen,  irgend 
eine  Klärvorrichtung  anzulegen?  Diese  Forderung  müsse  auf  die  Fälle  be- 
schränkt werden,  wo  entweder  nachweisbare  gesundheitliche  Mängel  sich 
herausgestellt  haben  oder  sonst  erhebliche  Missstände  vorliegen.  In  solcher 
Zwangslage  allein  könne  man  es  rechtfertigen,  wenn  eine  Stadt  zu  Ver- 
suchen übergehe,  die  noch  nicht  in  ihrer  Erfahrung  abgeschlossen  seien; 
dann  müsse  sie  eben  zu  einem  der  jetzt  bekannten ,  wenn  auch  unvollkom- 
menen und  noch  nicht  bewährten  Systeme  greifen ,  um  grössere  vorhandene 
Missstände  zu  beseitigen.  Aber  in  den  vielen  Fällen,  wo  die  Sache  jetzt 
nicht  so  ungünstig  liege,  da  solle  man  zuvor  mit  wachsamem  Auge  die  Vor- 
gänge in  der  Wissenschaft  und  Technik  auf  diesem  Gebiete  und  die  Erfah- 
rungen, die  in  anderen  Städten  gemacht  werden,  verfolgen,  aber  nicht  schon 
ein  generelles Princip  aufstellen  und  sagen,  es  müsse  in  der  Regel  geklärt 
oder  gereinigt  werden.  So  handle  man  auch  im  Interesse  der  Bestrebungen 
dieses  Vereines.  Die  grossen  Geldmittel,  die  ohne  zwingenden  Grund  in  die 
Klärbassins  gesteckt  werden,  gehen  für  andere  sanitäre  Zwecke  verloren, 
und  man  habe  in  verschiedenen  Städten  viel  dringendere  sanitäre  Aufgaben 
zu  lösen,  die  alle  dann  hinter  diese  Frage  zurücktreten  müssen. 

Ein  anderer  Punkt  noch  sei  der:  Die  Städte  müssen  doch  vor  Allem 
die  Schmutzwässer  und  Fäcalien  aus  ihrem  Gebiete  schnell  los  werden;  das 
sei  doch  das  erste  Erforderniss !  Wenn  die  Städte  aber  zugleich  auch  ge- 
zwungen werden  sollen,  diese  Abwässer  zu  klären,  dann  koste  es  das  doppelte 
Geld,  und  das  schwierige  sei  gerade  das  Klären,  das  weniger  schwierige 
das  Fortschaffen.  Wenn  man  Beides  verlange,  hindere  man  die  meisten 
Städte,  überhaupt  etwas  zu  thun.  Man  hindere  also  durch  diese  For- 
derung' gerade  das,  was  man  erreichen  wolle,  nämlich  eine  Besserung  der 
sanitären  Verhältnisse,  man  verhindere,  das  Erprobte,  oft  mit  geringeren 
Mitteln  Erreichbare  einzuführen,  zu  Gunsten  einer  zweiten  Aufgabe,  deren 
praktische  Lösung  noch  in  keiner  Weise  durch  eine  langjährige  Erfahrung 
sicher  gestellt  sei. 

Aus  diesen  Gesichtspunkten  habe  er  nach  zwei  Richtungen  Bedenken 
gegen  die  von  den  Herren  Referenten  vorgeschlagenen  Resolutionen,  zu- 
nächst gegen  die  Resolution  5,  wo  gleich  apodictisch  gesagt  werde,  dass, 
wenn  künstliche  Klärung  eintrete,  dies  durch  chemische  Fällung,  Abklärung 
und  Filtration  geschehen  müsse.  Diese  Resolution  gehe  viel  zu  sehr  ins 
Einzelne,  er  halte  die  ganze  Resolution  5  bei  dem  jetzigen  Standpunkte 
der  Technik  für  unberechtigt,  und  glaube,  mau  könne  es  dem  Einzelnen 
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klagen  sich;  man  sei  verrathen  und  verkauft,  man  wisse  nicht,  wo  man  den 
Schmatz  hinthun  solle.  Dies  sei  aher  noch  weit  schlimmer,  wenn  auch  noch 
die  festen  Stoffe  eines  städtischen  Schwemmnetzes  aufgestapelt  werden 
müssen  und  man  werde  dann  sehr  leicht  dazu  kommen,  diese  unleidlichen 
Anhäufungen  mittelst  Wagenahfuhr  wieder  in  den  Fluss  oder  sonst  wohin 
wegzufahren  oder  man  stelle  daraus  in  Poudrette-  oder  anderen  Fabriken 
Formsteine  her,  wie  dies  vorhin  in  Bezug  auf  Halle  als  eine  unschädliche 
oder  gar  angenehme  Decoratiou  für  die  Umgebung  bezeichnet  worden  sei, 
während  er  nur  constatiren  könne,  dass  die  yorhin  herumgereichten  Com- 
postplatten  aus  Halle  einen  so  Übeln,  widerlichen  Geruch  verbreitet  hätten, 
dass  man  sie  habe  aus  dem  Saale  schaffen  müssen  Das  könne  man  doch 
nicht  für  eine  befriedigende  Lösung  der  Frage  ansehen  und  desshalb  möge 
die  Versammlung  sich  doch  ja  in  Acht  nehmen,  heute  schon  etwas  vertreten 
zu  wollen,  was  noch  nicht  als  vollständig  klar  gestellt  bezeichnet  werden 
könne. 

Regiemngs-  nud  Stadtbaumeister  Heuser  (Aachen)  glaubt,  dass 

erst  nach  einer  Reihe  von  Jahren  in  Deutschland  mit  den  verschiedenen 
Reinigungsmethoden  genügende  Erfahimngen  gesammelt  sein  würden,  um 
ein  endgültiges  Urtheil  über  dieselben  zu  ermöglichen.  Aus  diesem  Grunde 
habe  er  im  vorigen  Jahre  im  Auftrage  der  Stadt  Aachen  England  bereist, 
um  die  dortigen  Anlagen  zu  besichtigen,  die  schon  viel  längere  Zeit  bestehen, 
Rieselanlagen  sowohl  wie  künstliche  Klärungsverfahren.  In  letzterer  Be- 
ziehung sei  in  England  ausserordentlich  viel  experimentirt  worden  und  die 
Zahl  von  Patenten,  welche  auf  Systeme  und  Chemikalien  genommen  worden 
seien,  betrage  wohl  500  bis  600.  Davon  sei  aber  wenig  übrig  geblieben, 
das  meiste  sei  nach  kürzerer  oder  längerer  Zeit  so  zu  sagen  ins  Wasser 
gefallen.  Man  habe  dann  auch  verschiedene  Anlagen  combinirt;  man  habe 
häufig  künstlich  geklärt  und  das  ans  den  Klärungsanlagen  ablaufende  Wasser 
durch  weitere  Filtration  durch  Erde  oder  durch  Filtration  durch  andere 
Stoffe  weiter  gereinigt,  man  habe  z.  B.  die  chemische  Klärung  mit  Riesel- 
anlagen verbunden  und  dergleichen.  Eine  Stadt,  die  das  neuerdings  aus- 
geführt habe,  sei  Birmingham.  Diese  Stadt  habe  seit  längerer  Zeit  eine 
Klärungsanlage,  die  recht  gut  functionirt  habe.  Man  habe  sich  aber  trotz- 
dem entschlossen,  ausserdem  Rieselanlagen  zu  machen.  Dem  gegenüber 
stehe  als  anderes  Beispiel  Sheffield,  welches  eine  sehr  grosse  Kläranlage  vor 
einigen  Monaten  in  Betrieb  genommen  habe.  Sie  sei  nach  dem  Muster  der^ 
jenigen  von  Bradford  erbaut,  die  schon  seit  längeren  Jahren  in  Betrieb  sei 
und  sich  ganz  gut  bewährt  habe.  Ohne  auf  alle  Einzelheiten,  die  er  dort 
gesehen  habe,  einzugehen,  möchte  er  nur  als  Schlussresultat  seiner  dortigen 
Beobachtungen  mittheilen,  dass  die  durchgehende  Meinung  der  gesammten 
englischen  Techniker  —  abgesehen  von  einzelnen  Ausnahmen  —  dahin 
gehe,  dass  das  Verfahren,  welches  am  besten  geeignet  sei,  die  städtischen 
Abwässer  zu  reinigen,  immer  noch  die  Berieselung  bleibe,  dass  aber  dieses 
Verfahren  in  weit  weniger  Fällen  anwendbar  sei,  als  man  früher  voraus- 
gesetzt habe.  Es  erfordere  erstens  geeignete  Bodenbeschaffenheit,  geeignete 
grosse  Landflächen,  es  erfordere,  dass  das  Hinschaffen  des  Wassers  bis  zu 
diesen  Landflächen  nicht  allzu  thcuer  werde,  dass  das  Aptiren  der  Land- 
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fläche  für  die  Berieselung  nicht  allza  grosse  Kosten  verursache  und  dass 
das  Land  zu  Preisen  gekauft  werden  könne,  wie  etwa  der  gewöhnliche  prak- 
tische Landwirth,  der  von  seinem  Acker  leben  wolle,  es  auch  kaufen  würde. 
Wenn  aber,  wie  das  häufig  in  der  Nähe  der  grossen  Städte  der  Fall  sei,  der 
Preis  von  Grund  und  Boden  plötzlich  in  die  Höhe  schnelle,  namentlich 
wenn  ruchbar  werde,  dass  die  Stadt  kaufen  wolle  oder  müsse,  dann  werde 
der  Preis  leicht  so  hoch,  dass  dadurch  allein  häufig  die  Anlage  von  Riesel- 
feldern unmöglich  gemacht  werde.  Dann  habe  sich  ferner  gezeigt,  dass  die 
Reinigung  der  Abwässer  durch  die  Rieselanlagen  in  der  Praxis  meistens 
nicht  in  dem  Grade  erfolge,  wie  es  wohl  möglich  sein  würde.  Es  stehen 
sich  da  eben  zwei  Interessen  gegenüber.  Das  eine  Interesse  verlange,  dass 
das  Wasser  möglichst  gut  gereinigt  werde;  das  Interesse  des  landwirth- 
schaftlichen  Betriebes  der  Rieselfeldanlagen,  welches  in  diesem  Punkte 
durchaus  mit  dem  Interesse  der  städtischen  Verwaltung  zusammengehe, 
laufe  aber  darauf  hinaus,  aus  der  Rieselanlage  möglichst  hohe  Erträge  zu 
erzielen.  Wenn  man  das  wolle,  könne  man  es  in  sehr  vielen  Fällen  und  zu 
sehr  vielen  Zeiten  nur  dadurch,  dass  man  die  möglichste  Reinigung  des 
Wassers  vernachlässige.  Er  habe  thatsächlich  auf  seiner  Reise  bei  mehreren 
Rieselanlagen,  wohin  er  unerwartet  gekommen  sei,  gesehen,  dass  das  Wasser, 
welche  von  denselben  abfliesse,  nach  dem  Augenschein  beurtheilt,  nicht 
klar,  sondern  in  einzelnen  Fällen  sogar  trüber  gewesen  sei,  als  dasjenige 
Wasser,  welches  aus  chemischen  Anlagen  abgelassen  worden  seL 

Es  komme  also  nicht  bloss  darauf  an ,  was  man  erreichen  könne ,  son- 
dern was  in  der  täglichen  Praxis  thatsächlich  erreicht  werde,  und  in  dieser 
Beziehung  könne  man  sagen,  dass  die  Rieselfeldanlagen  und  auch  manche 
chemische  Elärungsanlagen  eine  Reinigung  des  Wassers  erzielen,  mit  der 
man  sich  in  der  Praxis  wohl  zufrieden  geben  könne,  wenngleich  sie  nicht 
vollkommen  sei. 

In  chemischer  Beziehung  sei  sehr  viel  versucht  worden,  und  es  seien 
auch  die  Combinationen,  die  von  Herrn  Prof.  Arnold  als  hier  ausgeführt 
erwähnt  worden  seien  ^  in  England  längst  probirt  worden.  Beispielsweise 
bestehe  in  Bradford  eine  Klärungsanlage,  bei  welcher  der  Niederschlag  des 
Schlammes  durch  Kalk  erfolge,  worauf  eine  aufsteigende,  und  zwar  eine 
doppelte  Filtrirung  gegenwärtig  durch  Coaks  stattfinde;  das  Wasser,  wel- 
ches abfliesse,  sei  sehr  rein.  Andere  Städte  haben  Kies  als  Filtermaterial 
verwandt.  In  Bradford  habe  man  eine  Zeit  lang  Torf  benutzt,  sei  aber  davon 
abgegangen  —  aus  welchen  Gründen,  habe  er  nicht  erfahren  können,  da 
dies  schon  vor  längeren  Jahren  stattgefunden  habe.  In  Frankfurt,  dessen 
Kläranlage  nach  englischen  Mustern  erfolgt  sei,  folge  auf  die  Niederschlagung 
des  Schlammes  keine  Filtration ;  in  Frankfurt  scheine  man  dieselbe  vorläufig 
nicht  für  nöthig  zu  halten.  Es  werde  sich  ja  zeigen,  ob  die  Erfahrung  das 
bestätige. 

Ein  weiterer  wichtiger  Punkt  sei  der  Kostenpunkt,  und  da  zeige  sich, 
dass  die  Betriebskosten  sehr  variiren.  Bei  den  Aulagen,  die  er  besucht 
habe,  stellen  sich,  soweit  er  habe  erfahren  können,  diese  Kosten  pro  Kopf 
der  Bevölkerung  auf  etwa  Vi  bis  2  und  3  Mk.  jährlich,  je  nach  den  ört- 
lichen Verhältnissen  und  je  nach  der  Grösse  und  Zweckmässigkeit  der  An- 
lage und  des  Betriebes.    Diese  Kosten  seien  so  enorm  hoch,  dass  er  glaube, 
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dMBH  man  doch  sehr  überlegen  mfine,  ehe  man  einer  Stadt  zamnthe,  jährlich 
HO  Tiel  Geld  für  tolche  Zwecke  anszogeben,  namentlich  wenn  etwa  nicht 
behauptet  werden  könne«  daM  dnrch  die  Eünleitnng  der  ungereinigten  Ab- 
wiiwer  wirkliche  Uebelaiände  entstanden  seien.  Man  könne  die  Reinigang, 
namentlich  l>ei  dem  chemischen  Verfahren,  sehr  weit  treiben,  and  könne 
•ich  auch  mit  einem  geringen  Grade  der  Beinignng  zafrieden  geben.  Je 
weiter  man  die  Reinigung  treibe,  desto  grösser  seien  die  Kosten,  nnd  aus 
diesen  praktuchen  Gründen  glaube  er,  dass  man  die  Forderungen  nicht 
allzu  schroff  stellen  sollte.  Die  englischen  St&dte  seien  im  Allgemeinen 
finanziell  sehr  yiel  leistnngsföhiger  als  die  deutschen  Städte,  man  sähe  das 
dort  an  allen  städtischen  Anlagen,  und  spiele  der  Kostenpunkt  in  Deutsch- 
land noch  eine  yiel  wichtigere  Rolle  als  in  England. 

Weiter  noch  sei  zu  erwähnen,  dass  die  Meinung  der  englischen 
Ingenieure  im  Allgemeinen  jetzt  dahin  gehe,  dass  man  überhaupt  nicht  eine 
bestimmte  Reinigungseinrichtung,  sei  es  eine  einfache  oder  eine  combinirte, 
als  die  beste  empfehlen  könne,  sondern  dass  man  je  nach  der  Lage  der 
örtlichen  Verhältnisse  eine  genaue  Prüfung  eintreten  lassen  und  sich  da- 
nach entscheiden  müsse,  was  für  diesen  gegebenen  Fall  das  beste  sei,  und 
das  könne  je  nach  Umständen  sowohl  eine  Berieselungsanlage  als  eine  che- 
mische Klärung  sein.  Jedenfalls  aber  solle  man  sich  mit  demjenigen  Grade 
der  Reinigung  zufrieden  geben,  der  durch  die  örtlichen  Umstände  zur  Ver- 
meidung wirklicher  Uebelstände  bedingt  werde. 

Htadtrath  Trampe  (Danzig)  schUesst  sich  mit  YoUer  Ueberzeugung 
dem  von  den  beiden  Herren  Referenten  in  Betreff  der  Rieselfelder  Gesagten 
an,  die  sich  für  die  Stadt  Danzig  in  so  segenbringender  Weise  bewährt 
hätten  und  denen  in  Verbindung  mit  der  Ganalisation  die  Stadt  Danzig  es 
wohl  in  erster  Linie  zu  verdanken  habe,  dass  bei  den  letzten  Choleraepidemieen 
der  Jahre  1871  bis  1873,  während  die  Krankheit  in  der  nächsten  Umgebung 
DanzigH  furchtbar  gewüthet  habe,  die  Stadt  selbst  fast  ganz  verschont 
geblieben  und  wesentlich  nur  in  den  Theilen  ergriffen  worden  sei,  die  noch 
nicht  an  die  Canalisation  angeschlossen  gewesen  seien.  Diese  Thatsache 
stehe  fest  und  es  sei  wohl  möglich,  dass  neben  der  Canalisation  auch  die 
Rieselfelder  ihren  Antheil  daran  haben,  indem  die  in  den  Fäcalien  Cholera- 
kranker enthaltenen  und  mit  den  letzteren  nach  den  Rieselfeldern  hinans- 
gesohwemmten  Bacillen  dort  durch  schnelles  Verdunsten  und  Versickern  des 
Wassers  trocken  gelogt  und  vernichtet  worden  seien.  Jedenfalls  scheine 
durch  den  überaus  günstigen  Verlauf,  welchen  die  letzten  Choleraepidemieen 
im  Gegensatz  zu  früheren  Jahren  in  Danzig  genommen  haben,  der  Beweit 
erbracht  zu  sein,  dass  das  Canalisations-  und  Rieselsystem  nicht,  wie  von 
Gegnern  desselben  behauptet  sei,  zur  Verbreitung  der  Cholera  beigetragen 
habe,  sondern  dass  dasselbe  im  Gegentheil  in  hervorragendem  Maasse  geeignet 
sei,  diese  Krankheit  durch  schleunige  Beseitigung  und  Vernichtung  der 
Ansteokungskeime  mit  Erfolg  zu  bekämpfen. 

Da  sich  zur  Genoraldiscussion  Niemand  mehr  zum  Worte  gemeldet  hat, 
wird  dieselbe  geschlossen  und  in  die  Specialdiscussion  der  einzelnen 
Thesen  eingetreten. 
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goBundheitlich  anfechten  könne,  noch  einen  zweiten  Canal  anzubringen  mit 
fast  verdoppelten  Kosten,  sei  nicht  richtig. 

Die  sanitären  Bedenken,  die  gegen  diese  getrennte  Abführung  des 
Regen  Wassers  unter  Umständen  vorliegen,  seien  die,  dass  der  Schmutz  der 
Strassen,  der  Schmutz  der  Höfe  fast  eben  so  sehr  sanitären  Bedenken  unter- 
liege und  unter  Umständen  ebenso  der  Reinigung  bedürfen  werde  wie  die 
anderen  Stoffe;  auch  sei  das  Regen wasser  als  Spülwasser  für  die  Schmutz- 
canäle  von  erheblicher  Bedeutung.  Dess wegen  schlage  er  in  Gemeinschaft 
mit  Herrn  Oberingenieur  Meyer  vor,  diese  These  2  wie  folgt  zu  fassen: 

„Die  Canäle  sollen  zur  Aufnahme  und  sicheren  Abführung  der 
gesammten  Schmutz  wasser,  einschliesslich  der  Ciosetabgänge  und 
des  Regenwassers,  geeignet  sein,  in   so  weit  nicht  die   örtlichen 
Verhältnisse  die  besondere  Ableitung  des  Regenwassers  als  zweck- 
mässig erscheinen  lassen.'' 
Nachdem   die  Herren  Referenten  sich  mit  dieser  veränderten  Fassung 
der  These  2  einverstanden  erklärt  habeu,  wird  dieselbe  bei  der  Abstimmung 
nach  dem  Antrag  des  Herrn  Stadtbaumeister  Stubben  angenommen. 


These     3. 


„Die  städtischen  Abwässer  dürfen  in  der  Regel  erst  nach 
erfolgter  Reinigung  den  öffentlichen  Flussläufen  zugeführt 
werden."  (cf.  d.  Resolut.  Pkt.  1,  d.  IV.  Versammlung  des  Vereins 
zu  Düsseldorf,  1876.) 

Oberbfirgermeister  Beeker  (Köln)  beantragt  im  Anschluss  an  das 
von  ihm  bei  der  Generaldiscussion  Mitgetheilte  an  Stelle  der  von  den 
Referenten  vorgeschlagenen  These  3  die  folgende  These  zu  setzen : 

„Die  Reinigung  der  städtischen  Abwässer  vor  ihrer  Zuführung 
in  die  Flussläufe  bleibt  vor  wie  nach  anzustreben.     Bei  dem  jetzi-    - 
gen  Stande  der  Technik  und  den  erheblichen,  mit  jeder  Reinigung  't 
verbundenen  Kosten  empfiehlt  es  sich  jedoch ,  die  Forderung  der  " 
Reinigung  nur  in  denjenigen  Fällen  zu  erheben,  wo  gesundheitliche  ^ 
Missstände  zu  befürchten  sind  oder  sonstige  erhebliche  Uebelstände  ^ 
sich  fühlbar  machen  und  nur  in  einem  solchen  Umfange,  als  zur  " 
Beseitigung  dieser  Uebelstände  geboten  ist.^ 
Durch   den  vorangestellten  Satz  werde  die  Continuität  der  heutigen  These 
mit  der  Düsseldorfer  Resolution  gewahrt  und  das  Princip,  das  der  Verein 
erstreben  wolle  und  müsse,  aufrecht  erhalten.     Dagegen  entspreche  es  dem 
praktischen  Bedürfniss,  den  im  zweiten  Satz  ausgesprochenen  Vorbehalt  sa 
machen,  einen  Vorbehalt,  der  in  ähnlicher  Weise  auch  in  der  Düsseldorfer 
Resolution  enthalten  sei,  durch  die  Forderung,  der  Staat  solle  mit  Rücksicht 
auf  die  Grösse  des   Wasserlaufs,    die  Geschvrindigkeit    desselben  etc.  die 
Normen  gesetzlich  feststellen,  unter  denen  die  Klärung  geboten  erscheine. 
Diese  gesetzliche  Fixirung  sei  bis  jetzt  von  keinem  Staate  versucht  worden 
und  werde  sich  wohl  auch  so  leicht  nicht  machen  lassen.     Da  liege  es  viel 
näher,  von  Fall  zu  Fall  eine  Püfung  eintreten  zu  lassen,  wie  dies  die  oben 
vorgeschlagene  These  ausspreche. 
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Stadtrath  Marggraff  (Berlio)  fiDdet,  dass  der  zweite  Satz  des 
Becker 'Beben  Antrages,  namentlich  der  Scblass  desselben,  der  die  Forde- 
rung der  Reinigung  nur  insoweit  verlange,  als  zur  Beseitigung  von  Uebel- 
ständen  geboten  sei,  über  das  hinausgehe,  was  der  Verein  sich  zur  Aufgabe 
gestellt  habe  und  ihn  von  dem  Ziel  wieder  zurücktreibe,  das  er  schon  er- 
reicht habe.  Der  Verein  müsse  doch  einen  etwas  idealeren  Standpunkt  fest- 
halten und  nicht  so  weit  gehen,  bei  der  Ganalisation  ausschliesslich  an  die 
Geldfrage  anzuknüpfen.  £r  halte  These  3,  wie  sie  die  Herren  Referenten 
Yorgeschlagen  hätten,  durchaus  nicht  für  bedenklich,  könne  allenfalls  auch 
einer  Resolution  zustimmen,  die  erkläre,  der  Verein  stehe  nach  wie  vor  auf 
dem  Standpunkte  der  Düsseldorfer  Resolution,  nicht  aber  könne  er  den 
ßecker'schen  Antrag  unterstützen. 

Oberingenieur  Andreas  Meyer  (Hamburg)  erinnert  daran,  dass  der 
Standpunkt  auf  der  Düsseldorfer  Versammlung  der  gewesen  sei,  dass  der 
Verein  erklärt  habe,  es  komme  auf  das  Verhältniss  der  Schmutzwassermenge 
einer  Stadt  zu  der  Wassermenge  des  yorbeifliessenden  Stromes  während  der 
trockenen  Jahreszeit  an  und  dieses  Verhältniss  müsse  so  günstig  sein,  dass 
kein  sanitärer  Nachtheil  durch  das  Einlassen  des  Schmutzwassers  der  Stadt 
in  den  Strom  nachgewiesen  werden  könne.  Zu  dem  Zwecke  habe  damals 
der  Verein  beim  Reichskanzleramt  beantragt,  Untersuchungen  hierüber  in 
den  deutschen  Flüssen  vornehmen  zu  lassen  und  habe  diesen^Wunsch  später 
auf  dem  Berliner  Congress  erneuert  und  den  früheren  Standpunkt  der  Be- 
urtheilung  von  Fall  zu  Fall  wieder  betont,  gegenüber  der  These  des  Herrn 
Virchow,  dass  jede  Stadt  von  100  000  Einwohnern  und  mehr  in  Betreff 
ihrer  Abwässer  vom  Flusse  abgesperrt  werden  müsse,  einer  These,  der  der 
wesentlich  aus  praktischen  Hygienikeru  bestehende  Verein  nicht  habe  bei- 
stimmen können,  da  durch  solch  willkührliches  Verdict  den  Städten  un- 
geheurer Schaden  zugefügt  werde.  Ganz  allgemein  die  Einleitung  unreiner 
städtischer  Abwässer  in  die  Flüsse  zu  verbieten,  sei  unzweckmässig  und 
gesundheitsschädlich  und  er  trete  vollständig  dem  Antrage  des  Herrn  Ober- 
bürgermeister Becker  bei,  der  betone,  dass  es  wünschenswerth  sei,  da,  wo 
ein  Missverhältniss  von  Stadt  und  Fluss  bestehe,  einzugreifen,  der  aber  nicht 
weiter  gehe.  Das  könne  man  vielleicht  in  einigen  Jahren  schon  thun,  so- 
bald sich  ein  für  grössere  städtische  Schrautzwasserraengen  wirklich  durch- 
führbares Klärverfahren  erprobt  habe;  vielleicht  seien  bis  dahin  auch  die 
Untersuchungen  über  Grenzwerthe  angestellt.  Für  heute  aber  halte  er 
es  nicht  für  rathsam,  weiter  zu  gehen  und  spreche  er  sich  desshalb  ent- 
schieden für  die  Annahme  des  Antrag  Becker  aus. 

Bfirgermeister  Franeke  (Stralsund)  betont,  dass  damit  gar  nichts 
gesagt  sei,  es  sei  schädlich,  Abwässer  in  Flüsse  zu  leiten,  es  komme  eben 
Alles  darauf  an,  wie  gross  die  Flüsse  und  wie  gross  die  in  sie  entwässernden 
Städte  und  die  Menge  der  Abwässer  und  sonstigen  schmutzigen  Flüssig- 
keiten, die  in  den  Fluss  gelangen,  seien.  Da  bisher  von  den  Gegnern  der 
Schwemmcanalisation  die  Thatsache  beharrlich  todtgeschwiegen  werde,  dass 
in  vielen  Fällen,  in  denen  Abwässer  von  Schweramcanälen  in  den  Fluss 
gehen,  sich  durchaus  kein  Missstand  ergeben  habe,   wie  beispielsweise  in 
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Hamburg -Altona,  in  Magdeburg,  [in  Lübeck,  in  Düsseldorf  eta,  so  sei  es 
Sache  des  Vereins,  dieser  Frage  praktisch  näher  zu  treten.  Nun  habe  ja 
der  Verein  beim  Gesundheitsamte  beantragt,  man  möge  auf  Grund  der 
thatsächlich  yorliegenden  Verhältnisse  ermitteln,  wie  es  mit  den  Flüssen 
stehe.  Da  das  vom  Gesundheitsamte  nicht  geschehen  sei,  sei  es  nunmehr 
Sache  des  Vereins,  diese  Untersuchungen  selbst  vornehmen  zu  lassen  und 
stelle  er  desshalb  folgenden  Antrag: 

Der  Verein  beschliesst,  chemische  Untersuchungen  der  Elbe 
unterhalb  Magdeburgs  und  Altonas,  des  Rheins  unterhalb  Düssel- 
dorfs und  der  Trave  und  der  Wakenitz  unterhalb  Lübecks  in  Be- 
zug auf  das  Einfliessen  der  Schmutzwässer  der  betreffenden  Städte 
zu  veranstalten  und  beauftragt  einen  Vorstand  mit  der  Ausfilhning 
dieses  Beschlusses  — 

eventuell,  den  auf  derartige  Untersuchungen  gerichteten 
Antrag  des  Vereins  an  das  Reichsgesundheitsamt  zu  wiederholen. 

Gorreferent  ProfcsSOr  Arnold  wendet  sich  gegen  den  Becker'- 
schen  Antrag,  weil  hier  im  Verein  nicht  Verwaltungsmaassregeln  oder  der 
Geldsäckel  als  Basis  der  Berathungen  betrachten  werden  müssten,  sondern 
lediglich  der  sanitäre  Standpunkt  Er  könne  desshalb  nur  dem  ersten  Theil 
des  Antrages  zustimmen,  der  besage,  in  Ueberein Stimmung  mit  den  Düssel- 
dorfer Beschlüssen  sei  der  Verein  der  Ansicht,  dass  nach  wie  vor  eine 
Reinigung  der  Abwässer  zu  erstreben  sei.  Der  zweite  Theil  des  Antrages 
Becker  aber  muthe  dem  Verein  zu,  nachdem  er  10  Jahre  für  eine  Sache 
gekämpft  habe,  nun  die  Flinte  ins  Korn  zu  werfen. 

Stadtbaumeister  Stflbben  (Köln)  bittet  aus  praktisch  sanitären 
Gründen,  nicht  bloss  wegen  allgemeiner  Verwaltungsrücksichten  dem  Antrage 
Becker  zuzustimmen.  An  der  Donau  wie  am  Rhein  gebe  es  manch  eine 
Stadt  von  10-  bis  15000  Einwohnern,  die  bisher  ihre  Jauche  oberirdisch 
in  den  Fluss  laufen  lasse  und  es  habe  keiner  gerügt,  dass  dies  in  sanitärer 
Beziehung  nachtheilig  sei;  noch  weniger  sei  ein  praktischer  Beweis  erbracht 
worden.  Er  halte  es  daher  für  etwas  gewagt,  wenn  man  sage,  das  Einlaufen 
eines  solchen  Wassers  sei  in  der  Regel  sanitär  bedenklich.  Dadurch,  dass 
dieser  Ausspruch  gethan  worden  sei,  sei  bis  jetzt  nichts  im  gesundheitlichen 
Interesse  erzielt  worden,  sondern  es  habe  sich  im  Gegentheil  manche  gesund- 
heitliche Maassnahme  verzögert.  Wenn  man  diese  Stadt  am  Rhein  von 
10- bis  15  000  Einwohnern  schliesslich  dahin  bringe,  dass  sie  die  Canalisation 
ausführe  —  es  sei  das  schon  sehr  schwer,  sie  müsse  vielleicht  300-  bis 
400  000  Mk.  dafür  ausgeben  —  und  nun  wolle  man  sie  auch  noch  nöthigen, 
eine  Klärung  derjenigen  Wasser  vor  dem  Einlaufen  in  den  Fluss  vorzu- 
nehmen, welche  bisher  oberirdisch  unbeanstandet  dem  Flusse  zugeführt 
worden  seien,  so  verlange  man  von  der  Stadt,  damit  sie  die  Canalisation 
vornehme,  annähernd  die  doppelte  Ausgabe  und  erziele  damit  in  der  Regel, 
dass  die  Ausführung  ganz  unterbleibe.  Daraus  folge,  dass  es  aus  praktisch 
sanitären  Gründen  nicht  zweckmässig  sei,  dabei  stehen  zu  bleiben,  dass  man 
sage,  man  verlange  die  Klärung,  denn  damit  verzichte  man  in  der  Regel 
auf  die  sanitäre  Besserung  überhaupt.    Nichts  könne  den  Verein  ab  sanitäre 
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werden  nur  in  die  Arbeit  eintreten  können,  wenn  sie  von  ihren  Regierungen 
dazu  beauftragt  und  mit  den  entsprechenden  Geldmitteln  yersehen  werden. 
Es  bedürfe  also  für  das  Gebiet  des.  Deutschen  Reiches  der  Initiative  und  Füh- 
rung der  Reichsregierung,  der  Verein  werde  damit  nicht  zu  Stande  kommen. 

Hiermit  ist  die  Discussion  über  These  3  geschlossen.  Bei  der  Ab- 
stimmung wird  der  Antrag  Becker  mit  grosser  Majorität  angenommen, 
der  Autrag  Francke  hingegen  in  seinen  beiden  Theilen  abgelehnt. 


These    4. 


Zur  Unschädlichmachung  der  städtischen  Schmntzwasser  und 
zur  gleichzeitigen  Verwerthung  der  in  denselben  enthaltenen  Dung- 
stoffe ist  bis  jetzt  die  Berieselung  von  Feld-  und  Wiesenflächen 
das  geeignetste  Mittel,  (cf.  d.  Resolut.  Pkt.  2  der  IV.  Versammlung 
des  Vereins  zu  Düsseldorf,  1876.) 

Correferent  ProfeSSOr  Amold :  Nachdem  Punkt  3  der  Thesen, 
im  Sinne  des  Herrn  Oberbürgermeisters  Becker  abgeändert,  angenommen 
und  darin  im  Vordersatze  ausgesprochen  worden  sei,  „dass  nach  wie 
vor  die  Reinigung  der  Abwässer  vor  dem  Einlaufen  in  die 
Flüsse  zu  erstreben  sei",  so  glaube  er  in  Uebereinstimmung  mit  dem 
Herrn  Referenten  Kau  mann,  dass  der  Verein  in  die  „technische  Frage  ** 
weiter  nicht  eintreten  solle,  sie  ziehen  in  Folge  dessen  die  Thesen  4  und  5 
zurück  —  und  überlassen  es  den  einzelnen  Communen  und  den  Behörden, 
nach  dem  Stande  der  Wissenschaft  und  Technik  in  jedem  Falle  zu  ent- 
scheiden, ob  sie  die  Berieselung  oder  die  künstliche  Reinigung 
vorziehen. 

Geh.  OberreglemngSrath  Goltz  (Berlin)  glaubt,  auch  nachdem  die 
Herren  Referenten  die  These  4  zurückgezogen  haben,  zu  seiner  wie  vielleicht 
auch  zur  Belehrung  Anderer  eine  Frage  betreffs  der  Breslauer  Berieselung 
an  Herrn  Stadtbaurath  Kau  mann  stellen  zu  sollen.  Der  Herr  Referent 
habe  wiederholt  die  Ziffern  von  400  Einwohnern  auf  den  Hektar  Riesel- 
fläche als  die  in  Breslau  maassgebende  und  bewährte  angegeben.  Diese 
Ziffer,  glaube  er,  müsse  doch  wohl  zunächst  dahin  richtig  gestellt  werden, 
dass  es  sich  um  aptirte  Rieselflächen  handle.  Wenn  das  aber  auch  von 
Herrn  Baurath  K  a  u  m  a  n  n  gemeint  sei,  dass  die  Ziffer  400  auf  den  Hektar 
nur  auf  aptirte  und  drainirte  Flächen  sich  beziehe,  so  sei  die  Ziffer  doch 
für  ihn  noch  immer  einigermaassen  überraschend  gewesen.  Die  Gommission, 
welche  die  Ressortminister  zur  Beaufsichtigung  der  städtischen  Rieselgüter 
in  Berlin  eingesetzt  haben,  und  der  er  die  Ehre  habe  anzugehören,  sei  nach 
langen  Debatten  und  vielfachen  örtlichen  Untersuchungen  zu  dem  Elrgebniss. 
gekommen,  dass  für  die  Umgebung  Berlins  die  Ziffer  von  250  Einwohnern 
auf  den  aptirten  Hectar  als  Normalziffer  anzusehen  sei,  und  daraufbin  seien 
auch  alle  die  Anforderungen  basirt,  die  von  Seiten  der  Minister  an  die  Stadt 
Berlin  in  Bezug  auf  die  Ausdehnung  und  den  weiteren  Erwerb  von  Riesel- 
feldern gestellt  worden  seien.  Wenn  nun  in  Breslau,  wo  in  Bezog  auf  die 
Bodenbesohaffenbeit  doch  ziemlich  ähnliche  Verhältnisse  vorliegen    wie  in 
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leD  aar  io  die  Arbeit  eiDtrstsn  könaen,  wenn  aie  von  ihren  tkcg — 

1  beauftragt  und  mit  den  entiprechenden  Geldmitteln  Tersehen  * 

bedürfe  kIbo  fQr  das  Gebiet  des  Deattchen  Reiches  der  Initiative  un 

lg  der  Reicbaregierong,  der  Verein  werde  damit  nicht  an  Stande  ko 

Hiermit  ist  die  DiscasBion  fiber  These  3  geschlouen.      Bei  de 

;immung  wird  der  Antrag  Becker  mit  grosser  Minorität  angeno 

er  Antrag  Frsncke  hingegen  in  seinen  beiden  Tbeilen  abgelehnt. 


These  4. 
Zur  Unschädlichmachnng  der  stidtischen  Scbmntxwaas« 
aar  gieichxeitigan  Verwerthnng  der  in  denselben  enthaltenen 
Stoffe  ist  bis  jetzt  die  Berieselang  von  Feld-  und  Wiesen: 
das  geeignetste  Mittel,  (cf.  d.  Resolut  Pkt.  2  der  IV.  Versani 
des  Vereins  zu  Düsseldorf,  1876.) 

Correferent  PrOfessOr  Arnold;  Nachdem  Punkt  3  der  1 
im  Sinne  des  Herrn  Oberbürgermeisters  Becker  abgeändert,  angeni 
und  darin  im  Vordersatse  ausgesprochen  worden  sei,  „dass  nac 
vor  die  Reinigung  der  Abwftsser  vor  dem  Einlaufen  i 
Flüsse  an  erstreben  sei",  so  glaube  er  in  Uebereinattmmnng  m 
Herrn  Referenten  Kaumann,  dass  der  Verein  in  die  „technische  1 
weiter  nicht  eintreten  solle,  sie  ziehen  in  Folge  dessen  die  Thesen  4 
zurück  —  ond  überlassen  es  den  einzelnen  Gommonen  und  den  Behl 
nach  dem  Stande  der  Wissenschaft  und  Technik  in  jedem  Falle  i 
scheiden,  ob  sie  die  Berieselnng  oder  die  künstliche  Rein' 
vorsiehen, 

tieh.  Oberregierongsrath  Holte  (Berlin)  glaubt,  auch  naeb 
Herren  Referenten  die  These  4  zurückgezogen  haben,  zu  seiner  wie  ' 
auch  zur  Belehrueg  Anderer  eine  Frage  betreffs  der  Breslauer  Be 
an  Herrn  Stadtbaurath  Kaumann  stellen   zu  sollen.     Der   Herr 
habe  wiederholt  die  Ziffern  von  400  Einwohnern  auf  den  Hektt 
fläche  als  die  in  Breslau  maassgebende  und   bewährte  angegebi 
Ziffer,  glaube  er,  müsse  doch  wohl  zunächst  dabin  richtig  gssteJ 
dass  es  sich  um  aptirte  Rieselfläcben  handle.     Wenn   das  abei 
Herrn  Baurath  Kaumann  gemeint  sei,  dass  die  Ziffer  400  auf' 
nur  auf  ap'tirte  und  draioirte  Flächen  siuh  beziehe,  so  sei  di« 
für  ihn  noch  immer  einigermaassen  übprraecbeud  geiresco.    Di^ 
welche  die  Ressortminister  zur  DeaalsiuLtiguu^  der  atädtiao 
in  Berlin  eingesetzt  haben,  und  der  er  ilie  Ehre  habe  a 
langen  Debatten  und  vielfachen  örtJkheu  U  tit ersuch un^ 
gekommen,  dass  für  die  Umgebung  Ikrlins  die  Zili 
auf  den  aptirten  Hectar  als  Normal ^ifTtr  imzasehenj 
auch  alle  die  Aoforderungen  basirt,  die  vuii  Seitap' 
Berlin  in  Bezug  auf  die  Ausdehnung  i     '    '    ~ 
feldern  gestellt  worden  seien.     Wenn 
Boden besobaffenbeit  doch  ziemlich  ähnl 
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Dritte    Sitzung. 

Mittwoch,  den    15.  September,  Vormittag»  9  Uhr. 

Vorsitzender  Oberbürgermeister  Friedensburg  eröffnet  die 

Sitzung  mit  der  Mittheilung,  dass  zwei  der  geladenen  Ehrengäste,  Se.  Ex- 
cellenz der  Herr  Oberpräsideut  der  Provinz  v.  Seydewitz  und  Se.  Excellenz 
der  Herr  Stadt-Commandant  General-Lieutenant  v.  Grote  der  Sitzung  bei- 
wohnten und  begrüsste  Namens  des  Vereins  die  beiden  Herren  unter  dem 
Ausdrucke  d^r  grossen  Genugthuung  und  Freude,  dass  dieselben  dem  Ver- 
ein die  Ehre  ihres  Besuches  haben  zu  Theil  werden  lassen. 

Oberpräsideut  T.  Seydewitz^  Exe:    „Meine  Herren!   Ich  habe  um 
Nachsicht  zu  bitten ,  dass  ich  nicht  früher  in  Ihrer  Mitte  erschienen  bin, 
wie  es  meine  Absicht  gewesen  ist.     Es  ist  Ihnen  wohl  bekannt,  dass  ich 
anderweitige  amtliche  Abhaltung  gehabt  habe,  die  es  mir  zu  meinem  Be- 
dauern unmöglich  machten,   früher  bei  Ihnen   zu  sein.     Ich  bitte,   dass  Sie 
meine  bisherige  Abwesenheit  nicht  als  Mangel  an  Theilnahme  für  diejenigen 
Interessen,    die  Sie  vertreten,   ansehen  wollen.      Ich  habe  ein  volles  und 
offenes  Herz  für  die  Angelegenheiten,  die  Sie  vertreten,  und  wünsche,  dass 
Ihre  Berathungen  zu  einem  glücklichen,  unserem  thenren  Vaterlande  nütz- 
lichen Erfolge  führen." 

Vorsitzender  Oberbürgermeister  Frledensburg  stellt  nun- 
mehr den 

Antrag  des  Comites  des  VI.  internationalen  Congresses  for 
Hygiene  und  Demographie  zu  Wien  1887, 

zur  Verhandlung,  der,  wie  in  der  ersten  Sitzung  mitgetheilt,  dem  Aos' 
schuss  den  Wunsch  ausspreche,  im  Jahre  1887  eine  Versammlung  des  Deat- 
schen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  ausfallen  zu  lassen  und  da- 
für die  Mitglieder  einzuladen,  dem  internationalen  hygienischen  Congresse 
in  Wien  im  September  1887  beizuwohnen. 

Der  Ausschuss  hatte  diesen  Wunsch  des  Wiener  Comites  dem  Verein 
mitgetheilt,  um  dessen  Ansicht  darüber  zu  hören  (s.  oben  S.  8)  und  hatt« 
bereits  in  der  ersten  Sitzung  der  seitens  des  Wiener  Comites  au  diesem 
Zwecke  eigens  nach  Breslau  gesandte  Delegirte 

Professor  Kitter  Franz  Y.  Gruber  in  längerer  Auseinandersetzung 
dem  Vereine  die  Gründe  dargelegt,  die  das  Wiener  Comite  bestimmt  haben, 
dem  Vereine  die  Bitte  vorzulegen,  im  Jahre  1887  seine  JahresverBammlung 
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ausfallen  zu  lassen.  Yeranlassang  hierzu  habe  in  erster  Linie  der  Wunsch 
gegeben,  dass  dem  bevorstehenden  Wiener  Congresse  der  den  letzten  hygie- 
nischen Congressen  mangelnde  Charakter  des  „internationalen"  wiedergegeben 
werde  und  zwar  wesentlich  durch  eine  möglichst  rege  Betheiligung  des 
bisher  stets  sehr  schwach  vertretenen  deutschen  Elementes;  ferner  habe 
der  Gedanke,  dass  ein  nahezu  gleichzeitiges  Tagen  zweier  hygienischer 
Congresse,  des  „Deutschen"  und  des  „Internationalen",  beiden  Yersamm- 
Inngen  schaden  könne  und  schliesslich  die  Mittheilung  des  ständigen  Secre- 
tärs  des  Deutschen  Vereins  in  der  Vierteljahrsschrift  für  öffentliche  Gesund- 
heitspflege, dass  der  Ansschuss  bereits  einmal  einen  zweijährigen  Turnus 
der  Vereinsversammlungen  besprochen  habe,  das  Comit^  veranlasst,  die 
vorerwähnte  Bitte  an  den  Verein  zu  richten.  Redner  schloss  hieran  ein- 
gehende Mittheilnngen  über  die  geplante  Organisation  des  ganzen  Congresses, 
die  Thätigkeit  der  einzelnen  Sectionen,  die  getroffene  Auswahl  der  Themata 
und  die  dafür  bereits  gewonnenen  oder  aufgeforderten  Referenten. 

Es  entspann  sich  über  den  Gegenstand  eine  sehr  eingehende  Dis- 
cussion,  an  der  sich  die  Herren  Oberbürgermeister  Bötticher  (Magde- 
burg), Stadtrath  Hendel  (Dresden),  Professor  Hermann  Cohn  (Breslau), 
Generalarzt  Prof.  Dr.  Roth  (Dresden),  Oberingenieur  Andreas  Meyer 
(Hamburg),  Professor  Ritter  v.  Gruber  (Wien),  Dr.  Eduard  Schiff 
(Wien),  Sanitätsrath  Dr.  Noetzel  (Colberg)  und  der  ständige  Secretär, 
Sanitätsrath  Dr.  Spiess,  betheiligten  und  in  deren  Verlauf  folgende  An- 
träge eingebracht  wurden: 

Antrag  von  Stadtrath  Hendel:  „Die  heutige  Versammlung 
des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  empfiehlt 
zwar  seinen  Mitgliedern  die  thunlichst  zahlreiche  Betheiligung  an 
dem  nächstjährigen  internationalen  Congresse,  erachtet  jedoch  für 
zweckmässig,  dass  auch  im  nächsten  Jahre  der  Deutsche  Verein 
für  öffentliche  Gesundheitspflege  in  der  bisher  üblichen  Weise 
zusammentrete." 

Antrag  von  Oberingenieur  Andreas  Meyer:  „Der 
Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  hält  die  von  dem 
Ausschüsse  des  internationalen  Congresses  erbetene  Theilnahme  des 
Vereins  an  dem  nächstjährigen  internationalen  Hygiene- Congresse 
in  Wien  unter  Absehung  von  einer  anderswo  stattfindenden  Jahres- 
versammlung mit  den  Zielen  des  Vereins  vereinbar,  überlässt  aber 
die  Frage,  ob  und  in  welcher  Form  ein  solches  Znsammengehen  mög- 
lich und  zweckmässig  sei,  der  Entscheidung  seines  Ausschusses." 

Antrag  von  Sanitätsrath  Dr.  Nötzel:  „Die Versammlung 
ersucht  den  Ausschuss,  sämmtlicho  Mitglieder  des  Deutschen  Vereins 
über  die  Annahme  der  Einladung  zu  befragen." 

Bei  der  Discussion  fand  die  Einladung  des  Wiener  Comites  aWseitig 
sympathische  Aufnahme,  man  hielt  es  für  sehr  ^vünBchenswertli ,  wenn  das 

8* 
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Dritte    Sitzung. 

Mittwoch,  den    15.  September,  Vormittags  9  Uhr. 

Vorsitzender  Oberbürgermeister  Friedensburg  eröffnet  die 

Sitzung  mit  der  Mitthei]ung,  dass  zwei  der  ge]adenen  Ehrengäste,  Se.  Ex- 
cellenz der  Herr  Oberpräsident  der  Provinz  v.  Seydewitz  und  Se.  Excellenz 
der  Herr  Stadt-Commandant  General-Lieutenant  v.  Grote  der  Sitzung  bei- 
wohnten und  begrüsste  Nameus  des  Vereins  die  beiden  Herren  unter  dem 
Ausdrucke  d^r  grossen  Genugthuuug  und  Freude,  dass  dieselben  dem  Ver- 
ein die  Ehre  ihres  Besuches  haben  zu  Theil  werden  lassen. 

Oberpräsldent  Y.  Seydewitz^  Exe:    „Meine  Herren!   Ich  habe  um 
Nachsicht  zu  bitten ,  dass  ich  nicht  früher  in  Ihrer  Mitte  erschienen  bin, 
wie  es  meine  Absicht  gewesen  ist.     Es  ist  Ihnen  wohl  bekannt,  dass  ich 
anderweitige  amtliche  Abhaltung  gehabt  habe,  die  es  mir  zu  meinem  Be- 
dauern unmöglich  machten,   früher  bei  Ihnen   zu  sein.     Ich  bitte,  dass  Sie 
meine  bisherige  Abwesenheit  nicht  als  Mangel  an  Theilnahme  für  diejenigen 
Interessen,    die  Sie  vertreten,  ansehen  wollen.      Ich  habe  ein  volles  UDd 
offenes  Herz  für  die  Angelegenheiten,  die  Sie  vertreten,  und  wünsche,  d&sa 
Ihre  Berathangen  zu  einem  glücklichen,  unserem  theuren  Vaterlande  DÜtz- 
lichen  Erfolge  führen." 

Vorsitzender   Oberbürgermeister   Frledensbnrg    stellt  nan- 

mehr  den 

Antrag  des  Comites  des  VI.  internationalen  Congresses  für 
Hygiene  und  Demographie  zu  Wien  1887, 

zur  Verhandlung,  der,  wie  in  der  ersten  Sitzung  mitgetheilt,  dem  Auß- 
schuss  den  Wunsch  ausspreche,  im  Jahre  1887  eine  Versammlung  des  Deut- 
schen Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  ausfallen  zu  lassen  und  da- 
für die  Mitglieder  einzuladen,  dem  internationalen  hygienischen  CoogresflS 
in  Wien  im  September  1887  beizuwohnen. 

Der  Ausschuss  hatte  diesen  Wunsch  des  Wiener  Comites  dem  Verein 
mitgetheilt ,  um  dessen  Ansicht  darüber  zu  hören  (s.  oben  S.  8)  und  hatte 
bereits  in  der  ersten  Sitzung  der  seitens  des  Wiener  Comites  zu  diesem 
Zwecke  eigens  nach  Breslau  gesandte  Delegirte 

Professor  Ritter  Franz  V.  Gruber  in  längerer  Auseinandersetzung 
dorn  Vereine  die  Gründe  dargelegt,  die  das  Wiener  Comite  bestimmt  haben, 
dem  Vereine  die  Bitte  vorzulegen,  im  Jahre  1887  seine  Jabresversammlaog 
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aosfalleD  zu  lassen.  Veranlassang  hierzu  hahe  in  erster  Linie  der  Wunsch 
gegeben,  dass  dem  bevorstehenden  Wiener  Congresse  der  den  letzten  hygie- 
nischen Congressen  mangelnde  Charakter  des  „internationalen **  wiedergegeben 
werde  und  zwar  wesentlich  durch  eine  möglichst  rege  Betheiligung  des 
bisher  stets  sehr  schwach  vertretenen  deutschen  Elementes;  ferner  habe 
der  Gedanke,  dass  ein  nahezu  gleichzeitiges  Tagen  zweier  hygienischer 
Congresse,  des  „Deutschen **  und  des  „Internationalen**,  beiden  Versamm- 
lungen schaden  könne  und  schliesslich  die  Mittheilung  des  ständigen  Secre- 
tars  des  Deutschen  Vereins  in  der  Vierteljahrsschrift  für  öffentliche  Gesund- 
heitspflege, dass  der  Ausschuss  bereits  einmal  einen  zweijährigen  Turnus 
der  Vereinsversammlungen  besprochen  habe,  das  Comite  veranlasst,  die 
vorerwähnte  Bitte  an  den  Verein  zu  richten.  Redner  schloss  hieran  ein- 
gehende Mittheilungen  über  die  geplante  Organisation  des  ganzen  Congresses, 
die  Thätigkeit  der  einzelnen  Sectionen,  die  getroffene  Auswahl  der  Themata 
und  die  dafür  bereits  gewonnenen  oder  aufgeforderten  Referenten. 

Es  entspann  sich  über  den  Gegenstand  eine  sehr  eingehende  Dis- 
c u s s i o n ,  an  der  sich  die  Herren  Oberbürgermeister  Bötticher  (Magde- 
burg), Stadtrath  Hendel  (Dresden),  Professor  Hermann  Cohn  (Breslau), 
Generalarzt  Prof.  Dr.  Roth  (Dresden),  Oberingenieur  Andreas  Meyer 
(Hamburg),  Professor  Ritter  v.  Gruber  (Wien),  Dr.  Eduard  Schiff 
(Wien),  Sanitätsrath  Dr.  Noetzel  (Colberg)  und  der  ständige  Secretär, 
Sanitätsrath  Dr.  Spiess,  betheiligten  und  in  deren  Verlauf  folgende  An- 
träge eingebracht  wurden: 

Antrag  von  Stadtrath  Hendel:  „Die  heutige  Versammlung 
des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  empfiehlt 
zwar  seinen  Mitgliedern  die  thunlichst  zahlreiche  Betheiligung  au 
dem  nächstjährigen  internationalen  Congresse,  erachtet  jedoch  für 
zweckmässig,  dass  auch  im  nächsten  Jahre  der  Deutsche  Verein 
für  öffentliche  Gesundheitspflege  in  der  bisher  üblichen  Weise 
zusammentrete.'' 

Antrag  von  Oberingenieur  Andreas  Meyer:  „Der 
Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  hält  die  von  dem 
Ausschusse  des  internationalen  Congresses  erbetene  Theilnahme  des 
Vereins  an  dem  nächstjährigen  internationalen  Hygiene- Congresse 
in  Wien  unter  Absehung  von  einer  anderswo  stattfindenden  Jahres- 
versammlung mit  den  Zielen  des  Vereins  vereinbar,  überlässt  aber 
die  Frage,  ob  und  in  welcher  Form  ein  solches  Zusammengehen  mög- 
lich und  zweckmässig  sei,  der  Entscheidung  seines  Ausschusses.^ 

Antrag  von  Sanitätsrath  Dr.  Nötzel:  „Die  Versammlung 
ersucht  den  Ausschuss,  sämmtliche  Mitglieder  des  Deutschen  Vereins 
über  die  Annahme  der  Einladung  zu  befragen." 

Bei  der  Discussion  fand  die  Einladung  des  Wiener  ComitoB  aWseitig 
sympathische  Aufnahme,  man  hielt  es  für  sehr  wünschenswerth  ^  wenn  das 
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Dritte    Sitzung. 

Mittwoch,  den   15.  September,  Vormittaga  9  Uhr. 

Vorsitzender  Oberbürgermeister  Friedensburg  eröffnet  die 

Sitzung  mit  der  Mittheilung,  dass  zwei  der  geladenen  Ehrengäste,  Se.  Ex- 
cellenz der  Herr  Oberpräsident  der  Provinz  v.  Seydewitz  und  Se.  Excellenz 
der  Herr  Stadt-Commandant  General-Lieutenant  v.  Grote  der  Sitzung  bei- 
wohnten und  begrüsste  Namens  des  Vereins  die  beiden  Herren  unter  dem 
Ausdrucke  d^r  grossen  Genugthuung  und  Freude,  dass  dieselben  dem  Ver- 
ein die  Ehre  ihres  Besuches  haben  zu  Theil  werden  lassen. 

Oberpräsldent  V.  Seydewitz,  Exe:    „Meine  Herren!   Ich  habe  um 
Nachsicht  zu  bitten ,  dass  ich  nicht  früher  in  Ihrer  Mitte  erschienen  bin, 
wie  es  meine  Absicht  gewesen  ist.     Es  ist  Ihnen  wohl  bekannt,  dass  ich 
anderweitige  amtliche  Abhaltung  gehabt  habe,  die  es  mir  zu  meinem  Be- 
dauern unmöglich  machten,   früher  bei  Ihnen   zu  sein.     Ich  bitte,   dass  Sie 
meine  bisherige  Abwesenheit  nicht  als  Mangel  an  Theilnahme  für  diejenigen 
Interessen,    die  Sie  vertreten,   ansehen  wollen.      Ich  habe  ein  volles  UDd 
offenes  Herz  für  die  Angelegenheiten,  die  Sie  vertreten,  und  wünsche,  dass 
Ihre  Berathungen  zu  einem  glücklichen,  unserem  theuren  Vaterlande  nütz- 
lichen Erfolge  führen." 

Vorsitzender   Oberbürgermeister   Frledensbnrg    stellt  oan- 

mehr  den 

Antrag  des  Comites  des  VI.  internationalen  Congresses  für 
Hygiene  und  Demographie  zu  Wien  1887, 

zur  Verhandlung,  der,  wie  in  der  ersten  Sitzung  mitgetbeilt,  dem  Auß- 
schuss  den  Wunsch  ausspreche,  im  Jahre  1887  eine  Versammlung  des  Deat* 
sehen  Vereins  für  öffentliche  Genundheitspflege  ausfallen  zu  lassen  und  da- 
für die  Mitglieder  einzuladen,  dem  internationalen  hygienischen  Congre&B^ 
in  Wien  im  September  1887  beizuwohnen. 

Der  Ausschuss  hatte  diesen  Wunsch  des  Wiener  Comites  dem  VereiD 
mitgetbeilt ,  um  dessen  Ansicht  darüber  zu  hören  (s.  oben  S.  8)  und  hatte 
bereits  in  der  ersten  Sitzung  der  seitens  des  Wiener  Comites  zu  dieseni 
Zwecke  eigens  nach  Breslau  gesandte  Delegirte 

Professor  Ritter  Franz  V.  Gruber  in  längerer  Auseinandersetzung 
dem  Vereine  die  Gründe  dargelegt,  die  das  Wiener  Comite  bestimmt  haben, 
dem  Vereine  die  Bitte  vorzulegen,  im  Jahre  1887  seine  Jabresversammlaog 
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Dritte    Sitzung. 

Mittwoch,  den    15.  September,  Vormittaga  9  Uhr. 

Vorsitzender  Oberbflrgcrmelster  Friedensburg  eröffnet  die 

Sitzung  mit  der  Mittlieilung,  dass  zwei  der  geladenen  Ehrengäste,  Se.  Ex- 
cellenz der  Herr  Oberpräsideut  der  Provinz  v.  Seydewitz  und  Se.  Excellenz 
der  Herr  Stadt-Commandant  General-Lieutenant  v.  Grote  der  Sitzung  bei- 
wohnten und  begrüaste  Namens  des  Vereins  die  beiden  Herren  unter  dem 
Ausdrucke  d^r  grossen  Genugthuung  und  Freude,  dass  dieselben  dem  Ver- 
ein die  Ehre  ihres  Besuches  haben  zu  Theil  werden  lassen. 

Oberpräsldent  Y.  Seydewitz^  Exe:  „Meine  Herren!  Ich  habe  um 
Nachsicht  zu  bitten ,  dass  ich  nicht  früher  in  Ihrer  Mitte  erschienen  bin, 
wie  es  meine  Absicht  gewesen  ist.  Es  ist  Ihnen  wohl  bekannt,  dass  ich 
anderweitige  amtliche  Abhaltung  gehabt  habe,  die  es  mir  zu  meinem  Be- 
dauern unmöglich  machten,  früher  bei  Ihnen  zu  sein.  Ich  bitte,  dass  Sie 
meine  bisherige  Abwesenheit  nicht  als  Mangel  an  Theilnahme  für  diejenigen 
Interessen,  die  Sie  vertreten,  ansehen  wollen.  Ich  habe  ein  volles  und 
offenes  Herz  für  die  Angelegenheiten,  die  Sie  vertreten,  und  wünsche,  dnsa 
Ihre  Berathungen  zu  einem  glücklichen,  unserem  theuren  Vaterlaude  nütz- 
lichen Erfolge  führen." 

Vorsitzender  Oberbfirgernielster   Friedensbnrg    stellt  oan- 

mehr  den 

Antrag  des  Comites  des  VI.  internationalen  Congresses  für 
Hygiene  und  Demographie  zu  Wien  1887, 

zur  Verhandlung,  der,  wie  in  der  ersten  Sitzung  mitgetheilt,  dem  Auß- 
schuss  den  Wunsch  ausspreche,  im  Jahre  1887  eine  Versammlung  des  Deat- 
schen  Vereins  für  öffentliche  GeHundheitspflege  ausfallen  zu  lassen  und  da- 
für die  Mitglieder  einzuladen,  dem  internationalen  hygienischen  Congresse 
in  Wien  im  September  1887  beizuwohnen. 

Der  Ausschuss  hatte  diesen  Wunsch  des  Wiener  Comites  dem  Verein 
mitgetheilt ,  um  dessen  Ansicht  darüber  zu  hören  (s.  oben  S.  8)  und  hatte 
bereits  in  der  ersten  Sitzung  der  seitens  des  Wiener  Comites  zu  dieeem 
Zwecke  eigens  nach  Breslau  gesandte  Delegirte 

Professor  Ritter  Franz  V.  Gruber  in  längerer  Ausein andersetwng 
dorn  Vereine  die  Gründe  dargelegt,  die  das  Wiener  Comite  bestimmt  haben, 
dem  Vereine  die  Bitte  vorzulegen,  im  Jahre  1887  seine  Jabresversammluog 
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ausfallen  zu  lassen.  Veranlassung  hierzu  hahe  in  erster  Linie  der  Wunsch 
gegeben,  dass  dem  bevorstehenden  Wiener  Congresse  der  den  letzten  hygie- 
nischen Congressen  mangelnde  Charakter  des  „internationalen **  wiedergegeben 
werde  und  zwar  wesentlich  durch  eine  möglichst  rege  Betheiligung  des 
bisher  stets  sehr  schwach  vertretenen  deutschen  Elementes;  ferner  habe 
der  Gedanke,  dass  ein  nahezu  gleichzeitiges  Tagen  zweier  hygienischer 
Congresse,  des  „Deutschen '^  und  des  „ Internationalen " ,  beiden  Versamm- 
lungen schaden  könne  und  schliesslich  die  Mittheilung  des  ständigen  Secre- 
tärs  des  Deutschen  Vereins  in  der  Vierteljahrsscbrift  für  öffentliche  Gesund- 
heitspflege, dass  der  Ausschuss  bereits  einmal  einen  zweijährigen  Turnus 
der  Vereinsversammlungen  besprochen  habe,  das  Comite  veranlasst,  die 
vorerwähnte  Bitte  an  den  Verein  zu  richten.  Redner  schloss  hieran  ein- 
gehende Mittheilungen  über  die  geplante  Organisation  des  ganzen  Congresses, 
die  Thätigkeit  der  einzelnen  Sectionen,  die  getroffene  Auswahl  der  Themata 
und  die  dafür  bereits  gewonnenen  oder  aufgeforderten  Referenten. 

Es  entspann  sich  über  den  Gegenstand  eine  sehr  eingehende  Dis- 
cussion,  an  der  sich  die  Herren  Oberbürgermeister  Bötticher  (Magde- 
burg), Stadtrath  Hendel  (Dresden),  Professor  Hermann  Cohn  (Breslau), 
Generalarzt  Prof.  Dr.  Roth  (Dresden),  Oberingenieur  Andreas  Meyer 
(Hamburg),  Professor  Ritter  v.  Gruber  (Wien),  Dr.  Eduard  Schiff 
(Wien),  Sanitätsrath  Dr.  Noetzel  (Colberg)  und  der  ständige  Secretär, 
Sanitätsrath  Dr.  Spiess,  betheiligten  und  in  deren  Verlauf  folgende  An- 
träge eingebracht  wurden: 

Antrag  von  Stadtrath  Hendel:  „Die heutige  Versammlung 
des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  empfiehlt 
zwar  seinen  Mitgliedern  die  th unliebst  zahlreiche  Betheiligung  an 
dem  nächstjährigen  internationalen  Congresse,  erachtet  jedoch  für 
zweckmässig,  dass  auch  im  nächsten  Jahre  der  Deutsche  Verein 
für  öffentliche  Gesundheitspflege  in  der  bisher  üblichen  Weise 
zusammentrete.'' 

Antrag  von  Oberiugenieur  Andreas  Meyer:  „Der 
Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  hält  die  von  dem 
Ausschüsse  des  internationalen  Congresses  erbetene  Theilnahme  des 
Vereins  an  dem  nächstjährigen  internationalen  Hygiene- Congresse 
in  Wien  unter  Absehung  von  einer  anderswo  stattfindenden  Jahres- 
versammlung mit  den  Zielen  des  Vereins  vereinbar,  überlässt  aber 
die  Frage,  ob  und  in  welcher  Form  ein  solches  Zusammengehen  mög- 
lich und  zweckmässig  sei,  der  Entscheidung  seines  Ausschusses.^ 

Antrag  von  Sanitätsrath  Dr.  Nötzel:  „Die Versammlung 
ersucht  den  Ausschuss,  sämmtliche  Mitglieder  des  Deutschen  Vereins 
über  die  Annahme  der  Einladung  zu  befragen." 

Bei  der  Discussion  fand  die  Einladung  des  Wiener  Coniitea  allseitig 
sympathische  Aufnahme,  man  hielt  es  für  sehr  wünschenswerih ,  wenn  das 
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deutsche  Element  auf  dem  Wiener  Congresse  mehr,  als  es  auf  den  bisherigen 
internationalen  hygienischen  Congressen  der  Fall  war,  vertreten  werde  und 
der  internationale  Congress  einen  möglichst  günstigen  Verlauf  nehme ;  man 
war  auch  der  Ansicht,  dass  das  gleichzeitige  oder  fast  gleichzeitige  Tagen  zweier 
Congresse,  die  nahezu  dieselben  Zwecke  verfolgen,  beiden  Congressen  schaden 
könne,  man  hob  den  Nutzen  der  persönlichen  Bekanntschaft  mit  gleichstre- 
benden  Männern  anderer  Länder  hervor,  —  aber  man  war  doch  auch  allsei- 
tig der  Ansicht,  dass  es  schwer  sei,  schon  jetzt  einen  definitiven  Beschluss  zu 
fassen,  da  wohl  erst  genau  geprüft  werden  müsse,  in  wie  weit  ein  solches 
Aussetzen  der  Vereinsvei'sammlungen  nach  den  Satzungen  ziilässig  sei  und 
da  sich  jetzt  noch  gar  nicht  übersehen  lasse,  ob  nicht  im  nächsten  Jahre 
wichtige  Gründe  vorliegen,  die  Vercinsversammlung  abzuhalten.     Wurden 
doch  auch  von  manchen  Seiten  schwerwiegende  Gründe  gegen  den  Wiener 
Antrag  vorgebracht,  z.  B.  dass  wichtige  hygienische  Fragen,  die  für  unsere 
vaterländischen  Verhandlungen  von  grosser  Bedeutung  seien,  sich  auf  inter- 
nationalen Congressen  nicht  verhandeln  lassen,  dass  auf  diesen  die  Sprachen- 
frage   ein    nahezu    unübersteigbares  Uinderniss    für  eine  fruchtbringende 
Verhandlung  bilde,  dass  es  nöthig  sei,  die  Continuität  in  unseren  Versamm- 
lungen zu  erhalten,  solle  nicht  das  Interesse  der  Mitglieder  an  den  Arbeiten 
des  Vereins  abnehmen  und  dieser  dadurch  an  Bedeutung  verlieren,  —  dass 
auch  bisher  stets  mancherlei  verwandte  Vereine  im   selben  Jahre  getagt 
haben,  beispielsweise  die  hygienisdhe  Section  der  Naturforscherversammlung 
ganz  gut  neben  dem  hygienischen  Congresse  hergehe  und  dass  man  die 
Jahresversammlungen  nicht  aussetzen  solle,  wenn  nicht  die  allerzwingend- 
sten  Gründe  (wie  s.  Z.  der  Brand  der  Hygieneausstellung)  dies  forderten. 
Allgemein  fand  der  Wiener  internationale  Congress  warme  Sympathie  und 
wurde  der  Wunsch  einer   möglichst    zahlreichen  Betheiligung  seitens  der 
deutschen  Hygieniker  ausgesprochen,  aber  es  wurde  mit  Recht  auch  die 
Frage  aufgeworfen:  wer  von  den  Mitgliedern  des  Deutschen  Vereins  steht 
dem  internationalen  Congresse  nicht  nur  sympathisch  gegenüber,  sondern 
wer  beabsichtigt  auch  hinzugehen,  und  liegt  hierin  genügender  Grund,  die 
Vereinsvorsammlung  im  nächsten  Jahre  auszusetzen? 

Bei  der  Abstimmung  wurde  der  Antrag  des  Herrn  Oberin geniear 
Meyer  mit  grosser  Mehrheit  angenommen,  die  beiden  anderen  Antrage 
gelangten  daraufhin  nicht  zur  Abstimmung. 

Zum  Schluss  sprach  Herr  Dr.  Schiff  (Wien)  den  Wunsch  aus,  dau, 
wenn  der  Ausschuss  beschliessen  solle,  dass  der  Verein  als  solcher  nicht 
nach  Wien  gehe,  er  sich  doch  mindestens  durch  officiello  Delegirte  bei  dem 
internationalen  Congresse  möge  vertreten  lassen. 


Die  Versammlung  tritt  hierauf  in  die  Behandlung  des  letzten  Gegen- 
standes der  Tagesordnung  ein: 
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Moderne  Desinfectionstechnik  nüt  besonderer 
Beziehung  auf  öffentliche  Desinfectionsanstalten. 

Referent:  Professor  Dr.  Franz  Uofmann  (Leipzig): 

„Meine  hochgeehrten  Herren! 

„Der  AusschuBs  des  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  hat  Herrn 
Bezirksphysicus  Jacoby  und  mich  beauftragt,  hier  ein  Referat  über  die 
moderne  Desinfectionstechnik  mit  besonderer  Beziehung  auf  öffentliche  Des- 
infectionsanstalten zu  geben.  Ich  freue  mich ,  dass  das  Thema  in  dieser 
Weise  eng  begrenzt  worden  ist,  und  zwar  darum,  weil  es  dann  nicht  mehr 
nöthig  ist,  auf  die  ganze  Unzahl  von  verschiedenen  Desinfectionsverfahren, 
Desinfectionsobjecten  und  Desinfectionsmitteln  einzugehen,  die  die  Gegen- 
wart erfunden  hat  und  anpreist.  Der  Schwerpunkt  unserer  Verhandlung 
ruht  also  nur  auf  dem  Verfahren  der  Desinfection  in  den  öffentlichen  Des- 
infectionsanstalten. Sie  wissen,  dass  in  den  jüngsten  Jahren,  namentlich 
seit  dem  Ausbruch  der  Cholera  in  Südfrankreich  und  in  Italien,  eine  Reihe 
von  Städten,  auch  in  Deutschland,  bereits  jetzt  Desinfectionsanstalten, 
sowohl  für  specielle  Zwecke,  für  Hospitäler,  als  auch  für  allgemeine  öffentliche 
Zwecke  errichtet  hat.  Es  besteht  kein  Zweifel,  dass  eine  grosse  Anzahl 
von  Städten  auch  gegenwärtig  gewissermaassen  ganz  nahe  daran  ist,  solche 
Einrichtungen  zu  treffen,  und  ich  wünsche  nur,  dass  die  heutige  Versamm- 
lung recht  klare  und  präcise  Ziele  nach  dieser  Richtung  hin  ergiebt. 

„Die  Thesen,  die  Ihnen  hier  vorliegen,  stammen  zum  Theil  von  mir, 
zum  Theil  von  meinem  Herrn  Gorreferenten,  und  dies  ist  der  Grund,  wess- 
lialb  sie  sich  in  der  einen  oder  anderen  Fassung  dem  Sinne  nach  nahezu 
decken. 

„Die  erste  der  Thesen  von  mir  lautet: 

Anlagen  wirksamer  Desinfectionseinrichtungen    erscheinen  als 
Pflicht  der  Gemeinden  im  öffentlichen  Interesse. 

„Ich  darf  einschalten,  dass  ich  hier  die  Gemeinden  als  Gesensatz  von 
frivat Unternehmungen  auffasse,  und  es  gänzlich  dahin  gestellt  sein  lasse, 
Qb  die  Gemeinden  allein  oder  mit  Hülfe  des  Staats  die  Desinfectionsanstalten 
^tabliren.  Sie  können  gerade  so  gut  den  ersten  Theil  der  zweiten  These 
einnehmen,  in  welchem  es  heisst: 

Jede  grössere  Stadt  bedarf   einer  oder  mehrerer  stationärer 
öffentlicher  Desinfectionsanstalten. 

„Diese  erste  These  oder  den  ersten  Satz  der  zweiten  These  möchte 
ioh   in  folgender  Weise  begründen.      Bekanntlich  besteht   eine  1B.eVhQ  von 
Infectionskrankheiten ,  welche  direct  vom  Körper  des  ErkrauVten  aui  den 
Körper   des  Gesunden  übergehen  können,  welche  aber   glQ\oVi%^\\K%%  xxu^ 


118    XIII.  Versammlung  d.  D.  Vereins  f.  öfF.  Gsndhpflg.  zu  Breslau. 

zwar  in  noch  viel  höherem  Grade,  dadurch  Verbreitang  finden,  dass  die 
Krankheiiskeinie  von  dem  erkrankten  Körper  auf  Gebrauchsgegenstände 
übergehen,  dass  sie  an  den  Gebrauchsgegenständen  haften  bleiben,  dieselben 
inficiren  und  so  nun,  nicht  direct  vom  Körper  ausgehend,  sondern  indirect 
durch  die  Gebrauchsgegenstände  des  Kranken  weiter  verbreitet  werden. 
Ich  hatte  bereits  in  einem  früheren  Vortrage,  soweit  ich  mich  erinnere  in 
Stuttgart,  darauf  hingewiesen,  warum  gerade  Kleider,  Wäsche  und  Betten 
so  ausgiebig  geeignet  sind,  Krankheitskeime  in  ihrem  porenreichen  und 
weitmaschigen  Gewebe  aufzunehmen,  zu  conserviren  und  so  zu  reichbeladenen 
Infectionsträgern  zu  werden.  Es  ist  klar,  dass  kein  Gebrauchsgegenstand 
des  Menschen  in  so  innige  Berührung  mit  dem  Körper  kommt  und  so  leicht 
die  Krankheitskeime,  sofern  sie  vom  menschlichen  Körper  ausgehen,  auf- 
nehmen kann,  wie  Kleider,  Wäsche  und  Betten,  und  femer  liegt  es  in  der 
Natur  dieser  Objecte,  dass  sie  mehr  wie  jeder  andere  Gebrauchsgegenstand 
von  einer  Hand  in  die  andere  wandern,  so  dass  die  Keime  wirklich  gerade 
durch  diese  Objecte  die  weiteste  Verbreitung  in  der  Bevölkerung  erfahren. 
Es  hängt  dann  nur  von  der  Art  und  dem  Zustande  der  Krankheitskeime 
ab,  wie  lange  sie  z.  B.  im  lufttrockenen  Zustande  lebensfähig  und  desshalb 
übertragbar  bleiben,  ob  solche  Wäsche  entweder  auf  die  Dauer  von  Wochen 
oder,  wie  z.  B.  bei  Tuberculose,  auf  die  Dauer  von  einigen  Monaten,  oder, 
wie  z.  B.  bei  Milzbrand ,  bei  Blattern ,  auf  die  Dauer  von  ein ,  zwei ,  drei 
Jahren  infectionsfahig  wirkt;  kurz,  der  Verkehr  mit  solcher  inficirten 
Wäsche  erscheint  in  bestimmter  Breite  gleich werthig  mit  der  Verbreitung 
von  Gift  oder  von  explosiblen  Körpern. 

„Nun  fragt  es  sich:  Von  wem  soll  die  Unschädlichmachung  dieser 
Gifte  vermittelt  werden  ?  Der  nächste  Gedanke  würde  der  sein,  dass  bierfür 
jenes  Individuum  verantwortlich  zu  machen  ist,  welches  die  inficirten  Ob- 
jecte besitzt,  jene  Familie,  in  welcher  ein  solcher  Krankheitsfall  vorkommt, 
durch  welchen  Gebrau chsobjecte  inficirt  werden.  Die  Ausführung  einer 
wirklichen  Desinfection  durch  solche  Privatpersonen  unterliegt  aber  den 
allergrössten  Schwierigkeiten,  ja  wir  können  sagen,  sie  ist  nahezu  ganz 
unmöglich.  Nehmen  wir  z.  B.  an,  ein  oder  zwei  Mitglieder  einer  Familie 
wären  an  einer  ansteckenden  Krankheit,  z.  B.  Blattern  oder  Scharlach, 
erkrankt,  das  Familienhaupt  hatte  die  Einsicht  —  welche  nicht  überall  vor- 
handen ist  — ,  hätte  ferner  den  ernstlichen  Willen,  durch  eine  wirksame 
Desinfection  die  Gefahr  von  den  Sein  igen  und  von  weiteren  Kreisen  abzu- 
halten, so  fehlen  nun  trotzdem  alle  Mittel  und  Einrichtungen,  um  wirklich 
helfend  einschreiten  zu  können.  Es  fehlen  ferner  auch  alle  Kenntnisse  und 
Erfahrungen ,  eine  wirksame  Desinfection  von  Seiten  des  Lisien  an  seinen 
eigenen  Objecten  durchzuführen.  Niemand,  meine  Herren,  vermag  die  un- 
überwindlichen Schwierigkeiten,  welche  einer  Desinfection  in  Privathäusem 
entgegenstehen,  besser  zu  beurtheilen,  als  der  Arzt,  wenn  er  sieht,  wie  die 
einfachsten  Vorschläge  in  den  besten  Familien  an  hundert  kleinen  Wider- 
ständen scheitern.  Ganz  unmöglich  aber  ist  die  Ausführung  einer  erfolg- 
reichen Desinfection  in  den  Wohnungen  der  Armen,  da,  wo  Massenquartiere 
bestehen,  wo  ganze  Familien,  Gesunde  und  Kranke,  auf  einen  einxigen 
kleinen  Raum  zusammengedrängt  wohnen  müssen.  Eine  vollkommene  Des- 
infection ist    also  nur  da  zu  erwarten,    wo    allgemein  sugängüche 
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zu  gewähren,  wo  der  Einzelne  nicht  mehr  im  Stande  ist,  sie  auszuführen. 
Die  öffentlichen  Desinfectionsanstalten  gehören  in  bestimmtem  Grade  zur 
öffentlichen  Krankenpflege.  Keine  Stadt  trägt  Bedenken,  für  den  Unter- 
halt und  für  den  Betrieb  der  Hospitäler  grosse  Summen  aus  Gemeinde- 
mitteln  zu  entnehmen.  Die  auf  die  Hospitäler  verwandten  Unkosten  dienen 
dazu,  den  dortselbst  behandelten  Personen  die  Gesundheit  zu  geben.  Die 
auf  die  Anlage  und  den  Betrieb  von  Desinfectionsanstalten  verwandten 
Unkosten  verfolgen  aber  ein  gleiches  oder  ein  ähnliches  Ziel;  sie  sind  be- 
stimmt, die  Gesundheit  der  Gesunden  zu  erhalten  und  zu  verhüten,  dass  die- 
selben in  die  Krankenhäuser  aufgenommen  und  daselbst  wieder  gesund  ge- 
macht werden  müssen.  Eine  öffentliche  Desinfeotionsanstalt  ist  also  in 
der  That  nichts  Anderes  als  ein  Yorstadium  der  öffentlichen  Kranken- 
pflege, an  Gesunden  vorgenommen.  Wenn  wir  einen  Beweis  von  den 
humanen  Bestrebungen  der  Neuzeit  erbringen  sollen,  so  dürfen  wir 
auf  unsere  ausgedehnten  Krankenhäuser  und  auf  die  ungemein  liberale 
Benutzung  derselben  hinweisen.  Unsere  Krankenhäuser  sind  thatsächlich 
der  Zufluchtsort  der  schwerst  Erkrankten,  sie  sind  ferner  jene  Plätze,  an 
welchen  diejenigen  untergebracht  werden,  die  sonst  eine  gedeihliche  Pflege 
nicht  erhalten  können,  und  die  Plätze,  wo  die  von  ansteckenden  Krank- 
heiten Befallenen  zusammengebracht  werden,  um  die  eigene  Umgebung 
nicht  weiter  zu  gefährden.  Es  ist  in  hohem  Maasse  beachtenswerth, 
welche  bedeutende  Anzahl  von  Infectionskranken  sich  aus  dem  weiten 
Gebiete  einer  Stadt  auf  dem  kleinen  Räume  des  Krankenhauses  sammele. 
Wir  finden,  dass  unsere  modernen  Hospitäler  hierdurch  wirklich  einem 
eminent  öffentlichen  Interesse  dienen.  Zahlreiche  Infectionskranke  werden 
von  denselben  gewissermaassen  aufgenommen,  concentrirt,  so  dass  jetzt  der 
Yortheil  nicht  bloss  darin  besteht,  dass  die  einzelnen  Patienten  persönlich 
der  Spitalbehandlung  unterliegen,  sondern  dass  auch  verhütet  wird,  dass  die 
Patienten  andere  Kreise  gefährden.  In  einer  starken  Anhäufung  von  ver- 
schiedenen Infectionskranken  an  einem  Platze,  im  Hospital,  liegt  nun  aber 
auch  eine  Steigerung  der  Gefahr  für  die  Hospitalbediensteten  und  für  die 
übrigen  Patienten,  die  in  der  Anstalt  untergebracht  sind.  Es  sind  desshalb 
auch  ganz  besondere  Schutzmaassregeln  speciell  in  den  grösseren  Hospi- 
tälern erforderlich;  und  es  erscheint  als  ein  fast  unabweisliches  Bedürfniss, 
dass  die  grösseren  Hospitäler  sich  mit  Desinfectionsanstalten  ausrüsten.  Ich 
glaube,  dass  kein  einziges  unserer  Hospitäler,  welches  gegenwärtig  solche 
Desinfectionseinrichtungen  besitzt,  auf  die  fast  tägliche  Benutzung  derselben 
verzichten  möchte. 

„Die  in  den  Hospitälern  functionirenden  communalen  Desinfections- 
anstalten geben  nun  auch  den  Beweis,  wie  einfach  und  sicher  der  Betrieb 
durch  ein  geschultes  Personal  auszuführen  ist. 

„In  den  meisten  Fällen  werden  die  Desinfectionseinrichtungen  des 
Hospitals  von  dem  inneren  Dienst,  wie  er  durch  das  Spital  selbst  bedingt 
ist,  nicht  voll  in  Anspruch  genommen.  Wenn  eine  Stadt  in  ihrem  Hospital 
eine  Desinfectionsanlage  besitzt,  so  entspricht  es  nach  meiner  Auffassung 
vollständig  dem  Princip  einer  richtigen  wirthschaftlichen  Verwaltung,  die 
einmal  bestehende  Einrichtung  nunmehr  auch  im  öffentlichen  Intereate  aas- 
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hebt,  erreicht  nur  einen  ganz  beschränkten,  einen  höchst  an  vollkommenen 
Erfolg.  Wir  können  sagen,  dass  eine  solche  Einrichtung,  die  gegen  Be- 
zahlung arbeitet,  auch  nur  zum  kleinen  Theil  wirklich  in  dem  Umfange 
aufgesucht  wird,  wie  es  die  hygienischen  Anforderungen  verlangen.  Wie 
in  so  vielen  anderen  Fällen  hängt  der  Erfolg  einer  Maassregel  wie  der- 
jenigen der  Besinfection ,  welche  in  die  weiten  Schichten  der  Bevölkerung, 
in  die  Verhältnisse  der  Privatpersonen  hineingreifen  soll,  davon  ab,  ob  sie 
rasch  und  möglichst  in  jedem  erreichbaren  Fall  zur  Anwendung  kommt.  Es 
ist  nun  ganz  falsch,  anzunehmen,  dass  die  Gebührenerhebung,  wenn  sie  auch 
keinen  hohen  Satz  erreicht,  die  allgemeine  Benutzung  der  öffentlichen  Des- 
infectionsanstalten  nicht  wesentlich  beschränken  würde.  Wenn  für  eine 
Desinfection  auch  nur  ein  Betrag  von  2  bis  3  Mark  verlangt  wird,  so  steht 
diese  Summe  vielfach  nicht  im  Verhältniss  zu  dem  Werthe  des  Objectes,  das 
desinficirt  werden  soll,  ja  wir  sehen,  dass  gerade  die  werthlosen,  recht 
schmutzigen,  unbrauchbaren  Objecto  vom  hygienischen  Standpunkte  aus 
vielfach  eine  um  so  peinlichere  Beachtung  erfordern,  als  dieselben 
am  allermeisten  verschleudert  und  nun  von  Haus  zu  Haus  gebracht 
werden. 

„Eine  jede  Gebührenerhebung  nöthigt,  wie  ich  selbst  von  vielfachen 
Seiten  weiss,  unwillkürlich  zu  der  Abschätzung,  ob  die  ausgeführte  Des- 
infection so  viel  Gewinn  erwarten  lässt,  als  dafür  bezahlt  werden  mnss. 
Der  Anfang  des  Zögems  ist  in  der  Regel  auch  der  erste  Schritt  zur  voll- 
ständigen Unterlassung.  Der  Mensch  hat  einen  ganz  merkwürdigen  fata- 
•listischen  Zug,  eine  Gefahr,  die  er  nicht  direct  sieht,  oder  die  zur  Hälfte 
schon  vorüber  ist,  nicht  zu  beachten,  zumal  eine  häufige  Erfahrung  lehrt, 
dass  auch  die  inficirten  Objecto  durchaus  nicht  immer  zu  einer  Ansteckung 
Veranlassung  geben.  Es  besteht  also  eine  grosse  Menge  von  subjectiven 
Gründen,  welche  dazu  dienen,  schliesslich  sich  selbst  einzureden,  die 
Desinfection  ist  nicht  so  viel  werth,  dass  man  2,  3  oder  5  Mark  bezahlt, 
abgesehen  von  den  Unbequemlichkeiten,  die  mit  dem  Transport  der  Gegen- 
stände verbunden  sind.  Alle  Erschwerungen,  die  durch  die  Gebührenerhebung 
selbst  bedingt  werden,  laufen  nach  der  Richtung  hin,  dass  die  Desinfection 
unterlassen  wird.  Nun  ist  aber  klar,  dass  eine  Desinfectionsanstalt  nur  in 
dem  Maasse  wirklich  segensreich  für  eine  Bevölkerung  wirkt,  als  sie  mög- 
lichst umfangreich  in  jedem  Falle  der  Ansteckungsgefahr  in  Anspruch  ge- 
nommen wird.  Die  mangelnde  Körperdisposition  erklärt,  wesshalb  die 
directe  Uebertragung  der  Krankheit  auf  die  Umgebung  des  Patienten  häufig 
nicht  stattfindet,  oder  wesshalb  nur  einzelne,  wenige  Personen  der  Familie 
ergriffen  werden.  Eine  Familie,  in  welcher  ^.  B.  ein  Kranker  derart  dar- 
niederliegt, hat  gewissermaassen  die  Feuerprobe  der  Ansteckungsgefahr 
bereits  bestanden,  während  fremde  Personen  durch  Objecto,  die  ans  dieser 
Familie  stammen,  häufig  und  leichter  angesteckt  werden  können.  Sie  sehen 
also  hieraus,  dass  die  Desinfection  der  inficirten  Objecte  nicht  etwa  so 
sehr  im  Interesse  der  eigenen  Familie  liegt,  die  schon  durchseucht  ist,  als 
wie  im  Interesse  von  dritten,  vielleicht  ganz  fremden  Personen,  and  hier- 
aus leite  ich  einen  weiteren  Grund  für  die  Forderung  ab,  dass  die  Des- 
infectionsanstalt in  der  That  unentgeltlich  zur  Benutaung  stehen  soll,  weil 
ihre  Aufgabe  auch  darin  liegt,  fern  stehende  Dritte  zu  achütien. 
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„Ich  habe  bisher  nur  von  der  unentgeltlichen  Benutzung  der  com- 
munalen  Desinfectionsanstalten  gesprochen.  Ich  weiss,  dass  eine  Reihe  Yon 
Privatanstalten,  die  eine  strenge  und  vollständige  Organisation  besitzen, 
z.  B.  Wohlthätigkeitsanstalten ,  Militäranstalten,  gleichfalls  solche  Deainfec- 
tionseinrichtungen  besitzen,  dieselben  aber  nur  entsprechend  dem  eigenen 
Bedürfnisse  einrichten  werden. 

„Darüber  nun,  meine  Herren,  welche  Methode  der  Desinfection 
anzustreben  sei,  nach  welchem  Verfahren  die  Objecte  sterilisirt  werden 
sollen,  habe  ich  bisher  nicht  gesprochen.  Es  kann  kein  Zweifel  bestehen, 
dass  die  Art  und  Beschafifenheit  der  Objecte,  welche  an  eine  öffentliche 
Desinfectionsanstalt  abgeliefert  werden,  die  Anwendung  von  chemisch  wir- 
kenden Desinfectionsmitteln  überhaupt  gänzlich  ausschliesst ,  und  dass  die 
Desinfection  mit  heissen  Wasserdämpfen  1)  wegen  der  leichten  Handhabung, 
2)  wegen  der  sicheren  Wirkungsweise,  3)  wegen  der  Anwendbarkeit  in 
grossen  wie  in  kleinen  Verhältnissen  und  4)  wegen  der  billigen  Beschaffung 
jedes  andere  Verfahren  weit  übertrifft. 

„Zahlreiche  Experimente  mit  den  verschiedenen  niederen  Organismen 
und  den  widerstandsfähigsten  Formen  und  Arten  derselben  beweisen,  dass 
ein  kurzes,  etwa  15  bis  20  Minuten  fortdauerndes  Erhitztsein  der  Objecte 
mit  heissem  Wasserdampf  das  Ijcben  in  denselben  vollständig  vernichtet 
Sie  verstehen  also,  dass  nicht  der  Desinfectionsapparat ,  sondern  nur  der 
heisse  Wasserdampf  das  Wirksame  hierbei  ist.  Alle  Apparate  und  alle 
Einrichtungen  dienen  nur  dazu,  resp.  sollen  nur  dazu  dienen,  dass  die  Ob- 
jecte der  vollkommen  andauernden  Wirkung  der  heissen  Wasserdämpfe 
unterliegen.  Jeder  Apparat  hat  also  folgende  Anforderungen  zu  erfüllen: 
1)  er  muss  eine  ausreichend  grosse  Wasserdampfmenge  liefern,  er  muss  so 
viel  Dampf  zu  entwickeln  vermögen,  dass  der  Innenraum  stets  in  allen 
seinen  Theilcu  mit  dem  heissen  Dampf  erfüllt  ist;  2)  müssen  die  Objecte 
so  gelagert  und  so  beschaffen  sein,  dass  der  heisse  Wasserdampf  sicher 
und  rasch  bis  in  das  Innere  derselben  einzudringen  vermag. 

„Besonders  ungünstig  wirkt  nun  jede  stärkere  Durchnässung  der  Ob- 
jecte, z.  B.  der  Betten,  der  Matratzen.  Der  Erfolg  wird  hierdurch  ausser- 
ordentlich unsicher,  weil  die  Hitze  in  die  nassen  Objecte  nur  sehr  langsam 
und  allmälig  eindringt ,  und  somit  gar  nicht  im  Voraus  zu  bestimmen  ist, 
in  welcher  Frist  nun  wirklich  die  Hitze  und  die  heissen  Wasserdämpfe 
bis  in  das  Innere  des  nassen  Objectcs  eingedrungen  sind.  Darum  ist  es 
ein  grosser  Fehler,  wenn  die  Apparate  selbst  Spritzwasser  oder  Condens- 
wasser  bilden,  das  von  oben  herunterträufelt  oder  von  unten  in  die  Höhe 
spritzt  und  dadurch  die  Objecte  so  dnrchnässt,  dass  eine  sichere  Berechnung 
des  Desinfectionserfolges  nicht  mehr  möglich  ist. 

„In  These  4  ist  als  Desinficiens  der  strömende  gespannte  Wasser- 
dampf empfohlen.  Nach  Rücksprache  mit  dem  Herrn  Gorreferenten,  Kreis- 
physicus  Dr.  Jacoby  bitten  wir,  das  Wort  ^gespannte"  in  Wegfall  la 
bringen.  Für  die  Zwecke  der  Desinfection  ist  gespannter  Dampf,  d.  h. 
Dampf,  der  eine  höhere  Temperatur  besitzt,  als  der  Siedetemperatur  des 
Wassers  bei  normalem  Luftdruck  entspricht,  nicht  nöthig.  Die  Apparate, 
welche  ausreichend  Wasserdampf  von  einer  frei  kochenden  Wasserfliobe 
nehmen,  wirken  ebenso  günstig,  ebenso  sicher. 
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„Ich  möchte  mir  doch  erlauben,  noch  mit  einigen  Worten  zu  begründen, 
warum  besondere  Desinf ectionsanstalten  nöthig  sind;  denn  man  könnte 
ja  sagen,  am  besten  und  bequemsten  wäre  es,  innerhalb  der  Krankenrfiume 
selbst  zu   desinficiren.     Am  einfachsten    wäre  es  zweifellos,  innerhalb  des 
Zimmers  selbst  Mittel  anzuwenden,    welche  den  Raum  und  die  Effecten 
innerhalb  desselben  gleichzeitig  derartig  beeinflussen,  dass  alle  vorfindlichen 
Krankheitsstoffe  zerstört  werden.    Nun,  meine  Herren,  das  hat  sich  leider 
als  nicht   möglich  herausgestellt.     Die  früher    viel    gebrauchte  schweflige 
Säure  ist  in  ihrer  Unwirksamkeit,  selbst  bei  stärksten  Graden  der  Anwen- 
dung, längst  erkannt.     Viel    besser   wirkt  Chlor;    aber    wenn    wir   selljst 
Fenster  und  Thüren  vollkommen  dichten  und  das  Chlor  in  der  Quantität 
anwenden,  dass  bereits  die  Stoffe,  die  im  Zimmer  vorhanden  sind,   ausser- 
ordentlich geschädigt  werden,  ist  die  Wirksamkeit  immer  noch  eine  unge- 
nügende.    Ein  mittelgrosses  Zimmer  von  etwa  50  cbm  Rauminhalt  würde 
mindestens  beanspruchen,  dass  wir  12  kg  Chlorkalk  verwenden  und  17  Vi  kg 
Salzsäure  darauf  giessen,  was,  nebenbei  bemerkt,  etwa   7Vj  Mark  kostet. 
Hierdurch    werden    die  Sachen    schon    in    hohem  Grade  angegriffen.     Die 
Desinfectoren  müssen  sich  beeilen,  das  Zimmer  zu  verlassen,  um  nicht  selbst 
an  ihrer  Gesundheit  Schaden  zu  erleiden,  und  die  Einwirkung  ist  trotzdem 
nicht  eine  derartige,  dass  die  Krankheitskeime  im  Staube,  in  den  Fugen 
des  Fussbodens,  in  den  Falten  der  Tapeten  oder  gar  innerhalb  der  Matratzen, 
der  Kleider,  der  Betten  und  Wäsche    von    dem  Mittel  getroffen    werden. 
Neuerdings  ist  von  Prof.  König  in  Göttingen  eine  Sublim aträucherung  der 
Krankenzimmer  empfohlen  worden,  allein  bald  nachher  wurde  in  verschie- 
denen Laboratorien  in  Göttingen  und  Berlin  nachgewiesen,  dass  selbst  die 
Sublimatdämpfe  nicht  im  Staude  sind,  ein  Krankenzimmer  mit  den  darin 
beflndlichen  Effecten  vollständig  zu  desinficiren.     Man  hat  dann  noch  eine 
Art  von  Dampfspray,  gemischt  mit  desinflcirenden  Flüssigkeiten,  empfohlen, 
einen  Dampfspray,  den  man  in  die    Fugen,    Winkel  u.  s.  w.  hiueinleiten 
kann,  aber  es  ist  nicht  erwiesen  und  recht  zweifelhaft,  ob  auf  diese  Weise 
eine  sichere  Desinfection  ermöglicht  wird.   Es  erscheint  überhaupt  nach  Allem, 
was  bisher  bekannt  ist,  nicht  möglich,   einen  Raum  mit  seinen  Effecten  za 
desinficiren.     Wenn  ein  Zimmer  zum  Krankheitsheerde  geworden  ist,  wenn 
eine  Reihe  von  schweren  infectiösen  Krankheitsfällen  in  einem  solchen  Zim- 
mer aufgetreten  ist,  so  wird  man  in  manchen  Fällen,  wenn  man  sicher  des- 
inficiren will,  wohl  dazu  schreiten  müssen,  den  Fussboden  aufzureissen,  den 
Fehlboden  vollständig   zu  entfernen,   die  Tapeten  abzunehmen,  frisch  za 
tünchen  u.  s.  w.,  weil  Tapeten ,  Fehlböden ,   Fussboden  anders  gar  nicht  sa 
desinficiren  sind. 

„Nun   aber  die  Effecten,   Wäsche,  Betten,  die  im  Zimmer  vorhandeii 
sind!     Man  könnte  da  sagen,  —  und  das  ist  bei  manchen  Krankheitsfi^t- 
men    wahrscheinlich    ausreichend  — :    man  bringe  die  Wäsche  in  gewi^^s^ 
desinficirende  Flüssigkeiten.     Es  ist  besonders  Sublimatlösung  und  Carb  «^  ^' 
lösung   dazu  empfohlen.      Nun,  zweifellos  ist  Sublimatlösung  ein    anss-   -^t^^' 
ordentlich   kräftiges  Desinficieus.     Aber  man  sollte  doch  Bedenken   trag-  '^S^'^ 
dies   schwere  Gift  dem  Publicum  so  frei  zu  empfehlen.     Ich  halte  es  ^       ^^ 
unmöglich,   die  Sublimatdesiufection  ohne  strenge  Controle,   ohne  sachv    ■  '^^' 
ständige  fortwährende  Aufsicht  vorzunehmen.  Die  CarboUösung  ist  in  ib         ^^ 
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zu  wisseu  und  anzageben,  wie  lange  diese  hcissen  Dämpfe  einwirken  sollen, 
nnd  auch  dafür  liegt  eine  grosse  Zahl  von  Untersuchungen  vor,  nach  wel- 
chen es  feststeht,  dass  für  zusammengerollte  Objecto  und  Packete,  die 
trocken  sind,  mindestens  eine  Stunde,  für  voluminöse  nnd  für  nasse  Objecte 
mindestens  zwei  Stunden  nöthig  sind,  damit  die  heissen  Wasserdämpfe  die 
Objecte  vollständig  durchdringen  und  bis  in  den  Mittelpunkt  hinein  sämmt- 
liche  Sporen  vernichten. 

,,£s  ist  neuerdings  noch  eine  Combination  der  Einwirkung  heisser  Wasser- 
dämpfe mit  trockener  Hitze  empfohlen  worden.  Es  ist  gesagt  worden:  In  diesen 
Dampfkästen,  welche  von  heissem  Wasserdampf  durchströmt  werden,  werden 
die  Objecte  verhältnissmässig  zu  nass,  weisse  Leinwand  und  andere  weisse 
Stoffe  bekommen  gelbe  Flecken  u.  dergl.  Wir  haben  in  Breslau  seit  1883 
ebenfalls  einen  Dampfdesinfectionsapparat  im  Polizeigefangniss,  und  in  diesem 
haben  wir  eine  solche  Combination  mit  heisser  Luft  nicht.  Man  kann  diese 
starke  Durchnässung  der  Objecte  und  das  Fleckigwerden  verhindern,  wenn 
man  das  Gondenswasser,  welches  von  der  Decke  herabfliesst,  durch  eine  Schicht 
von  dickem  Filz,  zusammengelegten  wollenen  Tüchern  oder  Aehnlichem, 
welche  oberhalb  der  zu  desinficirenden  Objecte  sich  befinden,  zurückhält. 

„Was  nun  die  Prüfung  und  die  Controle  dieser  Desinfections* 
apparate  betrifft,,  so  ist  dieselbe  ganz  unerlässlich.  Ich  habe  mir  bereits 
erlaubt,  darauf  hinzuweisen,  dass  die  Zeitdauer  der  Einwirkung  von  der 
grössten  Bedeutung  ist.  Man  muss  genau  wissen,  in  welcher  Zeit  die  Tem- 
peratur von  lOO^C.  im  ganzen  Desinfectionsraume  vorhanden  ist;  die  Apparate 
verhalten  sich  bezüglich  der  Schnelligkeit,  mit  welcher  diese  Temperatur 
erreicht  wird,  eben  verschieden,  selbst  gleichartig  construirte,  denn  sie  sind 
mit  der  Präcision  nicht  herzustellen,  dass  man  von  vornherein  sagen  könnte, 
hier  ist  in  fünf  Minuten  eine  Temperatuur  von  100^  C.  überall  vorhanden, 
und  es  genügt  also,  die  Objecte  eine  resp.  zwei  Stunden  darin  zu  belassen. 
Das  ist  dem  Techniker  unmöglich,  und  daher  muss  jedesmal  bei  der  Ab- 
nahme des  Apparates  geprüft  werden,  was  jeder  einzelne  Apparat  in  dieser 
Beziehung  zu  leisten  vermag.  Eine  dauernde  Controle  ferner  ist  desshalb 
nothwendig,  weil  erfahrungsgemäss  die  Bediensteten  leicht  lässig  werden 
und  in  ihrem  grossen  Vertrauen  auf  die  Kraft  des  desinficirenden  Dampfes 
die  Abmessung  der  Zeit  weniger  streng  festhalten.  Ganz  besonders  wichtig 
ist  diese  genaue  Beobachtung  bei  Apparaten,  bei  denen  die  Combination 
mit  trockener  Erwärmung  stattfindet. 

„Die  Controle,  meine  Herren,  kann  nun  nicht  immer  derartig  vorge- 
nommen werden,  wie  es  im  wissenschaftlichen  Laboratorium  geschieht, 
dass  eine  grosse  Zahl  von  Krankheitsstoffen,  Milzbrandsporen,  Sporen  von 
Gartenerde  u.  dergl.,  in  verschiedene  Decken  eingehüllt,  in  den  Apparat 
gebracht  werden,  und  dass  dann  gesehen  wird,  ob  nach  der  Einwirkung 
des  Dampfes  die  Sporen  ihre  Entwickelungsfahigkeit  bewahrt  haben  oder 
nicht.  Das  ist  für  den  praktischen  Gebrauch  unmöglich.  Der  praktische 
Gebrauch  bedarf  zur  Controle  einfacher  physikalischer  Apparate,  die  sicher, 
schnell  und  leicht  beurtheilt  werden  können,  und  dazu  empfehlen  sich 
zur  Zeit  nur  Thermometer  und  Manometer. 

„  Von  der  grössten  Bedeutung  ist  es  bei  den  öffentlichen  Desinfections- 
anstalten,  dass  man  verhindert,  dass  die  Effecten  des  Einen  von  denen  des 
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Anderen  inficirt  werden.  Es  ist  vor  allen  Dingen  nöthig,  eine  strenge 
Isolirnng  der  zu  desinficirenden  von  den  bereits  desinficirten  Stoffen  ein- 
treten zu  lassen,  da  ja  sonst  die  Sicherheit  für  das  Publicum  aufhört,  bei 
der  Benutzung  des  Apparats  nicht  Krankheitsstoffe  neu  zu  bekommen.  Es 
ist  daher  nöthig,  dass,  wenn  derartige  Anstalten  zur  Desinfection  für  das 
Publicum  mit  Polizeigefangnissen,  mit  Krankenhäusern  u.  dergl.  verbunden 
sind,  die  Anstalten  für  die  Desinfection  der  Effecten  des  Publicums  erstens 
eine  genügende  Absonderung  vom  Krankenhause,  vom  Polizeigefängniss  etc. 
haben,  und  dass  zweitens  verschiedene  Ein-  und  Ausgänge  für  den  Trans- 
port der  zu  desinficirenden  und  bereits  desinficirten  Objecto  vorhanden 
sind.  Es  müssen  bestimmte,  getrennte  Aufbewahrungsräume  vorgesehen, 
es  muss  femer  dafür  gesorgt  sein,  dass  in  bestimmten  und  verschiedenen 
Transportgeräthschaften  die  desinficirten  und  die  zu  desinficirenden  Objecto 
transportirt  werden. 

„Es  ist  dann  noch  in  These  &  gesagt:  ,Es  ist  zweckmässig,  mit  der  Des- 
infectionsanstalt  eine  Einrichtung  für  Wannenbäder  zu  verbinden.*  Das, 
meine  Herren,  empfiehlt  sich  desshalb,  weil  zunächst  die  Desinfectoren  selbst 
die  Gelegenheit  haben  müssen,  sich  nach  der  Desinfection  baden  zu  können, 
weil  femer  Fälle  vorkommen,  wo  nach  Evacuation  eines  inficirten  Raumes 
nicht  bloss  die  Effecten,  sondern  auch  die  Personen  gereinigt  werden  sollen, 
und  weil  es  da  das  einfachste  ist,  neben  der  Desinfection  der  Effecten  in 
einem  Dampfkasten  gleichzeitig  die  zu  desinficirenden  Personen  in  Wannen* 
hadern  möglichst  sorgfaltig  sich  reinigen  zu  lassen.  Die  Desinfectoren 
sind  übrigens  nicht  unbedeutenden  Gefahren  ausgesetzt,  wie  wir  es  hier  in 
Breslau  kennen  gelernt  haben.  Bei  einer  kleinen  Epidemie  von  Flecktyphus 
im  Jahre  1883  waren  die  ersten  beiden  Opfer  der  Epidemie  gerade  die 
beiden  Desinfectoren,  welche  unseren  Apparat  bedienten,  und  wir  haben 
seitdem  die  Einrichtung  getroffen,  dass  diese  Leute  besondere  Anstaltsklei- 
dang,  und  zwar  Leinwandkittel,  wahrend  der  Desinfection  tragen,  dass  sie 
sich  die  Hände  nach  der  Desinfection  mit  Sublimat  waschen,  und  dass  sie 
während  der  Desinfection  selbst  Watterespiratoren  vor  dem  Munde  haben, 
die  leicht  erneuert  werden  können. 

„Wir  haben  einen  Apparat  bei  uns,  der  mit  gespanntem  Dampf  von 
llO^C.  beschickt  wird.  Ein  solcher  würde  sich  überall  dort  empfehlen, 
wo  bereits  eine  Dampfmaschine  vorhanden  ist.  Unser  Apparat  ist  einfach 
und  verhältnissmässig  billig.  Derselbe  Dampfkessel,  welcher  den  Dampf 
für  den  Desinfectionsapparat  liefert,  dient  gleichzeitig  dazu,  in  wenigen 
Minuten  das  Wasser  für  die  Wannenbäder  zu  erwärmen.  Ueberall  also, 
wo  überhaupt  ein  Dampfkessel  vorhanden  ist,  glaube  ich,  wird  die  Anlage 
derartiger  Einrichtungen  mit  gespanntem  Dampf  vorzuziehen  sein. 

„Zum  Schluss  möchte  ich  mir  erlauben,  darauf  hinzuweisen,  dass  in 
der  vorliegenden  wie  in  der  gesammten  Desinfectionsfrage  die  Einwirkung 
der  praktischen  Aerzte  von  der  allergrössten  Bedeutung  ist.  Während  die 
Sanitätspolizei  erst  spät  herantritt  und  nur  beschränkte  Wirksamkeit  hat, 
können  die  behandelnden  Aerzte  sofort  eine  richtige  Isolirung,  Ventilation 
und  Reinlichkeit,  veranlassen  und  dafür  sorgen,  dass  das  geschieht,  was  jede 
Desinfection  in  vielen  Fällen  unnöthig  macht,  dass  nämlich  s&mmtUche  un- 
reinen Abgänge  der  Erkrankten  möglichst  schnell  aus  der  Nähie  der  Men- 

Ytorte^fthnsohrift  lUr  OesondheiUpflege,  1887.  ^ 
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sehen  beseitigt  werdeuf  dass  der  Auswurf  nicht  auf  den  Fussboden  oder  auf 
Möbel  etc.  gelangt,  dass  die  schmutzige  Wäsche  nicht  trocken  aufbewahrt 
wird,  dass  vielmehr  die  Wäsche  und  die  Abgänge  der  Kranken  sofort  unter 
Wasser  gebracht  und  so  bis  zum  Durchkochen  oder  bis  zur  definitiven 
Desinfection  oder  Beseitigung  unschädlich  gemacht  werden.  Ausser  dieser 
hochwichtigen  Aufgabe  aber  können  die  praktischen  Aerzte  vor  Allen  auch 
darauf  hinwirken,  dass  die  öffentlichen  Desinfectionsanstalten  im  Publicum 
Vertrauen  finden  und  zur  möglichst  ausgedehnten  Anwendung  und  richti- 
gen Verwerthung  gelangen." 

Es   lauten    die    von    den    beiden    Referenten   gemeinschaftlich   vorge- 
schlagenen 

Thesen: 
1. 

Anlagen  wirksamer  Desinfectionseinrichtungen  erscheinen  als  Pflicht 
der  Gemeinden  im  öffentlichen  Interesse. 

2. 
Jede  grössere  Stadt  bedarf  einer  oder  mehrerer  stationärer  öffent- 
licher Desinfections-Anstalten.  Der  Anschluss  einer  solchen  an 
eine  andere  communale  Anstalt  ist  zulässig.  Für  kleine  Ortschaften  and 
ländliche  Gemeinden  ist  seitens  der  Kreisbehörde  die  Beschaffung  eines 
transportablen  Desinfections-Apparates  vorzusehen. 

3. 
Die  Benutzung  der  öffentlichen  Desinfections-Anstalten  ist  auf  Grund 
ärztlicher  Bescheinigung  unentgeltlich  zu  gestatten. 

4. 
Als  Desinficiens  ist  in  den  öffentlichen  Desinfections-Anstalten  der 
strömende  gespannte  Wasser  dampf  zu  verwenden.  Diese  Anstalten 
müssen  auf  ihre  Leistungsfähigkeit  geprüft  sein  und  unter  sachverständiger 
Controle  bleiben.  Die  desinficirten  Gegenstände  sind  von  den  zu  desinü- 
cirenden  genügend  zu  sondern.  Die  Desinfectoren  haben  sich  durch  besondere 
Kleidung,  Respiratoren  und  Waschungen  vor  Ansteckung  zu  schützen. 

5. 

Wahl  der  Apparate  und  technischen  Einrichtungen   hängen  von 
örtlichen  Verhältnissen  ab. 

6. 

Es  ist  zweckmässig   mit  der  Desinfections-Anstalt  eine  Einrichtung  ^ 
Wannenbäder  zu  verbinden. 


Der  Vorsitzende  eröffnet  die  Discussion  und  ertheilt  das  Wort 
zunächst  Herrn 

Dr.  Ferdinand  Hneppe  (Wiesbaden).  Derselbe  schliesst  sich  in  Beiog 
auf  das  Verlangen  der  Aufstellung  öffentlicher  Desinfections  -  Anstalten  den 
Referenten  vollständig  an.  Dazu  aber  sei  es  nöthig,  den  Städten,  um  ihnen 
unnöthige  kostspielige  Versuche  zu  ersparen,   einen  Rath  an  die  Hand  «o 
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geben,  welches  Princip  sie  anwenden  sollen.  Dass  die  Desinfection  mittelst 
Dampf  zu  geschehen  habe ,  darüber  bestehe  kein  Zweifel ,  wohl  aber  seien 
die  Meinungen  noch  auseinander  gehend,  in  welcher  Form  man  den  Dampf 
anwenden  solle,  in  gespannter  oder  strömender  Form.  Gespannter  Dampf 
sei  bei  kleineren  Apparaten  wohl  anzuwenden,  vortheilhafter  aber  sei  für 
eine  sichere  Desinfection  und  für  die  Integrität  der  Gegenstände  der  strö- 
mende Dampf  von  ca.  100^  C.  und  sei  desshalb  für  neue  Anlagen  dies 
Princip  in  den  Vordergrund  zu  stellen.  Die  einfachste  Art,  so  hoch  tem- 
perirten  strömender.  Wasserdampf  zu  erhalten,  beruhe  in  der  Dampfent- 
wickelung von  einer  grösseren  Wasserfläche  und  für  kleinere  Apparate, 
sowie  zum  Improvisiren  von  Apparaten,  z.  B.  für  Militärzwecke,  reiche  man 
mit  dieser  Form  wohl  aus.  Für  grössere  Apparate  aber  genüge  dies 
nicht  und  hier  müsse  man  zu  einem  combinirten  Verfahren  greifen,  indem 
man  den  Dampf  einfach  strömen  lasse  und  durch  gleichzeitige  Anwendung 
heisser  Luft  erhitze.  Herrn  Director  Merke  gebühre  das  grosse  Verdienst, 
in  Verfolgung  der  diesbezüglichen  Untersuchungen  im  Gesundheitsamte  dies 
Princip  der  Combination  von  strömendem  Dampfe  in  heisser  Luft  in  die 
Praxis  eingeführt  zu  haben.  Die  heisse  Luft,  resp.  die  Ueberhitzung  des 
Dampfes  bringe  den  sonst  nicht  genügend  temperirten  Dampf  nicht  nur 
auf  die  erforderliche  Temperatur  von  100°  C,  sondern  sie  verleihe  dem 
Dampfe  auch,  so  zu  sagen,  eine  grössere  Geschwindigkeit,  welche  für  das 
energische  und  schnelle  Eindringen  und  Durchdringen  der  zu  desinficirenden 
Gegenstände  von  grösster  Bedeutung  sei.  Ausserdem  aber  biete  ein  solcher 
Apparat  noch  die  weiteren  Vortheile,  einmal,  dass  man  die  Gegenstände 
trocken  J^orwärmen  könne ,  was  nachweislich  für  die  folgende  Desinfection 
mit  Dampf  von  grossem  Vortheil  sei  und  dann ,  dass  man  die  dcsinflcirten 
Gegenstände  nach  Abstellen  des  Dampfes  schnell  wieder  trocknen  könne, 
wodurch  ihre  Brauchbarkeit  wesentlich  gesichert  und  ausserdem  erreicht 
werde,  dass  die  Gegenstände  sofort  verpackt  und  verschickt  werden  können. 
XJm  aller  dieser  Vortheile  willen  sei  für  stabile  Apparate  grösserer  Gemein- 
wesen dies  combinirte  System  am  meisten  zu  empfehlen. 

Kreisphysicns  Dr.    Freymuth  (Danzig)    behauptet  entgegen    den 

Ansichten  des  Herrn  Dr.  Hueppe,  dass  nach  seinen  Versuchen  der  einfache 

strömende  Dampf,  oder  richtiger  ausgedrückt,  die  einfache  feuchte  erhitzte 

Ijuft  genüge,  um  eine  ausreichende  Desinfection  zu  bewirken.      Es  sei  sehr 

wichtig  dies  festzustellen,  da  nicht  jede  Stadt  in  der  Lage  sei,  so  kostbare 

Apparate  aufzustellen,  wie  dies  Berlin   eben  gethan  habe,  wo  die  Desinfec- 

tionsanstalt  in  der  Reichenbergerstrasse  rot.  130000  Mark  gekostet  habe. 

Wenn  auch  eine  kleinere  Stadt  einen  so  grossen   Apparat    nicht  brauche, 

so  werde  doch  auch  für  sie  ein  entsprechender  Apparat  in  kleineren  Vcj*- 

hältnissen  noch  immerhin  sehr  theuer  kommen.     Nun  hahe  er  früher  im 

Barrackenlazareth  Moabit,  ehe  der  Schimmer  sehe  Apparat  dort  aufgestellt 

worden  sei,  einen  Desinfectionsapparat  gesehen,  in  den  Dampf  ein-,  aber 

keiner  ausgeströmt  sei,  in  dem  also  von  strömendem  Dampf  nicht  die  Rede 

gewesen  sei,  sondern  nur  von  heisser  Luft,  die  mit  Dampf  nahezu  gesättigt 

gewesen  sei ;  und  dieser  Apparat  mit  feuchter  heisser  Luft  habe  besser  des- 

inficirt  als  ein  solcher  mit  trockener  heisser  Luft. 
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Von  diesem  Gedanken  ausgehend  habe  er  mit  dem  Director  der  Danziger 
Gasanstalt,  Herrn  Kunath,  einen  Apparat  constmirt,  der  aus  einer  Kammer 
bestehe,  an  der  als  Appendix  ein  kleiner  Dampfkessel  sich  befinde,  welcher 
eine  Spannung  von  2  bis  2^3  Atmosphären  zulasse.  Er  habe  also  ge- 
spannten Dampf  und  zwar  lediglich  desswegen,  weil  dieser  eine  höhere 
Temperatur  als  100^  C.  annehme,  auf  diese  Weise  die  Kammer  rascher  er- 
hitze und  dadurch  das  Tropfwasser  auf  ein  Minimum  beschränke  (Redner 
demonstrirt  den  Apparat  im  Einzelnen). 

Zahlreiche  Versuche  mit  dem  Apparat,  allerdings  nur  im  Kleinen,  haben 
ergeben,  dass  eine  sichere  Desinfection  mit  demselben  sehr  wohl  gelinge, 
wenn  auch  in  etwas  längerer  Zeit  als  mit  anderen  Apparaten,  d.  h.  nicht  in 
einer,  sondern  in  V/^  Stunde.  Dem  stehen  aber  als  Vortheile  gegenüber, 
dnss  der  Apparat  noch  nicht  ein  Viertel  so  viel  koste  als  die  anderen  Apparate, 
dass  er  leicht  handlich  und  in  entsprechenden  Dimensionen  auch  transportabel 
sei  nnd  dass  an  Arbeitskraft  und  ebenso  an  Raum  viel  erspart  werde. 

Oberbürgermeister    Merkel    (Göttingen)   giebt  eine  durch  Zeich- 
nungen erläuterte  Beschreibung  eines  sehr  einfachen  Desinfectionsapparates, 
der  sich  seit  Jahresfrist  in  Göttingen  sehr  gut  und  zur  allgemeinsten  Zu- 
friedenheit bewährt  habe.      Derselbe  sei  unter  zu  Grundelegung  der  Er- 
fahrungen, die  man  mit  dem  Koch' sehen  Apparat  in  Berlin  gemacht  habe, 
construirt  und  koste  in  kleinem  Format   190  Mark,  in  grossem  360  Mark. 
In  mehreren  Exemplaren  und  in  grösseren  Dimensionen  ausgeführt,  eigne 
sich  dieser  Apparat  auch  fUr  grössere  Städte,  zumal  es  zweckmässig  sei,  die 
Desinfection  in  diesen  nicht  zu  centralisiren ,  sondern  solche  Apparate  in 
verschiedenen  Stadttheilen  aufzustellen.     Ein  solcher  Apparat^)   grösserer 
Construction  bestehe  aus  drei  Theilen:  unten  ein  grosser  runder,  kupferner, 
durch  ein  Zuleitungsrohr  an  die  Wasserleitung  angeschlossener  Wasser- 
kessel, der  circa  80  Liter  halte  und  durch  zwölf  Wobbe'sche  Gasbrenner 
Nr.  3  geheizt  werde.      Ueber  diesem  Kessel  befinde  sich  ein  1*40  m  hoher 
und  80  cm  weiter  Cy linder  von  3  mm  starkem  verzinktem  Eisenblech, 
welcher  zur  Aufnahme  der  zu  desinficirenden  Gegenstände  diene ;  geschlossen 
werde  er  dann  nach  oben,  durch  einen  ebenfalls  aus  verzinktem  Eisenblech 
hergestellten  spitzen  Hut.  Diese  drei  Theile  seien  lose  auf  einander  gestellt 
der  Art,  dass  der  untere  Rand  des  einen  Theiles  in  die  mit  Wasser  gefiülte 
Rinne  am  oberen  Ende  des  darunter  befindlichen  Theiles  eintauche;  sämmt- 
liche  drei  Theile  seien  znr  Vermeidung  von  Wärmeverlust  mit  einem  1  ^^ 
starken  Ueberzuge  von  Kieselguhr-Composition  versehen,  welche  durch  ^' 
Drahtgazeumhüllung  festgehalten    werde.      Die  zu  desinficirenden  Geg^* 
stände  werden  nun  in  einen  cylindrischen,  95  cm  hohen,  aus  verzinktet 
Eisendraht  hergestellten  Korb  gethan,  dessen  innere  Mantelfläche  mit  Wa^^hs- 
leinewand  belegt  sei,  und  dieser  Korb  werde  dann  von  oben,  nach  Abnahme 
des  Hutes  mittelst  eines  einfachen  Flaschenzuges  in  den  Desinfectionscy linder 
eingesetzt.     Ein  schmaler ,  zwischen  dem  Korbe  und  dem  Hantel  des  Cy* 


^)  Eine  geuaue ,  mit  Abbildungen  versehene  Beschreibung  der  ganzen  EinrichtuDg 
„Desiiifcctionsanstalt  der  Stadt  Göttingeu"  wird  auf  Anfrage  von  Herrn  Oberborgcr- 
meister  Merkel  gern  zugesandt. 
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linders  yerbleibender  Zwischenraum  gestatte  das  Hinabrieseln  des  im  Hate 
condensirten  Wasserdampfes,  ohne  dass  dadurch  die  zu  desinficirenden 
Gegenstände  nass  werden. 

Die  Wirkung  des  Apparates  nun  geschehe  in  der  Weise,  dass  der 
Dampf  aus  dem  geheizten  Kessel  aufsteigend,  nicht  unter  Spannung  und 
Druck,  durch  die  zu  desinficirenden  Gegenstände  durchdringe  und  oben  am 
Hute  durch  ein  schmales  Ableitungsrohr  ausströme.  Die  Einsenkung  des 
Korbes  mit  den  zu  desinficirenden  Gegenständen  geschehe,  sobald  ein  im 
Hute  angebrachtes  Thermometer  100^  G.  zeige,  und  erfordere  die  vollständige 
Sterilisirung  der  Gegenstände  etwa  drei  Viertel  Stunde.  Nach  den  von 
Herrn  Prof.  Flügge  angestellten  Versuchen  mit  den  verschiedensten  Arten 
Bacterien  und  Infectionskeimen  sei  eine  sichere  Tödtung  der  Keime  in  der 
angegebenen  Zeit  stets  erfolgt. 

Ein  solcher  Apparat  sei  in  Göttingeu  in  einem  Räume  neben  dem 
Hospital  aufgestellt  und  werde  von  zwei  Leuten  bedient.     Die  Benutzung 
für  das  Publicum  sei  aber  nicht,  wie  es  der  Herr  Referent  verlange,  unent- 
geltlich, sondern  gegen  Bezahlung  nach  einem  bestimmten  Tarif,  der  beim 
Publicum  auf  keinerlei  Widerspruch  gestossen    sei.     Wer  Typhus,  Diph- 
therie, Tuberculose  im  Hause  gehabt  habe,  sei  glücklich,  für  5  bis  20  Mark 
die  inficirten  Betten,  Wäsche  etc.  desinficirt  zu  erhalten.    Selbstverständlich 
geschehe   die   Desinfection   unentgeltlich   für   alle  Armen  gegen  physcats- 
ärztliche  Bescheinigung.     Aber  bei  wohlhabenden,  bei  reichen  Leuten  die 
Desinfection  unentgeltlich  vorzunehmen,    dafür   liege    doch   wahrlich  kein 
Grund  vor,  zumal  die  Ausgaben,  namentlich  bei  einer  grösseren  Gemeinde 
und  einer  doch  zu  erstrebenden  möglichst  reichlichen  Benutzung  sehr  be- 
deutende seien.     Desshalb  werde  er  auch  gegen  die  in  den  Thesen  auf- 
gestellte Forderung  der  „unentgeltlichen^  Benutzung  stimmen,  so  sehr  er 
sonst  auch  mit  den  Thesen  übereinstimme. 

Professor  Dr.  Uerniann  Cohn  (Breslau)  findet,  dass  die  Herren 
fieferenten  nur  auf  Betten,  Wäsche  n.  dergL  Rücksicht  genommen,  dabei 
aber  einen  wichtigen  Uebertrager  von  Infectionskrankheiten  noch  unerwähnt 
gelassen  haben,  das  Papier.  Es  sei  bekannt,  dass  die  Masern  durch  einen 
einzigen  Brief  auf  die  Fidjiinseln  gebracht  worden  seien  und  bei  den  dor- 
tigen Eingeborenen,  zu  denen  bis  dahin  niemals  Masern  gekommen  seien, 
gewaltige  Verheerungen  angerichtet  haben.  Ebenso  seien  Fälle  festgestellt, 
wo  Personen  an  Scharlach  und  Diphterie  erkrankt  seien,  die  Esswaaren 
genossen,  die  in  Papier  eingepackt  gewesen  seien,  das  in  einer  Scharlach- 
stube gelegen  habe.  Aus  diesen  Gründen  sei  das  Bestreben  gerechtfertigt, 
auch  die  Schulbücher  möglichst  zu  desinficiren.  Dies  habe  bisher 
mancherlei  Schwierigkeiten  gehabt.  Nachdem  aber  jetzt  der  Herr  Correferent 
mitgetbeilt  habe,  dass  bei  der  Behandlung  mit  heissen  Dämpfen  Bücher 
ebenfalls  vollkommen  unversehrt  und  gut  desinficirt  aus  dem  Kasten  heraus- 
genommen werden,  sei  es  Pflicht,  die  Schulbücher  und  Efifecten  der  an 
Scharlach  erkrankten  Kinder,  die  gewiss  Uebertrager  der  Krankheit  sein 
können,  stets  desinficiren  zu  lassen. 

Referent  ProfeSSOr  Dr.  Franz  Hofmann  erwähnt,  d^^«  die  von 
Herrn  Dr.  H  ueppe  hervorgehobenen  Schwierigkeiten  und  ünsiö^w\i^^^n  der 
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Desinfection  mit  gespanntem  Wasserdampf  sowohl  wie  mit  beissem  Wasser- 
dampf  ohne  Spannung  und  die  darauf  gegründete  Forderung  des  combi* 
nirten  Systems,  in  gewissem  Widerspruch  zu  st-eben  scheinen  mit  seinen 
und  des  Herrn  Correferenten  Mittheilungen.  Und  doch  bestehe  zwischen 
den  Thesen  und  den  Ausführungen  des  Herrn  Hueppe  gar  kein  Widerspruch, 
eine  Klarstellung  aber  scheine  ihm  erforderlich. 

In  These  4  werde  direct  ausgesprochen  und  betont,  dass  die  sichere 
Desinfectionswirkung ,  wie  auch  vom  Herrn  Geheimrath  Dr.  Koch  früher 
berichtet  worden  sei,  durch  den  strömenden  Wasserdampf  vermittelt  werde. 
Es  sei  klar,  wenn  man  in  einen  geschlossenen  Apparat  gespannten  oder 
nicht    gespannten  Wasserdampf  einleite«  ohne  dass  er  entsprechend  enir 
weichen  und  ausströmen  könne,  dass  dann  in  diesem  Falle  eine  allseitige 
Durchhitzung  des  Raumes ,  eine  vollständige   Vertheilung  der  Wärme  im 
Räume  und  in  den  eingehängten  Objecten  mit  grossem  Zeit&ufwande,  mit 
Schwierigkeiten  und  Zufälligkeiten  verbunden  sei.     Eine  ungleichmässige 
und  oftmals  ungenügende  Hitze  vertheilung  trete  hierbei  je  nach  den  Um- 
hälluDgen,  den  Dimensionen  und  dem  Kältegrad  des  Apparates,  je  nach  der 
Natur  der  Objecto,  ganz  ähnlich  auf,  wie   z.  B.  in  diesem  Versammlungs- 
räume, in  welchem  wegen  der  geschlossenen  Fenster  sich  die  Temperatur, 
der  Wasserreichthura  in  den   oberen   und  unteren  Schichten   des  Raumes 
höchst  ungleich  verbalte.      Auf   dieser   ungleichen  Wärmevertheilung  im 
Desinfectionsraume  des  Herrn  Dr.  Freimuth  scheinen  auch  die  unsicheren 
Desinfectionsresultate  zu  beruhen ,  bei  welchen  trotz  Anwendung  gespannten 
Wasserdampfes  die  Milzbrandsporen  erst  nach  V«  ^^^d    iVs  Stunden  ab- 
getödtet  worden  seien.  Der  Apparat  besitze  offenbar  nicht  die  Gonstruktioo, 
dass  eine  genügende   Strömung  des  Wasserdampfes  und  eine  fiebere  und 
rasche  Durchwärmung  der  Objecto  eintrete,  der  Apparat  leide  an  dem  Fehler 
der  Dampfstagnation. 

Erste  Bedingung  eines  wirksamen  Desinfectionsapparates  sei ,  da»  der 
Constructenr  denselben  so  ausarbeite,  dass  in  ihm  eine  reichliche  Menge 
Wasserdampf  in  allen  Theilen  und  Buchten  sich  bewege.  Unter  dieeer 
Voraussetzung  sei  es  denn  für  den  Erfolg  der  Desinfection  gleichgültig,  ob 
der  Wasserdampf  in  gespanntem  oder  nicht  gespanntem  Zustande  in  den 
Apparat  eintrete.  Es  beruhen  z.  B.  die  von  Henneberg  in  jüngster  Zeit 
durch  Beschreibung  und  Preiscourant  bekannt  gemachten  Desinfections- 
apparate  darauf,  dass  sich  aus  kochendem  Wasser  nicht  gespannter  Wa88e^ 
dampf  entwickele.  Herr  Regierungsrath  Dr.  Wolffhügel  habe  mit  diesen 
Apparaten  Versuche  ausgeführt,  und  ganz  sichere  und  zuverlässige  D^' 
infection  erzielt. 

Der  Desinfection  sapparat  des  Herrn  Oberbürgermeister  Merkel  vom 
Göttingen  zeige  nach  der  gegebenen  Zeichnung  und  Beschreibung  grosse 
Aehnlichkeit ,  ja  Uebereinstimmung  mit  demjenigen  Apparate,  mit  welcbeffi 
Herr  Geheimrath  Dr.  Koch,  Dr.  Gaffky  und  Dr.  Löffler^  die  ent- 
scheidenden Desinfcctionsversnche  mit  heissen  Wasserdämpfen  ausgef&brt 
haben,  bei  welchen  gleichfalls  jede  Spannung  gefehlt  habe.  Er  sei  der 
sogenannte  Koc hasche  Sterilisirungsapparat ,  mit  welchem  die  zahlreicben 

^)  Mittheilungen  aus  dem  Kaiserlichen  Gesundheit«amte,  I.  Bd,  1881,  S.  328. 
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Desinfectionen  in  den  Laboratorien  seit  Langem  vorgenommen  werden,  nnr 
in  grösseren  Dimensionen  angefertigt. 

Herr  Oberbürgermeister  Merkel  spreche  sich  nun  direct  dagegen  ans, 
dasB  man  in  öfifentlichen  Desinfectionsanstalten  die  Desinfection  principiell 
nnentgeltlich  gestatte.  Er  weise  darauf  hin,  dass  z.  B.  einzelne  Familien, 
die  ein  oder  mehrere  Familienmitglieder  an  Infectionskrankheiten ,  Diph- 
therie u.  s.  w.  verloren  haben,  gerne  bereit  seien,  10  oder  20  Mark  für  die 
Vornahme  der  Desinfection  zu  bezahlen.  Das  werde  gewiss  in  Göttingen 
wie  in  jeder  Stadt  vorkommen,  aber  der  Zweck  der  öffentlichen  und  städti- 
schen Desinfectionsanstalten  liege  doch  nicht  darin,  der  Gemeinde  Einnahme 
zn  schaffen,  sondern  eine  möglichst  allgemeine  und  vielseitige  Verwendung 
und  Benutzung  zu  finden.  Der  Herr  Oberbürgermeister  gebe  selbst  zu, 
dass  die  Anschaffungs-  wie  Verzinsungskosten  der  Apparate  relativ  uner- 
heblich seien,  auch  die  Anforderungen  bezüglich  des  Bedienungspersonales 
seien  nicht  grosse.  In  Leipzig  reiche  man  in  den  beiden  öffentlichen  An- 
stalten mit  je  einem  Manne  aus,  welcher  ausserdem  anderweitig  beschäftigt 
werde,  da  die  Apparate  in  dem  Hospitale  und  in  der  Gefangenenanstalt  auf- 
gestellt worden  seien.  Aber  das  vom  hygienischen  Interesse  getragene 
Bestreben,  wie  auch  das  Bestreben  jeder  Verwaltung  müsse  dahin  gehen, 
dass  die  Bevölkerung  eines  Ortes  nicht  etwa  aus  financiellen  Bedenken,  aus 
erschwerenden,  umständlichen  Benutzungsformalitäten ,  aus  Nachlässigkeit 
oder  Gleichgültigkeit  abgehalten  werde,  die  zu  desinficirenden  Objecto  in 
die  einmal  errichteten  Anstalten  zu  senden.  Nicht  etwa  nur  die  wirklich 
Armen,  denen  vielfach  freie  ärztliche  Behandlung,  Medicamente  und  Unter- 
stützung zu  Gebote  stehe,  sondern  viel  weitere  Bevölkerungskreise  seien  in 
Zeiten  der  Krankheit  auf  Sparsamkeit  angewiesen.  Desinfectionseinrich- 
tungen  und  Apparate,  welche  aus  den  Mitteln  der  Gemeinden  augekauft 
worden  seien,  welche  einem  öffentlichen  Zwecke  dienen  sollen,  nämlich  der 
Verbreitung  von  Krankheiten  in  der  Bevölkerung  entgegenzuwirken,  seien 
entschieden  als  gemeinnützige  Unternehmen  aufzufassen,  ebenso  wie  die 
Gasbeleuchtung  auf  den  Strassen,  an  deren  Kosten  sich  jeder  nach  seiner 
Steuerkrafb  betheilige,  gleichviel,  ob  er  Abends  auf  die  Strasse  gehe  oder 
nicht.  Eine  Gemeinde,  die  so  arm  sei  oder  zu  sein  glaube,  dass  sie  die 
Betriebskosten  der  aus  den  öffentlichen  Mitteln  errichteten  Desinfections- 
einrichtung  nicht  mehr  zu  bestreiten  vermöge,  solle  dann  in  anderer  Weise 
sparen,  z.  B.  die  Gaslaternen  eine  Stunde  früher  auslöschen  oder  bei  anderen 
minder  wichtigen  Gelegenheiten  eine  Mehransgabe  vermeiden.  Die  Ein- 
richtung von  Desinfectionsanstalten  könne  nur  dann  einem  öffentlichen 
Interesse  dienen,  wenn  sie  möglichst  allgemein  benutzt  werde  und  wer  sich 
daran  betheilige,  durch  Vernichtung  des  Contagiums  die  Verbreitung  der 
Krankheiten  auf  weitere  Kreise  zu  verhüten,  verdiene  hierfür  eher  noch 
eine  Prämie. 

Krankenhausdirector  Merke  ^  (Berlin).      „Meine   Herren.     Es  ist 
nicht  meine  Absicht,   mich   für   oder   wider   die  Zweckmässigkeit  der  hier 


*)  Herr  Director  Merke  hat  auf  Wunsch  der  Versammlung  iWe  Güte  gehabt 
Reine  wegen  Kürze  der  Zeit  wesentlich  beschränkten  Mittheilungen  au.sVü\it\k\i  Vüx  den 
Bericht  auszuarbeiten. 
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bekannt  gewordenen  Desinfectionsapparate  auszulassen;  ich  will  Ihnen  nar 
meine  Ansiebten  mittbeilen  über  die  Anforderungen,  welche  man  an  die 
Leistungsfähigkeit  eines  Desinfectionsapparates  oder  vielmehr  einer  Des- 
infectionsanstalt  stellen  soll  und  welche  Bedingungen  man  den  Lieferanten 
yon  Desinfectionsapparaten  zu  stellen  hat. 

„ Bevor  ich  hierauf  näher  eingehe,  wende  ich  mich  gegen  eine  Aus- 
führung des  Herrn  Freymuth,  nach  welcher,  wenn  ich  ihn  recht  verstan- 
den habe,  es  ihm  nicht  möglich  erscheint,  dass  bei  den  von  Guttmann 
und  mir  in  der  Berliner  Desinfectionsanstalt  vorgenommenen  Desinfections- 
versuchen  die  neben  dem  elektrischen  Thermometer  liegenden  Mazimal- 
thermometer  erst  90^  zeigten,  während  das  erstere,  das  auf  100^  eingestellt 
war,  bereits  diesen  Temperaturgrad  erreicht  hatte.  Ich  beziehe  mich  dem 
gegenüber  auf  die  bezüglichen  ausführlichen  Mittheilungen  in  meiner  Publi- 
cation  über  ,Die  erste  öfifentliche  Desinfectionsanstalt  der  Stadt  Berlin'  und  halte 
an  dem  darin  ausgesprochenen  Satze  fest:  dass  bei  der  Prüfung  eines  Des- 
infectionsapparates das  Läuten  eines  elektrischen  Thermometers  nicht  immer 
ein  sicherer  Beweis  dafQr  ist,  dass  auch  in  der  unmittelbaren  Umgebung 
des  Thermometers  der  gemeldete  Temperaturgrad  schon  erreicht  ist. 

„Herrn  Professor  Hoff  mann,  welcher  für  die  unentgeltliche  Be- 
nutzung der  öffentlichen  Desinfectionsanstalten  plaidirt  hat,  will  ich  ent- 
gegenhalten, dass  mit  der  Errichtung  von  Desinfectionsanstalten,  deren 
unentgeltliche  Benutzung  im  Belieben  des  Publicums  steht,  allein  nicht 
alles  das  erreicht  werden  kann,  was  Herr  Professor  Hoffmann,  wie  ich 
glaube,  dabei  verlangt :  nämlich  dass  das  betheiligte  Publicum  auch  wirklich 
die  Gelegenheit  zu  der  Desinfection  von  inficirten  Sachen  in  jedem  Falle 
benutzen  wird.  Soll  der  Verschleppung  von  ansteckenden  Krankheiten  und 
namentlich  in  Epidemiezeiten  durch  Desinfection  erfolgreich  entgegen- 
getreten werden,  dann  giebt  es  nur  einen  Weg:  das  ist  der  Zwang  zur 
Benutzung  der  Desinfectionsgelegenheit.  So  hart  eine  solche  Maassregel 
auch  erscheinen  mag,  ebenso  nützlich  würde  sie  in  ihrer  Wirkung  sein. 

„Was  nun   die  Anforderungen,  welche  man  an  die  Leistungsfähigkeit 
einer  öffentlichen  Desinfectionsanstalt  stellen  soll,  anbetrifft,  so  möchte  ich      j 
darauf  aufmerksam  machen ,  dass  die  Leistungen  einer  solchen  Anstalt  ab-  ««^ 
hängig  sind   von   der  Zahl  der  Einwohner,  für  welche  die  Desinfections-^^ 
gclegenbeit  geschaffen  werden  soll,  vor  Allem  aber  von  der  Anzahl  derjenigei 
Erkrankungsfälle,  bei  denen  die  Desinfectionsanstalt  in  Benutzung  gezogei 
werden  muss;  z.  B.  bei  einer  Choleraepidemie.     Die  Zahl  der  Erkrankte^^ 
gewährt   den  Anhaltepunkt.  für  eine  Berechnung   über  die  Grösse  etc.  d( 
einzurichtenden  Anstalt.     Nach  den  Beobachtungen,  welche  ich  in  mein. 
Stellung  vielfach  zu  machen  Gelegenheit  hatte,  kommen  auf  den  einzeln 
Erkranknngsfall  im  Durchschnitt  etwa  3  cbm  Raumbedarf  für  zu  d.^»«, 
inficirende  Gegenstände  —  auf  dem  platten  Lande  wird  es  wohl  weniS'ei*, 
etwa  zwei  Raummeter  sein.     Hierbei  ist  zu  berücksichtigen,  dass  die  über« 
wiegende  Zahl    der    zur  Desinfection    gelangenden   Gegenstände  entweder 
cubisch  geformt  ist,  oder,  wie  Federbetten  z.  B.,  eine  horizontale  Lagerung 
in  der  Desiufectionskammer  bedingen;   hieraus  ergiebt  sich  die  Fordervogt 
dass   Apparate    für   öffentliche  Desinfectionsanstalten    eine   cubische  Form 
haben  müssen. 


i 
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,'ewordenen  Deainfeot!onsapparate  auBiuluMn;  ioh  will  Iliiiea  nur 
Bicliten  mittheilen  über  die  ADfordeningen ,  weloha  niMi  an  die 
ifuhigkeit  eines  DesiDfeotioneapparatei  oder  Tielmebr  ainer  Baa- 
ianstalt  gtelkn  roU  und  welche  Bedingungen  man  den  LiäCeranten 
.nfectionBappa ritten  zn  stellen  hat. 

.■vor  ich  hierauf  nnher  eingehe,  wende  ich  mich  gegen  eine  Ana- 
des  Herrn  Freyniath,  nach  welcher,  wenn  ich  ihn  reoht  Toratan- 
)o,  CB  ihm  nicht  möglich  erscheint,  dass  bei  den  von  Guttmann 
.r  in  der  Berliner  Deginfectionsanstalt  vorgenommenen  DeaiDfectioni- 
aei)    die   neben  dem   elektriechen   Thermometer    liegenden   Maximal- 
3ineter  t^rst  90"  zeigten,  w&hrend  das  erstere,  das  auf  100"  eingeatellt 
bereits  diesen  Temperaturgrad  erreicht  hatte.     Ich  beiiehe  mich  dem 
ifiher  auf  die  bezüglichen  ausführlicheo  Mittheilnngen  in  meiner  Pnbli- 
:i  über  .Die  erste  öfFentlicho  Dcsinfeotionsan statt  der  Stadt  BerUn'  nnd  halte 
em  darin  ausgesprochenen  Satze  fest:  dasa  bei  der  Prüfung  eines  D«s- 
tioiisapparates  dasL&uten  eines  elektrischen  Thermometen  nicht  immer 
lieberer  Beweis  dafür  ist,  dass  ancb  in  der  unmittelbaren  Umgebung 
rhermometerB  der  gemeldete  Temperaturgrad  schon  erreicht  ist 
„Herrn   ProfeMor  Hoffmann,    welcher    fllr    die  unentgeltliche  Be- 
iing  der  üffentlicheu  DeHinfectionsanstnlten  plaidirt  hat,  will  ich  ent- 
nhatteo,  dass   mit   der    Errichtung  von  Desinfeotionsanstalten ,  daran 
tgeltliche  Benutzung  im  Belieben  des  Publicnms  steht,  allaia  nicht 
das  erreicht  werden  kann,  was  Herr  Professor  Hoffmann,  wie  i«i 
be,  dabei  verlangt:  nämlich  dass  das  betheiligte  Publicum  auch  wirklieb 
lelcgeobeit  zu  der  Desinfection  von  inficirten  Saohen  in  jedem  FsUe 
tzen  wird.     Soll  der  Verschleppung  von  ansteckenden  Krankheiten  nnj 
»Dtlich    in  Epidemiezeiten    durch   Desinfection    erfolgreich    entgeggg. 
itcn   werden,  dann  gicbt  es  nnr  einen  Weg:   das  ist  der  Zwaog  ^^ 
itzung  der  Desinfectionsgelegenheit.      So  hart  eine  aolche  ''***«ru() 
erscheinen  mag,  ebenso  nützlich  würde  sie  in  ihrer  ^irkaag  l%^|, 
„Was  nun    die  Anforderungen,  welche  man  an  die  lieistongj^». 
'  öfFentlichen  Desinfoctionsanstalt  stellen  soll,  anbetrifft*  ■<>  ^'^nV^'^^ 
if  aufmerksam  machen,   Aass   die  Leiatuügon   einer  eolöheil    l^^X^  O 
ig  sind    von   dtr  Zahl  der  Einwohner,  fttr  welche  4«  ^^^^^^^  ^ 
[enheit  geschaffen  wercleii  soll,  vor  Allem  aber  ^on  d«*  ^'^VV^^^'l 
ankangsßdle,  bei  denen  die  DesinfectionsanatckW  \ft  ^''^V.ii'^  Ä  ^ 
en  muss;  z.  B.  bei  einer  CholeraepiJemie.      Xi-v^  WÄ        *'Niv'^ 
hrt  den  Aiihaltepunkt  für  eine  Berechouaj^      ^^^  jT    ^fc^lj 
irichtenden  Austnlt.     Nach  den  BeobachlÄ-cvj»  "^^  r>^  V 

mg  vielfach  m  machen  Gelegenheit  hstto  .^.      ^^^"^ 
ankunjisfall  im  Duichscbnitt  otwu   a      ^0\/*''^'^'*^.'W  "*" 
rendc  GegeustHudc  —  auf  dem  platten    "V       ^Vsi\i»^  1 
zwei  Raummeter  sein.     Hierbei  ist  >u 
Bilde  Zahl    lier    zur  DesiofeoticHt   | 
cb  peformt  ist,  oder,  wie  Fedwb« 
r  Desiiifectionekamnier  bedi^ 
Apparate 


V 


136    XIII.  Versammlung  d.  D.  Vereins  r.  öflF.  Gsndhpflg.  zu  Breslau. 

bekannt  gewordenen  Desinfectionsapparate  auszulassen;  ich  will  Ihnen  nur 
meine  Ansichten  mittheilen  über  die  Anforderungen,  welche  man  an  die 
Leistungsfähigkeit  eines  Desinfectionsapparates  oder  vielmehr  einer  Des- 
infectionsanstalt  stellen  soll  und  welche  Bedingungen  man  den  Lieferanten 
von  Desinfection  sapparaten  zu  stellen  hat. 

n Bevor  ich  hierauf  näher  eingehe,  wende  ich  mich  gegen  eine  Aus- 
führung des  Herrn  Freymuth,  nach  welcher,  wenn  ich  ihn  recht  verstan- 
den habe,  es  ihm  nicht  möglich  erscheint,  dass  bei  den  von  Guttmann 
und  mir  in  der  Berliner  Desinfectionsanstalt  vorgenommenen  Desinfections- 
versuchen  die  neben  dem  elektrischen  Thermometer  liegenden  Maximal- 
thermometer erst  90^  zeigten,  während  das  erstere,  das  auf  100^  eingesteUt 
war,  bereits  diesen  Temperaturgrad  erreicht  hatte.  Ich  beziehe  mich  dem 
gegenüber  auf  die  bezüglichen  ausführlichen  Mittheilungen  in  meiner  Publi- 
cation  über  ,Die  erste  öffentliche  Desinfectionsanstalt  der  Stadt  Berlin*  und  halte 
an  dem  darin  ausgesprochenen  Satze  fest:  dass  bei  der  Prüfung  eines  Des- 
infectionsapparates das  Läuten  eines  elektrischen  Thermometers  nicht  immer 
ein  sicherer  Beweis  dafQr  ist,  dass  auch  in  der  anmittelbaren  Umgebung 
des  Thermometers  der  gemeldete  Temperaturgrad  schon  erreicht  ist. 

„Herrn  Professor  Hoff  mann,  welcher  für  die  unentgeltliche  Be- 
nutzung der  öffentlichen  Desinfectionsanstalten  plaidirt  hat,  will  ich  ent- 
gegenhalten, dass  mit  der  Errichtung  von  Desinfectionsanstalten,  deren 
unentgeltliche  Benutzung  im  Belieben  des  Publicums  steht,  allein  nicht 
alles  das  erreicht  werden  kann,  was  Herr  Professor  Hoffmann,  wie  ich 
glaube,  dabei  verlangt:  nämlich  dass  das  betheiligte  Publicum  auch  wirklich 
die  Gelegenheit  zu  der  Desinfection  von  inficirten  Sachen  in  jedem  Falle 
benutzen  wird.  Soll  der  Verschleppung  von  ansteckenden  Krankheiten  und 
namentlich  in  Epidemiezeiten  durch  Desinfection  erfolgreich  entgegen- 
getreten werden,  dann  giebt  es  nur  einen  Weg:  das  ist  der  Zwang  zur 
Benutzung  der  Desinfectionsgelegenheit.  So  hart  eine  solche  Maassregel 
auch  erscheinen  mag,  ebenso  nützlich  würde  sie  in  ihrer  Wirkung  sein. 

„Was  nun  die  Anforderungen,  welche  man  an  die  Leistungsfähigkeit 
einer  öffentlichen  Desinfectionsanstalt  stellen  soll,  anbetrifft,  so  möchte  ich 
darauf  aufmerksam  machen ,  dass  die  Leistungen  einer  solchen  Anstalt  ab- 
hängig sind  von  der  Zahl  der  Einwohner,  far  welche  die  Desinfections- 
gelegenheit geschaffen  werden  soll,  vor  Allem  aber  von  der  Anzahl  derjenigen 
Erkrankungsfälle,  bei  denen  die  Desinfectionsanstalt  in  Benutzung  gezogen 
werden  muss;  z.  B.  bei  einer  Choleraepidemie.  Die  Zahl  der  Erkrankten 
gewährt  den  Anhaltepunkt.  für  eine  Berechnung  über  die  Grösse  etc.  der 
einzurichtenden  Anstalt.  Nach  den  Beobachtungen,  welche  ich  in  meiner 
Stellung  vielfach  zu  machen  Gelegenheit  hatte,  kommen  auf  den  einzelnen 
Erkrankungsfall  im  Durchschnitt  etwa  3  cbm  Raumbedarf  für  zu  des- 
inficirende  Gegenstände  —  auf  dem  platten  Lande  wird  es  wohl  weniger, 
etwa  zwei  Raummeter  sein.  Hierbei  ist  zu  berücksichtigen,  dass  die  Über- 
wiegende Zahl  der  zur  Desinfection  gelangenden  Gegenstände  entweder 
cubisch  geformt  ist,  oder,  wie  Federbetten  z.  B.,  eine  horizontale  Lagerung 
in  der  Desinfectionskammer  bedingen;  hieraus  ergiebt  sich  die  Fordening.9 
dass  Apparate  für  öffentliche  Desinfectionsanstalten  eine  oubische  Fo 
haben  müssen. 
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„Wenn  nun  in  einer  Stadt,  z.  B.  Berlin,  öfifentliche  Desinfections- 
anstalten errichtet  werden  sollen,  deren  Thätigkeit  nicht  bloss  für  gewöhn- 
liche, sondern  auch  für  Epidemiezeiten  in  Betracht  gezogen  werden  soll, 
so  würde  sich  eine  ungefähre  Berechnung  für  die<jrösBe  und  Zahl  der  Des- 
infectionsapparate  wie  folgt  stellen: 

„Berlin  zählte  im  Jahre  1866  658071  Einwohner.  Die  damals  in  den 
Monaten  Juni  bis  November  herrschende  Choleraepidemie  wüthete  am  hef- 
tigsten im  Juli.  Es  erkrankten  in  diesem  einen  Monat  4819  Personen, 
durcbschDittlich  täglich  also  160.  Die  höchste  Zahl  der  an  einem  Tage 
Erkrankten  schwankte  zwischen  190  und  219.  Da  man  der  Vorsicht  wegen 
stets  die  höchste  Zahl  für  Berechnungen  wie  die  folgende  anzunehmen  hat, 
so  würde  sich  das  Exempel  wie  folgt  stellen: 

219  ErkrankuDgsfölle  X  3  cbm  =  654  cbm  Desinfectionsraum. 

„Da  Berlin  inzwischen  um  das  Doppelte  an  Einwohnerzahl  zugenommen 
hat,  so  würden  die  an  einem  Tage  zu  desinficirenden  Gegenstände  einen 
Baum  von  rund  1300  cbm  beanspruchen,  das  sind,  wenn  ich  Ihnen  diese 
Zahl  in  Möbelfuhren  umrechne  —  ich  habe  dabei  die  wohl  überall  bekann- 
ten grossen  Möbelwagen  im  Auge  —  50  Fuhren  Sachen ! 

„Hieraus  wollen  Sie  entnehmen,  dass  eine  Anstalt  gar  nicht  ausrei- 
chen würde,  solchen  Anforderungen  za  genügen,  man  wird  deren  mehrere 
etabliren  müssen.  Nun  folgt  die  Frage:  wie  yiel  Apparate  beziehungsweise 
in  welcher  Grösse  sind  erforderlich,  um  ein  solches  Quantum  Sachen  an 
einem  Tage  reinigen  zu  können.  Da  die  Stadt  Berlin  bereits  eine  grosse 
öfifentliche  Desinfectionsanstalt  errichtet  hat,  so  fallt  es  mir  nicht  schwer, 
das  Exempel  zu  Ende  zu  führen.  1300  cbm  Raumbedarf  auf  24  Stunden 
▼ertheilt,  ergiebt  pro  Stunde  rot.  55  cbm.  Die  Berliner  Apparate  haben  ein 
jeder  4*5  cbm  benutzbaren  Raum.  Die  Desinfection  ist  einschliesslich  Ein- 
und  Ausladen  der  Effecten  in  50  Minuten  bewirkt.  Da  ein  Apparat  in  der 
angegebenen  Zeit  4*5  cbm  Raum  gewährt,  so  würden  bei  55  cbm  pro  Stunde 
zwölf  solcher  Apparate  in  Betrieb  zu  halten  sein. 

„Man  wird,  meine  ich,  nicht  fehl  greifen,  wenn  man  die  yorstehende 
Berechnung  bei  etwaiger  Einrichtung  von  öffentlichen  Desinfectionsanstalten 
für  Landgemeinden  in  Betracht  zieht.  Nehmen  wir  an,  es  handelt  sich  um 
die  Errichtung  einer  öffentlichen  Desinfectionsanstalt  für  einen  Kreis  mit 
100  000  Einwohnern.  Für  diese  Zahl  würde  ein  Desinfectionsapparat  von 
drei  Raummetern  schon  genügen;  freilich  müsste,  meiner  Meinung  nach, 
dieser  Apparat  ein  transportabler  und  die  Leistungsfähigkeit  desselben  mit 
einer  Stunde  pro  Charge  Bedingung  sein.  Eine  solche  Leistungsfähigkeit 
ist  aber,  wie  ich  glaube,  nur  zu  erzielen,  wenn,  bei  gehöriger  Yorwärmung 
des  Apparates,  als  Desinficiens  gespannte  strömende  Wasserdämpfe 
zur  Anwendung  kommen,  welche  vermöge  ihrer  ausserordentlichen  Geschwin- 
digkeit, mit  der  sie  den  Apparat  durchströmen,  sowie  der  yerhältnbsmässig 
hohen  Temperatur,  mit  der  sie  einströmen,  die  eintretenden  grossen 
Wärmeverluste  in  ausserordentlich  kurzer  Zeit  zu  decken 
vermögen. 

„Bei  einer  solchen  Einrichtung  würden  auch  die  Kosten  für  öffentliche 
Desinfectionsanstalten  relativ  geringe  werden.  Ich  nehme  an,  dass  eine 
Einrichtung,  wie  die  vorher  genannte,  für  einen  Kreis,  der  bei  100  000  Ein- 
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bekannt  gewordenen  Desinfectionsapparate  auszulassen;  ich  will  Ihnen  nur 
meine  Ansichten  mittheilen  über  die  Anforderungen,  welche  man  an  die 
Leistungsfähigkeit  eines  Desinfectionsapparates  oder  vielmehr  einer  Des- 
infectionsanstalt  stellen  soll  und  welche  Bedingungeo  man  den  Lieferanten 
Yon  Desinfectionsapparaten  zu  steUen  hat. 

„Bevor  ich  hierauf  näher  eingehe,  wende  ich  mich  gegen  eine  Aus- 
führung des  Herrn  Freymuth,  nach  welcher,  wenn  ich  ihn  recht  verstan- 
den habe,  es  ihm  nicht  möglich  erscheint,  dass  bei  den  von  Guttmann 
und  mir  in  der  Berliner  Desinfectionsanstalt  vorgenommenen  Desinfections- 
versuchen  die  neben  dem  elektrischen  Thermometer  liegenden  Maxim al- 
thermometer  erst  90^  zeigten,  während  das  erstere,  das  auf  100^  eingesteUt 
war,  bereits  diesen  Temperaturgrad  erreicht  hatte.  Ich  beziehe  mich  dem 
gegenüber  auf  die  bezüglichen  ausführlichen  Mittheilungen  in  meiner  Publi- 
cation  über  ,Die  erste  öffentliche  Desinfectionsanstalt  der  Stadt  Berlin*  und  halte 
an  dem  darin  ausgesprochenen  Satze  fest:  dass  bei  der  Prüfung  eines  Des- 
infectionsapparates das  Läuten  eines  elektrischen  Thermometers  nicht  immer 
ein  sicherer  Beweis  dafür  ist,  dass  auch  in  der  unmittelbaren  Umgebung 
des  Thermometers  der  gemeldete  Temperaturgrad  schon  erreicht  ist. 

„Herrn  Professor  Hoff  mann,  welcher  für  die  unentgeltliche  Be- 
nutzung der  öffentlichen  Desinfectionsanstalten  plaidirt  hat,  will  ich  ent- 
gegenhalten, dass  mit  der  Errichtung  von  Desinfectionsanstalten,  deren 
unentgeltliche  Benutzung  im  Belieben  des  Publicums  steht,  allein  nicht 
alles  das  erreicht  werden  kann,  was  Herr  Professor  Hoff  mann,  wie  ich 
glaube,  dabei  verlangt :  nämlich  dass  das  betheiligte  Publicum  auch  wirklich 
die  Gelegenheit  zu  der  Desinfection  von  inficirten  Sachen  in  jedem  Falle 
benutzen  wird.  Soll  der  Verschleppung  von  ansteckenden  Krankheiten  und 
namentlich  in  Epidemiezeiten  durch  Desinfection  erfolgreich  entgegen- 
getreten werden,  dann  giebt  es  nur  einen  Weg:  das  ist  der  Zwang  zur 
Benutzung  der  Desinfectionsgelegenheit.  So  hart  eine  solche  Maassregel 
auch  erscheinen  mag,  ebenso  nützlich  würde  sie  in  ihrer  Wirkung  sein. 

„Was  nun  die  Anforderungen,  welche  man  an  die  Leistungsfähigkeit 
einer  öffentlichen  Desinfectionsanstalt  stellen  soll,  anbetri£fl,  so  möchte  ich 
darauf  aufmerksam  machen ,  dass  die  Leistungen  einer  solchen  Anstalt  ab- 
hängig sind  von  der  Zahl  der  Einwohner,  für  welche  die  Desinfections- 
gelegenheit geschaffen  werden  soll,  vor  Allem  aber  von  der  Anzahl  derjenigen 
Erkrankungsfälle,  bei  denen  die  Desinfectionsanstalt  in  Benutzung  gezogen 
werden  muss;  z.  B.  bei  einer  Choleraepidemie.  Die  Zahl  der  Erkrankten 
gewährt  den  Anhaltepunkt  für  eine  Berechnung  über  die  Grösse  etc.  der 
einzurichtenden  Anstalt.  Nach  den  Beobachtungen,  welche  ich  in  meiner 
Stellung  vielfach  zu  machen  Gelegenheit  hatte,  kommen  auf  den  einzelnen 
Erkrankungsfall  im  Durchschnitt  etwa  3  cbm  Raumbedarf  für  zu  des- 
inficirende  Gegenstände  —  auf  dem  platten  Lande  wird  es  wohl  weniger, 
etwa  zwei  Raummeter  sein.  Hierbei  ist  zu  berücksichtigen,  dass  die  Über-  ' 
wiegende  Zahl  der  zur  Desinfection  gelangenden  Gegenstände  entweder  "^ 
cubisch  geformt  ist,  oder,  wie  Federbetten  z.  B.,  eine  horizontale  Lagemn^ 
in  der  Desinfectionskammer  bedingen;  hieraus  ergiebt  sich  die  Forderaog., 
dass  Apparate  für  öffentliche  Desinfectionsanstalten  eine  cubische  Fo] 
haben  müssen. 
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bekannt  gewordenen  Desinfectionsapparate  auszulassen;  ich  will  Ihnen  nur 
meine  Ansichten  mittheilen  über  die  Anforderungen,  welche  man  an  die 
Leistungsfähigkeit  eines  Desinfectionsapparates  oder  vielmehr  einer  Des- 
infectionsanstalt  stellen  soll  und  welche  Bedingungen  man  den  Lieferanten 
yon  Desinfection  sapparaten  zu  stellen  hat. 

„Bevor  ich  hierauf  näher  eingehe,  wende  ich  mich  gegen  eine  Aus- 
führung des  Herrn  Freymuth,  nach  welcher,  wenn  ich  ihn  recht  verstan- 
den habe,  es  ihm  nicht  möglich  erscheint,  dass  bei  den  von  Guttmann 
und  mir  in  der  Berliner  Desinfection sanstalt  vorgenommenen  Desinfections- 
versuchen  die  neben  dem  elektrischen  Thermometer  liegenden  Mazimal- 
thermometer  erst  90°  zeigten,  während  das  erstere,  das  auf  100®  eingestellt 
war,  bereits  diesen  Temperaturgrad  erreicht  hatte.  Ich  beziehe  mich  dem 
gegenüber  auf  die  bezüglichen  ausführlichen  Mittheilungen  in  meiner  Publi- 
cation  über  ,Die  erste  öfifentliche  Desinfectionsanstaltder  Stadt  Berlin*  und  halte 
an  dem  darin  ausgesprochenen  Satze  fest:  dass  bei  der  Prüfung  eines  Des- 
infectionsapparates das  Läuten  eines  elektrischen  Thermometers  nicht  immer 
ein  sicherer  Beweis  dafQr  ist,  dass  auch  in  der  unmittelbaren  Umgebung 
des  Thermometers  d^r  gemeldete  Temperaturgrad  schon  erreicht  ist. 

„Herrn  Professor  Hoff  mann,  welcher  für  die  unentgeltliche  Be- 
nutzung der  öffentlichen  Desinfectionsanstalten  plaidirt  hat,  will  ich  ent- 
gegenhalten, dass  mit  der  Errichtung  von  Desinfectionsanstalten,  deren 
unentgeltliche  Benutzung  im  Belieben  des  Publicums  steht,  allein  nicht 
alles  das  erreicht  werden  kann,  was  Herr  Professor  Hoffmann,  wie  ich 
glaube,  dabei  verlangt :  nämlich  dass  das  betheiligte  Publicum  auch  wirklich 
die  Gelegenheit  zu  der  Desinfection  von  inficirten  Sachen  in  jedem  Falle 
benutzen  wird.  Soll  der  Verschleppung  von  ansteckenden  Krankheiten  und 
namentlich  in  Epidemiezeiten  durch  Desinfection  erfolgreich  entgegen- 
getreten werden,  dann  giebt  es  nur  einen  Weg:  das  ist  der  Zwang  zur 
Benutzung  der  Desinfectionsgelegenheit.  So  hart  eine  solche  Maassregel 
auch  erscheinen  mag,  ebenso  nützlich  würde  sie  in  ihrer  Wirkung  sein. 

„Was  nun   die  Anforderungen,  welche  man  an  die  Leistungsfähigkeit 
einer  öffentlichen  Desinfectionsanstalt  stellen  soll,  anbetrifft,  so  möchte  ich 
darauf  aufmerksam  machen ,  dass  die  Leistungen  einer  solchen  Anstalt  ab- 
hängig sind   von   der  Zahl  der  Einwohner,  für  welche  die  Desinfections- 
gelegenheit geschaffen  werden  soll,  vor  Allem  aber  von  der  Anzahl  derjenigen 
Erkrankungsfälle,  bei  denen  die  Desinfectionsanstalt  in  Benutzung  gezogen 
werden  muss;  z.  B.  bei   einer  Choleraepidemie.     Die  Zahl  der  Erkrankten 
gewährt   den  Anhaltepunkt.  für  eine  Berechnung   über  die  Grosse  etc.  der 
einzurichtenden  Anstalt.     Nach  den  Beobachtungen,  welche  ich  in  meiner 
Stellung  vielfach  zu  machen  Gelegenheit  hatte ,  kommen  auf  den  einzelnen 
Erkranknngsfall  im  Durchschnitt  etwa  3  cbm  Raumbedarf  für  zu  des- 
inficirende  Gegenstände  —  auf  dem  platten  Lande  wird  es  wohl  weniger, 
etwa  zwei  Raummeter  sein.     Hierbei  ist  zu  berücksichtigen,  dass  die  Über- 
wiegende  Zahl    der    zur  Desinfection    gelangenden  Gegenstände  entweder 
cubisch  geformt  ist,  oder,  wie  Federbetten  z.  B.,  eine  horizontale  Lagerung 
in  der  Desinfectionskammer  bedingen;  hieraus  ergiebt  sich  die  Fordemog, 
dass    Apparate    für   öffentliche  Desinfectionsanstalten   eine   cubische  FoniL 
haben  müssen. 


136    XIII.  Versammlung  d.  D.  Vereins  r.  öflF.  Gsndhpflg.  zu  Breslau. 

bekannt  gewordenen  Desinfectionsapparate  auszulassen;  ich  will  Ihnen  nur 
meine  Ansichten  mittheilen  über  die  Anforderungen,  welche  man  an  die 
Leistungsfähigkeit  eines  Desinfectionsapparates  oder  vielmehr  einer  Des- 
infectionsanstalt  stellen  soll  und  welche  Bedingungen  man  den  Lieferanten 
von  Desinfectionsapparaten  zu  stellen  hat. 

„Bevor  ich  hierauf  näher  eingehe,  wende  ich  mich  gegen  eine  Aus- 
führung des  Herrn  Freymuth,  nach  welcher,  wenn  ich  ihn  recht  verstan- 
den habe,  es  ihm  nicht  möglich  erscheint,  dass  bei  den  von  Guttmann 
und  mir  in  der  Berliner  Desinfectionsanstalt  vorgenommenen  Desinfections- 
versuchen  die  neben  dem  elektrischen  Thermometer  liegenden  Maximal- 
thermometer erst  90^  zeigten,  während  das  erstere,  das  auf  100^  eingestellt 
war,  bereits  diesen  Temperaturgrad  erreicht  hatte.  Ich  beziehe  mich  dem 
gegenüber  auf  die  bezüglichen  ausführlichen  Mittheilungen  in  meiner  Publi- 
cation  über  ,Die  erste  öffentliche  Desinfectionsanstalt  der  Stadt  Berlin*  und  halte 
an  dem  darin  ausgesprochenen  Satze  fest:  dass  bei  der  Prüfung  eines  Des- 
infectionsapparates das  Läuten  eines  elektrischen  Thermometers  nicht  immer 
ein  sicherer  Beweis  dafür  ist,  dass  auch  in  der  unmittelbaren  Umgebung 
des  Thermometers  der  gemeldete  Temperaturgrad  schon  erreicht  ist. 

„Herrn  Professor  Hoff  mann,  welcher  für  die  unentgeltliche  Be- 
nutzung der  öffentlichen  Desinfectionsanstalfcen  plaidirt  hat,  will  ich  ent- 
gegenhalten, dass  mit  der  Errichtung  von  Desinfeotionsanstalten ,  deren 
unentgeltliche  Benutzung  im  Belieben  des  Publicums  steht,  allein  nicht 
alles  das  erreicht  werden  kann,  was  Herr  Professor  Hoff  mann,  wie  ich 
glaube,  dabei  verlangt :  nämlich  dass  das  betheiligte  Publicum  auch  wirklich 
die  Gelegenheit  zu  der  Desinfection  von  inficirten  Sachen  in  jedem  Falle 
benutzen  wird.  Soll  der  Verschleppung  von  ansteckenden  Krankheiten  und 
namentlich  in  Epidemiezeiten  durch  Desinfection  erfolgreich  entgegen- 
getreten werden,  dann  giebt  es  nur  einen  Weg:  das  ist  der  Zwang  zur 
Benutzung  der  Desinfectionsgelegenheit.  So  hart  eine  solche  Maassregel 
auch  erscheinen  mag,  ebenso  nützlich  würde  sie  in  ihrer  Wirkung  sein. 

„Was  nun   die  Anforderungen,  welche  man  an  die  Leistungsfähigkeit 
einer  öffentlichen  Desinfectionsanstalt  stellen  soll,  anbetrifft,  so  möchte  ich 
darauf  aufmerksam  machen,  dass  die  Leistungen  einer  solchen  Anstalt  ab- 
hängig sind   von   der  Zahl  der  Einwohner,  fQr  welche  die  Desinfections- 
gelegenheit geschaffen  werden  soll,  vor  Allem  aber  von  der  Anzahl  derjenigen 
Erkrankungsfälle,  bei  denen  die  Desinfectionsanstalt  in  Benutzung  gezogen 
werden  muss;  z.  B.  bei  einer  Choleraepidemie.     Die  Zahl  der  Erkrankten 
gewährt   den  Anhaltepunkt  für  eine  Berechnung   über  die  Grösse  etc.  der 
einzurichtenden  Anstalt.     Nach  den  Beobachtungen,  welche  ich  in  meiner 
Stellung  vielfach  zu  machen  Gelegenheit  hatte,  kommen  auf  den  einzelnen 
Erkrankungsfall  im  Durchschnitt  etwa  3  cbm  Raumbedarf  fiir  zu  des- 
inficirende  Gegenstände  —  auf  dem  platten  Lande  wird  es  wohl  weniger, 
etwa  zwei  Raummeter  sein.     Hierbei  ist  zu  berücksichtigen,  dass  die  Über- 
wiegende Zahl    der    zur  Desinfection    gelangenden  Gegenstände  entweder 
cubisch  geformt  ist,  oder,  wie  Federbetten  z.  B.,  eine  horizontale  Lagerung 
in  der  Desinfectionskammer  bedingen;  hieraus  ergiebt  sich  die  Forderung, 
dass   Apparate    für   öffentliche  Desinfectionsanstalten    eine   cubische  Form 
haben  müssen. 
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„Wenn  nun  in  einer  Stadt,  z.  B.  Berlin,  öfifentliche  Desinfections- 
anstalten errichtet  werden  sollen,  deren  Thätigkeit  nicht  hloss  für  gewöhn- 
liche, sondern  auch  für  Epidemiezeiten  in  Betracht  gezogen  werden  soll, 
so  würde  sich  eine  ungefähre  Berechnung  für  die -Grösse  und  Zahl  der  Des- 
infectionsapparate  wie  folgt  stellen: 

„Berlin  zählte  im  Jahre  1866  658071  Einwohner.  Die  damals  in  den 
Monaten  Juni  bis  Noyember  herrschende  Choleraepidemie  wüthete  am  hef- 
tigsten im  Juli.  Es  erkrankten  in  diesem  einen  Monat  4819  Personen, 
durchschnittlich  täglich  also  160.  Die  höchste  Zahl  der  an  einem  Tage 
Erkrankten  schwankte  zwischen  190  und  219.  Da  man  der  Vorsicht  wegen 
stets  die  höchste  Zahl  für  Berechnungen  wie  die  folgende  anzunehmen  hat, 
so  würde  sich  das  Exempel  wie  folgt  stellen: 

219  Erkrankungsfölle  X  3  cbm  =  654  cbm  Desinfectionsraum. 

„Da  Berlin  inzwischen  um  das  Doppelte  an  Einwohnerzahl  zugenommen 
hat,  so  würden  die  an  einem  Tage  zu  desinficirenden  Gegenstände  einen 
Raum  von  rund  1300  cbm  beanspruchen,  das  sind,  wenn  ich  Ihnen  diese 
Zahl  in  Möbelfuhren  umrechne  —  ich  habe  dabei  die  wohl  überall  bekann- 
ten grossen  Möbelwagen  im  Auge  —  50  Fuhren  Sachen ! 

„Hieraus  wollen  Sie  entnehmen,  dass  eine  Anstalt  gar  nicht  ausrei- 
chen würde,  solchen  Anforderungen  za  genügen,  man  wird  deren  mehrere 
etabliren  müssen.  Nun  folgt  die  Frage:  wie  viel  Apparate  beziehungsweise 
in  welcher  Grösse  sind  erforderlich,  um  ein  solches  Quantum  Sachen  an 
einem  Tage  reinigen  zu  können.  Da  die  Stadt  Berlin  bereits  eine  grosse 
öffentliche  Desinfectionsanstalt  errichtet  hat,  so  fUllt  es  mir  nicht  schwer, 
das  Exempel  zu  Ende  zu  führen.  1300  cbm  Raumbedarf  auf  24  Stunden 
vertheilt,  ergiebt  pro  Stunde  rot.  55  cbm.  Die  Berliner  Apparate  haben  ein 
jeder  4*5  cbm  benutzbaren  Raum.  Die  Desinfection  ist  einschliesslich  Ein- 
und  Ausladen  der  Effecten  in  50  Minuten  bewirkt.  Da  e  i  n  Apparat  in  der 
angegebenen  Zeit  4*5  cbm  Raum  gewährt,  so  würden  bei  55  cbm  pro  Stunde 
zwölf  solcher  Apparate  in  Betrieb  zu  halten  sein. 

„Man  wird,  meine  ich,  nicht  fehl  greifen,  wenn  man  die  vorstehende 
Berechnung  bei  etwaiger  Einrichtung  von  öffentlichen  Desinfectionsanstalten 
für  Landgemeinden  .in  Betracht  zieht.  Nehmen  wir  an,  es  handelt  sich  um 
die  Errichtung  einer  öffentlichen  Desinfectionsanstalt  für  einen  Kreis  mit 
1 00  000  Einwohnern.  Für  diese  Zahl  würde  ein  Desinfectionsapparat  von 
drei  Raummetern  schon  genügen;  freilich  müsste,  meiner  Meinung  nach, 
dieser  Apparat  ein  transportabler  und  die  Leistungsfähigkeit  desselben  mit 
einer  Stunde  pro  Charge  Bedingung  sein.  Eine  solche  Leistungsfähigkeit 
ist  aber,  wie  ich  glaube,  nur  zu  erzielen,  wenn,  bei  gehöriger  Yorwärmung 
des  Apparates,  als  Desinficiens  gespannte  strömende  Wasserdämpfe 
zur  Anwendung  kommen,  welche  vermöge  ihrer  ausserordentlichen  Geschwin- 
digkeit, mit  der  sie  den  Apparat  durchströmen,  sowie  der  verhältnissmässig 
hohen  Temperatur,  mit  der  sie  einströmen,  die  eintretenden  grossen 
Wärmeverluste  in  ausserordentlich  kurzer  Zeit  zu  decken 
vermögen. 

„Bei  einer  solchen  Einrichtung  würden  auch  die  Kosten  für  öffentliche 
Desinfectionsanstalten  relativ  geringe  werden.  Ich  nehme  an,  dass  eine 
Einrichtung,  wie  die  vorher  genannte,  für  einen  Kreis,  der  bei  100  000  Ein- 
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wohnern  etwa  60  Dörfer  and  kleine  Städte  hat,  12  000  Mark  kosten  wird. 
Dies  macht  bei  60  Gemeinden,  auf  die  einzelne  Gemeinde  200  Mark, 
120  Mark  pro  tausend  Einwohner. 

„Solche  Einrichtungen  würden,  wie  ich  glaube  und  wie  ich  dies  schon 
an  anderer  Stelle  ausgesprochen  habe,  über  das  gauze  Land  yerbreitet, 
nicht  bloss  in  Epidemiezeiten,  sondern  zu  allen  Zeiten  ihre  segensreichen 
Früchte  tragen. 

„Es  würde  zu  weit  führen,  wenn  ich  mich  über  Einrichtung,  Organi- 
sation und  Verwaltung  solcher  Anstalten  ausliesse,  ich  bemerke  nur,  dass 
ich  an  anderer  Stelle  mich  darüber  einmal  äussern  werde. 

„Ich  komme  nun  zu  den  Bedingungen,  welche  man  den  Lieferanten 
von  Desinfectionsapparaten  auferlegen  sollte.  Ich  würde  dieselben  so  for- 
muliren : 

„Jeder  Apparat  muss  einen  verfügbaren  Raum  von  mindestens  3  cbm 
haben  und  muss,  sofern  es  sich  um  eine  stationäre  Einrichtung  handelt,  von 
einer  Seite  be-  von  der  anderen  entladen  werden  können. 

„Das  erste  Anheizen  des  Apparates  (Vorwärmung  bis  zu  60^0.)  dar! 
nicht  länger  als  eine  halbe  Stunde  Zeit  beanspruchen. 

„Der  Desinfectionsprocess ,  einschliesslich  ^Q^^iz^^f  Be-  und  Entladen 
der  Desinfectionsobjecte,  muss  jedesmal  binnen  einer  Stunde  bewirkt  werden 
und  die  Desinfection  a  tempo  fortgesetzt  werden  können. 

„Der  vollbeladene  Apparat  beziehungsweise  die  in  ihm  unter- 
gebrachten Effecten  müssen  bei  der  Desinfection  in  allen  ihren  Theilen  auf 
eine  Temperatur  von  mindestens  100^  nicht  über  llO^G.  gebracht  worden 
sein.  Die  höchste  Temperatur  im  Apparate  selbst  darf  120^0. 
(diejenige  höchste  Temperatur,  welcher  Stoffe,  Wäsche  etc.,  ohne  Werth- 
beschädigung  zu  verursachen,  ausgesetzt  werden  können)  nicht  übersteigen. 

„Der  Apparat  muss  mit  einem  Manometer  versehen  sein,  welcher  den 
Druck  bis  zu  Yxo  Atmosphäre  anzeigt.  Der  höchste  Druck  im  Apparate  darf 
während  des  Betriebes  nicht  unter  V30  nnd  nicht  über  Vio  Atmosphäre 
=  100  beziehungsweise  200  g  Belastung  für  den  Quadratcentimeter  be- 
tragen. 

„Für  Erfüllung  dieser  Vorschriften  istGaution  zu  stellen  und  Garantie 
für  die  Leistungsfähigkeit   des  Apparates  auf  zwei  Jahre  zu  übernehmen. 

„Ueber  die  Bedeutung  des  Manometers  für  Apparate  mit  gespannten 
strömenden  Dämpfen  tbeile  ich  noch  Folgendes  mit: 

„Das  Manometer  hat  den  Zweck,  anzuzeigen,  dass  im  Apparate  eine  c 
gleichmässige  Dampfvertheilung  stattgefunden  hat;  bei  gleich  massiger  -^ 
Dampf verth eilung  ist,  wenn  das  Manometer  einen  Druck  von  Vso  Atmo- — 
Sphäre  zeigt,  die  Sichi^rheit  gegeben,  dass  im  Apparate  überall  eim 
Temperatur  von  mehr  als  100^  C.  vorhanden  ist. 

„Durch  die  Anwendung    des  Manometers  wird   ferner  der  Dampfver* 
schwendung  vorgebeugt;  die  letztere  kann  eintreten,  wenn  die  Abzugsklapp  ^»  <j 
des  Apparates  zu  weit  geöffnet  bleibt,  wodurch  nicht  nur  ein  ungehindert^^  # 
Ausströmen  des  Dampfes  zu  Stande  kommt,  sondern  auch  die  Dampfve*^- 
theilung  im  Apparate  auf  einzelne  Theile  beschränkt  bleibt,  so  dass  an  y^j^ 
schiedenen  Stellen  die  erforderlichen  Temperaturgrade  nicht  erreicht  werden. 
Sind  aber  die  erforderlichen  Temperaturgrade  im  Apparate  nicht  übera// 
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nach  einem  gegebenen  Muster  ein  Schiff  zu  bauen,  bei  dem  man  bestimmt 
Yoraussagen  könne,  dass  es  die  gleiche  Geschwindigkeit  wie  das  Vorbild  habe, 
wenigstens  werde  eine  solche  Nachbildung  nur  in  seltenen  Fällen  gelingen. 

Um  nun  einen  Anhaltspunkt  dafür  zu  gewinnen,  innerhalb  welcher 
Zeitdauer    ein   Apparat  desinficire,   habe  er  es   für  nöthig  gehalten,    zu- 
nächst zu  untersuchen»  wie  lange  es  dauere,  bis  die  Hitze  in  die  mitten 
in  dem   Apparat    befindlichen  Gegenstände    bei    beträchtlicher  Anfüllung 
desselben    eindringe  und  die  Siedetemperatur  des  Wassers  erreiche.      Er 
halte  es  also  nicht  für  maassgebend,  dass  die  Temperatur  in  dem  Des- 
infectionsraume  auf  diese  Höhe  gestiegen  sei,  sondern  es  müsse  erwiesen 
werden,  dass  die  Hitze  auch  wirklich  bis  in  das  Innere  des  Gegenstandes 
eingedrungen  sei.      Unter   Mitwirkung   der  Herren    Doctoren   J.   Lei  st, 
R.  Heyroth  und  0.  Riedel,  mit  welchen  er  die  erwähnten  UnterBuohungen* 
über  die  Leistungen    verschiedener  Desinfectionsvorrichtungen   ausgeführt 
habe,  habe  er    an    einer  grossen  Reihe    von  Infectionserregem   die  Des- 
infectionsdauer  bestimmt,  also  festgestellt,  wie  lange  man  die  Hitze  auf  die 
Krankheitskeime   an  und   für  sich   behufs  Erziel ung   einer  vollkommenen 
Desinfection  einwirken  lassen  müsse.      In  Anbetracht,  dass  die  eigentliche 
Hitzedesinfection  aus  zwei  Vorgängen  sich  zusammensetze,  aus  dem  Ein- 
dringen der  Hitze  in  das  Innere  der  Gegenstände  bis  zum  Sitze  der  Krank- 
heitskeime  und  aus  dem  Abtödten  der  letzteren,  werde   man  die  für  di& 
beiden  Vorgänge  ermittelten  Werthe  bei  Ermittelung  der  Einwirkungsdauen 
addiren,  also  dem  Befunde  an  dem  mit  Gegenständen  beschickten  Appara 
noch  einen  entsprechenden  Zuschlag  für  die  Ejrankheitserreger  an  und  f€ 
sich  geben  müssen. 

Um  die  Zeit  für  den  ersten  Vorgang  zu  bestimmen,  habe  er  vor  z 
Jahren,  oder  schon  mehr,  das  elektrische  Contactthermometer ,  das  so  v 
schiedene  Beurtheilung  erfahren  habe,  in  die  Untersuchungstechnik  er 
geführt.     Die  Idee,  wie  er  sie  dabei  gehabt  habe  und  noch  habe,  sei  no* 
nicht  in  weitere  Kreise  durchgedrungen,  aus  dem  Grunde,    weil  die 
züglichen  Arbeiten   noch   nicht  veröffentlicht  worden  seien;  wie  bei  all 
derartigen  Instrumenten    ergebe    allerdings  die  experimentelle  Erfahmur 
dass  das  elektrische  Thermometer  vorher  sorgsam  ausgewählt  und  vor 
Ingebrauchnahme  erst  gut  justirt  sein,  und  dass  man  in  dieser  Hinsicht  e: 
Lehrgeld  bezahlen  müsse.     Wer  aber  den  Unterricht  in  der  hygienisc 
Untersacbungstechnik  erhalten  habe,  wisse,  dass  es  die  erste  VorbedinguMLv 
für  das  Arbeiten  sei,  das  Handwerkszeug,  das  Geschirr,  gehörig  in  OrdnvKLm- 
zu  bringen  und   sich   selbst  ordentlich  darauf  einzuüben.     Dass  man  bt 
einem  elektrischen   Thermometer   übele  Erfahrungen,  wie  Herr  Merkff^ 
machen  könne,  glaube  er  gern,  denn  es  sei  dies  ein  Instrument,  das  we 
leicht  herzustellen  noch  leicht  zu  handhaben  sei.     Aber  dafür  brauche 
keine  grossen  Erklärungsversuche,  z.  B.  die  Annahme  einer  Wärmeleit 
durch  Vermittelung  der  Drähte  nach  dem   Quecksilber,  noch  weniger 
Behauptung  principieller  Mängel  der  Methode  an  sich.     Es  wäre  viel  p 
tischer  gewesen,  wenn  Herr  Merke  einmal  zur  Aufklärung  des  Sach 
haltes  Versuche  gemacht,  wenn  er  probirt  hätte,  ob  überhaupt  die 
unter  den  ungünstigsten  Bedingungen,  z.  B.  beim  Glühen,  nach  dem  Ther 
meter  Wärme    leiten.      Vielleicht   würde  dieser   Controlversuch    zu   emxier 
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unbedenklich  sei,  eine  massige  Gebühr  von  den  Wohlhabenden  zu  erheben, 
so  erscheine  es  ihm  doch  zweckmässiger,  diese  Gebühr  zu  erheben,  als  die 
Communallasten  zu  vergrössern.  Ob  es  richtiger  sei,  diese  Gebühr  auf 
3  bis  5  Mark  zu  bemessen  oder  bis  auf  20  Mark  zu  steigen,  wie  in  Göt- 
tingen, wenn  nämlich  grosse  Zimmerreinigung  und  Desinfection  damit  ver- 
bunden sei,  was  in  Leipzig  gar  nicht  geschehe,  das  könne  man  d«n  ein- 
zelnen Communen  überlassen.  Verwahren  aber  müsse  er  sich  gegen  die 
etwaige  Annahme,  dass  man  in  Göttingen  in  Bezug  auf  die  Armen  und  die 
weniger  Bemittelten  nicht  mit  der  nöthigen  Liberalitat  verfahre;  trage 
doch  vielleicht  in  der  Hälfte  aller  Fälle  schon  jetzt  die  Gemeinde  die  Kosten 
der  Desinfection! 

Oberbürgermeister  Botticlier  (Magdeburg)  stimmt  dem  Herrn 
Referenten  bei,  dass  es  wünschenswerth  sei,  dahin  zu  streben,  dass  die  Be- 
nützung der  öffentlichen  Desinfection  sapparate  unentgeltlich  werde.  Doch 
könne  es  vorkommen,  dass  dies  ausgeschlossen  sei,  beispielsweise,  wenn 
nicht  eine  Gemeinde  oder  ein  Kreis,  sondern  irgend  ein  Dritter,  vielleicht 
eine  Gesellschaft,  ein  solches  Institut  gründe,  die  darauf  angewiesen  sei, 
eine  kleine  Einnahme  damit  zu  erzielen.  Darum  lasse  sich  vielleicht  eine 
Uebereinstimmung  der  beiderseitigen  Anschauungen  erreichen,  wenn  man 
vor  das  Wort  „unentgeltlich**  das  Wort  „möglichst**  einfüge. 

Oberbfirgermeister  Merkel  (Göttingen)  und  Landesrath  Füss 

(Danzig)  erklären  sich  mit  diesem  Zusatz  einverstanden,  letzterer  mit  dem 
Wunsche,  statt  „möglichst**  lieber  etwas  präciser  zu  sagen  „wenn  irgend 
möglich**. 

Referent  ProfeSSOr  Franz  Hofmann  ist  bereit,  sich  allenfalls  1^  iB 
mit  diesem  Amendement  einverstanden  zu  erklären,  richtet  aber  an  die^s^-Äe 
Herren  Gemeindevertreter  die  dringende  Bitte,  nicht  zu  glauben,  dass  et 
nicht  möglich  sei.  Herr  Oberbürgermeister  Merkel  habe  erwähnt,  dass 
man  bei  der  Benutzung  der  Desinfectionseinrichtung  in  Göttingen  seh 
liberal  verfahre.  Die  reichen  Leute  lasse  man  bezahlen,  den  übrigen,  deren  tf^^  '^^ 
Vermögensverhältnisse  weniger  genau  bekannt  seien ,  werde  der  Betrag^'^^  ^S 
mehr  oder  weniger  erlassen ;  die  Armen  benutzen  den  Apparat  unentgeltlich.  -»  .^*- 
Gerade  dieses  System  der  Abschätzung  müsse  er  als  recht  verderblich  nnd^^  *" 
hinderlich  bekämpfen.  £s  führe  zu  Consequenzen ,  zu  Protectionen ,  die 
den  Zwecken  der  Anstalt  nicht  mehr  förderlich  seien.  Die  Absicht,  Objecto 
zum  eigenen  und  allgemeinen  Besten  desinficiren  zu  lassen,  habe  also  zur 
Folge,  dass  der  Vermögensstand  der  Familie  jedesmal  abgeschätzt  werden 
müsse.  Wer  solle  dies  vornehmen  und  controliren!  Die  bei  der  Desinfections- 
anstalt  Bediensteten  vermögen  es  nicht.  Niemand  sei  im  Stande  den  Ver- 
mögensstand einer  Familie,  in  welcher  schwere  Krankheiten  herrschen,  die 
Ausgaben  stiegen,  die  Einnahmen  fielen,  irgend  richtig  zu  taxiren.  Die  Aerste 
seien  es  vor  Allem,  welche  die  weitgehendere  Benutzung  der  öffentlichen 
Desinfectionseinrichtungen  in  den  Familien  zu  fördern  und  zu  beförworten 
haben.  Wie  hinderlich  aber  wirke  es,  wenn  sie  zugleich  aasspreohea 
müssen,    die  Benutzung  der  öffentlichen  Einrichtung    werde  der  Familie 
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Auftrages  liege.  Ein  Zimmer  könne  man  nicht  mit  sterilisirenden  Wasser- 
dämpfen  desinficiren.  Hier  seien  Maassregeln  erforderlich,  welche  der 
Familienarzt  oder  der  Kreisphysicus  von  Fall  za  Fall  zu  entscheiden  habe. 

Dr.  Hueppe  (Wiesbaden)  hält  die  weise  Beschränkung  der  Herren 
Referenten  für  durchaus  gerechtfertigt.  Die  Desinfection  der  Zimmer  sei 
eine  Frage  für  sich,  hier  handle  es  sich  um  die  öffentlichen  Desinfections- 
anstalten  und  es  sei  zu  fürchten,  dass  ein  erreichbares  Ziel  vielleicht  verfehlt 
werde,  wenn  zu  viele  Nebenpunkte  als  gleichberechtigt  mit  berücksichtigt 
würden.  Er  bitte  desshalb,  nicht  weiter  zu  gehen,  als  es  die  Herren  Refe- 
renten vorgeschlagen  haben. 

Bei  der  Abstimmung  wird  These  4  in  der  Fassung  der  Referenten, 
aber  mit  Hinweglassung  des  Wortes  „gespannte",  angenommen. 

These  5  gelangt  ohne  Debatte  zur  Annahme. 

Zu  These  6  ergreift  das  Wort 

Geh.  Medicinalratli  Dr.  Gfintlier  (Dresden)  und  beantragt,  statt 
des  Wortes  „Einrichtung  für  Warmbäder'^  zu  sagen:  „Badeeinrichtnngen", 
da  mit  ersterer  Fassung  gerade  Brausebäder,  die  sich  entschieden  leichter 
einrichten  lassen  als  Wannenbäder,  ausgeschlossen  seien. 

Nachdem  die   beiden    Herren  Referenten  sich   mit  dieser  Aendemng^ 
einverstanden  erklärt  hatten,  gelangt  die  These  6  so  zur  Annahme. 


Hiermit    ist    die   Verhandlung    über    die    Desinfectionsanstalten    ge 
schlössen  und  es  lauten  nunmehr  die  von  der  Versammlung  angenommenen 

Resolutionen: 
1. 

Jede  grössere  Stadt  bedarf  einer  oder  mehrerer  stationärer  öffent 
lieber  Desinfectionsanstalten.  Der  Anschluss  einer  solchen  an  eio» 
andere  communale  Anstalt  ist  zulässig.  Zur  gemeinsamen  Benutzung  fü  ^^ 
kleine  Ortschaften,  insbesondere  für  ländliche  Gemeinden,  ist  die  Beschaffung  ^■ 
transportabler  Desinfectionsapparate  vorzusehen. 

2. 
Die  Benutzung  der  öffentlichen  Desinfectionsanstalten  ist  auf  Grün»  -^ 
ärztlicher  Bescheinigung  unentgeltlich  zu  gestatten. 

3. 
Als    Desinficiens   ist    in    den    öffentlichen    Desinfectionsanstalten    d( 
strömende  Wasserdampf  zu  verwenden.     Diese  Anstalten  müssen  ai 
ihre  Leistungsföhigkeit  geprüft  sein   und  unter  sachverständiger  ControÜ^o 
bleiben.      Die  desinficirten  Gegenstände   sind  von  den  zu    desinficirendc^  ^ 
genügend  zu  sondern.      Die   Desinfectoren    haben    sich    durch   besondeV«* 
Kleidung,  Respiratoren  und  Waschungen  vor  Ansteckung  zu  schützen. 
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thätigkcit  ausmacheD,  so  muss  man  von  vornherein  überzeugt  sein,  dass  die 
Worte,  die  hier  gesprochen  worden  sind,  nicht  in  den  Wind  gesprochen 
sind,  sondern  dass  sie  dem  Samen  gleichen,  der  auf  fruchtbaren  Boden  föllt 
und  reiche  Früchte  bringt. 

„Meine  Herren,  wir  haben  aus  den  Verhandlungen  des  Vereins  Alle 
reiche  Belehrung  und  wichtige  Anregungen  erhalten,  und  jeder  von  uns 
wird  nunmehr  in  dem  kleinen  Kreise,  in  dem  er  zu  wirken  bestimmt  ist, 
diese  Anregungen,  diese  Belehrung,  ich  möchte  sagen,  in  sich  oder  im  Kreise 
seiner  communalen  Arbeitsgenossen,  Berufsgenossen,  freudig  verarbeiten, 
und  ich  zweifle  nicht,  dass  daraus  ein  grosser  Segen  für  viele  Kreise  unseres 
deutschen  Vaterlandes  erwachsen  wird.  Ich  schliesse  die  XIII.  Versammlung 
des  Vereins  mit  der  festen  Ueberzeugung,  dass  die  hier  geführten  Verhand- 
lungen Anklang  finden  werden  weit  über  die  Grenzen  des  Saales  hinaus 
und  dass  sie  dazu  beitragen  werden,  dem  Verein  neue  Freunde  und  neue 
Mitglieder  zuzuführen." 


Schluss  der  Sitzung  12  Uhr. 


Beslohtigungen: 

Montag,  den  13.  September: 

Die  chemische  Untersuchungsstation  der  Stadt; 

das  stadtische  Elemeutarschulgebäude  der  Lohestrasso; 

das  Allerheiligenhospital ; 

die  Desinfectionsanstalt. 

Dienstag,  den  14.  September: 

Das  Modell  einer  Göttinger  Schulbadeeinrichtung  im  Betriebe; 
die  Canalisation  und  die  Pumpstation; 
die  Rieselfelder. 

Mittwoch,  den  15.  September: 

Das  neue  städtische  Wasserwerk  am  Weidendamme ; 
die  städtische  Hanptfeuer wache  im  Exercitium. 


Zu   dem  Vortrage  des  Herrn   Dr.  LaFsar  über  Volksbäder   gehört  die  ^ 
ScIüuBse  folgende  Tafel  IX. 
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lieh  gemacht  werden  sollen,  was  in  den  meisten  Fällen  nar  durch  mög- 
lichst schnellen  Trausport  des  inficirten  Kranken  in  ein  geeignetes  Kranken- 
haus möglich  ist. 

Oeffentliche  Krankenhäuser  werden  desshalh  heutigen  Tages  nicht  nur 
von  der  armen,  obdachlosen,  vagabondirenden  Bevölkerung,  sondern  thatsäch- 
lich  von  Kranken  aller  Stände  in  Anspruch  genommen.  —  Erkrankt  ein  Gast 
und  wäre  es  auch  der  reichste  und  vornehmste,  in  einem  modernen,  oft  für 
die  Unterbringung  von  nahezu  tausend  Gästen  hergestellten  Grand  Hotel 
an  einer  schweren,  übertragbaren  Krankheit,  so  kann  nur  schleunigster 
Transport  in  ein  geeignetes  Krankenhaus  einer  Epidemie  vorbeugen.  Ich 
kann  es  aus  eigener  mehrfacher  Erfahrung  bestätigen,  dass  Pocken,  Schar- 
lach, Ruhr,  Typhus  und  Diphtherie  durch  Gäste  aus  den  entlegensten  Län- 
dern in  diesseitige  Gasthöfe  ersten  Ranges  eingeschleppt  worden  sind. 

Nun  wird  aber  Jeder,  welcher  den  Betrieb  eines  öffentlichen  Kranken- 
hauses praktisch  kennen  zu  lernen  Gelegenheit  hatte,  sich  davon  überzeugt 
haben,  dass  die  Aufgabe  dieser  ganzen  Einrichtung,  kranke  Menschen  aller 
Stände  und  Lebensalter  zu  heilen,  gesundheitsgemäss  zu  pflogen  und  wo 
möglich  der  Ausbreitung  weiterer  Erkrankungen  vorzubeugen,  nur  eiTeich^ 
werden  kann  durch  zweckmässig  geordnetes  Zusammenwirken  verschiedeuej 
Berufsstände  und  besonderer  Einrichtungen,  ohne  welches  harmonisches  Zu 
sammenwirken  jedes  Krankenhans  statt  eines  gemeinnützigen  und  segens       <>' 
reichen  ein  gemeingeföhrliches  Institut  werden,  ja  gerade  das  Gegenthei ^^F*^^ 
von  demjenigen  bewirken  kann,  was  es  bewirken  soll:  statt  der  Gesundhei  S:  "^ 
neue  Krankheit,  statt  der  Genesung  den  Tod. 

Abgesehen  von  den  mannigfachen  Gesundheitsbeschädigungen,  welch* -ä".^® 
durch  unnöthig  verzögerte  Aufnahme  und  Entlassung  aus  Hospitälern,  xarnzM-MSi' 
geeignete  Placirung  und  mangelhafte  Trennung  der  Kranken  entsteher  ^^  -«^^ 
können,  haben  bekanntlich  viele  lebensgefährliche  Krankheitsprocesse  gerad^E»  -^^^ 
davon  ihren  Namen,  dass  sie  in  mangelhaft  eingerichteten  und  betriebene  ^s^-äC" 
Hospitälern  zu  entstehen  pflegen;  ich  erinnere  an  den  Hospitalismus,  dü-E^i* 
verschiedenen  Hospitalinfectionen,  die  Lazarethfleber,  Hospitalbrand  u.  s. 
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Mit  Rücksicht  auf  diese  grossen  Gefahren  mangelhaft  eingerichteter  vsi*  miX-^^^ 
betriebener  Krankenhäuser,  auf  welche  schon  vor  mehreren  Jahren  in  Eng^^  tf'sng 
Jand  vorzugsweise  von  Prof.  Simpson,  in  Deutschland  bei  GelegenheÄ -^^  *" 
eines  Chirurgencongresses  von  Prof.  v.  Volk  mann  aufmerksam  gemach^i^^^' 
wurde,  sowie  mit  Rücksicht  auf  die  Fortschritte,  welche  die  Neu»6Ä^^^^|| 
gerade  in  der  Hospitalhygiene  gemacht  hat ,  erscheint  es  um  so  auf^ 
fallender  und  beklagenswerther ,  dass  trotzdem  noch  immer  Krankenhäuse: 
in  Stadt  und  Land  ohne  jede  sachkundig  -  ärztliche  Mitwirkung  errichte 


uf- 


t 


und  auch  ohne  Anstellung  eines  leitenden  Arztes  in  Betrieb  gesetst  werdeni:^  ^°' 

In  einer  unterm  5.  August  1873  an  das  KaiserL  Deutsche  Reichakanaler';^^ '^'^ 
amt  Seitens  des  Vorstandes  des  psychiatrischen  Vereins  der  Rheinprovin^^  ^^ 
welchem  eine  grössere  Zahl  von  Klinikern,  Universitätslehrern  und  praktische!^'  "^^ 
Krankenhausärzteu  angehört,  gerichteten  Vorstellung  wurde  in  dieser  Be 
Ziehung  inhaltlich  Nachstehendes  ausgeführt:  „Die  von  allen  nothwendigei 
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für  Privatkrankenanstalteu  zu  Tersageu  ist,  wenn  nach  den  Tom  Unter- 
nehmer einzureichenden  Beschreibungen  und  Plänen  die  baulichen  und 
sonstigen  technischen  Einrichtungen  der  Anstalt  den  gesundheitspolizei- 
lichen  Anforderuugeu  nicht  entsprechen. 

Die  höhere  Verwaltungsbehörde  ist  ako  jetzt  gesetzlich  verpflichtet, 
für  die  Errichtung  aller  Privat  krankenan stalten  die  in  hygienischer 
Beziehung  erforderlichen  Einrichtungen,  namentlich  auch  die  technische 
Leitung,  durch  einen  zuverlässigen  approbirten  Arzt  vorzuschreiben,  falls 
diese  Leitung  als  eine  zu  den  gesundheitspolizeilichen  Anforderungen  ge- 
hörige betrachtet  wird. 

Dagegen  bestehen  aber  die  vorhin  geschilderten  Uebelstände  wenigstens 
nach  meiner  persönlichen  bis  in  die  jüngste  Zeit  reichenden  Erfahrung  bei 
Errichtung  der  öffentlichen  nicht  unter  die  Bestimmungen  der  Gewerbe« 
Ordnung  fallenden  Krankenanstalten  noch  unverändert  fort,  wesshalb 
auch  ein  besonderes,  die  unbedingt  nothwendigen  gesundheitspolizeilichen 
Einrichtungen  für  den  Betrieb  aller  Krankenanstalten  speciell  vorschrei- 
bendes Gesetz  meines  Erachtens  auf  die  Dauer  in  keinem  Culturstaate  ent- 
behrt werden  kann. 

In  Preussen,  wo  das  allgemeine  Landrecht  alle  Krankenhäuser  unter* 
staatlichen  Schutz  stellt,  bestehen  nur  die  für  Nothhospitäler  bei  Gelegen- 
heit von   Epidemieen    erlassenen   gesetzlichen  Vorschriften  des  §.   16   d« 
Sanitätsregulativs   vom   8.  August   1835,   welche  aber  weder  dem   Stand — 
punkte  der  neueren  Hygiene,  noch  der  sonstigen  neueren  Gesetzgebung  ent—. 
sprechen. 

Es  liegt  aber  meines  Erachtens  nicht  nur  im  Interesse  der  öifentlichez:^  ^aet^ 
Gesundheitspflege,   sondern  auch   aller  Hospital  Verwaltungen ,  dass  die  für  ^w'^ 
den  gesundheitlichen  Hospitalbetrieb  als  nothwendig  befundenen  Einrieb .m:^  ^3^* 
tungen    gesetzlich    vorgeschrieben    werden,    weil    in    allen    geordnetev ^» ^^^ 
Staaten  irgend  eine  sanitätspolizeiliche  Beaufsichtigung  der  Krankenanstalt '^^^' 
ten  stattfindet  und  jede  Hospital  Verwaltung  durch  gesetzliche,  nur  aujcr-^^^^ 
das  Nothwendige  beschränkte  Vorschriften  vor  übertriebenen,  sachlich  unbec»<=^^ 
gründeten  Anforderungen  staatlicher  Aufsichtsorgane  am  besten  geschfitz^c^-^^^ 
werden  kann. 

Ich  erlaube  mir  hier  an  Anstalten  zu  erinnern,  die  ebenso,  wie  di»^'^'^^^ 
Hospitäler,  im  innigsten  Zusammenhange  mit  dem  öffentlichen  Gesundheit»^ -^  ^^^ 
wobl  stehen,  nämlich  die  Apotheken.  Ich  habe  noch  nie  einen  deutschem  ^^^ -^^^^ 
Apotheker  kennen  gelernt,  welcher  die  Nothwendigkeit  gesetzlicher  Vor*»^^  ^^ 
Schriften  für  die  Errichtung,  den  Betrieb  und  die  Beaufsichtigung  dcr«:^^-"^'' 
Apotheken  in  Abrede  gestellt  hätte.  Alle  Apotheker  wollen  aber  gesetz-  ^^  '* 
liehe  Vorschriften,  die  dem  Standpunkte  der  Wissenschaft  und  den  Bedürft ""^  "' 
nissen  des  praktischen  Lebens  entsprechen  und  von  sachkundigen  Anfsichts-« 
Organen  gerecht  gehandhabt  werden. 

Dieselben  Wünsche  haben  aber  auch  die  Krankenhaus-  und  Irren 
anstaltsärzte,  welche  die  obige  Petition  unterschrieben:  nicht  Aufhebunj 
sondern  Verbesserung  und  Ergänzung  der  den  Hospitalbetrieb  regelnde] 
Vorschriften. 


152  Dr.  Oscar  Schwartz, 

oder  wird  der  Arzt  nur  benutzt  zum  YerBchreiben  von  Recepten  und  Aus- 
führung chirurgischer  Operationen,  so  müssen  dann  auch  die  dem  obersten 
Heilzweck  dienenden  hygienischen  Interessen  der  Anstalt  in  den  Hintergrund 
treten  und  durch  andere  finanzielle,  ökonomische,  politische  oder  confessio- 
nelle  Bestrebungen  verdrängt  werden. 

Die  inneren  Conflicte,  welche  bekanntlich  nicht  selten  in  Kranken- 
häusern entstehen  und  zeitweise  auch  nach  aussen  zu  explodiren  pflegen, 
beruhen  meist  auf  unzweckmässiger  Organisation  des  ganzen  Hospital- 
dienstes, auf  ungeeigneter  Abgrenzung  der  verschiedenen  auf  friedliches 
Zusammenwirken  angewiesenen  Berufsstände. 

Der  in  früheren  Jahren  bei  Errichtung  von  Krankenanstalten,  nament- 
lich Irren-  und  Entbindungsanstalten,  so  häufig  gehörte  Einwand,  dass  zur 
Leitung  derselben  qualificirte  Aerzte  überhaupt  schwer  zu  finden  seien,  ist 
heute  thatsächlich  widerlegt,  da  bekanntlich  eine  grosse  Anzahl  von  Kranken- 
anstalten mit  vorzugsweise  gutem  Erfolge  durch  Aerzte  geleitet  worden  sind 
und  auch  die  seit  nahezu  20  Jahren  unter  selbständige  Führung  von  Chef- 
ärzten gestellten  deutschen  Militärhospitäler  im  Kriege  und  Frieden  sich 
bewährt  und  in  den  letzten  Kriegen  ihre  Feuerprobe  bestanden  haben. 

Die  Besetzung  aller  Hospital  arztstellen  mit  geeigneten  Persönlichkeiten 
kann  deshalb  heutigen  Tages  in  Stadt  und  Land  keine  grossen  Schwierig- 
keiten mehr  bieten,  wenn  die  richtige  Einsicht  für  die  Bedeutung  dieser 
Stellen  vorhanden  ist,  da  ein  grosser  Theil  der  Aerzte  durch  den  obligato- 
risch gewordenen  hygienischen  Unterricht  und  die  bestandene  Physicats 

prüfung  für  die  im  Hospitalbetriebe  besonders  wichtigen  Verhältnisse  =- 
Beurtheilung  von  Grund  und  Boden,  Trinkwasser-  und  Lebensmittel  unter — "- 
suchung,  Entwässerungs-  und  Latrinenanlagen,  Desinfection ,  Ventilation.  .^^3 
Heizung,  Beurtheilung  dos  Baumaterials  und  der  baulichen  Einrieb tungeocK 4 
besonders  vorgebildet  ist,  auf^serdem  sich  auch  eine  grosse  Anzahl  von'X'« 
Aerzten  als  Assistenzärzte  in  grösseren  Civil-  oder  Militärhospitälem,  Irren- .ex 
und  Entbindungsanstalten  mit  dem  praktischen  Hospitaldienst  vertraut  ge-^: 
macht  hat. 

Es  kann  desshalb  jeder  zur  Errichtung  einer  Krankenanstalt  ent-^c 
schlossenen  Corporation  nur  dringendst  empfohlen  werden,  zaerst  di»KJ 
Hauptsache  zu  besorgen,  beziehentlich  einen  für  die  Leitung  der  Anstalt X^ 
geeigneten  und  bereitwilligen  Arzt  zu  wählen  und  dann  unter  dessen  unöei 
eines  Bautechnikers  sachkundiger  Mitwirkung  mit  Berücksichtigung  dev^ 
zur  Verfügung  stehenden  Geldmittel  den  Bauplatz  zu  bestimmen,  Bauplans^ 
und  Betriebsprogramm  entwerfen  zu  lassen.  Es  wird  auf  diese  Art  butmm 
sichersten  vermieden  werden,  was  leider  noch  häufig  vorkommt,  dass^ 
Krankenanstalten  mit  glänzenden  Fa^aden ,  imponirendem  Mauerwerk  ancE>  ^ 
luxuriösen  kostspieligea  modernen  Einrichtungen  gebaut  werden,  die  trotz— ^ 
dem  den  hygienischen  Anforderungen  nicht  entsprechen  und  sich  auch  iiiz:^^ 
praktischen  Betriebe  nicht  bewähren. 

„Exempla  sunt  odiosa''  und  ich  möchte  heute  keine  einzelne  Hospi —  -• 
talverwaltuug  durch  specielle  bezüglixshe  Ausführungen  verletzen ;  es  steheig:-^ 
mir  aber  aus  eigener  Erfahrung  viele  Beispiele  zur  Verfügung.    Auch  win 
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Arbeiten  aus  dem  kaiserlichen  Qesnndheltsanite  1 ,  3.  bis 

5.  Heft.     Berlin,  Springer,  1886.     gr.  8.     S.  141  bis  566  mit  Bochs  j 

Tafeln.     20  Mark.  I 

Die  Torliegenden  Schlnsshefte  des  I.  Bandes   der  „  Arbeiten **  realisiren  j 

bereits  einen  Theil  der  Wünsche,  welche  ich  bei  der  Besprechung  der  ersten  / 

Hefte    als   besonders    dringende    hingestellt    hatte.      Diese  Hefte  enthalten 
folgende  Arbeiten : 

Löffler:    Die  Aetiologie    der  Rotzkrankheit;    hierzu  zwei 
colorirte   Tafeln. 

Diese  Untersuchung  bringt  eine  eingehende  historische  und  experimer^' 
teile  Kritik  der  ganzen  Frage  und  eine  solche  Fülle  werthvoUer  Einzelheitexz^^ 
dass  ich  nur  einzelne  Punkte  herausgreifen  kann.     Yon  den  leichter  zu 
schaffenden  Thieren  erwiesen  sich  Meerschweinchen  und  Feldmäuse  als  d 
empfindlichsten,    so    dass    bei   Schwierigkeiten    in  der  Differentialdiagno 
Uebertragungen  auf  diese  Thiere  als  entscheidendes  Experiment  anznseh 
sind.     Die  Hausmaus  ist  dagegen  ganz  immun  gegen  Rotz. 

Die  von  Löffler  und  Schütz  entdeckten  Rotzbacillen  wachsen  nie 
unter   22^,   üppig  erst  bei  Brüttemperatur.    Besonders  charakteristisch 
das  Wachsthum  auf  Kartoffeln,   aber  auf  diesem  Substrat  tritt  immer  b 
einige   Zeit   fortgesetzter  Züchtung  Abnahme  und  schliesslich  Verlast  di 
Virulenz  ein.     Bildung  von  endogenen  Sporen  wurde  nicht  beobachtet. 

In  der  Mehrzahl  der  Fälle  ging  die  Virulenz  beim  Eintrocknen  in  d^-^^^^ 
ersten  Wochen  schon  Terloren  und  länger  als  drei  Monate  waren  die  eiK-^^^^°' 
getrockneten  Bacterien  niemals  entwickelnngsfahig.  Aber  auch  die  feucT^'  ^^^ 
gehaltenen  Bacterien  waren  nicht  resistenter. 

Zur  Desinfection  in  der  Praxis  genügen  kochendes  Wasser,  3  bis  5 
Carbol  und  1  pro  Mille  Sublimntlösung. 

Nach  Löffler's  Ansicht  sind  zur  Infection  wohl  immer  Defecte  d 
Haut  oder  Schleimhaut  erforderlich.     Wie   weit  vom  Verdauungscanal  urr^  M-^nd 
den  Lungen  her  eine  Infection  eintreten  kann,  muss  aber  noch  sorgfaltig 
ermittelt   werden.     Dass    unter   Umständen  Vererbung    der   Krankheit 
den  Fötus  stattfinden  kann ,  hält  Verfasser  nach  P>mittelung  eines  solches^  -^^^^ 
Falles  bei  Meerschweinchen  für  sicher. 

Koch  und  Gaffky:    Versuche  über  die  Deainfeotion  d^^"^* 
Kiel-  oder  Bilgeraumes  von  Schiffen. 

Diese  Arbeit  berichtet   über  die  im  Anschlüsse  an   einige  Vorversuci^fc'' 
an  zwei  Schiffen  der  Kriegsmarine,  einem  Holzschifife  und  einem  EisenschitV^» 
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W  ü  r  z  b  u  r  g :  Ueber  die  Bevölkerungsvorgänge  in  deut- 
schen Städten  mit  16  000  und  mehr  Einwohnern  im 
Jahre  1884. 

Die  Sterblichkeit  dieser  Städte  schwankte  zwischeo  160*8  ui^d  446'4 
auf  je  10  000  Eiu wohner.  Die  Grossstadte  zeigten  im  Allgemeinen  mitt- 
lere Verhältnisse.  Die  Extreme  fanden  sich  mehr  bei  den  kleinen  Städten. 
Von  Städten  über  40  000  Einwohner  waren  Rostock,  Darmstadt,  Wiesbaden, 
Cassel  die  günstigsten. 

Zwischen  Gebnrts-  und  Sterbeziffer  bestand  in  der  Regel  ein  gewisser 
Parallelismns.  Die  westlich  einer  von  Stralsund  über  Weimar  nach  Ulm 
gehenden  Linie  liegenden  Städte  hatten  eine  geringere  Gesammtsterblichkeit 
als  die  östlich  dieser  Linie  gelegenen.  Die  Todesfalle  an  Diphtherie  und 
Croup  gehen  der  Gesammtsterblichkeit  am  meisten  parallel,  ziemlich  ähnlich 
steht  es  mit  Scharlach  und  Typhoid.  Eine  grössere  Ruhrepidemie  wurde 
in  Reutlingen  beobachtet.  Pocken  und  Flecktyphus  waren  fast  nur  aus 
östlichen  und  westlichen  Grenzstädten  zu  notiren,  so  dass  die  Vermuthung 
einer  Einschleppnng  aus  dem  Auslande  nahe  lag. 

Wolffhügel  und  Riedel:  Die  Vermehrung  der  Bacteriea 
im  Wasser. 

Verfasser  ermittelten  ebenso  wie  in  gleichzeitigen  und  zum  Theil  aucl 
fast  zur   selben  Zeit  publicirten  Untersuchungen   aus  den  Laboratorien  yoi 
Flügge  und  Referent,  dass  die  Ruhe  in  erster  Linie  auf  Waseerorganismec 
keinen  sedimentirenden  und  klärenden  Einfluss  ausübt,   sondern  dass 
allen  Umständen  eine  Vermehrung  einer  ganzen  Reihe  von  Bakterien  sicF; 
geltend  macht. 

Die  Experimente  mit  pathogenen  Bakterien  ergaben ,  dass  unter  Umocx  X1J3^ 
ständen   schon  ganz    geringfügige  organische  Beimengungen  genügen,  uotjcv       ^ 
einzelne  pathogene  Baktcrienarten  nicht  nur  etwa  lebensfähig  zu  erhalten j^^^Z'At^ 
sondern  auch  zur  Vermehrung  zu  bringen.     Dies  wurde  ermittelt  für  MükX^Xm^^^ 
brandbacillen,  welche  in  Bezug  auf  Nährmaterial  sogar  zu  den  wählerischere^r-x  ^  #erei 
Arten  gehören.     Vor  Allem  aber  für  die  Bakterien  des  Typhoid   und  d^£>       -  ^^ 
Cholera  asiatica.  Die  näheren  Umstände,  unter  denen  diese  VermehruDg  eicvf  ^       ^^^ 
trat,  sind  im  Original  einzusehen.  Die  Resultate  stehen  ebenfalls  im  Grossem ^a»^^*®' 
und  Ganzen  mit  der  Erfahrung  von  Flügge  und  mir  in  Einklang. 


Seil:   Ueber  Kunstbutter,  ihre  Herstellung,  sanitäre  B 
urtheilung  und  die  Mittel  zu  ihrer  Untersoheidung  Yor 
Milehbutter. 

Bei   der    enormen    nationalöconomischen  Bedeutung  des   Gegenstandes^  ^^  ^^* 
ist  die  vorliegende  gründliche  Untersuchung  von  grösster  Bedeutung,  uic^  M^^w 
so  mehr,  als  eine  eingehende  Darstellung  bei    uns  bis  jetst  ganz  fehlten  '^  ^• 
Verfasser  berücksichtigt  diese  öconomische  Seite    der  Frage    ausrcicheocJ^    "*^ 
Der  colossale   Umsatz  war  aber  auch  die  Ursache  zu  einer  ganzen  Reih  ^^^^ 
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des  Herrn  Ingenieur  Albrecht  in  Plan  und  Ausführung  in  voller  Uebe^ein- 
stimmung  mit  den  beiden  ersten  Bunden  sich  diesen  würdig  anreiht.  Das 
Werk,  das  anfangs  nur  auf  den  Umfang  zweier  Bände  berechnet  war, 
nmfasst  nunmehr  drei  stattliche  Bände,  denen  fast  400  meist  trefflich  ans- 
geführte  Illustrationen  beigegeben  sind,  ohne  dass  durch  den  gegen  den 
ursprünglichen  Plan  nahezu  doppelten  Umfang  des  Werkes  der  anfangs  für 
den  Bericht  festgesetzte  Preis  seitens  der  Verlagshandlung  eine  Erhöhung 
erfahren  hätte. 

Dem  dritten  Baude  hat  der  Herausgeber  eine  kurze  Lebensskizze 
Börner^s  vorausgeschickt,  in  der  er  dessen  Lebensgang,  seine  ungewöhnliche 
Arbeitskraft  und  seine  vielseitige  agitatorische  und  wissenschaftliche  Thätig- 
keit  in  warmen  Worten  schildert,  dem  Dahingeschiedenen  „ein  Gedenkblatt 
treuer  Liebe  und  Verehrung"  widmend. 

So  ist  das  unter  den  schwierigsten  Verhältnissen  begonnene  und  nur 
durch  die  zähe  Ausdauer  seines  Begründers  und  die  überaus  thätige  Mit- 
hülfe zahlreicher  Gorporationen  und  Freunde  der  Hygiene  durchgeführte 
Werk  glücklich  zu  Ende  gebracht,  ein  Werk  von  bleibendem  Werth,  ein 
unentbehrliches  Nachschlagebuch  für  Jeden ,  der  sich  mit  den  betreffenden 
Gegenständen  beschäftigt,  ein  dauerndes  Erinnerungsblatt  an  die  erste 
Grossthat  der  deutschen  Hygiene.  A.  S. 
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Seitz,  Carl,  Dr.:    Baoteriologische  Studien  über  Typhn^w 

ätiolOgie.    München,  Finsterlin,  1886.    8.    68  S.    2"40  Mark. 


er 


Verfasser  hat  sich  seit  zwei  Jahren  in  ausgedehnter  Weise  mit  der  Ek: 
forschung  der  Ursachen  des  Typhus  abdominalis   auf  bacteriologischem  Gm 
biete  beschäftigt  und  wenn  auch  viele  Resultate  Seitz*8  durch  inz wisch 
veröffentlichte   Publicationen    anderer  Forscher    schon    bekannt    gewordc— 
sind,    verliert  die    Arbeit  trotzdem    ihren  Werth  nicht;   in    unserem  ent ^^^^ , 
deckungsfrohen  und  schnell  arbeitenden  Jahrzehnt  ist  eine  vielfache  Bestät:;^'^^^ 
gung  neuer  Thatsachen  nicht  unerwünscht.  —  In  einem  Schlusawort  fasa-^'^* 
Verfasser  seine  Resultate  zusammen.     Seitz  hat  in  den  meisten  Typhus -^^^^ 
leichen,  besonders  in  der  Milz,  die  charakteristischen  Bacillenhaofen  gefoKS -^^ '°' 
den,  aus  denen  er   mit  Leichtigkeit  Reinculturen  erzielen  konnte;  seltene^ ^^^ ^'^^ 
gelang  die  Isolation   aus  den  Dejectionen,    nur  in  zwei  Fällen  aus   deic^^^^'' 
Urin;    Seitz  bestätigt  hierbei   die   Ansicht  von  WysBokowitsch,   iliiiB ■  ^~ 
nur  in  den  Fällen,  in  denen  es  zu  Entzündungserscheinnngen  in  den  Nierer ^'^''[^' 
und   dabei   zu  wenn   auch   minimalen  Hämorrhagien  komme,  Bacillen  inc^'^      ^^ 
Urin   auftreten.       Aus  Blut    hat  Seitz  niemals  Bacillen   züchten    könnei  ^^  ^^^^ 
(11  Fälle  mit  13  Blutuntersuchungen) ;   die  Hoffnung  von  Nenhaus,  das^-^^^^ 
gerade  der  Befund    der  Bacillen    im  Blut  von  differentiell  diagnostische^^ -^^^^ 
Bedeutung  sein  könnte,  kann  Seitz  nicht  theilen.     Die  Eigenschaften,  di^-^^'^ 
den  Typhusbacillus  ganz  besonders  charakterisiren ,  sind  lebhafte 
lichkcit,   grosse  Resistenz  gegen  Austrocknen  und  Kälte,  Gährwirknng 
Kohlehydrate   und    ganz  besonders   das  Wachsthum  auf  Kartoffeln.     Wj 
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Laudes  für  solche  Stationen  hesondcrs  vortheilhaft  sind.  Von  Indien  mass 
mit  grösster  Vorsicht  Material  genommen  werden,  da  die  Statistik  dort 
schon  anyollständig  ist,  und  man  die  suhjective  Auffassang  der  Beobachter 
schwerlich  los  werden  kann.  Besonders  gefährlich  scheint  es  mir,  Beispiele 
zam  Analysiren  von  dort  zu  nehmen. ** 

Aber  auch  dem  in  Schweden  gesammelten  Material  gegenüber  macht 
Almquist  seine  vorsichtigen  Kerservationen.  Dort  sind  zwar  seit  130 
Jahren  alle  Todesfälle  mit  genauen  Angaben  über  Ortschaft,  Datum  und 
Person  in  den  Kirchenbüchern  aufgeführt,  —  nur  die  Krankheitsdiagnosen 
sind  vor  1860  nach  Hörensagen  verzeichnet  und  manchmal  ohne  ärztliche 
Beihülfe  gestellt.  Dieser  Mangel  thut  jedoch  dem  Werth  jener  Verzeich- 
nisse nur  geringen  Abbruch  bei  einer  Krankheit,  die  —  wie  die  Cholera  — 
im  ganzen  Lande  Jahre  lang  ganz  ausgeblieben  ist,  plötzlich  massenhaft 
zum  Vorschein  kommt,  dabei  in  kurzer  Zeit  eine  beträchtliche  Anzahl  von 
Todesfällen  verursacht  und  nachher  wieder  plötzlich  verschwindet.  Die 
von  einer  solchen  Epidemie  in  der  vorerwähnten  Weise  gebuchten  Daten 
haben  mindestens  den   gleichen  Werth,  wie  das  Material  der  Meteorologie. 

An  der  Hand  der  ihm  zu  Gebote  stehenden  so  gestalteten  Thatsachen 
geht  nun  Almquist  die  sechs  von  anderen  Seiten  bis  jetzt  aufgestellten 
Punkte  der  Choleraätiologie ,  welche  sich  mit  der  örtlichen  und  zeitlichen 
Disposition  decken  sollen,  kntisch  durch  : 

1.  Lockerer  Boden  sei  für  die  Entwickelung  der  Cholera  günstig.  — 
In  Göteborg  und  Umgegend,  dem  Schauplatz  furchtbarer  Choleraepidemieco, 
liegt  unter  den  durchseuchten  Häusern  auf  dem  Granit  oder  Lehm  eine 
kaum  mikroskopisch  nachzuweisende  Schicht  lockerer  Erde.  Hätte  mao 
die  Verhältnisse  Schwedens  (und  auch  anderer  Länder)  berücksichtigt,  so 
wäre  jene  These,  so  wie  der  fernere  Satz,  dass  für  Wasser  undurchdring- 
licher Boden  seuchenfrei  sei,  niemals  aufgekommen.  Auch  das  Auftreten^ 
der  Cholera  längs  der  schiffbaren  Flüsse  hat  man  auf  den  lockeren  Bode* 
der  Ufer  zurückführen  wollen:  mit  Unrecht,  da  die  Ufer  der  nicht  schil 
baren  Flüsse  verschont  bleiben. 

2.  Gewisse  Jahreszeiten  seien  der  Choleraentwickelung  besonde  -s^ 
günstig.  —  Dies  trifft,  was  den  Spätsommer  und  Herbst  anlangt,  auch  fC^'j 
Schweden  zu,  wenn  auch  für  eine  vollständige  Bestätigung  des  Verhältni 
ses  noch  genauere  Studien  über  die  Lebensweise  des  Cholerakeims  dringe] 
erforderlich  sind. 

3.  Beim   Sinken    des  Grundwassers   erhöhe   sich   die  Disposition  fw" 
Cholera.  —  Der  Verfasser  hält  das  Dominiren  gerade  dieser  Hypothese  fr' 
die   Choleraforschnng  direct  gefährlich.     Sie  kann   möglicher  Weise   etw 
Richtiges  enthalten,  —  ,gedoch",  fährt  Almquist  fort,  „diesen  hypothe*" 
sehen  Factor  als   ein  Hauptmomeut  der  zeitlichen  Disposition   der  Chole 
hinzustellen,  ist  mindestens  unvorsichtig"  ....     „Ich  kenne  keine  besta*" 
geuden  Untersuchungen  dieser  Hypothese." 

4.  Gewisse  sanitäre  Arbeiten  und  Verhältnisse  vermindern  die  Neigu" 
für  Cholera.  —  Nicht  anzuzweifeln. 

5.  Durchseuchung  einer  Stadt   oder  Localität  vermindere   sie  eb( 
falls.  —  Die  Durchseuchung  der  Localität  mit  dieser  Conseqnenz,  ja  dii 
die  Durchseuchung  der  Iläuser  als  solcher  hält  Verfasser   für  viel 
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Die  YeruDreinigung  des  Prager  Brnnnenwassera  ist  aber  gleichzeitig 
als  MaasBstab  für  die  sehr  erhebliche  Verunreinigung  des  städtischen 
Untergrundes  anzusehen.  Die  Hauscanäle  sind  schlecht,  Ablagerungs- 
stätten für  sich  zersetzende  Unrathmassen ,  undurchlässig  und  nicht  im 
Stande,  den  Boden  rein  zu  halten.  Ein  Theil  des  städtischen  Unraths  läuft 
ausserhalb  des  Canalisationsnetzes  der  Moldau  zu,  im  Uebrigen  birgt 
die  Stadt  Dunggruben  und  zwar  solche  von  immenser  Grösse:  bis  zu 
256  000  Liter  Inhalt,  —  und  darunter  manche,  die  gar  nicht  mehr  gerei- 
nigt, sondern  gefüllt  vermauert  wurden. 

Die  Regulirung  dieser  Verhältnisse  wäre  nur  durch  eine  allgemeine 
Canalisation  mit  Anschluss  aller  Häuser  auf  Grund  einer  neuen  Bauordnung 
und  in  Verbindung  mit  einer  Neupflasterung  der  Strassen  zu  bewirken. 

Aber  auch  im  Hinblick  auf  die  Verbreitung  der  ansteckenden  Kinder- 
krankheiten stellen  sich  neue  Schutz  maassrege  in  als  unvermeidlich  und 
unaufschiebbar  heraus:  hier  in  erster  Reihe  die  Aenderung  der  Wohnungs- 
verhältnisse  in  der  Josephstadt  und  zwar  in  Bezug  auf  die  Schlafstellen- 
quartiere und  die  Kellerwohnungen.  Bezüglich  der  letzteren  wäre  die  in 
Aussicht  genommene  Banpolizeiordnuug  viel  schärfer  zu  präciairon,  nicht 
weniger  auch  da,  wo  dieselbe  von  den  Deckenconstructionen  handelt  und 
als  Zwischendeckfüllung  Schutt  anzuwenden  gestattet,  ohne  an  die 
Beschaffenheit  des  Schuttes  bestimmte  Anforderungen  zu  stellen. 

Ein  schliessliches  dringendes  Bedürfniss  im  Assanirungsplan  Prags  ist 
dann  noch  die  Errichtung  eines  Centralleichenhauses  ausserhalb  der 
Stadt,  da  die  vorhandenen  Leichenkammern  nicht  ausreichen  und  inmitten 
sehr  bevölkerter  Stadttheile  belegen  sind. 

Wernich  (Cöslin). 


Prof.  Dr.  V.  Langenbeck,  Generalarzt  I.  Cl.  ä  la  suite,  Dr.  v.  Col©'«^ 
Generalarzt  I.  Cl.  und  Dr.  Werner,  Stabsarzt:  Die  transportab"^^ 
Lazarethbaraoke    mit    besonderer    Berücksichtigung    der    ^r^^^ 
Ihrer  Majestät  der  Kaiserin  und  Königin  Augusta  hervorgerufen^^^^^ 
Barackenausstellung    in   Antwerpen    im   September   1885.      Ber!        ^^^ 
A.  Hirschwald,   1886.    gr.  8.    47  S.  mit  24  lithographischen  Taf^^®^ 
und  mehreren  Holzschnitten  im  Texte. 

Der  1884  in  Genf  tagenden  dritten  internationalen  Zusammenko.^^^* 
der  Gesellschaften  vom  Rothen  Kreuz  war  von  Ihrer  Majestät  der  Kaise^^^^' 
ein  namhafter  Preis  für  eine  hervorragende  Leistung  auf  dem  Gebiete  ^  f 
Feldsanitätswesens  zur  Verfügung  gestellt  worden.  Man  entschied  si^^^'^ 
denselben  für  das  beste  Muster  einer  versendbaren  Lazarethbarac^^^^^' 
auszusetzen,  und  der  Ausschuss  des  Rothen  Kreuzes  in  Genf  übernahm  " 

Einleitung  und  Durchführung  des  Preisbewerbes,  welcher  mit  Ünter8tüt«cz::^°i 
der  belgischen   Behörden    1885   in   Antwerpen   stattfand.      Dem  aus   V*       ^^ 
treteni  verschieden  er  Nationen  gebildeten  Preisgericht  gehörten   deutsct::^^'^ 
seits  die  HeiTen  Verfasser  des  obigen  Werkes  an.    Die  Betheiligung  an     «*'' 
Ausstellung    war    sehr    erheblich.      13   Baracken    in    natürlicher    Gr^  ^*^ 
30  Barackenmodelle  in  kleinerem  Maassstabe,  sowie  11  Pläne  und  T^id' 


104  Kritiken  und  Besprechungen. 

Orten  der  AusbreituDg  von  InfectionskraukheiteD  unter  den  Feldtmppen 
wie  unter  der  Civilbevölkerung  an  den  Oi*ten  der  heimischen  Reserre- 
lazarethe  entgegenzutreten.  Es  sei  aber  die  Ausbildung  dieses  Systems 
bereits  in  Friedenszeiten  erforderlich,  und  hierzu  erscheine  das  Militir- 
und  das  Civilhospitalwesen  gleich  sehr  geeignet  und  berufen.  Die  F&lle 
auBsergewöhnlicben  Bedarfes  an  Kraukenunterkunftsräumen  bei  £pidemieen 
böten  hierzu  Gelegenheit,  sei  es,  dass  Massenunterkünfte  erforderlich  wurden, 
welche  über  die  in  den  disponibeln  Hospitälern  vorhandene  Bettensahl 
hinausgingen,  sei  es,  dass  die  Art  der  Krankheit  eine  völlige  räumliche  and 
administrative  Trennung  der  Erkrankten  von  einer  vorhandenen  perma- 
nenten Krankenhausanlage  erfordert.  In  letzterem  Falle  komme  es  auf 
Isolirung  der  ersten  Fälle  an;  hierzu  fehle  es  besonders  in  kleineren  Ge- 
meinden in  der  Regel  an  passenden  Räumlichkeiten.  Das  Vorräthigsein 
von  transportablen  Lazarethbaracken  vermöge  Ersatz  zu  schaffen.  Auch 
für  manche  kleine  Badeorte  könne  deren  Beschaffung  in  Frage  kommen. 
Andererseits  werde  für  die  Militärverwaltung  ein  Vorrath  derselben  theils 
bei  vorübergehendem  Mehrbedarf  an  Unterkunftsräumen  in  einzelnen 
Garnisonlazarethen ,  theils  bei  den  zahlreichen  grossen  Truppenzasammen- 
ziehungen  im  Frieden,  theils  zur  Verwendung  in  den  Aufmarschlinien  und 
bei  den  ersten  Actionen  im  Kriege  zweckmässig  sein.  Nothwendige  Be- 
dingungen aber  für  ihre  Einführung  in  die  Praxis  seien  Billigkeit, 
Möglichkeit  schneller  Herstellung  und  Fähigkeit  leichten 
Transportes  —  eine  Ansicht,  welche  ohne  Zweifel  von  allen  sachver- 
ständigen Aerzten  getheilt  werden  wird. 

Nachdem  die  Herren  Verfasser  so  die  allgemeinen  Gesichtspunkt« 
erschöpfend  behandelt  haben,  welche  zu  Gunsten  versendbarer  Lazareth- 
baracken geltend  gemacht  werden  können,  fällen  sie  über  die  Antwerpener 
Ausstellung  das  Urtheil:  Dieselbe  habe  ein  so  reiches  Material  id 
Constructionsarten  geliefert,  dass  hierdurch  eine  Klärung  der  bisher  ooch 
wenig  gelichteten  Ideen  über  die  zweckmässigste  Gestaltung  des  Systeoos 
transportabler  Baracken  gesichert  und  auf  dem  Wege  zur  praktischen  at^^ 
dauernden  Einführung  derselben  ein  wichtiger  Fortschritt  erzielt  worden  <^* 

Hieran  schliesst  sich  im  dritten  Abschnitte  eine  ausführliche  kritie^^^ 
Schilderung  des  Ergebnisses   unter  Berücksichtigung  der  Einzelleistun  ^^' 
Voraufgeschickt   wird   das   vortrefflich   abgefasste  Programm,   welches 
Preisgericht    bei   Ausschreibung    der  Preisbewerbung    bezüglich   der  C-^ 
struction    versendbarer  Baracken   veröffentlicht    hatte.      Die   Gründe,  ^ 

welchen  die  Minimalbett en zahl  auf  12  und  der  Luftraum  für  jedes  Bett 
nur  12cbm  festgesetzt  worden  waren,  sind  vollkommen  stichhaltig.     Y^^^ 
auf  werden   die  für  den  Zweck  in  Betracht  kommenden  Eigenschaften 
ausgestellten  Baracken  nach  einander  erörtert,  nämlich  Anlage  des  ün  "^ 


buues.  Zerlegbarkeit  der  Wand-   und   Dachtheile,  Material  (Holz,  £i 
Pappe  u.  dergl.,  einzeln   und  corabinirt),  Feuersicherheit,  Zeltbekleidc:^^^ 
Form  (Rechteck,  Kreuzform,  Tollet'sche  Bogenform,  Kreisform),  Ventilat —^'* 
llfizung,  KosUm,  Gewicht  und  Transportart 

Ein  von  zahlreichen  Abbildungen  begleiteter  Anhang,  in  welchem^*" 
sehr    mannigfaltige   Ausstellungsobjecte    einzeln    beschrieben   werden, 
schliesst  die  Arbeit.  Möge  die  von  den  Herren  Verfassern  gegebene  dank^^" ^'' 
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übrigi^u  an  Ilhacbitis  oder  Paralysis  iufantilis  litten.     Von  den  4692  Sero- 
phulöseii  wurden 

geheilt 3321  oder  70*7  Proc. 

gebessert 148      „        3*2  „ 

nicht  gebessert 127      „        2'7  „ 

starben 339      „        7*2  „ 

fortgenommen 757      „      IG'l      „ 

Wer  die  Resultate  unserer  deutacben  und  auch  der  italienischen  See- 
hospize  mit  den  hier  notirten  vergleicht,  wird  die  Frage  aafwerfen,  wo- 
durch Berck  sur  mer  bedeutsamere  Erfolge  erzielen  konnte.  Die  Ant- 
wort lautet  dahin,  dass  dies  französische  Hospiz  die  Pfleglinge  nicht  bereits 
nach  vier  oder  sechs  Wochen  wieder  entlässt,  sondern  so  lange  behält,  wie 
der  Arzt  es  für  nöthig  erklärt,  so  dass  jedes  Kind  im  Durchschnitte  nicht 
weniger  als  423  Tage  in  der  Anstalt  verbleibt 

Es  waren  alle  Formen  der  Scrophulose  vertreten.  Von  ihnen  heilten  | 
am  besten  der  Tumor  albus  (zu  fast  85  Proc.)«  nächstdem  die  Hautaffectio* 
neu,  dann  die  Augenafifectionen  (zu  78  Proc),  die  Drusenschwellungen  (za 
75  Proc),  die  Periostitis  und  Ostitis,  sowie  die  Otorrhoe  (zu  etwa  73  Proc.), 
viel  weniger  gut  die  Ozaena ,  die  eiterige  Coxitis  und  das  Malnm  Pottii 
mit  Abscess.  Der  Tod  erfolgte  bei  50  Kindern  durch  Meningitis,  bei  16 
durch  Phthisis,  bei  23  durch  tuberculöse  Bronchitis  und  bei  47  durch  Albu- 
minurie, bei  15  durch  Pneumonie,  bei  10  durch  Wirbelcaries,  bei  16  dnrcb  ^ 
Atrophie,  bei  23  durch  Diphtherie. 

Es  folgt  nun  die  Beschreibung  der  beiden  Institute  P.  Cor  na,  welche 
nordöstlich  von  dem  Haupthospize  ebenfalls  ganz  nahe  dem  Strande  liegen. 
Sie    stellen    gewissermaassen   Dependenzen    des   höpüäl  maritime   vor  and 
sind  dazu  bestimmt,  diejenigen  Patienten  aufzunehmen,  welche  in  letzterem 
keinen  Platz  mehr  finden.     Die  Zahl  der  Betten  beträgt  jetzt  gegen  300» 
Nahe  den  Instituten  befinden  sich  Wiesen  und  Ackerländereien ;  hier  werdet 
die  Kinder,  so  weit  es  das  Alter  und  der Kräftezustand  derselben  gestat^^ 
mit  ländlichen  Arbeiten  beschäftigt.     Während  der  Jahre   1871  bis  1.^^^ 
fanden  in  den  beiden  Anstalten,  von  denen  die  eine  übrigens  damals  S^^ 
zu  Grofliers  sich  befand   und  von  einer  Frau  de   Paris  geleitet  wi^-^^ 
im  Ganzen  211  Scrophulose  Aufnahme.     Von  ihnen  wurden 

geheilt 180 

gebessert 17 

starben 14 

Die  Dauer  des  Aufenthalts  betrug  im  Durchschnitt  =  576  Tage. 
besten  waren  auch  hier  die  Erfolge  bei  Tumor  albus  und  bei  Periostiti^^^ 

Das  IJospiz  Nathaniel  Rothschild 's  liegt  nördlich  von  dem  Ha      ^^ 
ho8i)iz   unmittelbar    am   Strande,    ist    am   24.  Mai  1872   eröffnet  und 
60  Betten.     Es  nimmt  vorwiegend,   doch  nicht  ausschliesslich,  scrophu  , 

und  schwächliche  Kinder  israelitischer  Confession  auf,  verpflegt  si^^  '" 
der  Regel  nicht  länger  als  90  Tage  und  entlässt  die  überwiegende  M^^**^ 
zahl  der  kleinen  Patienten  für  die  Dauer  des  Winters.  In  den  Jahren  1  ^'^ 
bis  1882  fanden  Aufnahme  =  229  Kinder,  grösstentheils  Bcrophulöse.   ""^"^^ 
ihnen  wurden 


Raudnitz,  Findclpflege.  167 

geheilt 229  oder  727  Proc. 

gebessert 70      „     22*2      „ 

nicht  gebessert 15     n        "^'8      » 

es  starb In        0*3      „ 

Den  besten  Erfolg  hatte  die  Cur  bei  allgemeiner  Schwäche  und  scrophu- 
ser  Diathese  (Heilung  in  94  Proc),  und  bei  chronischer  Entzündung  des 
nie-  resp.  Ellenbogengelenks,   nächstdem  bei  Otorrhoe  und  bei  Periostitis. 

Dies  ist  ein  kurzer  Auszug  des  Wichtigsten  aus  der  lesenswerthen 
:hrift  Cazin^s,  welche  zu  den  besten  der  über  Seehospize  erschienenen 
irechnet  werden  darf.  Möge  sie  bei  uns  fleissig  studirt  werden,  dann 
[rd  ihr  reicher  Inhalt  auch  den  scrophulösen  Kindern  unseres  Vaterlandes 
i  Gute  kommen.  J.  Uf  fei  mann  (Rostock). 


Dr.  R.  Raudnitz:  Die  Flüdelpflege.  Erweiterter  Sonderabdruck 
aus  der  zweiten  Auflage  der  Realencyclopädie  der  geeammten  Ileil- 
kunde.    Wien,  Urban  und  Schwarzenberg,  1886.    8.    48  S.    2  Mk. 

Diese,  dem  bekannten  Dr.  Th.  Roussel,  Urheber  des  französischen  Kin- 
»rschutzgesetzes,  gewidmete  Schrift  bespricht  zunächst  die  Findelpflege  im 
llgemeinen;  der  Autor  versteht  aber  unter  „Findelpflege"  die  Pflege  aller 
;s  öffentlichen  Schutzes  bedürfenden  Kinder,  also  der  verlassenen,  der 
irwaisten,  der  sittlich  verwahrlosten,  der  Ziehkinder,  der  Kinder  in  Krip- 
in  und  Bewahranstalten.  Es  ist  danach  der  Ausdruck  „Findelpflege" 
cht  gut  gewählt.  Wir  erfahren  sodann  das  Wesentliche  der  verschiede- 
in Systeme,  des  Drehladesystems,  des  romanischen,  des  germanischen  und 
;s  Josephinischen  Systems  der  Pflege,  erfahren  Näheres  über  die  Zahl  der 
leglinge,  die  Sterblichkeit  derselben,  die  Kosten  der  Pflege  und  finden 
eiterhin  zahlreiche  Anmerkungen  beziehungsweise  Zusätze  zu  dem  Vor- 
itragenen.  Es  werden  dabei  statistische  Mittheilungen  über  die  Findel- 
iege in  Spanien,  Griechenland,  Italien,  Frankreich,  Portugal,  Rnssland, 
)lgien,  Deutschland,  Grossbritannien  und  Irland,  Nordamerika  und  Oester- 
ich-Ungarn  gebracht.  Schliesslich  finden  wir  die  Angelegenheit  der  com- 
unalen  und  privaten  Findelpflege  und  die  Krippenfrage  erörtert. 

Die  Abhandlung  ist  reich  an  werthvollen  Daten  und  wird  desshalb  Allen 
illkommen  sein,  welche  sich  für  die  Kinderpflege  interessiren ;  namentlich 
ebt  sie  eine  trefiTliche  Uebersicht  über  die  Verhältnisse  der  italienischen 
id  österreichischen  Findelhäuser.  Nicht  ausreichend  erscheint  aber  das 
)er  die  Kinderpflege  in  Deutschland  Gesagte,  so  dass  diejenigen,  welche 
nen  Vergleich  des  sogenannten  romanischen  und  germanischen  Systems 
istellen  wollen ,  bezüglich  des  letzteren  zu  wenig  .Anhaltspunkte  erhalten, 
sbesondere  vermisse  ich  einen  ninweis  auf  die  treffliche  Kostkindercon- 
ole  im  Grossherzogthum  Hessen  und  die  durch  dieselbe  erzielten  Resul- 
te,  über  welche  bekanntlich  jedes  Jahr  ausfürlich  Bericht  erstattet  wird, 
ieselben  hätten  eine  Erwähnung  um  so  mehr  verdient,  als  die  betreffende 
)ntrole  sich  auf  alle  in  fremder  Pflege  untergebrachten  0-  bis  6 jährigen 
nder  des  Grossherzogthum s  bezieht.     Auch  wäre  es  vroYil  am  Platze  ge- 
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Wesen,  die  Resultate  der  in  Frankreich  auf  Grund  des  Kinderschutzgesetzes 
gehandhahten  Controle  dem  Leser,  wenn  auch  nur  in  Kürze,  vorzuführen. 
Der  Autor  citirt  zwar  die  dies  hebandelnde  Dissertation  J.  Yalette's, 
ohne  jedoch  aus  ihr  Notizen  zu  bringen. 

J.  Uf fei  mann  (Rostock). 


J.  Valette:  La  loi  ROUSSel  dans  le  Calvados.  These.   Paris  1884. 

Das  französische   Kinderschutzgesetz ,  gewöhnlich  Loi  Roussel  ge- 
nannt, welches  am  28.  December  1874  publicirt  wurde,  aber  erst  1877  mit 
dem  Erlass  der  betreffenden  Ausführungsverordnung  in  Kraft  trat,  hat  sich 
seitdem  aufs  Trefflichste  und  jedenfalls   ungleich  besser  bewährt,  als   man 
anfönglich,  zumal  bei  uns  in  Deutschland,   glaubte  voraussetzen  zu  dürfen. 
Es  hat  ja  unverkennbare   Mängel;  dieselben  werden  jedoch   durch   grosse 
Vorzüge  weit  überwogen.     Letztere  bestehen  darin,  dass  das  Gesetz   eine 
sehr  scharfe  Controle  der  in  fremder  Pflege  untergebrachten  Kinder  anord- 
net, dass  es  neben  den  officiellen  Inspectionsärzten  auch  Frauen  zur  Ueber- 
wachung  beinift,  und  dass  es  endlich  die  Obliegenheiten  sämmtlicher  Auf- 
sichtspersonen auf  das  Genaueste  festsetzt.      Allerdings  würde   der  blosse 
Erlass  dieser  Bestimmungen  für  sich   nicht  genügt  haben;  es   rausste  das 
Gesetz  auch  mit  Strenge  ausgeführt  werden.     Dies   ist  nun,    ob  in  ganz 
Frankreich,    lässt   sich   noch   nicht  sagen,  aber  doch  in  einer  Reihe  von 
Departements  thatsächlich  geschehen.    Einen  Beleg  dafür  liefert  die  Disser- 
tation Valette' s.     In  dem  Departement  Calvados  starben  früher,  d.  h. 
bevor  das  Gesetz  von   1874   zur  Ausführung  gelangte,  nicht  weniger  als 
78  Proc.  aller  in  fremder  Pflege  dort  untergebrachten  Säuglinge,   während 
doch  nur  etwa  11  Proc.  der  von  den  Müttern  selbst  gestillten  Kinder  icA. 
ersten  Jahre  zu  Grunde  gingen.     Dies  änderte  sich  mit  einem  Schlage,  al 
in  Ausführung  jenes  Gesetzes  Aufsichtscomites  bestellt  und  in   Thätigke 
getreten  waren.     Vom  1.  Januar  1880  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  188^? 
also  während  eines  Zeitraumes  von  drei  Jahren,  befanden  sich  in  jenei^"^ 
Departement  8021  Kinder  von  0  bis  2  Jahren  in  Pflege.     Von   denselbe^^^ 
starben  nicht  mehr  als  484,  oder   6*1  Proc     Im  Jahre  1880  betrug  öm^ 
Mortalität  noch   7*2  Proc,   1881   nur  noch  5-84  Proc,  und  1882  gar  n 
5*4  Proc,  verringerte  sich  also  stetig.     Von  den  0-  bis  1jährigen  Kinder' 
wurden  im  Durchschnitt  der  bezeichneten  drei  Jahre  nur  noch    12*5  Pro» 
dahin  gerafft,  so  dass  ihre  Sterblichkeit  nunmehr  um  Vieles  niedriger  aT 
die  Säuglingssterblichkeit  überhaupt  in  Frankreich  sich  stellte,  wo  diejeni 
der  legitimen  Kinder  15*53  Proc  beträgt.       Unser  Autor  führt  dies   urs: 
gemein  günstige  Resultat,  welches  nach  Lage  der  Dinge  kein  zuflllliges  selr^ 
kann,  auf  die  ungemein   sorgsame  Auswahl  geeigneter  und  gewissenhaft 
Pflegerinnen ,  auf  die  scharfe  Ueberwachung  der  letzteren  durch  die  Aerst' 
und  Aufsichtsdamen,    sowie    auf  die   Zusicherung   von  Prämien  für  gut 
Pflege  zurück  und  hat  hierin  allem  Anschein  nach  Recht. 

J.  Uffelmann  (Rostock). 


— -^ 


Krüger,  Filter,  und  Oppermann,  Magnesium.  109 

R.  Krüger:  Die  Filter  für  Haus  und  Gewerbe.     Wien,  Hart- 
leben, 1886.    8.    236  S.  mit  72  Abbildungen.     3.25  Mark. 

Das  Werkchen  bildet  den  139.  Band  der  bekannten  „Hartleben^s  che- 
misch-technischen Bibliothek*'.  Die  betreffenden  Artikel  aus  Dingler^s  polyt. 
Journal  und  einiger  bezeichneten  techuischen  Bücher  bilden  die  Grundlage 
der  verschiedenen  Capitel,  in  welchen  Sand-,  Kohlen-,  Papier-,  Gewebefilter 
und  die  Filter  aus  natürlichen  und  künstlichen  Steinen,  Thon,  Porcellan, 
Eisen,  Glas,  Schwämmen  u.  s.  w.  besprochen  werden  nach  einer  yoraus- 
geschickten  Einleitung  über  Zweck  und  Wirkung  der  Filtration  und  einem 
Capitel  über  Beschaffenheit,  Klärung  und  Reinigung  des  Wassers.  Die 
Filter,  welche  in  der  Neuzeit  eine  bedeutende  Rolle  spielen,  z.  B.  die 
Chamberland-Pasteur'schen  Porcellanfilter,  die  Bischorschen  Eisen- 
Bchwammfilter ,  die  Pief keuschen  Schnell- (Asbest-)  und  Cellulosefilter,  die 
Brey  er 'sehen  Mikromem  brau- (Asbest-  und  Cellulose-)  Filter ,  die  verschie- 
denen Kohlenfilter  etc.  werden  beschrieben  und  der  Werth  derselben  fest- 
zustellen gesucht.  Wenn  nun  auch  in  dieser  Beziehung,  soweit  hierüber 
Dingler's  Journal  Auskunft  giebt,  hier  und  da  die  nicht  günstigen  Resiil- 
tate  der  mit  verschiedenartigen  Filtern  angestellten  Versuche  mitgetheiit 
werden,  so  glaubt  der  Verfasser  doch,  dass  zahlreiche  Filtrirstoffe  das  Trink- 
wasser von  den  gesundheitsschädlichen  Beimengungen,  speciell  von  den 
Mikroorganismen  und  Keimen  befreien  können,  obwohl  doch  auch  von  ihnen 
a  priori  anzunehmen  und  durch  Experimente  festgestellt  ist,  dass  sie  den 
Mikroorganismen  nicht  auf  lange  Zeit  den  Durchgang  verwehreu.  Auch 
bei  der  Sandfiltration  ist  die  Auswahl  der  technischen  Literatur  etwas  zu 
einseitig  gewesen,  das  Journal  für  Wasserversorgung  ist  anscheinend  nicht 
berücksichtigt. 

Das  Werkchen  verdient  aber  Beachtung,  weil  bislang  keines  existirt, 
was  in  gleicher  Weise  das  einschlägige  Material  gesammelt  und  durch  zahl- 
reiche Abbildungen  erläutert  hat. 

Dr.  Wiebecke  (Frankfurt  a.  d.  0.). 


Oppermann,  H.:  Die  Magrnesia  im  Dienste  der  Schwamm- 
Vertilgung,  Reinigung  der  Effluvien  und  Pflanzensäfte, 
der  Desinfeotion  und  Beseitigimg  von  Pilzbildungen 
imd  der  Oonservirtmg  sowie  Heilung  der  Diphtheritis. 

Bernburg  und  Leipzig,  Bacmeister,  1886.    8.    63  S.    1*50  Mark. 

Gelegentlich  des  von  Bohl  ig  angegebenen  Verfahrens  zur  Reinigung 
des  Kesselspeisewassers  wurde  seit  1876  von  verschiedenen  Seiten  auf  die 
klärenden  und  reinigenden  Eigenschaften  des  sich  hierbei  bildenden  Mag- 
nesiahydrats  aufmerksam  gemacht.  In  gleicher  Weise  wies  schon  früher 
Scheibler  nach,  dass  die  Anwendung  der  Magnesia  als  Elämngs-  und 
l^eutralisationsmittel  bei  der  Verarbeitung  des  Zuckerrübensaftes  belang- 
reiche Vortheile  bietet  und  die  sich  abscheidende  Magnesia  grosse  Mengen 
organischer  Verunreinigungen  des  Saftes  mit  niederreiBst  i  nachdem  früher 
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Marschall,  Morgenstern,  Wandel  und  Frank  verschiedene  Magoesia- 
salze  in  Vorschlag  gebracht  hatten.  Auch  die  Wirkung  des  S& vernaschen 
Desinfectionsraittels  wurde  nach  dieser  Richtung  hin  von  Einzelnen  zu  er- 
klären versucht. 

Zur  Conservirung  von  Nahrungsmitteln,  Desinfection  von  Wohnräumen, 
Heilung  der  Diphtheritis  gebraucht  Oppermann  borsaure  Magnesia.  Bis 
jetzt  hat  nur  Marpmann  mit  den  angepriesenen  Lösungen  experimentirt 
und  nS^S^^  höhere  und  niedere  Pilze  recht  gute  Resultate  zu  verzeichnen''. 
„Pilzrasen  von  Merulius  und  Polyperus  wurden  mit  der  Lösung  befeuchtet, 
nach  zwei  Tagen  waren  die  befeuchteten  Stellen  verfärbt  und  trockneten 
ab.  Frische  Milch  mit  1  pro  Mille  Lösung  gemischt  hielt  sich  vier  Tage, 
nahm  dann  jedoch  einen  unangenehmen  Beigeschmack  an.  Verschimmelter 
Käse  wurde  in  ein  Tuch  gewickelt,  welches  mit  der  concentrirten  Lösung 
angefeuchtet  war  und  zwei  Tage  im  Keller  liegen  gelassen.  Nach  dieser 
Zeit  hatten  sich  die  Pilzrasen  verflüssigt,  jedoch  waren  an  einigen  Stellen 
frische  Colonieen  von  weisser  Hefe  neu  entstanden.^  Es  sind  daher  die 
angewandten  Methoden  wohl  noch  mehrseitigen  Prüfungen  zu  unterwerfen. 

Dr.  Wiebecke  (Frankfurt  a.  d.  0.). 


Th.  Kitt:  Werth  und  Unwerth  der  Sohutzpookenimpftingen 

gegen  Thierseuolien.  Berlin,  Parey,  1886.  8.  248  S.  mit  14  Holz- 
schnitten.    6  Mark. 

Der  Verfasser  hat  in  der  vorliegenden  Arbeit  den  Versuch  gemacht, 
unsere  bisherigen  Erfahrungen  über  Schutzimpfungen  bei  Thieren  mono- 
graphisch zu  bearbeiten.  Um  das  Werk  allen  sich  für  diese  Fragen  Interes- 
sirenden  zugänglich  zu  machen,  wählte  Verfasser  eine  mehr  allgemein  ver- 
ständliche Form.  Die  eigenen  Versuche  des  Verfassers  und  eine  eingehende 
Berücksichtigung  der  Literatur  haben  aber  dafür  gesorgt,  dass  das  Werk 
über  diesen  Rahmen  hinaus  zu  einem  ganz  unentbehrlichen  Handbnche  aucb. 
für  die  Forscher  auf  diesem  Gebiete  wurde. 

In  scharfer  Kritik  zeigt  Verfasser,  dass  meist  prophylactische  Maass— 
nahmen  einer  gut  organisirten  Veterinärpolizei  mehr  geleistet  haben  al^ 
Schutzimpfungen.  Aus  diesem  Grunde  verhält  er  sich  der  praktischen  £in^ 
führung  der  Schutzimpfungen  gegenüber  meist  ablehnend.  Manche  Erfahr 
rungen  über  Erfolge  bei  Schutzimpfungen,  z.  B.  bei  Milzbrand,  Schweine 
rothlauf,  Lungenseuche ,  zeigen  aber  doch ,  dass  wohl  hier  ein  etwas  wenif^  m 
ger  schroffes  Urtheil  für  manche  Fälle  berechtigt  ist.  Bei  so  sohwierigeor  "^ 
noch  in  der  vollen  Eutwickelung  begriffenen  Untersuchungen  ist  aber  Kriti  jF-^ 
sehr  nothwendig  und  auch  eine  scharfe  Kritik  weniger  schädlich  als  über^ 
grosser  Eifer,  der  keine  Rücksicht  auf  die  übrigen  Factoren  bei  der  B» 
kämpfung  der  Infectionskrankheiten  nimmt 

Hueppe  (Wiesbaden). 
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engaf^rireD ,  welche  eich  zur  Zeit  der  ÄDkunft  der  betreffenden  Züge  auf  dem 
Bahnhof  einzufinden  hätten,  um  sich  durch  Erkundigung  bei  den  Zugführern 
(falls  diese  nicht  in  Oderberg  wechseln),  sowie  durch  eigene  Beobachtung  des 
Verhaltens  der  Reisenden  über  den  Gesundheitszustand  derselben  so  weit  zu 
unterrichten,  als  es  ohne  eine  systematische  und  auffallige  Untersuchung  der 
Insassen  der  Wagen- Abtheilungen  geschehen  kann.  Die  Unterbringung  eines 
cholerakrank  oder  choleraverdächtig  sich  erweisenden  Reisenden  würde  in  der 
Stadt  bis  auf  Weiteres  in  derselben  Art  zu  erfolgen  haben,  wie  es  im  Falle  der 
Erkrankung  eines  Einwohners  derselben  an  Cholera  geschehen  würde,  der  in 
seiner  Wohnung  nicht  verbleiben  könnte. 

Was  die  UntersuchungRstationen  zur  Ueberwachung  des  Schifffahrt- Verkehrs 
auf  Flüssen  und  Canälen  betrifft,  so  wird  deren  Einrichtung  unter  Umständen 
darin  eine  grössere  Schwierigkeit  finden,  dass  sie  zweckmässiger  Weise  mög- 
lichst unmittelbar  an  der  Grenze  anzulegen  sind,  wo  sich  mitunter  eine  Ortschaft 
nicht  befindet.  In  diesem  Falle  würde  der  Bau  einer  Baracke  und  passende 
Ausrüstung  derselben  nothwendig  werden.  Dem  möglichst  zu  beschleunigenden 
gefalligen  Berichte  Ew.  Hochgeboren  sehe  ich  demnächst  ergebenst  entgegen. 

Berlin,  den  24.  September  1886. 

Der  Minister  der  geistlichen,  Unterrichts-  und  Medicinalangelegenheiten. 

An  sämmtliche 
Königlichen  Regierungs-Präsidenten. 


Wie  Ew.  Ilochwohlgeboren  bereits  ausseramtlich  zur  Kennttiiss  gekommen 
sein  wird,  ist  seit  mehreren  Monaten  die  Cholera  in  Italien  aufgetreten  und  hat 
sich  allmälig  daselbst  weiter  verbreitet,  auch  sind  in  mehreren  der  italienischen 
Hafenstädte  Cholera -Erkrankungen  in  grösserer  oder  geringerer  Zahl  vor- 
gekommen; dessgleichen  ist  die  Cholera  seit  Ende  Juni  d.  J.  in  den  österreichischen 
Küstengebieten,  insbesondere  in  den  Städten  Triest  und  Fiume,   ausgebrochen. 

Obgleich  bisher  die  Häfen  Italiens   und  Oesterreich-Ungarns  mit  Bezug  auf 
die  Verordnung  vom   ö.  Juli  1883  §.  1  Nr.  2  —  Min.  f.  Han.  Nr.  3309  I.  Ang. 
und  8002,  M.  d.  g.  A.  Nr.  4508  M.  —  für  choleraverdächtig  noch  nicht  erklärt 
worden  sind,  weil  in  keinem  derselben  die  Seuche  einen  solchen  Umfang  an- 
genommen hat,  dass  die  Gefahr  einer  Einschleppung  nach  Deutschland  auf  dem 
Seewege  besonders  nahe  liegt,  so  erscheint  es  doch  erforderlich,  dem  Gesund- 
heitszustand auf  den  aus  den  italienischen  und  österreichischen  Häfen  ankom- 
menden Schiffen  eine  erhöhte  Aufmerksamkeit  zuzuwenden  und   dieselben  einer 
Ueberwachung  im  Sinne  der  in   der  vorerwähnten  Verordnung  ergangenen  Be- 
stimmungen zu  unterziehen.  Diese  Ueberwachung  wird  darin  zu  bestehen  haben, 
dass  für  jedes  einen  preussischen  Hafen   anlaufende  Schiff,  welches  aus  einen», 
italienischen   oder   österreichischen   Hafen   herkommt,    unter   Zuziehung   einr^ 
Arztes  festgestellt  wird,  ob  auf  demselben   ein  den  Verdacht  der  Cholera  er 
regender  Krankheitsfall  während  seiner  Reise  vorgekommen  ist  und  ob  sich  au 
dem8elbe^  Personen  befinden,  welche  an  Cholera  oder  einem  den  Verdacht  de     - 
Cholera  erregenden  Krankheitszustande  leiden. 

Trifft  auch  nur  eine  dieser  Voraussetzungen  zu,  so  wird  das  Schiff  in  jedt 
Beziehung  nach  den  Bestimmungen  der  Verordnung  vom  5.  Juli  1883  zu  behi 
dein  sein,  anderenfalls  aber  ist  der  freie  Verkehr  desselben  nicht  zu  beschränke: 

Ew.  Hochwohlgeboren  ersuchen  wir  ergebenst,  hiernach  sofort  die  erford( 
liehen  Anordnungen  gefalligst  zu  treffen. 

Berlin,  den  25.  September  1886. 

Der  Minister  Der  Minister  der  geistlichen,  Unterrichts-  und 

für  Handel  u.  Gewerbe.  Medicinalangelegenheiten. 

An  die  Königlichen  Ober-Präsidenten 
der  See-Provinzen. 
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Königl«  Sfichsischer  Ministerial-Erlass  Tom  27.  September  1886 ,  betr.  Yor- 

beagrnuggmaassregrelu  gegen  die  Cholera« 

Den  eiDgegangenen  Nachrichten  zufolge  hat  die  Cholera  vom  Süden  Europas 
sich  noch  in  neuerer  Zeit  in  nördlicher  Richtung  verbreitet  und  es  erscheint 
daher  angezeigt,  Yorbeugungsmaassregeln  gegen  die  Einschleppung  der  Seuclie' 
derart  vorzubereiten,  dass  dieselben  in  Wirksamkeit  treten  können,  sobald  in 
benachbarten  Landesgebieten,  als  welche  Böhmen,  Mähren  uud  das  Erzherzog- 
thum  Oesterreich  in  Betracht  kommen,  die  gedachte  Krankheit  ausbrechen  und 
das  Inland  hierdurch  bedroht  erscheinen  sollte. 

Das  Minipterium  des  Innern  nimmt  Bezug  auf  den  Inhalt  der  an  die  Kreis- 
hauptmannschaften unter  dem  16.  Juli  1884  erlassenen  Verordnung  und  des 
dazu  gehurigen  luserats  und  befindet,  dass  schon  jetzt  der  Reinhaltung  der 
Strassen  und  Plätze,  ingleichen  der  Desinfection  der  Aborte,  insbesondere  der 
zum  öffentlichen  Gebrauche  dienenden  und  derjenigen,  welche  sonst  von  einer 
grösseren  Zahl  Menschen  benutzt  werden,  besondere  Aufmerksamkeit  zuzu- 
wenden ist. 

Nächstdem  verordnet  das  Ministerium,  dass,  sobald  ein  Todesfall  an  Cholera 
oder  einer  derselben  ähnlichen  oder  den  Verdacht  auf  diese  Krankheit  begrün- 
denden Erkrankung  im  Königreiche  Sachsen  sich  ereignen  sollte,  alsbald  von 
dem  betreffenden  Bezirk^arzte  telegraphische  Anzeige  anher  zu  erstatten,  hier- 
nach st  die  Leiche  sofort  aus  dem  Sterbehausc  zu  entfernen  und  in  der  Leichen- 
halle unterzubringen,  die  Beerdigung  aber  bis  auf  Anordnung  von  hier  aus  zu 
beanstanden  ist. 

Wenn  der  obengedachte  Fall  näherer  Bedrohung  einträte,  würde  demnächts, 
in  Gemässheit  einer  auf  Beschluss  der  im  Jahre  1884  berufenen  Choleracommis- 
sion beruhenden  Anregung  des  Herrn  Reichskanzlers,  eine  ärztliche  Ueber- 
wachuug  des  Verkehrs  hinsichtlich  der  aus  Oesterreich  über  die  Grenze  nach 
Sachsen  mit  der  Eisenbahn  und  auf  Dampfschiffen  eintretenden  Reisenden 
wenigstens  auf  den  Hauptlinien  einzutreten  haben. 

Dieselbe  soll  darin  bestehen,  dass  der  revidirende  Arzt  —  ohne  dass  die 
Passagiere  den  Zug,  beziehentlich  das  Schiff  verlassen  —  durch  Einblick  in  die 
Coupees  und  auf  dem  Schiff'  im  Durchgehen  durch  die  Passagierräume  sich  von 
dem  Nichtvorhandensein  auffallender  Krankheitserscheinungen  überzeugt.  So- 
bald dagegen  eine  verdächtige  Erkrankung  sich  hierbei  zeigt,  würde  der  be- 
treffende Kranke  aus  dem  Zuge  (Schiffe)  zu  entfernen  und  in  einem  möglichst 
nahe  an  der  Revisionsstation  gelegenen  Räume  unterzubringen  und  daselbst  in 
ärztliche  Behandlung  zu  nehmen  sein.  Wegen  Leerstellung  und  nach  Befinden 
Desinfection  des  von  dem  Kranken  benutzten  Coupees,  resp.  des  bezüglichen 
Raumes  auf  dem  Schiffe,  nach  Befinden  auch  Ausschaltang  des  betreffenden 
Eisenbahnwagens  aus  dem  Zuge,  würde  nächstdem  das  Nöthige  anzuordnen  sein. 

Als  Revisionsstationen  würden  für  den  Eisenbahnverkehr  Zittau,  Krippen 
(für  den  Eingang  über  Voitersreuth) ,  Brambach,  für  den  Schiffsverkehr  aber 
Scbandau  in  Betracht  kommen,  und  es  handelt  sich  —  wozu  schon  jetzt  —  und 
unerwartet  des  Eintritts  des  oben  erwähnten  Falles,  Einleitung  zu  treffen  ist  — 
zunächst  darum,  Aerzte  zu  ermitteln,  welchen  das  Revisionsgeschäft  übertragen 
werden  kann  und  d<'reu  Bereitwilligkeit,  sowie  die  Bedingungen,  unter  denen 
sie  dazu  erbötig  sind,  festzustellen.  Demnächst  bedarf  es  der  Ei*mittelung, 
welche  Locale  zur  Unterbringung  Kranker  in  der  Nähe  der  Revisionsstation 
verfüfrbar  sind  oder  wie  solche  beschafft  werden  können. 

Die  Kreiahauptmannschaft  zu wolle  nach  Vorstehendem  sich  achten, 

soweit  nöthig   uud   soweit  ihr  Bezirk  in  Frage  kommt,   das  Erforderliche  ver- 
fügen und  besorgen  und  das  Ergebuiss  sobald  als  thunlich  anher  anzeigen. 

Dresden,  am  27.  September  1886. 

Ministerium  des  Innern. 
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KSnigrl.  Bayerischer  Ministerial  -  Erlass  Tom  5.  October  1886,  betr.  Maass- 

regelii  gegen  die  asiatische  Cholera. 

Der  vor  Kurzem  erfolgte  Ausbruch  der  Cholera  in  Pest  und  in  Raab  lässt 
•68  veranlasst  erscheinen,  für  den  Fall  einer  weiteren  Annäherung  der  Senche 
vorbeugende  Maassnahmen  in  Erwägung  zu  ziehen. 

Nach  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Cholera  ist  für  Bayern  zunächst  der 
Schutz  der  östlichen  Landesg^enze  geboten  und  zu  dem  Ende  eine  lieber- 
wachung  des  Personenverkehrs  auf  den  Eisenbahnlinien  Wien -Passau,  Wien- 
Simbach  und  Wien-Salzburg  in  der  gleichen  Weise  ins  Auge  zu  fassen,  wie  sie 
anlässlich  der  Choleragefahr  im  Jahre  1884  vermöge  der  Eutschliessung  vom 
12.  Juli  1884,  Nr.  8191  II.  angeordnet  worden  ist.  Als  zur  Ueberwachung  geeig- 
nete Uebcrgangsortc  werden  zunächst  Passau,  Simbach  und  Salzburg  ins  Auge 
zu  fassen,  im  Weiteren  wird  aber  eine  Ueberwachung  des  Personenverkehrs 
auch  in  München  einzurichten  sein,  theils  mit  Rücksicht  auf  die  besondere  Be- 
deutung dieses  Central-  und  Knotenpunktes,  theils  weil  die  Conducteure  an  den 
Uebergangsorten ,  nachdem  sie  die  Zugführung  eben  erst  übernommen  haben, 
in  der  Regel  nicht  in  der  Lage  sein  werden,  über  den  Gesundheitszustand  der 
Reisenden  Aufschluss  zu  geben,  wogegen  sie  während  der  Fahrt  nach  München 
recht  wohl  die  erforderlichen  Beobachtungen  anstellen  können. 

Für  den  Fall  der  Annäherung  der  Seuche  von  Süden  her  wird  eine  Ueber- 
wachung des  Personenverkehrs  in  Kufstein  (hinsichtlich  der  Brennerbahn)  und 
in  Lindau  (hinsichtlich  der  Arlbergbahn  und  der  Schweizer  Bahnen)  in  Aussicht 
zu  nehmen  sein. 

Nachdem   eine   unmittelbare   Gefahr   der  Verschleppung   der  Seuche  nach 
Deutschland  zur  Zeit  noch  nicht  besteht,   kann  zwar  von   der  Verwirklichung 
dieser  Ueberwachung  vorerst  noch  Umgang   genommen   werden   und   wird  die 
Generaldireclion  der  königlichen  Staatscisenbahnen  im  Falle  einer  bedrohlichen 
Annäherung   der   Cholera   noch    weitere    Entschlicssung   erhalten.     Inzwischen 
empfiehlt  es  sich  jedoch,  diejenigen  vorbereitenden  Anordnungen  zu  treffen, 
welche  nöthig  erscheinen,  um  veranlassten  Falles  die  erwähnte  Ueberwachung 
ohne  Verzug  eintreten  lassen  zu  können.    Die  königliche  Generaldirection  wird 
hiernach  augewiesen,  in  dieser  Beziehung  vorerst  das  Erforderliche  zu  veran- 
lassen   und  insbesondere   an   die   Bahnärzte   an   den   in   Betracht   kommenden 
Stationen  eine  entsprechende  vorläufige  Anweisung  ergehen  zu  lassen.    Hierbei 
kann  denselben  für  die  von  ihnen  aufzuwendende  ausserordentliche  Thätigkeit,  . 
sofern  sich  dieselbe  über  einen  längeren  Zeitraum  zu  erstrecken  haben  würde, ^ 
wiederum  eine  besondere  Remuneration  nach  dem   hierfür  im  Jahre  1884  an — 
genommenen  Maassstabe  in   Aussicht  gestellt  werden.     Das  königliche  Staats— 
ministerium  des  Innern  hat  sich  bereits  damit  einverstanden  erklärt,   dass  dies 
hierdurch  eventuell  erwachsenden  Kosten   in  erster  Linie  auf  die  einschlägfig^ 
Etatsposition  desselben  übernommen  werden;   sofern  auf  Cap.  II,  §.  11,  Titel  T 
der  Eisenbahnbetriebsrechnuug  jedoch  Erübrigungen  erzielt  werden  sollten,  kaniv 
auch  ein  entsprechender  Zuschuss  aus  Eisenbahngefällen  in  Aussicht  genommeic 
werden. 

Ueber  den  Vollzug   gegenwärtiger  EntSchliessung  ist  Anzeige   zu  erstatte 

Königl.  Bayer.  Staatsministerium 
des  Königl.  Hauses  u.  des  Aeussem. 
München,  den  5.  October  1886. 

An 
die  Generaldirection  der  königlichen 
Staatseisenbahuen. 


176  Hygienische  Gesetze  und  Verordnungen. 

macht  haben.    Die  in  diesem  Artikel  vorgesehenen  Vergütungen  stellt  der  Bun- 
deBrath  nach  den  Bestimmungen  eines  von  ihm  zu  erlassenden  Reglements  fest. 

Die  Frage,  ob  und  in  welchem  Maasse  die  Kosten,  welche  den  Cantonen 
aus  der  Vollziehung  des  gegenwärtigen  Gesetzes  erwachsen,  von  den  Gemeinden 
getragen  Werden  sollen,  bleibt  der  cantonalen  Gesetzgebung  vorbehalten. 

Art.  9.  Nichtbeachtung  oder  Umgehung  der  in  dem  Gesetze  oder  durch 
specielle  Anordnungen  der  zuständigen  Behörden  vorgeschriebenen  Maassregeln 
wird  mit  einer  Busse  von  10  bis  500  Franken  bestraft. 

In  schweren  Fällen,  insbesondere  bei  absichtlicher  Umgehung  sanitätspoli- 
zeilicher Anordnungen,  kann  die  Geldbusse  bis  auf  1000  Franken  erhöbt  werden, 
sofern  nicht  die  cantonalen  Strafgesetze  zur  Anwendung  kommen. 

Alliällige  Entschädigungsansprüche  bleiben  vorbehalten.  Die  Untersuchung 
und  Beurtheilung  der  in  diesem  Artikel  vorgesehenen  Vergehen  ist  Sache  der 
cantonalen  Amts-  und  Geriuhtsstellcn. 

Die  ausgefällten  Geldstrafen  fallen  den  Cantonen  zu.  Unerhältliche  Geld- 
bussen werden  nach  dem  Maassstabc  von  5  Franken  per  Tag  in  Gefangnissstrafe 
umgewandelt. 

Art.  10.  Die  Cantone  haben  für  den  Voltzug  dieses  Gesetzes  zu  sorgen 
und  die  bezüglichen  Erlasse   dem  Bundesrathe  zur  Genehmigung  einzureichen. 

Der  Buudesrath  überwacht  die  Vollziehung  des  Gesetzes  und  trifft  die  hier- 
für erforderlichen  Maassregeln. 

Art.  11.  Der  Bundesrath  ist  beauftragt,  auf  Grundlage  der  Bestimmungen 
des  Bundesgesetzes  vom  17.  L'rachmonat  1874,  betreffend  die  Volksabstimmung 
über  Bundesgesetze  und  Bundesbeschlüsse,  die  Bekanntmachung  dieses  Bandes- 
gesetzes zu  veranstalten  und  den  Beginn  der  Wirksamkeit  desselben  festzusetzen. 

Also  beschlossen  vom  Ständerathe, 

Bern,  den  2.  Juli  1886.  Der  Präsident:  Alph.  Bory. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrathe, 

Bern,  den  2.  Juli  1886.  Der  Präsident:  Morel. 


Königl.  Prenssischer  MInIsterial-Erlass  vom  28«  April  1886 ,  betr.  Aofjgabei 

fOr  die  Prüfungen  in  der  Hygiene. 

Die  mir  in  Folge  des  Erlasses  vom  25.  August  1885  —  M.  5293  —  eil 
gesandten  Aufgabensammlungen  für  die  hygienische  Prüfung,   welche  bei  d< 
einzelnen  Prüfungscommissionen  für  die  ärztliche  Prüfung  in  Gebrauch  etehev^ 
zeigen  unter  einander  sehr  g^rosse  Abweichungen,  denen  eine  besondere  Bedev 
tung  desswegen  beigelegt  werden  muss,   weil  sich  daraus  eine  erhebliche  Ve: 
schiedenartigkeit  der  Auffassung  über  die  Forderungen  erkennen  lässt,  welck^^: 
bei  dieser  Prüfung  an  die  Candidaten  zu  stellen  sind. 

Um  in  dieser  Beziehung  die  wünschenswerthe  Uebereinstimmung  unter  d^  J^ 
einzelnen  Prüfungscommissionen,  soweit  sich  das  auf  diesem  Wege  erreiche ^ 
lässt,  herbeizuführen,  ersuche  ich  Ew.  Hochwohlgeboren  ergebenst,  in  geeignet» -S"^ 
Weise  darauf  hinzuwirken,  dass  vom  nächsten  Prüfungsjahre  ab  die  anliegenc>  ex 
Aufgabensammlung  für  den  hygienischen  Abschnitt  der  ärztlichen  Prüfung  b^  C 
der  dortigen  Prüfungscommissionen  zur  Annahme  gelangt: 

1.  Klima  —   Begriffsbestimmung  und   Beziehungen  desselben  zur  Hygiencr'S« 
Acclimatisatiou. 

2.  Luft  (chemisch-physikalisch  beurtheilt,  Verderbniss  derselben,  Mittel  ira« 
Verhütung  und  Beseitigung  der  Luft  verderbniss)  und   Wärme   (Quell»  ^  ' 
derselben,  abnorme  Temperaturen  und  Temperaturwechsel  als  Krankheit*  i  — 
Ursachen,  Schutz  gegen  dieselben). 

3.  Boden  —  vom  physikalischen  und  chemischen  Standpunkt  in  seiner 
deutung  für  die  Hygiene  beurtheilt,  Bodeubesehaffenheit  und  Bodenven 
reini<,ning  als  pathologische  Momente. 
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4.  ^Vasser  —  Bezugsquellen  desselben,  physikalisch-chemische  £i^enschaiten, 
Verunreinigung,  Nachweis  letzterer,  Mittel  zur  Reinigung  des  Wassers. 

5.  Nahrungs-  und  Genussmittel  vom  Staudpunkt  des  Nahrungsbedürf- 
nisses  und  der  Ernährungsweise  beurtheilt. 

6.  Fleisch  —  Nährwerth  desselben,  Aufbewahrung  desselben,  Fleischver- 
dcrbniss,  Fleisch  kranker  Thiere,  Schlachthäuser. 

7.  Milch,  Butter  und  Käse  —  chemische  Eigenschaften  derselben,  Werth 
als  Nahrungsmittel,  Aufbewahrungsmethoden,  Milchverfälschung,  Milch- 
untersuchung, Milch  kranker  Thiere;  künstliche  Butter,  Butterverfälschung, 
Käseverderbniss. 

8.  Getreide  und  Producte  aus  demselben,  giftige  Eigenschaften  des  Korns, 
Mehlverfälschung,  Mehlverderbniss. 

9.  Wein,  Bier  und  Branntwein  —  Bereitung  und  chemische  Beschaffen- 
heit derselben.  Künstliche  Behandlung  des  Weins  (Gallisiren  und  Petioti- 
siren),  Weinverfalschung.  —  Werth  des  Bieres  und  Branntweins  als  Ge- 
nussmittel, pathogenetische  Einflüsse  derselben. 

10.  Wohuungshygiene. 

11.  Locale  und  centrale  Ileizungsarten,  Ventilation  und  Be- 
leuchtung. 

12.  Krankenhäuser. 

13.  Kleidung,  Hautpflege,  Bäder. 

14.  Hygiene  der  Schwangeren,  Gebärenden,  Wöchnerinnen  und 
Neugeborenen. 

15.  Hygiene  der  Kinder  in  den  ersten  Lebensjahren. 

16.  Schulhygiene. 

17.  Gewerbehygiene;  Arbeitsräume,  Arbeitszeit,  Frauen-  und  Kinderarbeit, 
schädliche  Einflüsse  in  Fabriken  und  Bergwerken,  Schntzmaassregeln. 
Schädliche  Einflüsse  gewisser  Metalle  (Blei  u.  a.)  auf  die  mit  denselben 
beschäftigten  Arbeiter. 

18.  Yolkskrankheiten,  allgemeine  Ursachen  derselben.  Die  wichtigsten 
Infectionskrankheiten  nach  Vorkommen  und  Verbreitung  vom  hygienischen 
Standpunkte  beurtheilt. 

19.  Thierische  und  pflanzliche  Parasiten,  über  ihr  Vorkommen  beim 
Menschen  und  ihre  Bedeutung  für  die  Hj'giene. 

20.  Die  acut-exauthematischen  Krankheiten  vom  ätiologischen  und 
hygienischen  Standpunkte  beurtheilt. 

21.  Die  Malariakrankheiten  vom  ätiologischen  Standpunkte  beurtheilt. 

22.  Abdominaltyphus,  Ausschlagstyphus  und  Kückfallfieber  vom  ätiolo- 
gischen Standpunkte  beurtheilt. 

23.  Cholera  vom  ätiologischen  Standpunkte  beurtheilt. 

24.  Wundin fcctionskrankheiten  (Kindbettfieber)  vom  ätiologischen  Stand- 
punkte beurtheilt. 

25.  Die  venerischen  Krankheiten  vom  hygienischen  Standpunkte  beur- 
theilt.   Prostitution. 

26.  Schutzmaassregeln  gegen  die  Verbreitung  übertragbarer 
Krankheiten  im  Allgemeinen,  Sperren  und  Quarantänen. 

27.  Desinfection  und  Desinfectionsmittel  zur  Verhütung  oder  Be- 
schränkung übertragbarer  Krankheiten. 

28.  Präventive  Impfung  zur  Verhütunf?  der  Verbreitung  übertragbarer 
Krankheiten. 

29.  Die  übertragbaren  Thierkrankheiten:  Lyssa,  Rotz,  Milzbrand,  Perl- 
suoht  —  hygienisch  beurtheilt. 

30.  Leichenwesen,  Leichenschau,  Leichenhallen,  Leichen  trän  Sport,  Leichen- 
bestattung, Kirchhöfe. 
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Stabsarzt  Hill  er  in  Breslau  hat  seine  Beobachtungen  und  Versuche  nr 
KenntiilH8  der  WSrmeökouomie  des  Infanteristen  auf  dem  Marsche  nnd  rar 
Behandlung  des  Hitxschlags,  über  welche  wir  früher  berichtet  haben,  fort- 
gesetzt und  erweitert,  und  veröffentlicht  dieselben  in  der  Deutschen  Tnilitärarxt- 
lichen  Zeitschrift,  Heft  7,  8  und  9  dieses  Jahrgangs  (1886),  S.  315  bis  351,  370 
bis  386,  416  bis  434. 

In  Bezug  auf  das  Verhalten  der  Eigenwärme  des  Infanteristen  auf  dem 
Marsche  berechnet  Hill  er,  dass,  während  die  Wärmeeinnahme  des  ruhenden 
Menschen  für  die  Dauer  einer  Stunde  (nach  Hirn)  durchschnittlich  155Calorien 
beträgt,  dieselbe  sich  während  eines  einstündigen  Marsches  im  Sommer  zur 
Mittagszeit  in  feldmarschmässiger  Ausrüstung  auf  rund  385  Calorien,  das  2Y2fAche 
der  in  der  Ruhe  gebildeten  Wärme,  steigert.  Ohne  gleichzeitig  gesteigerte 
Wärmeabgabe  würde  dadurch  die  Körpertemperatur  um  2'8^C.,  d.  h.  bis  auf 
40*3^0.  sich  erhöhen.  Durch  den  Wärmeregulirungsapparat  der  Haut,  welche 
Yb  der  abzugebenden  Wärmemengen  ausscheidet,  erfolgt  aber  gesteigerte  Wärme- 
abgabe in  der  Weise,  dass  bei  nacktem  Körper  die  geringste  Luftbewegung, 
ebenso  die  Marscbbewegung,  auch  unter  den  ungünstigsten  Umständen,  bei 
30^  C.  und  mit  Wasserdampf  gesättigter  Luft,  zur  Ausgleichung  genügen  würde. 
Der  Grund  dafür,  dass  dies  häufig  nicht  geschieht,  liegt  in  der  Kleidung,  und 
zwar  der  Art  der  Kleidung  des  Infanteristen. 

Zur  genaueren  Feststellung  des  Einflusses  der  Kleidung  nahm  Hill  er  im 
Manöver  und  in  der  Garnison,  vor  und  nach  Marschübungen  von  bestimmter 
Dauer  und  bei  verschiedenartigem  Wetter,  Messungen  der  Temperatur  im  After 
vor.  Die  Beobachtungen  im  Manöver,  bei  feldmarschmässiger  Ausrüstung,  er- 
gaben, dass  selbst  bei  niedrigerer  Lufttemperatur  (10^  bis  15^  R.),  aber  schwach 
bewegter  und  stark  mit  Feuchtigkeit  gesättigter  Luft,  durch  eine  ein-  bis  zwei- 
stündige Marschleistung  die  Körpertemperatur  bis  auf  39*5^0.  im  Mittel  ansteigt 
Bei  22^  Lufttemperatur  und  strahlender  Mittagssonne  erreichte  die  Körper- 
temperatur selbst  bei  frischem  Wind  und  geringer  Luftfeuchtigkeit  eine  Höhe 
bis  40*2^  C.  nach  IV«  stündigem  Marsch. 

Die  Beobachtungen  in  der  Garnison  fanden  bei  Mannschaften  mit  rer- 
schiedener  Ausrüstung  und  Bekleidung  statt,  die  Erleichterung  in  der  Bekleidung^ 
bestitnd  im  Tragen  von  Litefke  (blusenartiger  ungefütterter  Wafienrock)  mit 
Drillichhose  und  leinenem  Hemd,  oder  Drillichrock,  Drillichhose  mit  wollenem 
Hemd. 

Diese  mannigfach  modificirten  und  sehr  genau  beobachteten  Versuche  er- 
gaben,  zusammen  mit  den  Manöverbeobachtungen ,  nachstehende  Schlnssfolge- 
rungen: 

Zunächst  bestätigte  sich  der  sehr  wesentliche  Einfluss  des  Windes  auf  die 
Abkühlung  des  durch  die  Marschleistung  erhitzten  Körpers  des  Infanteristen, 
zumal  bei  schwitzender  Oberfläche.  Bei  einem  Wind  von  7  bis  lim  Geschwin- 
digkeit kann  es  trotz  hoher  Lufttemperatur  (24"  bis  25"  R.)  und  unausgesetzter 
Bestrahlung  durch  die  Mittagssonne  nicht  wohl  zum  Auftreten  von  Hitzschlag 
kommen,  so  lange  der  Organismus  nicht  an  Wasser  verarmt,  und  nicht  die 
Fähigkeit  verliert,  Schweiss  zu  secerniren.  Dagegen  wurden  bei  schwachen 
Winden   (1    bis  4  m),   auch  bei   relativ  niedriger  Lufttemperatur  (20®  R,),  nach 
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IVg^tÜDcligem  Marsch,  bei  höherer  Temperatur  nach  kürzerer  Zeity  regelmässig 
Körpertemperaturen  von  über  89<>  C.  (SQ-l®  bis  40-70  C.)  erreicht. 

Auch  die  directe  Bestrahlung  durch  die  Sonne  erscheint  nur  bei  Windstille 
oder  schwachem  Winde  von  wesentlichem  Einfluss. 

Der  Einfluss  der  Luftfeuchtigkeit  macht  sich  erst  bei  einem  Sättigungsgrad 
von  über  50  Proc.  geltend,  und  auch  da  nur  bei  schwachem  Winde. 

Dagegen  ergiebt  die  Beobachtung  der  Marschdauer,  resp.  Weglänge,  wichtige 
Resultate.  Es  zeigte  sich  die  auffallende  Erscheinung,  dass  unter  fast  genau 
gleichen  meteorologischen  Bedingungen  die  Körpertemperatur  nach  einem 
11/2 ständigen  Marsch  noch  nicht  um  einen  Zehntel  Grad  höher  gefunden  wird, 
als  nach  einem  y«  ständigen  Marsch,  mit  anderen  Worten,  dass  die  nach  Zurück- 
legung von  4  km  erreichte  Körpertemperatur  bei  Zurücklegung  von  weiteren 
4  km,  bei  gleicher  Belastung  und  Kleidung,  unverändert  dieselbe  bleibt.  Es 
scheint  hieraus  hervorzugehen,  dass,  nachdem  sich  die  Wärmeeinnahme  gleich 
von  Anfang  an  wesentlich  erhöht,  die  vermehrte  Wärmeabgabe  erst  langsam 
und  allmälig  die  entsprechende  Höhe  erreicht,  d.  h.  dass  ein  gewisser  Zeitraum 
erforderlich  ist,  bis  sich  die  Wärmeregulirung  des  Körpers  auf  einen  höheren 
Grad  eingestellt  hat.  Ist  dieser  Punkt  erreicht,  sind  Wärm eein nahmen  und 
Ausgaben  gleich  geworden,  so  bleibt  die  erreichte  höhere  Körpertemperatur 
vorerst  constant.  Wie  hoch  aber  diese  Temperatur  steigt,  hängt  von  dem  Zeit- 
raum zwischen  Beginn  des  Marsches  und  dem  Eintritt  vollkommener  Wärme- 
bilance  ab.  Wird  letztere,  bei  kühlerem  Wetter  und  stärkerem  Wind,  schneller 
erreicht,  so  ist  die  Körperwärme  nur  wenig  gestiegen,  während  es,  wenn  die 
Bediugungen  für  die  Steigerung  der  Wärmeabgabe  der  Haut  ungünstig  »ind, 
also  bei  warmer  Lufttemperatur,  Windstille  und  hohem  Feuchtigkeitsgrade,  er- 
heblich länger  dauert,  bis  Wsrmebilance  erreicht  ist;  die  Körpertemperatur  ist 
daher  mittlerweile  beträchtlich  höher  gestiegen. 

So  lange  nun  die  Bedingungen  für  die  Wärmeabgabe  auf  dem  Marsche  die- 
selben bleiben,  erhält  sich  die  Körpertemperatur  auf  der  erreichten  gleichen 
Höhe.  Aendern  sich  dieselben  aber,  durch  die  Intensität  der  Bestrahlung  durch 
die  Sonne,  oder  durch  Verringerung  der  Schweisssecretion  in  Folge  Verarmung 
des  Organismus  an  Wasser,  so  tritt  eine  neue  Phase  der  Störung  der  Wärme- 
bilance  ein,  und  damit  beginnt  erst  die  eigentliche  Gefahr  für  den  Organismus, 
weil  auf  eine  erneute  Ausgleichung  bei  Fortdauer  dieser  Momente  nicht  mehr 
zu  rechnen  ist.  Die  Körpertemperatur  steigt  dann  contiuuirlich  in  die  Höhe. 
Wird  nicht  der  Marsch  rechtzeitig  beendet  oder  unterbrochen,  so  ist  der  In- 
fanterist unrettbar  verloren  und  dem  Hitzschlage  verfallen.  Bei  Unterbrechung 
des  Marsches,  so  lange  die  Temperatur  42^  noch  nicht  überschritten  hat,  und 
dadurch  erzieltem  Aufhören  der  gesteigerten  Wärmeproduction  des  Körpers, 
kann  noch  vollkommene  Erholung  eintreten. 

Von  Einfluss  sind  ferner  individuelle  Verschiedenheiten,  sowie  die  An- 
passung und  .Gewöhnung  an  höhere  Leistungen  des  Wärmeregulirungsmechanis- 
mus  bei  länger  dienenden  Mannschaften. 

Der  Einfluss  der  leichteren  Bekleidung  machte  sich  dahin  geltend ,  dass  bei 
den  leichter  bekleideten  Soldaten  die  Temperatursteigerung  durchschnittlich  um 
die  Hälfte  geringer  war,  als  bei  den  feldmarschmässig  gekleideten. 

Die  Wirkungen  der  erhöhten  Temperatur  betreffen,  neben  durch  Gewichts- 
abnahme nachzuweisenden  Störungen  der  Ernährung,  hauptsächlich  das  Central- 
nervensystem  des  Infanteristen,  wobei  sich  drei  Grade  unterscheiden  lassen. 

Während  sich  beim  ersten  Grade  (Körpertemperatur  zwischen  38  und  39®  C.) 
bei  noch  vollkommen  klarem  Bewusstsein  Verstimmung,  W^ortkargheit ,  Ab- 
geschlagenheit zeigt,  ist  beim  zweiten  Grade  (39*0  bis  40*5®  C.)  schon  eine  gewisse 
Benommenheit  mit  mühsam  schleppendem  Gang,  Theilnamlosigkeit ,  dunkel 
geröthetem  Gesicht,  starker  Schweisssecretion,  beschleunigter  oft  hörbarer 
Athmung  zu  bemerken,  ein  Zustand,  welcher  bei  Vielen  mit  völliger  Erschöpfung 
und  „Schlappwerden"  endigt,  wodurch  sie  dem  drohenden  HiUschlage  entgehen. 

1^* 
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Letzterer  tritt  als  dritter  Grad  ein,  wenn  die  Körpertemperatur  410C.  erreicht 
hat,  und  noch  weiter  in  die  Höhe  steigt.  Das  Bewusstsein  schwindet  nach  und 
nach,  es  tritt  Schwindel,  Schwanken,  Aufhören  der  Sinneswahrnehmun^en 
bei  frequenter  oberflächlicher  Athmung,  kleinem  fliegendem  Puls,  trockener 
cyano tischer  Haut,  endlich  bewusstloses  Zusammenstürzen,  oft  mit  Convulsionen 
und  Delirien,  ein. 

Dieses  Stadium  ist  bekanntlich  immer  in  hohem  Grade  lebensgefährlich. 
Zur  Rettung  muss  die  Gefahr  bei  Zeiten  erkannt,  der  Mann  alsbald  aus  Reih 
und  Glied  gebracht,  und  möglichst  schnell  auf  eine  niedrigere  Körpertemperatur 
abgekühlt  werden.  Zu  diesem  Zwecke  empfiehlt  Hill  er  sein  früher  beschrie- 
benes Abkühlungsverfahren  (Entkleidung,  Besprengung  mit  Wasser  und  Zu- 
führung bewegter  Luft). 

Hiller  hat  die  einschlägigen  Versuche  erneuert  und  erweitert,  namentlich 
auch  mit  der  Wirkungsweise  abkühlender  Wannenbäder  verglichen.  Ks  zeigte 
sich ,  dass  die  Abkühlung  durch  Wasser  Verdunstung  in  bewegter  Luft  von 
-{-16®R.  und  4  m  Geschwindigkeit  ungefähr  der  Wirkung  eines  wenig  bewegten 
Wannenbades  von  -|-24^R.  gleichzusetzen  ist. 

Bei  praktischen  Versuchen  mit  seiner  Abkühlungsmethode  bei  Typhus- 
kranken erzielte  er  einen  Wärmeabfall  von  circa  3^  in  der  Achselhöhle,  0*6®  im 
After  unmittelbar  nach  Anwendung  der  Methode,  während  eine  halbe  Stunde 
später  die  Achselhöhlentemperatur  zwar  wieder  stieg,  die  Aftertemperatur  aber 
um  1^  bis  2®  weiter  gesunken  war.  „Soviel  leuchtet  jedenfalls  aus  allen  hierüber 
angestellten  Versuchen  ein,  dass  die  Abkühlung  des  hitzschlagkranken  Soldaten 
auf  dem  Marsche  durch  die  Anwendung  jenes  Verfahrens,  das  keinerlei  be- 
sondere Vorbereitungen  erfordert  und  überall  ausführbar  ist,  ganz  betrachtlich 
beschleunigt  werden  kann.  Nicht  zu  unterschätzen  ist  dabei  die  gleichzeitige 
intensiv  reizende  Einwirkung  des  Verfahrens  auf  die  sensibeln  Nerven  der  Haut 
und  damit  auf  das  ganze  Centralnervensystem,  welche  die  Anwendung  aller 
anderen  bisher  gebräuchlichen  medicamentösen  Mittel  entbehrlich  macht.* 

In  einem  Schlussabschnitt  plaidirt  Hiller  für  Umänderungen  in  der  Klei- 
dung des  Infanteristen  auf  Märschen  im  Sommer,  und  schlägt  bei  wollenem 
Hemd  und  wollenen  Strüm])fon  einen  waschbaren  Wafienrock  aus  blauem 
Diillich  mit  aufgenähten  Abzeichen  vor;  dabei  würde  sich  der  häufigere  Ge- 
braucli    des   Mantels,    welcher   wasserdicht    zu    imprägniren   wäre,    als  noth- 

wendig  erweisen. 

Dr.  Zimmern   (Frankfurt  a.  M.). 
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Staatsanstalten  Berlins.  Festschrift  für  die  59.  Versammlung  deutscher 
Naturforscher  und  Aerzte.  Im  Auftrage  Sr.  £xc.  des  Ministers  der  geist- 
lichen, Unterrichts-  und  Medicinalangelegenheiten,  HeiTn  Dr.  v.  Gossler, 
bearbeitet.    Berlin,  Hirschwald,  1886.    VII  — 570  und  XXV  S.    14  M. 

Hewett,  C.  N.,  Minnesota  State  Board  of  Health.  Public  Health,  a  monthly 
Journal  of  state,  municipal,  family,  and  personal  hygiene,  and  of  veterinary 
sanitary  science.    Vol.  I.    Red  Wing,  1886.    8.     100  p. 

Kaiserliche  Gesundheitsamt,  Das  — .  Rückblick  auf  den  Ursprung  sowie  auf 
die  Entwickelung  und  Thätigkeit  des  Amtes  in  den  ersten  zehn  Jahren 
seines  Bestehens.  Zusammengestellt  im  Kaiserlichen  Gesundheitsamte.  Berlin, 
Springer,  1886.    gr.  8.    99  S.    3  M. 

Itemoigney  A.,  L'igiene  dei  contadini  considerati  nci  loro  rapporti  col  bestiame. 
Milano,  Dumolard,  1886.    12.    271  p. 
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Manual  of  hygiene  for  schools  and  Colleges.  Prepared  by  ihe  Provincial  Board 
of  Health.    Toronto,  Brig{|r8,  1886.    8.    293  p. 

Nivety  y.)  Memoire  critique  eur  la  Icgislation  relative  aox  conseils  d'hygiene 
et  de  salubrite  et  aux  etablissemcnts  insalubres.  Clermont-Ferrand,  imp. 
Mont-Louis,  1886.    8.    32  p. 

Pöoauty  E.,  Petit  cours  d^hygiene  en  dix  legons.  2.  edition.  Paris,  Hacbette, 
1886.     12.    IV  —  92  p.    0-75  Frcs. 

Reevesy  James  E.,  The  value  of  sanitation  in  its  national  aspect,  as  compared 
with  other  public  interests.    Concord,  N.  IL,  1886.    8.    26  p. 

Bmarty  Charles,  On  some  points  of  interest  connected  with  the  Wankly  method 
of  sanitary  analysis  particularly  on  the  det«ction  of  recent  sewage,  and  the 
determination  of  the  nature  of  the  organic  matter.  Red  Wing,  Minn.,  1886, 
8.    8  p. 

Uffelmaniiy  J.,  Prof.  Dr.,  Dritter  Jahresbericht  über  die  Fortschritte  und  Lei- 
stungen auf  dem  Gebiete  der  Hygiene.  Supplement  der  Deutschen  Viertel- 
jahrsschrift für  öffentliche  Gesundheitspflege.  Braunschweig,  Vieweg,  1886. 
gr.  8.    VIII  —  296  S.    ööO  M. 

Virchowy  Rudolph,  Dr.,  Geh.  Med.-Rath  und  Prof.  Dr.  Albert  Guttstadt,  Die 

Anstalten  der  Stadt  Berlin  für  die  öffentliche  Gesundheitspflege  und  für  den 

.  naturwissenschaftlichen  Unterricht.    Berlin,  Stuhr,  1886.    gr.  8.    400  S.  mit 

Holzschnitten,  3  graphischen  Tabellen,  1  geognostischen  Karte,  1  Karte  der 

kieselfeldcr  und  1  Plan  der  Stadt  Berlin.    10  M. 

Wemiohy  A.,  Dr.,  Reg.-  und  Medicinalrath ,  Zusammenstellung  der  gültigen 
Medicinalgesetze  Preussens.  Mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Reichsgeseti- 
gebung  bearbeitet.    Berlin,  Hirschwald,  1887.    8.    XLIX  — 530  S.     3  M. 

Wiemer^  Dr.,  Handbuch  der  Medicinalgesetzgebung  des  Deutschen  Reiches  nnd 
seiner  Einzelstaaten.  Mit  Commentar.  Für  Medicinalbeamtc ,  Aerzte  and 
Apotheker.  II.  Band,  2.  Theil.  Die  Medicinalgesetzgebung  der  Königreiche 
Bayern  und  Sachsen.    Stuttgart,  Enke,   1886.    gr.  8.    VIII  — 580  S.    13  M. 

Wight,  0.,  W.,  Maxims  of  public  Health.  New  York,  Appleton,  1886.  16. 
176  p.    75  Cents. 

2.     Statistik  und  Jahresberichte. 

Apella^  J.,  Dr.,  Zur  medicinischen  Statistik.     Berlin,  Hermann,   1886.    gr.  8. 

36  S.    0-60  M. 
Arnouldy  J.,  Dr.,  Rapport-  sur  les  travaux  du  conseil  central  de  salubrite  et  da 

conseil  d'arrondissement    du  departement    du  Nord   pendant  l*annee  188& 

Lille,  imp.  Danel,  1886.    8.    LH  —  419  p. 
Belval,  Th.,  Compte  rendu  des  travaux  du  comite  de  salubrite  publique  de 

Saint- Josse -ten-Noode  pendant  Pannee  1885.    Saint- Josse -ten-Noode,  imp* 

Batat,  1886.    gr.  8.    21  p. 
Daimery  J.,  Dr.,  Sanitätsbericht  über  Tirol  und  Vorarlberg,  für  die  Jahre  1883 

und  1884,  mit  Rückblicken  auf  die  früheren  Jahre.    Innsbruck,  Druck  von 

Wagner,  1886.    gr.  4.    IV  — 263  S. 
DavieSy  David,  Report  of  the  Medical  Officer  of  Health  on  the  sanitary  con- 

dition  of  the  City  and  County  of  Bristol  and  for  the  Port  of  Bristol  with  t 

tabular  return  of  mortality  for  the  year  1885.    Bristol,  Boister  print.,  1886. 

8.    33  p. 
Erben;  Joseph,  Director,  Statistisches  Handbuch  der  königlichen  Hauptstadt 

Prag  für  die  Jahre   1883/84.     Herausgegeben  von  der   statistischen  Co»- 

mission  der  königlichen  Hauptstadt  Prag.   Neue  Folge,  3.  Jahrgang,  l.biiS* 

Heft.    Prag,  Rionaö,  1886.    gr.  8.    291  S.    Das  Heft  2  M. 
Gautrelety  Dr.,    Compte  rendu  des   travaux  des  conseils  d'hygiene  pabliqo« 

et  de  salubrite  du  departement  deCote-d'Or  accomplis  pendant  ranneel8d$- 

Dijon,  imp.  Darantiere,  1886.    8.    207  p. 
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Jablonski,   Jean,  Dr.,  Recueil  des  travaux  du  CoDseil  central  d'hygiene  et  de 

salubrite  du    departement  de  la  Vienne   (Proces- verbau x    et   rapports   de 

l'annee  1885),    et  Kapport  gcncral   sur   sa  constitutioD  medicale   et  sur  les 

epidemies  de  rarrondiBsemeut  de  Poitiers  pendant  Tannee  1885.    Pans,  imp. 

Marcirean,  1886.    8.     180  p. 
Jahresberioht  über  die  Verwaltung  des  Medicinalwesens,  die  Krankenanstalten 

und   die   öffentlichen  Gesundheitsverhältnisse   der  Stadt  Frankfurt  a.  M. 

Herausgegeben  vom  Aerztlichen  Verein.    XXIX.  Jahrgang.   Frankfurt  a.  M., 

Sauerländer.  1886.    gr.  8.    272  S.    3'60  M. 
Jahresberioht 9    Medicinisch- statistischer  —  über   die  Stadt  Stuttgart  vom 

Jahre   1885.    Dreizehnter  Jahrgang.    Herausgegeben   vom   Stuttgarter  ärzt- 
lichen Verein,  redigirt  von  Dr.  Adolf  Reuss.    Stuttgart,    Metzler,  1886. 

8.    96  S. 
Janssens,  Kniest,  Dr.,  Annuaire  demographique  et  tableaux  statistiques  des 

causes  de  deces.    Bruxelles,  ßaerlsoen,  1886.    8.    37  p.     1  chart.     2  pl. 
Mauricetj  Alph.,  Dr.,  Compte  rendu  des  epidemies  et  des  travaux  des  conseils 

d'hygieue  du  Morbihan  en  1885.    Vaimes,  imp.  Galles,  1886.    4.    68  p.  avec 

tableaux. 
Rampalj   Louis,  Dr.,  et  Dr.  J.  S.  Roux^  Compte  rendu  des  travaux  des  con- 
seils  d'hygiene   et   de   salubrite    du    departement   des   Bouches- du -Rhone. 

Tome  XV.    Marseille,  imp.  Cayer,  1886.    8.    410  p.  avec  tableaux. 
Rauchberg,  Heinrich,  Dr.,  Die  Erkrankungs-  und  Sterblichkeitsverhältnisse  bei 

der   Allgemeinen    Arbeiter-Kranken-    und   Invalideucasse   in    Wien.     Wien, 

Holder,  1886.    gr.  8.     37  S.     140  M. 
Recueil  des  travaux  du  comite  consultatif  d'hygicue  publique  de  France  et  des 

actes  officiels  de   Tadministration   sanitaire.     Tome  XV,   annoe   1885.     Paris, 

J.  B.  Bailliere  &  fils,  1886.    8.    XIV  —  587  p. 
Reiter,  J.  Gg.,  Morbiditätsstatistik  von  Niederbayern  für  1884.  München,  königl. 

bayer.  stat.  Bureau,  1886.    gr.  8.    21  S.  mit  8  Karten  und  12  Diagrammen. 
Report,  Annual  —   of  the  health  of  Liverpool,  by   the  medical  officer  of 

health  for  the  year  1885.    Liverpool,  Russell,  Son  &  Bayley,  1886.    8.    75  p. 

1  map.     1  tab. 
Report,  Annual  —  of  the  Charleston  health  department,  1885.    Charleston, 

News  &  Courrier  office,  1886.     8.    41  p.     1  tab. 
Report  of  the  department  of  health  of  the  city  of  Chicago,  for  the  year  1885. 

Chicago,  1886.    8. 
Report,  Annual  —  of  the  health  department  of  the  city  of  Cincinnati  for  the 

year  1885.    Cincinnati,  Wilstach,  Baldwin  &  Co.,  1886.    8.     129  p. 
Report^  Annual  —  of  the  Connecticut  State  Board  of  Health  for  1884/5.   Hart- 
ford, Tuttle,  Morehouse  &  Taylor,  1886.    8.     172  p. 
Report,  Biennial  —  of  the  Louisiana  Board  of  Health,  for  the  years  1884  and 

1885.    Baton  Rouge,  Sastremski,  1886.    8.    157  p. 
Report,  Seventh  Annual  —  of  the  State  Board  of  Health,  Lnnacy  and  Charity 

ot  M  a  s  s  a  c  h  u  s  e  1 1  s.    Boston,  Wright  &  Potter,  1886.    gr.  8.    XX VHI  and 

357  p. 
Report,  Annual  —    of  the  Richmond  board  of  health,  1885.    Richmond,  Va., 

Walthall  &  Bowles,  1886.    8.    75  p. 
Report,   Annual  —  of  the   health  commissioner  of  St.  Louis,   for  the  year 

1885  —  1886.    St.  Louis,  1886.    8. 
Resultati  delP  inchiesta  sulle  condizioni  igieniche  et    sanitarie  nei   communi 

del  regno.    2  parte.    Roma,  tip.  nell'   ospizio   di   S.  Micheie,   1886.    gr.  8. 

179  &  503  p. 
Sehleisner,  P.  A.,  Dr.,  Aarsberetning  angaaende  Sundhcdstilstandeu  i  Kjöben- 

havn  for  1885.    Kjöbenbavn,  1886.    8. 
Sehleisner,  P.  A. ,  Ugentlige  Oversigter  over  Sygdomme,  Dödsfald  og  Födster 

i  Kjöbenhavn,  1885.    Kjöbenhavn,  SchioUerups,  1886.    8.    104  p. 
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Snowy  Edwin  M.,  Dr.,  Thirty-first  annaal  report  upon  the  birtbs,  marriages, 

and  deaths  in  the  city  of  Providence  for  the  year  1885.    Providence,  1886. 

8.    102  p. 
Statistik^  Oesterreichische  — .   Herausgegeben  von  der  k.  k.  statistischen  Central- 

commission.    XII.  Bd.,  2.  Heft,  enth.:  Bewegung  der  Bevölkerung  der  im 

Reichsrathe  vertretenen  Königreiche    und   Länder   im  Jahre   1884.    ArVien, 

Gerold,  1886.    4.    XXI  —  137  S.    4-80  M. 
Btatitlky  Oesterreichische  — .   Herausgegeben  von  der  k.  k.  statistischen  Central- 

commission.    XII.  Bd.,  4.  Heft,   enth.:   Statistik  des  Sanitätswesens  der  im 

Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Lander  für  das  Jahr  18B4.    Wien, 

Gerold.  1886.    4.    XLVIII  — 231  S.    940  M. 
Statistisoh  overzicht  der  bij   het  Nederlandsche   leger   in  het  jaar    1885  be- 

handelde   zieken.     's  Gravenhage,  van   Doorn  &  Zoon,    1886.     8.     140  p. 

2  diag. 
Travaux  du  conseil  d'hygieue  publique. et  de  salubrite  du  departement  de  la 

Gironde  pendant  Pannöe  1885.   Tome XXVII.   Bordeaux,  imp.  Lanefranque, 

1886.    8.    XXIX  — 475  p. 
Travaux  du  conseil  central  d'hygiene  publique  et  de  salubrite  du  departement 

de   la  Seine-Införieure  pendant  l'annee   1885.     Ronen,  imp.   Cagniard, 

1886.    8.    379  p. 
Travaux  des  conseils  d'hygienc  publique   et  de  salubrite  du  departement  des 

Yosges  en  1885.    Epinal,  imp.  Busy,  1886.    8.    199  p.  avec  tableanx. 
Verslag  aan   den  Koning  van  de  bevin dingen  en  handelingen  van  bet  genees- 

kundig  Staatstoezieht  in  het  jaar  1885.   's  Gravenhagen,  van  Weelden  &  Min- 
gelen, 1886.    4. 

3.    WaBserversorgnng,  EntwäBserung  und  Abfuhr. 

Celliy  Angelo,  Dr.,  Relazione  della  analisi  bacteriologica  delle  acque  del  sotto- 
suolo  di  Roma.  Eseguita  per  incarico  del  municipio.  Roma,  tip.  d.  r.  accad. 
dei  licci,  1886.    gr.  8.    27  p.  con  3  tavole. 

Döfosse^  Ingenieur,  Purification  et  cmploi  economique  des  eaux  d'egout,  Systeme 
D^fosse.    Paris,  Dupont,  1886.    8.    40  p. 

Dobel y  E.,  Regierungs- Baumeister,  Canalisation.  Anlage  und  Bau  städtischer 
Abzugscanäle*  und  Hausentwässeningen.  Ein  Handbuch  für  Ingenieure  und 
Architekten,  Werkmeister  und  Bautechniker,  Aerzte  und  Gemeindevertre- 
ter etc.,  sowie  zum  Gebrauche  an  technischen  Schulen.  Stuttgart,  Kohl- 
hammer, 1886.  gr.  8.  VII— 149  S.  mit  15  Tafeln  Pläne  und  Detailzeich- 
nungen.   4.    80  M. 

Gaillet^  Paul,  Ing.,  Epuration  des  eaux  de  vindange  des  fabriques  avec  utili- 
sation  des  residus.  Lille,  imp.  Danel,  1886.  8.  111  p.  avec  tableaux  et 
figure. 

Grundwaaserbeobaohtungen  auf  dem  Rieselfelde  Osdorf  von  1882  bis  1886,  nebBt 
graphischer  Darstellung  des  Grundwasserspiegels  sowie  der  täglich  dorthin 
geförderten  Wassermengen  und  der  atmosphärischen  Niederschläge.  Berlin, 
Druck  von  Gisevius,  1886.    5  S.  mit  2  Tafeln. 

Guocia^  G.  B.,  Sulla  conduttura  delle  acque  potabili.  Due  Icttere.  Palermo, 
Cristnia,  1886.    8. 

Humblotj  Ingenieur,  Les  Egouts  de  Paris  ä  la  fin  de  1885.  Paris,  Cheux,  1886. 
4.    113  p.  avec  figures  et  plans. 

Laiiriano^  Nicolo,  Progetto  per  togliere  le  cattive  esalazioni  provenienti  dalla 
cala  ed  acquedotti  nella  citta  di  Palermo.    Palermo,  1886.     16.     14  p. 

Lepidi-Chiotiy  Guilio,  SuUe  acque  potabili  di  Palermo.  Richerche  batteriosco- 
piche.    Palermo,  Lao,  1885.    8.    32  p. 

Lepsiua^  B. ,  Dr.,  Ueber  das  Wasser  in  seiner  Bedeutung  für  die  YersorguDg 
der  Städte  mit  Trink-  und  Nutzwasser;   unter  Berücksichtigung  der  neuen 
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GruDdwasserleitung  in  Frankfurt  a.  M.    Vortrag.    Frankfurt  a.  M.,  Druck 
von  Naumann,  1886.    gr.  8.    21  S. 

Cenzel,  Paul  Otto  Joseph,  Dr.,  Die  Unschädlichmachung  der  stadtischen  Cloaken- 
auswürfe  durch  den  Erdboden.  Versuche,  die  in  den  Jahren  1881/83  an  der 
land-  und  forstwirthschaftlichen  Akademie  Petrowsky  bei  Moskau  von 
Ana  toi  P'adejeff  ausgeführt  wurden.  Aus  dem  Russischen  übersetzt  und 
mit  einigen  Bemerkungen  sowie  Zeichnungen  versehen.  Leipzig,  Scholtze, 
1886.    8.     144  S.  mit  in  den  Text  eingedruckten  Abbildungen.    4*50  M. 

l'encki,  L.,  et  P.  Kakowski;  Alteration  de  Tair  par  les  gaz  des  fosses  d'ai- 
sance.    Le  Mans,  imp.  Drouin,  1886.    8.    6  p. 

'riouj  Ilenri,  Les  Eaux  potables  de  Compiegne;  etude  d'hygiene  publique 
Compiegnc,  imp.  Mennecier,  1886.    8.    50  p.  et  planche. 

Lzehak,  A.,  Prof.,  Ergebnisse  der  mikroskopischen  Untersuchung  des  Trink- 
wassers der  Stadt  Brunn.  Brunn,  Enauthe,  1886.  gr.  8.  28  S.  mit  1  Tafel. 
0  6<)  M. 

.  Behlen,  Dr.,  Ueber  die  Grundwasserverhältnisse  der  Stadt  Hannover  und 
ihre  Beziehungen  zu  den  Infectionskrankheiten.  Eine  hygienische  Studie. 
Hannover,  Schmorl  &  v.  Seefeld,  1886.    gr.  8.    60  S.  mit  8  Tafeln.     1'50  M. 

Irinkwasser  der  Stadt  Kiel,  Das  —  auf  Grundlage  von  Analysen  aller 
BruiinenwasHer  Kiels  ausgeführt  im  Herbst  1883  im  Auftrage  der  städtischen 
Gesundheitscommission  durch  das  agriculturchemische  Laboratorium  der 
landwirthschaftlichen  Versuchsstation  zu  Kiel.  Kiel,  Lipsius  <fe  Tischer, 
im').    4.    34  S.    2  M. 

4.     Ban-,  Strassen-  und  Wohnungshygiene. 

tufaliniy  P.,  Dei  regolamenti  edilizi  con  speciale  riguardo  alP  allineamento  se- 

condo  la  dottrina,   la  legislazione  e  la  giurisprudenza  italiana,  francese  e 

beige ,  col  testo  della  legislazione  relativa  e  dei   regolomenti  edizili   delle 

principali  citte  italiane.    Roma,  tip.  Unione.  1886.    8.    676  p. 
lelovia,  Giovanni,  La  polvere  delP  atmosfera.    Milano,  Sonzogno,  1886.    12. 

31  p. 
»elalrej   A. ,  Les  Logements  d^ouvriers  et  le   devoir  des  classes  dirigeantes. 

Lyon,  Vitte  &  Perrussel.     1886.    8.    35  p. 
Kestelkampy  L.,  Prediger,  Die  Wohnungsverhältnisse  unserer  ärmeren  Classen. 

Berlin,  George  &  Fiedler,  1886.    gr.  8.    VII  —  59  S.     1  M. 
'erriniy  Rinaldo,  Scaldamento  e  ventilazione  degli  ambienti  abitati.    Milano, 

Hoepli,  1886.     16.    33  p. 
[asse^  Ernst,  Dr.,    Die   VVohnungsverhältnisse   der  ärmeren  Volksclassen   in 

Leipzig.    Leipzig,  Duncker  &  Humblot.    gr.  8.    100  S.    2  M. 
ourdazi;  G.,  Legislation  sur  les  logements  insalubres.   3.  edition.   Paris,  Berger- 

Levrault,  1886.    8.    VI  — 525  p.    6  Frcs. 
lunketty  H.  M.,  Women,  plumbers  and  doctors;  or  household  sanitation.   New 

York,  Appleton.     12.    248  p.  illustr.     1-25  Doli, 
'osadsky;  S. ,   Praktische  M odification  der  Pettenkofer-Nagorsky* sehen 

Methode  zur  Bestimmung  des  Kohlensäuregehaltes  der  Luft.  St.  Petersburg, 

Lebedoff,  1886.    8.    41  S.     1*50  M. 
^enk,  Friedrich,  Dr.,  Die  Luft.    Erbter  Theil,  2.  Abtb.,  2.  Heft  von:  Handbuch 

der  Hygiene  und  Gewerbekrankheiten,  herausgegeben  von  Pettenkofer 

und  Ziemssen.    Leipzig,  Vogel,  1886.    gr.  8.    242  S.    6  M. 
uoport^  First  —  from   the  select  committee  on   the  Ventilation   of  the  House, 

April  13,  1886.    London,  Harrison,  1886.     fol.    3  p. 
ehaffer,    Ludwig,   Dr.,  Die  Theerimprägnirung  im  Massenquartiere.    Wien, 

Braumüller,  1886.    gr.  8.    32  S.    0*80  M. 
racy^  R.  S.,  Hand-book  of  sanitary  information  for  householdors.    New  York, 

Appletüu,  1886.     16.    50  cents. 
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Vaughan,  V.  C. ,  Healtliy  homes  and  foods  for  the  working  classes.  Concord, 
1886.    8.    62  p. 

Wohnungsnoth  der  ftrmeren  Classen,  Die  —  in  deutschen  GroBSstädten  und 
Vorschläge  zn  deren  Abhülfe.  Gutachten  und  Berichte  herausgegeben  im 
Auftrage  des  Vereins  für  Socialpolitik.  II.  Band.  Leipzig,  Dancker  &  Hum- 
blot,  1886.    gr.  8.    VIII  — 380  S.  mit  8  Steintafeln.    9*60  M. 

5.    Schulhygiene. 

Baoh^  J.,  et  A.  Boutrois,  L'hygiene  ä  Tccole  ä  Pusage  des  ecoles  normales,  des 
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